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_Ar. 1249. 


Breie Gewerbe koͤnnen aud außerhalb der Städte der Ermersfeuer unters 
zogen werben. Das Erträgniß gewerbsmäßig ee Greditgewährung 
unterliegt der @infommenfteuer I. Claſſe. 

Srtenntniß vom 3. Jänner 1888, 3. 1. 

Der k. 1.3. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Stanislaus 
Kraus in Upnew ca. Entſcheidung ber galiz. I. 8. Fin.-Landesdirection 
vom 31. Auguft 1880, 3. 37839, betreffend die Erwerb» und Einkommen · 
ſteuer vom Betriebe der Geſchäftsvermiitlungen und Geldgeſchäfte, nad 
durchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“*) 


Ur. 1250. 


Eine Erwerbsgenofienfhaft, melde im Laufe des Steuerjahres ihre Bi: 
tuten derart ändert, daß auf fie das Ge ‘; vom 27. December 1880, 

Rr. 151 Anwendung findet, fann die Einfommen; teuerbemeffung nad —8 
Grundfägen dieſes Gefepes erſt vom nächſten Steuerjahre anſprechen. 
Ertenntnit vom 8. Sänner 1888, 3. 2. 

Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Spar- und 
Vorſchußvereines in Maſchau, regiftrirter Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Haftung, ca. Entſcheidung der böhm. 8. k. Fin. Landesdirection vom 22. Juli 
1881, 3. 36405, betrefienb ben Zeitpunkt der Anwendbarkeit bes Gef. 
vom 27. December 1880, R. G. B. Nr. 151 auf ven beſchwerdeführenden 
Verein, nad) durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Heinrich Brunar, ſowie des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu 
Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.* 


*) Biche Gutiäeibungsgränbe bei Nr. 444 (Banb III, Jahrgang 1879) und 
Nr. 1108 (Band V, Jahrgang 1881). 
1* 








4 Ar. 1250. — Erf. v. 3. Jänner 1882, 3. 2. 


Eutfdeidungssrände. 

Der befhwerbeführende Verein hat zu dem Zwede, daß auf vem- 
felben tas Gef. vom 27. December 1880, R. G. B. Nr. 151 Un- 
wendung finden könne, in ter Generalverfammlung vom 24. April 1881 
die entfpregende Aenderung feiner Etatuten beſchlofſen. Tiefe Etatuten- 
änderung wurde im Momate Juni 1881 in das Geuoſſenſchaftsregiſter 
eingetragen, unb unterm 18. Juni 1881 bat ber Bereim das Aufuchen 
eingebracht, daß auf beufelben das vorcit. Geſetz in Beziehung auf tie 
Erwerb» und Einloumenftenerbemeflung in Anwendung gebracht werte. 

Mit ver angefochtenen Entſcheidung hat Die Etenerbehörbe vie Lẽſcheng 
ter Ermwerbfiener vom 1. Jänner 1882 an bewilligt und ansgeiprocen, 
daß auch in Abfiht auf die Einkommenſtener das erwähnte Geſet erſt 
vom Jahre 1882 auf ten beſchwerdeführenden Verein augewendet wer- 
ten könne. 

Der Berein bat dieſe Eutiheidung beim B. &. Hefe infeferne an- 
gefochten, als die Löſchung der Erwerbſtener nicht hen vem II. Semeſter 
1881 an und die Bemeflung ter Einfommenftener nad dem Geſetze vom 
37. December 1880 erſt vom 1. Jänner 1882 und nidt ſchen vom 
1. Yuli 1881 an bewilligt wurte. 

Nachdem die k. k. Fin.Landesdirection nachträglich wit Erlaß vom 
15. December 1881, 3. 65550 vie Löoſchung der Erwerbſtener des Ver⸗ 
eines dem Begehren tesjelben gemäß vom Il. Semeſter 1881 an bewilliget 
und fonah den Verein in biefer Richtung klaglos geftellt bat, fo mußte 
in tiefer Beziehung der B. ©. Hof das weitere Berfahren in Gemäßheit 
des 8. 44 des Gel. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Rr. 36 
einftellen. 

Dem B. ©. Hofe obliegt es fonad bloß zu erfeunen, ob tie Ent- 
fheirung der LE. Fin.-Landestirection, daß in Abfiht anf die Einfommen- 
ftenerbemefiung das vererwähnte Gel. vom 27. Tecember 1880 anf ten 
beſchwerdeführenden Verein erfi vom Jahre 1882 in Auwendung zu kemmen 
babe, gejegwitrig fe. Dur das lestcit. Geſetz wurten nach vem Titel 
desjelben die Einfommrenfleuergejege unt Vorſchriften in ihrer Aumentung 
auf Ermwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften unt Borſchußcafſen nicht aufe 
gehoben, fontern bloß abgeäutert, und im $. 6 wurde anstrüdlid be⸗ 
ftimmt, daß die fonfligen, gegenwärtig beftehenten, gefeglihen Beſtimmungen 
über tie Einommenfteuer in unveränderter Geltung bleiben. 

Es iſt unbeftritten, daß ter befhwerteführente Berein mit Beginn 
tes Stenerjahres 1881 nad der I. Clafſe tes Einfommenflenerpatentes 
vom 29. October 1849, R. ©. B. Rr. 439 ter Cinfommeniteuer für 
das Jahr 1881 zu unterziehen war, das ift, es war in Gemäßheit tes 
S. 10 des Einlommenftenerpatentes für Ein Jahr, nämlich für das ganze 
Jahr 1881, tem Bereine tie Einlommenfleuer nad den für bie L Ein⸗ 
fommensclaffe beftehenten Beftimmungen zu bemeflen. 

Rah dem Geſetze vom 27. Tecember 1880 ift nur bezüglih neu 
errihteter Genoffenfhaften oder Borſchußcaſſen im 8. 5 eine tie Beftim- 
mung des 8. 10 des Cinfommenftenerpatente® abändernde Norm in Be 
ziehung auf tie Einkommenſtenerbemeſſung für das erfte Sahr feſtgeſetzt. 
— Da ter befhwerteführente Verein im Jahre 1881 nidyt neu errichtet 
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wurde, ſondern bloß im Laufe des Jahres 1881, für welches derſelbe 
nad der I. Einfommenschaffe fleuerpflihtig war, eine Statutenänderung 
vorgenommen bat, durch welche fein bisheriger Geſchäftsbetrieb nicht ein- 
geftellt, fondern bloß eingejchräntt wurde, jo Tann es fi baher nur um 
die Beantwortung der Trage handeln, ob nad den beftehenden gejeglichen 
Beitimmungen über die Einfemmenfteuer derjelbe berechtigt wäre, im Yale 
ver Betriebseinſchränkung im Laufe des Gteuerjahres vom biesfälligen 
Zeitpuntte eine Reaſſumirung der Einfommenfteuerbemefjung mit Rückficht 
auf vie im Laufe des Steuerjahres eingetretene Aenderung in Anfpruch zu 
nehmen, bezw. ob es geſetzlich zuläffig wäre, vom Zeitpunkte bes ein⸗ 
gefchränften Geſchäftsbetriebes für den Übrigen Theil des Steuerjahres eine 
neue, diefen Umſtänden angemefjene Steuervorſchreibung vorzunehmen. 

Der B. G. Hof mußte dieſe Frage verneinend beantworten, denn 
es ift an der Beflimmung des 8. 10 des Eintommenfteuerpatentes, daß 
die Einfommenfleuer für Ein Jahr zu bemeffen ift, durch das Geſetz vom 
27. December 1880 eine Uenderung nicht bewirkt. Auch wurbe die Bes 
flimmung des $. 21 der Bollzugsvorfahrift zum Kintommenfteuerpatente 
vom 11. Jänner 1850, R. ©. B. Nr. 10, wonad eine Erhöhung oder 
Verminderung des Steuerausmaßes für das betreffende Steuerjahr durch 
Zugänge orer Abfälle am Einkommen im Laufe des betreffenden Steuer 
jahre® nicht verurjadht wird, und welche Beftimmung auf bie unter das 
Gef. vom 27. December 1880 fallenden Steuerpflictigen, nach wie vor, 
volle Anwendung findet, nicht geändert. 

Nah viefem Paragraphe kann am Steuerausmaße im Laufe des 
Steuerjahres bei einer fteuerpflichtigen Unternehmung eine Aenderung nur 
in dem alle eintreten, wenn die einfommenftenerpflichtige Unternehmung 
im Laufe tes Steuerjahres gänzlich eingeftellt wird, was aber im gegebenen 
Falle nicht ftattfand. — Wenn demnad die Steuerbehörte ausgeſprochen 
bat, taß die Einkommenſteuerbemeſſung für den beſchwerdeführenden Verein 
unter Anmwentung ber Beftimmungen des Gef. vom 27. December 1880 
wegen der erft im Laufe des Jahres 1881 eingetretenen Bebingungen, bie 
die Einreihung des Vereines unter diefes Geſetz zufäffig machen, erft vom 
Jahre 1882 an erfolgen kann, fo war biefer Ausſpruch gefeglich gerecht- 
fertigt und e8 muß ſonach tie Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen 
werden, 


Wr. 1251. 


Das Gefep vom 27. December 1680, R. ©, B. Rr. 151 findet auf jene 
Ermwerbögenoffenfhaften, welche ihren Geſchäftsbetrieb ftatutenmäßig aud) 
auf RNichtmitglieder auszudehnen berechtigt find, Feine Anwendung. 


Erkenntniß vom 8. Inner 1882, 3. 2170. 
Der k. 3. ©. Hof hat über die Beſchwerde ter bürgerl. Vor⸗ 
ſchußcaſſe in Karolinentbal ca. Entfheidung ber k. k. Fin.-Yandesdirection 


in Prag vom 23. Yuli 1881, 3. 36200, betreffend die Anwendbarkeit 
des Gef. vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 auf biefelbe, 
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nad durchgeführte d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Yofef 
Sobida, fowie des ET. Min.Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die beſchwerdeführende, als Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung 
regiſtrirte Vorſchußcaſſe in Karolinenthal iſt vermöge der im Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter eingetragenen Statutenänderungen hinſichtlich ihrer Unterneh⸗ 
mung berechtiget, auch an Nichtmitglieder der Genoſſenſchaft auf 
Pretioſen und Werthpapiere Darlehen oder Vorſchüſſe zu gewähren. 

Nachdem das Gef. vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 


laut 8. 1 bloß auf ſolche Wirthſchaftsgenoſſenſchaften Anwendung zu finden 


bat, welde ihren Gefhäftsbetrieb ftatutenmäßig auf die eigenen 
Mitglieder befhränten, aud wenn fie von Nichtmitgliedern Darlehen 
aufnehmen und Waaren laufen, fo kann die beſchwerdeführende Vorſchuß⸗ 
cafja die durch das cit. Geſetz normirten Ausnahmsbeftimmungen und 


‚ Begünftigungen binfichtlih der Erwerb» und Einfommenfteuer nicht für fid 


in Anfprud nehmen. 

Die Einwendung, daß die Pfanbleibanftalt der Borfhußcafla in 
Rarolinenthal ein von leßterer gefondertes Unternehmen bilde, findet bie 
Widerlegung darin, daß der gefammte Gefchäftsbetrieb dieſer Vorſchußcaſſa 
dur ein und dasſelbe Statut geregelt wirb, daß dieſelbe ferner das Capital 
für die von ihr betriebene Pfanpleihanftalt aus ven Mitteln der Vorſchuß⸗ 
caffa beigeftelt bat und den aus dem Pfandleihgefchäfte erzielten Rein⸗ 
gewinn dem Nefervefonde der Vorſchußcaſſa zuführt, endlih daß ver Aus⸗ 
ſchuß der Vorſchußcaſſa zugleih die Pfanbleihanftalt verwaltet. — Der 
B. ©. Hof konnte daher den von den Apminiftratiobehörben angenommenen 
Thatbeftand, wonad der Betrieb ber Pfanpleihanftalt al8 ein integrirender 
Beftandtbeil des Gefchäftsbetriebes der Genofjenihaft angenommen worben 
ift, nicht als einen unrichtigen anfehen. 

Diefe Anſchauung findet au darin ihre Begründung, daß bie be- 
ſchwerdeführende Vorſchußcaſſa felbft, als ihr für das Pfandleihgewerbe ein 
befonderer Erwerbfteuerfchein dto. 15. März 1875, 3. 3390 ausgeftellt 
worden war, in der dagegen an bie Aominiftratiobehörde ergriffenen Be⸗ 
rufung bie Zurüdnahme desfelben angeftrebt hatte und auch erwirkte, indem 
fie damals die Anerkennung Seitens der Steuerbehörde forderte, daß bie 
Geſchäfte der Vorfhußcaffa und der Pfanpleihanftalt nicht zwei gefonderte 
Stenerobjecte feien, fondern ein einheitliche® Unternehmen barftellen. 

Die Beſchwerde mußte daher als unbegründet abgewiefen werben. 


R 
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Ur. 1252. 


Bei ber Berfetung, des der Ginfommenftener I. Glaffe unterliegenden 
Einfommens einer Uctiengeſellſchaft if eine Werthuerringerung des Uns 
lagecapitales nicht gleid einer Betricbsanslage zu behandeln und find 
die Auslagen für Erlangung eines Meceptationserebites zur Selbbefhaffung 
nicht abzuziehen. 
Ertenntniß vom 3. Iänner 1882, 3. 8. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Actiengeſellſchaft 
ter k. k. priv. hydrauliſchen Kallk · und Portland-Cementfabrik zu Perlmoos 
(bormats Angelo Saullich) in Wien ca. Entſcheidung der nieber-öfterr. 
. t. Sin.«Lanbesdirection vom 12. Yuli 1881, 3. 24989, betreffend die 
Einkommenfteuerbemefjung für die Jahre 1880 und 1881, nad) durch⸗ 
geführter 5. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgemiefen.“*) 


Ar. 1253. 


Die Ansmufterung eines Böglings_aus einer Militärbildungsanftalt if 

in Abficht auf bie Bumeifung der Heimathelofen ($. 19, —X des Hei⸗ 

mathsgeſ.) nicht ohne weiteres gleichbedeutend mit der Stellung zum Militär 

ober dem freiwilligen Gintritte in basfelbe; inwieferne dies der Fall fein 

folte, müßte zuerſt jedenfalls die Frage des Aufenthaltes zur Beit der 

Ausmüfterung in Erwägung gezogen und bie Einvernahme der betheiligten 
emeinden veranlaßt werden, 


Erkenntniß vom 4. Sünner 18882, 3. 1976. 


Der k. 1. 8. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Weiße 
firhen ca. Min. des Innern anläßlih ver Entſcheidung desſelben vom 
27. Mai 1881, 3. 3525, ketrefiend die Heimathözumeifung bes Anton 
Steer von Schlachtenlohn, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Yohann Lenod, dann des k. k. Sectiond-Rathes 
Frhrn. dv. Pluppart, zu Recht erfannt: 

„Die angefodtene Entſcheidung wird nad 8. 6 des Ge— 
feges vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen 
mangelhaften Verfahrens aufgehoben." 


Entfheidungsgrände. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf einem theil® unrichtigen, 
theils unvollftändigen Thatbeftande. Der: angenommene Thatbeftand war 
unrichtig, weil das Minifterium bei feiner Entſcheidung von der Vor» 
ausfegung ausgegangen ift, daß bie Ausmufterung ber Zöglinge einer 
Militärbilvungsanftalt ohne weiteres gleichbebeutend fei mit der Stellung 


Pr Siehe Entſcheidungegründe in Nr. 425, 446 und 472 (Band III, Jahr- 
gang 1879). 


Erkenntnile 


bes 


k. R. Derwallungsgerichtshofes. 


Zusammengestellt auf dessen Veranlassung 


bon 


Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 


Rath des k. k. Bermaltungsgerichtshofes. 


VI. Jahrgang 1882. 
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Ar. 1249. 


Freie Gewerbe können aud außerhalb der Stäbte ber Ermwerufteuer unter: 
zogen werben. Das Erträgniß qewerbemäig betriebener Greditgewährung 
unterliegt der Einfommenfteuer I. Claſſe. 


Erkenntniß vom 83. Iänner 1882, 3. 1. 


Der 8. 1. 3. ©. Hof hat über die Beichwerde des Stanislaus 
Kraus in Uhnow ca. Entſcheidung der galiz. k. k. Fin.» Landespirection 
vom 31. Augnft 1880, 3. 37839, betreffend die Erwerb⸗ und Einkommen⸗ 
fteuer vom Betriebe der Gefhäftsvermittlungen und Geldgeſchäfte, nad) 
burchgeführter d, m. Verhandlung zu Recht erfamnt: 

„Die Befhmerde wird als unbegründet abgemiefen.*“*) 


Ar. 1250. 


Eine Erwerbsgenofjenfhaft, melde im Laufe des Steurrjahree ihre Ste: 

tuten derart ändert, daß auf fie das Bel. vom 27. December 1880, R. G. B. 

Nr. 151 Anwendung findet, Tann die Einfommenfteuerbemeflung nad) den 
Grundſätzen dieſes Geſetzes erft vom nädhften Steuerjahre anjpreden. 


Erkenntniß vom 3. Jänner 1882, 3. 2%. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Beſchwerde des Spar- und 
Borjhußvereines in Mafchau, regiftrirter Genoſſenſchaft mit unbefchränfter 
Haftung, ca. Entſcheidung ber böhm. k. k. Fin,-Landesdirection vom 22. Juli 
1881, 3. 36405, betreffend den Zeitpunkt der Anwendbarkeit des Gef, 
vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 auf den beſchwerdeführenden 
Berein, nad burchgeführter 8. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Heinrich Brunar, fowie des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu 


Hecht erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


*) Siehe Entfheidungsgränbe bei Nr. 444 (Band III, Jahrgang 1879) und 
Nr. 1108 (Band V, Jahrgang 1881). 
1 * 


4 Mr. 150. — Et. v. 3. Vimmer 1859, 3. 2 


Eutfgeidungssrhude. 

Der beigwerteflhrende Berein bat zu dem Zwecke, daß auf ven- 
felben ras Gef. vom 27. December 1880, R. 8. B. Nr. 151 An⸗ 
wendung finden Tönme, in ter Öeneralverfammiung vom 24. April 1881 
die entſprechende Aenderung feiner Statuten beſchlefſen. Tiefe Etatuten- 
änterung wurde im Monate Juni 1881 im ta6 Genofienfchaftsregifter 
eingetragen, und unterm 18. Juni 1881 hat ber Berein das Aufuden 
eingebracht, daß auf beufelben das vorcit. Geſetz in Beziehung anf bie 
Erwerb» uud Eintommenftenerbemefiung in Ammwendung gebracht werte. 

Mit ver angefochtenen Eutſcheidung hat die Etenerbehörbe die Löfchung 
ver Erwerbfieuer vom 1. Jänner 1882 an bewilligt und ausgefprocen, 
daß auch in Abfiht auf die Einkonmmenfleuer das erwähnte Geſetz erſt 
vom Jahre 1882 auf tem bejhwerteflhrenten Berein augewentet wer- 
den Fönne, 

Der Berein bat diefe Entfheidung beim B. &. Hefe infoferne an- 
gefochten, als die Löfhung der Erwerbftener nicht ſchon vom II. Semefter 
1881 an und die Bemeflung der Einfommenftener nad) dem Geſetze vom 
37. December 1880 erfl vom 1. Yänner 1882 umd nicht ſchon vom 
1. Yuli 1881 an bewilligt wurte. 

Nachdem die k. k. Yin.-Landesbirection nachträglih mit Erlaß vom 
15. December 1881, 3. 66550 die Löſchung der Erwerbftener des Ver⸗ 
eines dem Begehren tesfelben gemäß vom II. Semefter 1881 an bemilliget 
und fonah den Berein in dieſer Richtung klaglos geftellt hat, fo mußte 
in dieſer Beziehung der V. ©. Hof das weitere Verfahren in Gemäßheit 
des 8. 44 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 
einftellen. 

Dem V. ©. Hofe obliegt es ſonach bloß zu erkennen, ob die Ent- 
ſcheidung der k. 1. Fin.-Landespirection, daß in Abfiht auf die Einfommen- 
fienerbemefjung das vorermähnte Gef. vom 27. December 1880 auf ven 
befhwerbeführenden Verein erft vom Jahre 1882 in Anmendung zu kommen 
babe, gejegwibrig ſei. Durch das letzteit. Gefeß wurden nach dem Titel 
desfelben die Einkommenſteuergeſetze und Vorſchriften in ihrer Anwendung 
auf Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchußcaſſen nicht aufe 
gehoben, fondern bloß abgeändert, und im $. 6 wurbe ausdrücklich bes 
ftinnmt, daß die fonftigen, gegenwärtig beftehenden, gefeglihen Beftimmungen 
über die Einommenfteuer in unveränderter Öeltung bleiben. 

Es ift unbeftritten, daß der beſchwerdeführende Verein mit Beginn 
des Steuerjahre® 1881 nad der I. Claſſe des Einfommenfteuerpatentes 
vom 29. Dctober 1849, R. ©. B. Nr. 439 der Einfommenfteuer für 
das Jahr 1881 zu unterziehen war, das ift, e8 war in Gemäßheit bes 
8. 10 des Einkommenſteuerpatentes für Ein Fahr, namlich für das ganze 
Jahr 1881, dem Bereine die Einlommenfteuer nad den für die I. Ein» 
tommensclafje beftehenven Beftimmungen zu bemeflen. 

Nah dem Geſetze vom 27. December 1880 ift nur bezüglich neu 
errichteter Genoſſenſchaften oder Vorſchußcaſſen im 8. 5 eine die Beftim- 
mung bed 8. 10 des Einfommenfteuerpatentes abändernde Norm in Be» 
ziehung auf die Einfommenfteuerbemeffung für das erfte Jahr feſtgeſetzt. 
— Da ber befchwerbeführende Verein im Yahre 1881 nicht neu errichtet 
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wurde, ſondern bloß im Laufe des Jahres 1881, für welches derſelbe 
nah der J. Einkommensclaſſe fleuerpflihtig war, eine Statutenänderung 
vorgenommen bat, durch welche fein bisheriger Geſchäftsbetrieb nicht ein- 
geftellt, fondern bloß eingefhränkt wurde, fo kann es fih daher nur um 
die Beantwortung der Frage handeln, ob nad den beftehenden gefetzlichen 
Beitimmungen über die Einfommenfteuer derjelbe berechtigt wäre, im Falle 
ver Betriebdeinfhränfung im Laufe des Steuerjahres vom viesfälligen 
Zeitpunfte eine Reaffumirung der Eintommenfteuerbemeflung mit Rüdficht 
auf die im Laufe des Steuerjahres eingetretene Aenderung in Anſpruch zu 
nehmen, bezw. ob es gefetlih zuläffig wäre, vom Zeitpunfte des ein⸗ 
geſchränkten Gejchäftsbetriebes für den übrigen Theil des Steuerjahres eine 
ueue, diefen Umſtänden angemefjene Steuervorfchreibung vorzunehmen. 

Der B. ©. Hof mußte diefe Frage verneinend beantworten, denn 
e8 ift an der Beftimmung des 8. 10 des Einkommenfteuerpatentes, daß 
die Einfommenfleuer für Ein Jahr zu bemeſſen ift, durch das Geſetz vom 
27. December 1880 eine Aenderung nicht bewirlt. Auch wurde die Be⸗ 
fiimmung des $. 21 der Vollzugsvorſchrift zum Einfommenfteuerpatente 
vom 11. Yänner 1850, R. ©. 3. Nr. 10, wonad eine Erhöhung oder 
Berminderung des Steuerausmaßes für das betreffende Steuerjahr durch 
Zugänge oter Abfälle am Einkommen im Laufe des betreffenden Steuer- 
jahres nicht verurjacht wird, und melde Beftimmung auf die unter das 
Gef. vom 27. December 1880 fallenden Steuerpflichtigen, nach wie vor, 
volle Anwendung findet, nicht geändert. 

Nach diefem Paragraphe fann am Steuerausmaße im Laufe des 
Steuerjahres bei einer fleuerpflichtigen Unternehmung eine Aenberung nur 
in dem Yalle eintreten, wenn die einfommenfteuerpflichtige Unternehmung 
im Laufe tes Steuerjahres gänzlich eingeftellt wird, was aber im gegebenen 
Halle nicht ftattfand. — Wenn demnadh die Steuerbehörte ausgeſprochen 
bat, taß die Einfommtenfteuerbemeffung für den beſchwerdeführenden Verein 
unter Anmentung der Beſtimmungen des Gef. vom 27. December 1880 
wegen der erft im Laufe des Jahres 1881 eingetretenen Bebingungen, bie 
die Einreihung des Vereines unter diefes Geſetz zuläffig machen, erft vom 
Jahre 1882 an erfolgen kann, fo war biefer Ausfpruch gefetlich gerechte 
fertigt und es muß ſonach tie Befchwerte als unbegründet zurüdgewiefen 
werben, 


Wr. 1251. 


Das Gefek vom 27. December 1880, R. G. B. Rr. 151 findet_auf jene 
Erwerbsgenofienfchaften, welche ihren Geſchäftsbetrieb ſtatutenmäßig auch 
auf Richtmitglieder auszudehnen berechtigt find, keine Anwendung. 


Erkenntniß vom 8. Jünner 1882, 3. 2170. 


Der 1. 1. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde ter bürgerl. Vor⸗ 
ſchußcaſſe in Karolinentbal ca. Entfheidung der k. k. Yin.-Yandesdirection 
in Prag vom 23. Yuli 1881, 3. 36200, betreffend die Anwendbarkeit 
des Del. vom 27. December 1880, R. ©. 3. Nr. 151 auf biefelbe, 
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nad burchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung bes Adv. Dr. Joſef 
Sobida, fowie des 1. f. Min.⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erfannt: 
„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Die beſchwerdeführende, als Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung 
regiſtrirte Vorſchußcaſſe in Karolinenthal iſt vermöge der im Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter eingetragenen Statutenänderungen hinſichtlich ihrer Unterneh⸗ 
mung berechtiget, auch an Nichtmitglieder der Genoſſenſchaft auf 
Pretioſen und Werthpapiere Darlehen oder Vorſchüſſe zu gewähren. 
Nachdem das Geſ. vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 
laut 8. 1 bloß auf ſolche Wirthſchaftsgenoſſenſchaften Anwendung zu finden 
hat, welche ihren Geſchäftsbetrieb ſtatntenmäßig auf die eigenen 
Mitglieder beſchränken, auch wenn ſie von Nichtmitgliedern Darlehen 
aufnehmen und Waaren kaufen, fo kann die beſchwerdeführende Vorſchuß⸗ 
cafja die durch das cit. Geſetz normirten Ausnahmsbeftimmungen und 
‚ Begünftigungen binfichtlic der Erwerb» und Einkommenſteuer nicht für ſich 
in Anfprud nehmen. 

Die Einwendung, daß die Pfandleihanftalt der Vorſchußcaſſa in 
Karolinenthal ein von letzterer gefondertes Unternehmen bilde, findet bie 
Wiverlegung darin, daß der gefammte Geſchäftsbetrieb viefer Borfhußcafia 
dur ein und dasſelbe Statut geregelt wird, daß diefelbe ferner das Capital 
für vie von ihr betriebene Pfandleihanftalt aus den Mitteln der Borfchuß- 
caffa beigeftellt hat und den aus dem Pfanpleihgefchäfte erzielten Rein⸗ 
gewinn dem Refervefonde der Vorſchußcaſſa zuführt, endlih daß der Aus- 
ſchuß der Vorſchußcaſſa zugleih die Pfandleihanftalt verwaltet. — Der 
B. ©. Hof konnte daher den von den Adminiftrativbehörden angenommenen 
Thatbeftand, wonad der Betrieb ber Pfanpleibanftalt al8 ein integrirender 
Beſtandtheil des Gefchäftsbetriebes der Genofienfhaft angenommen worben 
ift, nicht als einen unrichtigen anfehen. 

Diefe Anfhauung findet au darin ihre Begründung, daß bie be- 
ſchwerdeführende Vorſchußcaſſa felbft, als thr für das Pfandleihgewerbe ein 
befonderer Erwerbftenerfhein dto. 15. März 1875, 3. 3390 ausgeftellt 
worden war, in der dagegen an die Apminiftratiobehörde ergriffenen Be⸗ 
rufung die Zurücknahme desfelben angeftrebt hatte und auch erwirkte, indem 
fie damals die Anerkennung Seitens der Steuerbehörbe forderte, daß bie 
Geſchäfte der Vorſchußcaſſa und der Pfanpleihanftalt nicht zwei gefonderte 
Steuerobjecte feien, fondern ein einheitliches Unternehmen darftellen. 

Die Beſchwerde mußte daher als unbegründet abgewiejen werben. 


Sn 
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Ar. 1252. 


Bei der Peftftellung des der @intommenftener I. Claſſe unterliegenden 
Einkommens einer Actiengefelfhaft ift eine Werthuerringerung des Un: 
lagecapitales nicht glei einer Betricbsauslage zu behandeln und find 
die Auslagen für Erlangung eines Acceptationserebites zur Selbbefhaffung 
nit abzuzichen. 
Erkenntniß vom 8. Säuner 1882, 3. 8. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Actiengeſellſchaft 
ter k. k. priv. hydrauliſchen Kalle und Portland-Eementfabrit zu Perlmoos 
(vormald Angelo Eaullid) in Wien ca. Entſcheidung ber nieber-äfterr. 
k. k. Fin.-Landespdirection vom 12. Juli 1881, 3. 24989, betreffenv vie 
Einfommenfteuerbemeffung für die Jahre 1880 und 1881, nad durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: | 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgemwiefen.* *) 


Ar. 1259. 


Die Ausmufterung eines Zöglings aus einer Militärbildungsanftalt if 

in Abfiht auf die Zuweiſung der Deimathelofen ($. 19, Abf. 1 des Hei⸗ 

maths geſ.) nicht ohne weiteres gleichbedeutend mit der Stellung zum Militär 

oder dem freiwilligen Eintritte in dasfelbe; inwieferne dies der Fall fein 

follte, müßte zuerft jedenfalls die Brage des Aufenthaltes zur Beit der 

Ausmufterung in Erwägung gezogen und die Einvernahme ber betheiligten 
emeinden veranlaßt werden, 


Erfenntnig vom 4. IUnner 1883, 3. 1976. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Weiß- 
firhen ca. Min. des Innern anläßlih der Entſcheidung besfelben vom 
27. Mai 1881, 3. 3525, betreffend die Heimathözumeifung des Anton 
Steer von Schlachtenlohn, nah durchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Johann Lenoch, Tann des k. k. Sections-Rathes 
Frhrn. v. Pluppart, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nah 8. 6 des Ge— 
fetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen 
mangelhaften Berfahrens aufgehoben.“ 


Entfheidungsgründe. 


Die angefochtene Entfcheivung beruht auf einem theil® unrichtigen, 
theil8 unvollftäntigen Thatbeftande. Der. angenommene Thatbeftand war 
unridtig, weil das Minifterium bei feiner Entſcheidung von ber Vor⸗ 
ausfegung ausgegangen ift, daß die Ausmufterung der Zöglinge einer 
Militärbildungsanftalt ohne weiteres gleichbedeutend fei mit der Stellung 


*) Siehe Entjcheibungegründe in Nr. 423, 446 uud 472 (Band III, Iahr- 
gang 1879). 
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zum Militär (oder dem freiwilligen Eintritte in basfelbe) in jeuem Etehungs- 
bezirke, in welchem fih der Sig der Auftalt befindet. 

Dies iſt aber unridtig; Pie Ausmufterung flieht lediglich in ſub⸗ 
jeetiver Beziehung, was die Erfälung der Wehrpflicht betrifft, der Stellung 
zum Militär oder dem freiwilligen Eintritte in tasfelbe glei. — Infoweit 
nämlich die Wehrpflicht, welche auch nad dem Gef. vom 29. September 
1858, 8. ©. 8. Nr. 167, nad welchem bie Abſtellung des Anton Steer 
Edlen von Schlachtenlohn erfolgte, eine allgemeine war (8. 3), zur Folge 
hat, daß jeder männliche Staatsbürger ſich zu einem geſetzlich beftinmten 
Zeitpunkte ven wehrgefeglihen Anorbuungen unterwirft, bezw. foweit ihm 
nicht ein in eben biefem Zeitpunkte auszumweifender Befreinngstitel zu ftatten 
kömmt, in den Berband der flantlihen Wehrmadt eintritt, ift es Har, daß 
bezügli der Zöglinge ter f. k. Militärbilpungsanftalten viefer Zeitpunkt 
nur der ber fogenannten Ausmufterung aus der Anftalt fein fann, da 
mit diefem Austritt aus den Militärbiloungsanftalten der, Eintritt in den 
Heereöverband zufammenfällt, dies alfo ver Zeitpunkt ift, in weldem an 
die gedachten Individuen die Anforderung zur Erfüllung der wehrgejeglichen 
Vorſchriften herantritt. 

Allein im vorliegenden alle handelt es fi nicht um die Erfüllung 
der Wehrpflicht direct, fondern nur um eine ganz fpecielle Wirkung, melde 
das Heimathsgeſetz nicht ſowohl an die Erfüllung diefer ſtaatsbürgerlichen 
Pflicht ſelbſt, als vielmehr an eine beſtimmte Art der Erfüllung und an 
einen beftinmmten Vorgang hiebei (Abftellung oder freiwilliger Eintritt) 
anfnüpft. Diefe rechtliche Conſequenz — bie Zumeifung ber Heimathsloſen — 
ergibt ſich nicht ſchlechthin je mach det Gemeinde, in welder irgend Jemand 
der Wehrpflicht genügt bat, ſondern nad dem viel concreteren Kriterium 
des Orte, wo Jemand fi zur Zeit feiner Abftelung zum Militär oder 
feines freiwilligen Eintrittes in dasfelbe befunden hat. 

Da nun nah $. 1, lit, a des hier allein maßgebenden Heeres⸗ 
ergänzungegef. vom 29. September 1858 die Einreihung ber Zöglinge 
der Militärbildungsanftalten eine befondere Art der Heeresergänzung bilvet, 
welde von dem eben dort sub lit. b erwähnten freiwilligen Eintritte in 
das Heer und der sub lit. e und d nermirten „Stellung“ nad ter Reihe 
der Altersclaffen und des Loſes oder von Amtswegen unterfchieden ift und 
von welder in einem eigenen SHauptftüde des Geſetzes — $. 10 — 
ſelbſtſtändig gehandelt und auf fpecielle, von den allgemeinen gefeßlichen 
verfhiedene Vorſchriften verwiefen wird — fo ging es nicht an, einfach 
dasjenige, was im 8.19, Abf. 1 des Heimathsgeſ. von der Stellung zum 
Militär oder dem freiwilligen Eintritte in dasfelbe beftimmt ift, auch auf 
die, eine befondere Art ber Heereßergänzung bildende Ausmufterung ber 
Militärzöglinge auszudehnen, fondern es war vorerft zu unterfuchen, inwie⸗ 
weit eine folche Auspehnung nah dem Wefen ber hiebei in Trage kommen⸗ 
den wehrgefetlichen Einrichtungen und nach dem Geiſte der heimathögelek- 
lichen Berfchrift gerechtfertigt fei, refp. in weldher Weife die fraglide 
„Ausmufterung“ als „Abftellung zum Militär oder freiwilliger Eintritt 
in dasſelbe“ gelten könne und für welche Gemeinde fih hienach im Yale 
einer folden Ausmufterung die im Heimathegeſetze direct nur für bie beibem 
anderen Arten der Heeresergängung normirte Confequenz ergibt? 

Diesbezüglid war nun der vom Minifterium der Entſcheidung des 











Nr. 1254. — Ert. v. 4. Jäuner 1882, 3. 2221. 9 


vorliegenden alles zu Grunde gelegte Thatbeftand durchaus unvoll- 
ftändig. — Zuvörderſt war mit Rüdficht darauf, daß $. 19, Abſ. 1 die 
Heimatbslofen jener Gemeinde zuweift, „in welder fie ſich zur Zeit ihrer 
Abftelung zum Militär oder ihres freiwilligen Eintrittes in dasfelbe 
befunden haben,” vie frage des Aufenthaltes des Heimathswerbers zur 
Zeit der Ausmufterung in Erwägung zu ziehen und der hiebei angenommene 
Thatbeftand way deshalb unvollftändig, weil, wie bei der mündl. Verhand⸗ 
lung ter Streitfache geltend gemacht wurde, der in Frage ftehende Heimaths- 
werber thatfächlih zur Zeit feiner Ausmufterung nit in Mähriſch⸗ 
Weißlirhen anwejend war, 

Aber and wenn diefem Umftande kein Gewicht beigemeilen worden 
wäre, war ferner zu erwägen, ob nicht der aus der Weißkirchner Milıtär- 
bildungsanftalt ausgemufterte Anton v. Steer tem Refrutencoutingente 
irgend eines anderen Stellungsbezirkes gutgerechnet worten ift, melde 
Umſtände biefür maßgebend waren, und welche rechtlihe Sonfequenzen fich 
bierans, fpeciell mit Rüdfiht auf die im $. 19, Abf. 1 des Heimathägef. 
enthaltene Norm ergeben. — Es war in biefer Beziehung insbefonvere 
bie durch das Hauptgrundbuchsblatt des Heimathswerberse bezeugte Thatjache 
nicht zu übergehen, daß Anton v. Steer in den Affentjahrgang 1866 des 
Ergänzungsbezirtes Graz einbezogen worden war, ed mußte in biefer 
Beziehung zum minteften erhoben werben, ob dieſe Thatſache richtig war 
und welder Sachverhalt ihr zu Grunde lag. Es war ferner überhaupt 
eine Lüde im Verfahren, daß feine ter in Betracht kommenden Gemeinden, 
weder die beſchwerdeführende Gemeinde Weißlirhen, noch die Gemeinde 
Graz im Zuge der Verhandlungen gehört worden find und e8 war fchließ- 
lih auch Anlaß gegeben, die Trage der Staatsbürgerfchaft des Heimathe- 
werbers in Erwägung zu ziehen, was gleichfall® nicht geſchehen iſt. 

Da fomit in dem durchgeführten Verfahren wefentlihe Mängel unter: 
laufen find, mußte dasjelbe nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, 
NR. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben und die Sade zur neuerlichen 
Berhanplung und Entfdeidung an die Adminiftrativbehörben zurüdgeleitet 
werben. 


Qr. 1254. 


Unordnung wegen Herftellung einer neuen Baulinie aus einem fpeziellen 
Anlaſſe. (in den 68.6 und g ger an. org. vom 11. Mai 1864, 
2 ® ‘ r. 9 


Erkenntniß vom 4. Jänner 1882, 3. 2221. 


Der f. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Vorftandes ber 
Gemeinde Holeßonic-Bubna ca. Entſcheidung des Landesausſchuſſes Des 
Königreiches Böhmen vom 8. Yuni 1881, 3. 9966, betreffend die Auf» 
bebung bed Demolirungsauftrages bezüglih des Haufes auf der Parzelle 
Nr. 658 in Klein-Bubna, nad durdhgeführter 3. m. Verhantlung zu Recht 
erfaunt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegründet abgemiefen.“ 
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Entſcheidungsgründe. 


Der Landesausſchuß des Königreiches Böhmen hat der angefochtenen 
Entſcheidung den Thatbeſtand zu Grunde gelegt, welcher ſich aus dem 
Gutachten des Landesingenieurs vom 17. November 1880, 3. 33179 und 
vom 21. April 1881, 3. 9966, dann nad der Note der k. k. böhm. 
Statthalterei vom 15. Jänner 1881, 3. 76165 ergibt, daß nämlich vie 
Eheleute Johann und Eliſabeth Rybäi beim Aufbau ihres an der Xerarial- 
fteaße gelegenen Haufes C.⸗Nr. 127 in Klein-Bubna von dem urjpräng- 
lihen im Allgemeinen feitgeftellten Regulirungsplane vom 19. Yuli 1871, 
bezw. ber dort beftimmten Regulirungslinie .abgewichen, dieſes ihr Haus, 
nicht wie die mit Erlaß der f. k. Prager Statthalterei vom 4. Juni 1879, 
3.28271 ertheilte Baubewilligung lautete, parallel mit der Are der Aerarial⸗ 
firaße aufgebaut haben, fondern mit der Iinköfeitigen Haufesede 0,25 Meter 
an die Straße näher gerüdt find. 

Gleichwohl hat die befchwerbeführenne Gemeinde als Baubehörde 
den vollendeten Bau des Haufes C.⸗Nr. 127 in Klein-Bubna als plan- 
mäßig ausgeführt genehmigt und fpäter der Thereſia Rohan die Bau- 
bewilligung für das Haus auf der Parzelle 658 und ein Mauthhäuschen 
auf der Parzelle 566 in Klein-Bubna, ohne die Regulirungslinien fonft 
näher zu bezeichnen, in dieſer Beziehung blos gegen tem ertheilt, daß dieſe 
neu aufzuführenden Häufer in derſelben Richtung erbaut werden, wie das 
entlang der Aerarialftraße dort gelegene Haus C.Nr. 127 des Johann 
Rybaͤẽ. — Thereſia Rohan hat ihr Haus auf Parzelle 658 gemäß ber 
Üctenlage in einer Entfernung von 341/, Meter vom Haufe C.⸗Nr. 127 
der Eheleute Rybaͤr — abweichend von der erhaltenen gemeindeäntlichen 
Baubewilligung nicht in der verlängerten Flucht des Haufes &.-Nr. 127 
aufgeführt, fondern zufolge der oben bezogenen Öutachten in einer, ber 
urjprüngliden Baulinie des Hauptlagerplanes fih mehr nähernden, vie 
fharfen Eden mildernden Richtung ausführen laſſen, gegen welche Übrigens 
von der Bertretung des Straßenärars keine Einwenbung erhoben wird. 

Die beſchwerdeführende Genteinde trug unter Feſthaltung der in deren 
Baubewilligung nornirten Regulirungslinie und unter Berufung auf bie 
88. 6 und 92 der böhm. Bau⸗Ordg. vom 11. Mai 1864, 8%. ©. und 
Verordgs.⸗Blatt Nr, 30 der Therefia Rohan die Demolirung des aufer- 
halb der obigen gemeindeämtlih in ber Richtung des Rybaͤr'ſchen Haufes 
firirten Regulirungslinie ausgeführten Haufes auf der Parzelle 658 in 
Klein-Bubna auf, wogegen der böhm. Landesausſchuß mit der angefochtenen 
Entſcheidung ben dieſen Demolirungsauftrag annullirenden Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes in Karolinenthal beftätigte und die beſchwerdeführende 
Gemeinde mit der Orbnungsherftellung in der mit Rüdfiht auf die aufs 
geführten Gebäude neu zu firirenden Negulirungslinie beauftragte. Der 
B. ©. Hof vermodte in der angefochtenen Entfcheidung des böhm. Landes⸗ 
ausfhuffes keine Geſetzwidrigkeit zu erbliden, da die beſchwerdeführende 
Gemeinde felbft aus Anlaß ter Genehmigung tes vollendeten Baues der 
Eheleute Rytär C.⸗Nr. 127 in Klein-Buona und in ber Baubewilligung 
für Therefia Rohan binfichtli der in der Richtung des genannten Rybaͤr'⸗ 
Ihen Hauſes beim Baue auf Parzelle 658 einzuhaltenden Regulirungslinie 
von ter urfpränglihen Baulinie des Hauptlagerplanes, welche aud für die 
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Baubehörde maßgebend war, abgewichen ift, ‚fohin die Anorbnung wegen 
Ordnungsherſtellung bezüglih einer neuen Baulinie überhaupt fih von 
ſelbſt als logiſche Eonfequenz berausftelt unt nad 8. 71 der böhm. Bau⸗ 
Drdg. vom 11. Mai 1864, 2. ©. B. Nr. 20 die Feſtſetzung einer neuen 
Regulirungslinie aus fpeciellen Anläſſen geſetzlich für zuläffig erflärt wird. 

Es mußte daher die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen werben, 


Br. 1255.. 


Das niebersöfterr. Landesgef. vom 24. April 1874 weiſt die Herftellung 
der Bufahrtöftraßen ohne Einfgränfang der Goncurrenz zu, von welder 
aud) jene Mehrkoften, welde bei der Straßenanlage badurd) entftehen, da 
das Rivean des Bahnhofes von jenem der Zufahrtöftraße differirt un! 
nur durd ein Anfteigen der Straße gewonnen werden kann, zu tragen 
ind. — Was unter „Rampe“ zu verftehen it? — Ob zu den Herftellungss 
often der Eifenbahnzufahrtöftraßen eine oder mehrere Gemeinden und in 
welchem Berhältniffe beizutragen haben, entſcheidet die autonome Berwalz 
tung&behörbe nad freiem Ermeffen. 


Crtenntnig vom 5. Sinner 1888, 3. 2160. 


Der 1. 1. V. ©. Hof hat über die Befchwerde der Gemeinde Markt 
Aſpang ca. Entſcheidung des niedersöfterr. Landesausſchuſſes vom 15. April 
1881, 3. 6863, betreffend die Concurrenz zur Herftellung der Zufahrts- 
frage zur Station Afpang der f. k. priv. Wien-Afpanger Eifenbahn, nach 
durcgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef 
Weniſch, des Adv. Dr. Joſef Kopp, in Vertretung des belangten nieder- 
öfterr. Landesausſchuſſes, dann des Adv. Dr. Joſef Schwach, in Vertretung 
der mitbetheiligten f. k. priv. Eiſenbahn Wien-Afpang zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der vom niebersöfterreihifchen Landesausfhuffe und 
der mitbetheiligten Eifenbahn Wien-Afjpang angefprodenen 
—8R Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshofe findet 
nicht ftatt.“ 


Entfeidungsgrände. 


Bei Anlage der Station Afpang der Wien-Afpanger Eifenbahn ergab 
ſich die Nothwendigkeit der Herftellung einer Zufabrtöftraße zur Verbindung 
des Bahnhofs mit der Wien-Afpanger Landesſtraße. — Der Bahnhof 
liegt in dem Gebiete der Gemeinde Markt Afpang. — Das den Acten 
beiliegende Project zeigt, daß die Zufahrtöftrage von der Landesſtraße ab 
in einer Länge von 124° dem natürlihen Niveau des Bodens fid 
in ver Richtung gegen ben Gtationsplag bis zu einem auf dem Plane mit 
© bezeichneten Punkte fenkt, von wo dann zur Grreihung ver Höhe des 
Bahnhefplateaus eine Steigung und zwar in einer Gtrede von 60° 
mit einem Gefälle von 5 Percent und in einer Gtrede von 10° mit 
einem Gefälle von 3 Percent bergeftellt werden ſoll. 

Bei den hierüber gepflogenen Verhandlungen begehrte bie Gemeinde 
Markt Afpang: 1) daß bie Verbindungsrampe oder Auffahrt zu bem höher 
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gelegenen Stationsplage (als welde fie ben vorerwähnten anfteigenden 
Theil der Zufahrtsſtraße bezeichnet) aus dem Projecte der Zufahrtsftraße 
ansgejdhieden werde. — 2) Daß vie Gemeinde Amt Aſpang, von deren 
Gebiet das Gemeindegebiet von Markt Aſpang umfchloffen wird, im die 
nah 8. 2 des nieder⸗öſterr. Landesgef, von 24. April 1874 zu bildende 
Concurrenz einbezogen werde. 

Mit ver angefochtenen Entſcheidung des nieder-äfterr. Landesaus⸗ 
ſchuſſes wurde das Begehren ber Gemeinde Markt Afpang in beiden 
Punkten abgewiefen und erfannt: 1) daß vie Ausfcheivung des anfteigenden 
Theiles der projectirten Zufahrtsftraße zunächſt dem Bahnhofplateau aus 
bem Projecte und Behandlung dieſes Theiles als Berbindungsrampe nad 
dem Haren Wortlaute des 8. 1 des Gef. vom 24. April 1874 nidt zu⸗ 
läjfig fei, und daß die Herftellung der ganzen Zufahrtöftraße von der 
Landesſtraße bis zum Bahnhofplateau der Concurrenz obliege; 2) daß an- 
geſichts der localen Berhältniffe auf die Einbeziehung der Gemeinde Amt 
Aſpang in die Concurrenz für den Bau der Zufahrtöftraße nicht eingegangen 
werde und daß die Gemeinde Markt Aſpang das nah 8. 2 des cit. Geſ. 
auf die zunächft gelegenen Gemeinden und Induſtriellen entfallende Koften- 
drittel allein zu tragen habe. 

In der Beſchwerde wird gegen bie Entſcheidung des Landesausfchuffes 
ad 1 geltend gemacht, der 2. Abf. des $. 1 des cit. Gef. könne nur da⸗ 
bin ausgelegt werden, daß, wenn der Stationsplag in einem höheren 
Niveau gelegen ift als jenes, in welchem die Zufahrtsftraße bergeftellt 
werben muß und in Folge deſſen eine Rampe nothwendig wird, bie dadurch 
fih ergebenden Mehrkoſten nicht von der Koncurrenz der Zufahrtöftrafe, 
fondern von der Eifenbahnunternehmung zu tragen feien. — Es made 
biebei feinen Unterfchied, ob zur Ausgleihung des Niveauunterſchiedes eine 
förmliche feparate Rampe, over ob die Straße felbft zur Erreihung des 
Bahnhofniveaus allmählich anfteigend hergeftellt werde. — Nach der An⸗ 
fhauung des Landesausſchuſſes wäre es möglich, durch Herftellung der 
Zufohrteftraße in ter Urt, daß fie das Niveau des Bahnhofes erreicht, in 
jedem alle die durch die Steigung verurfadhten Mehrfoften von der Eifen- 
bahn auf die Concurrenz zu überwälen; — ad 2 wird behauptet, daß 
bie Gemeinde Amt Aſpang nad) ihrer Rage das gleiche Interefje an ber 
Station und an der Zufahrtsſtraße habe, wie die beſchwerdeführende Ge» 
meinde, 

In den Gegenſchriften des nieder-öfterr. Landesausſchuſſes und der 
k. £, priv. Wien-Afpanger Eifenbahn wird ad I der Umftand, daß ber 
Bahnhof höher liegt, als das Terrain, auf welchem die Zufahrtsfiraße 
bergeftellt wird, nicht in Abrede geftellt, e8 wird aber behauptet, daß der 
anjteigende Theil der Zufahrtsftraße feine Rampe genannt werden könne, 
weil es fonft geichehen könnte, daß die ganze Zufahrtöftraße, wenn ſie 
anfteigenb angelegt wird, eine Rampe genannt würde, was nicht angehe. 
— Der Landesausſchuß bemerkt ferner, daß eine Rampe nur dann vor 
handen fei, wenn innerhalb des Territoriums der Bahn Nivenupifferenzen 
beftehen, welche durch anfteigende Wege in Berbindung gebracht werben, 
wovon feine Rede fei; ad 2. den zweiten Beſchwerdepunkt betrachtet ter 
Landedausfhuß als einen Gegenftand, bei deſſen Entfheidung er nad) 
freiem Ermefjen vorzugehen berechtigt ift. 
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Das Erkenntniß des V. ©. Hofes beruht auf folgenden Erwägungen: 
Zu ad 1. Das nieber-öfterr. Landesgeſetz vom 24. April 1874 beftimmt, 
daß die erforderlichen PVerbindungsrampen oder Auffahrten zwifchen ven 
höheren Aufftelungsplägen ber Bahnhöfe oder Stationspläge und ben 
tiefer liegenden Zufahrtöftraßen als Beftandtheile ver Bahn zu den Eijen- 
babnzufahrtöftraßen (welhe nad 8. 2 des Gef. auf Koften der dort ges 
regelten Concurrenz berzuftellen find) nicht gerechnet werden. — Hieraus 
ergibt fid), daß das Geſetz die Herftellung der Zufahrtsftrafen aus⸗ 
brüdlid und ohne weitere Einſchränkung der Concurrenz zuweift und ins⸗ 
befondere die von der Beſchwerde behauptete Verfügung, daß jene Mehr« 
foften, welche bei der Straßenanlage dadurch entfteben, daß das Niveau 
des Bahnhofes von jenem der Zufahrtsftraße differirt und nur burd ein 
Anfteigen der Straße gewonnen werden fann, von ter Bahn zu tragen 
find, nicht trifft. 

Es konnte daher im dieſem Punkte der angefochtenen Entſcheidung 
eine Geſetzwidrigkeit umſoweniger gefunden werden, als die Beftimmung 
des 8. 1 des Geſ., daß die Herftellung der erforberlihen Berbindungs- 
rampen der Eifenbahngefellfchaft obliege, die von der Beſchwerde beigelegte 
Bedeutung nit bat, da unter einer Rampe zur eine ſolche Herftellung 
beim Wegebau verftanden werden Tann, durch welche die Erreichung eines 
Niveaus, zu welchem der Verbindungsweg ſich nad) ven Terrainverhältniſſen 
oder bei Wegebauten gewöhnlicher Weife nicht weiter entmwideln könnte, 
ermöglicht wird, 

Im concreten Falle ift aber eine derlei befonvere, bei Wegebauten 
nur ausnahmöweife Herftellung nicht getroffen worden, es wurde vielmehr 
das Bahnhofgebäude dur die Zufahrtsſtraße felbft, wenn auch mittelft 
eined Anfteigens der Straße erreicht; es ift auch eine ſolche Herftellung 
von den hiezu competenten Behörden nicht für nöthig erfannt und ter Eifen- 
bahngejellichaft nicht auferlegt worden, was nah Maßgabe bes Hoffanzleie 
becreted von 5, Februar 1846, Polit. ©. S. Bd. 74, ©. 20 hätte ge 
heben müfjen, wenn der Abf. 2, 8. 1 des vorcit. Gef. auf den concreten 
Fall Anwendung finden folle. 

Durch biefe legtere Erwägung widerlegt fih auch der bei der mündl. 
Berhanplung dahin concretirte Beſchwerdepunkt, daß an Stelle des an« 
fteigenden Theiled der Zufahrtsftraße eine Rampe hätte erbaut werben 
follen. — Ein foldye® Begehren ifl offenbar von der Competenz des Landes⸗ 
ausſchuſſes ausgefchloffen, da diefer allerdings über den Bau der Zufahrts- 
ftraße, nicht aber über den Bau jener befonderen Herftellungen, deren ber 
8. 1, Abſ. 2 gedenkt, abzuſprechen hat. 

Zu 2. Nah $. 2, lit. ce des Gef. vom 24. April 1874 find zur 
Concurrenz für die erſte Herftellung der Eifenbahnzufahrtöftraßen Die zu> 
nächſt gelegenen Gemeinden heranzuziehen und nad 8. 8 desſ. Gef. 
fteht dem Landesausſchuſſe die Entjheidung zu, ob zu jenen Koften eine 
oder mehrere Öemeinden und in melden Verhältniſſe fie beizutragen 
haben. — Yür diefe Entſcheidung find im Gefege Feine beftimmten Regeln 
aufgeſtellt. — Der Landesausſchuß Tonnte daher bei Beurteilung ver 
Frage, ob außer der Gemeinde Markt Ajpang, in deren Gebiet der Bahn⸗ 
hof und die Zufahrtöftraße liegt, und welche daher jedenfalls eine zunächſt 
liegende Gemeinde im Sinne des $. 2, lit. c ift, noch andere Gemeinden 
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beizuziehen ſeien, nah freiem Ermeflen vorgehen und es kann fomit aud 
von der Gemeinde Markt Ajpang aus Anlaß dieſer Enticheitung eine 
Berlegung von Rechten nicht behauptet werden. — Die Beſchwerde war 
daher in biefem Punkte nad 8. 8, lit. e des. Gef. von 22. October 1875 
abzuweifen, 

Der Ausſpruch über die Koften des Verfahrens gründet ſich auf 8. 40 
bes Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1256. 


Segitimation bes Ortsfchulrathes zur Befchwerbeführung genen die Ent: 

ſcheidung der oberften Unterrihtsbehörbe. Inwieweit reiht Die Berpflich⸗ 

tung bed Patrone zur Beiftellung — Localitäten für eine öffentliche 
olksſchule. 


Erkenntniß vom 5. Jünner 1882, 3. 2167. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde bes Ortsfchulrathes 
in Chiefh ca. Entſcheidung des k. k. Min. fir Eultus und Unterriht vom 
1. April 1881, 3. 11017, betreffend die Beiftellung von Localitäten für 
bie Öffentliche Volksſchule in Chieſch, mach durchgeführter ö. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Wov. Dr. Julius Hanifh, des k. k. Sect.-Rathes 
Ritter v. Epaun, dann bed Adv. Dr. Adolf Nowotny, des letzteren in Ver⸗ 
tretung des mitbetheiligten Grafen Leopold Lazansky, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemiefjen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


- Aus Anlaß der von den Schulbehörden angeordneten Errichtung 
einer IV, Claſſe an der bis dahin breiclaffigen Volksſchule in Chief 
wurde ber Beſitzer der Domäne Chiefh, Graf Leopold Lazansky als Schul. 
patron vom Bezirksſchulrathe zu Luditz und in zweiter Inſtanz vom böhm. 
Landesſchulrathe (mit Erlaß vom 11. Jänner 1876, 3. 22759) verpflichtet 
erflärt, die nen errichtete IV. Schulclaffe, refp. die Oberlehrermohnung 
von welder ein Theil als Schullocale beftimmt wurde) in dem vormaligen 

loftergebäube in Chieſch (in welchem fi) auch die bereits früher beſtandenen 
Schulclaſſen befinden) unterzubringen. 
Die Entſcheidung des Landesfchulrathes erfolgte mit der Motivirung: 
„es ſei durch die Über das Patronat der Pfarre und Schule erhobenen 
Urkunden und Berhandlungen nachgewiefen und insbeſondere durch das 
Öubernialvecret oom 18. April 1787, Nr. 10380 conftatirt, daß zwifchen 
Sr, Excellenz dem Bicepräfidenten Grafen Lazansky ald damaligen Befiger 
der Herrſchaft Ehiefh und dem böhm. Gubernium ein laut Hoffanzlei« 
becreted vom 2. April 1787, 3. 509 a. h. genehmigtes Uebereinlommen 
flattgefunden habe, dem zufolge dem Genannten die beiden Kloftergebäube 
zu Chiefh und Rabenftein zur Herftelung ver Pfarr- und Schulhäufer 
gegen Uebernahme des Batronatsrechtes in das Eigenthum überlafjen wurden.“ 
Hienah fei „ver Schulpatron auf Grund eines Erwerbstiteld vertrags« 
mäßig verpflichtet, für den räumlichen Bebarf der Schule, ſomit für bie 
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Beiftellung der nöthigen Localitäten im Stloftergebäude zu Chieſch, beffen 
Widmung für die Schule nicht eine auf eine beftimmte Anzahl Localitäten 
beſchränkte, ſondern eine in tiefer Beziehung nad) Berhältnig des Bebarfes 
bedingungsloſe ift, unentgeltlib zu ſorgen.“ 

Diefe Entſcheidung erwuchs in Rechtokraft und wurde durchgeführt, 
nachdem die gegen diefelbe unmittelbar beim B. ©. Hofe eingereichte Be- 
ſchwerde von demfelben auf Grund tes 8. 5, Alinea 2 des Gef. von 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 der fobann überreichte 
Minifterialrecnrs als verjpätet vom Minifterium für Eultus und Unterricht 
und die hiegegen gerichtete Beſchwerde auf Grund des 8. 5, Alinen 3 des 
cit. Gef. vom B. ©. Hofe zurüdgewiefen worden war. 

Hienady wurden vom Ortsſchulrathe weitere Anſprüche an den Grafen 
Lazansky auf Ueberlaffung von Localitäten in dem mehrerwähnten ehemaligen 
Kloftergebäude geftellt und es wurde über die Weigerung des Orafen 
Lazansky vom Bezirksſchulrathe in Luditz mit den Erläflen vom 25. Sep- 
tember 1877, 3. 116 und vom 3. Februar 1878, 3. 97 entfchieben, 
daß der Schulpatren (Graf Lazansky) verpflichtet fei, für die Wohnung 
des Schulleiters einen entſprechenden Bodenraum abzutreten, dann für die 
zu errichtende Parallelclaffe der IV. Claſſe ein geeignetes Local zur Bere 
fügung zu ftellen. 

Beide Entfcheidungen bed Bezirksſchulrathes wurden vom Landes- 
ausſchuſſe mit den Erläffen vom 31. Jänner 1879, 3. 446 und vom 
24. Mai 1879, 3. 5470 und zwar im Wefentlihen aus den der frühern 
Entſcheidung des Landesſchulrathes zum Grunde gelegten Motiven beftätigt, 
welche in dem Erlaffe vom 81. Jänner 1879 dahin präcifirt werben, „daß 
die Berpflihtung ber Gutsinhabung von Chiefh zur unentgeltlihen Bei- 
ftellung der Scullocalitäten nicht nur aus ber tiesbezüglichen von dem 
frühern Befiger im Jahre 1787 eingegangenen Berbinplichkeit, fondern im 
Allgemeinen fhon aus dem Begriffe des diefem Letzteren feinerzeit über- 
tragenen Patronatsrechtes refultire.“ 

Ueber den Minifterialrecurs des Grafen Lazansky wurden, nachdem 
ein eingeleiteter Vergleichsverſuch fruchtlo8 geblieben war, beide Entſchei⸗ 
dungen des Landesfchulrathes mit dem Erlaffe des f. t. Min. für Eultus 
und Unterricht vom 1. April 1881, 3. 11017 aufgehoben, weil das 
Minifterium das dur die Erklärung des Grafen Prokop Lazansky vom 
24. Februar 1786 und das Hoffanzleidecret vom 2. April 1787, 3. 509 
begründete Rechtöverhältnig in dem Sinne auffaßte, daß die Verpflichtung 
des Befiters der Domäne Chieſch der dortigen Schule gegenüber mit der 
erſten Herftellung der Schullocalitäten erfüllt war und fei und feinen 
Nachfolgern im Beſitze nit auch für alle Zeiten die Herftellung der 
jeweilig für die Schule nothwendigen Räumlichkeiten nach dem oben erwähnten 
Uebereinkommen zugemuthet werben könne. Zuglei wurde vom Minifterium 
bemerkt, daß durch dieſe Entſcheidung an den dem Recurrenten kraft bes 
ihn zweifello® zukommenden Schulpatronates obliegenden, fowie an ben 
ihm durch frühere rechtskräftige Specialentſcheidungen auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen nichts geändert werde. 

In der gegen dieſe Entſcheidung gerichteten Beſchwerde des Orts⸗ 
ſchulrathes von Chieſch wird deſſen Anſchauung, daß die Gutsinhabung 
auf Grund des mehrgedachten Uebereinkommens vom Jahre 1786/87 zur 





16 Mr. 1256. — Erf. v. 5. Jänner 1882, 3. 2167. 


Beiftellung der jeweili$ erforderlichen Tocalitäten für die Schule verpflichtet 
fei, ausgeführt und insbefondere geltend gemadt, daß das Kloftergebäude 
dem damaligen Befiger ven Chieſch nicht als Eigenthum, fondern ausfchlich- 
ih zu Pfarr- und Schulzweden überlaflen worden fe. Bezüglich des 
Bodenraumes zur Wohnung des Oberlehrers wird bemerft, daß in dieſem 
Punkte die allgemeine Verpflichtung des Grafen Lazansky nicht in Frage 
fomme, weil er die Unterbringung der Lehrerwohnung im Kloftergebäude, 
wo ſich viefelbe feit jeher befinde, nicht anfechte und weil es fich daher 
nur darum handeln könne,‘ ob ein Bodenraum im Sinne des $. 33 des 
Zandesgef. vom 21. Jänner 1870 zu ten erforderlichen Nebenlocalitäten 
der Lehrerwohnung gehöre, was nad der Anficht der Befchwerdeführer nur 
bejaht werben könne. 

Schließlich wird ald ein weiterer Beleg für den Rechtsbeſtand ber 
Anfprüce des Ortsſchulrathes die Abjchrift einer Zufchrift des beftandenen 
Bezirksamtes Ludig vom 4. Webruar 1865, Nr. 346 an das Bürger- 
meifteramt in Chiefch beigelegt, welche aus Anlaß von Erhebungen über 
die Patronatsverhältniffe bei der Pfarre und Schule in Chieſch erlaflen 
wurde und worin auf Grund einer Erklärung des damaligen Befiterd von 
Chiefh Grafen Prokop Lazansky vom 15. Yänner 1865, „daß er das 
mehrgedachte Uebereinkommen von 1786/87 aud für fich als vertragsmäßig 
bindend erachte,“ das Patronat der Herrſchaft Chieſch Lezüglich der dortigen 
Schule nah $. 1, Abſ. 3 des böhm. Landesgef. vom 13. September 1864 
als aufrecht beftehenn erklärt wurbe. 

In der vom Grafen Leopold Lazansky erftatteten Gegenjchrift wird 
die Legitimation des Ortsſchulrathes, als einer Unterbehörde, zur Bes 
ihwerteführung gegen die Entfcheidung der oberfien Unterrichtsbehörde be⸗ 
ftritten; in der Sache ſelbſt wird die zu Gunſten des Mitbetheiligten vom 
Minifterium adoptirte Rechtsanſchauung weiter ausgeführt; endlich wird 
bezüglich der in ber Beichwerde angeführten Zufchrift des Bezirfsanıtes 
Luditz vom A. Februar 1865 bemerkt, daß dieſelbe nur in einfacher Ab- 
fohrift vorliege, übrigens auch ihrem Inhalte nach nichts zu Gunſten der 
Beſchwerde beweife, weil in der cit. Erflärung des Vorbeſitzers von Chieſch 
lediglich das Uebereinkommen vom Jahre 1786/87 als bindend anerkannt 
und keine neue Verbindlichkeit eingegangen wurde. 

Zur Begründung des Erfenntniffes tes V. ©. Hofes wird bemerkt: 
Die gegen die Legitimation ded Ortsſchulrathes zur Bejchwerbeführung in 
der Gegenſchrift erhobene Einwendung wurde ungegründet befunden, weil 
ber Ortsſchulrath nicht blos als Organ zum Bollzuge der Anordnungen 
der höhern Schulbehörden zu fungiren, fondern nah $. 11, 3. 13 des 
Gef. vom 24. Februar 1873, böhm. 8. ©. B. Nr. 17 und $. 2 des 
Gef. vom 24. Februar 1873, L. G. B. Nr. 16 die Gefchäfte zu beforgen 
bat, welche fih aus den Obliegenheiten der Schulgemeinde bezüglich der 
Herftelung der Schulgebäude, der Miethe ter Schullocalitäten und ber 
Beihaffung der Wohnung für den Schulleiter ergeben. 

Auf die erft in der Beſchwerde angeführte angebliche Erklärung 
des frühern Befigers Grafen Prokop Lazansky vom 15. Jänner 1865 
war vom V. ©. Hofe bei Beurteilung der Beichwerde nicht einzugehen, 
weil abgefehen davon, daß dad Original der Erflärung nidyt vorliegt und 
nach dem Berichte des Bezirksſchulrathes nicht aufzufinden ift, jene Erklärung 
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fih nur auf den, weder damals noch jett beftrittenen Beſtand des Schul⸗ 
patronat8 bezog und lediglich die Anerkennung des mehrgedadhten Ueberein- 
kommens vom Jahre 1786/87 zwifhen der Staatöverwaltung und dem 
Gubernialvicepräfidenten Grafen Prokop Lazansky, als bamaligen Beſitzers 
von Chieſch, enthält. 

Es kommt daher lediglich auf die Bebeutung an, welde jenem 
Uebereinfommen beizulegen und welde nun an der Sand der vorliegenden 
Driginalacten zu prüfen if. — Aus Anlaß der Aufhebung des Starmeliter- 
kloſters in Chieſch richtete Graf Prokop Lazansky über die Aufforderung, 
ob er in Betreff der Chieſcher Pfarre die Bauunkoſten gegen Ueberlaſſung 
des Patronats auf ſich nehmen wolle, am 24. Februar 1786 eine Eingabe 
an das böhm. Landesgubernium, deren auf dieſen Gegenſtand bezügliche 
Stellen lauten: „Bei der Chieſcher Pfarrei ergiebt ſich für die Zukunft 
einige Abänderung, da für dieſe Pfarre bei Aufhebung des Klofters eine 
neue Pfarrwohnung von Grund aufgeführet, oder in dem bermaligen 
Klofter hergeftellet werden müſſe, wobei noch zu erinnern fommt, daß ber- 
malen die Pfarr Kirche und die Schule in der Vorſtadt feyn. In An 
ſehung dieſer babe ich nachftehende Borfchläge zur Beurtheilung und belieb⸗ 
famen Eintheilung vorzulegen." (a betrifft die Kirche); b „würbe es mit 
wenigeren Koften beftritten werden können, wenn im Kloſter felbft bie 
Pforrwohnung und die auch in der Vorſtadt vorfindige Schul zugleich her⸗ 
geftellet würde, wobei bie eingepfarrten Kirchkinder die Gemächlichkeit die 
Schul im Ort zu haben, der künftige Pfarrer die leichtere Nachſicht in 
der Schule gewinnen würde; c erfläre ich mich die Bau⸗Unköſten zu über- 
nehmen, wenn mir das Klofter hierzu eingeräumt und das Präfentations- 
Recht zugeftanden würde.“ Der Reft der Eingabe bezieht fih auf ein 
gleihfals zur Aufhebung beftinnmtes Servitenklofter in Rabenftein, bezüg- 
lich deſſen ähnliche Vorſchläge gemacht wurden. 

Ueber dieſe ter Hoflanzlei vorgelegte Eingabe wurde im Auftrage 
diefer Hofftelle zunächft die Erhebung der Localverhältniffe durch das El⸗ 
bogner Kreisamt eingeleitet, "welches auf Grund einer commiffionellen 
Unterfuhung eine Beſchreibung ter Slofterlocalitäten vorlegte, in welder 
bie für den Pfarrer und die Kapläne, dann die für ven Schullehrer, den 
Gehilfen und für die Schule zu beftimmenden und die hienach nod übrig 
bleibenten (15) Localitäten befonders erſichtlich gemacht wurden. 

In dem Vorlagsberichte des Kreisamtes vom 12. Auguft 1786, 
3. 19903 bemerkte tasfelbe: „Da nun aus dem anjchlüffigen Protokoll 
sub lit. a erhellet, daß . . . ‚von den Kloftergebäuben welche‘ . . . ‚mit 
großen Unkoſten zu Pfarrwohnungen und Schulen umgeändert werden 
müffen ... nit viel übrig bleiben würde, auch diefe wenigen übrig 
bleibenden Zellen zum obrigfeitlihen Gebrauch in Anſehung der auf bie 
Zurichtung der Gebinde zu verwenden habenden beträdhtlihen Unkoſten 
gleihfau zu einer Entfhädigung billigermaßen überlaffen werben dürften; 
als wird auf die Gewährung des von der Obrigkeit gemachten Antrages 
in Anbetracht der Vortheile die für das Publikum daraus entjpringen 
wärden unmaßgebig eingerathen.” 

Der ebenfalls einvernommene Sameralabminiftrator äußerte ſich bier 
über im Berichte vom 25. Jänner 1787 wie folgt: „Da eineötheild biefe 
Gebäude in einer ſolchen abfeitigen Lage find, daß fih hierauf... 
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entweber gar fein Käufer vorfinten würde, ober biefe Gebäude wenigſt in 
feinem beträchtlichen Werthe an Man zu bringen feyn dürften; andernthei's 
aber die Adaptierung tiefer Klöftergekäude zu Pfarr und Schulwehnungen 
der dortigen Obrigkeit faft ebenforiel Köften verurfachen wird, als der 
dafür anzubofende Kauffgilling eintrüge, wobei nod zu erwägen kömmt, 
daß dieſe Unköften in jenem Tale, wenn das jus patronatus zu Chieſch 
und Rabenftein ven ber Obrigkeit nicht übernommen würde nebft der künf- 
tigen immer foftbaren Unterhaltung dem Religionsfond ſelbſt zur Laſt 
fallen müffen.” 

„So kann ih... . wegen Ueberlaffung gefagter Kloftergebäute an 
die Obrigkeit um fo weniger entgegenfegen, als ſich hierdurch ter Religions» 
fond der Laſt von Herftelung der Pfarr und Edyulgebäuden und ihrer 
fünftigen Unterhaltung auf immer entlediget.” 

Ueber die gleichfalls befürwortende Einbegleitung diefer Aeußerungen 
durch das böhm. Landesgubernium erfolgte das Hoflanzleidecret vom 
2. April 1787, 3. 509 lautend: „Das unterm 3. Hornung d. 9. ge 
machte Einrathen vie Kloftergebäute zu Chiefh und Rabenſtein an bie 
Obrigkeit zu Chief und Nabenftein zur Herftelung ter Pfarr- und 
Schulhäuſer gegen Uebernahme des Patronatsrechtes ihrer Erflärung gemäß 
zu überlaffen wird biemit begnehmiget.“ 

Aus dem Inhalte der bezogenen Actenftüde, welche in Ermanglung 
einer förmlihen Bertragsurfunde, bei Beurtheilung des im Jahre 1787 
begründeten Rechtöverhältnifjes im Zufammenhange aufgefaßt werden müffen, 
ergibt ſich zunächſt die Unrichtigkeit der, ten vom Minifterium aufgehobenen 
Entſcheidungen des böhm. Landesſchulrathes zum Grunde liegenden und 
auch in der Beſchwerde vertretenen Anſchauung, daß ter jeweilige Beſitzer 
der Domäne Chieſch in feiner Eigenfbaft ale Echulpatren allen zur Beis 
ftellung ter jeweilig für die dortige Volksſchule erforderlichen Lecalitäten 
verhalten werden könne. Denn in jenen Wctenftüden ift immer nur von 
der Uebernahme des Patronatsrechts als folden tie Rede, und ed kommt 
darin über die WBefchaffenheit over das Maß der der damaligen Obrig- 
feit aus dem Titel des PBatronatsrechtes auferlegten Leiftungen eine 
ausdrückliche Beſtimmung nicht vor. 

Eine ſolche — austrüdlihe (8. 4 des Gef. vom 13. September 
1864, 8. ©. B. Nr. 33) — Beltimmung über die künftigen Leiftungen 
„der Obrigfeit zu Chiefh und Rabenftein" zu Zmeden der Herftellung ter 
Pfarr» und Ecyulhäufer, konnte ter B. ©. Hof auch in jener Etelle des 
vorcit. Hoflanzleidecretes nicht erfennen, welche die Uebergabe der Stlofter- 
gebäute an den Domänenbefiter „zur Herftellung der Pfarr und Schul⸗ 
bäufer” genehmiget. Daf in diefer Verfügung eine ausprüdliche Beftimmung 
über da8 Maß ter Leiftung nicht gelegen ift, und daß derſelben insbeſondere 
die von ter Beſchwerde gewünſchte Deutung, als ob es für alle künftigen 
Zeiten Sache des Domänenbefigers fein fellte, tie jeweilig benöthigten 
Schul» und Pfarrhäuſer berzuftellen oder aber mindeftens die Kloſtergebäude 
jeleft in ihrer Totalität diefen Zwecken zuzuführen, nicht gegeben werten 
kann, dafür flreitet nicht blos der Gefammtinhalt ver vorcit. Acte, fondern 
insbefontere noch das mefentlihe Moment, daß das Hoffanzleidecret die 
Ueberlaflung der Stlofterbäufer von ter ausprüdliden Beringung der Ueber⸗ 
nahnıe des Patronates durch die Obrigfeit abhängig macht. 
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Augenfcheinlih würde die Hoffanzlei, hätte fie in Wahrheit die Ab» 
fiht gehabt, der Obrigkeit eine jo weitreichende Verpflichtung aufzuerlegen, 
wie jene ift, die von der Beſchwerde behauptet wird, dieſer ihrer Abficht 
durch die nur auf Uebernahme des Patronates lautende Bedingung geradezu 
entgegengehandelt haben, da nach den beftandenen Vorſchriften (vergl. Hof- 
decret vom 8. December 1786, 2. Februar 1787, 11. Februar 1787, 
6. October 1787, 88. 368, 370, 374, 381, 382 ber polit. Schul. 
verfoffung) niit dem Patronate der Regel nad nur die Verbindlichkeit zur 
theilweijen Dedung der Koſten für die Errihtung und Erhaltung der 
Schulen verbunden war. 

Der $. 4 des Gef. vom 13. September 1864, R. ©. B. Nr. 33 
fegt nun feſt, daß in Fällen, wo die privatrechtlichen und bie nod Übrigen 
nicht lediglich im Geſetze begründeten Schulpatronatstitel „keine aus⸗ 
prüdliche* Beftimmung bezügli der Befchaffenheit und des Maßes ver 
Leiftungen enthalten oder aus denfelben nur die Uebernahme ver gejeß- 
lichen Leiftungen gefolgert werden kann, der Patron in Zukunft den dritten 
Theil der zum dedenven Koſten zu tragen hat. Ueber dieſes gefetlich firixte 
höchſte Maß der dem Patrone obliegenden Feiftungen geht aber die dem- 
felben von den unteren Inftanzen auferlegte Verpflichtung zur alleinigen 
Beftreitung der Koften für die Erweiterung der Chiefher Schule offenbar 
binaus, weshalb auch der Berwaltungsgerichtöhof in der Aufhebung diefer 
Entſcheidungen eine Geſetzwidrigleit zu erfennen nicht vermochte. 

Es erübrigt nur nody zweier formalen Momente zu gedenken, welche 
nad ter Meinung ber bejchwerbeführenden Partei dafür fpredhen, daß 
durch früber erfloffene behördliche Entſcheidungen die Verpflichtung der 
Domäne auf Beiftelung der vom Ortsfchulratbe geforterten Localitäten 
(eine Bodenraumes für den Oberlehrer und einer V. Schulclaffe) bereits 
endgiltig feitgeftelt worden ift. 

Bezüglich des Bodenraumes wurde bereit in der Beſchwerde geltend 
gemacht, daß, weil im Entjcheidungswege bie Verpflichtung der Domäne 
zur Beiftellung der Oberlehrerswohnung bereit8 anerkannt und von 
der Domäne aud nicht beftritten worben ift, zu einer Wohnung aber aud) 
ein Bodenraum gehört, die Verpflichtung per Domäne, dem Oberlehrer 
den Bodenraum anzumweifen, principiell außer Frage fiehe. Bei der mündl. 
Berhandlung wurde endlich geltend gemadht, daß anläßlich der in Rechts⸗ 
fraft erwachſenen Entfcheidung des Landesſchulrathes, betreffend die Ver⸗ 
pflihtung ter Domäne auf Beiftellung ter Localität für die IV. Schul» 
claffe in den Entfheidungsgrünten feftgeftelt worven tft, daß nad dem 
Hofdecrete vom 3. Februar 1787 der ehemaligen Obrigkeit die Sorge für 
die Beifchaffung ter nöthigen Scullocalitäten überhaupt obliege. 

Dem gegenüber ift zu erinnern, daß ter k. k. Bezirksſchulrath in 
feinem aud dem bejchwerveführenden Ortsſchulrathe zugeftellten und von 
diefein nicht angefochtenen Erlafje dto. 4. Jänner 1877, 3. 6 ausdrücklich 
conftatirte, daß über die vom Ortsfchulratbe neuerdings erhobenen An- 
ſprüche, darunter auch über den Anſpruch anf Beiftellung des Bodenraumes 
und der V. Sculcaffe, „eine Entſcheidung, mit welder das Patronats- 
amt verpflichtet worden wäre, dieſe Bebürfniffe beizuftellen, bis jet nicht 
gefällt worden iſt“ und daher vorbehalten werde. Nah Ausweis ver 
Arminiftrativacten war nun tiefe vorbehaltene Entſcheidung eben jene, 
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weldhe im weiteren abminiflrativen Inflanzenzuge zu ber bente augefechtenen 
Diin Entſcheidung führte. Taß aber cin Borenraum keineswegs als ein 
gewiffermaßen ſelbſtverſtändliches Zugehör einer Wehnung anzefchen werben 
müfle, lehrt nicht bles tie täglihe Erfahrung, ſondern aud ver Bortlamt 
des 8. 360 ter polit. Schulverfaſſung. 

Was endlih daS zweite, bei der mündl. Berhandlung vorgebradte 
Moment anlangt, jo fonnte der B. G. Hof die Meinung, daß wegen ver 
Rechtskraft ver Entfheitung tes Landesſchulrathes vom 11. Jänner 1876, 
3. 22759 die Domäne, ta es fid) gegenwärtig nur um eine weitere Er- 
weiterung berfelten Schule handelt, ihre Berpflihtung hiezu nicht mehr 
teftreiten könnte, keineswegs für flihhältig erfenuen. Denn von „dem biefer 
Anfhauung offenbar entgegenfichenden vorcit. Erlaffe vom 4. Jänner 1877, 
3.6 B. ©. R. ganz abgejchen, war in Betracht zn ziehen, daß ber 
Min.⸗Recurs gegen ven Erlaß des Landesſchulrathes vom 11. Yänner 
1876 lediglich aus tem formalen Örunte ver Berfäumung ter gefetlichen 
Recuröfrift, tie Beſchwerde an den B. ©. Hof gleichfalls nur aus dem 
formalen Grunde des 8. 5 des Gef. vom 22. October 1875 zuräd- 
gewiefen worden ift und daß tie Entfheitung felbft (das Enuntiat) Lediglich) 
tie Beſchaffung der nöthigen Lecalität für eine IV. Schulclaſſe, nicht aber 
tie Verpflihtung der Domäne zu jeder fünftig nöthigen Erweiterung der 
Chiefyer Schule zum Gegenſtande und Inhalte hatte. Die Entſcheidung 
ift daher nur bezüglih der damals in Frage geflandenen concreten Leiſtung 
rehtslräftig geworben, weshalb auch die Domäne den neuerlichen weiteren 
Anfprüchen gegenüber Abhilfe bei den höheren Iuftanzen fuchen konnte. 


Ar. 1257. 


Das Geſetz vom 27. December 1680, R. G. B. Rr. 151 findet auf jene 
Erwerbögenoflenfhaften, welde ihren Befbäftebetrich ſtatutenmäßig aud 
auf Rihtmitglieder auszudehnen berechtigt find, Feine Anwendung. 
Erkenntniß vom 10. Jänner 1882, 3. 2231. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der erften bürgerl. 
Berfhußcafla in Prag ca. Entfheidung ver k. k. Fin.Landesdirection in 
Prag von 15. Juni 1881, 3. 12580, betreffend die Anwendbarkeit bes 
Gef. von 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 auf diefelbe, nad) 
turdhgeführter ö. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Gin Erfat ber ſtoſten des Verfahrens wird nicht auferlegt." *) 


*, Siehe Entjheidungegrilube Lei Nr. 1251. 
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Ar. 1258. 


Zeſtſtellung der Grundlage zur Bemeffung ber Einfommenftener I. Elafle. 
Srtenntniß vom 10. Inner 1882, 8. 48. 

Der 1. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Franz Bed, 
EL. Notare zu Reichenau im Königreihe Böhmen, ca. Entſcheidung der 
dortländigen k. f. Fin.-Landesbirection vom 11. Juni 1881, 3. 28824, 
betreffend tie Einfommenfteuerbemefjung für das Jahr 1880, nad) burde 
geführter 3. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen. — 
Der Beſchwerdeführer hat an Koften des Verfahrens 10 fl. an 
die f. Hinanzlandesdirection in Prag binnen 14 Tagen nad 
Zuftellung diefes Erfenntniffes zu erfegen.“*) 


Ur. 1259. 


Befhränfung ber Binanzbehörben bei der Wahl der Erwerbfteuerchaffe. 
Ertenntniß vom 10. Sänner 1888, 3. 47. 

Der . EB. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dr. Moriz 
David, Advocaten in Allentfteig, ca. Entſcheidung der f. f. nieber-öfterr. 
Fin.-Landesvirection vom 12. Auguft 1881, 3. 29707, betreffend vie 
demfelben vorgefchriebene Erwerbſteuer von 42 fl., nad durdgeführter 
5. m. Verhandlung und Anhörung des Dr. Moriz David als Beſchwerde - 
führer, fowie des f. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

nDie angefochtene Entfheidung wird nad 8. 6 des Ge— 
feges vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


- Entfheidungsgrände. 


Der Befchwerbeführer, welcher eine Advocatur mit dem Amtöfige 
in Allentſteig amı 1. März 1880 eröffnet hatte, findet fid durch die ihm 
vom I. Semefter 1880 angefangen nah der IV. Hauptbeſchäftigungs - 
abtheilung mit dem Steuerfage von 42 fl. vorgefhriebene Erwerbfteuer 
in feinen Rechten deshalb verlegt, weil ver Drt Allentfleig nad der legten 
Boltszählung weniger als 1200 Einwohner befige, folglich zu jenen Orten 
unter 4000 Einwohnern gehöre, für welche in der IV. Hauptbefhäftigungs- 
abtheilung nad tem Ermwerbfteuerpatente vom 31. December 1812 im 
Höhftbetrage ein Steuerfag von jährlihen 21 fl. beflimmt werben könne 
und weil überdies bie örtliche, von jedem Verfchre abgefchnittene Lage des 
genannten Ortes und die dadurch hervorgerufene geringe Ertragsfähigfeit 
feiner Apvocatur einen fo ‚hohen Erwerbfteuerfag, wie den ihm auferlegten, 
nicht rechtfertige. 


*) Siehe Entfheidungsgıünde hei Mr. 253 (Band II, Jahrgang 1878). 
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Es ift allerdings richtig, daß im Sinne bed 8. 3 des in Folge 
Gentral-Hofcommiffionsvecretes vom 14. Jänner 1813 erlaflenen nieber- 
öfterr. Reggs.-Circ. von 15. Februar 1813 die Steuerbehörvden unter 
gewiflen Umſtänden ermächtiget find, bei Klaffificirung fteuerpflichtiger 
Unternehmungen fi nicht auf tie für den Ort, mo fie betrieben werben, 
beftimmten Steuerfäge zu befchränfen, fondern die Anwendung eines höheren 
Steuerjages auszufprehen. — Diefe Ermächtigung ift jedoch nad ter oben 
cit. Vorſchrift an gewiſſe Bedingungen gebunden, daß nämlich folge Unter- 
nehmungen entweder ſchon ihrer Natur nach vor anderen berjelben Gattung 
oder in Anfehung ihres Umfanges vor ven gleichartigen ſich auszeichnen. 

E3 war fomit Sache des V. ©. Hofes, zu prüfen, ob durch bie 
gepflogenen Erhebungen vie Eriftenz folder Verhältniffe dargethan und 
fomit die Berfegung in eine höhere Steuerclaffe gerechtfertiget fei. — Nun 
zeigen aber tie anläßlich der Steuerbemeflung des Beſchwerdeführers durch 
Einvernahme des Bürgermeiiters, der Vertrauensmänner und des Gerichtes 
gepflogenen Erhebungen deutlich, daß es fich hier keineswegs um mehr als 
eine neu entflandene Advocatur von gewöhnlicher Einträglichleit handelt. 

Nachdem fomit vie angefochtene Entfheidung auf Vorausſetzungen 
berubt, welche durch das gepflogene adminiftrative Verfahren nicht begrüntet 
erfcheinen, fo mußte diefelbe nad $. 6 bes Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen wefentliher Dlängel im Berfahren 
aufgehoben werden. 


Ar. 1260. 


Die Unfehtung der Gebühr für zwei Bertragsparien ($. 40 des Geb. Gef.). 
Srlenntniß vom 10. Sänner 1882, 8. 4. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Franz Steiner, 
Directors des k. k. priv. Theaters an der Wien ca. Entſcheidung des 
k. k. Finanz Min. vom 6. Auguft 1881, 3. 17967, betreffend die Gebühr 
für ein zweites Bare des mit der Sängerin Karoline Finaly vom 31. De- 
cember 1880 abgeſchloſſenen Engagementsvertrage®, nah durchgeführter 
ö. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erjfag der Koften des Berfahrens wird nidt auferlegt.“*) 


*%, Siebe Entſcheidungsgründe bei Nr. 37 (Band I, Jahrgang 1876/77) 
und bei Nr. 1220 (Band V, Jahrgang 1881). 
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Ar. 1261. 


Aus der Ertheilung eines Waſſerbenützungsrechtes, weldes bie Legung. 
einer Röhrenleitung über fremde Gründe zur Borausfegung und die Zu: 
leitung des Woſſers mittels derfelben zum Inhalte hat, erwädft für die 
Beſitzer diefer fremden Gründe die Verpflichtung, die entfpredende Ser: 
vitut, Damit Die Zuleirung erfolgen könne, auf ihren Gründen zu dulden 
und ift Diefe Laſt, als eine auf Grund des Waſſerrechtsgeſetzes auf dieſen 
Gründen haftende anzufehen, ohne daß die Zuläffigkeit der Ausübung 
einer folden Dienftbarfeit von weiteren rivilrechtlichen Acten, insbeſondere 
von der Eintragung derfelben im Grundbuche abhängig wäre. 


Erkenntniß vom 11. Iänner 1882, 3. 70. 


Der E. 8. B. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Mar Rehrl ca. 
Aderbau-Min. und Anton Satori anläßlich der Entſcheidung des erfteren 
vom 23. Mat 1881, 3. 3622, betreffend ben Beftand einer Servitut in 
Waſſerrechtsſachen, nad durchgeführter ö. m. Verhandlung und Anhörung 
tes Adv. Dr. Richard Hüber, des E. E. Min.Rathes Karl Peyrer, danu 
des Adv. Dr. Adolf Rofian, in Vertretung des mitbelangten Anton Satori, 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgemiefen. — 
Der Bejhwerveführer wird ſchuldig ertannt, dem mitbelangten 
Anton Satori die von demfelben angefprodenen Koften des 
Verfahrens vor dem. k. Berwaltungsgerihtshofe in dem Theil— 
betrage von 60 fl. DW. binnen 14 Tagen bei Erecutiond- 
vermeibung zu erjeten.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Mit der vom Aderbau-Min. beflätigten Entfcheitung der Landes» 
regierung vom 8. Februar 1881, 3. 770 wurde das Begehren des Be—⸗ 
fchmerdeführers, daß ausgeſprochen werde: „es hafte auf den ihm gehörigen 
Kreugermühlanmefen Nr. 14 in Itzling zu Gunſten ter Dampfjäge des 
Anton Satori in Itzling für die factiſch beſtehende Waflferleitung von 
Alterbadye bis zu diefer Dampfſäge durd die zur Sreugermühle gehörigen 
Barcellen Wr. 171, 172 und 173 keine Servitut und es fei daher Be— 
ſchwerdeführer berechtigt, die Wafferleitung zu befeitigen, ver Beklagte jedoch 
ſchuldig, ihm die Etreitkoften zu erfeßen, deshalb abgewieſen, weil dieſe 
Leitung mit dem längft in Rechtskraft erwachſenen Beſcheide der Bezirks- 
hauptmannſchaft Salzburg vom 2. September 1873, 3. 8203 dem Bor- 
befiger des Geklagten für die erwähnte Betriebsanlage ohne Einſchränkung 
auf die Berfon des Erwerber bewilligt wurde, das Leitungsrecht ſomit 
gemäß 8. 25, Abſ. 1 des ſalzb. Waſſ. Gef. vom 28. Auguſt 1870, 
2. © B. Nr. 32, ©. 101 auf ten Oellagten als vermaligen Cigen- 
thümer ver Dampfſäge übergegangen ift und das Waſſerrechtsgeſetz keine 
Beſtimmung enthält, wonadh die Verwaltungsbehörde berechtigt erſchiene, 
eine von eben diefer Behörde rechtskräftig ertheilte Waflerleitungsbemilligung 
aus dem Grunde, weil die Eintragung derſelben in das Grundbuch 
nicht erfolgte, zurüdzuziehen, das Geſetz vielmehr gegenüber einer folden 
Bewilligung die Geltendmachung alfäliger Privatrehte beim Aufgebote- 
verfahren überhaupt nicht, beim abgekürzten DBerfahren aber, wie im 
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Gegenftandsfalle, nur im Nechtswege (88. 82 und 89 des Wafl. Geſ.) 
zulaſſe. 

In der ten V. ©. Hofe vorliegenden Beſchwerde wird die Ent- 
ſcheidung der Berwaltungsbehörte deshalb angefochten, weil fie in rechts⸗ 
irrthämliher Verwechslung gefetlicher- Beftimmungen von der Anſchauung 
ausgebe, daß durch tie Ertbeilung einer Waflerrehtöbewilligung an und 
für fih auch ſchon eine etwa erforberlihe Servitut zum Zwecke der Be⸗ 
nüßung dieſes Waflerrechtes ertheilt werde, während doch nad Anficht tes 
Beſchwerdeführers die Ertheilung eines Waſſerrechtes nur Dazu führen 
fönne, daß eine Servitut eingeräumt wird, welde aber dann nit auf 
Grund des 8. 25 des Wall. Geſ., fontern nady $. 27, Abf. 2 ausdrück⸗ 
brüdlich ertheilt werben muß. 

Beichwerdeführer macht weiter8 geltend, daß durch bie Beftimmungen 
des Wofferrechtögefete® die Anordnungen der 88. 443 und 481 des 
a. b. © 3. und der hiemit in Einklang ſtehenden Grundbudysortnung 
(8. 4), welde, obwohl lex posterior, diesbezüglich feine Ausnahme ent- 
balte, nicht alterirt wurden, daß ſonach, da laut Kaufvertrages bezüglich 
feiner Realität und laut Grundbuchsauszuges eine Servitut zu Gunſten 
der gegner'ſchen Säge nicht beftehe, fein Beichwerbebegehren auch bann 
begründet fei, wenn bie Beſitzvorfahren beiter Realitäten wirklich ein 
Uebereinkommen in biefer Richtung getroffen hätten, was er, als ihm 
unbefannt, beftreite. — Es würte in einem folden und nur im günftigften 
Galle lediglich ein Titel zu einer Servitut vorhanden gewefen fein, ber 
Mangeld entfpredhenter Benügung im Hinblide auf $. 443 des a.b G. B. 
objolet geworben wäre. 

Den Aontiniftrativacten zufolge wurde mit dem Decrete der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Salzburg vom 2. September 1873, 3. 8203 tem 
M. Rueff, Großinduftriellen in Salzburg, „auf Orund der commiffionellen 
Verhandlung vom 26. April 1873* zur Anlage einer Wafferleitung im 
Seitenbache nächſt der beftantenen Rethladenmühle in Itzling gemäß den 
vorgelegten Plänen die Bewilligung ertheilt. — Ein Commiſſionsprotokoll 
von 26. April 1873 liegt nicht vor und ift ein ſolches den im abminifira- 
tiven Wege gepflogenen Erhebungen zufolge gar nicht aufgenommen worden. 

Dagegen liegt ein Commiffionspretofol vom 29. Auguft 1873 und 
ein Situationsplan ver, welchen zufolge die anzulegende Röhrenleitung über 
fremde Gründe, fpeciell auch über bie jet dem Beſchwerdeführer gehörigen 
Parcellen 178, 172 und 171 zur Dampffäge des M. Rueff in Itzling 
führen fol. — Aus dem Protofole vom 29. Auguft 1873 ift nidt 
erfichtlih, daß Franz Dachs, Beſitzvorfahrer des Beſchwerdeführers, zu 
diefem Commiffionsvorgange geladen werden wäre oder dabei erjchienen 
fei; Dagegen ift unbeftritten, daß feine Borladung zum Commiſſionsvor⸗ 
gange vom 26. April 1873 ordnungsmäßig erfolgte. — Das Protofoll 
vom 29. Auguft 1873 enthält die Angabe: „Yon Seite der betreffenden 
Örundbefiger ift feine Einwendung dagegen erhoben worden und hat fid) 
Nueff mit felben bereit auseinander gefet." — Diefe Angabe fteht 
mit ven binfichtli der zwifchen Rueff und Dachs getroffenen Ueberein- 
fonımen im Atminiftrativverfahren gepflogenen Erhebungen im Cinflange 
und es ift aus den Acten nicht zu erfehen und wird aud nicht behauptet, 
daß Dachs gegen die bezirkshauptmannſchaftliche Entfcheidung vem Jahre 1873 
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ober deren Ausführung eine Befchwerbe im politifchen Inftanzenzuge erhoben 
oder wegen mangelnter Borladung nah 8. 83 des falzb. Wall. Gef., 
Abf. 2 zur Geltendmachung alfälliger Privatrechte den Rechtsweg be⸗ 
treten hätte. 

Es liegt alfo ein im Jahre 1873 verliehenes Waſſerbenützungsrecht 
vor, welches — da in der Urkunde Über die behörbliche Bewilligung eine 
Beſchränkung anf die Perfon des Bewerbers nicht ausprüdlich feftgefett 
wurde — auf den bermaligen efiger der Dampfjäge in Itzling über- 
gegangen ift und mit Rückſicht auf $. 83 des Wafl. Gef. vor den polit. 
Behörden nicht mehr angefechten werden kann. Aus diefem Grunde hat 
auch der V. ©. Hof die bei der mündl. Verhandlung beigebracdhte Be: 
flätigung bes Beſchwerdeführers, daß aus den Verhandlungsacten nicht zu 
entnehmen ift, daß von ter bezirkshauptmannfchaftlihen Entſcheidung von 
Jahre 1873 Franz Dachs perfönlich verftändigt worden fei, feine Rüdficht 
zu nehmen vermodt. 

Es ift weiterd aus den Acten zu erfehen und nicht beftritten, daß 
die fraglihe Nöhrenleitung ihatfählih gelegt und behördlich collaudirt 
wurde (Protokoll vom 6. Juni 1874) und daß fie noch immer befteht 
und von der Dampfläge benütt wird. 

Da diefes Waſſerbenützungsrecht die Legung der Nöhrenleitung über 
fremde Gründe, fpeciell über tie Parcellen 173, 172 und 171 des Be> 
fchwerdeführers zur Vorausfegung und die Führung des Waflers mittelft 
derfelben zur Dampffäge zum Inhalte bat, fo ift es ſelbſtverſtändlich, daß 
aus der im Jahre 1873 erfolgten Ertheilung des Waſſerbenützungsrechtes 
für die Dampffäge in Itzling auch gleichzeitig für die Beſitzer der be 
treffenten Grünte, fpeciell dem Befchwerveführer, die Verpflichtung erwuchs, 
bie entjprechenden Servitute auf feinen Befigthume (den Parcellen 173, 
172 und 171), damit die bewilligte Wafferzuleitung erfolgen könne, zu 
dulten, eine Verpflichtung, melde nad $. 27 des Waſſ. Gef. demſelben 
fogar gegen feinen Willen von ter polit. Behörte hätte auferlegt werben 
fönnen. 

Diefe Laſt muß als eine auf Grund des Wafferrechtsgefeges 
auf dem Beſitzthume, Über welches die MWafferzuleitung der Bewilligung. 
gemäß zu erfolgen bat, haftende angefehen werden, wenn nicht die Be» 
fiimmung des 8. 25, Abf. 1 des Wafl, Gef. eine illuforifche fein ſoll. 

Auf den Umftand, daß die begründete Servitut im Grundbuche nicht 
eingetragen wurte, vermochte der V. ©. Hof ein Gewicht nicht zu legen, 
weil, wie der 8. 87, Abſ. 3 zeigt, in Fällen, wo die Entſchädigungs⸗ 
oder Ablöfungsfrage gelöft, was vorliegendenfall8 laut Protokoll vom 
29. Augufl 1873 als erfolgt angenommen werten muß, die Zuläffigfeit 
der Ausübung der von ver polit. Behörde ordnungsmäßig gewährten Dienft- 
barkeit von weiteren civilrehtlihen Acten nicht abhängig if. 

Es konnte daher in der angefohtenen Entſcheidung, welche es ab- 
lehnte, tie fchen im Jahre 1873 rechtskräftig ertheilte Waſſerleitungs⸗ 
bewilligung deshalb, weil die Eintragung derfelben in das Grundbuch 
nit erfolgte, zurückzuziehen, eine Ungefetlichkeit nicht gefunden werben, 
weshalb die Beihwerde nah 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 abgewiefen werben mußte. — Der Koften- 
zufpruc gründet fih auf 8. 40 diefes Gef. - 


26 Nr. 1262. — Erf, v. 11, Jänner 1882, 3. 2230. 


Ar. 1262. 


Bei VBerpadtung der Jagdbarkeit einer Jagdgenoffenfhaft im Wege der 
öffentlichen Licitation ift Der den Licitationsact vornehmende Gemeinde: 
vorſteher als Beftbieter ausgeſchloſſen. 


Erkenntniß vom 11. Yänner 1882, 3. 2230. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Forſtverwaltung 
der Domäne Stefna in Böhmen ca. Entſcheidung des böhm. Landesaus- 
fhufles vom 30. Yuli 1881, 3. 21973, betreffend die Verpachtung ber 
Jagdbarkeit in DrouZetic, nad durchgeführter ö. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Guſtav Mitlacher, in Vertretung des Dr. Alfred 
Auguft Fürften zu Windiſchgrätz, Befigerd der Domäne Stedua, zu Recht 
erlannt: 

„Die angefohtene Entfheidung des böhmifhen Landes— 
ausfhuffes wird nah 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Laut Vorſchrift des 8. 13 des Jagdgeſ. für das Königreich Böhmen 
vom 1. Juni 1866, 8. ©. B. Nr. 49 hat im falle, daß das einer 
Jagdgenoſſenſchaft zuftehende Jagdrecht im Wege der öffentlichen Licitation 
verpachtet wird, dieſen Licitationsact der Gemeindevorfteher vorzunehmen, 
felbftverftändlih mit Beobachtung der diesfälligen gejeglihen Vorſchriften. 

Abgefehen davon, ob im vorliegenden Falle die durd tie Ficitationd« 
erbnung vom 15. Juli 1786, Juſt. ©. ©. Nr. 865 gebotene vorgängige 
üblihe Kundmachung der Fünftigen öffentlichen Yeilbietung ordnungsmäßig 
ftattgefunden bat, wurde die Jagdbarkeit der Jagdgenoſſenſchaft in DrouZetic 
von dem den Ticitationdact vernehmenten dortigen Oemeindevorfteher felbft 
erftiegen und diefer Vorgang tur die angefochtene Entſcheidung des böhm. 
Landesausſchuſſes keftätiget. — Nachdem die bezogene Licitationsorbnung 
im $. 13 dem bei ver öffentlichen Weilbietung fungirenven öffentlichen 
Ausrufer das Kaufen von Berfteigerungsftüden fowohl unter eigenen, als 
fremden Namen unterfagt, muß dieſes Verbot umfomehr für den bie 
Leitation felbft leitenden Commiſſär gelten und erfcheint im vorliegenden 
Salle der Gemeinvdevorfteher auch nad $. 46 der Gem. Ordg. für das 
Königreih Böhmen vom 16. April 1864 von der Amtshandlung der 
Vornahme einer öffentlichen Licitation, bei welcher derſelbe als Beſtbieter 
fi) die zu verfteigernde Sache zugeichlagen, als ausgeſchloſſen, bezw. be⸗ 
gründete ber fohin vollzogene Licitationsact an fi eine Nullität. 

Nachdem tie angefochtene Entſcheidung tiefen Vorgang als zuläffig 
erllärte, mußte dieſelbe als im Geſetze nicht begründet aufgehoben werben. 
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Qr. 1263. 


Die Rothwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer berteagemäßig herzuſtellen⸗ 
den Waſſerleitung hat die autonome Berwaltungsbehörde nach freiem 
Ermeſſen zu beurtheilen. 


Erkenntniß vom 12. Jänner 1882, 3. 5. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des volkswirthſchaft⸗ 
Then Bürgervereines in Linz und Genoſſen ca. Entſcheidung des ober- 
öfterr. Landesausfchuffes vom 9. Juni 1881, 3. 4454 und 6065, betreffend 
die Herftellung einer Wafferleitung für die Landeshauptſtadt Linz, nad) 
durdhgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Anton 
Haflwanter, des Ferdinand Rohr, Mitgliedes des ober-äfterreichifchen 
Landesausfchuffes, dann des Adv. Dr. Franz Edlen von Benak, des legteren 
in Bertretung der mitbetheiligten Stadtgemeinde Linz, zu Recht erkannt: 

-„Die Beſchwerde wird, infoferne fie gegen die Noth— 
wendigkeit oder Nüglichleit der beabjichtigten Wajferleitung 
geridtet ift, nab $. 3e des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Wr. 36; im Uebrigen aber al® unbegründet 
abgewiefen. — Die Bejhwerdeführer haben dem ober-üfter- 
reihifhen Landesausfhuffe die Koften des Verfahrens vor 
dem Berwaltungsgerichtshofe im ermäßigten Betrage von 
78 fl. 50 fr. binnen 14 Tagen bei Erecutionsvermeidung zu. 
erjegen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Es liegt außerhalb dem Wirkungskreiſe des V. G. Hofes, in eine 
Würdigung jener Ausführungen ver Beſchwerde einzugehen, welche gegen 
die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der vertragsmäßig herzuſtellenden 
Waſſerleitung gerichtet ſind, weil der Landesausſchuß für Oberöſterreich 
innerhalb feiner im Art 24 des Gef. vom 5. März 1862, R. G. B. 
Nr. 18 und im $. 10% des Statutes für die Start Linz vom 18. Jänner 
1867, Landesgef. für Oberöſterreich Nr. 7, begründeten Competenz bei 
Beurtheilung diefer Momente nad freiem Ermeſſen vorzugehen berufen 
war. — In diefem Punkte war fomit die Beſchwerde nad 8. 3, lit. e 
des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 ab» 
zuweijen. 

Gegen die Giltigleit des vom Landesausfhufle aufreht erhaltenen 
Gemeinderathsbeſchluſſes und damit gegen die Geſetzlichkeit ver angefochtenen 
Entjheidung wird auch geltend gemacht, daß die im $. 11 des Vertrages 
in Anfehung der bereits in Linz beftehenden fogen. Schullerberger Waffer- 
leitung getroffenen Beftimmungen eine Veräußerung von &emeindegut in 
fih fließen, weshelb nad 8. 49 des Statutes ein Beſchluß hierüber 
nur in Anmwejenheit von *%/, der fänmtlihen Mitglieder de Gemeinderathes 
und Zuftimmung der abfoluten Majoritit gefaßt werden konnte, währen 
in ber Gemeinderathsſitzung vom 4. Februar 1881, in welder über $. 11 
des Vertrages verhandelt wurde, derfelbe genehmigt worden ift, von ben 
36 ©emeinderäthen der Stadt Linz nur 23 zugegen gewejen jeien. 
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Dem gegenüber kommt zu bemerlen, daß es in dem gegebenen alle 
auf bie ©iltigkeit der in der Sigung vom 4. Februar 1881 gefaßten 
Beihlüffe gar nit anläme, fondern nur entfcheidend ift, ob ber in ber 
Sigung vom 6. April 1881 gefaßte Beihluß, enthaltend die Genehmigung 
bed ganzen Bertrages, giltig zu Stante gelommen fei, und daß bie Be- 
ſchwerde felbft nicht beftreitet, daß in der letztgedachten Sitzung mehr als 
2/, der ſämmtlichen Gemeinderäthe anweſend waren, 

Ueberdies ift auch die Annahme, es fei in ber bezogenen Beftimmung 
bes 8. 11 des Bertrages die Beräußerung eines Gemeindegutes gelegen, 
ganz unbegründet. Wenn dort die Gemeinte auf die entgeltliche Abgabe 
von Waſſer aus rer Schulerberger Waflerleitung für die Vertragsdauer 
verzichtet, fo ftellt fi Died wohl als eine vorübergehende Beſchränkung in 
einer ber Arten der Benützung diefer Waflerleitung, welche überdies nicht 
einntal von der alleinigen Entſchließung der Gemeinde abhängt, keineswegs 
aber als eine Veräußerung derfelben dar; es ift vielmehr bie ander: 
weitige Verwendung diefer Wufferleitung zur Berforgung von öffentlichen 
Brunnen und deren Erweiterung ter Gemeinde ausdrücklich vorbehalten 
und deren Weberluffung an die contrahirenden Unternehmer erft für bie 
Zukünft eventuell in Ausfiht genommen, für welche lieberfaffung, welche 
allerdings eine Veräußerung wäre, dann felbftverftändlih ein neuer Ge⸗ 
meinderathsbeſchluß erforverlich wäre. 

Die Beſchwerde bezeichnet weiterd die in tem Gegenſtande gefaßten 
Beichlüffe tes Gemeinderathes als ungiltig deshalb, weil dabei der Ge⸗ 
meinderatb Dr. Hole mitgewirkt hat, weldher nadı 8. 72 des Gemeinde⸗ 
ftatute8 von der Theilnahme an den Verhandlungen hätte ausgefchloffen 
werden fellen. Eine Erörterung ter Trage, ob Dr. Hofe, wenn bderfelbe 
wirtlih in der damaligen Zeit Nechtöfreund der Unternehmung Cole & 
Comp. gewefen ift, nach $. 72 des Statutes ausgefchlefjen geweſen wäre, 
bleibt überflüffig, weil nicht conftatirt ift, daß ein ſolches Vollmachtsver⸗ 
hältniß beftanten babe, die Gemeinde Yinz dies ausprüdlich widerfpridt. 
Uebrigens ift, wie vom Bertreter des Landesausſchuſſes entjpredhend tem 
Inhalte der angefodhtenen Entfheidung geltend gemacht wurde, und aud 
aus den Acten der adminiftrativen Verhantlung erſichtlich ift, dieſe Ein- 
wendung im abminiftrativen Verfahren gar nicht erhoben worten. 

Die Befchwerveführer finten ferner eine Geſetzwidrigkeit in ber 
Unterlaffung der Ausfchreibung einer Offertverhbandlung und in jener Ver⸗ 
tragsbeftimmung, nach welcher jenen, welche die neue Waflerleitung benügen, 
bie Reiftung von Bergütungen biefür auferlegt wird. Darauf genügt es 
zu erinnern, daß Feine Norm befteht, welche in Anfehung derlei Unter- 
nehmungen beftimmte Modalitäten der Durchführung oder Begebung vor» 
jhreiben würde, und daß durch den genehmigten Vertrag Niemandent eine 
Berpflihtung zum Bezuge von Wafler aus der neuen Leitung auferlegt 
wird, und daher diesfalls eine Verlegung von Rechten, infonderheit von 
Rechten der Beichwerdeführer, nicht in Frage komme. 

Infoweit endlich in der Beſchwerde hervorgehoben ift, daß die Ge⸗ 
. meinde im Bertrage für die Dauer desfelben auf Geftattung oder Schaffung 
einer gleihartigen Unternehmung verzichtet habe, genügt bie Bemerkung 
daß es der Gemeinde durch fein Gefeß verwehrt wird, fih bei Durch⸗ 
führung derartiger in ihrem Wirkungsfreife liegenden Aufgaben einer 





Nr. 1264. — Ert. v. 13. Jänner 1882, 3. 2032. 29 


Brivatunternehmung zu bebienen, felbftverftändlih immer unter der Vor- 
ausfegung, daß dadurch die Erfüllung ber gefeglichen Verpflichtungen ber 
Gemeinde nicht beeinträchtigt wird. Don einer folden Beeinträdtigung kann 
aber bier nicht die Rede fein, da durch die SS. 1 und 2 des Vertrages 
der Unternehmung die Verſorgung der Statt Linz mit der erforberlidhen 
Waſſermenge zur Pfliht gemacht und für den Fall der Nichterfüllung 
diefer Pfliht nah 8. 29 der Gemeinde die Abhilfe und bezw. die Löſung 
des Bertrages vorbehalten ift. - 

Die Befchwerde mußte daher als in jeder Richtung unbegründet zu« 
rüdgemwiefen werden. Der Ausfprud über den Erfag der Koften erfolgte 
nad 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Qr. 1264. 


Zur Interpretation der in den Statuten der Peuerbacher Sparcafie ent: 
haltenen Beftimmung betreffs Verwendung des Jahresgewinnes zur Frei: 
madung bes Barantiefondes. 


Erfenntniß vom 13. Jänner 18823, 3. 2082. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Beſchwerde der Sparcaffadirection 
in Peuerbah ca. Min. des Innern anläßlih der Entſcheidung besjelben 
vom 28. Yuli 1881, 3. 11038, betreffend die Verwendung des ganzen 
Jahresgewinnes der Sparcafja zur Freimahung des Garantiefondes, nad) 
durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des E. k. Min.-Kathes 
Frhrn. v. Rotky, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemiefen,“ 


Entſcheidungsgründe. 


Indem die Statuten der Peuerbacher Sparcaſſa im 8. 10 je nach 
der Höhe des Reſervefondes der Anſtalt die Verwendung des halben oder des 
ganzen Jahresgewinnes zur Freimachung des von den Gründern der Spar⸗ 
caſſa behufs vorläufiger Sicherſtellung ver Verbindlichkeiten derſelben ein- 
gezahlten Garantiefondes geſtatten, nehmen ſie die Ausdrücke: „Reſerve⸗ 
fond“ und „Jahresgewinn“ offenbar in dem Sinne, daß damit zwei von 
einander verſchiedene, gegen einanter felbftftändige Activa der Anftalt be= 
zeichnet fein follen. Denn die Höhe des einen dieſer Beträge erfcheint als 
Bedingung für die Berwentung des andern: man kann aber nicht zwei 
Größen mit einander in ein Berhältniß fegen, von denen die eine in der 
andern enthalten ift. Diefer von feldft einleuchtende Orundfag wird in 
der Beſchwerde verfannt: indem dieſelbe Die Höhe des Mefervefondes mit 
10.483 fl. 10'/, fr. berechnet, in dieſen Betrag aber bereitd auch ten 
Reingewinn tes Jahres 1880 pr. 5609 fl. 88 fr. einbezogen hat, bringt 
fie diefelbe Größe zweimal in Anrehnung, nämlib einmal ald Yahres- 
gewinn, um deſſen Berwentung zur Freimahung des Garantiefondes nach⸗ 
geſucht wird und tann wieder ald Refervefond, durch deſſen Belauf eben 
jened Anſuchen um Berwentung bed Jahresreingewinnes gerechtfertiget 
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werben fol. Auf biefe Art würde aber der Zwed der Beſtimmung im 
S. 10 ter Statuten vereitelt, welcher Zweck offenbar fein anderer ift als 
ter, daß der Öarantiefond in den ihm obliegenven Berpflictungen durch 
den Reſervefond abgelöft werden fol und daß daher der erftere in dem 
Maße fuccefjive freigemacht werden kann, als ter zweite Fond zu einem 
gewiffen Belaufe aufwächſt und in dieſer Stärke in die Verpflichtungen 
des erfteren nachrüdt. 

Die ſcheinbare Stüge, welde die Beſchwerde in eben dieſem 8. 10 
findet, liegt nur darin, daß dort nit ausprüdlih nur die Die angegebene 
Höhe des Refervefondes überfteigenden Gewinnsbeträge zur fFrei« 
machung des Garantiefondes vorbehalten werben, allein dieſe nicht ‚ganz 
genaue Ausdrudsmweife kann gegenüber der ganz Maren Abſicht der Be- 
ftimmmg nicht entjcheiden: überdies ergibt fidy auch ſchon aus dem Wort» 
laute des 8. 10: daß der dort angegebene Belauf tes „freieigenen” 
Refervefondes nicht blos in denn Momente, wo über die Verwendung bes 
Reingewinned nah $. 10 diſponirt wird, Thatſache fein muß, fondern, 
daß dieſe Thatjache, eben weil fie den Grund der Statthaftigfeit der Ver⸗ 
wendung des Reingewinnes enthält, auch beftehen bleiben muß und nicht 
wieter gerade durch die Verwendung des Reingewinned aufgehoben werben 
darf, was einleuchtendermaßen die Confequenz ber entgegengefetten An« 
ihauung fein würde. 

Das belangte Minifterium hat daher ganz im Sinne der ftatutarifchen 
Beitimmungen gehandelt, indem e8 nur den über die Summe von 8000 fl. 
erübrigenden Jahresgewinn zur Freimahung des Garantiefondes zu ver 
wenden geftattete und der gegen dasſelbe erhobene Anwurf: daß es die 
Begriffe: Refervefond und Bermaltungsgewinn verwechſelte, ift fo wenig 
gerechtfertigt, daß dieſe Verwechslung vielmehr eben der beſchwerdeführenden 
Sparcaſſadirection zur Laft fällt, innem viefelbe, wie gezeigt, einen Reſerve⸗ 
fond auswies, weldyer zum größeren Theile nur durdy eben den Berwaltungs- 
gewinn gebildet war, um defjen VBerwentung, mit Rüdjiht auf Die Höhe des 
durch ihm felbit mitgebilveten Refervefondes, dann das Anfuchen geftellt wurde. 

Ebenfo war e8 nur gerechtfertigt, daß die Behörden von tem zur 
Freimachung des Garantiefondes zu verwenpenden Yahredgeminn auch noch 
bie in den früheren Jahren zu dem gleichen Zwecke verwendeten, vorläufig 
noch rüdbehaltenen Beträge ſammt Zinfen in Abrehnung braten, da aud) 
diefe Beträge in dem audgewiefenen, alle unverwendeten Activa der An- 
ftalt umfafjenden Betrage pr. 10.483 fl. 10'/, fr. enthalten waren und 
daher, wenn fie nicht zu temfelben Zwede mehrmal in Anrechnung fommen 
folten, famnt ten nah ven lebten Abfate des $. 10 zu berecdhnenten 
Zinfen von dem im Berwaltungejahre 1880 - für die Freimachung des 
Warantiefondes in Anſpruch zu nehmenten Betrage in Abrehnung gebracht 
werden mußten. Dies wird noch befonders deutlich, wenn man erwägt, 
daß nah dem der Beſchwerde anliegenten Rechnungsabſchluſſe der ale 
Berwaltungsgewinn des Jahres 1880 ausgewieſene Betrag pr. 5609 fl. 
88 fr. überhaupt nur in der Weife berechnet worben ift, daß man als 
viefen Gewinn vie Differenz zwifhen ten Ende 1879 und Ende 1880 
verbliebenen Ueberſchüſſen der Anftalt annahın, in welchen Ueberſchüſſen aber 
flet8 die zur Freimachung des Garantiefondes in den entjprechenden Yahren 
bewilligten Beträge bereits enthalten find. 
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Was endlih die Einwentung der Beichwerbeführer betrifft, daß nad 
der angefochtenen Entſcheidung eine geringere Summe zur Verwendung ge- 
langen würde, als in dem Vorjahre bei erheblich niedrigerem Capitalſtande 
ver Anftalt zur Berwentung bewilligt worden ift, fo ift hierauf zu erwidern, 
daß dies letiglich eine Conſequenz der gemachten Aufftellung war, welche 
ven Refervefond mit einem 8000 fl. überfteigenden Belaufe angenommen 
und hienach die Verwendung des ganzen — nad der richtigen Auslegung 
der Etatuten: de ganzen eräbrigenden, fomit bei höherem Belaufe des 
Reſervefondes fich auch entſprechend niedriger ſtellenden — Jahresgewinnes 
in Anfprud genommen bat, währent, wie da8 Miniſterium zugibt, es der 
Anftalt frei geftanden wäre, bei Annahme eines Reſervefondes von 2000 fl. 
die Verwendung nur der Hälfte des — alsdann ſelbſtverſtändlich höher 
entfallenden — Berwaltungsgewinnes nachzufuden. 

Da mithin die Beſchwerde fih als unbegründet barftellt, mußte die⸗ 
felbe abgewiefen werden. 


Ar. 1265. 


Die vor Wirkſamkeit des mähr. Landesgefeges vom 24. Zänner 1870 
definitiv angeftellten Lehrer neben, vorbehaltli der im $. 91 bes eit. 
Gef. normirten befhränften Anrechnung einer früher vollfiredten Dienſt⸗ 
zeit, den Unfprud auf alle im $. 31 des Gef. gewährten Dienftalters: 


zulagen, jedoch nie für eine längere als eine dreißigjahrige, unter dem 
neuen Örfepe volftredte Dienftzeit und ebenfo Feinesfalls auf mehr als 
die geſetzlichen ſechs Quinquennalien im Ganzen. 


Erfenntniß vom 13. Iänner 18823, 3. 2207. 


Der k. k. B. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Mofes Konrad 
ea. Min. für Cultus und Unterricht anläßlich der Entſcheidung deafelben 
vom 10. Auguft 1881, 3. 10015, betreffend bie Derweigerung von 
Dienftalterszulagen, nady durchgeführter 5. m. VBerhantlung und Anhörung 
des Atv. Dr. Friedrih Bunzl, fowie des E. E Min.⸗Vice⸗Secr. Grafen 
Baillet⸗Latour, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entjheidung wird nah $. 7 des Ge— 
fees vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.” 


Entfdjeidungsgründe. 


Es handelt fih bei ber Entſcheidung der vorliegenven Streitfache 
lediglich um die frage, wie $. 31 und $. 91 tes mähr. Yandesgef. von: 
24. Yänner 1870, 2%. ©. ©. Nr. 18 mit einanter zu vereinigen find, 
bezw. wie weit der im $. 91 dieſes Gef. ten vor Wirkſamkeit vesfelben 
definitiv angeftellten Lehrern eingeräumte Anſpruch auf Lie durch 8. 31 
desf. Gef. eingeführten Dienftalterözulagen reiht? . 

Nah $. 91 fommt den gedachten Lehrern, wenn fie die im 8. 90 
geforderte Befähigung ausweifen und minteftens fünfzehn Yahre lang au 
einer öffentlichen Volksſchule ununterbrochen und mit entſprechendem Erfolge 
gewirkt haben, vie erfte Dienftalter&zulage, jowie das Recht auf die 
weiteren Dienftalterszulagen in den im 8. 31 erwähnten Zeit- 
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abjhnitten zu. — Nach eben diefem $. 31 erhalten nun Lehrer, welde 
fünf Yahre in definitiver Anftellung entiprechend gewirtt haben, eine Dienjt- 
alter&zulage und gibt ihnen unter gleihen Motalitäten jede zurüdgelegte 


. weitere fünfjährige Dienſtesperiode Anfprud auf eine meitere Zulage. 


Es unterliegt feinem Zweifel, daß, wenn die gefetzlihen Beitimmungen 
fih hierauf beſchränken würten, jene nah 8. 91 zu behandelnden älteren 
Lehrer für jede unter ter Wirkfamkeit des Geſetzes zurüdgelegte fänfjährige 
Dienftesperiode Anſpruch auf eine Dienftalterdzulage hätten und fie fomit 
gegen die nah Wirkſamkeit dieſes Geſetzes angeftellten Xehrer nur in dem 
Punkte zurückſtehen würden, daß ihre frühere Dienftzeit nicht voll ange. 
rechnet wird, bezw. nicht Schon für fünf, ſondern erft für fünfzehn Yahre 
den Anſpruch auf eine Dienftalterözulage und in keinem Falle Anſpruch 
auf mehr gibt. 

Allein 8. 31 des Gef. enthält zugleich einen Endtermin für ven 
dort gewährten Anfprudh auf Erwerbung der Dienftalterözulagen, indem 
bort diefer Anſpruch für eine je fünfjährige Dienftzeit nur „bis zum 
vollendeten breißigften Jahre diefer Dienftzeit” gewährt wird 
und es entſteht nun die Frage: ob für die älteren Lehrer wie der im 
8. 31 normirte Anfprud, jo aud die dafelbft normirte zeitliche Beſchrän⸗ 
fung desfelben gilt, d. b. ob fie den nur durch mindeftens fünfzehn Jahre 
einer früher volftredten Dienftzeit erlangten Anſpruch anf Dienftalters- 
zulagen gleihwohl nur bis zum breißigften Yahre ihrer Oefammtdienftzeit 
behalten, wonad fie alfo niemals alle die nad 8. 31 den fpäter ange- 
ftellten Lehrern erreichbaren ſechs Duinquennalzulagen zu erlangen ver- 
möchten. 
Das Minifterium bat die fo geftellte Frage bejaht, der V. ©. Hof 
fann aber diefe Auffaffung nicht für richtig halten, jondern muß nach ge⸗ 
nauer Erwägung des Wortlaute® und des Geiſtes der gefeglichen Be⸗ 
ftimmungen erfennen, daß: den in Frage ftehenden älteren Lehrern der An⸗ 
ſpruch auf ebenfo viele Dienftalterszulagen zufenımt, als nad 8. 31 be 
Sef. vom 24. Jänner 1870 von ven feit Wirkfamfeit des Geſetzes an⸗ 
geitellten Lehrern erworben werben können. Es Tann zugegeben werben, 
daß fih für dieſe Auffaffung eine deutlichere Yormulirung als die des 
Gef. von 24. Jänner 1870 denken ließe und daß die gefegliche Beftimmung 
insbefontere dann um Vieles Harer beroortreten würde, wenn entmweber 
im 8. 31 ftatt der Berechnung nad ter Länge der Dienftzeit die Zahl 
der zu ermwerbenden Quinquennalzulagen angeführt oder im $. 91 ftatt 
des Hinmeifed auf 8. 31 die Feſtſetzung, daß fünfzehn und mehr vor 
Wirkſamkeit des Geſetzes zurüdgelegte Dienftjahre für fünf zählen, beliebt 
worden wäre — wie 3. B. erftered in dem gleichen Geſetze für Böhmen, 
leßtere8 in dem gleichen Geſetze für Oberöfterreih ſich findet; allein aud) 
fo, wie die im vorliegenden Yalle anzuwendende gefetlihe Beftimmung 
lautet, kann fie bei genauer Erwägung aller maßgebenden Momente nur 
in dem eben bezeichneten Sinne ausgelegt werten. 

Zunächſt ift nämlih, wie ſchon vorhin bemerkt wurde, ar, daß, 
wenn lediglih auf 8. 91 gefehen würde, der Anſpruch der älteren Lehrer 
auf die Dienflalterözulage fi), abgejehen von der nit vollen Anrechnung 
der früheren Dienftzeit, von dem gleichen Anſpruche der nach Wirkſamkeit 
des Geſetzes angeftellten Lehrer in feiner Weife unterfcheiden würde. 


Veilage d.r Zurift.fhen Mlätter. 
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Denn 8. 91 gewährt für eine mindeſtens fünfzehnjährige frühere Dienft- 
zeit den Auſpruch auf die erfte und für eine weiterhin vollſtreckte das 
Recht auf die weiteren Dienftalteräzulagen in ben im $. 31 erwähnten 
(alfo je fünfjährigen) Zeitabſchnitten. Nun ift allerdings in dem fo ber 
zogenen $. 31 außer den „fünf“ Jahren, in welchen die Zulagen erwachſen, 
auch noch der weitere „Zeitabfchnitt“ „bis zum vollendeten dreißigften Jahre“ 
uormirt, und es iſt hienach ganz richtig, daß aud für bie im 8. 91 
erwähnten Lehrer diefer weitere, in ber Citation des 8. 31 im 8. 91 
mitbegriffene, als Enbtermin für den Anfprud normirte Zeitabfhnitt Be- 
ventung haben muß. Allein es ift nicht nothwendig, diefe Bedeutung darin 
zu finden, daß mit dem breißigften Jahre der Oefammtdienftzeit der An- 
ſpruch auf die Zulagen für bie älteren Lehrer ebenfo, wie für bie fpäter 
angeftellten aufhört, ungeachtet bie erfleren in dem gedachten Zeitpunfte 
nit die gleiche Anzahl von Zulagen erlangt haben können, wie biefe Ietr 
teren. Denn es ift nicht zu überfehen, daß $. 31 den Anfprud aud- 
drüdlih „bis zum vollendeten breißigften Jahre diefer Dienftzeit“ 
gewährt, worunter offenbar eine nach ben übrigen Beftimmungen des.$. 31 
qualifieirte, alfo eine ſolche Dienftzeit verfianden werden muß, welde den 
Quinquennalienanſpruch verleiht. Ya da das Geſetz bereits alle anderen 
Bedingungen für den Erwerb der Dienftalteräzulagen durd den Paſſus: 
„unter den gleihen Modalitäten“ vorbehalten hat, kann die Bei— 
fegung ber Worte: diefer Dienftzeit — gerade nur ben Sinn haben, daß 
damit eine den Anfprud auf Duinquennalien gemährende Dienftzeit ver- 
ſtanden werben folle. Andernfalls würbe das Gefeg, wie thatjächlid z. B. 
in dem Landesgeſ. für Dalmatien vom 29. December 1871, 8. ©. B. 
ex 1872 Nr. 12 geſchehen ift, den fraglichen Beiſatz weggelaſſen und 
lediglich gefagt haben: „Bis zum vollendeten breißigften Dienftjahre“. 

Dei einer ſolchen Tertirung würde mit diefem Zeitpunfte ver frag« 
liche Anfprudy abfolut erlöfhen, nad) der vorliegenden Zertirung muß hin« 
gegen angenommen werben, daß das Erlöfdhen des Unfprudes in dem 
gedachten Zeitpunfte im Zufammenhange mit dem bis dahin zugelaffenen 
Beſtande desfelben gedacht ift und daß daher der Anjpruc im biefem Zeit« 
punkte eben beshalb und infomeit aufhört, weil und infoweit er bis dahin 
beftanben hat. 

Hienach ift alfo der Sinn ber gefeglichen Beftimmungen der: Die 
älteren Pehrer haben, vorbehaltlich der im 8. 91 normirten beſchränkten 
Anrechnung einer früher vollftredten Dienftzeit, den Anſpruch auf alle im 
$. 31 gewährten Dienftalteräzulagen, jedoch eben aud nur den bort ein« 
geräumten Anſpruch, alfo nie für eine längere als eine breißigjährige, 
unter dem neuen Gefege vollftredte Dienftzeit und ebenfo feinesfalls auf 
mehr als die nad $. 31 fi ergebende Maximalzahl von ſechs Duin- 
quennalien im Ganzen. 

Für diefe Auslegung Tann zwar nicht bie aus ber entgegengefeßten 
Auffafjung fi) ergebende, von dem Befchwerbeführer hervorgehobene un« 
günftige Behandlung der älteren Lehrer, welche ja in ber Abficht des Ge 
fetzgebers hätte Liegen können, wohl aber das angeführt merben, daß nur 
nach biefer Interpretation alle gefeglichen Beftimmungen, insbeſondere auch 
die am Schluſſe des 1. Abſ. des $. 91 getroffenen feinen Widerſpruch, 

Budwinstl, 8. 8. 9, Ertenniniffe. VI. 3 
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OL 146 Rr. auigcheben werten. 
Yr. 1266. 
Berugemngscue inen, welde nad dem Meifdgraume be: 
feuert fa), m Balle der Usterbrehung 


Tall. ©. Hof Kt über tie Beiswerte des Yafcb Golten- 
berg, von Tereihcug, ea. Cuticheitung tes Ef. Finanz Min. 
som 11. Juni 1881, 3. 17838, betreffend tie Radzahlumy der Brannt- 
mweinftener für vie Brennerei in Dereſchenz für tie Zeit vom 1. bi6 
21. Revember 1879, nach durchgeführter 5. m. Berhantlunz zu Recht 


„Tie Befſchwerde wird als unbegründet abgewicfen — 
zer Beſchverdeführer bat dem f. f. Finuanzminifierinm binnen 
14 Tagen nah Zuftellung des Erkenntuifjes 10 fl an Koften 
Des Berfahrens zu bezahlen.“ ®) 


Qr. 1267. 


Aechtsſatz wie in Ar. 1266. 
Erlenntnif vom 17. Jänner 1883, 3. 64. 


Za t. 1. B. ©. Hof hat über die Beihwerte des Berl Türk, 
Outsbefigers ven Oftrow, ca. Entſcheidung des Ef. f. Finanz-Min. vom 


*) Siehe Eutſcheibnngegründe bei Nr. 1035 (Band V, Zahrgeng 1881). 
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22. Auguft 1881, 3. 25071, betreffend den Branntweinftenernadhtrag von 
1029 fl. 60 kr. für die Zeit vom 4. bis incl. 29. Februar 1880 and 
ber Brennerei in Oſtrow, nad burcchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht 
erfannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgemwiejen. — 
Der Bejhwerdeführer hat dem ER. Finanzminifterium binnen 
14 Tagen nad Zuftellung des Erkenntnifjes 10 fl. an Koften 
des Verfahrens zu bezahlen.“ *) 


Ar. 1268. 


Die Gebühr für den Geſellſchaftsvertrag aus Anlaß einer Actienemmiffion 
ift vor dem Beginne ber legteren fällig und durch deren vollfländiges 
Gelingen nit bedingt. — Die Stornirung eines Bertrages begründet 

feinen Rechtsanſpruch auf Rüdftellung der Gebühr. 


Erkeuntniß vom 17. Yänner 1882, 3. 65. 


Der ti. k. V. © Hof bat Über die Beſchwerde der Gebrüder 
A. H. Elias, Kaufleute in Wien, ca, Entſcheidung des k. k. Finanz Din. 
vom 20. Auguft 1881, 3. 18436, betreffend die Gebühr von dem zwi⸗ 
ſchen ven Befchwerbeführern und Samuel Bater und Sohn Sabetey am 
30. December 1880 geſchloſſenen Gefeljchaftsvertrage, nad) durchgeführter 
d. m. Berhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt." **) 


Ar. 1269. 


Nachlaßgebühren in Betreff der Bürger der nordamerikaniſchen Frei: 
aaten. 


Ertenntniß vom 17. Iänner 1882, 3. 139. 


Der 1.1.8. ©. Hof hat über die Befchwerde des Charles. Weller, 
Repräfentanten der Berlaffenfhaft des Robert Apple, nordamerikaniſchen 
Staatsbürger® zu San Francisco in Californien, ca. Entſcheidung des 
t. f. Finanz. »Min. vom 16. April 1881, 3. 8430, betreffend die Ge⸗ 
bührenbemeflung von dem gebadıten Nachlaſſe, foweit derfelbe in Defter- 
reich ſich befindet, nad) durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. E. Reif, fowie des f. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erlannt: 


2) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 1085 (Band V, Jahrgang 1881). 
*) Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 47 (Band I, Jahrgang 1876/77) und 
bei Nr. 210 (Band II, Iahrgang 1878). 
3* 
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nDie angefochtene Entſcheidung wirb, infoweit von bem 
vorerwähnten Nadlaffe eine Gebühr von 8 Percent bemeffen 
worden if, nah 8. 7 des Geſetzes vom 22. Dctober 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben, im Uebrigen wird bie 
Beſchwerde abgewiefen.” 


Entſcheidungsgründe. 


Der am 24. Juli 1878 in Neapel verſtorbene amerikaniſche Staats⸗ 
bürger Robert Apple aus San Francisco in Californien hatte am 10. Octo⸗ 
ber 1877 bei der k. k. priv. Nationalbank (nun öſterr.ungar. Bank) 
40 GStüd Gpercentige Obligationen der nordamerikaniſchen Staaten 
& 1000 fl., zufammen 40.000 Dollar8 deponirt. Diefem Depot lag aud 
eine von Robert Apple und zwei Zeugen unterfertigte Urkunde dto. Wien 
10. October 1876 als legte Willenserflärung bei, womit er je 20.000 
Dollar8 in den erwähnten Staat&obligationen nebft anderen Mobilien 
jedem feiner beiden Söhne Robert und Karl Upple, ferner weitere 25.000 
Dollars in Schuldverſchreibungen gleiher Art anderen Perfonen, ferners 
Dereinen und der Stadt Francisco, fämmtlihe in Californien, zumendet. 

Das k. k. ftäptifchedelegirte Bezirksgericht der inneren Stadt Wien hat 
im Sinne ber 88. 23, 137 biß 139 des kaiſ. Patentes vom 9. Auguft 
1854, R. ©. 2. Nr. 208 die dafelbft angeorbneten Vorkehrungen und 
auf Grund der vorausgegangenen Convocation und Riquibirungstagfahrt 
mit Erlaß vom 6. October 1880, 3. 51348 verfügt, daß von dem mehr- 
erwähnten Depot 37 Stüd Obligationen fammt Coupons dem, von dem 
Nepräjentanten ver Erben Charles L. Weller in San Francisco, bezw. 
befien Bevollmädtigten Moriz Frank in Berlin aufgeftellten hieſigen 
Machthaber Dr. Emanuel Reif mit der dieſem auferlegten Verbindlichkeit 
ausgefolgt werden, dag er 1350 Dollars in Obligationen der vereinigten 
Staaten jammt allen Coupons zur Sidherftellung des vom Bertreter 
des Birginia Erzcapitel® bei dem gedachten bierländigen Gerichte angemelbeten 
Legates pr. 1250 Dollars in Obligationen beim hiefigen Civilgerichtd- 
Depofitenamte zu erlegen habe. Die übrigen 3 von den 40 Obligationen 
fammt Coupons feien zur Sicherftellung der Euratelsconten ter aufgeftellt 
gewejenen hiefigen Curatoren der Berlafienfchaft, dann der vom E. k. Central» 
taramte bemefjenen Nachlaßgebühr bei der öſterr.ungar. Bank zurüd- 
zubebalten. 

Auf Grund diefes Thatbeftandes hat die Finanzverwaltung die Ge⸗ 
bübrenbemeflung von dem gedachten hierländigen reinen Nachlaffe des 
Robert Apple endgiltig in der Weife vorgenommen, daß von $% vesfelben, 
d. i. von einem Betrage pr. 54.538 fl. 40 kr. die Gebühr mit 1 Percent, 
von 38, d. i. von 34.086 fl. 75 fr. bie Gebühr mit 8 Percent nad) 
gefeglicher Abrundung dieſer Beträge, nebft dem a. o. Zuſchlage vor- 
geſchrieben worden ift. 

Die beim B. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde ficht diefen Gebühren- 
anfpruch zunächſt aus dem Grunde an, weil bei den hierländigen Gerichten 
feine Verlaſſenſchaftsabhandlung zu pflegen war, aud Feine Nachlaßeinant⸗ 
wortung erfolgte und meil nad bem zwiſchen Defterreih und den nord⸗ 
amerifanifchen Staaten beſtehenden Handels⸗ und Scifffahrtövertrage vom 
27. Auguft 1829 (Juſt. ©. S. Nr. 2505), dann ber Abditionalconvention 
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zu bemjelben vom 8. Mat 1848, R. ©. B. ex 1850 Nr. 179 eine 
volle Freizügigkeit bed Vermögens zwijchen beiden Staaten beftehe. — 
Eventuell wenn der V. ©. Hof diefe Anſicht nicht für haltbar anfehen 
follte, fit die Bejchwerde die Bemefjung der Gebühr mit 8 Percent von 
einem Theile des hierländigen Nachlaßvermögens des Robert Apple an, 
weil deſſen legte Willenserllärung vom 10. October 1876, welche in Wien 
errichtet und nach Öfterreichifchen Geſetzen zu beurtbeilen fei, nicht die Er⸗ 
forderniffe eines nach legterem giltigen Teftamentes befige. 

Der B. ©. Hof mußte vor Allem die Beftimmungen ber obeitirten 
Staatöverträge feiner Erwägung unterziehen. — Nah Urt. 11 des 
Staatsvertrage® vom Jahre 1829 „jollen die Unterthbanen und Bürger 
jeber der contrahirenden Mächte das Recht haben, mit ihrem perfönlichen 
Bermögen, das fie unter der Gerichtsbarkeit der anderen befiten, kraft 
eines Teſtamentes, durch Schenkung oder auf irgend eine andere Weile 
zu disponiren und ihre Nepräfentanten, wenn fie Untertbanen oder Bürger 
des anderen Theiles find, follen das Recht der Erbfolge in Hinſicht des 
perjönlihen Bermögens, fowohl kraft eines Teſtamentes oder auch ab 
intestato genießen, . . . . wofür fie blos bviefelben Abgaben oder Taxen 
zahlen jollen, welche die Einwohner des Landes, in dem das genannte 
Bermögen fich befindet, in einem gleichen Falle zu zahlen hätten.” — 
Auch der Art. 1 der Uopitionalconvention vom Jahre 1848 enthält die 
Beftimmung, daß den Stantsangehörigen eines jeden der abjchliegenden 
Theile in den Staaten des anderen die Freiheit zuftehen folle, über ihr 
bewegliches Vermögen dur Teſtament, Schenkung u. f. w. zu verfügen 
und von foldem Vermögen Beflg zu nehmen, ohne andere Steuern zu 
bezahlen, als folhe, welden die Einwohner des Landes, worin fi Das 
genannte Vermögen befindet, bei gleihem Anlaſſe unterworfen find. 

Aus dem ebencitirten Inhalte der beiden Conventionen gebt fomit 
ganz Har hervor, daß die norbamerifanifhen Yreijtaaten feineswegs unter 
jene Staaten gehören, in welchen das dortbefindliche bewegliche Nachlaß⸗ 
vermögen öfterreichifcher Staatsbürger als folches feiner wie immer ge» 
arteten Gebühr unterliegt. Es ift fonah die Gebührenforderung vom 
bierländigen beweglichen Nadlafle des Robert Apple Seitens der öfter: 
reichifchen Finanzverwaltung an fih ſchon in der Reciprocität und in dem 
Min.⸗Erlaſſe vom 8. April 1854, R. ©. B. Nr. 84, Abſ. 2, lit, b 
begründet. 

Der von der Beſchwerde zur Unterftügung der gegentheiligen Anficht 
hervorgehobene Umftand, daß das üfterreichifhe Gericht Feine Nachlaß⸗ 
abbandlung zu pflegen hatte, erjcheint daher nicht weiter von Belang, 
zumal der Abf. 4 der cit. Min.-Berornung vom 8. April 1854 bie 
Beftimmung enthält, daß die Erben, wenn es fih um einen gebühren- 
pflichtigen Nachlaß handelt, hinfichtlich deſſen den öfterreichifcehen Gerichten 
die Abhandlungspflege nicht zufteht, gleihwohl den Nachlaßausweis zu 
verfafien, und zwar fall® der Erblafier im Auslanvde mit Tod abgegangen 
wäre, dem hieſigen Centraltagamte zum Zwecke der Gebührenbemefjung 
vorzulegen haben. | 

Der V. ©. Hof konnte demnach der Beſchwerde, infoweit fie bie 
Gebührenfreiheit für den fraglihen Nachlaß beanfprudt, nicht ftattgeben. 
— Anderfeits Tonnte diefer Gerichtshof die Abnahme einer Gebühr von 
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8 Percent rüdfichtlih eines Theiles des Nachlaffes nicht für ausreichend 
begründet anfehen. Denn zweifellos entbehrt die vorliegende Tettwillige 
des Robert Apple jener formellen Erforbernifie, melde das 

öfterreichiihe Geſetz (8$. 578—584 de a. b. ©. 8.) zur Giltigkeit 
einer lettwilligen Anorpnung vorfchreibt. (8. 601 des a. b. &. 3.) 

Der 8. ©. Hof konnte daher die als ſolche Willenserflärung vor- 
liegente Urkunde dto. 10. October 1876 und zwar umfominder als Tefla- 
ment in Betracht ziehen, nachdem fie auch keine Einfegung eines Erben 
enthält (S. 553 tes a. b. ©. B.) Dem fteht der Umftanb nicht ent- 
gegen, daß kei der Liquibirungstagfahrt der Bevollmächtigte ber angeb⸗ 
lichen Teflamentserben gegen die Anmeldung bed Legatsanfprudes Seiten 
des Birginia Erzcapitel® feine Einwendung erhob und daß deshalb das 
ſtãdtiſch⸗ delegirte Bezirfögeriht der inneren Stadt Wien die Sicherftellung 
(feineswegs aber die Berichtigung) dieſes Legates veranlaßte; denn im 
tiefem Acte gerichtliher Obſorge kann noch fein gerichtliches Erkenntniß 
erblidt werten, daß das fragliche Legat aus dem hierländigen Nachlaß⸗ 
vermögen tes Robert Apple zu leiſten ſei. 

Der B. ©. Hof fand demnady die Annahme, daß es ſich bier ledig» 
lid um eine Snteftaterkfolge ter beiden Söhne in den hierländigen Nady- 
laß ihres Baters handeln fünne, der Sad und Redtölage am ent- 
ſprechendſten. weshalb nach den 88. 57 und 58, tann der Tarifpoft 106 B, 
It. a des Gef. vom 9. Februar 1850 die Gebühr ausfchließlih nur mit 
1 Bercent vem reinen hierläntigen Nachlaſſe des Robert Apple zu be» 
meſſen war. 


Ar. 1270. 


Im Bereige eines Propinationsrechtes kann immer nur ein Ausſchanke⸗ 

recht, namlid das urfprünglihd mit dem Propinationsrecht verbundene, 

fortbefichen, dieſes Redt Tann aber unmittelbar aus der geſthlichen Bor: 

färift des g. 4 de6 Geſ vom 30. December 1875, 8. ©. * für Galizien 

ex 1577 Rr. 55 nit aud von Jenen in Aufpruh genommen werben, 

welche ein ſolches Ausſchauksrecht neben dem Bropinationsberedhtigten, wenn 
au in Folge Berleihung besjelben, ausüben. 


Erfenntnif vom 18. Yäuner 1882, 3. 228. 


Der £ £. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Salomon Löw 
und Icfiel Leib Weiſer ca. Entſcheidung des E. f. Min. des Innern vom 
7. April 1881, 3. 18897 ex 1880, betreffend das Scanfredit der Be⸗ 
fhwerteführer in Nawarya, nach durdhgeführter d. m. Berhantlung und 
Anhörung Ted Adv. Dr. Yriedrid Bien, dann des EL. E Min.-Rathes 
v. Medvey, zu Recht erfanut: 

„Die Beſchwerde wird als ungegrändet abgewieſen.“ 


Eutigeidungsgrände. 
Mit der angefochtenen Eutfeidung vem 7. April 1881, 3. 18897 
bat das E. 1. Min. des Imern im Inſtanzenzuge ven Realitätenbefigern 
in Nawarya Salemon Füm sub Nr. 35 und Yoffel Leib Weifer sub 
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Nr. 100 das von benfelben auf Grund des 8.4 des Gef. vom 30. De- 
cember 1875, galiz. 2. ©. B. ex 1877 Nr. 55 angefprocdhene Realrecht, 
nah Ablauf der im 8. 3 dieſes Gef. feitgefetten Periode in je einer 
Schänke in Nawarya Bier und Meth ausjchänken zu dürfen, aberfannt. 

Dagegen ift die von den genannten Realitätenbefigern beim B. ©. 
Hofe eingebrachte Beſchwerde gerichtet. — In derfelben wird die Geſetz⸗ 
mäßigfeit dieſer Entfcheidung angefochten, weil zufolge der Verleihungsurkunde 
vom 19. März 1845 vom Propinationsberechtigten dem Joſſel Leib Weifer 
und deflen Nachlommen, fowie auch ferner dem jedesmaligen Befiter der 
Realität sub Nr. 35 das Recht des freien Ausſchankes von Bier, Meth ꝛc. 
ertheilt, weil dieſes Recht auch vom dermaligen propinationsberechtigten 
Befiger des Gutes Nawarya anerkannt und weil Joſſel Leib Weifer mit 
der weiter 'nicht angefochtenen, ſonach in Rechtskraft erwachſenen Statth.- 
Entfcheidung vom 9. Juni 1854, 3. 20213 proviforifh in der Aus- 
übung des Rechtes der freien Biereinfuhr und des Ausſchankes geſchützt 
worden if. — Die Beihwerbeführer behaupten daher, daß fie Eigenthämer 
des Propinationsausfhanfsrehtes in Nawarya fjeien und daß ihnen daher 
im Grunde der Beftimmung des 8. 4 des cit. Geſetzes vom 30. December 
1875 das von den Adminiſtrativbehörden aberfannte Realrecht gebühre, 

Hierauf ift vor Allem zu bemerken, daß die Beſchwerdeführer bei 
ter in Gemäßheit des foeben befagten Geſetzes, wegen Ermittlung des 
reinen Einkommens des Propinationsrechtes in Nawarya, gepflogenen com⸗ 
miffionellen Verhandlung das Propinationsausfhanfsreht des Gutes Na- 
warya ausdrädlich anerfannten und gegen das von dem hetreffenden Pro- 
pinationdberechtigten angefprochene und ihm von den Adminiſtrativbehörden 
and) in Gemäßheit des 8. 4 des Gef. vom 30. December 1875 zuerfannte 
Realrecht einer Schänke in Nawarya keine Einfprade erhoben haben. 

Im Sinne des 8. 4 des Gel. vom 30. December 1875, L. G. B. 
ex 1877 Nr. 55 ift nicht gelegen, daß jedes dermal beftehende Ausſchanks⸗ 
recht al8 Realrecht fortbeftehen fol, fondern nad dieſer gejetlihen Be⸗ 
ſtimmung ift diefes zur Entſchädigung eines Propinationsberedtigten ge⸗ 
währte Reht nur dem Eigenthümer eines propinationsberedhtigten Gutes 
vorbehalten und es wird nur, um aud jene Fälle zu treffen, wo das 
Propinationsreht und das Eigenthum eines urſprünglich propinationd- 
berechtigten Gutes nicht mehr zufammenfällt oder wo wie in den Städten 
das Propinationsredht ſchon urfprünglic nicht vom Beſitze eines Tandtäf- 
fihen Gutes feinen Ausgang nahm, beigefügt, daß aud das Propinations- 
ausſchanksrecht als folhes in der im $. 4 normirten Weife entſchädigt, 
das ift als Realrecht aufrecht erhalten werben joll. 

Hienach Tann im Bereiche eined Propinationsrechtes immer nur Ein 
(allenfall® in mehreren Gemeinden ausübbares) Aueſchanksrecht, nämlich 
das urfprünglid mit dem Propinationsreht verbundene, fortbeftehen. — 
Dagegen kann dieſes Recht unmittelbar aus der gefetlihen Vorſchrift des 
8. 4 nit auch von Genen in Anfprud genommen werben, welde ein 
ſolches Ausſchanksrecht neben dem Propinationsberedtigten, wenn auch in 
Folge Verleihung desfelben, ausüben. — Diefemnad war die Beſchwerde 
als geſetzlich ungegründet abzuweijen. 
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Exkautzif vom 18. Jänner 1808, 3. 2226. 


Dart k. B. ©. Hef hat über tie Beſchwerde des Ichaen Schein 
ea. Entfheivung der L EL Etatthalterei im Lemberg vom 15. Juni 1881, 
3. 26318, betreffend vie Bahl res Gewmeinderathes im Stiyj, mach burd- 
6. m. Berbantlung unt Auberung tes Arv. Dr. Yurwig Belsli, 
dann des ER. k. Hefrathes Arelf Edhart, zu Recht erlaunt: 
„Die Beihwerde wird als unbegräntet abgewiejen.“ 


Eutfdeidunssaründe. 

Die k. f. Etatthalterei im Lemberg bat über tie gegen das Ber⸗ 
fahren bei der im ber Stadtgemeinde Stryj vergenommenen Wahl ber 
©emeindevertretung vorgebradten Einwentungen mit Entſcheidung vom 
15. Juni 1881, 3. 26318 tie im erfien Bahlförper von den Gebrätern 
Samuel und Mendel Grünfeld durch deren Bevollmädtigten abgegebene 
Stimme ald nichtig erflärt, Tagegen die von Eeite der Wahlcommiſſion 
verweigerte Annahme ver Bollmadtflinme der Chaim Zeff⸗Berger' ſchen 
Erben als ungefeglih erfannt und mit Räckſicht auf tiefen Ausipraud tie 
Bahl tes im erſten WBahllörper gewählten Gemeinderathes Wladimir 
Huzar umgiltig erflärt und tie Ergänzungewahl rüdjichtlih des einen 
(zwölften) Gemeinderathes verfügt. 

Der Beichwerbeführer beflagt fih Tebiglih darüber, daß die Er⸗ 
neuerung ter Wahlhandlung angeordnet worven ift, indem berjelbe ter 
Anficht ift, Daß er ohne Bornahme einer neuen Wahl als gewählter Ge⸗ 
nieinderath anzufehen war, hiebei von ter Annahme ausgehend, daß die 
von ter Bahlcommiffion umgefeglich zuridgewiefene Stimme der Berger’ 
fhen Erben für ihn zu zählen fei. 

Hierüber ift zu bemerken, daß auf Wladimir Huzar, Johann Zchein, 
Julius Zurteltaub und Dr. Eeverin Popiel zu je 47 Stimmen ale Ge⸗ 
meinderath gefallen waren. Nachdem die ungiltig erflärte Stimme ber 
Gebrüder Sammel und Mendel Grünfeld fchriftlich abgegeben worden 
war, folglih nit bekannt ift, auf wen diefe Stimme gelautet hatte, fo ift 
dur dieſe ungiltig erflärte Stimme die Etimmenzahl jedenfalls zweifel- 
baft gewerden. Dem von der Wahlcommiffion zurüdgewiefenen, den Ad⸗ 
miniftrativacten angeſchlefſenen Etimmzettel der Berger'ſchen Erben kann, 
wenngleih die Berfagung der Annahme diefer Stimme gefetlich nicht ge 
gründet war, die Giltigkeit nicht zuerlannt werden, weil diefer Stimmzettel 
niht im Einne der 88. 23 und 25 der Gem.⸗Wahl⸗Ordg. ordnungs⸗ 
mäßig entgegengenonmen worden war. 

Nachdem die erwähnten Unregelmäßigfeiten das Wahlergebnig be- 
züglich des einen (zwölften) Gemeinderathes zu alteriren geeignet waren, 
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fo Hatte bie k. k. Statthalterei au allen Grund, die Erneuerung ber 
Wahlhandlung bezüglich dieſes einen Gemeinberathes zu verfügen. Dieſem ⸗ 
nad mußte die Beſchwerde als ungegründet abgewiefen werben. 


Ar. 1272. 


Die Einwenbung, daß eine wahl auf Grundlage älterer Wählerverzeich- 
niffe vorgenommen wurde, gehört dem Beciomationeuerfahren an, wes; 
jelb bie surätigen daraus refultirenden Unrichtigkeiten keinesfalls auf 
rund bes $. 31 ber galiz. Gem.:Wahl:Ordg. in Beſchwerde gezogen 
werben Fönnen. — Die bei einem Wahlacie vorgefallenen Ungefeplihfeiten, 
welde das Wahlergebniß in ber ee u alteriren nicht geeignet 
find, maden die Wahl an ſich nicht ungiltig. 
Grlenntniß vom 19. Jänner 1889, 8. 185. 

Der 1. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Mofes Kay 
und Genoſſen ca. galiz. Statthalterei anläßlich der Entſcheidung berfelben 
vom 13. Juni 1881, 3. 28351, betreffend die Gemeinderathswahlen in 
Zolynie, nad burdgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des per- 
ſönlich erfhienenen Moſes Kay, dann tes k. k. Hofrathes Adolf Ekhardt, 
zu Recht erfannt: 

mDie Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.* 


Entfeidungsgrände. 


Die 1. k. Statthalterei in Lemberg hat Über bie gegen das Ber- 
fahren bei der in der Gemeinde Zolynia im britten Wahlförper am 10. 
und 11. März 1881 vorgenommenen Wahl ber Gemeindevertretung vor« 
gebrachten Einwendungen mit der angefochtenen Entſcheidung vom 13. Juni 
1881, 3. 28351 dieſe Wahlen aufrecht erhalten. 

Dagegen iſt die von Mofes Kay und Genofien bei bem V. ©. 
Hofe eingebrachte Beſchwerde gerichtet. — Belangend den Umftand, daß 
die am 10. und 11. März 1881 vollzogenen Gemeinverathswahlen auf 
Grundlage des, aus Anlaß ter nächſt vorangegangenen Gemeinderaths - 
wahlen in Zolynie im Anfange des Jahres 1880 angefertigten Wähler- 
verzeichnifjes der Wahlberechtigten vorgenommen werten find unb daß auf 
dieſe Weife viele mahlberechtigte Gemeindemitgliever von den Wahlen aus- 
geſchloſſen worden feien, fo bezieht fich diefe Einwendung nicht auf das 
Wahlverfahren, fondern auf das im $. 16 der galiz. Gem.-Wahl-Orbg. 
normirte Reclamationsverfahren und kann daher diefe allfällige Unrichtig- 
keit nicht mehr auf Grund des 8. 31 ber Gem.-Wahl-Orbg. in Beſchwerde 
gezogen werben. 

Wenn bei der mündlichen Verhandlung ber Beſchwerdefllhrer tiefe 
Rechtsfolge mit der Behauptung zu befeitigen verfuchte, daß von mehreren 
Wahlberechtigten allerbing® gegen die Nictaufnahme in die Wählerliften 
rechtzeitig reclamirt wurde, dieſe Reclamation aber feine Erledigung ge= 
funden habe, fo war der V. ©. Hof darum nicht in der Lage, diefe Be— 
hauptung zu berüdfichtigen, weil durd das dem V. ©. Hofe vorgelegene 
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Srfenntuiß tes k. k. Reichsgerichtes vom 18. October 1881, 3. 176 
erwiefen erfcheint, daß die betreffenden Wahlberechtigten gegen ihre Nicht⸗ 
aufnahme in die Wählerliften nicht reclamirt, bezw. nicht Beſchwerde ge- 
führt haben. Es muhte daher das Reclamatiousverfahren allerdings als 
abgeſchloſſen angeſehen werben. 

Anbelangend vie Behauptung, daß entgegen dem Beſchluſſe ter 
Wahlcommiffion, den beirunfenen Anton Kraus zur Stimmabgabe richt 
zuzulafſſen, der politiſche Cemmiſſär von tiefem Wähler ven Etimmzettel 
abgenommen und in tie lirme geworfen bat, fo muß foldye mit Hinblid 
auf tem ämtlihen Bericht des Berſitzenden der Bahlcommillion vom 
19. März 1881, 3. 120 und bie unter Berufung auf feinen Dienfleib 
abgegebene protetollariſche Grflärung des bei der Bahlhaudluug imter- 
venirenden politiſchen Sommifjäre vom 11. Mai 1881 als nicht dargethau 
bezeichnet werten. 

Die weitere Cinwentung, daß Herſch Eticfelzieher für bie Witwe 
Schniedel Eiſenburg und Gabriel Trzewidi für bie Wilme N. G;abe, 
ohne ſich mit fchriftlihen Bollmachten der genaunten Witwen auszuweiſen, 
geflimmt haben, iR allerrings ridtig. Taf tiefe Witwen bie gebrachten 
Berfouen mäntlih, ale zur Etimmabgabe im ihrem Namen ermächtigt 
bezeichnet haben, ann nicht als gleichbedentend mit dem mad S. 8 ber 
Gem.⸗Wahl⸗Ordg. verlangten Ausweiſe mit ter Bellmadıt angejchen 
werben, 

Auch der Borgang, daß ter Stimmzettel des Autreas Ezode, welchen 
derſelbe im trunfenen Zuſtande abgegeben hatte, vernichtet wurte und 
dieſer Wähler ein zweites Mal zu einer ſpäteren Stunde im ernüchterten 
Zuflande nad Zurädweilung tes Etimmzettel® wur zur mündlichen Abftim- 
mung zugelafien worten iſt, muß als eim tem Geſetze richt entſprechender 
bezeichnet werden, weil tiefer Bergang eimerfeit® eime zweimalige Abſtim⸗ 
mung besjelben Wähler mnr anderfeits bei der zweiten Abfimmung eine 
umgejetlicye Beichränfung vesfelben in Bezug auf tie Art ver Etimm- 
abgabe im ſich ſchließt. 

Diefe Ungeſetzlichleiten find jeroch wicht gerignet, das Wahlergebniß 
in ter Weſenheit zum alteriren, da and mad Abſchlag ter drei ungiltigen 
Stimmen, nämlid ter zwei genaunten Witwen unb bes Mutreos Cjabo 
acc immerhin dem gewählten Ocmeinberäthen 61 gegen 58 und ten als 
gewählt prociamirten Sriagmännern 61 gegen 57 Etimmen übrig bleiben, 
daher diefelben mit Mojorität als gewählt erjcheinen. 

Anf die kei ver müntlien Berhantlung vergebracte Behauptung, daß 
der politiihe Commifjär vie Wahlcommiffien im ihrer Amtshantiung in 
unerlaubter Weiſe beeinfingte, vermochte der B. G. Hef [den darum feine 
Aüdfit zu nehmen, weil im ter Beſchwerde an den B. ©. Hof darüber 
nicht * Aufũhruug beflimmter Thatſachen Klage geführt worden if. 

Dieſennach lounte im ber angefochtenen Statth.Euntſcheidung leine 

etzwidrigleit erfannt und mußte die Beſchwerde abgewieſen werben. 
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Ar. 1273. 


@in zum Spiritualieuadminiftrator beftellter Geiftliher, dem von der 
Staatsbehörde nicht zugleidy die Verwaltung, bezw. Rugung ber Tem: 
poralien ausdrädlich übergeben wird, darf mit der ihm aus Anlaß jener 
piarrabminifiration gebührenden Entihäbigungsforberung nit auf die 

emporalien gewiefen, fondern muß aus dem Religionsfonde bezahlt werden. 


Erkenntniß vom 19. Iänner 1889, 3. 124. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beichwerbe bes griech.kath. 
Pfarrers Alerius Malarliewicz ca. Min. für Eultus und Unterridt an⸗ 
läßlich der Entfcheidung desſelben vom 28. Juni 1881, 3. 3691, be 
treffend die Vergütung für die Adminiſtration der griech.-fath, Pfarre in 
Uſtrzyki dolne, nad, durchgeführter 38. mı. Verhandlung und Anhörung des 
Abo. Dr. Ludwig Wolski, fowie des k. k. Sectionsrathe8 Dr. Ritter 
v. Spaun, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nah 8. 7 des Ge— 
ſetzes vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86 auf- 
gehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Durch die angefochtene Entſcheidung iſt anerkannt, daß dem Be 
ſchwerdeführer Alexius Malarkiewicz aus Anlaß der beforgten Excurrendo⸗ 
adminiftration der erledigten griech.⸗kath. Pfarre Uſtrzyki dolne Remuneration 
und Reifeloftenentihäpigung gebühre, welche im Erlaſſe jelbft auf jährlich 
230 fl. 30 fr. beziffert wirt. Es wird jedoch die Zahlung dieſes Be⸗ 
trage aus dem Neligiondfonre dem Befchwerdeführer verweigert, weil 
biefer Betrag von ihm ſelbſt aus dem Pfründeneinkfonmen zu ent- 
nehmen war. 

Der Beihwerbeführer macht gegen dieſes Abweifungsınoment geltend, 
daß, nachdem ihm die Zemporalien der genannten Pfründe nicht übergeben 
werben find und er außer Stande war, die Interkalarien zu beziehen, er 
au mit feinen Anfprüden auf diefe Duelle nicht verwiefen werden kann. 

Es ift num actenmäßig fichergeftellt, daß die Temporalien tem ge- 
nannten Pfarradminiftrator nicht übergeben worden find und daß bie 
Einkünfte zum Theile von der Witwe des geweſenen Beneficiaten bezogen 
worden find, zum Theile gar nit zur Perception gelangten. 

Nah dem mit Oubernialdecret vom 23. Mai 1820, galiz. Prov. 
&. S. Nr. 66 publicirten Hoffanzleivecrete vom 4. Mai 1820, 3. 12417 
unterliegt es nun feinem Zweifel, daß einerfeits die Einkünfte erledigter 
Pfründen dem KReligionsfonde gebühren und dieſer es eigentlich ift, aus 
welchem den Proviforen dieſer Pfründen ihre Gehalte verabfolgt werben. 
Anderfeits ift durch die genannte Norm gleichfalls in unzweifelhafter Weife 
feftgeftellt, daß, foweit die Broviforen erledigter Pfründen und insbeſondere 
bie Spiritualienadminiftratoren die Temporalien entweder zur Verwaltung 
oder zur eigenen Entſchädigung überfommen follen, dies einen Uebergabs⸗ 
act Seitens der Staatsbehörden zur Borausfegung hat. (Bergl. 7. Ab]. 
des vorerwähnten Decretes). 

Angeſichts diefer Geſetzesvorſchrift Tonnte nun tiefer Anfchauung 
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des Minifteriums nicht beigepflichtet werden, als ch mit ber Beftellung 
eines ©eiftlihen zum Spiritualienabminiftrator zugleich und felbftverftänd- 
ih defien Berufung zur Verwaltung, bezw. Nutung ber Temporalien ver- 
bunden wäre. Der B. ©. Hof vermochte diefer Auficht umfoweniger bei- 
zupflichten, als au 8..7 des Gef. vom 7. Mai 1874 wortdeutlich einer 
anderen Auffaffung Ausdruck gibt. 

In welder Form fi die Ingerenz der Staatöbehörben in biefer 
Angelegenheit zu äußern bat, darüber enthält das vorcit. Hofdecret aller- 
dings feine ausprädlihe Verfügung; immerhin muß aber dasfelbe dahin 
verftanden werben, daß durch den Act der Staatsbehörde jeder Zweifel 
darüber ausgeſchloſſen wird, daß der betreffende Aominiftrator zur Ver⸗ 
wendung der Temporalien ermächtiget ift. 

Nachdem nun gegebenenfalls, wie oben bemerkt, dem Beſchwerde⸗ 
führer die Zemporalien von den Stastsbehörden nicht überwieſen worden 
und in folge deffen ihm auch nicht zugefloffen find, war die mit der an- 
gefochtenen Entſcheidung ausgefprochene Verweiſung feiner Yorderung auf 
die Temporalien, zu deren Bezuge er nur im Falle ihrer Ueberweifung 
berechtiget gewejen wäre, nicht begründet und e8 mußte baher die ange⸗ 
fochtene Entfcheidung nad) Borfchrift des $. 7 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. 3. ex 1876 Pr. 36 aufgehoben werben. 


Ar. 1274. 
Borderungsbetrag in einer Rechnung als Bafis des betreffenden Rehnungss 
ftempelß. 


Erkenntniß vom 24. Sünner 1888, 3. 162. 


Der 1.1. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Firma Auguft 
Tſchinkel Söhne ca. Entfcheidung des k. k. Yinanz- Min. vom 23. Vuni 
1881, 3. 14450, betreffend die Stempelung von faufmännifchen Rech⸗ 
nungen, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des oo. 
Dr. Ignaz Sräntel, ſowie des k. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Redt erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah $. 7 des Ge- 
ſetzes vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


Entfceidungsgrände. 


Die Firma Auguft Tſchinkel Söhne richtete an ©. U. Kaula in 
Schönau eine kaufmänniſche Correfponvdenz dto. Schönfeld 17. October 
1879 mit dem Erfuhen um Gutfchrift ihres, aus der in diefer Corre- 
ſpondenz untenftehenden Rechnung refultirenden Guthaben pr. 48 fl. 12 fr. 
Dieſes Guthaben ergab fi aus der fpecificirten Rechnung derart, daß 
von den Über die mit berfelben factorirten Waaren angefegten Kaufpteifen 
in ber Geſammtſumme von 53 fl. 36 fr. die gleichzeitig hiebei bewilligten 
Bonificationen pr. 3 fl. 64 fr. und 35 fr., nebft einer Frachtvergütung 
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von 1 fl. 25 fr, in Abzug gebracht erfcheinen, wonach fich als Reſultat der 
Rechnung das Outhaben von 48 fl. 12 kr. ergibt. 

Diefe Rechnung wurde blos mit einer Stempelmarle von 1 fr. ver 
fehben, was bie Finanzbehörden beanftändeten. Es ift der befchwerbefüh- 
renden Firma Auguft Tſchinkel Söhne von biefer Rechnung die Gebühr 
pr. 5 kr., reſp. zu ber verwendeten Stempelmarle von 1 fr. weitere pr. 
4 fr. nebft der Steigerung auf 1 fl. 96 Fr. vorgefchrieben worden und 
ift diefe Gebührenvorfchreibung unter Bezugnahme auf die 88. 19 nnd 
20 tes Gef. vom 8. März 1876, R. ©. B. Nr. 26 in letter Inſtanz 
aufrecht erhalten worben aus dem "Grunde, weil die Kaufpreisforberung 
für die in ber Rechnung fpecificirten Waaren 50 fl. überftiegen bat und 
der Stempel fi nach der Höhe der erwachjenen Forderung ohne Küdficht 
auf die gewährten Abzüge richtet. 

Der V. ©. Hof konnte jedoch dieſe Entſcheidung nicht im Geſetze 
für begründet erkennen. Vermöge des $. 19 des obencit. Geſetzes war bie 
Anwendung einer Stempelmarle von 1 fr. auf die in Rede ftehenve Tauf- 
männiſche Rechnung genügend, weil dieſe Rechnung Aufzeichnungen über 
ein Berlaufsgefhäft enthält, aus welchem ſchon die urſprüngliche Kaufpreis- 
forberung weniger als 50 fl. betrug, wie denn auch die bezügliche, dieſe 
Rechnung enthaltende kaufmännifche Eorrefponvenz die Gutfchrift von blos 
48 fl. 12 kr. als des aus der Rechnung fi ergebenden Guthabens be⸗ 
anſprucht und auch in den Handelsbüchern der befchwerbeführenden Firma 
blos Tegterer Betrag verbucht wurde. 

Es handelt fid) ſomit im vorliegenden Falle feineswegs darum, daß 
der Betrag der urſprünglichen Rechnung durch Abfchlagszahlungen, Com⸗ 
penjationen u. dgl. verringert worden ift und daß bie frage entfteht, ob 
bei Berehnung der Gebühr nicht der verbliebene Reſt, fondern die For⸗ 
derung in ihrer urfprünglien Höhe zu berüdfichtigen ſei. Es handelt 
fi vielmehr Lediglih um die Rechnung über eine foldhe Forderung, welche 
niemal® größer war, al8 der in ber Rechnung als Forderung angefeßte 
Detrag, welder ſonach zweifeldohne bei Bemeſſung der Gebühr zu runde 
gelegt werden muß. Deshalb mußte die angefochtene Entſcheidung als 
geſetzlich unbegründet aufgehoben werben. 


Ar. 1275. 


Anwendung des $. 77 des Geb. Bel bei Rüdforderung von Gebühren 
gerihtlih als ungiltig erllärter Acte. 
Erfenntniß vom 24. Sänner 1882, 8. 171. 


Der k. k. 3. ©. Hof hat Über die Beſchwerde bes Joſef Palfinger 
ca. Entfcheidung des k. k. Finanz Min. vom 18. Yuli 1881, 3. 4544, 
betreffend bie Rückerſtattung verfchievener in den Jahren 1863—1875 
eingezahlter Gebühren fommt Berzugszinfen, nah vurchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Alois Salomon, fowie des 
k. k. Min.Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als nicht begründet abgewieſen.“ 
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Entſcheidungsgründe. 

Bon Seite der böhm. Fin.-Fandesdirection und im Wege der Be⸗ 
ſtätigung vom !. k. Finanz⸗Min. wurde der Anſpruch des Joſef Palfinger 
auf Rückerſtattung der für die Einräumung des Eigenthums⸗ und Pfant- 
rechtes, fowie der bezüglichen Einverleitungen auf der ihm gehörigen Glas⸗ 
fabrit in ven Jahren 1863 bis 1875 entrichteten Gebühren ſammt Ber- 
zugözinfen zurädgewiefen, weil feit der Berichtigung biefer Gebühren bis 
zur Kinbringung des Reſtitutionsgeſuches ein Zeitraum von mehr als 
drei Iahren verftrichen ift, femit der gefeglihe Anſpruch auf Rüdftellung 
diefer Gebühren nah 8. 77 des Beh. vom 9. Februar 1850 erloſchen if. 

Dagegen erhebt Beſchwerdeführer folgende Einwendungen: Der 
8. 77 des Geb. Gef. findet hier keine Anmwentung, weil es ſich nicht um 
einen Irrthum oder Rechnungsverſtoß, niht um eine Mehrkemeflung und 
refp. Mehrzahlung handelt, fondern um das Wegfallen des Rechtsgrundes 
für eine Zahlung. — Es war nämlidy die befagte Glasfabrik, worauf 
jene Eigenthums⸗ und Pfandrecdhtseinverleibungen flattfanden, im Grund⸗ 
bache des Bezirksgerichtes Oberplan als ſelbſtſtändiges Object eingetragen, 
erft bei der Grundbuchsregulirung ift diefe Grundbuchseinlage als irrig 
befanden fammt den darauf eingetragenen Eigenthums⸗ und Pfandrechten 
im Sabre 1877 von Amtswegen gelöfcht worden. 

Nahdem nun die Aufrehnung der fraglihen Realgebühren nur in 
der Borausfegung erfolgte und erfolgen konnte, daß die Ölashütte eine 
unbeweglihe Sache fei, felbe jedoch feit 1877 aufbörte, ein felbftftändiges 
Grundbuchsobject zu bilden, fo ift aud der Rechtsgrund weggefallen, wur- 
auf fi jene Gebührenaufrehnung bafirte und es muß daher das Bezahlte 
nad den Beflimmungen des a. b. Geſetzbuches, wonach für den Fall, als 
ein Rechtsgrund von Anfang an nit beftand (85. 1048, 1178, 1431, 
1421), oder aber hinterher weggefallen ift (88. 1435, 980, 1247, 
1265), das Geleiftete zurüdgefordert werden kann, rüderftattet werben. 
— Diefer Orundfag wurde auch in verjdiedenen Yin. - Din.» Erläfjen 
anerfannt. 

Wird aber im 8. 77 des Geb. Gef. die Zuläffigkeit einer Reftitution 
anerlannt, fo kann doch dieſes Rechtsmittel nicht dadurch illuſoriſch gemacht 
werben, daß bie Friſt zur Ergreifung des Rechtsmittels fchon in dem Zeit⸗ 
punkte als erlofhen betrachtet wird, wo der Reſtitutionsgrund eintritt. 
Dafür fprehen aud die Grundfäge über Verjährung, wonach leßtere erft 
mit dem Zeitpunfte beginnen lann, wo die Möglichkeit des Anſpruches 
entjtand. 

Diefe Gründe konnte jedoh der B. ©. Hof nicht für ftihhältig 
erfennen. — Es ift nämlich die Frage, ob und unter welden Bedingungen 
eine NRüderftattung von bereits geleifteten Zahlungen an Gebühren zu= 
läffig fei, niht nad den Beftimmungen des a. b. Geſetzbuches oder ein= 
zelner, in fein Neichögefegblatt aufgenommenen Fin.-Min.-Erläffen, ſon⸗ 
dern lebiglih nah dem Gebührengefege zu beantworten. Diejes Geſetz 
tennt jedoch außer dem Yalle, als eim gerichtliche Erkenntniß im Zuge 
des Verfahrens durch ein höheres (Anmerk. b zur Zarifpoft 103) und 
den Yale, als eine Intabulation oder Pränotation im Recurswege aufe 
gehoben wird (Zarifpoft 45, Anm. 1), welde Fälle hier Feine Anwendung 
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finden, nur die Beftimmung des $. 77 des Geb, Sef., deren Anwendbar⸗ 
keit im vorliegenden Falle principiell ohne weiters zugegeben werben Tann, 
da nämlich ſolche Gebührenbemeflungen vorgenommen wurden, welche auf 
einem Irrthume bei der Annahme der maßgebenvden Verhältniſſe berubten, 
nämlich die Borausfegung einer unbeweglichen Sadye als Object der Eigen- 
thums⸗, reſp. Pfandrechtseintragung. 

Nun iſt aber im 8. 77 die Zurückſtellung eines ungebührlich ent⸗ 
richteten Betrages ausdrücklich an die Bedingung geknüpft, daß ſelbe inner⸗ 
halb des Zeitraumes von drei Yahren nach der erfolgten Zahlung 
gefordert wird. — Dies ift eine unbebingte Falfrift, bei deren Bemeſſung 
der im a. b. Geſetzbuche aufgeftellte Grundſatz, daß bei Berechnung des 
Anfangstermines der Berjährung die rechtlihe Möglichkeit der Ausübung 
des Rechtes vorhanden fein müfle (8. 1478 des a. b. G. B.), keine giltige 
Anwendung finden kann, 

Nachdem nun außer Zweifel gelegt ift, daß die Rückforderung der 
fragligen Realgebühren erft nah Berlauf von brei Yahren nad erfolgter 
Einzahlung verjelben ftattgefunden hat, fo fehlt die Bedingung, unter 
welcher das Geſetz die Zurüdzahlung des ungebührlich Berichtigten geftattet 
und es muß der vom Beſchwerdeführer erhobene diesfällige Rüdforberungs- 
anſpruch für gefetlih unbegründet erkannt werden. Würde die Anwend- 
barkeit de 8. 77 des Geb. Gef. principiell in Abrede geftellt, fo hätte 
der Befchwerbeführer gar feine Stelle im Gebührengefege, worauf er einen 
derartigen Anſpruch auch nur vermeintlich bafiren könnte. 

Bei diefent Sachverhalte konnte in der angefochtenen Min.⸗Entſchei⸗ 
dung feine Gejegwidrigleit erkannt und ed mußte ſomit die fragliche Be⸗ 
ſchwerde abgewieſen werben. 


Ar. 1276. 


Percente, welche den Hauseigenthümern von den Miethparteien als Beir 
nigungsbeitrag entrichtet werden müflen, find in Die Hauszinsfteuerfaffionen 
einzubeziehen. 
Erlenntniß vom 24. Junner 1883, 3. 179. 


Der . k. 8. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Dr. Guſtav 
Schidlof, Hofe und Gerichtsadvocaten, als Eigenthümers des Haufes 
C.⸗Nr. 1081 Wieden in Wien, ca. Entſcheidung ber k. l. niebersöfterr. 
Fin.⸗Landesdirection vom 31. Mai 1881, 3. 10801, betreffend die Haus» 
zinöfteuerbemefjung vom obigen Haufe für das Steuerjahr 1881, nad 
durchgeführter 8. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgemwiefen.“*) 





e) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 1227 (Band V, Jahrgang 1881). 
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Ar. 1277. 


Einfommenfeuer von Ausländern. 
Erkenntniß vom 24. Iänner 1882, 3. 151, 


Der . 1. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde ber Katharina von 
Goͤrgey, Karoline Eſcherich, Margarete Mascon und des Karl Eſcherich 
ca. Eutſcheidung der nieter-Öfterr. E. E. Fin.-Lanbesbirection vom 28. Auguft 
1881, 3. 17718, betreffend tie Eintommenftenerbemeflung für das Jahr 
1880 vom Einkommen aus ber Berpadhtung des Sarl-Theaters in Wien, 
nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef 
Stöger, fowie des k. I. Min.⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegrändet abgewiefen.“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Die beſchwerdeführenden Karoline Eſcherich, Margarethe Mascon 
und Carl Eſcherich in Landsberg in Baiern ſind zum ſechsten Theile 
Eigenthümer des den Carl Bernbrunn'ſchen Erben gehörigen k. k. priv. 
Carl⸗Theaters in der Leopoldſtadt in Wien. — Den Bernbrunn'ſchen 
Erben wurde mit a. h. Entſchließung vom 3. November 1857 die Be- 
willigung ertheilt, da8 genannte Theater zur Aufführung deuticher Theater⸗ 
flüde und Opern u. f. w. zu benügen und erlaubt, daß diefe Benützung, 
infolange dieſes Gebäude im entſprechenden Zuftande erhalten wird, ben 
jeweiligen Beſitzern fortgeftattet bleibe, wobei jedoch theatraliſche Vor⸗ 
ftellungen felbft nur durch foldye Unternehmer veranlaßt werden bürfen, 
bie nad $. 1 ber Theaterordnung hiezu das perfönliche Befugniß er- 
halten haben. 

Die gedachten Erben üben diefe ihnen allerhöchſt ertheilte Conceffion 
in der Art aus, daß fie zuletgt mit Vertrag vom 28. Jänner 1878 dem 
Franz Tewele das Theatergebäude mit allen daran fowohl zum Theater- 
betriebe als auch zur Bewohnung befinvlihen Räumlichkeiten, das Befug⸗ 
niß, in biefem Theatergebäude theatraliſche Vorſtellungen zu 
geben, wie foldhes dieſem Theater buch die berufene a. 5. Entſchließung 
verliehen wurde, den geſammten, ihnen gehörigen Theaterfundus und zwei 
weitere Gebäude verpachtet haben. 

Nah 8. III dieſes Bertrages hatte der Pächter für die zum 
Theaterbetriebe gehörigen Objecte einen jährlihen Pachtſchilling 
von 32.000 fl. und für die verpachteten Wohnungsräumlichkeiten 7000 fl. 
und ein Reparaturspaufchale von 1000 fl. zu bezahlen. Ueberdies über» 
nahm er die Verpflichtung zur Zahlung ber Zinsfteuer und der Affecuranz. 
— Bon dem Ertrage der Gebäude wird die Hauszinsfteuer auf Grund 
bed Belenntnifjes der Statharina von Görgen ale Miteigenthämerin des 
Theaters und Bevollmächtigten ber übrigen Antheildbefiger bemeflen. — 
Das Einkonımen aus der Verpachtung des Carl-Theaterd bat die Genannte, 
fowie in ben Vorjahren, auch im Zwecke ber Einfonmenftenerbemefjung 
für das Jahr 1880 mit 32.000 fl. einbefannt und in ber Faffton be— 
merkt, daß, da Karoline Ejcherih und ihre Kinder — bie obgenannten 
Beihwerdeführer — denen zufammen ein Sechstel des Carl-Theaters 
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gehört, zu Landsberg in Oberbaiern wohnen, von deren Antheil eine Ein- 
fommenfteuer nicht zu bemefjen fei. 

Die f. 8. Steueradminiftration hat jeboh die Einkommenſteuer 
I. Claſſe aus vem vollen einbefannten Betrage pr. 32.000 fl. den Earl 
Bernbrunn’schen Erben für das Jahr 1880 bemeflen und die . k. Fin. 
Landespdirection mit der angefochtenen Entjheidung dem gegen bie Nidht- 
ausfcheidung des erwähnten Sechstheiles aus der Befteuerung eingebrachten 
Recurſe feine Folge gegeben, meil dieſes Einfommen von einer der Er- 
werbfteuer unterworfenen Erwerbsgattung herrührt, die mehreren Gewerbs⸗ 
berechtigten im vorliegenden Falle durch die hiezu erwählte und im Inlande 
domicilivende Katharina von Görgey repräfentirt werden und hienach 
das aus der Gewerbsverpachtung fließende Einfomnen von 32.000 fl. 
im Sinne der 88. 3 und 4 des Einkommenfteuerpatentes fteuerpflichtig 
erſcheint. 

Die beim V. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde wird lediglich info- 
terne erhoben, als ver aus ver Berpadtung tes Carl⸗-Theaters auf Karo⸗ 
ine Eſcherich und deren Kinder entfallende fechste Antheil pr. 5333 fl. 
33'/, fr. von der Einfommenjteuer nicht freigelaffen wurde und ſtützt fich 
anf die Anſchauung, daß nad $. 3 des Einfommenftenerpatente® vom 
29, Dctober 1849, R. ©. B. Nr. 439 nur das reine Einkommen, das 
die Bewohner dfterreichifeher Länder beziehen, — alfo nicht das Einkommen 
der Ausländer — der Einfommenfteuer unterworfen ift. 

Der V. ©. Hof war nidt in der Lage, die Beſchwerde als be- 
gründet zu erfennen. Es ift zweifellos, daß es fi im gegebenen Falle 
um ein Einfommen handelt, weldyes aus dem Betriebe einer Unternehmung 
berrührt, zu welder die Carl Bernbrunn’shen Erben die a. h. Conceſſion, 
ein Privilegium, erhalten haben, welche im Öeltungsgebiete des Erwerb 
fteuerpatented vom 31. December 1812 und des berufenen Einfommen- 
jteuerpatentes ausgeübt und teren Ertrag zwiſchen den Conceſſionsberech⸗ 
tigten als Verpächtern und dem Pächter getheilt wird. 

Eine ſolche Unternehmung unterliegt der Ermwerbfteuer und nad) $. 4 
des Kinkonmenfteuerpatentes ift das Einkommen von den der Erwerb» 
ſtener unterworfenen Erwerbögattungen der Einkommenfteuer ver 
I. Claſſe unterzogen, aljo bei verpachteten, der Erwerbfteuer unterworfenen 
Ermwerbögattungen das Einkommen aus venfelben ſowohl des Berpächters 
als auc jenes des Pächters. 

Auslänver, welche in denjenigen Provinzen bes öfterreichifchen Staates, 
wo die Ermerbfteuer eingeführt ift, fih einem Gewerbe, einer Fabriks⸗ 
oder Handeldunternehmung oder anderen Gewinn bringenven Beſchäftigungen. 
widmen, ihre Berechtigung mag den beftehenden Handels- und Gewerbs⸗ 
gejegen gemäß auf einem Paſſe, einem Befugniffe oder Privilegium be= 
ruhen, find in dieſem Falle nach denfelben Grundſätzen, welche für Staats⸗ 
bürger fejtgefett find, der Erwerbfteuer unterzogen, wie dies im Einflange 
mit den Grundſätzen des Ermwerbfteuerpatentes mit Hoffanzleidecret vom 
13. November 1827, 3. 1970, Brov. ©. ©. für Niederöfterreih Nr. 311 
erklärt wurde. | 

Es find auch zufolge Art. 19 des zwiſchen Defterreich- Ungarn und 
dem deutjchen Reiche abgefchloffenen Handelövertrages vom 22%. Mai 1881, 
R. ©. B. Nr. 64, fowie auch nad dem früheren Hanbelsvertrage von 

Budwinsti, B. ©. H. Erlenntnifle. VI. | 4 
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9. März 1868, R. ©. B. Nr. 52, Ürt. 18 die Angehörigen der ver- 
tragfchließenden Theile in Abfiht auf die Abgaben von Handel und Ge- 
werbe den Inländern völlig gleichgeftellt. — Diefer Grundfag, daß ein 
im SInlande von Ausländern betriebenes Geſchäft nah Mafgabe ver hier« 
ländigen Geſetze in Abfiht auf das aus dieſem Geſchäfte erzielte Ein- 
kommen den Steuern und Abgaben unterworfen ift, ift auch im Art. VII 
der kaiſ. Verordnung vom 29. November 1865, R. ©. B. Nr. 127 aus⸗ 
geſprochen. | 

Es folgt aber aud aus den Beſtimmungen der 88. 2 und 23 des 
Eintommenfteuerpatentes, daß das Steuerabzugsreht ohne Rückſicht auf 
die Staatsangehörigkeit oder fonftige perjünliche Verhältniffe des Gläubigers 
eined Realbeſitzes oder des Eigenthümerd des in inländischen Unterneb- 
mungen inveftirten Capitales ausgeübt werden kann, folglih daß auch das 
Einfommen eined Ausländerd oder eines Nichtbewohners der Länder, in 
denen das Einlommenfteuerpatent Giltigkeit hat, von der durch dieſes 
Batent eingeführten Steuer getroffen wird, wenn es ſich al® Ertrag eines 
Realbefige® oder einer im Inlande beiriebenen gewinnbringenden Unter- 
nehmung darſtellt. 

DI nun nah dem Einkommenfteuerpatente eine Befreiung der Aue- 
länder oder der im Auslande domiciliventen Parteien bezüglich des Ein⸗ 
fommens, welches fie aus einer im Inlande ausgelbten gewinnbringenden 
Unternehmung beziehen, nicht ausgefproden ift, aus den vorangeführten 
gefeglihen Beftimmungen vielmehr hervorgeht, daß das Einkommen aus 
inländifchen Unternehmungen, auch wenn es einem Ausländer zufommt, 
der Abgabe zu unterziehen ift, welche den öſterreichiſchen Staatsbürger 
treffen würde, fo ift der V. ©. Hof ver Anfhauung, daß dem $. 3 des 
Einfommenfteuerpatentes keineswegs jene Deutung gegeben werben faun, 
wie ed von der Beſchwerde geſchieht, daß nämlich alle jene Perſonen, 
welche Ausländer find oder im Auslande wohnen, die Steuerimmunität 
unter allen Umftänden unbedingt genießen. 

Es konnte ſonach im der angefochtenen Entſcheidung eine Geſetz⸗ 
widrigkeit nicht erblickt und mußte die Beſchwerde als unbegründet abge⸗ 
wieſen werden. 


Ar. 1278. 


Der im Geſ. vom 18. Februar 1878, M. G. B. Rr. 30 normirte Inſtanzen⸗ 

zug bezicht fid) nur auf Die Enteignung felbft, das ift auf Die Beftimmung, 

nit auch auf Die Benennung der Enteignungsobjecte. — Die Seitens 

der Minifterialinftanz bei Fefthaltung des Gegenftandes der Enteignung 

ledligih vorgenommene Gorrectur der Benennung desſelben, involvirt 
feine Rechtöverlegung. 


Erfenntniß vom 25. ISänner 188%, 3. 2081. 


Der k. & V. ©. Hof hat über tie Beſchwerde der Gemeinde 
Wien ca. Min, des Innern und die k. E, priv. Wien-Afpanger Eijen- 
bahngeſellſchaft wegen der Entſcheidung des genannten k. k. Min. vom 
14. Juli 1881, 3. 10504, betreffend Erpropriation von Grundſtücken 
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für Zwecke der k. k. priv. Wien-Afpanger Eiſenbahngeſellſchaft, nah durch⸗ 
geführter d. m. Berhandlung und Anhörung des f. k. Sect.-Rathes Frhrn. 
v. Plappart, dann des Adv. Dr. Joſef Schwach, in Bertretung der mit- 
belangten Eiſenbahngeſellſchaft Wien-Aipang, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Die Gemeinde Wien hat der mitdbelangten Wien- Afpanger 
Eiſenbahngeſellſchaft die Koften des Berfahrens vor dem Ver⸗ 
waltungsgerihtshofe im angefprodenen Betrage von 48 fl. 65 fr. 
binnen 14 Tagen bei Bermeidung der Erecution zu erfegen. — 
Die Gemeinde Wien wird in eine Muthwillensftrafe im Be- 
trage von 100 fl. zu Gunſten des Wiener Armenfondes verfällt.” 


Entſcheidungsgründe. 


Die Gemeinde Wien ficht in dem aufrecht verbeſchiedenen Theile 
ihrer Beſchwerde de praes. 13. September 1881 den Erlaß des Min. 
des Innern vom 18. Juli 1881, 3. 10504 lediglich aus dem Grunde 
an, weil mit temfelben an Stelle gewifier, in dem Erpropriationderfennt- 
nifje der nieder:öfterr. Statthalterei vom 29. März 1881, 3. 8136 zur 
Enteignung‘ für Zmwede ver Eiſenbahngeſellſchaft Wien-Wipang beftimmten 
Grundſtücke fofort, ex primo decreto die Enteignung anderer, in dem 
Statth.-Erfenntniffe gar nicht erwähnter Grundſtücke — Parzellen-Nr.195 a, 
192 ba, 192 aa, 149 a und 146 ce in der ÖSteuergemeinde Saifer- 
Ebersdorf — verfügt wurde, während im Sinne der gefeglihen Vor⸗ 
Schriften der bezüglihe Enteignungsausſpruch vorerft der nieder-öſterr. 
Etatthalterei zu überlaffen war. 

An dieſem Anbringen iſt nun fo viel richtig, daß zwar nicht nad 
dem in der Befchwerde angerufenen, lediglid von dem Verfahren bei Be—⸗ 
trieböftörungen handelnden $. 40 de8 Gef. vom 18. Februar 1878, 
NR. ©. B. Nr. 30, wohl aber nad) anderen Beltimmungen dieſes Gef. 
— 88. 17 und 18 — die Enteignung der für eine KEifenbahnlinie er- 
forderten Grundſtücke vom Minifterium nicht in I. Inftanz, fondern nur 
im Recurszuge ausgefprochen werden fann. 

Allein im vorliegenden Yale handelt es ſich gar nicht um einen 
folhen vom Miniſterium in I. Inſtanz erlaffenen Enteignungsausfprud, 
wie ſich aus nachftehender Darftellung des richtigen Sachverhaltes ergiebt. 
— Mit dem Erlafje des Handeldminifteriumd vom 22. Februar 1881, 
3. 38403 wurde die hier in Frage ftehende Eifenbahnlinie, welde eine 
Berbindung zwiſchen der Station „Centralfriedhof“ ver Eifenbahn Wien- 
Aſpang mit der Station „Schwechat“ des Penzing-Hegendorf-Haifer-Ebers- 
dorfer Bahnflügel® der Kaiferin-Elifabethweftbahn bezwedt, enbgiltig ge- 
nehmigt. — Eine gegen diefen Erlaß ebenfalld von der Gemeinde Wien 
überreichte Bejchwerde wurde mit Beichluß des V. ©. Hofes vom 7. Juni 
1881, 3. 981 a limine zurüdgemwiefen. — In Ausführung dieſes nicht 
weiter anfehtbaren Erlaffes des k. k. Handeldminifteriums hat fohin der 
Statthalter in Wiederöfterreih mit dem vorcit. Erlafle vom 29. Mär; 
1881 die Enteignung mehrerer in die genehmigte Trage fallender Grund⸗ 
ftüde, in®befonvere auch der Parzellen-Nr. 195 b, 192 aa, 149 c und 
146 a, e, g, h der Steuergemeinde Kaifer-Ebersporf verfügt. 

Dagegen hat nun vie Oemeinde Wien als Eigenthümerin dieſer 
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Grundſtücke Recurs an das Min. des Innern ergriffen und dieſen Recurs 
unter Anterem auch tamit motivirt: daß nad der bei ber Gemeinde 
erliegenden Kataftralmappe „bie Grundftüde, durch welde die Trage 
gehen foll, in ihrer Bezeichnung von der Bezeihnung des Er- 
propriationserlenntniffes differiren,“ welche Angabe dann fofort 
tahin ausgeführt wurde, daß es heißen follte: flatt Parzelle 195 b Par- 
zelle 195 a, flatt Parzelle 192 aa Parzelle 192 ba und aa, ftatt Par- 
zelle 149 ce Parzelle 149 a, ftatt Parzelle 146 a, e, g, h Parzelle 146 c. 

Ueber diefen Recurd bat nun das Minifterium nichts weiter ver- 
fügt, als daß es anläßlich der Zurädweifung des in der Hauptſache auf 
Aenderung der Trage abzielenden Recurfes, die Richtigftellung der von 
der Gemeinde Wien als unrichtig nachgewiefenen Bezeichnung der frag- 
lihen Parzellen vornahm, reſp. daß es conform dem Anbringen der Ge⸗ 
meinde Wien, welchem ſich auch tie hierüber einvernommene Eifenbahn- 
geſellſchaft Wien-Afpang angefchloffen Hatte, die in Gemäßheit der gench« 
migten Trage zur Erpropriation gelangenden Parzellen richtig denominirte. 
Das Minifterium bat alfo nicht, wie die Gemeinde Wien es barftellt, dem 
Necurfe verfelben in dem Einne theilweife Folge gegeben, daß es fofort 
ftatt der bienad von der Enteignung ausgenommenen Orundparzellen 
andere zur Enteignung beftimmte, fondern es hat lediglich eine theilweife 
unrichtige Bezeichnung des an fi unzweifelhaften Objects der Enteignung, 
nach der vom Recurrenten felbft beigebrachten Angabe berichtigt. 

Hieraus folgt, daß, da die Gemeinde Wien in ihrem Recurfe gegen 
das Statth.-Erfenntnig vom 29. März 1881 ausdrücklich erklärt, daß die 
Srundftüde, durch welde die Trage geben joll, die im Recurfe 
angegebene und aus bemfelben in ten Min.-Erlaß übergegangene Bezeich⸗ 
nung bätten, fie derzeit nicht behaupten kann, daß vom Minifterium andere 
Grundſtücke enteignet worden find, als ſolche, welde in die laut Come 
milfionsprotololle8 vom 28. und 29. October 1880 vorſchriftsmäßig 
begangene, mit dem vorerwähnten Erlafle des Handelsminiſteriums vom 
22. Februar 1881 unanfechtbar feitgeftellte Trage fallen, deren Enteignung 
dann eben den Gegenftand den Statth.Entſcheidung vom 29. März 1881 bildete, 

Es ergibt ſich vielmehr, daß die Gemeinde Wien in der zur Zeit 
dem DB. ©. Hofe vorliegenden Beſchwerde ihre eigene Darftellung und — 
da das in ihrem Recurfe gegen das Statth.-Erfenntniß vom 29. März 
1881 geftellte Principaltegehren um Aenderung ver Trage erfolglos ge- 
blieben ift — aud ihr eigened Begehren unftreitet. — Denn unter der 
Borausfegung, daß die Trage nicht geäntert würde, konnte jene Angabe 
der richtigen Parzellennummern in dem Recurfe nur den Sinn ted Even 
tualbegehrend haben: daß als ©egenftand ter die Gemeinde treffenden 
Enteignung die von ihr angegebenen und nicht antere Parzellen angeführt 
werben mögen. Hinfichtlih einzelner dieſer Parzellen (nämlich der von 
tem Bahnkförper abgefchnittenen Grundflähen) war tiefes Eventualbegehren 
in dem Recurfe fogar ausdrücklich formulirt. 

Somit hat die Gemeinte Wien in keiner Weife Grund, fih durch 
die angefohtene Min.-Entjcheidung beſchwert zu erklären. Die VBerrädung 
ter Inftanzen, welde dur dieſe Entſcheidung bewirkt worden fein ſoll, 
würde in Wahrheit nur dann vorliegen, wenn in der Entjheidung andere 
Grundſtücke zur Enteignung beftimmt worden wären als in dem Statth.= 
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Erlaſſe. Dies aber ift nicht geſchehen und es ift überhaupt nicht® ge 
ſchehen, als was die Gemeinde Wien felbft verlangt hat, das heift es 
wurde bei völliger Fefthaltung des Gegenftandes der Enteignung die Be⸗ 
nennung ‚deöjelben corrigirt, was eine ganz unmwefentliche und untergeord- 
nete, für die Rechte der Gemeinde völlig gleichgiltige Procedur war und 
von der tie Gemeinde daher auch nicht behaupten Tann, daß ihre Vor⸗ 
nahme in der Min.-Inftanz irgend eine Rechtsverletzung involvire. 

Es ift ja ganz Mar, daß es materiell die Rechtslage der Gemeinte 
in feiner Weife veränvert hätte, das heißt bie rechtlich geſchützten In⸗ 
iereffen derfelben in keiner Weiſe befjer gewahrt worden wären, wenn das 
Minifterium, ftatt jene Berichtigung der Kataſtraldaten felbft vorzunehmen, 
dieſes der Etatthalterei überlafien haben würde, da ja auch der Statth.- 
Abſpruch den Begehren der Gemeinde nicht abäquater lauten konnte, als 
der des Minifteriums. Wenn aber tie Gemeinde etwa die Auffaffung 
vertreten wollte, daß mit der fraglichen Procedur wenigftens ein rein 
formelles Recht verlegt werden fei, fo ift hiegegen zu bemerken, daß 
auch nit einmal ein folhes Recht im vorliegenden Falle behauptet werden 
fann, da ber in dem Gef. vom 18. Februar 1878 normirte Inftanzenzug, 
deſſen Einhaltung allerdings ein formelles Recht der Parteien conftituirt, 
fi offenbar nur auf die Enteignung felbft, das ift auf die Beftimmung, 
nicht wu auf die Benennung ber Enteignungsobjecte bezieht. 

Hienach mußte die vorliegende Beſchwerde der Gemeinde Wien ale 
unbegründet zurüdgemwiefen und fofort aud mit Rüdfiht auf die Klarheit 
der Sachlage, gegen welde die Gemeinde anftritt, dem auf Erfaß der 
Gerichtskoſten gerichteten Begehren ver mitbelangten Partei ftattgegeben, 
überdies aber die Gemeinde Wien auch in eine Muthwillensſtrafe von 
100 fl. zu Gunften des Wiener Armenfondes verfällt werben. 


Ar. 1279. 


Die Thatſache, daB irgend eine Behörde Jemanden für den Patron einer 
Kirche gehalten hat, vermag den Rachweis der Erwerbung des Patronats 
nicht zu erfegen; ebenfowenig kann aus dem Anflunen der patronat’fchen 
Baulaft in einem einzelnen Falle und der thatfählichen Hebernahme der: 
felben die Entftehung bes patzene deducirt werden. — Unter den im 
. 17 des fteierm. Landesgeſ. vom 28. April 1864, 28. ©. B. Ar. 7 vor: 
ehaltenen anderweitigen Redtsverbindligkeiten, Yin: welche die allge: 
meine gefeplihe Baulaft der Filialiften eingefhränkft erſcheint, ift der Titel 
des Patronats nicht mitbegriffen. 
Erkenntniß vom 25. Iänner 18823, 3. 16. 


Der ii. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Kirchenconcur⸗ 
venzausfchuffes der Pfarre Napfersburg ca. Min. für Cultus und Unter- 
tigt und den Yürftbiihof von Sedau wegen der Entſcheidung des ges 
nannten 8. f. Min. vom 26. Auguft 1881, 3. 9285, betreffend vie 
Coneurrenzleiftung zu den Bauberftellungen an ver Filialfirhe Maria⸗ 
hilf in Radkersburg, nach burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Grafen Baillet-Ratour, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiefen.“ 
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Eutfdjeidungsgründe. Ä 


Der 8. 17 des fteierm. Ranbesgef. vom 28. April 1864, 2. ©. 2. 
Nr. 7 beftimmt: „Die Filialkirchen und Wohngebäude der bei denjelben 
erponirten Geiftlihen haben, wo nicht andere Rechtsverbindlichkeiten ob» 
walten, mit Zuhilfenahme des verfügbaren Kirchenvermögens Vene herzu⸗ 
ftellen und zu erhalten, in deren Interefie folde Kirchen und Wohngebäude 
beftehen.” — Bei dem Beſtande diefer die Baulaft hinfihtli der Filial- 
kirchen lediglich der Filiallirhengemeinde zumeifenten gefeglihen Beſtimmung, 
könnte die im vorliegenden Falle gegen den Fürſtbiſchof von Sedau ale 
angeblihen Patron der Filialkirche Mariahilf in Radkersburg in Anſpruch 
genommene Bauverbindlichkeit nur dann als rechtlich begründet erkannt 
werben, wenn zu Laſten des Herrn Fürſtbiſchofs diesbezüglich eine ſolche be= 
fondere Rechtsverbindlichkeit, wie flieg. 17 cit. vorbehält, nachgewiefen würde. 

Diefer Nachweis ift jedoch dem befhwerbeführenten Concurrenzaus- 
ſchuſſe nicht gelungen. — Derfelbe folgert die in Anfprudh genommene 
Bauverbindlichkeit Tediglih daraus, daß der Fürſtbiſchof Patron der bau- 
bepärftigen Filialkirche fei, wobei fi zum Erweife dieſes Patronats auf die 
Allegate E—G der Beſchwerde geftägt wird. — Allein, wenn jelbft von 
ter nicht durchaus bemweisfräftigen Form diefer Allegate, von denen bie 
sub E und F, fowie ein Theil der sub G zufammengefaßten nur Ent- 
wärfe (Concepte), nicht Ausfertigungen enthalten, abgefehen werden wollte, 
fo wäre durch diefelben doch nur erwiefen, daß der Fürſtbiſchef von Sedau 
in Enunciationen der Behörden aus den Sahren 1797 und 1805 als 
Patron der genannten Filialkirche angefehen worden ift — Wllegate E 
und F — und daß weiters — Allegat 4 — anläßlih eines im Jahre 
1843 bervorgelommenen Baubepärfnifjes, diefes Patronat von dem Kreis- 
amte Oraz zur Begründung einer dem Fürftbifchefe angefonnenen Baulaſt 
angerufen wurde (Decret des Kreisamtes Graz vom 23. Juni 1845, 
3. 10820) und der Bifchof hiegegen keine Einwendung erhob (Bericht der 
Patronatsherrfhaft Sedau vom 2. Auguft 1845, 3. 398), jondern, wie 
ın der Gegenſchrift zugegeben wird, die fraglihe Baulaſt auf fih nahm. 

Dagegen ift mit diefen Allegaten noch keineswegs der wirkliche Be⸗ 
ftand des Patronate® erwiefen, da hiezu der Nachweis der Entitehung, 
das ift der Erwerbung des Patronates durch den Fürſtbiſchof, erforberlid) 
wäre. — Im diefer Richtung ift aber ein Beweis nicht einmal angetreten, 
und weder ber feinerzeitige urſprüngliche Wcquifitionstitel, noch eine andere 
Art der Erwerbung des freitigen Patronats dargethan worden. — Die 
Thatſache, daß irgend eine Behörde den Fürftbifhof für den Palren der 
Kirhe Mariahilf gehalten hat, vermag den Nachweis der Ermwerbung des 
Patronats nicht zu erfegen und ebenfowenig fann aus dem Anfinnen der 
patronat’fhen Baulaft in einem einzelnen alle und der thatſächlichen 
Uebernahme verfelben durch den Fürftbifchof, die Entftehung des Patronats 
— etwa im Wege einer rechtsfräftigen Sentenz; — deducirt werten. 

In dieſer Beziehung ift Übrigens noch fpeciell zu erwägen, daß zwar 
nit, wie die beiden erften abminiftrativen Inftanzen in der Begründung 
der angefochtenen Entfheidungen angeführt haben, nad dem im Jahre 
1843 (refp. 1845) in kraft geftandenen fteiermärkifhen Kirchenbaunormale 
der Biſchof zu der factifh übernommenen Baulaft gefeglih (nämlich als 





Nr. 1279. — Erk. v. 25. Jänner 1882, 3. 16. 55 


Patron der Mutterlirche) verflichtet war, daß jedoch allerdings damals die 
Praxis — entgegen dem canonifhen, wie dem particulären öfterreidhifchen 
Sichenrechte — in der Regel das an der Mutterkirche beftehende Patronat 
auch für die Tochterfirche gelten ließ, wonach alfo der Biſchof damals weit 
weniger Anlaß zur Ablehnung der ihm angefonnenen Baulaft hatte, ale 
gegenwärtig, wo nad) einer neueren gefeglichen Beftimmung — 8. 32 des 
Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 — als oberfter Grundſatz für 
die Beurtheilung aller ftreitigen Patronatöfragen zu gelten hat: Daß fih die 
Patronatslaften immer nur auf tie unter dem Patronate ftehenve beftimmte 
Kirche („ecclesia materialis“, nach den Motiven des Geſetzes) beziehen. 

Indeß felbft wenn es dem Flirchenconcurrenzausfchuffe gelungen wäre, 
tie rechtliche Exiſtenz des hier flreitigen Patronats zu ermeifen, würde da⸗ 
mit das in der Beſchwerde geftellte Begehren noch immer nicht begründet 
fein. — Denn abgefehen tavon, daß ven Patrone in feinem alle die 
ihm bier angelonnene ganze Baulaft obliegen würde, da diefe Baulaft nad 
ten älteren Concurrenzvorfchriften nur in ter Präftirung der Material- 
und Profeffioniftenauslagen, nad dem Landesgef. vom 28. April 1864, 
L. © 3. Wr. 7, 8. 8 nur in einem Drittel der anderweitig nicht be- 
deckten Bauauslagen beſteht — ift es überhaupt nicht richtig, daß unter 
ten im 8. 17 vorbehaltenen andermeitigen Rechtéverbindlichkeiten, durch 
welche die allgemeine gefetlihe Baulaft ver Filialiften eingeſchränkt erjcheint, 
auch der Titel des Patronats mitbegriffen ift. 

Vielmehr kann unter diefen befonderen Rechtöverbinplichkeiten nur 
ein fpecieller Titel im Sinne des 8. 1 des cit. Geſetzes verftanden werben, 
unter ben dort angeführten fpeciellen Titeln (Stiftung, Vertrag oder fonftige 
Titel) ift aber offenbar das Ratronat nicht mit einbezogen, da die nad) 
biefem 8. 1 Berpflichteten „vor Allem“, alfo vor der in den fpäteren 
Paragraphen normirten gejeglichen Concurrenz, in welcher erft der Patron 
auftritt (88. 8, 9), zu leiften haben, fomit biefe im $. 1 angeführten, 
im 8. 17 abermals berufenen befonveren Titel andere ald der Patronatd- 
titel fein müſſen. 

Das cit. Landesgeſetz bat hienach nicht, wie die Beſchwerde ver- 
meint, im $. 17 das Batronat an Filialkirchen als befonderen Titel auf: 
recht erhalten, fondern es hat vielmehr die Patronatöverpflihtung für bieje 
Kirche, falls eine foldhe überhaupt je beftand, aufgehoben, wozu ſich der 
Geſetzgeber offenbar aus ähnlichen Gründen veranlaft fand, aus denen er 
im $. 8 die Baulaft des Patrons bei ven Mutterkirchen auf ein Drittel 
der Auslagen rebucirte und umfomehr, al® wie erwähnt, die Eriftenz eines 
Patronated des Putrond der Mutterkirche an der Filiale ftets eine höchſt 
problematifche war. 

Zum Erweife, daß died ber Sinn und die Tragmeite des 8. 17 if, 
kann ſich noch tarauf berufen werden, daß nach der gegentbeiligen Anſicht 
nur allein das Patronat an Filialfirchen, va es hienach nicht unter $. 8, 
fondern unter $. 1 des cit, Tantesgefeges fiele, in tem urſprünglichen 
vollen Umfange, reſp. mit der ganzen früheren, für alle anderen Patronate 
fo erheblich reducirten Baulaft aufrecht verblieben wäre, wofür ſich gewiß 
kein vernünftiger Grund anführen ließe. 

Da hienach die Beſchwerde in jeder Beziehung ungegründet war, 
mußte diefelbe zurückgewieſen werden. 


« 
T 


Fr 
5 
LEN 


. ats® ur er u laet . A >, 
V AL BE BT 0 EEE SCORE. EHEBHOT a 
AT ER EN 








— 
.. 
a. r 
— * 











56 Nr. 1289. — Ert. v. 26. Jänner 1882, 3. 110. 


Ar. 1280. 


Sur Thatbeſtandéfrage, ob eine Wegparzelle ein Gemeindeweg fei? 
Erkenntniß vom 26. Sänner 1882, 3. 110. 


De k. k. B. ©. Hof bat Über vie Beſchwerde der Gemeinde 
Zwikowetz ca. böhm. Landesaueſchuß anläßlih der Entſcheidung tesfelben 
vom 24, Auguſt 1881, 3. 17045, betreffend die Eigenfchaft der Weg- 
parzelle Nr. 669 in Zwikowetz als öffentliher Gemeindeweg, nad durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nach dem der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegten That⸗ 
beſtande biſdet tie Wegparzelle Nr. 669 in Zwikowetz ein dem öffent⸗ 
(ihen Verlehre gewidmetes Sommunicationsmittel, welches insbeſondere die 
nächte öffentliche Verbintung der um Kric gelegenen Gemeinden bildet. — 
Diefer Thatbeftand fügt fi auf das Ergebniß der in Folge hiergericht⸗ 
licher Entfheitung dto. 11. Yuni 1880, 3. 1161 im Wege ver k. k. 
Bezirkshaupimannſchaft eingeleiteten Erhebungen und «8 hatte ver V. ©. 
Hof umfominder Anlaß, dieſen Thatbeftand als einen unrichtigen oder 
unvolftändigen anzufehen, als verfelbe mit dem Berichte des Gemeinde⸗ 
verftandes von Krinec dto. 10. Jänner 1881, 3. 19 und bed Gemeinde. 
vorftandes‘ von Zwikowetz dto. 20. Aunuft 1880 vollfonımen überein. 
ſtimmt und als die 8, k. politifchen Behörden, welchen nad $. 21 des 
Sef. vom 12. Auguſt 1864, 8. ©. B. Nr. 46 das Auffichtöreht über 
das Wegeweſen zufteht, bei Vorlage diefer Berichte keinen Anlaß genommen 
baben, dieſe in irgend einer Beziehung richtig zu fiellen, obſchon im Sinne 
tes h. g. Erkenntniſſes eben fie um die Feſtſtellung des Charafterd des 
fraglihen Weges erfucht worden find. 

Im Hinblide auf diefen Thatbeftand vermochte der V. ©. Hof in 
rem Ausſpruche der angefochtenen Entſcheidung, daß tie Wegparzelle Nr. 669 
in Zwiloweg als ein ©emeinteweg zu halten fei, eine Geſetzwidrigkeit 
nicht zu finden, da nah 8. 4 des Gef. vom 12. Auguft 1864, 2. ©. 2. 
Nr. 46 alle dem allgemeinen Berfehre gewidmeten Wege, welche weder 
Yandes- noch Bezirköftraßen find, noch ein Privateigentyum Hilden, Ge» 
meindewege find. 

Wenn vie Beſchwerde tie Richtigkeit des Thatbeſtandes mit dem 
Hinweiſe in Zweifel zu ziehen fucht, daß die Vorſtände der obgenannten 
Gemeinden in Folge ihres Schwägerfchaftsverhältnified zu dem an ber 
Erhaltung des Weges zunächſt intereifirten Befiger der Mühle Nr. 52 in 
Zwilowetz, ten Sachverhalt nicht objectiv vdargeftellt haben, fo ift dem 
gegenüber zu erinnern, daß dieſes Bedenlen nad der Actenlage überhaupt 
nur gegen ten Bericht des Gemeintevorftandes von Zwilowes Platz greifen 
könnte und daß demfelben im Hinblide auf das oberwähnte Vorgehen ter 
t. k. Bezirkohauptmannſchaft ein Gewicht nicht beizulegen iſt. — Ueberbies 
iſt auch, wie der Landesausſchuß in feiner Gegenihrift mit Recht hervor- 
hebt, Tuch ten Aueſpruch, daß tie in Rede ſtehende Wegparzelle ein 
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Gemeindeweg fei, noch mit nichten gejagt, daß zur Aufbringung des Aufe 
wandes für die Erhaltung des Weges die gleihmäßige Concurrenz aller 
Gemeindemitgliever Play greifen müfle und eine mehrere Heranziehung 
der eventuellen Interefienten nah $. 78 ver Gem. Ordg. ausgefchlofien 
fei. Da, wie die Gegenfchrift bezeugt, der Landesausſchuß bie Frage ber 
Concurrenz zu den Erhaltungstoften als eine offene behandelt, find alle 
diesfãlligen Ausführungen ver Beſchwerde ganz unzutreffend. 

Die Beihwerde mußte daher als gefeglic nicht begründet abge 
wiefen werben. 


Qt. 1281. 


Die Bezirks: und Landesausfhüffe find berufen, die gefegmäßige Durch⸗ 
führung auch der Beſtimmung des $. 13 des Jagdgef. im vollen Umfange 
du überwachen. 

Ertenntniß vom 26. Gänner 1882, 3. 109. 


Der k. 1.8. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Jagdausſchuſſes 
in Höfen ca. böhm. Landesausfhuß anläßlich der Entſcheidung desſelben 
vom 30. Juli 1881, 3. 17231, betreffend die Annullirung der Verpach - 
tung der Höfener Jagdbarkeit, nad durdgeführter 5. m. Verhandlung zu 
Recht erfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Ar. 1282. 


in Pfarrer, welchem aus Rüdfihten auf befondere Localverhältniffe blos 

die Sorge für die angemeflene Beſetzung des Vicariats bei einer Bita— 

riatsfirde, alfo eine Amtshandlung aus paftoralen Rüdfihten über: 

tragen, nicht aber das mit dem Patronate verbundene Präfentationsrecdht 

verliehen wurde, kann zu Koften der Pfründenbaulichkeiten für Das Vicariat 
aus dem Titel des Patronates nicht herangezogen werben. 


Ertenntniß vom 27. Jänner 1882, 3. 2225. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde der Hauptpfarre 
Heiligenkreuz bei Sauerbrunn ca. Entſcheidung des f. f. Min. für Cultus 
und Unterriht vom 5. April 1881, 3. 2761 ex 1880, betreffend die 
Leiftung eines Beitrags als Patron zu den Bauherftellungen an ven 
Pfründengebäuden in St. Hemma, nad; burchgeführter 8. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Anton Haffelmanter, des k. k. Sect.Rathes 
Nitter v. Spam, dann bes Andreas Suppanz, ald Obmannes des Con« 
eurrenzausfchuffes der Pfarre St. Hemma, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Ge— 
feßes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


*) Siehe Entigeibungsgrünbe bei Nr. 68 (Band I, Yabrgang 1876/77). 
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Entfdjeidnugsgrüude. 


Bie aus der mit der I. f. Genehmigung vom 30. April 1759 
verfehenen Errectionsurfunte vom 6. Februar 1756 zu erfehen, war ba- 
mals die Kirhe St. Hemma eine Filiale ver IL. f. Patronatspfarre Hei- 
ligenkreuz. — Wegen Erfhwerung der Seelforge und des Schulunterrichte® 
dur die „Weitfchichtigleit” des Pfarrſprengels und eintretender Elementar- 
ereigniffe beſchloß der Erzbiſchof von Görz „von aufhabenden Seelenhirten 
amtswegen“, wie die Urkunde ſagt, nach Einholung des Rathes und mit 
Zuſtimmung des Dominiums, des Pfarrers und der Bevölkerung die Er⸗ 
richtung eines Vicariates an der Kirche St. Hemma, ordnete ihre Erhebung 
von einer Filial- zu einer Bicariatslirhe an (in ecclesia beatae Hemae 
vicariatum erigendum decrevimus . . . . dietam ecclesiam e filiali in 
vicarialem elevamus), beftimmte den Bicariatsfprengel und wies die Ein- 
künfte des Bicariates, nämlih: 1) ein Haus, das bereits hiezu erbaut 
war; 2) eine bisher den Cooperatoren zugefloffene Getreideſammlung pr. 
28 fl.; 3) eine Käfe- und Hanffammlung mit 3 fl. 30 fr.; 4) den vom 
Grafen Joſef Attems angewiejenen fundus mit 25 fl. Erträgniß; 5) zwei 
Drittel des Getreidezehents ter reihen Kirde St. Hemma; 6) zwei 
Drittel des Weinzehents in St. Urban, welde der Pfarrer cedirt und 
36 fl. Landesſtener die er zur Zahlung deshalb übernimmt, weil er durch 
die Vicariatserrihtung der Laſt ver Erhaltung des dritten Cooperators 
enthoben wird; 7) Stolabezüge pr. 28 fl; 8) ein Drittel des Almofens 
der Kirche St. Hemma, an (hos ergo decernimus Vicarii proventus). 

Hierauf beftimmt ver Erzbiſchof die Amtspflichten des Vicars mit 
dem Bebdeuten, daß er fih niemals von feinem Pfarrer unabhängig 
erachten bürfe, fonvern in jchwierigen und zweifelhaften Dingen feine 
Inftructionen von ihm holen, ihm Gehorſam, alle Ehren und Ehrfurdt 
zu erweifen und ihn in Ausübung feines Amtes ald Borgejegten anfehen 
fol. — Weiter ordnet der Erzbiſchof an, der Pfarrer fol in Bergeltung 
der ausgezeichneten Wohlthat der Abtretung von Bezügen aus feinem 
Pfarreinkommen und der Stenerlaftabnahme, nebft feinen Nachfolgern Erz- 
pfarrer, Dagegen der Quratpriefter in St. Hemma Pfarroicar heißen. 

Enid — Sagt der Erzbifhof — meil die Einfünfte des 
Bicars immerhin gering find und das Bicariat an entferntem 
Drte liegt, alfo keine leichte Fürforge für felbes verjpridt, 
überlaffen wir dem Erzpfarrer und feinen Nachfolgern vie Präfentation 
des Bicard und feine Inftallation, fobald er von und eingefegt ift, mit 
berfelben Freiheit, mit welcher er früher ten dritten Cooperator auf⸗ 
zunehmen pflegte. — Am Schluſſe fpricht ver Erzbiſchof die Hoffnung aug, 
feine vorflehenden Berfügungen werben die I. f. Genehmigung erhalten, 
nachdem insbefonbere feine neue Laft für die Pfarrangehörigen und kein 
den k. f. Rechten nachtheiliges Präjudiz nöthig ift und nur das Geelen- 
heil der Paftorirten hiemit befördert werben fol. 

Diefem Anſuchen wird von der Regierung in „allweg“ Folge ges 
geben, „folglich auch zur Errichtung des Vicariatd und reip. Hauptpfarrs- 
erhöhung.“ 

Bei dieſem Sachverhalte kann von einer nach kirchenrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen ipso jure erfolgten Patronatserwerbung des Pfarrers keine Rede 
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fein; denn durch ihn erfolgte nicht die Ueberlaflung eines eigenthümlichen 
rundes (fundatio), die Erbauung (extructio) und die Unweifung ge- 
fiherter Einkünfte (dotatio), welche drei Handlungen zum Begriffe einer 
Stiftung, durch welche nad kirchenrechtlichen Beftimmungen das Patronats⸗ 
recht ipso jure vom Stifter erworben wird, gehören. — Die vom Pfarrer 
in Heiligenkreuz aus feinem Pfarreinfommen dem nenen Vicar zugemwendeten 
Bezüge bilden nur einen Theil ver für den Bicar damals vom Erzbifchofe 
angewiejenen Congrua, fo daß der Pfarrer nicht als Stifter des Vicariats, 
am menigften als alleiniger Etifter angefehen werben kann, jondern nur 
als Wohlthäter, als welchen ihn auch ver Bifchof ausdrücklich bezeichnet, 
nit aber al8 Patron. 

Es ift au in feinem Punkte der Errectionsurktunde der Begründung 
eines Patronates, bezw. einer Aenderung beftandener Patronatöverhältniffe, 
mit einem Worte erwähnt. — Auch läßt fih im Hinblide auf die ganz 
beftimmten Feſtſetzungen viefer Urkunte nicht mit Grund behaupten, Daß 
dem Pfarrer etwa in Anerkennung deſſen, was er zur Bicariatserrichtung 
beigetragen, da® mit dem Patronate verbundene Präſentations recht ver- 
lieben worden fe. — Für diefe Leiftung wird er als Wohlthäter aus⸗ 
drücklich mit der Erhebung der Pfarre Heiligenkreuz zur Erzpfarre und 
mit der Bezeichnung des Euraiprieflerd in Hemma als Pfarrvicar ent 
lohnt; dagegen wird dem Pfarrer und feinen Nachfolgern die Präfentation 
und Inſtallation des Vicars deshalb Übertragen, weil die geringe Dota⸗ 
tion des Vicars und die entfernte Tage des Picariatd die Fürforge für 
ſelbes erjchwert. 

Es wird fonit dem Pfarrer vielmehr in Rückſicht auf die befonderen 
Localverhältniffe vie Sorge für die angemefjene Beſetzung des Vicariats, 
alfo eine Amtshandlung aus paftoralen Rüdfichten übertragen, nicht aber 
ein Recht als Entlohnung feiner Vervienfte verliehen, aus deſſen Er- 
theilung geſchloſſen werben dürfte, daß ein Patronat mit allen ihm an- 
Mebenden Bortheilen und Laſten begründet werden wollte. — Die Ueber- 
laſſung der Präfentation des Bicard an den Hauptpfarrer von Seite bes 
Biſchofs bat daher nicht den Charakter ter Schaffung eines PBatronates 
mit allen ihm anklebenden Rechten und Pflichten, es erjheint vielmehr als 
Uebertragung der Bezeihnung des zu Ernennenden zur Erleichterung des 
Biſchofs, dem die Ernennung des Picard zuftand. 

Da nun aber den Hauptpfarrern von Heiligenfreuz die VBorforge für 
die Beſetzung des Vicariated unter der Bezeichnung der Präfentation über- 
tragen war, fann in den Präfentationen der Jahre 1784, 1791 und 
1813 nur die Erfüllung der ihnen vom Bifchofe übertragenen Amtshand- 
lung erblidt, und muß bei dem Umftande, als den voranftehenden Aus⸗ 
führungen zufolge ein Wcquifitionstitel des Patronates fehlte, die 
damalige Bezugnahme auf ein beſtehendes Patrenat al8 eine auf Irrthum 
berubende, bezeichnet werden. 

Betreffend die mit Studienhofcommiffions-Decrete vom 24. April 
1830, 3. 1916 auf den Beftand eines Schulpatronates als Ausflug des 
Pferrpatronates geftügte Verhaltung des Hauptpfarrerd von Heiligenkreuz 
zur Tragung von Schulauslagen in Hemma ift den Acten zufolge damald 
wohl conftatirt worden, daß in den Jahren 1784, 1791 und 1813 Prä- 
jentationen Seitens der Hauptpfarrer in Heiligenkreuz auf die Seeljorger- 
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poften in Hemma erfolgten; es ift aber aus den Acten nicht zu erſehen, 
daß damals die Errectionsurfunde vom Jahre 1759 vorgelegen wäre und 
als Baſis der Entſcheidung gedient hätte. 

Wenn geltend gemacht wird, daß der Hauptpfarrer in Heiligenkreuz 
im Jahre 1833 zu Banherftellungen in Hemma fi) bereit erklärte, fo ift 
zu bemerlen, daß die Erffärung bes Pfarrers, auf welche fi damals ge- 
ftägt wurde, den Acten nicht beiliegt und nicht zu erfehen ifl, aus welchen 
Gründen feine Zuftimmung damals erfolgte — Uebrigens fteht biefer 
Thatfache der einmaligen Leiftung der Umftand entgegen, daß außer dieſer 
Beitragsleiftung in der langen Reihe von Jahren feit Errichtung des 
Bicariated Hemma im Jahre 1759 auch nit ein weiterer Fall nad) 
gewiefen oder nur namhaft gemadt wird, in weldem vom Hauptpfarrer 
in Heiligenkreuz eine Concurrenz- zu Kirchen: und Pfrünvenbaulichkeiten in 
Hemma als Patron gefordert ober geleiftet worden wäre, was zum Schluffe 
berechtigt, daß der Beſtand von Patronatspflichten der Hauptpfarrer von 
Heiligenkreuz aus der ihnen in der Errectionsurkunde übertragenen Präfen» 
tation nicht abgeleitet wurde. | 

Auch ift feit dem Jahre 1813 ein weiterer Fall der Prüfentations- 
ausübung von ihrer Seite nicht nachgemiefen. 

Bei dieſer Mctenlage konnte die Heranziehung des Pfarrers von 
Heiligenkreuz zu Bfarrhofbauloften für Hemma aus dem Titel des Patros 
nate8 gefetlich nicht begründet angefehen und mußte die angefodtene Ent» 
ſcheidung nah 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 
1876 Nr. 36 aufgehoben werden. 


Ar. 1283. 


Bugehör eines Bräuhaufes. 
Erkenntniß vom 91. Jänner 1882, 3. 238. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Ehegatten Franz 
und Franziska Zvekina, Hausbefiger in Prag, ca. Entſcheidung des k. k. 
Tinanz Min, vom 2. März 1881, 3. 807, betreffend die Gebühren 
bemeflung von einem Kaufvertrage dto. 22. September 1879, nad durch⸗ 
geführter 5. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt."””) 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 118 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
Nr. 474 (Band III, Jahrgang 1879), Nr. 675 (Band IV, Yahrgıng 1880). 
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Ar. 1284. 


Bezüglich der Scalagebühr ift der Umftand, daß ein Bertrag unter einer 
Bedingung abgeſchloſſen wurde, ohne Belang. 
Srtenntniß vom 81. Sänner 1883, 8. 168. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dr. Auguft 
Hande als Maffaverwalters in dem Eoncurfe der Firma „Ercellenz Friede 
rih und Carl Graf v. Wallis'ſchen Zuderfabrit Kolleſchowitz“ ca. Ent 
ſcheidung des k. k. Sinanz-Din. vom 16. Yuli 1881, 3. 5865, betreffen 
die Scalagebühr von der im 17. Abfage des Commifflonsvertrages vom 
20. und 25. October, dann 27. November 1879 enthaltenen bevingten 
Bürgfgaft des Franz Grafen v. Wallis für den Credit von 100.000 fl. 
und Nebengebühren pr. 5000 fl., nad durchgeführter d. m. Verhandlung 
zu Recht erkannt: . 

Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Bejhwerdeführer hat dem f. k. Finanzminifterium binnen 
14 Tagen nad Zuftellung des Erfenntniffes 10 fl. an Roften 
des Verfahrens zu erfegen.“*) 


Kr. 1285. 


Maßgebender Beitpunft für die Verpflihtung zur Zahlung und für das 
® — der PR RA An IL. ER ® 
Srtenntniß vom 81. Jänner 1882, 3. 109, 


Der it V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Apollonia 
Wojözyhsfe aus Krakau ca. Entſcheidung der galiz. k. k. Fin.-Landes- 
direction vom 31. Auguft 1881, 3. 44544, betreffend bie Einfommen« 
fleuer für das Jahr 1881 von den Zinfen einer Schuldforberung pr. 
160.000 fl., nad burchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“**) 


*) Siehe Entfgeidungs;rinbe bei Nr. 541 (Band III, Jahrgang 1879). 
=) Siehe Entiheibungegründe bei Nr. 554 (Band Ill, Jahrgang 1879). 
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Ta L1.3 ©. Hei It über vie Deizmarte der Gcmeinte Riedan 
en. Naa. ıc6 Innern wur tie Öcmeinte Taistıräen azulitlı$ ter Ent- 
iserızu; Deh erkaren rem 11. Juli 1881, 3. &=14, beireitenb tie Zu 
Biz:.:'ı 06 Ichaan Gellab?d, nah turszcfübrter ẽ. m. Berbantlung 
aat Az:irung te Arv. Dr. Rureii Ritter v. Peßler, raum nes EL. £ 
NM:a⸗Nathes Ritter v. Epaun, zu Recht erfamıt: 

„Lie augefechtene Entibeitung wirt nach 8. 6 des Ge⸗ 
ieges rem 22. Ucteter 1875, R. &. DB. ex 1376 Nr. 36 wegen 
manzelhaiten Berfahrens anfgcheben.“ 


Extideidungssrände. 


Tie anzeichtene Entiheitung, welde ten Ichaun Gclnbed in ter 
Gemerure Riedau fir hbeimathözuftäntig erklärt, fußt ım Weſentlichen 
karauf, ta ter am 11. Aprıl 1523 geborene Ichınn Gellnbod, unehe⸗ 
lıner Sehn ber vor ihrer Berheirathung (6. Yuli 1840) unbeftrittener- 
maßen nach Taislirchen zuflänkig geweſenen Magdalena Gelluböck, feiner 
Mutter auch in jene Zuſtändigkeit felgte, welche dieſe ſpäter als Ehefrau 
des Jakob Hanetseder erworben hat, und daß Jakeb Hanetseder durch 
einen zehnjährigen Aufenthalt in der Gemeinde Riedan (vom Jahre 1832 
bi6 1842, vie Zuftändigfeit in diefer Gemeinte erworben habe. 

Gegen tie Geſetzmäßigkeit diefer Entſcheidung macht die Beſchwerde, 
indem fie principiell die Anmwenpbarkeit des Confcriptionspatente® als Ente 
ſcheit ungequelle in Heimatherehtsfahen negirt, im Weſentlichen geltend, 
1) raß nah den Beltimmungen des 8. 165 des a. b. ©. B. Johann 
Solinböl als unchelihes Kind, da eine Legitimation niht Plag gegriffen 
bat, an jenen Rechten feinen Theil haben könne, welde feine Mutter 
durh die Che mit Jakob Hanetseder allenfalls erworben hat. 2) Daß 
Jakob Hanetdeder und daher aud feine Frau die Zuftändigfeit in ver 
Gemeinde Riedau durch zehnjährigen Aufenthalt erft im Jahre 1843, 
daher zu einer Zeit erworben haben können, wo Johann Gollnböd bereits 
feine Selbftftändigfeit erlangt hatte und feinem Erwerbe felbft nachzugehen 
in der Lage war, weshalb aud diefe Erwerbung einer neuen Zuftändigfeit 
auf Johann Gollnböck nicht mehr zurfdwirten konnte. 

Der 8. ©. Hof war nicht in der Rage, darin, daß die Adminiftrativ- 
behörden im concreten Yale die Normen des Conſcriptionspatentes zur 
Anwendung bradten, eine Geſetzwidrigkeit zu erfennen. Zwar ift es richtig, 
daß das Konfceriptionspatent in erfter Linie antere Zwecke verfolgt, als die 
fpäter erlaffenen SHeimathsrechtögefege, und daß von einem Heimathsrechte 
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füglich erft feit dem Gemeindegef. vom 17. März 1849 geſprochen werben 
kann. Allein ebenſo gewiß if ed, daß das Conſcriptionspatent Beſtim⸗ 
mungen über jene Momente trifft, welche nach den vor dem Gemeindegeſ. 
vom 17. Mär; 1849 in Geltung ‚gewefenen Normen für die Verbindliche 
feit zur Verforgung verarmter erwerböunfähiger Perfonen maßgebend waren. 
Kann daher im concreien Falle, mo es fih um die Berforgung eines 
Armen hantelt, aus den feit 1849 über die Zuftändigfeit und Armen» 
verforgung erfleffenen gefetlihen Beflimmungen vie Entſcheidung nicht 
getroffen werden, dann ift aud tie Heranziehung der Beſtimmungen des 
Confcriptionspatentes bei Feſtſtellung der die Armenverforgungspflicht be- 
gründenden Momente gerechtfertigt. Die Confequenzen, welde die Ge⸗ 
meinde Riedau aus der Anorbnung des 8. 165 des a. 6. © B. in 
ihrem erften Befchwervepunfte zieht, haben erft in dem kaiſ. Patente vom 
24. Upril 1859, R. ©. B. Nr. 58 (8. 44, Abſ. 3) und in den Ge}. 
vom 3. December 1863, R. ©. B. Nr. 105 (8. 12, Abf. 3) Anerfen- 
nung gefunden. Vordem war die Regel, daß ein unehelihes Kind in der 
Zuftänpigfeit feiner Mutter folge, ohne jede Beſchränkung geltend. ben 
darum blieb auch bei Veränderungen in der Zuftändigkeit der Mutter, 
foweit die Rüdwirkung auf das unehelihe Kind in Trage kam, «8 voll» 
kommen irrelevant, welches Moment, ob Aufnahme, Aufenthalt, Nationali- 
firung oder Ehe die Veränderung bewirkte. (SS. 6, 25, 26 des Confcrip- 
tionspatentes.) 

Dagegen vermochte der V. G. Hof nicht als erwieſen anzunehmen, 
daß Jakob Hanetseder das Decennium im Markte Riedau überhaupt und 
insbeſondere zu jenem Zeitpunkte vollendet bat, in welchem die bei ber 
unebelichen Mutter des Johann Gollnböck dann eingetreiene Zuftändigfeitd- 
veränderung auf diefen rückwirken konnte. Denn abgefehen von dem erft 
bei der mündlichen Verhandlung geltend geinadhten Umftande, daß der Vor⸗ 
markt Riedau und die Häuiergruppe „Dambäufer* territorial und wirth- 
Ihaftlih mit Riedau zufammenhängen, zur Ortsgemeinde Zell gehören 
folen, was bei den adnıtiniftrativen Erhebungen zu berüdfichtigen geweſen 
wäre, um zu conflatiren, daß Jakob Hanetseder feit 1832 auch ftets im 
Markte Riedau wohnte, was eben nicht außer Zweifel geftellt ift, muß 
in Betracht gezogen werden, daß die Protofollarangabe des Jakob Hanets⸗ 
eder dto. 31. Jänner 1840 nur eine für den Zwed ber Protofollarauf- 
nahme irrelevante war, daher nicht ohne weiters als richtig und von ber 
Behörde beglaubigt angejehen werden kann. 

Ueberdies lautet diefe Angabe: er (Gollnböd) fei feit 1832 im herr⸗ 
Ihaftlihen Schloffe Riedau bevienftet, au zu unbeftimmt, um auf Grund 
derjelben ohne weiter® anzunehmen, daß der zehnjährige Aufenthalt in 
Riedau ſchon im Jahre 1842 auch volfftredt wurde. Diefer Umftand ift 
aber von deſto größerer Bedeutung, als Johann Gollnbdd im Jahre 1842 
aus der Lehre trat und felbftftändig feinem Erwerbe nachging, eine allen» 
fällige Erwerbung der Zuſtändigkeit durch Jakob Hanetseder in Riedau 
aber nad dem Hofdecrete vom 4. Februar 1836 auf Johann Gollnböd 
dann nidt mehr zurückwirken konnte, wenn fie fpäter als die Freiſprechung 
Johann Gollnböcks Play gegriffen bat. 

Zu der Annahme, daß Jakob Hanetdeder das Decennium in Riedau 
in einem Zeitpunft volftredt hat, in welhem Johann Gollnböck noch nidt 
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ſelbſtſtändig ım Sinne des Hofrecretes von 1836 war, reicht demnach ber 
beute vorliegende actenmäßige Thatbeftand nicht ans und da die Beſchwerde 
die Richtigkeit eben diefer Annahme beftreitet, mußte Die angefochtene Ent- 
ſcheidung nah 8. 6 aufgehoben werden, 


Ur. 1287. 


Der im Mauthnormale vom Jahre 1821 gebraudte Ausdrud „Orte: 

bewohuer“ ober „Bewohner einer Ortfchaft“ fchließt Die Zuwendung von 

Mauthbefreiungen an eine iuriftifche Perſon nicht aus. — Mauthbehandlung 
von Baumaterialfuhren. 


Erkenntniß vom 1. Februar 1882, 3. 247. 


Der k. k. 3. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Franz Laube 
ca. Min. de Yunern und Johann Troltid und Genoſſen anläßlich ver 
Entſcheidung des erfteren vom 15. Auguft 1881, 3. 11616, betreffend 
tie Mautbhbefreiung der Unternehmung zum Baue einer Bicinalbayn von 
Sullein nad Kremfier, nad durdhgeführter ö. m. Verhandlung und An⸗ 
börang tes Adv. Dr. Ludwig Merores, des E. f. Min.Rathes Dr, Ritter 
v. Helm, dann des Adv. Dr. Bictor Trotter, in Bertretung der mit- 
belangten Zohann Troltſch und Genofien, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


Entſcheidnnasgründe. 


Die ten Conceffionären ter Hullein⸗Kremſierer Vicinalbahn nad 
Ss. 4, it. 0, 3. 4 bes Hoflammer-Präfidialtecreted vom 17. Mai 1821, 
Feit G. S. Ar. 74 zuerfaunte Mauthbefreiung für jene uhren, welde 
zım Baue des Kremjierer Stationsplatzes bie auf dem Grund und Boten 
tes Muutbertes gewonnenen Baumaterialien zuführten, ſoll nah Meinung 
res Peiämerteführerd geſetzwidrig fein, weil 1) ter Geſellſchaft ter Con- 
anzzire, be;r. ter an ihre Ztelle getretenen Actiengefeljbaft — ale 
ır’sre Personen — die Eigenſchaft eines Ortsbewohners nicht zu⸗ 
Lu, mi 2 tie Fobren jeltit nicht ten Wirtbicafte- eder Öemwerbe- 
Mn:dirrtererniten der Geiellitaft dienten. 

Ai ı. Terd den im Wanthnermale gebrauchten Austrnd „Be- 
zen crr Irina“, ſell nor der Gegenfatz zu „Auswärtigen“, 
sTrunnz* aeıehaie, wiht aber gelayt werten, daß auf tie Vefreiung 
zz 2::" m Trsma Antsmh boden — Daß ter Austıud „Urt 

SIm* 2 Sae des Üsbaend einer podrichen Perien im der 
Font, nz eoT ım Ürzentsge zu Aurtwärtisen remtten ıS. 6 
nz For Uri armen 17, gebt Daraus berzor, tag unter tie De 
Sr zrt Ye Domizia zu) md em vom Forhmeriefüster it Decrete 
zum 13. Amer :SYY, N 4) sad Me Ortdiemzeizte gehören. — 
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das ift auf dem Grund und Boden ber zur Ortsgemeinde Kremfier ge- 
hörigen Kataftralgemeinden gewonnen worben find, und daß fie für den 
Mauthort felbft, das ift für den Kremfierer Stationsplag in Verwendung 
kamen. — Die Entjheivung beſchränlt auch die zuerfannte Befreiung 
wortdeutlich auf derlei Materialfuhren. 

Die Bedingungen der im $. 4, lit. 0, 3. 4 des obeit. Mauth» 
normales flatuirten Befreiung find alfo gegebenenfalls um fo fiherer vor⸗ 
handen gewefen und gewahrt, als wohl zugegeben werben muß, daß bie 
Eonceffionäre einer Eifenbahn beim Baue der Stationsgebäude in derſelben 
Lage fid befinden, wie andere Ortsbewohner, die für ihre Zwede, fei es 
Häufer, fei es Wirthihafts- oder Gewerbsetabliſſements zu errichten ſich 
veranlaßt fehen. — Die Beichwerde mußte daher als unbegründet zurüd» 
gewiefen werben. 


Ar. 1288. 


Statthaftigkeit der Berfünung einer partiellen Reu:, bezw. Ergänzungs: 

wahl nur fir jene Geil! ten, welchen ein Richtigkeitögrund entgegenfteht. 

— Die Gompetenz zur Entiheidung rüdfict| 9 ber Wählbarkeit einer 

Perfon ift nad $. 31 der Gem. :Wahl:Orbg. für Böhmen ausſchließlich 
der politifchen Bezirksbehoͤrde vorbehalten. 


Srtenntnig vom 3. Februar 1882, B. 238. 


Der 8. ©. Hof hat Über die Beſchwerde bes Dr. Anton 
Schneider ca. Entſcheidungen ber k. k. Statthalterei in Prag vom 12. Juni 
und 10. Yuli 1881, 3. 36610 und 43916, betreffend die Wahl des 
Gemeindeausſchuſſes in Poderſam, nad durchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des k. k. Min.-Rathes Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgemiefen.“ 


Entfheidungsgrände. 


Die k. k. GStatthalterei in Prag hat über die vorgebrachten Ein- 
wenbungen gegen bie vorgenommene Wabl der Gemeindevertretung ber 
Stadt Poberfam a) die Wahl zweier Ausfhußmänner und eines Erfag- 
mannes im zweiten Wahlkörper außer Kraft gefegt und infolge biefer 
Anulirung die Ergänzungswahl von zwei Ausſchußmännern und eines 
Erfagmannes im zweiten Wahlförper verfügt, dann b) bie von der Wahl- 
commiffion ausgeſprochene Ungiltigkeit der im erften Wahllörper erfolgten 
Wahl des Franz Riha zum Ausfhußmanne anullirt und zur Entſcheidung 
rüdfichtlic der Wählbarkeit des Genannten die k. f. Bezirkshauptmannſchaft 
als competent erfannt. 

Im der dagegen eingebrachten Beſchwerde wirb behauptet, daß eine 
ſolche theilweife Aufgebung ver Wahlen, wie bie im zweiten Wahlkörper 
erfolgte, gegen ben Geift des Geſetzes fei. 

Nach der Natur der Sache erſtredt fi die Nichtigleitserkllärung eines 
befirittenen Amtsvorganges nicht weiter, als der Nichtigkeitsgrund, nämlich 
die unterlaufenen Mängel dies erfordern. Nachdem zufolge $. 22, 4. Abſ. 

Budwinsn, B. G. $, Ertenniniffe. VL. 5 
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der böhm. Gem. Ordg. eine partielle Wahlerneuerung oder Ergänzungs⸗ 
wahl au nur in einem Wahlförper geftattet ift, jo war die k. k. Statt⸗ 
halterei im Rechte, wenn fie die Neu, bezw. Ergänzungswahl nur für jene 
GSewählten verfügt hat, welchen ein Nichtigkeitsgrund entgegenftand. 

Ferner beklagt fi der Beichwerteführer darüber, daß ber Wahle 
commiffion die Competenz zur Entſcheidung der Frage rüdfihtlih der 
Wöählbarkeit des Franz Riha zum Gemeindeausfchuffe abgeſprochen worden ift. 

Der in der Beſchwerde angezogene $. 29 der böhm. Gem.-Wahl- 
Ordg. enthält jedoch nur die materielle Beftimmung, was bei erfolglos 
gebliebenen Wahlen zu gelten habe, während bie formelle Vorſchrift, näm⸗ 
fih die Kompetenz zur Entſcheidung in einer folhen Wahlangelegenheit 
im $. 31 der Gem.-Wahl-Ordg. gegeben ift, nach welch' letzterer Beſtim⸗ 
mung diefe Entfheidung ausfchlieglid der politiichen Bezirlsbehörde vor- 
behalten if. Dem Gefagten zufolge war die Befchwerde als gänzlid 
ungegräünbet abzuweiſen. 


Ar. 1289. 


Bei Beurtheilung von Beſchwerden über das Ausmaß der Erwerbfteuer 
ſteht die Prüfung, ob hiebei Die gefeßlih vorgrzeidneten Erhebungen 
gepflogen wurden, dem Berwaltungsgerichtähofe zu. 


Erkenntniß vom 7. Februar 1888, 3. 268. 


Der 1. . V. ©. Hof hat über die Beichwerde des Spar- und 
Unterftügungsvereines in Warnsdorf ca. Entſcheidung der böhm. f. k. 
Fin.⸗Landesdirection vom 28. Mai 1881, 3. 26389, die Erwerbfteuer- 
vorfchreibung betreffend, nad durchgeſührter ö. m. Berhantlung zu Nect 
erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“*) 





Ar. 1290. 


Feſtſtellung ber Grundlage zur Bemeſſung der Einkommenſteuer I. Clafſe. 
Erkenntniß vom 7. Febrnar 1882, 3. 250. 


Der . k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerben des Ignaz Siegl 
und Hermann Wolf, Productenhändler in Loſchitz, ca. Entfcheidungen der 
mähr. k. k. Fin.-Landesdirection vom 5. Auguft 1881, 3. 10779 und 
10780, betrefiend bie Bemeſſung der Eintommenfteuer für vie Fahre 1879 
und 1880, nach durchgeführter ö. m. Berhandlung zu echt erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgewiefen.“ **) 


*) Siehe Entſcheidungsgiünde bei Nr. 16 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
”, Siehe Entfheibungegrüinde bei Nr. 252. 
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Ar. 1291. 


Berädfihtigung der Paffivzinfen bei Bemeffung der 5percentige 
von ganz hauszinsfteuerfreien Gebäuden. 
Srienntniß vom 7. Februar 1882, 3. 251. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ber Karoli 
bien, Hausbefigerin in Cilli, ca. Entfgeidung des k. k. Finanz⸗? 
12. September 1881, 3. 27914, betreffend die Bemeſſung ber 5 
Steuer für die Jahre 1876 bis 1881 vom Einfommen aus di 


- zinöftenerfreien Haufe C.⸗Nr. 183 in Cilli, nad durchgeführt 


Berhandlung und Anhörung des f. f, Min.«Seer. Johann K 
Recht erlannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nad 8. 7 
fege® vom 22. Detober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 
gehoben.“ 


Entfceidungsgrände. 


Die Befchwerbeführerin ift grundbücherliche Eigenthümerin be 
Urb.-Rr. 205, vereint mit Urb.-Nr. 151 ad Magiftrat Cil 
Realität aus dem alten Gebäute C.⸗Nr. 138, aus bem neuen 
E.-Rr. 183 und dem dazu gehörigen Haufe beftcht. — Aus der 
niffe des neuen Gebäudes T.Nr. 183, weldes vom 10. DM 
aus dem Titel der Bauführung eine 25jährige Befreiung von t 
zinsſteuer genießt, murbe bie von berartigen Gebäuden nad tı 
Dahre 1876 bis 1881 erlaffenen Finanzgeſetzen einzuhebende € 
5 Percent des aus folden Gebäuden erzielten Reinertrages für 
1876 bis 1881 in der Art bemefien, daß als Reinertrag jen 
angenommen wurde, welcher ſich nad Abrechnung ber geſetzlich 
centigen Erhaltungskoſten ergibt. 

Die i. k. Fin.Landesdirection in Graz und in letzter Ir 
t. k. Finanz · Min. mit der angefochtenen Entſcheidung haben den 
der Bejchwerbeführerin, daß von dem Erträgniſſe diefes Haufei 
mittlung des zu befteuernden Reinertrages auch nod ein verhältn 
Theil der Zinfen von den auf der ganzen Realität, fimulten ft 
auf dem zinsfteuerfreuen Gebäude E.-Nr. 183 haftenden Cap 
Abzug gebracht werbe, zurüdgewieſen, weil eine theilweife Anred 
Baffivzinfen von Eapitalien, melde auf einem von der Hau 
befreiten Gebäude und zugleid auf einem hauszinsſteuerpflicht 
der Grund» und Hausclaffenfteuer unterliegenden Objecte haften, 
ſtellung des Reinerträgniffes aus dem zuerſt bezeichneten Objecte 
if, nachdem dem bezügligen Satzſchuldner gemäß $. 6 des kaiſ. 
vom 10. October 1849, R. ©. B. Nr. 412 das Recht zu 
Zinfen der Schulvcapitalien ihrem ganzen Umfange nah dem St: 
zu unterziehen. 

Der V. ©. Hof war nicht in ber Lage, die angefoch 
ſcheidung als im Geſetze begründet anzuerkennen. Der mit 
Patente vom 10. October 1849 eingeführte Drittelzuſchlag zu 

5* 
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und Gebäudefteuer und das im Abſ. 6 dieſes Patentes’ ven biefen Drittel- 
zufhlag an die Staatscafla entrichtenden Realitätenbefigern eingeräumte 
Abzugsrecht rücfichtlih der Zinfen von den auf ihrem Beſitzthume haftenden 
Schulden fteht wohl, wie es aus dem Wortlaute des cit. 6. Abf. und aus 
den 88. 2 und 13 des kaiſ. Patentes vom 29. October 1849, R. G. 8. 
Nr. 439 hervorgeht, mit der mit biefem letzteren Patente eingeführten 
Einkommenfteuer in einem engen geſetzlich ausbrüdlic ausfprochenen Zu⸗ 
fammenbange. 

Ein folder Zufammenhang befteht aber keineswegs zwiſchen dem 
erftiermähnten Patente, bezw. zwiſchen tem mit tiefem eingeführten Drittel- 
zufchlage und dem barauf bafirten Abzugsrechte des Hausbeſitzers und ber 
urfpränglid mit dem Gefege vom 26. Yuni 1868, R. ©. B. Nr. 72 
für das Jahr 1868 und für die nachfolgenden Jahre in ven Finanz⸗ 
gefegen jahrjährlic angeordneten 5percentigen Steuer von den Gebäuben, 
welhe aus dem Titel ter Bauführung im Ganzen ober theilweife bie 
Befreiung von der Haudzindfteuer genießen, da biefe .Spercentige Steuer 
eine befondere mit der mit dem kaiſ. Patente vom 29. October 1849 
eingeführten Einkommenſteuer auch nicht identifche Steuer if. 

Es kann daher auch aus den Anordnungen. des kaiſ. Patentes vom 
10. October 1849 in Beziehung auf diefe 5percentige Steuer jene Fol⸗ 
gerung nicht abgeleitet werden, wie dies in ber angefochtenen Entſcheidung 
geſchehen ift. 

Für die Ermittlung des Reinertrages von Gebäuden, welde aus 
dein Titel der Bauführung ganz over theilweife die Befreiung von ver 
Hauszindftener genießen, von welchen fonad zufolge der für die Jahre 
1876 bi 1881 erlaflenen Finanzgejege eine Steuer von 5 Percent bes 
and diefen Gebäuden erzielten Reinertrages zu entrichten ift, ift vielmehr 
die pofitive Anordnung in diefen Finanzgeſetzen (Schlußalinea des Art. IV) 
maßgebend, wonach als Reinerträgniß zum Behufe der Umlage dieſer Steuer 
jener Betrag anzufehen ift, welcher fi ergibt, wenn man von dem ganz« 
jährigen Bruttozindertrage die auf die Erhaltung des Gebäudes gefetlich 
zugeftandenen Percente und bei ganz hauszinsfteuerfreien ®e- 
bäuden überbies nod die im Steuerjahre erweislid, fällig werdenden 
Binfen von den anf dem fteuerpflichtigen Objecte verficherten Capitalien 
in Abzug bringt. 

Nah dem Wortlaute und, infoferne bei einem fo Haren Wortlaute 
noch überhaupt von einem aparten Sinne des Geſetzes vie Rebe fein 
fann, ift der Art. IV ter erwähnten Finanzgefege nicht mißzuverftehen. 
Hienady ift der Abzug der Zinfen im Zwede der Feftitellung des Rein⸗ 
ertrages lediglich an die Vorausſetzung gebunden, daß es fih um ein ganz 
fteuerfreies (hauszinsfteuerfreies) Gebäude handelt, und daß das betreffende 
Capital auf dem (hauszindfteuerfreien) Objecte verfihert iſt. Es ift fomit 
keineswegs erforderlich, daß die betreffenden Capitalszinſen aus dem Ertrage 
des Gebäudes berichtiget werden. — Ein Zufammenhang zwifhen dem 
Abf. 6 des kaiſ. Patentes vom 10. October 1849 und den Anordnungen 
ber Finanzgeſetze über tiefe 5percentige Steuer befteht nicht. Ob der 
Hausbeſitzer zu einem Steuerabzuge gegenüber den Satzgläubigern berechtiget 
fei, over nicht, ift im Geſetze nicht ald Bedingung einer Berückſichtigung 
der PBaffivzinfen bei der Spercentigen Steuer gejegt. Es erjcheint daher 
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auch nicht zuläffig, eine ſolche im Geſetze nicht ausgeſprochene Beſchränkung 
in der Berückſichtigung der Paſſivzinſen in das Geſetz hineinzutragen. 

Da e8 fi nun im gegebenen alle um bie Befteuerung des Ertrages 
aus einem ganz hauszinsfteuerfreien Gebäude handelt, fo find im Zwecke 
der Ermittlung des gejeglid definirten Reinertrages vom Bruttoertrage 
des Gebäudes C.⸗Nr. 183 in Cilli nicht nur die gefelichen 3Opercentigen 
Erhaltungsloften, fondern audy, wie es das Geſetz bezüglich der ganz haus⸗ 
zinsfteuerfreien Gebäude befonders anorbnet, Überdies die in ben einzelnen 
Stenerjahren erweislih fällig gewordenen Zinfen von den auf dieſem Ge- 
baude verjiherten Capitalien in Abzug zu bringen. 

Infoferne daher die Finanzverwaltung den Abzug jener Zinfen aus 
dem runde verweigerte, weil die diesfälligen Capitalsforderungen nit 
nur auf dem erwähnten ganz hauszinsftenerfreien Gebäude, fonvdern zu« 
gleih auch auf anderen fteuerpflichtigen Realitäten haften, mußte ter 
B. ©. Hof die angefochtene Entfheidung nah 8. 7 des Gef. vom 
22. October 1875, 8. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufheben. 


QAr. 1292, 


Defterreiifches Staatsbürgerrecht des Erblaſſers als Berausfehung einer 
Gebühr für Vermögensübertragungen auf den Todesfall. 


Erfenntniß vom 7. Februar 1882, 3. 264. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Don Paolo 
Britvid-Battina, Pfarrers in Caftel-Cambio, ca. Entſcheidung des k. k. 
Yinanz- Din. von 7. October 1880, 3. 7534, betreffend tie Gebühren- 
bemejjung vom Nachlaſſe des Vincenz Manenizza alias Anton Yuftice, 
nad burcdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. 
Heinrich Bloch, ſowie des f. f. Min »Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu 
Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfsheidungsgründe. 


Der Befchwerdeführer bat die ihm als Nechtsnachfolger der Erben 
Anton und Bhilipp Bink, durd deren Ceſſion ihrer Crbantheile, vor« 
gejchriebene Spercentige Gebühr !vom reinen beweglihen Nachlaſſe des am 
23. Mai 1865 in Mailand verftorbenen Bincenz Manenizza lediglich au 
bem Grunde angefochten, weil der genannte Erblafjer zur Zeit feines Ub- 
lebens nicht öfterreihifher Staatsbürger gewefen ſei. Diefe Behauptung 
ftügt fi auf den Umftand, daß Bincenz Manenizza erwiefenermaßen am 
1. Januar 1791 zu Spalato geboren morden fei, d. i. zu einer Zeit, 
in welder Spalato und Dalmatien überhaupt unter ter Herrjchaft der 
Republif Benedig geftanden war, Manenizza daher vermöge feiner Geburt 
die öfterreigifhe Stantsbürgerfchaft nicht erwerben konnte. — Im Jahre 
1807, als Dalmatien unter franzöfifher Regierung ſich befunden hatte, 
habe Manenizza fih aus Dalmatien entfernt, ohne je wieder dahin zurüd- 
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zukehren und fih in Mailand niebergelaflen. Dur den langjährigen 
Aufenthalt in letzterer Stadt fei er lombardiſcher Unterthan Oeſterreichs 
geworben. 

Als jedoch in Folge des Friedensvertrages von Zürich dio. 10. No⸗ 
vember 1859 die Lombardei von Defterreih an Frankreich, bezw. an 
Sardinien abgetreten werben war, habe Manenizza von dem im Art. XI 
biefe8 Traktates ven bisherigen lombardiſchen Unterthanen Defterreiche 
eingeräumten Rechte, binnen Jahresfriſt, wenn fie in der Lombardei domi⸗ 
ziliren, fih zu er lären, ob fie ſich die öfterreihifhe Staatsbürgerſchaft 
vorbehalten, feinen Gebrauch gemadt. Er fei fortan in Mailand bis zu 
feinem Tode im Yahre 1865 verblieben und habe dadurch manifeftirt, 
Unterthban ber farbinifchen, bezw. der italienifchen Negierung werben zu 
wollen. 

Es ſei fomit Der Nachlaß des Vincenz Manenizza als jener eines 
Ausländers, obſchon derſelbe an öſterrreichiſche Staatsbürger überging, in 
Gemäßheit der Min.-Verorbnung vom 8. April 1854, R. ©. B. Nr. 84 
den öfterreichifchen Gebührengefegen nicht unterworfen. 

Der V. ©. Hof konnte angefichts diefes einzigen Beſchwerdepunktes 
feiner Erwägung lediglich die Frage unterziehen, ob die Finanzbehörden 
nah dem actenmäßig conftatirten Tchatbeftande zur Annahme berechtigt 
waren, daß Vincenz Manenizza am 23. Mai 1865 in Mailand als 
öfterreihifher Staatsbürger verftorben fei. 

Daß Vincenz Manenizza zur Zeit feines Todes nicht italienifcher 
Staatsbürger war, ift durch die competente Auskunft der königl. italienifchen 
Präfectur in Mailand an das dortige öfterr..ungarifhe Generalconſulat 
conftatirt, weldye vom letzteren an die k. k. dalmatiniſche Fin.-Tandesdirection 
in Zara mit Zufchrift vom 11. Yuli 1879, 3. 735 mitgetheilt worben 
if. Nad dem Inhalte diefer Auskunft ift Vincenz Manenizza alias 
Anton Juſtice niemals in den Bollszählungsregiftern (ruoli anagrafiei) 
ter Statt Mailand eingetragen worden und hat das italienifhe Stants- 
bürgerrecht je weder nachgefucht noch erhalten. 

Iſt aber Bincenz Manenizza nicht italienischer Staatsbürger zur Zeit 
feine® Todes gewejen, fo fonnte er nur als öfterreichifher Staatsbürger 
geftorben fein, was aus nachftehender Erwägung fih ergibt. — Es if 
allertings richtig, ta Dalmatien zur Zeit der Geburt des Vincenz Manenizza, 
d. i. am 1. Jannuar 1791, uuter der Herrfchaft der Republik Venedig 
geitanden war. Allein in Jahre 1797 erfolgte die Auflöfung dieſes 
Freiſtaates, der bekanntlich nicht mehr wieder auflebte, und durch ben 
Friedensſchluß von Campo-Formio vom 17. October 1797 waren einzelne 
Ländertheile der untergegangenen Republik, darunter Dalmatien, in ven 
Defig Defterreih8 übergegangen, welches feinerfeit8 Belgien, Mailand, 
Mantua u. f. w. an Frankreich abgetreten hatte. — Oeſterreich ift bier 
buch Rechtsnachfolger des venetianifchen Freiftaates im Beſitze Dalmatiens 
geworden und in biefem Befige, mit kurzer, durch die damaligen Kriegs⸗ 
ereignijje eingetretener Unterbrehung (1805 bis 1814) bis zur Gegenwart 
verblieben. 

Es ift alfo auch hierin kein Anhaltspunkt zur Annahme vorhanden 
gewelen, daß Vincenz Manenizza aus dem Titel feiner Abftlammung einem 
fremdländifhen State angehörte, zumal aus den vorliegenden Actenftüden, 
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welche die Fönigl. italieniſchen Gerichte ihren Entſcheidungen über bie ge- 
pflogene Verlaſſenſchaftsabhandlung zu runde gelegt haben, nichts weiter 
erhellet, ald daß Vincenz Danenizza, welcher durch eine Reihe von Jahren 
unter dem falfhen Namen Anton Yuftize in Mailand gelebt Hatte und 
dort auch nur unter dieſem Namen befannt war, ein Find armer Eltern 
in Spalato gewejen ſei. Es Tonnte fonach bei dem Mangel jedes Be⸗ 
weiſes des Gegentheiles angenommen werden, daß lebtere bei der Erwer⸗ 
bung Dalmatiens durch Defterreih Angehörige dieſes Staates geworben 
find, wodurch fih nah 8. 28 des a. b. ©. B. auch die öſterreichiſche 
Staatöbürgerfhaft des Vincenz Manenizza als eine gefetliche Folge⸗ 
rung ergibt, 

Der B. ©. Hof Fonnte daher Feinen Anlaß finden, den Vorgang 
der Finanzbehörden, welde, auf der gedachten Annahme bafirend, den 
Nachlaß des Bincenz Manenizza zur Gebührenentrichtung nach ben öfter 
reihifhen Gefegen heranzogen und die zur Sicherftellung diefer Gebühren 
erforderlichen gefeglihen Vorkehrungen im Wege der Gerichte getroffen 
haben, für einen gefegwibrigen zu erkennen, weshalb die Beſchwerde abge= 
wiejen werden mußte, 


Ar. 1293. 


Die Beflimmung des } 59 des Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50, 

daß die Einkünfte erledigter weltgeiftliher Pfründen in den Religions: 

fond fließen, Fann cin bei einem SIutercalare formell zu Recht beftchendes 
ftiftungsmäßiges Berhältniß nicht aufheben. 


Erkenniniß nom 8, Februar 1882, 8. 210. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde bes fürftbifhöflichen 
Drtinariates in Laibah ca. Min. für Eultus und Unterriht anläßlich 
ber Entſcheidung desfelden vom 29. März 1881, 3. 2989, betreffend die 
Einziehung ter Intercalareinfünfte der Pfarre in Unterwarmberg in ten 
Religionsfond, nad durdhgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Unten Haflmanter, dann des k. k. Sect.Rathes Dr. Kitter 
v. Spaun, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheibung wird nad $. 7 des Ge— 
feßes vom 22. Dcetober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben. — Der vom Befhwerdeführer erhobene Koftenerjat- 
anſpruch findet nad 8. 40 des citirten Geſetzes nicht ftatt.“ 


Entfcheidnngsgründe. 


In Folge des Anerbietens einer Wohlthäterin Namend Helene 
Balentin, Capitolien von zufammen 8000 fl. C.⸗M. zur Erridtung einer 
Curatie zu Unterwarmberg in Strain zu wibmen, wurbe die Errichtung 
biefer Euratie mit a. 5. Entſchließung vom 19. Juni 1825 (Hoffanzlei- 
decret vom 25. Yuni 1825, 3. 19579) unter der ausdrüdlichen Bedingung 
genehmigt, daß dieſe Seelforgeanftalt weder dem Religionsfonde, noch fonft 
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einem öffentlichen Fonde jemals zur Laft fallen dürfe. — Demzufolge 
wurde in den mit bem Decrete des illyriſchen Guberniums vom 12. Yänner 
1826, 3. 704 genehmigten Stiftbrief unter Punkt 13 folgente Beftim- 
mung aufgenommen: „Da fih der Religions- und jeder öffentliche 
Fond vor jedem Beitrage zu dieſer Localie ausprüdlih verwahrt, fo Tann. 
der Religionsfond auch das Intercalare dieſer Localie, wenn fie zeit 
weilig unbefegt bliebe, nicht wohl anfprechen, daher ich hiermit beftimme, 
daß die Intercalareinkünfte, wenn die Localie nur proviſoriſch beſetzt 
wäre, von dem Provifor, wenn fie aber ganz unbejegt wäre, von der 
ohnehin armen Kirche zu Unterwarmberg immer . . . . . bezogen wer⸗ 
den fol. 

Als im Jahre 1880 diefe Pfarre in Erlerigung kam und ein Ad⸗ 
miniftrator für diefelbe beftellt wurde, nahm das Ordinariat für biefen 
die Einkünfte der Pfründe in Anſpruch. — Diefer Anfprud wurde mit 
der angefochtenen Enticeidung des Min. für Eultus und Unterricht zurüde 
gewiefen, zu deren Begründung angeführt wurde, daß nad) den zur Zeit 
der Errihtung der Localie in Geltung geftandenen Normen, insbejondere 
nad den Hofvecreten vom 28. October 1783, 20. Auguft und 28. Sep- 
tember 1787, vom 24. März 1801 u. f. w. alle Üntercalarien dem 
Neligionsfonde zuzufallen hatten, und daß die Stiftungsbehörten nicht 
berechtiget waren, bievon ohne Genehmigung der geſetzgebenden Gewalt 
eine Ausnahme zu bewilligen; — daß bie Beſtimmung des 8. 13 des 
Stiftöbriefes bezüglich der Verwendung der Intercalarien nicht fategorifch, 
fondern nur unter der Boraudfegung feftgefetst wurde, daß die Intercalarien 
für den Religionsfond nicht angefprodhen werden, daß aber, auch wenn 
diefe Beftimmung als unberingt lautend aufzufaffen wäre, hiedurch die 
gefeglihe Verpflichtung zur Abfuhr der Intercalarien nicht berührt werben 
konnte; endlih, daß diefe ausnahmsloſe Berpflihtung durch 8. 59 des 
Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. 8. Nr. 50 aufrecht erhalten worden 
fei, in weldem eine Ausnahme zu Gunften von ftiftbriefmäßigen Anord⸗ 
nungen (im Gegenſatze zu andern, folhe Ausnahmen enthaltenten Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes) nicht feitgefegt if. 

Zur Begründung der Entſcheidung des V. ©. Hofes wird bemerft. 
— Zunächſt muß die Anfiht des Min. für Eultus und Unterridt, daß 
die in Trage ftehende Beftimmung bes Stiftbriefes feine fategorifche fei, 
als unrichtig bezeichnet werden. — Die Stelle, auf welde fi dieſe Be⸗ 
merfung des Miniſteriums bezieht, „daß der Religionsfond das Inter⸗ 
calare nit wohl anſprechen könne, enthält nicht die entjcheidende Bes 
ftimmung, fontern blos deren Motivirung in einer dem Charafter der 
Urkunde, des zur Genehmigung vorgelegten Stiftbriefentwurfes, entjprechen- 
den Textirung, zu welder übrigens das illyriſche Gubernium felbft Anlaf 
gegeben hatte, welches in den an das Ordinariat gerichteten Decrete von 
15. September 1825, 3. 14670 bemerkt Hatte, daß: „da ſich die 
Stifterin ausprüdlih gegen die Einbeziehung des Intercalares an ben 
Heligionsfond wehre, es vorauszufegen fei und höchſtens mit ein paar 
Worten berühret werben könnte, daß auch dem Provifor der volle 
Genuß der Pfrünte cum commodo et onere überlaffen bleibe." — 
Die im Nachfage des GStiftsbriefpunftes 13 enthaltene dispoſitive Be⸗ 
fiinmung, daß das Imtercalare dein Provifor und eventuell der Kirche 
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zufalle, ift eine unbedingte und als folge angenommen und genehmigt 
Wworben. 

Der V. ©. Hof hatte nicht zu unterſuchen, ob biefe auf eine neu 
errichtete Pfründe bezüglihe Beſtimmung mit den cit. älteren gefeglichen 
Anordnungen, welde ſich auf beftehende Pfründen bezogen umd welche mit 
den vom Religionsfonde in Bezug auf kirchliche Anftalten übernommenen 
Berpflitungen zufammenhingen, im Widerfprude ftand und ob das illyrifche 
Oubernium im Irrthume war, wenn es bie fraglihe ausnahmsweife Be- 
flimmung des Stiftöbriefes als eine Confequenz der mit der a. h. Ent« 
fchliefung vom 19. Juni 1825 genehmigten exceptionellen Verfügung 
betrachtete, wonach jede Beitragsleiftung des Neligionsfondes für die da» 
mals neu errichtete Pfrände im vorhinein abgelehnt und fonady die Er- 
richtung diefer Pfründe ohne unbedingte Sicherſtellung der Congrua für 
den Beneficiaten bewilligt wurde. — Denn, aud wenn die Auffaflung 
des Guberniums eine irrige geweſen wäre, fo fteht es doch feft, daß bie 
Stiftung formell auf vollfonmen gejegmäßige Weife unter der Autorität 
der hiezu berufenen Behörde zu Same gefommen ift und es find da⸗ 
durch für die Betheiligten Rechte begründet worden, melde von der Staats» 
verwaltung, als dem einen mitwirkenden Factor, nicht einfeitig zum Nach- 
theile der anderen aufgehoben werben fünnen. 

Die Behauptung aber, daß biefes, wie erwähnt, formell zu Recht 
beftehende ftiftungsmäßige Berhältnig durch ven 8. 59 tes Gef. vom 
7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 aufgehoben worden fei, widerftreitet 
dem Grundſatze, daß Gefee auf vorher erworbene Rechte nicht zurüd« 
wirken. — Diefer Grundſatz ift auh im cit. Gef. vom 7. Mai 1874 
and zwar in ben 88. 22, 53 und 54 vesfelben ausprüdlich feitgehalten 
worden und es kann aus dem Mangel einer ähnlichen Beftimmung ber 
züglih Niftungsmäßiger Rechte im 8. 59 tiefes Gef. keineswegs der 
Schluß gezogen werden, baß bei Intercalarien jener allgemeine Grundſatz 
nit gelten ſoll. 

Die Beftimmung des 2. Abſ. des 8. 59 findet auf den vor- 
liegenten Fall feine Anwendung, da fie ſich lediglich auf gefeglihe Aus» 
nahmen (zu Gunften der fog. mensae communes) und nicht auf Rechte 
bezieht, die auf fingulären Rechtstiteln beruhen, — Die angefochtene Ent 
ſcheidung mußte daher aufgehoben werten. 
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einem Öffentlichen Fonde jemals zur Laft fallen dürfe. — Demzufolge 
wurde in den mit bem Decrete des illyriſchen Guberniums vom 12. Jänner 
1826, 3. 704 genehmigten Stiftbrief unter Punkt 13 folgende Beftim- 
mung aufgenommen: „Da fi der Meligions- und jeder öffentliche 
Fond vor jedem Beitrage zu biefer Localie ausprädtic verwahrt, fo Tann, 
der Religionsfond auch das Yutercalare dieſer Localie, wenn fie zeite 
weilig unbefegt bliebe, nicht wohl anfpredien, daher ich hiermit beftimme, 
daß die Imtercalareinkänfte, wenn die Localie nur proviforifch befegt 
wäre, von dem Provifor, wenn fie aber ganz unbefegt wäre, von ber 
ohnehin armen Kirche zu Unterwarmberg immer... . . bezogen wer- 
den fol. 

As im Yahre 1880 dieſe Pfarre in Erlevigung kam und ein Ab» 
miniftrator für dieſelbe beftelt wurde, nahm das Orbinariat für dieſen 
die Einkünfte der Pfründe in Anſpruch. — Diefer Anſpruch wurde mit 
der angefogtenen Entſcheidung des Min. für Cultus und Unterricht zurüd« 
gewiefen, zu deren Begründung angeführt wurde, daß nad) den zur Zeit 
der Errichtung der Localie in Geltung geftandenen Normen, in&befondere 
nad) den Hofvecreten vom 28. October 1783, 20. Auguft und 28. Sep⸗ 
tember 1787, vom 24. März 1801 u. f. w. alle Intercalarien dem 
Neligionsfonde zuzufallen hatten, und daß die Stiftungsbehörden nicht 
beredhtiget waren, bievon ohne Genehmigung ver gefeßgebenden Gewalt 
eine Ausnahme zu bewilligen; — daß die Beftimmung des 8. 13 des 
Stiftsbriefes bezüglich der Verwendung der Intercalarien nicht lategoriſch, 
fondern nur unter der Borausjegung feftgefegt wurde, daß die Intercalarien 
für den Religionsfond nicht angefprodhen werben, daß aber, aud wenn 
diefe Beftimmung als unbedingt lautend aufzufaſſen wäre, hiedurch die 
geſetzliche Verpflichtung zur Abfuhr der Intercalarien nicht berührt werben 
Tonnte; endlih, daß dieſe ausnahmsloſe Berpflihtung durch 8. 59 des 
Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 aufredht erhalten worden 
fei, in welchem eine Ausnahme zu Gunften von ftiftbriefmäßigen Anord- 
nungen (im Gegenſatze zu andern, folde Ausnahmen enthaltenten Beftim- 
mungen tes Geſetzes) nicht feftgefegt ift. 

Zur Begründung der Entſcheidung des V. ©. Hofes wird bemerkt. 
— Zunähft muß die Anſicht des Min. für Eultus und Unterricht, daß 
die in Frage ftehende Beſtimmung des Stiftbriefes feine kategoriſche fei, 
als unrichtig bezeichnet werden. — Die Stelle, auf welde ſich diefe Be- 
merkung des Minifteriums bezieht, „daß der Neligionsfond das Intere 
calare nicht wohl anfprehen könne, enthält nicht die entſcheidende Be» 
fimmung, fondern blos dere 
Urkunde, de zur Genehmigun 
den Tertirung, zu welder üb 
gegeben hatte, welches in dem 
15. September 1825, 8. : 

Stifterin ausdrüclich gegen 
Neligionsfond wehre, es vor 
Worten berühret werben fü 
Genuß ber Pfrünte cum ı 
Die im Nachſatze des Stift 
ſtimmung, daß das Intercalı 
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ie, iR eine umbebingie und als folde angenommen und genchmigt 
werben. . 
Der B. ©. Hof hatte nicht zu unterſuchen, ob biefe auf eine menu 
erihtete Piründe vezũgliche Beftimmung mit den cit. älteren geſetzliche 
Anordnungen, weiche id auf beſtehende PBfründen bezogen und welde mit 
den nom Neligionsfonde In Bezug auf kirchliche Anſtalten übernommenen 
Berpflihtungen zu) ammendingen, im Wiberfprude ftand und ob das illxriſche 
Gubernium im Irrthume war, wenn es die fragliche ausnahmsweiſe Be- 
ſſimmung des Stiftsbriefes als eine Conſequenz der mit ver a. h. Emt- 
jäiegung vom 19. Juni 1825 genehmigten egceptionellen Verfügung 
betrachtete, wonach jede Beitragsleifiung des Religionsfondes für tie ze 
mal® neu errichtete Pfründe im vorhinein abgelehnt und ſonach tie Er- 
tihtung vieſer Pfründe ohne unbedingte Sierftelung ver Ceuzrus tie 
den Beneficiaten bewilligt wurde. — Denn, auch wenn die Auticikumg 
de8 Guberniums eine irrige gemwefen wäre, fo flieht es doch ch, ne} ve 
Stiftung formell auf volllommen gejegmäßige Weife unter der Immur 
der hiezu berufenen Behörde zu Stande gelommen iſt und «8 Tun Le 
durch für die Betheiligten Rechte begründet worden, welde von ber Eranzs 


verwaltung, ald dem einen mitwirkenden Factor, nicht eimfeitig zur Kan 
theile der anderen aufgehoben werden können. 

Die Behauptung aber, daß dieſes, wie erwähnt, ſa⸗ x Kar 
beſtehende ftiftungsmäßige Verhältniß turh den 8. 59 1 Br. x 
1. Mat 1874, R. ©. B. Nr. 50 aufgehoben werden Ei znctre 
dem Örundfage, daß Geſetze auf vorher erworbene Mee zur ze 
wirlen. — Diefer Grunvfag ift au im cit. Geh. ur 7 Pa :=- 
und zwar in den 88. 22, 53 und 54 vedfelben amierckif:e zum 
worden und es Tann aus dem Mangel einer Selm - 
züglich fliftungsmäßiger Rechte im 8. 59 Tices Br mer 
Schluß gezogen werden, daß bei Intercalarien zen lu = 

xicht gelten ſoll. 

Die Beſtimmung des 2. Abſ. des me = 7 
Hiegenten Fall keine Anwendung, da fie ſis nr = 7 
nahmen (zu Gunften der fog. mensse snnam- x = 
bezieht, die auf fingulären Rechtetiteln Ser — — 

ucheidung mußte daher aufgehoben werten. 


ö gu Eifenbahn: 

rlichkeit der expro⸗ 

ichen Zwecke, fondern 

e, und zwar nur dann 

orausſetzungen des 8. 37 
B. Ar. 30 zutreffen. 


32, 8. 298. 


ie Beſchwerde der Eoncefjlonäre 
Anten Grafen Brandis und Heinrid) 

mit dem f. k. Hanteld-Min. gefüllte 

‚nern vom 24, Yuguft 1881, 3. 11598, 

eines Enteignungserfenntniffes, nad durch⸗ 

3 und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Schwach, 
‚iter v. Groffer, dann des Adv. Dr. Joſef Kopp, 


pw zu Recht erkannt: 
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„Die Befhwerde wird als unbegründet abgemiejen. — 
Die Befhwerdeführer haben den Mitbetheiligten den Erfjag 
der Koften des Berfahrens vor dem VBerwaltungsgerichtshofe 
im ermäßigten Betrage von 100 fl. O. W. binnen 14 Tagen bei 
Bermeibung der Erecution zu leiften.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Die Conceffionäre der Bozen-Meraner Eifenbahn erachten die an« 
gefodhtene Entſcheidung des Inhaltes, es werde „die Statth.⸗Entſcheidung 
vom 28. April 1881 Nr. 7274, mit welder das binfihtlih der Grund⸗ 
parzellen Nr. 129 und 130 im Stattbezirfe von Bozen zu Zweden der 
Eifenbahnlinie Bozen-Meran gefüllte Enteignungserlenntnig vom 17. Octos 
ber 1880, Nr. 16859 aufgehoben wurde, behoben und das Enteignungs- 
erfenntniß wieder in Kraft gejeßt, für geſetzwidrig, weil einerfeit8 in Folge 
der genehmigten Traceverlegung die Berwentung ber obbezeichneten Par- 
zellen zum Bahnbaue nicht mehr ftatthaben wird, alfo da die geſetzliche 
Borausjegung der Expropriation nicht weiter zutrifft, das Expropriations⸗ 
erfenntniß felbft erlofhen und rechtsunwirkſam geworden ift, und meil 
anderjeit8 die Concefflonäre nur die ämtliche Konftatirung der Erlöſchung 
der Exrpropriation, nicht aber eine Aufhebung des Enteignungserfenntniffes 
begehrt haben, auf fie alſo der 8. 37, Abf. 2 des Gef. vom 18. Februar 
1878, R. G. 3. Nr. 30 nit hätte in Anwendung gebracht werten follen. 

Da die Beſchwerde behauptet, daß der angefochtene Erlaß auf einem 
unrichtigen Thatbeftanve bafire, fo ift es zunächſt nothwendig, den acten⸗ 
mäßigen Thatbeftand feftzuftellen. — Nah den Ücten wurde mit Ent- 
eignungserfenntniffe ver k. k. Statthalterei dto. 17. October 1880, 
Nr. 16859 bezüglih ter in der Gemeinde Bozen belegenen Parzellen 
Nr. 129 und 130 und zwar rüdfichtlich der Grundfläche von 1381,57 IM. 
und von 635 [IM. „vie dauernde Enteignung ausgefproden,“ mit dem 
Beilage, „daß das Enteignungserlenntniß auf den Wege des Recurſes 
nicht angefochten werden fann." — Um 29. October 1880 find vie Con⸗ 
cejfionäre um die gerihtlihe Schägung ter erproprürten Grundflächen ein» 
geſchritten. — Die gerichtlihe Schätzung wurde am 17. November des⸗ 
jelben Jahres vorgenommen und die Entſchädigungsſumme mittelft Erkennt⸗ 
niſſes des k. k. Bezirkögerichtes Bozen dto. 2. December 1880 feitgeftellt. 

Am 29. November 1880 haben die Concefficnäre der k. k. General⸗ 
injpection der öſterreichiſchen Eifenbahnen ein Project für eine Nüdung 
der durch die Tracenreviſion und die politifhe Begehungscommiffien be» 
flimmten Trace der Bozen-Meraner Eifenbahn zwifhen Kilometer 0,28 
und 0,75 im Gebiete der Gemeinde Bozen, d. i. jenes neue Project vor- 
gelegt, welches von einer Verwendung ver obbezeichneten Parzellen akfieht. 
— Mit Erlaß vom 15. December 1880, Nr. 38420 verfügte das 
Handels: Min. die neuerliche politifhe Begehung dieſes Projectes und 
ermädtigte zugleih tie k. f. Statthalterei, eventuell tie Baubewilligung 
hiefür zu ertheilen. — Die Begehungscommiffien fand am 7. Jänner 
1881 ftatt und mit Erlaß vom 9. Februar 1881, 3. 1868 ertheilte die 
Statthalterei tie Genehmigung für diefe Straßenrüdung, — Die ange 
fochtene Entfheidung bietet nun abfolut feinen Anhaltspunkt für tie Un- 
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nahme, daß das k. k. Minifterium feiner Entſcheidung andere, als bie 
ebenerwähnten Thatbeftandsmomente zu Grunde gelegt hätte. 

Soweit. aber die Beſchwerde die Annahme eines unrichtigen That 
beſtandes deshalb behaupten zu fönnen vermeint, weil dad k. f. Minifterium, 
obſchon die Conceffionäre mit ihrer Eingabe dto. 23. April 1881 nur 
einen Ausjprud über die Erlöfhung der Erpropriation provociren wollten 
und obfhon die k. k. Gtatthalterei in ihrem Erfenntniffe vom 28. April 
1881 das obeit. Erpropriationserfenntniß für erloſchen erflärte, gleichwohl 
die Streitfrage dahin präcifirte, daß es fih um bie Aufhebung einer 
Erpropriation Über Begehren ver Erproprianten handle, Tiegt es zu Tage, 
daß dieſe Unterfeitung und der aus ıhr abgeleitete Beſchwerdegrund nicht 
auf eine Thatbeftandsfrage, fondern auf eben jene Medtöfrage zurüd« 
zuführen ift, die gegebenen Falles im Streite ſteht. 

Während nämlich die beſchwerdeführenden Conceffionäre die Mei- 
nung vertreten, daß ber 8. 37 ves Gef. vom 18. Februar 1878, R. G. B. 
Nr. 30 die Fälle und Vorausfegungen des Außerkrafttretens eines Exrpro- 
priationserfenntniffes und feiner Eonfequenzen keineswegs erſchöpfend und 
ausſchließlich normirt, daß vielmehr eine Erpropriation zu Eifenbahnzweden 
aud dann hinfällig und rechtsunwirkſam wird, wenn die Verwendung der 
exproprürten Objecte zu Zweden der Herftellung und bes Betriebes ber 
Eifenbahn unnöthig wird, fußt die angefochtene Entſcheidung offenbar auf 
der Rechtsanſicht, daß eine Enteignung zu Eifenbahnzmeden nur dann und 
nur infoweit rüdgängig gemacht werden Tann, al die Borausfegungen des 
8. 37 zutreffen, 

Der B. ©. Hof konnte ber in der angefochtenen Entſcheidung zur 
Geltung gekommenen Gefegesauslegung nur beipflichten. — Das Enteig- 
nungserfenntniß ift, wie aus dem $. 18 u. A. des obeit. Gefeges her« 
vorgeht, ein Formalact der Staatsgewalt, welder nad eingetretener Rechts- 
Traft fofort dem Exrproprürten und ber enteigneten Sache gegenüber wirk- 
ſam wird ($. 19, 8. 34, Abf. 3), ohne Rüdfiht darauf, ob die Enteig- 
nung vollzogen, d. ie erproprürte Sache dem Erproprianten übergeben 
worden ift oder nicht. Eben darum kann die Rechtswirkſamkeit des 
Erpropriationserlenntniſſes keineswegs, mie die Beſchwerde meint, ipso 
facto, durch die Entbehrlichkeit der exproprürten Sache für die in Ausficht 
genommenen öffentlihen Zwede, ſondern abermal® nur durch einen gleich“ 
gewichtigen Formalact, durch einen Ausſpruch der competenten Behörde, 
welcher die rechtlichen Confequenzen der Enteignung dem Erproprianten 
gegenüber befeitigt, aufgehoben werben, 

Der Wortlaut des 8. 37 Täßt nun feinen Zweifel darüber zu, daß 
die Zufäffigkeit oder Unzuläffigkeit der Aufhebung eines Erpropriations- 
erfenntnifjes nad; ven in dieſer Gefegesftelle firirten Momenten beurtheilt 
werden ſoll. — Das Gefeg räumt nun der Cifenbahnunternehmung das 
Recht, die Aufhebung einer erwirkten Enteignung zu begehren, nur dann 
ein, wenn die Enteignung nicht vollzogen ift, oder wenn bie Feſtſtellung 
der Entſchädigung nicht erfolgt ift und fegt im 2. Abſatze überdies noch 
feſt, daß dieſes Rechtes fi) diejenige Partei nicht mehr bedienen könne, 
Pr bereit8 um bie gerichtliche Feſtſtellung ter Entfhädigung ange 
ucht hat. 

Nah dem Eingangs bargeftellten Sachverhalte hatten bereits bie 
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Beiihwerbeführer zur Zeit, als fie die Aufhebung der Erpropriation an« 
ftrebten, nicht blos die Feſtſtellung der Entſchädigung angeſucht, fondern 
e8 war fogar der gerichtlibe Schätzungsact ſelbſt vollzogen. — Nah dem 
Maren Wortlaute des 8. 87, Abſ. 8 war demnach die Aufhebung tes 
Enteignungserlenntnifjes dto. 17. October 1880, Nr. 16859 nicht mehr 
auszuſprechen. 

Wenn die Beſchwerde ausführt, daß die vom ?. k. Miniſterium zur 
Geltung gebradte und vom V. ©. Hofe für richtig erkannte Auslegung 
zu Härten für den Erproprianten führen würde, fo könnten biefe Aus- 
führungen, felbft wenn fie richtig wären, angeſichts des Haren Wortlautes 
des Geſetzes nicht als relevant angefehen werben. — Uebrigens ift in 
diefer Beziehung darauf hinzuweiſen, daß nad SS. 23 und 37 1. c. der 
erproprüirenden Cifenbahnunternehmung ein Zeitraum von einem Jahre 
gewährt ift, innerhalb deſſen fie jelbft nah Rechtskraft eines Expro⸗ 
priationserfenntnifjes fih die Möglichkeit feiner Aufhebung wahren kann. 

Die Beſchwerde mußte daher als im Geſetze offenbar nicht begründet 
zurüdgewiefen werben. 


Ar. 1296. 


Bei Bemeflung des Heligionsfondbsbeitrags Tann bie Anrechnung ber 
Ausgabe, weldye weder aus dem Titel einer öffentlihen Schuldigkeit, ned 
überhaupt als eine Berbindlidkeit, fondern zu Meliorationszweden im 
eigenen Intereffe der beitragspflidtigen Gommunität gemacht wird, in 
Gemäßheit der Min.:Berordnung vom 25. März 1875, R. ©. B. Nr. 39 
überhaupt nit, und in Gemäßheit der Min.:Berordnung vom 3. April 
1879, 8. G. B. Rr. 55 wenigftens nit als ein Recht der beitragspflicdhs 
tigen Partei, in Anſpruch genommen werben. 


Erkenntniß vom 10. fyebruar 1882, 3. 169. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über bie Beichwerde des Cifterzienfer- 
ſtiftes Oſegg ca. Min. für Eultus und Unterricht anläßlich ber Entſchei⸗ 
bung besjelben vom 18. Auguft 1881, 3. 8778, betreffend bie Ver⸗ 
weigerung der Anrechnung der Soften einer neuen Walpftraße in dem dem 
Stifte gehörigen Deugenporfer Reviere für die Bemefjung des Religions» 
fondsbeitrages, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung tes 
Adv, Dr. Yulius DOfner, fowie des k. k. Min.-Bice-Seer. Grafen Baillet- 
Latour, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Ein Koftenerfagß findet nit ftatt.“ 


Eutſcheidungsgründe. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die vorliegende Streitſache nur nach 
ber Diin.»Berordnung vom 25. März 1875, R. ©. B. Wr. 39 und 
bezw. nad) jener vom 3. April 1879, R. ©. B. Nr. 55 und nicht nad 
ber erjt nad Anzeige des Baufalles erfloffenen Verordnung des Finanz» 
und bes Eultus- Din. vom 21. Auguft 1881, R. ©. B. Nr. 112 beur- 
theilt werden kann und ebenfo ift Har, daß das Argument der Beſchwerde, 
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welches aus Beftlimmungen der lettteren Verordnung den Schluß ableiten 
will, daß der dieſen Beftimmungen zu Grunde liegente Orundfag auch 
fhon nad den älteren Verordnungen gegolten haben müfje, Feine Beachtung 
verdient. 

Wird num der vorliegende Streitfall an Hand ber zuerft cit. zwei 
Min.-Bererbnungen geprüft, fo ergibt fih, daß $. 9 der in Gemäßheit 
des 8. 6 des Geſ. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 51 erlaffenen 
Berorbnung vom 25. März 1875, R. ©. B. Nr. 39 behufs der Be- 
rechnung der Competenz der geiftlihen Perfonen und bezw. der Verpflich⸗ 
tung zum WReligionsfondsbeitrage zunächſt die Anrechnung öffentlicher 
Schuldigkeiten und folder Leiflungen an Geld und Gelvdeswerth geftattet, 
weldhe aus dem Grunde einer auf dem Einkommen baftenvden, nicht ſchon 
bei Bemeflung des Religionsfondsbeitrages berüdfichtigten Verbindlich— 
feit zu entrichten find, Unter dieſe Rubriken kann aber die Ausgabe, 
deren Anrehnung im vorliegenden Falle verlangt wird, zweifellos nicht 
fubfummirt werden, weil biefelbe weder aus dem Titel ciner öffentlichen 
Schuldigkeit, nody überhaupt, da Niemand Verpflichtungen gegen fich felbft 
hat, als eine Verbindlichkeit, fondern lediglich nach freiem Entſchluſſe der 
ftiftlihen Verwaltung und im eigenen Interefle derjelben gemacht worden ift. 

Aber auch unter die weiteren zwei Abfäge des $. 9 kann bie ftreitige 
Leiſtung nicht gereiht werben, weil — abgefehen von ber Frage, bb mit 
diefen Beftimmungen, wie die Anordnung in dem Paragraphe anzudenten 
Scheint, nit auch blos eine auf Grund einer Verbindlichkeit beruhende, 
aljo pflihtmäßige Baulaft gemeint iſt, — die betreffenden Beftimmungen 
fih nad ihrem Wortlaute zmeifello8 nur auf Gebäude und nicht auch auf 
eine Herftellung, wie die bier in Frage fiehenve, nämlich ein im Intereffe 
der Waldwirthſchaft des Stiftes gelegene Melioration — Herftellung einer 
Waldſtraße — beziehen. 

Es ift nun allerdings auch zu erwägen, daß nidht blos die, wie 
bemerkt, im vorliegenten alle nicht anwendbare Min.Verordnung vom 
21. Auguft 1881, fondern aud) bereits die Min.⸗Verordnung vom 3. April 
1879, R. ©. 2. Nr. 55, „betreffend die behörbliche Genehmigung von 
Bauführungen, wegen welder ein Anſpruch auf SHerabminterung des 
Religionsfondsbeitrages erhoben wird,“ die Genehmigung von Baufüh⸗ 
rungen im Allgemeinen, d. i. ohne Befchränfung auf Gebäude, dann in 
Ausfiht ftelt, wenn viefelben lediglich zur Erhaltung der Vermögens» 
ſubſtanz oder zum rationellen Betriebe der Wirthichaft, (welch' letzterer 
Tall hier zugutreffen fcheint), erforderlich find. Allein diefe Beftimmung, 
welche lediglich als Anweiſung an die politifhen Landes⸗, bezw. Bezirks⸗ 
behörden, wie biejelben in folhen Fallen vorzugehen haben, gefaßt ift, 
fann im Zuſammenhalte mit der vorcit. Beftimmung im $. 9 der Min.e 
Verordnung vom 28. März 1875 nur fo ausgelegt werten, taß in folchen 
Fällen einer nicht auf Grund rechtlicher Verpflihtung gefchuldeten, wohl 
aber zwedmäßigen oder gar nothwendigen Auslage die Genehmigung, reſp. 
die Anrechnung für den Religionsfondsbeitrag nad ten Ermefjen ber 
Behörte zugeftanden werden kann, ohne daß jedoch die beitragepflichtige 
Partei ein Recht darauf hat, die Genehmigung, refp. Anrehnung zu 
fortern, welches Recht vielmehr nad wie vor auf die im $. 9 ber 
Dererdnung von 25. März 1875 vorgefehenen Fälle bejchränft ift. 
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Da fomit in der gegenwärtigen Streitfache derjenige Hall, in welchen 
die Anrehnung einer Ausgabe bei Bemeflung des Religionsfondsbeitrages 
als ein Recht der beitragspflichtigen Partei in Anſpruch genommen werben 
ann, nicht vorliegt, in dem alle aber, welder wirklich vorliegt, die Be⸗ 
hörden die Anrehnung nad ihrem von dem B. ©. Hofe nicht zu über⸗ 
präfenden adminiftrativen Ermeſſen bewilligen over nicht bewilligen können, 
mußte die Beſchwerde als nicht gefeglich begründet zurückgewieſen werden. 


Ar. 1297. 


Sur Anwendbarkeit des Bel. vom 27. December 1890, R. &. B. Nr. 151 
auf Vorſchußtcaſſen. 


Erkenntniß vom 14. Februar 1882, 3. 882. 


Der k. k. 3. ©. Hof bat über die Beſchwerde der VBorfhußcafia in 
Podatek, regiftrirten Genoſſenſchaft mit befchränfter Haftung, ca. Ent« 
ſcheidung der k. k. Fin.-Landespirection in Prag vom 7. September 1881, 
3. 45567, betreffend tie Anwendbarkeit des Gef. vom 27. December 
1880, R. ©. B. Nr. 151 auf diefelbe, nad durchgeführter 8. m. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Karl Doftal, fowie des k. k. Min. 
Ser. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.” 


Entfcheidungsgründe. 


Die befchwerbeführenne Vorſchußcaſſa in Pocätel ift vermöge der 
im Genofjenfhaftsregifter eingetragenen Statuten, $. 19, ermädhtiget, „im 
Talle eines dauernden Ueberſchuſſes in der Caſſa, durch Darlehen anderen 
Vorſchußcaſſen auszubelfen, fonft das Geld in ficheren Inſtituten gegen 
Zinſen anzulegen;" wobei laut $. 4 „bei Gewährung des Credites an 
Nichtmitglieder die Beftimmung des Handelsgeſetzbuches 8. 13 gelten fol.“ 
— Im 8. 48 der Statuten ift allerdings die Beftimmung enthalten: 
„Darlehen werben blo8 an orventlihe Mitglieder erfolgt.” 

Nachdem das Gef. vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 
laut 8. 1 blos auf ſolche Wirthſchaftsgenoſſenſchaften Anwendung zu finden 
bat, welde ihren Gefchäftsbetrieb ftatutenmäßig auf die eigenen Mitglieder 
befchränfen, aud wenn fie von Nichtmitglievern Darlehen aufnehmen und 
Waaren laufen, — fo kann die beſchwerdeführende Vorſchußcaſſa im Hin- 
blide auf die obigen Beftimmungen ihrer Statuten, die von den allgemeinen 
Erwerbs⸗ und Einfommenfteuervorfgriften durch das obencit. Geſetz nor⸗ 
mirten Ausnahmsbeſtimmungen und Begünftigungen für ſich nicht in An⸗ 
ſpruch nehmen, 

Die Einwendungen ter Befchwerve, e8 fei bie Beflimmung im $. 4 
der Statuten eine bloße theoretifhe Aufftelung ohne praktiſche Wirkung 
und jene im $. 19 zuläffige Elocirung überflüffiger Caſſabeſtände bei 
Nihtmitgliedern Fein eigentlicheS fpeculatives Gefchäft, fondern eine bloße 
Confequenz bes Sparfamkeitsfinnes und ein Gebot der Nothwendigkeit, 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter. 
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find belanglos. — Denn nad Vorſchrift des 8. 914 des a. 6. ©. 2. 
find die Beflimmungen des in Rede ftehenden Gefellichaftövertrages fo 
auszulegen, daß diefelben von Wirkung find, fohin aud die 88. 4, 19 
ber obigen Statuten und weiter liegt daß Kriterium für die Anwendbarkeit 
des Gef. vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 auf Wirth» 
ſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchußcaſſen lediglich in der Beſchränkung bes 
ftatutenmäßigen Gefchäftsbetriebes auf die eigenen Mitglieder mit der ein- 
zigen Ausnahme des Geldaufnehmend und Waareneinkaufes auch von 
Nichtmitgliedern. 

Daß aber die ſtatutenmäßige Ermächtigung zur Aushilfe mit Dar⸗ 
lehen an andere Vorſchußcaſſen, fowie der Elocirung überflüſſiger Cafia- 
beſtände bei fiheren Inſtituten einen Gejchäftsbetrieb mit Nichtmitgliedern 
involvire, ift zweifellos, mag der Beweggrund hiezu und ber Erfolg welcher 
immer fein. ’ 

Es mußte daher die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Ur. 1298. 


Nachträgliche Theilung von Erbſchaftsobjeeten nad erfolgter Einant: 
mwortung des Nachlaſſes. 


Erfenntnif vom 14. Februar 1882, 3. 825. 


Der. .B. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Bohumil Kuchinka, 
Realitätenbefigers bei Prag, ca. Entſcheidung des k. E. Finanz Min. vom 
11. April 1881, 3. 1032, betreffend die Gebührenbemeflung von einem 
Theilungsvertrage dto. 10. Auguft 1876, nad burchgefährter d. m. Ver⸗ 
Handlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“*) 


Ar. 1299. 


Die Webergabsverträge zwifchen Eltern und Kindern fallen nur dann 

unter die Öeftimmung des $. 3 der Eaif. Berordnung vom 19. —— 

M. G. B. Nr. 53, wenn eine wenigftens theilweiſe unentgeltliche Weber: 
tragung aus dem Bertrage felbft erhellet. 


Erkenntniß vom 14. Yebruar 1882, 3. 336. 
Der E. 1. V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde des Franz Kverka 
und ber Barbara Benes in Mezoun ca. Entjheidung des k. 8. Finanz⸗ 


Min. vom 11. Juli 1881, 3. 11122, betreffend eine Uebertragungögebühr, 
nad durchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 788 (Banb IV, Yahrgang 1880). 
Budwindli, B. ©. 9. Erkenntuiſſe. VI. 6 


82 Nr. 1800. — Ert. v. 14. Februar 1882, 3. 252. 


„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen — 
Die Bejhwerbeführer haben dem f. k. Finanzminifterium 10 fl. 
an Koften des Berfahrens binnen 14 Tagen nad Zuftellung 
dieſes Erfenntniffes zu erfegen.“*) 


Mr. 1300. 


Gerichtlicher Gebrauch von bedingt gebührenfreien Handelscorrefponbenzen. 
Erkenntniß vom 14. Yebruar 1858, 3. 25%. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Ung. » Oftraer 
Zuderfabrit der Brübder May & U. Bopper in Wien ca. Entſcheidung des 
k. f. Finanz Min. vom 23. Auguſt 1881, 3. 20119, betreffend vie Ge⸗ 
bühr vom Schlußbriefe dto. 3. Juli 1880 wegen Lieferung von 1600 Meter- 
Centner Robzuder, nady vurchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung tes 
Av. Dr. Heinrich Bloch, fowie des kak. Din.-Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Die beſchwerdeführende Kirma hat dem Ef. Finanzminiſterium 
10 fl. an Koften des Berfahrens binnen 14 Tagen nah Zu- 
ftellung tiefes Erlenntniffes zu bezahlen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Ueber ämtlihen Befund des Einreihungsprotofolles des k. k. Handels» 
gerichte8 in Prag vom 28. Auguft 1880, daß die Ung.-Öftraer Zuder- 
fabrif der Brüver May & U. Popper den Schlußbrief dto. 3. Yuli 1880 
wegen Verlaufes von 1600 Metercentner Robzuder zum Preife von 33 fl. 
pr. 100 Kilo in. virimirter Abfchrift als Beilage der Nullitätsbefchwerde 
gegen den Beſcheid vom 26. Auguft 1880, 3. 49138 wegen des bem 
Hermann Landsmann in Prag bewilligten Sacdverftändigenbeweifes zum 
ewigen Gedächtniſſe peto. gelieferten Rohzucker refp. des Ausfallmufters 
angefhlofien bat, und dag das Driginal des Schlußbriefed laut der Vidi⸗ 
mirungsclaufel ungeftempelt iſt, wurde mit Zahlungsauftrag des T. k. 
Centraltaramtes vom 5. December 1880 auf Grund der 88. 5 und 22, 
dann Tarifpoft 69 des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. 2. 
Nr. 50 und des 8. 9 des Gel, vom 29. Februar 1864, R. ©. B. 
Nr. 20, nachdem von dieſem Schlußbriefe ein gerichtliher Gebrauch ge⸗ 
macht wurde, aus dem Betrage pr. 52.800 fl. die Gebühr nah Ecala III 
mit 330 fl. und wegen unterlaflener Anzeige nad $. 79, 3. 3 des Geb. 
Gef. die Erhöhung im dreifahen Betrage, zufammen mit 990 fl. bemeffen. 
— Diefe Gebührenbemeflung wurde im Inftanzenzuge im Wege Rechtens 
aufredyt erhalten, im Gnadenwege die Steigerung pr. 660 fl. auf 120 fl. 
berabgefegt. 


*, Siehe Entſcheidungsgründe bei Ar. 42 (Raub I, Jahrgang 1876/77). 
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Der V. ©. Hof war nidt in der Page, der gegen biefi 
bemefiung eingebrachten Beſchwerde zu willfahren. — €8 ift ı 
und unbeftritten, daß der fraglice Schlußkrief als faufmänn 
fpondenz in Gemäßheit des 8. 9 des Gef. vom 29. Feb 
R. ©. 8. Nr. 20 bedingt gebührenfrei war. Nah dem ( 
dieſes Paragraphen unterliegen die bedingt befreiten Correfponde 
davon ein gerichtliher Gebrauch gemacht wird, der für daı 
Rehtögefhäft, rüdfichtlih für die bezüglihe Rechtsurkunde 
Gebühr. 

Es ift nun Thatſache, daß der fraglihe Schlußbrief i 
ohne daß das Driginal der Gebührenbeneflung unterzogen w 
dem Gerichte als Behelf zur Beſchwerdeſchrift beigebradt wur! 
jelbe bei Gericht zu dem Zwede, zu welchem er ausgeſtellt wa 
wendung gelangte. Im gegebenen Yale handelt es fih au 
einen derartigen ämtlichen Gebrauch, welder ausnahmöweife | 
bedingt befreiten Urkunden und Schriften, fei es nah 8. 9 de 
Gef. oder nad Punkt 4 der Vorerinnerungen zum Tarife des 
von 9. Februar 1850, R. ©. Bl. Nr. 50 die Gebührenbef 
noch bei einem ämtlihen Gebrauche, aber bei einem ebendort 
Gebraude, zugefteht, d. i. wenn von der kaufmänniſchen C 
der in der Tarifpoft 44 q, r oder 102 d, e bemerkte Gebr 
wird, oder wenn die Verfaſſung orer Bidimirung einer ämtlicdhı 
der Partei felbft verfaßten Abſchrift verunlaßt oder die Urkunde 
zur Ämtlihen Aufbewahrung überreiht wird. 

Für die Anfhanung der Beſchwerde, daß bei einem 
Gebrauche einer. bedingt befreiten Urkunde erft bie Acteninrot 
jenige Moment fei, in welchem die Gebührenpfliht der Urkunde 
eintrete, findet fi im Gebührengefege gar fein Anhaltspunt 
daher vie Partei zufolge $. 12 des Gef. vom 9. Februar 
pflichtet, bevor fie von dem Schlußbriefe den gerichtlichen Gebr: 
hat, d. h. vor Ueberreihung der Nullitätsbeſchwerde, welcher I 
Abſchrift des Schlußbriefes angeſchloſſen war, da es fih ü 
Falle um eine nad Scala III zu entrichtende, nad Abftufungen 
des Gegenftandes wachſende Gebühr handelt, in Gemäßheit dı 
Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 die entfallı 
zu entrichten oder diefen Schlußbrief zur Gebührenbemefjung 
beftellten Amte anzuzeigen. 

Da nah $. 79, 3. 3 de8 Gef. vom 9. Februar 18 
Falle, wenn von einer bedingt flempelfreien Urkunde oder C 
vorfepriftsmäßige Entrihtung der Stempelgebühr ein Gebrau 
Verbindlichkeit zur Leiftung der Stempelabgabe begründet, ge 
ohne Einleitung eines Strafverfahrens das Dreifache des vorſ 
entfalenden Gebührenbetrages einzuheben ift, ſo war aud die 
der erhöhten Gebühr geſetzlich geredhtjertigt und es fommt | 
an, ob die Partei abſichtlich ihrer Verpflichtung nicht nachgelo 

” Der fragliche Schlußbrief umfaßt eine Lieferung reſp. ei 
von 1000 und 600 Detercentner Zuder, von.welden die er 
im Monate Yuli, die legtete im Monate Auguft 1880, zum 
33 fl. pr. netto 100 Kilo, — zu liefern war. Da nach 

6* 
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Geh. Gef. vom 9. Februar 1850 in dem Halle, wenn eine dem 
Stempel nad) der Größe des Geldwerthes untermworfene Urkunde mehrere 
einzelne Leitungen zum Gegenftande hat, fi die Gebühr nad der Summe 
aller einzelnen Geldwerthe richtet, jo war es fomohl nach diefer allgemeinen 
Regel, als auch nad Tarifpeft 69 des obermwähnten Gef. refp. 65 Aa 
des Geſ. vom 13. December 1862 gefetlich begründet, daß die Scala- 
gebühr nah dem Werthe ber laut dieſer Urkunde zu liefernden Sache, 
d. i. von 52.800 fl. bemeffen wurde, da es bei diefer, nach dem Werthe 
bes Gegenſtandes der Bertragsurkunde fid) ridytenden Gebühr nicht darauf 
ankommt, weldyer Betrag Gegenftand des Streite® war oder ob die erftere 
oder letztere Lieferungsmenge ten Anlaß zur Prozeßführung gegeben hat. 
Unter dem Ausprude „für dad bezügliche Rechtsgeſchäft“ im 8. 9 des 
Gef. vom 29. Februar 1864 muß offenbar das in der betreffenven bedingt 
befreiten Correfponvenz enthaltene Rechtsgeſchäft verftanden werben, da eben 
diefe Correfpondenz dann nad der allgemeinen Regel gebührenpflichtig 
wird, wenn (aber nicht infoferne) von derſelben ein gerichtliher Gebraud 
gemacht wirt. 

E83 mußte demnach die Beſchwerde ald unbegründet abgewiejen werben. 
— Der Zufprud der Koften des Verfahrens ftägt ſich auf die Beſtimmung 
des 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1301. 


Eine ohne Bewilligung der politiſchen Behörde eigenmächtig vorgenom⸗ 

mene Neuerung in der zur Benügung eines he Gewäſſers erfor: 

derlihen Vorridtung, muß über Berlangen des Befährdeten, und zwar 

ganz unabhängig von einem eventucllen ſtrafrechtlichen Berfahren und 
deſſen Refultate, befeitigt werden. 


Erlenntnig vom 15. Februar 1862, 3. 358. 

Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Franz Spacel 
ca. Aderbau-Min. und Johanna Stremcha anläßlich der Entſcheidung des 
erfteren vom 13. December 1880, 3. 12260, betreffend die Uferänberung 
des Eibecanaled bei ver Kyplinover Mühle, nah durchgeführter d. m. 
Berbantlung und Anhörung des Atv. Dr. Boleslav Ritter v. Place, 
dann des k. f. Min.-Bice-Secr. Frhrn. v. Trauttenberg und des k. k. 
Bau⸗Rathes Scherhant, zu Recht erlannt: 

„Die von der mitbelangten Partei gegen bie Legitimation 
bes Befhwerdeführers erhobene Einwendung wird zurüd- 
gewiefen. — Die Beſchwerde wirt als unbegründet abgewieſen. 
— Der Befhmerdeführer wird fhuldig erfannt, der mit- 
belangten Johanna Stfemdha die Koften des Berfahrens im 
ermäßigten Betrage von 30 fl. O. W. binnen 14 Tagen bei 
Erecutionsvermeidung zu erjegen.“ 


Entſcheidungsgründe. 
Die in der Gegenſchrift der mitbelangten Partei erhobene Einwen⸗ 
bung, daß die Beſchwerde nah $. 5 des Gef. vom 22. October 1875, 
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R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 unzuläffig fei, weil der Befchwerbeführer 
gegen die ihm gleichfall8 ungünftige Entſcheidung IL. Inftanz den Recurs 
einzulegen verabfäumt habe, ift nad der Actenlage nicht begründet. Denn 
der Minifterialrecurd wurde ebenfo wie der Recurs gegen die erftinftanzliche 
Entfheidung von Dr. Heller in Vollmacht des Königgräger Vorſchuß⸗ und 
Erevitvereined „und Genoſſen“ überreiht. Zu den Streitgenoffen des 
genannten Vorſchußvereines mußte aber Franz Spadel um fo gewiſſer 
gezählt werden, als der Statth.-Recurd von ihm unterfchrieben war, und 
al8 die Untimation der angefochtenen Entſcheidung unmittelbar an ben 
Befchwerdeführer Franz Spacek erfolgte. Aus dem Min. Recurfe iſt 
endlich and) erfichtlich, daß er gegen ven Inhalt des Spruches der II. Inftanz 
bezüglich des Uferfopfes, welcher ven Gegenſtand der Beſchwerde an ven 
8. ©. Hof bildet, gerichtet war. — Es war demnach diefe formale Ein- 
wendung zurückzuweiſen. 

Gegen die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Entſcheidung, womit 
ausgeſprochen worden ift, daß der Beſchwerdeführer ſchuldig fei, ven Vor⸗ 
kopf des rechten Ufers des zur Kydlinamühle gehörigen Einlaßgrabens 
(Parz.⸗Nr. 1571) und tes linken Ufers des zur Mühle Walke führenden 
Einlaßgrabens (Parz.-Nr. 1570) in den vorigen Stand wieder herzuftellen, 
bezw. den neu aufgeführten Borfopf in der in ter Min.-Entfheidung des 
Näheren bejchriebenen Weife zu rebuciren, macht der Befchwerbeführer 
geltend, „daß die von ihm vorgenommene Uferreparatur auf venfelben un⸗ 
veränderten Fundamenten durchgeführt wurde, welche im Jahre 1877 und 
eine lange unvordenklihe Zeit vordem beftanden haben. ine eigenmächtige 
Veränderung der Uferbauten liege aljo nicht vor.“ 

Entgegen diefer Behauptung bat das k. f. Minifterium feiner Ente 
ſcheidung als Thatbeftand zu Grunde gelegt, daß der Vorkopf in feiner 
gegenwärtigen Geftalt und Ausdehnung von dem früheren Uferbaue weſentlich 
abweiche und zum Nachtheile des Waflerbezuges der Kydlinamühle in deren 
Einlaßgraben weiter al® vordem hineinreiche. 

Der B. ©. Hof war nun nit in der Lage, zu finden, daß ber 
oom !. k. Aderbau-Min. angenommene Thatbeftand in irgend einer Rich⸗ 
tung actenwidrig oder unvollftändig fei. Durch die Ausſage des behörblich 
anterifirten Cioilingenienrs Weber und buch bie von ihm im Yahre 1877 
verfaßte Specialmappe ift im Vergleiche zu dem in biefelbe Mappe ein- 
gezeichneten Befunde des bei der Localerhebung dto. 26. Auguft 1879 
fungirenden Staatstechnilers dargethan, daß der Vorkopf des Elbeantrieb- 
canales8 im Jahre 1877, d. t. vor der Bauführung des Bejchwerbeführers, 
leineswegs jenen in ben Antriebscanal der Kydlinamühle vorgefhobenen 
Ausbau hatte, der bei der Localcommiffion vorgefunden wurde und nun« 
mebr befeitiget werben fol. Damit ſtimmen denn auch die Ausfagen der 
Zeugen Joſef Jarkowsky, Fofef Hajek, Johann Voprſolek, Wenzel Kaurim, 
Franz Marecek überein. 

Ja ſtrenge genommen erſcheint auch durch die eigene Angabe des 
Beſchwerdeführers und durch die Ausſagen des von ihm insbeſondere be⸗ 
rufenen Zeugen Franz Metelka, Joſef Polak, Johann Pusman, Soucek, 
Jarkovsky, Vobornik, Schauel, Matejla, der vom k. k. Miniſterium an⸗ 
genommene Thatbeſtand außer Zweifel geſtellt, indem die Angaben, daß 
„vor Zahren“ (die Daten variiren zwiſchen 30 bis 15 Jahre) der Vorkopf 
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ähnlich fo, wie er im Jahre 1879 durh den Beſchwerdeführer hergeftellt 
wurde, geftaltet war und daß die Fundamente (der Unterbau) des Vor» 
kopfes im Gegenfage zum Oberbau, weiter in den Antriekcanal reichten, 
indirect beftätigen, daß der Vorkopf in feiner dermaligen Geftalt unmittel- 
bar vor den Herftellungsarbeiten nicht beftanden hat. 

Dur den Commiffionsbefund wurde auch conftatirt, „daß nad) ber 
gegenwärtigen Ausführung dem Mühlgraben der Walte (der Mühle tes 
Beichwerbeführers) mehr Waller zugeführt werden muß, als es vor diefer 
erneuerten Herftellung, reſp. zu jener Zeit möglich war, mo ber vorgelegte 
Situationsplan verfaßt worden ift,“ das ift im Jahre 1877. 

Es fteht fomit außer Frage, daß die vom Beſchwerdeführer unter- 
nommene Bauführung zu jenen zählt, welhe „auf den Lauf des Waſſers“ 
und „auf die Höhe des Woaflerftandes” Einfluß nehmen können, und e8 
war daher nah dem Maren Wortlaute des 8. 17 des Wall. Gef. für 
diefelbe zunähft die Bewilligung der politifhen Behörde zu erwirken. 
Der Beſchwerdeführer hat e8 unterlaffen, diefes zu thun und es ift darum 
die angefochtene Entſcheidung, zumal aud der Beſitzer der Kyrlinamühle 
bie Befeitigung der eigenmädtig vorgenommenen Neuerung begehrte, im 
8. 72 des Wafl. Gef. durchaus begründet. 

Der Unwentung des $. 72 des Wall. Gef. fand ter Umſtand 
nicht entgegen, daß gegen den Beſchwerdeführer ein ftrafrechtlihes Erkenntniß 
nicht gefällt wurde, Die Beftimmung diefes Paragraphen ift die materiell 
rechtliche, ſelbſtverſtändliche Conſequenz der Anordnung tes 8. 17 bed 
Waſſ. Geſ., welche, wie der 8. 21, Abf. 2 zeigt, ganz unabhängig von 
einem eventuellen ftrafrecktlichen Verfahren und deſſen Nefultaten Platz zu 
greifen bat. 

Die Beſchwerde mußte taher abgewiefen werben. 


Ar. 1302. 


Erhebung der für bie Xheilnahme an den —— —— nach 8. 63 
Der Goͤrzer Gem. Ordg. maßgebenden „bisherigen unangefochtenen Uebung.“ 


Erkenntniß vom 15. Februar 1882, 3. 362. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde des Johann Grunter 
ca. Görzer Landesausfhuß und die Gemeinde Karfreit anläßlich der Ent 
fheidung des erfleren vom 17. Juni 1881, 3. 2093, betreffend Gemeinde 
nugungen, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung Tee 
perfönlich erfchienenen Beſchwerdeführers, dann des Adv. Dr. Joſef Tonftt, 
in Bertretung der mitbelangten Gemeinde Karfreit, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nah 8. 6 des Ge⸗ 
feße8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen 
mangelhaften Verfahrens aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Unter ber „bisherigen unangefochtenen Uebung,“ welche nah 8. 63 
der Görzer Gen. Ordg. für die Theilnahme an ben GÖemeindenugungen 
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maßgebend ift, erfcheint nicht blos der zufolge tiefer Uebung in einem 
beftimmten Zeitpuntte erwachſene Stand der Dinge, fondern ver Inbegriff 
der Rechtsanfchauungen und Gewohnheiten, welche diefen Stand der Dinge 
herbeigeführt haben, begriffen. Im vorliegenden alle ift aber lediglich 
conftatirt, daß zur Zeit, als die Gemeindeordnung in Wirkjamteit trat 
und überhaupt in den legten Decennien mit dem Haufe Nr. 14 in Kar⸗ 
freit ein Anſpruch auf Gemeindenugungen nicht verbunden war: es ift hin- 
gegen nicht conftatirt, in welcher Art die beftehende Hebung zu dieſem 
Stande der Sache geführt hat und ob hienach Ießterer auch bei geänderten 
thatfählihen Borausfegungen, der Uebung gemäß, beharren oder fid 
ändern follte. Zu diefem Ende war zu erheben, womit in der Gemeinde 
Karfreit übungsgemäß der Anfpruh auf die Gemeindenugungen verbunden 
war: ob derſelbe an die Angehörigleit an gewiſſe Familien, an den Beſitz 
gewifjer Realitäten oder an welche Momente fonft gelnüpft war und wie 
es hienach bei Abzweigungen innerhalb der-anfpruchöberechtigten Yamilien, 
oder bei Befigänderungen, indbefondere Bereinigung oder Theilung des 
Eigentbums an den anſpruchsberechtigten Realitäten gehalten wurde. 

Diefe Erhebungen waren im vorliegenden Falle zur Conftatirung 
ber maßgebenden Uebung nicht allein deshalb nothwendig, um im All- 
gemeinen aufzuffären, warum das Haus E.-Nr. 14, obgleih angeblich 
eines der älteften Hänfer in der Gemeinde, übungsgemäß feinen Anſpruch 
auf die fraglichen Nutungen gewähren fol, fonvern insbefondere auch 
deshalb, weil nach den Acten vor allerdings längerer Zeit auch mit dieſem 
Haufe ein folder Anfprud verbunden war und zugleich vorliegt, dag dem 
Vorbeſitzer des Haufes der gedachte Anſpruch anfcheinend nur darum nicht 
zuerfannt worden war, weil derſelbe auch dad Haus C.Nr. 13 beſaß 
(Gemeindebeſchluß vom 17. April 1876), wonach aljo die Annahme nahe 
lag, daß die Theilnahme an ven Nutungen dem bermaligen Beſitzer des 
Hauſes Nr. 14, der Fein zweite Haus in der Gemeinde befigt, übungs⸗ 
gemäß nicht abgefprodhen werben könnte. Wollte aber diefer Anſpruch dem 
gedachten Beſitzer darum aberfannt werden, weil er, fo viel fih aus ben 
Acten ergibt, zur felben Samilie, wie ber Hausbefiger sub C.⸗Nr. 13 
gehört, jo müßte vorerft feitftehen, daß nad der beftehenden Uebung ber 
Anſpruch nicht nach Hausanfäffigfeiten und bei mehrfachen Hausbefige nur 
einmal, fondern nad Familien und für jete Familie gleihfals nur einmal 
geftellt werden kann. 

Da fomit das Verfahren in wefentlihen Punkten mangelhaft, nämlich 
vie ber Entſcheidung zu Grunde gelegte Uebung nicht gehörig conftatirt 
war, mußte die Entjcheitung aufgehoben und die Angelegenheit zur neuer 
lihen Prüfung und Entſcheidung an die Landesverwaltung zurüdgeleitet 
werden. 
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Ar. 1303. 


Zanben ed fi bei einer Seelforgeftation um einen Baufall, der ben 

eneficiaten allein nicht treffen Tann, fo find vor dem Ausfprudhe über 

die Goncurrenzpflicht und das Maß derfelben hinfihtlicd der einzelnen im 

Bauconcurrenznormale vom Jahre 1807 angeführten Sonturrengfactoren 

in einer den Geſetzen eutfprehenden Goncurrenzverhandlung alle maß: 
gebenden Umftände zu erheben und Kesuftellen. 


Erkenntniß vom 16. Yebruar 1882, 3. 168. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde bed Stadtpfarrers 
in Enns, Friebrih Pichler, ca. Entfcheidung des f. f. Din. für Eultus. 
und Unterriht vom 26. Juni 1881, 3. 5108, betreffend tie Beftreitung 
der Koften für die Herftellung eines Gartenzaunes bei der Seeljorgeftation 
in Haigermoos, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des 
Av. Dr. Bicter Fuchs, dann des k. E. Sect.:Ratbes Ritter v. Spaun, 
zu Recht erfannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nah $. 7 des Ge— 
ſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86 auf 
gehoben.“ 


Entſcheidungsgrüude. 


Die angefochtene Entſcheidung fußt darauf, daß die Herſtellung des 
Gartenzaunes bei den Seelſorgegebäuden in Haigermoos zu jenen Her- 
ftellungen zählt, welde nad dem Bauconcurrenznormale vom Jahre 1807 
(Öoflanzleidecret vom 24. April, Polit. Gef. S., 28. Bd., Nr. 53) dem 
Beneficiaten allein obliegen. 

Der B. ©. Hof konnte diefe Anſchauung nicht als richtig erkennen, 
weil dieſe Herftellung nicht als eine ſolche ſich darftellt, welche blos die 
Erhaltung der Pfarrwohn- und Wirthichaftsgebäude bezwedt oder gar 
burd bie im Abfage 3 des Normals angeführten Momente herbeigeführt 
worden wäre. — Es handelt fih vielmehr um einen unter Punlt 4, 
refp. 5 (Schlußfag) des Normales zu fubjunmirenden Baufall, bezw. 
nachdem die Bauberftellung auf Grund einer freilich nicht correcten Con⸗ 
eurrenzverhandlung durchgeführt worden ift, um bie Feftftellung, welche im 
Geſetze angeführten Concurrenzfactoren und in welchem Maße jeder Ein⸗ 
zelne zu dem Bauaufwande beizutragen habe. — Der B. ©. Hof mußte 
Daher die angefochtene Entſcheidung, mit welcher der Pfarrer in Ofter- 
mietbing zur alleinigen Herftellung verpflichtet wurde, nad $. 7 bes Gel. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufheben. 

Der B. ©. Hof war jedoch nicht in der Rage, über die Concurrenz- 
pfliht und das Maß derſelben Hinfichtlih der einzelnen Factoren abzu⸗ 
ſprechen, weil, wie bereit erwähnt, eine den Geſetzen entſprechende 
Concurrenzverhandlung gar nicht Platz gegriffen hat und weder dem Pfarrer 
von Oftermiething noch dem Patron Gelegenheit gegeben wurde, ihre Rechte 
zu wahren. — Es erfjcheint die gegenwärtige Actenlage für einen definitiven 
Ausſpruch in diefem Punkte umfoweniger geeignet, als auch das Verhältniß 
der Seelforgeftation in Haigermoos zu jener in Oftermiething eben aud 
nicht vollkommen Har geftellt ift, da die Apminiftrativacten darüber, ob 
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Haigermoos eine felbftftändige Seelforgeftation ift oder nicht, nicht im 
Einklange ftehende Angaben enthalten. — So ift im Inventar vom Yahre 
1852 Haigermoos als Filiale von Oftermiething mit einem dort refidirenden 
Capellanus expositus bezeihnet. — Laut Statth.- Berichtes vom 20. März 
1868, 3. 705 gehörte Haigermoos urjpränglih als Filialficche zu Ofter- 
miething, wurde aber 1785 zur jelbftftändigen Seelforge erhoben, es wurde 
aber für jelbe im Jahre 1800, als der Pfarrer vor ber feindlichen In⸗ 
vafion floh, ein Proviforium der Paftorirung von Oftermiething aus ein- 
geleitet. — Laut Eultus- und Unterridts.Min.-Erlaffes vom 24. Februar 
1869 bat dad Orbinariat angenommen, daß zwiihen ven Kirchen Ofter- 
miething und Haigermoos fein Zuſammenhang beftehe und erftere an lettere 
nie etwas geleiftet babe. 

Der Pfarrer von Oftermietbing bat bereits im Abminiftratioverfahren 
geltend gemacht, daß der Seeljorger in Haigermoos die geiftliche Yuris- 
biction felbftftändig übe, die Matriken unabhängig vom Pfarrer in Öfters 
miething führe, unmittelbar mit den geiſtlichen und weltlihen Behörden 
verfehre, daß die Einwohner von Haigermoos nur den dortigen Seelforger 
als ihren Pfarrer erkennen, daß die Kirche in Haigermoos ihre eigene und 
felbfiftäntige VBermögensverwaltung habe und daß der Pfarrer von Öfter- 
miething feit dem Beftande des Normales vom Jahre 1807 niemals zu 
ben Seelforgergebänvden in Haigermoos etwas beigetragen babe, weldye 
lestere Behauptung nicht widerfproden und nicht durd den Nachweis eines 
"alles der Beitragdleiftung actenmäßig entlräftet if. — Es ift endlich 
aus den bezirkshauptmannſchaftlichen Acten zu erfehen, daß die Gemeinde 
Haigermoos im vorliegenden Yale als ſelbſtſtändige Pfarrgemeinde fich 
gerirte, daß der Seelforger von Haigermoos in verfchiedenen Acten fi 
als Pfarrer unterfertigte und daß die Bezirfshauptmannfchaft mit Haiger- 
moos als jelbfiftändiger Pfarrgemeinde verhandelte. 

Es werden daher bei der neuerlichen Verhandlung mit Rüdfiht auf 
den Umſtand, daß es ſich um einen Baufall, der den Beneficiaten allein 
treffen könnte, nicht handelt, alle auf die Concurrenzpflicht der einzelnen 
Concurrenzfactoren maßgebenden Umſtände zu erheben und feſtzuſtellen ſein. 
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Ar. 1304. 


Eine nad 7 63 der tirol. Gem. Ordg. binfihtlih der Gemeindewald⸗ 
nugung maßgebende Uebung, welche die Borfchrift des 8. 30 des IT. Theiles 
Der prov. Baldordnung vom Sabre 1839 und Die damit im Einklange 
ftehende Statth.-Berordnung vom 2. Detober 1855, 2. ©. 8. II. Theil 
Nr. 27 außer Acht läßt, kann nit als eine giltige, durch die Bem. Ordg. 
au eh erhaltene angefehen werden. — Die regelmäßige Vertheilungs⸗ 
bafis Tür die Gemeindewalbnugung ee der nach der prov. Waldordnun 

vom Jahre 1839 zu erhebende und eftquftellende Haus: und Butsbedar 
u bilden. — Perſonen, welde zwar kein Haus, aber Srundftüde in der 
emeinde befigen, fönnen von der Gemeindewaldnupung nah Maßgabe 
Des Qutsbedarfes diefer Grundſtücke nit ausgefchloffen werden, wenn 
nicht nachgewiefen ift, daß folde RAT nad der zur Beit des Ins⸗ 
lebentretens der Gem. Ordg. vom Jahre 1866 beftandenen giltigen Hebung 

ausgeſchloſſen waren. 


Erkenutniß vom 16. Yebruar 1883, 3. 265. 


Der E. 2. V. ©. Hof hat Über die Befchwerbe ver elf Hofbefiter 
von Aſpach, der fünf Hofbefiger von Nied und des Anton Huber von 
Untermaid ca. tirol. Landesausſchuß und gegen die Gemeinde Algund 
wegen der Entſcheidung des erfteren vom 19. Auguft 1881, 3. 9458, 
betreffend die Nugungen aus den Gemeindewäldern in Algund, nach durch⸗ 
geführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. v. Grabmayr, 
des Adv. Dr. Anton Haflwanter, in Vertretung der mitbelangten Gemeinde 
Algund, dann des Gemeindevorſtehers Joſef Zipperle von Algund, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird, infoweit damit aus— 
gefprodhen wurde, daß die Öemeindewaldnugungen nad Ber«- 
hältniß der Steuerfhuldigteit und des Flächenmaßes der zur 
Nugung berufenen Befigftände vertheilt werden follen, ferner, 
daß die unbehausten Befiger in Algund von der Theilnahme 
an diefen Nutzungen ausgefhloffen find, nah 8.7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben; 
im Uebrigen wird die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Der Gemeindeausfhuß von Algund hat unterm 3. Mär; 1881 
beſchloſſen, künftighin das Brenn- und Bauholz and den Gemeindewal- 
dungen nad der Höhe ber jährlich zu entrichtenden Orundftener und das 
Nutz⸗, refp. Weingartenholz, na dem Flächenmaße der Weingärten unter 
jene ©emeindeglieter, welche in ber Gemeinde Algund eine eigene Be⸗ 
baufung und Grundftüde befigen, zu vertheilen, von weldem Bezuge jene 
Gemeindeglieder ausgefchloffen find, welche ihren Holzbebarf aus ihren 
Private und Eigenthumswäldern hinreichend zu decken vermögen. 

Die Hofbefiger ven Aſchbach und Ried beftreiten die Geſetzmäßigkeit 
dieſes mit der angefochtenen Entſcheidung aufrecht erhaltenen Beſchluſſes 
beshalb, weil er ihren übungsgemäßen, auf fpeciellen Rechtstiteln 
— Bertrag und Erfigung — gegründeten Anſpruch, wonach biefe beiden 
Gractionen je ein Sechzehntel der jeweiligen gemeinen Molt, d. i. des 
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in ten Gemeindewaldungen gewonnenen Duantums fchlagbaren Holzes 
zur weiteren Bertheilung unter fi erhalten haben follen -- im Wider: 
fpruche mit der Beftimmung des 8. 63 der Gem. Ordg. verlebt. 

Anton Huber erflärt die Beſchränkung des Holzbezuges auf jene 
Gemeindeglieter, welche in der Gemeinde Algund eine eigene Behaufung 
baben, als eine ungefeglihe und den Beichluß als einen dem 8. 63 der 
Gem. Ordg. zuwiterlaufenden, behauptet, er ſei als Beſitzer eines in der 
Gemeinde Algund gelegenen Weinbaugrundes Gemeindeglied von Algund 
nah $. 6 ter Gem. Ordg., als ſolches nah $. 63 nutzungsberechtigt und 
beruft jih auf die althergebradhte Uebung, ver zufolge bie Beſitzer dieſes 
Grundſtückes jederzeit glei den anteren Befigern von Algund von ber 
gemeinen Molt Brenn⸗, Bau» (Blöcher) und Weingartenholz in einer feft- 
ftehenten Quote bezogen. 

Infoferne nun durch die angefochtene Entſcheidung jene Gemeinde⸗ 
glieder, welche ihren Holzbedarf aus ihren „Privat- und Eigentbumswäldern“ 
hinreichend zu tbeden vermögen, vom Holzbezuge aus Gemeindewäldern 
auéegeſchloſſen erklärt werten, kann darin eine Ungeſetzlichkeit nicht erblidt 
werten. — Mit dem Forſtgeſ. vom 3. December 1852, R. ©. 2. 
Nr. 250 find nur, wie ter Abf. 2 des Faif. Patente befagt, die forft- 
polizeilichen Anertnungen der bis dahin in einzelnen Kronländern beftandenen 
Waldordnungen außer Kraft gefettt worden. 

Bezüglih Tirols ift demnach nur der I. Theil der prov. Waldort- 
nung vom Jahre 1839, Prov. ©. ©. 26. Bd., II, Theil, S. 569 Nr. 89, 
welcher die Normen, betreffend die öffentliche Forſtpolizei, enthielt, auf⸗ 
gehoben worben, während ver IL. Theil diefer Waldordnung, welcher eine 
befondere Norm für die Behantlung der Staatd-, Semeinte- und Local 
ftiftungswaldungen enthält, in Geltung blieb. — Im Sinne des $. 30 
dieſes II. Theiles und gemäß der damit im Einklange ftehenden Statth.- 
Berorbnung vom 2. October 1855, %. ©. 8. IL. Theil, S. 102, Nr. 27 
tonnte aber ein ©emeindemitglied nur jenen Theil feines Forſtproducten⸗ 
bedarfes aus Gemeindewaldungen anfprechen, der aus feinem Walde mit 
Berüdfihtigung des nachhaltigen Ertrages nicht gewonnen werden fann. — 
Nah $. 63 der tirol. Gem. Ordg. vom 9. Yänner 1866, L. G. B. S. 1 
Nr. 1 ift fih in Bezug auf das Recht und das Maf der Theilnahme an 
den Nutungen des Gemeindeguted nach der bisherigen, d. i. bis zur Ein» 
führung diefer Gemeindeordnung beitandenen giltigen Uebung zu benehmen. 

Wenn nun nad der bis dahin in Algund beftandenen Uebung tie 
Borfhrift des 8. 30 tes II. Theile® ver prov. Waldorbnung und ber 
Statth.⸗Verordnung vom 2. October 1855 außer Acht gelafien wurbe, 
war fie in diefem Punkte eine ungefegliche, alfo ungiltige und ift daher 
in diefem Pumkte durdy tie Gem. Ordg., $. 63, nicht aufrecht erhalten 
worden. — Es können fih daher die Beſchwerdeführer behufs Geltend⸗ 
machung des Anfpruches auf Gemeindeholznutzungen ohne Rüdfiht darauf, 
ob fie ihren Bedarf aus eigenen Walvdungen deden können, nicht berufen 
und es kann in der Befeitigung des viesfalls bisher beftandenen !Miß- 
braudhes keine Ungefetzlichleit gefunden werden. 

Dagegen erfcheint die Aufrechthaltung des Gemeindeausſchußbeſchluſſes 
vom 3. März 1881 in jenem Punfte, in welchem feftgefegt wird, künftig 
fei das Brenn- und Bauholz aus den Gemeindewaldungen nach ter Höhe 
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der jährlich zu entrihtenden Grundfteuer und das Nutz⸗, refp. Wein- 
gartenholz nad dem Flächenmaße der Weingärten unter jene Gemeinde» 
glieder, melde in der Gemeinde Algund eine eigene Behaufung und 
Srunpftäde befigen, zu vertheilen, dem Gefege nicht entſprechend. — 
Sie ift e8 nit in Bezug auf die Bemeffungsbafis, weil der 8. 63 der 
Sem. Ordg. die Beſchränkung ftatuirt, daß, infoferne nicht durch fpecielle 
Kechtstitel Ausnahmen begrüntet werden, fein Bezugsberechtigter einen 
größeren Nuten ziehe, als zur Dedung feines Haus- und Gutsbedarfes 
nothwendig ift. 

Der Haus- und Gutsbedarf alfo, welder ven 88. 27—32 des 
II. Theiles ter Walvordnung gemäß zu erheben, zu prüfen und feftzuftellen 
ift, war als die regelmäßige Baſis der Bertheilung feftzuftellen, nicht aber 
die Grundſteuer oter das Flächenmaß der Gründe. 

Die Trage, ob durch fpeciele Rechtstitel Ausnabmen begründet 
werden, war, ta fih die Beichwerbeführer im adıniniftrativen Recurſe 
lediglih auf die Uebung ſtützten, fein Gegenftand der abminiftrativen 
Berhandlung und ift daher dermalen aud nicht Gegenſtand der Judicatur 
des B. ©. Hofes. 

Bezüglih des Ausſpruches, wer von ten nidt ſchon nad 8. 30 
des II. Theiles ter Waldordnung Ausgeſchloſſenen betheilt werden fol, 
ift die Entfcheivung, bezw. der mit derſelben aufrecht erhaltene Gemeinde⸗ 
ausſchußbeſchiuß Punft 1, dem zufolge die Holzvertheilung unter jene 
Gemeindeglieder, melde in der Gemeinde Algund eine eigene Behaufung 
und Orundftüde befigen, erfolgen fol, im Hinblide auf die 88. 10 und 63 
der Gem. Ordg. deswegen gefeglich nicht begründet, weil nicht nachgewiefen 
ift, Daß nad) ver zur Zeit des Inslebentretens der Gemeindeorbnung vom 
Jahre 1866 beftanvdenen giltigen Hebung Perſonen, welde zwar fein Haus, 
wohl aber Grunpftüde in der Gemeinde Algund befaßen, von der Nutzung 
nah Maßgabe des Gutsbeparfes diefer Grundſtücke ausgeſchloſſen 
waren. — Bei diefem Sachverhalte mußte die Beſchwerde, infoferne fie 
dagegen gerichtet ift, daß jene, welche ihren Holzbedarf aus ihren „Privat- 
und Eigenthumswaldungen* hinreichend zu deden vermögen, vom Gemeinte- 
bolzbezuge ausgeſchlefſen werben, ald unbegründet abgemwiejen, dagegen 
mußte die angefochtene Entſcheidung, infoferne fie den Punkt 1 des Ge⸗ 
meindeausshußbefhluffes vom 3. März 1881, betreffend die Baſis der 
Gemeindeholgvertheilung, nämlich nad der Grundſteuer und dem Flächen⸗ 
maße und infoferne fie die in diefem Punkte ausgefprohene Beichränfung 
des Holzbezuges auf jene Gemeindeglieder, welche in Algund eine eigene 
Behaufung und Orunpftüde befigen, bezw. aljo die Ausfchliefung jener 
Perfonen, welhe nur Grundſtücke in Algund befigen, vom SHolzbezuge 
nah Maßgabe des Gutsbedarfes dieſer Grundſtücke aufrecht 
erhält, nah 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 aufgehoben werben. 
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Ar. 1305. 


Soweit es fh um faffiensmäßige geiftungen für eine Schule handelt, 

find correct errichtete Faſſionen bis zum Gegenbeweife als Kichtſchnur“ 

anzunehmen ($. 196 der polit. Schulverfaffung). Die Schulbehörden haben 

die als ftiftungsmäßige Berpflichtung erfannten Beiträge zu Schulzweden 

im vollen Umlange aufrecht zu een — Ueber die rechtzeitige und 

befriedigende VBerabfolgung von Kehrerbezügen haben die Schulbehörden 
zu entfcheiden. 


Erkenntniß vom 17. Februar 1882, 3. 215. 


Der k. k. 8. ©, Hof bat Über die Beſchwerde des Franz Grafen 
v. Kuendburg ca. Min. für Eultus und Unterridt aus Anlaß der Ent- 
jheidung desſelben vom 17. Auguft 1881, 3. 11413, betreffend die Auf- 
rechthaltung angeblih ftiftungsmäßiger Leiſtungen der Herrſchaft Tobitſchau 
zur Schule in Tobitſchau, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Clemens Kaczyhsfi, fowie des f. f. Min.-Bice- 
Secr. Grafen Baillet-Latour, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen. — 
Der Befhwervdeführer wird fchuldig erfannt, dem f, k. Mini— 
fterium für Qultus und Unterridt die Koften des Verfahrens 
in dem angefprodenen Betrage von 15 fl. binnen 14 Tagen 
bei Erecution@vermeidung zu erfegen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die Befchwerde vermeint, daß die angefochtene Entſcheidung, melde 
vie Domäne Tobitfhau für verpflichtet erfennt, die bi zum Jahre 1878 
zu Zwecken der Entlohnung zweier Tobitſchauer Lehrer geleifteten Beiträge 
von je 13 fl. 65 fr. an die k. k. Schulbezirkscaſſa weiter zu präftiren, 
gefegwidrig fei, weil 1) diefe Beiträge fid, keineswegs als ftiftungsmäßige 
Leiftungen und indbefondere nicht als ftiftungsmäßige Leitungen zu Schule 
zweden varftellen und weil 2) nicht die Unterrichtsbehörden, fondern nur 
die ordentlihen Gerichte berufen geweſen wären, über bie Verpflichtung 
ter Domäne abzujpredhen. 

Der ad 1 erwähnte Beſchwerdepunkt fügt fih im Weſentlichen 
darauf, daß eine Stiftungsurfunde Seitens der Schulbehörben nicht produ- 
cirt werden fonnte, daß tie Leiftung ob der Domäne bücherlih nicht ficher- 
geftellt ift und daß der verftorbene DBefiger der Domäne jene Beiträge 
ven Lehrern nur aus Önade für die in der Kirche geleifteten Dienfte ver- 
abfolgt habe. 

Durch die Apminiftrativacten ift indeflen erwiejen, daß ber erfte und 
zweite Lehrer den Betrag von je 13 fl. 65 fr. „für den Schuldienft“ 
von dem jeweiligen Befiger der Herrſchaft Tobitſchau „nad einer Stiftungs- 
urtunde des Grafen Salm-Neuburg am Ian dto. 24. Auguft 1544 
bezogen haben. — Die ftiftungsmäßige Leiftung beftand in Naturalien, 
die in der behördlich verfaßten und beftätigten Schulfajfion dto. 15. Mai 
1859, welcher diefe Daten entnommen wurden, mit 65 fl. 43 fr. E.-M. 
bewerthet werden. Auch die im Originale vorliegente von dem Vertreter 
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der Domäne mitgefertigte Stammfaffion der Tobitſchauer Schule dto. 
21. Bradhmonat 1788 führt unter den Schuleinkünften Poſt 5 „von ber 
Herrſchaft“ nach einer Graf Salmiſchen Stiftung vom 24. Auguft 1544 
eine folhe Naturalleiftung bewerthet auf 60 fl. 15 fi. an. Da nun, 
foweit e8 fi um faffionsmäßige Leiftungen für die Schule handelte, nad) 
8. 196 der polit. Schulverfaffung die Faſſionen bis zum Gegenbeweife 
„zur Richtſchnur“ anzunehmen wären, da weiter gar nicht beftritten wirt, 
daß die in Rede ftehenden Giebigkeiten bis zum Jahre 1878 auch that- 
ſächlich präftirt worten find, fo iſt es Har, daß die Schulbehörden nad 
8. 37 des Gef. vom 24. Jänner 1870, %. ©. 2. Nr. 17 vollen Anlaß 
batten, in den Beiträgen eine ftiftungsmäßige Verpflichtung, „die im vollen 
Umfange aufrecht zu erhalten“ ift, zu erfennen. 

Die gegen die Beweiskraft und Rechtsbeſtändigkeit der Schulfaffion 
vom Sabre 1859 vorgebradhten Bedenken fand der B. ©. Hof nidt 
ftihhäftig, weil durch dieſe Faſſion Feine neue Verbindlichkeit der Herrichaft 
begründet, fonbdern in biefelbe aus der ven ber Herrſchaft anerkannten 
Stammfaffion die in Trage ftehende Leiftung übertragen wurde und weil 
durch die Bräftirung der Giebigfeit auch feit dem Fahre 1859 von Seite 
der verpflichteten Domäne bie Richtigkeit der Eintragung anerkannt worden 
if. Es konnte daher dem Umſtande, daß die Fafflon vom Jahre 1859 
ein Bertreter der Domäne nicht unterfchrieben hat, ein Gewicht nicht bei- 
gemeflen werben. 

Belangend die Competenz der Sculbehörden zu der getroffenen 
Entfcheidung, fo ift diefe durch den 8. 55 des Reichs⸗Volksſchulgeſ. und 
durch 8. 25 des Schulaufſichtsgeſ. für Mähren vom 12. Yänner 1870 
offenbar begründet. Nah 8. 25, Abf. 5 des cit. Gef. kommt dem Be- 
zirfsfchulrathe jener Wirkungsfrei® zu, welcher nah ben früheren Vor⸗ 
ſchriften den politiſchen Bezirksbehörden und dem Schuldiſtrictsaufſeher 
zuſtand. Nun iſt ſchon mit der Hofk.Verordnung vom 2. Auguſt 1784, 
3. 143, vergl. $. 197 der polit. Schulverfaflung, ebenfo wie durch den 
$. 55 des Reichs⸗Vollksſchulgeſ. feitgeftelt worden, daß über die rechtzeitige 
und befriedigende Berabfolgung von Lehrerbezügen die Schulbehörten zu 
entfcheiven haben. Ueberdies gedenkt auch der 8. 25, Abf. 5 1. c. und 
8. 3 des Gef. vom 20. April 1854, R. ©. B. Nr. 96 diefer Competenz 
ausdrůücklich. 

Die Beſchwerde mußte daher als nicht begründet zurückgewieſen 
werden. — Der Ausſpruch über die Koſten gründet ſich auf 8. 40 des 
Geſ. vom 22. October 1876. 
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Ar. 1306. 


Wurde im adminiſtrativen Inſtanzenzuge die Siltigkeit eines formell 
correct ansgefertigten Gemeindeausſchußbeſchluſſes nicht angefochten, fo 
kann im verwaltungsgerichtlichen Berfahren die Einwendung gegen die 
Giltigfeit des Beſch ufes nit berüdfidhtint werden. — Bum 8. 70 ber 
Gem. Ordg. für Böhmen vom 16, April 1864, &. G. 3. Rr. 7.*) 


Erlenntniß vom 17. Bebruar 1883, 3. 366. 


Der k. f. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Wenzl Bures 
und Genofjen ca. böhm. Landesausſchuß aus Anlaß der Entjcheidung des⸗ 
jelben vom 1. Juni 1881, 3. 3603, betreffend die Verpachtung von 
Gemeindegrundftüden, nad durdhgeführter d. m. Verhandlung und Ans 
hörung des Abo. Dr. Karl Doftal, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der von der mitbetheiligten Gemeinde Sanov an- 
gefprohenen Koftlen des Berfahrens findet nit ftatt.” 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde macht gegen die Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung 
geltend, daß 1) verjelben jede gefetlihe Grundlage fehle, weil, wie der 
Landesausſchuß anerkenne, die Verpachtung der fraglichen Gemeindegrund- 
ftüde nur der Gemeindeausſchuß hatte befchließen können (8. 31 ter 
Sem. Ordg.), ein folder Gemeindeausſchußbeſchluß aber nicht gefaßt worden 
fei, und daß 2) die Verpachtung der fraglichen Gemeindegrundſtücke Par⸗ 
zellen-Wr. 133, 141, 142, 152, 260, 294, 926, 927, 1030, 874, 880 
gegebenenfalls nah 8. 70 der Gem. Ordg. unzuläffig fei, weil die Grund» 
ftüde jeit undenklichen Zeiten im Genufje des Gemeindehirten ſich befinden, 
biefe Abungdgemäße Benützung des Stammgutes ter Gemeinde aljo hätte 
aufrecht erhalten werden follen. 

Der ad 1 hervorgehobene Befchwertegrund ftellt ſich als eine acten- 
widrige Behauptung dar. Durch das den Adminiſtrativacten beigefchlofjene 
Protokoll über die Ausfhußfigung vom 9. März 1880 ift dargetban, daß 
der Gemeindeausſchuß allerdings befchloffen bat, die vom ©emeindehirten 
bisher benügten Gruntftüde öffentlich zu verpachten. Das vom Bezirks- 
ausſchuſſe dem V. ©. Hefe unmittelbar zur Verhandlung vorgelegte, nad) 
der angefochtenen Entjcheidung aufgenommene Protokoll dto. 13. October 
1881, nach welchem der Gemeindeausfchußbeihlug vom 9. März 1880 
wegen unterlafjener Einladung einzelner Gemeindeausſchüſſe nicht giltig 
jein ſollte, konnte vom V. ©. Hofe nicht berüdfichtigt werden, weil «8 
feinen Theil des zur Zeit der Landesausſchußentſcheidung vorgelegenen 
Thatbeftandes gebildet hat, und e8 Sache der Beichwerbeführer fein muß, 
dieſes Moment zunähft im adminiftrativen Inftanzenzuge zur Geltung zu 
bringen. 

Was aber ven ad 2 erwähnten Beſchwerdepunkt anlangt, fo findet 
derfelbe im 8. 70 ter Gem, Ordg. durchaus feinen gejeglichen Halt. — 


*) Bergl. auch Erlenntniß sub Nr, 222 (Band II, Jahrgang 1878). 
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Nicht jede bezüglich der Benützung des Gemeindeeigenthums beftandene 
„Uebung“ bat der $. 70 ver Gem, Ordg. aufrecht erhalten. Nad dem 
Wortlaute diefer Gefegesftelle follte vielmehr nur jene übungsmäßige Theil 
nahme an den Nukungen des Gemeindegutes aufrecht bleiben, welche von 
den Gemeindemitglievern als folden unmittelbar ausgeübt worden ift. 
Denn die Theilnahme an ſolchen Nußungen erfcheint durch die Gemeinde- 
mitgliepfhaft bedingt und ift unübertragbar, fie fol nicht weiter reichen, 
al8 zur Dedung des Haus: und Gutsbedarfes nothmwendig ift. Beide 
Momente deuten offenbar auf eine unmittelbare Verwerthung der Nugungen 
felbft für den Haushalt der zum Genuſſe Berechtigten bin. Weiter nimmt 
das Geſetz die Berwendung der reftlihen Nugungen zu Gunſten ver Ge- 
meindecafla in Ausficht, ein Erfolg, der unmöglich eintreten könnte, wenn 
für die Theilnahbme an den Nutzungen des Gemeindegutes nicht die eben 
gelennzeichneten geſetzlichen Schranken beftünden und eine mittelbare Be- 
nüßung durch Verwendung des Gemeindeeigenthums zur Entlohnung von 
Dienften, welde nicht ber Gemeinde, fondern nur einer Anzahl von 
Gemeindemitgliedern zu Gute fommen können, als zuläffig angefehen 
werden müßte. 

Durd die Entſcheidung wurde demnach weder der $. 31, noch ber 
8. 70, nod irgend eine andere Beftimmung der Öemeindeorbnung verletst, 
weshalb die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen werden mußte. 


Ar. 1307. 


Erwerbfteuerpfliht vom Material: und Brennholzerzeugungs:Gewerbe. 
Ertenntniß vom 21. Februar 1882, 3. 319. 

Der it. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Wolf Kefiner 
und Comp. Elias Sachſenhaus in Yaroslau ca. Entſcheidung ber galiz. 
t. k. Fin.-Landespirection von 21. September 1881, 3. 45418, betreffend 
die Erwerb» und Einkommenfteuer für den Betrieb der Meateriale und 
Brennholzerzeugung und des Holzhandels in der Steuergemeinde Siehom, 
nach durdhgeführter d. m. Verhandlung, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.”*) 


Ur. 1308. 


Gebühr für die JZuftifictrungserflärung in einer Ceſſton. 
Erfenntniß vom 21. Februar 1882, 3. 334. 
Der it. 2 ©. Hof hat über die Beſchwerde des Jakob Groß 
ca. Entfheidung des k. k. Finanz: Din, vom 26. Juli 1881, 3. 19772, 


*) Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 921 (Band IV, Jahrgang 1880). 


Beilage der Iurittifhen Blätter, 
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betreffend die Gekühr für eine Yuftificirungserflärung, nach burdhgeführter 
8. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. 
Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Befhwerveführer wird ſchuldig erfannt, dem E.E, Finanz⸗ 
miniſterium die angeſprochenen Koſten des Verfahrens im Be⸗ 
trage von 10 fl. binnen 14 Tagen nah Zuftellung dieſes Erkennt⸗ 
niſſes zu’erfegen.“ 


Entf heidungsgrände. 


In der von Yulie Neumann am 27. Februar 1879 an den Bes 
ſchwerdeführer ausgeftellten Ceſſionsurkunde rückſichtlich der auf der Realität 
sub Wr. 128 zu Aleranderfelo des David Neumann pränotirten Forderungen 
pr. 1000 fl. und 754 fl, bat letzterer als Schuldner zugleich die Richtig⸗ 
keit jener Forderungen anerlannt und bie Yuftificirungserflärung zu biefer 
Pränotation abgegeben. 

Da nun binfitlih letzterer Erklärung Fein befonderer Stempel dieſer 
Ceſſions⸗ und Schuldanertennungserklärung beigefügt war, fo wurbe von 
den Finanzbehörden aller Inftanzen bie dreifahe Gebühr von 6 fl. 25 fr. 
mit 18 fl. 75 Er, vorgefchrieben, weil die fragliche Erflärung nad Anmerkung 
zur Tarifpoſt 46 als ein Hypothelarvertrag zu behandeln und daher nad 
Tarifpoft 61 der Gebühr nah Scala II abgefondert von der Scalagebühr 
für die Ceffion unterzogen werben muß. 

Dagegen werben in der Beſchwerde folgende Einwendungen erhoben: 
1) könne die Bewilligung zur Umwandlung des bedingten Pfandrechtes in 
ein umnbebingte® durchaus nicht ald eine Pfanpbeftellung, reſp. als ein 
Hypothekarvertrag betrachtet werben, weil eben für die genannten For⸗ 
derungen ein Pfand, wenn auch nur ein bebingtes, bereits beitellt war. 
Es könne daher Zarifpoft 46 bier feine Anwendung finden, weil in ber 
Haupturkunde eine Hypothek nicht nur eingeräumt wurde, fondern bereits 
vor der Ceffion erwirft war. 2) Es fei im vorliegenden Falle Lediglich 
der 8. 34, lit. f des Geb. Gef. maßgebend, wonah die Liquiditäts« 
anerfennung von Seite des Schuldners in der Ceſſions⸗, refp. Haupt« 
urkunde als Beftandtheil der letzteren betrachtet wird und daher Feiner 
befonderen Stempelung unterliegt. 

Diefe Gründe konnte jedoch ver I. 1. 8. ©. Hof nicht für ftichhältig 
erfennen. 

Zu 1. In der Anmerkung zu Zarifpoft 46 heißt e8: die Einver- 
Leibungsbewilligung ift zugleich ald Hypothekarvertrag zu betrachten, wenn 
in ber Urkunde über das Hauptgefchäft eine Hypothek nicht eingeräumt 
wurde. Kine ſolche vertraggmäßige Pfandbeſtellung war aber vor ber 
Eeffion in dem Hauptgefhäfte gar nicht erfolgt, da die erwirkte Pränotation 
nicht mit einer vertragsmäßigen Pfandeinräumung identificirt werben kann; 
es handelt fich hier vielmehr um eine neue Pfanpbeftellung im Wege der 
Juſtificirung, daher die Tarifpoſt 46 wohl Anwendung finden muß, zumal 
hier auch nicht ein Pfandrecht von einem der beiden vertragſchließenden 
Theile (Cedent und Ceſſionar) dem anderen eingeräumt worden iſt, welche 
Rechtsbefeſtigung allein nach Tarifpoſt 84 bei Bemeſſung der Gebühr von 
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der Rechtsurkunde über das Hauptgefhäft außer Anſchlag zu bleiten Bat, 
fondern es ift hier erft von einer dritten PBerjon (dem Gefjus) ein Pfand- 
tet vertraggmäßig eingeräumt worden, welde Beflellung des Pfandes 
als ein ſelbſtſtändiges Geſchäft nad Zarifpoft 61 zu behandeln kam. 

Zu 2. Rah S. 34, lit. f des Geb. Gef. if eine befontere Ges 
bühr nicht erforderlid, wenn von dem abgetretenen Schuldner auf ber 
Ceſſion beftätiget wird, daß ihm die Abtretung der Forderung und ber 
neue Öläubiger belannt gemacht worden fei und er die Liquidität anerkennt. 
Darauf hat fi aber der abgetretene Schuldner im vorliegenden Falle 
nicht befchränkt, fondern noch eine Yuflificirungserflärung ausgeſtellt, welche 
nad Zarifpoft 46 und 61 zu behandeln ift. 

Aus diefen Gründen mußte ſomit die Beſchwerde als nicht im Ge⸗ 
feße begründet zurüdgewiefen werden. Der Zuſpruch der Koſten gründet 
fi) auf 8. 40 tes Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36. 


Qr. 1309. 


Die Uebergabsverträge zwiſchen Eltern und Kindern fallen nur dann unter 

Die Beſtimmung bes $. 3 der kaiſ. Berordnung vom 19. März 1853, 

A. 8. B. Nr. 3, wenn eine wenigfiens theilweiſe unentgeltlihe Webers 
tragung aus bem Bertrage felbft erhellct. 


Erkenniniß vom 21. Februar 1882, 3. 388. 


Der k. k. V. G. Hof hat über vie Beſchwerde des Joſef Ahhammer 
ca. Entſcheidung tes k. f. Finanz Min. vom 13. Juni 1881, 3. 3948, 
betreffend eine Uebertragungsgebühr, nach durchgeführter d. m. Verhandlung 
zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegräüntet abgemwiefen.“ *) 


Ar. 1310. 


Gebührenbehandlung einer erft in einer Gejfion conftituirten Darlehens: 
orderung. 


Erkenntniß vom 21. Februar 1882, 3. 378. 


Der 8. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Richard Ritter 
v. Doßauer ca. Entfheitung des k. f. Finanz-Min. vom 30. April 1831, 
3. 7560, betreffend die Gebühr von ter Edultanerfennung in einer 
Ceſſion dto. Wien 15. (Prag 18.) December 1876, nad durdgeführter 
5. m. Berhandlung und Anhörung tes Ar. Dr. Ribard Bernard, fowie 
des 8. f. Min.-Bice-Secretärs Nitter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiefen.“ 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 42 und 60 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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Entfheidungsgründe. 


Gegenſtand der vorliegenden Beſchwerde ift die Gebührenbehandlung 
einer mit Stempelmarlen im Betrage von 62 fl. 50 kr. verfehenen Eeffion 
dto. Wien 15. December 1876 (Prag 18. December 1876), in welcher. 
das Handlungshaus Karl Stummer in Wien eine aus der Pfanpbeftellungs- 
urfunde des Theodor Jitſchinsky dto. 9. Februar 1867 herrührende und 
durch den vom Genannten benügten Credit auch vollkommen erfchöpfte 
Creditfumme pr. 20.000 fl., welche auf dem dem Richard Ritter 
v. Doßauer gehörigen Prager Haufe C.⸗Nr. 740 I für das Handlungs- 
haus Stummer grundbücherlich verfiert ift, in da8 Eigenthum ver böh⸗ 
mifhen Sparcafia in Prag abgetreten hatte. 

In diefer Ceffion erkennt Ritter v. Dotauer die gedachte Credit 
forderung der Firma Stummer pr. 20.000 fl. als richtig an, williget in 
deren Umwandlung in eine verzinslihe Capitalsforderung in gleicher 
Höhe umd vereinbart als Schuloner vderfelben mit der böhmischen Spar⸗ 
cafja tie Nüdzahlungsmobalitäten. Es wurde im Abſatze 3 der Ceſſion 
ausdrücklich ftipulirt, daß es der böhmiſchen Sparcafja unbenonmen bleibe, 
das Darlehen oder deſſen Reſt zu jeder Zeit halbjährig zu fündigen u. f. w. 

Die Finanzbehörden haben in dieſer urkundlien Anerkennung ber 
Schuld Seitend des Ritters v. Dogauer und in feiner Zuflimmung zur 
Umwanblung ter Crebitforderung in eine verzinsliche Kapitalöforderung eine 
gemäß Tarifpoft 101 I An de Gef. vom 13. December 1862, R. G. B. 
Nr. 89 der Gebühr nah Scala II felbftflänvig zu unterziehende Ver⸗ 
mögensübertragung erblidt und dieſe Scalagebühr pr. 62 fl. 50 kr. nad 
8. 79 des Gef. vom 9. Februar 1850 im dreifahen Ausmaße, d. i. mit 
187 fl. 50 fr. dem Ritter v. Dogauer vorgefchrieben, die Steigerung 
von 125 fl. jevoch im Recurszuge gnadenweife nachgeſehen. 

Die vorliegende Befchwerde wendet dagegen ein, daß die gebachte, 
in der Ceſſion nur wiederholte Schuldanerkennung bereits vor Errichtung 
der Ietteren beftanden habe. Denn fchon in dem von Richard Ritter 
v. Dotauer am 25. Jänner 1876 abgejchloffenen Vertrage, womit berfelbe 
das Haus C.Nr. 740 in Prag von Friedrich Theodor Jitſchinsky um 
60.000 fl. käuflich an ſich brachte, habe Ritter v. Dotzauer unter anderen 
Paffiven auch das laut Grundbuchsertract für das Handlungshaus Karl 
Stummer in Wien haftende Capital von 20.000 fl. und die vom 1. Jänner 
1875 rüdftändigen und bis Ende Jänner 1876 fortlaufenden 6percentigen 
Intereſſen pr. 1300 fl. auf Abjchlag des obigen Kauffehillings zur Zahlung 
übernommen. Es ſei alfo jchon in jenem Kaufvertrage tie Umwandlung 
des fraglichen Credites in eine verzinslihe Capitalsforderung vor ſich 
gegangen. | 

Der B. ©. Hof konnte jedoch ven Gebührenanfpruh der Yinanz- 
verwaltung nicht für geſetzwidrig anſehen. — Nah 8. 34, lit, f des 
Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 ift allerdings bie yon dem abgetretenen 
Schuldner auf (oder in) der Eeffion beigefete Anerkennung der Liquidität 
Seitens desſelben einer Gebühr dann nicht unterworfen, wenn über das 
urſprüngliche Geſchäft (d. i. jenes, mit welchem der Schuldtitel, um ben 
es fich handelt, begründet wurde) eine der gejeglichen Gebühr unterzogene 
Rechtsurkunde ausgefertigt worden ift. 
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Jm vrrliegenten Falle Gamvelt es ſich daher darum, ob tie Ceitens 

vt EıScrr Knie v. Tetzauer im der fraglidhen Geifion beigefügte Aner- 

ve auf feinem Haufe laſtenden Gapitald von 20.000 fi. als 

ses Zarichensihuin, ſchon früher als folde durch eine ber Gebähr 

smerssgene Lfuute verbrieft worden war. Line terartige Beurkundung 

nr ih ren ter Beſchwerde wicht behaupte. — Daß eine foldye durch 

ze Sioxrocikliung vom 9. Februar 1867 des Fr. Theodor Jitſchinsky 

‘bs ca von ver Ziırma Karl Stummer gewährten Oretit von 20.000 fi. 

Lare'zuren haten lomnte, iſt durch die rechtliche Natur tiefes Geſchaftes 
ur, 

Aber eu der Kaufvertrag vom 25. Jänner 1876 bietet für die 
Persszeuzg, aß in temichhen die Anerkennung einer Darlehens ſchuld 
estiz-ten Ic, einen Anhaltspunkt. Abgefehen nun tavon, daß vie Con⸗ 
ver: rung bei Abſchluß des Kaufvertrages nicht flattgefunden haben konnte, 
wei ter Giänkizer (Firma Etummer) biebei gar nicht intervenirte, hat in 
Brehm Bertrage Ritter v. Totzauer auf Rechnung bes Kaufſchillings lediglich 
eine !ir Karl Eiummer aus dem Titel des tem Fr. Theodor Jiſſchinsky 
gemisrien Ererites erwachſene Capitals⸗ und ünterefienforberung zur 
Sahlunz übernommen. Grebitoerträge fint pacta de contrahendo ($. 936 
tes 0.6.8.8.) und tie aus benfelben erwachſenden Forderungen nehmen 
nıht fen an vun für fi die rechtlihe Natur von Darlehen an, was 
ans tem Schlußſatze des 8. 983 des a. b. ©. B. deutlich hervorgeht. 

Im vorliegenten Falle hat taher die Conftituirung eines Darlehens 
ven 21,160 fl. erft in der Ceſſion ftattgefunten, wa® umfomehr angenomuien 
werten muß, als von dem Beſchwerdeführer das Gegentheil nicht nach⸗ 
gewiefen ift und weil, wenn biefelbe durch den Kaufvertrag bewirkt worden 
wäre, was, wie bemerkt, nicht wohl anzunehmen ift, ſchon damals hiefür 
Lie gefeglihe Scalagebühr nach Zarifpoft 101 I A n hätte entrichtet 
werten müflen. Daß eine ſolche Gebühr damals nicht bemeflen worden 
ift, geht aus dem vorliegenden adminiftrativen Bemeflungsacte hervor. 

Die Beſchwerde mußte demnach abgemiefen werden. 


Ar. 1311. 


Meder nah den Belimmungen bes Privatrechtes, noch nad) einer all: 
emeinen politifchen Borfärikt ift der Gigentpümer eines den Öffentlichen 
erfehr bedrohenden ®rundftüdes zur Befeitigung dieſer Gefahr ver: 

pi tet. Dagegen Fann die Verwaltung einer Eifenbahn zu jeder, durch 
e Sicherheit des Bahnbetriebes geforderten Borfehrung, insbefondere auch 
ur Befeltigung des in einer folden bedrohliden Eigenſchaft des benach⸗ 
arten Brundtüdes zweifello® zu ertennenden Zerrainhinderniffes ver: 

halten werden und zwar ohne Unterfchied, ob es ſich dabei um ein eigenes 
oder ein fremdes Grundſtück handelt und ob ihr nad den fonft hiebei in 

Detracht kommenden privatrechtlichen Berhältniflen ein vor dem Gipil: 

rihter geltend zu mo henber Rüdgriff gegen andere Perſonen, fpeciell den 

Gigenthümer des den Betrieb bebrohenden Grundſtückes freiſteht oder nicht. 


Erkenntniß vom 22. Bebruar 1882, 3. 201. 
Der k. 8.8. Hof hat über die Beſchwerde ver k. k. priv. Kaiſer 
Franz ˖ Joſefbahn ca. Min. des Innern und das Chorherrnſtift Kloſterneuburg 
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wegen ber Entſcheidung des genannten Minifteriums vom 14. Juli 1881, 
3. 3168, betreffend vie Diitverpflitung ver Bahn zu Herftellungsarbeiten 
anläßlich einer Erpabrutihung, nah durdhgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Johann Nepomuk Prix, des k. k. Sect.⸗ 
Rathes Frhrn. vo. Plappart, tann des Av. Dr. Karl Weigert, in Ber 
tretung des mitbelangten Stiftes Klofterneuburg, zu Recht erkannt: 

nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdyeidungsgründe. 


Behufs richtiger Beurtheilung der vorliegenven Streitfadhe ift zunächſt 
feſtzuſtellen, daß es hiebei auf die Frage, ob Jemandem hinſichtlich des 
in der Nadıt vom 15. zum 16. April 1879 eingetretenen Ereigniſſes (dev 
Abrutfhung von dem Burlftallerberge) ein Verſchulden im Sinne des 
8. 1295 des a. 6. ©. B. zur Laſt liege, in keiner Weife anlönımt, da 
ein aus biefen Titel erhobener Anſpruch nur auf den Erſatz eines erlittenen 
Schadens gerichtet fein, im vorliegenden Falle alfo nur die bereits end⸗ 
giltig vor den Civilrichter verwiefenen unmittelbaren Folgen des erwähnten 
Ereignifjes, nicht aber die allein noch in Streit befindlihe Brage: wen 
die Verhütung einer Wiederkehr desſelben und bezw. die Sicherung des 
Straßen- und Bahnkörpers für die Zulunft obliege, betreffen könnte, 

Zur Entſcheidung dieſer Frage ift lediglich zu erwägen, wer nad 
unferen Geſetzen verpflichtet ift, eine von dem Grundſtücke eines Dritten 
berrührende Gefährtung des üöffentlihen Verkehrs zu befeitigen und inwie- 
weit eine ſolche Verpflichtung im atminiftrativen Wege ausgejprodyen werden 
kann? Noch näher bezeichnet fteht die Trage tahin: ob die gedachte, im 
abminiftrativen Wege auszufpredhende Verpflichtung dem Eigenthümer des 
bedrehenden Orunpftüdes oder dem des betrohten Verkehrsweges obliege? 

In diefer Beziehung ift nun zunächſt zu conflatiren, daß civilrecht⸗ 
liche Beitimmungen, welde allgemein dem Eigenthümer bes die Sache 
eines Anderen gefährdenden Grundſtückes — hier alfo dem Stifte Klofter- 
neuburg — zur Pfliht machen würten, Vorkehrungen zur Abwendung 
diefer Gefahr zu treffen, nicht nachweisbar find. — Un fih kann ber 
Eigenthümer über feine Sache beliebig verfügen ($. 362 tes a. b. G. B.), 
taher auch die Wieberherftellung oter Ausbefferung einer ſchadhaften Sache 
unterlaffen und hat den aus dem Gebrauche dieſes feines Rechtes für 
einen Unteren entjpringenten Nachtheil nicht zu verantworten ($. 1305 
ebendafeltft), e8 müßte alfo eine Verpflichtung, wie die der obenermähnten 
Art als von der Regel des Rechtes abgehend, immer auf Ipecielle geſetz⸗ 
liche Vorſchriften bafirt werden, wie folhe au im 8. 364 des a. b. G. 2. 
als Bedingung einer Beihränfung der Ausübung ver Eigenthumsbefugnifie 
vorausgeſetzt find. 

Solche Beftimmungen find nun — abgeſehen von tem allgemeinen, 
bier aber nah tem Eingangs erwähnten nit in Betracht. kommenden 
Grundſatze: daß Jedermann, alſo aud der Eigenthümer eines unbeweglichen 
Gutes, ven durch jein Verfchulden einem Anderen zugefügten Schaden zu 
erfegen bat, $. 1295 bed a. 6. ©. B.; — die 88. 1318 und 1319 
des a. b. ©. B., welche auch in der That von der Beichwerdeführerin 
zur Begrüntung ter tem Etifte Klofterneuburg angefonnenen Verpflichtung 
angerufen werden. 
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Aleın es ıft Har, daß &. 1318, welder von tem Herabfallen einer 
geiährlih aufgehänzten oter geftellten Eadye, Tann ron dem Herauswerfen 
oder Deransgiehen ans einer Wohnung hantelt und nad feinem Klaren 
Bertlaute audy nur ten Kigenthümer einer Wohnung verpflichtet, im vor⸗ 
liegenten Falle audy nicht per analogiam augemwentet werden kann. — 
Abgefchen tavon, daß eine fo ganz fpecielle Norm, welche fidy überdies 
nach tem Borangefhidten als eine Ausnahmsbeſtimmung barftellt, auf einen 
ven ihr fo ganz verfchietenen Fall, wie eine Bergabrutihung, nicht wohl 
analog angewendet werben kann, handelt e8 ſich audy kei tiefem Paragraphen 
nicht nur um einen, ans einem vom ©efebe präfummirten Berſchulden 
herrũhrenden, fonbern auch nm einen bereits erlittenen Schaden und nicht, 
wie im verliegenden Falle, um die Abwentung eines erft für die Zukunft 
drehenden: es kann alfo zwiſchen den in tiefer Geſetzesſtelle entſchiedenen 
und dem hier vorliegenten Falle überhaupt fein Zufammenhang angenommen 
werten nub es bedarf nicht erſt noch ber Bemerlung, daß ein auf $. 1318 
tes cit. Geſetzes gegründeter Anſpruch, als Anſpruch auf Schadenerſatz 
audy nit ver den Berwaltungsbehörben, ſondern nur vor Den Civilgerichten 
gelten? gemacht werben lönnte. 

Was aber ten $. 1319 des a. b. ©. 3. anlangt, fo enthält der⸗ 
jelbe, abgefehen tavon, daß auch hier eine durch fremde Thätigfeit, aljo 
ein präfummirtes Berfchulden, nicht aber eine letiglih durch tie Beſchaffen⸗ 
heit ter fremten Sache berbeigeführte Gefahr vorausgeſetzt ift, überhaupt 
feine poſitive cioilrechtliche Norm, fontern lediglih eine Verweiſung anf 
Lie politifhen Borfjchriften. 

Die einzige civilrechtliche Beftimmung, melde im vorliegenden Falle 
in Frage kommen könnte, iſt der exft in der mündlichen Verhandlung an« 
gerufene 8. 343 te a. 6. ©. B., welcher von dem Falle handelt, daß 
ein voerhantener fremter Bau oter eine andere fremde Sade tem 
Einflurze nahe ift und hieraus den Befiger eines dinglihen Rechtes offen- 
barer Schade droht. — Allein auch nah viefer Beftimmung kann ter 
Berrohte von tem Eigenthümer der ihn gefährdenten Sache nicht unmittelbare 
Abhilfe, fontern nur Sicherſtellung (fogen. cautio damni infecti) verlangen 
und ift mit diefem Anfinnen austrüdlih auf den geridtlihen Weg 
gewiefen. 

Es könnte alfo aud) auf diefe Beftimmung der vorliegend in Streit 
befindliche Anſpruch, welcher nicht auf einer Cautiondleiftung für Schaden- 
erjaß, fentern auf Mafregeln zur Verhütung des Edyadens gerichtet ift 
und nidt ver tem Civilrichter, fondern vor den Bermaltungsbehörden 
geltend gemacht wurde, nicht geflügt werden und es bebarf daher kaum 
noch der befonderen Hervorbebung, daß mit einer Cautiondbeftellung auch 
ben öffentlihen Interefien, in denen die Ingerenz der Berwaltungsbehörben 
in folden Angelegenheiten gegründet ifl, in feiner Weife gebient wäre. 

Somit fann die für tie vorliegende Streitfahe maßgebende gefetliche 
Beſtimmung nicht in dem allgemeinen Civilrechte, fondern nur entweder 
in fpeciellen Privatrechtsnormen oder in ven politifchen Anordnungen ge- 
funten werden. — In erflerer Beziehung wird fih auf $. 266 bes allg. 
Berggeſ. berufen, allein es ift Har, daß bergrechtlihe Normen auf andere 
ald bergrechtliche Verhältniſſe abfelut leine Anmentung leiden und daß 
daher auch die VBorfchrift des 8. 266 1. c., welche von den zur öffentlichen 
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Sicherheit nothwentigen Vorkehrungen bei aufgelaffenen Bergbauen 
Gandelt, auf einen Steinbrud aud nicht analoz angewendet werben Tann, 
ganz abgeſehen davon, daß im vorliegenden Yale zwar behauptet, aber 
zugleich widerſprochen und nicht erwiefen worben ift: daß auf dem Purk⸗ 
ftallerberge ehemals ein Steinbrud in Betrieb ftand, der aufgelaffen, aber 
nicht ordnungsmäßig abgeräumt worten fei. 

Was aber die politiſchen Verortnungen betrifft, fo ift es ber be⸗ 
fchwerbeführenden Seite nicht gelungen, eine Norm nachzuweiſen, durch 
welche der Eigenthümer eines Grundſtückes allgemein verpflichtet würde, 
ven ein Nachbargrundſtück gefährbenven Zuftand feines Eigentums ab» 
zuänbern. 

In der That find allgeneine Vorſchriften diefer Art nicht auffindig, 
jene aber, welche für fpecielle Fälle eine ſolche Verpflichtung conftituiren, 
- Iaffen fih auf ven gegenwärtig vorliegenden Fall nicht anwenden; dies 
gilt insbeſondere von jenen VBorfchriften verfchiedener Bauorbnungen, wonach 
baufällige und dem Einfturze drohende Gebäute abzuräumen over zu ver« 
fihern find, indem alle dieſe Vorfchriften fi ausfchlieflih auf Gebäude, 
nicht auf anderes unbewegliches Eigenthum beziehen und als fpecielle, von 
der Regel des Rechts, nämlich der Dispofitiondfreiheit des Eigenthümers 
abgehende Borfriften aud feine analoge Anwendung leiden. 

Ebenfo find die von der Beſchwerde angerufenen 88. 99 und 100 
ver Eifenbahnbetriebsorpnung vom 16. November 1851, R. ©. B. ex 1852 
Nr. 1 im vorliegenden alle evident unanwendbar, da dieſe Vorſchriften 
zwar den Antainern einer Eifenbahn irgend welche, ven Betrieb der Bahn 
gefährdende VBeranftaltungen und Veränderungen in ihrem Eigenthum unter« 
fagen, nidt aber — mit Ausnahme einer einzigen, bier nicht in Frage 
kommenden Beftimmung: $. 99 in fine, — denfelben die Verpflichtung 
auferlegen, auch ſolche Betriebshinderniſſe zu befeitigen, welde ohne ihr 
Zuthun, aus der natürlihen Befchaffenheit ihres Eigenthums ſich ergeben. 

Sonad fteht feit, daß eine allgemeine, ſei es civilrechtliche, ſei es 
verwaltungsrechtliche Norm nicht eriftirt, auf Grund deren im vorliegenden 
Galle der Eigenthümer des den Verkehr bedrohenden Grundftüdes, alſo 
das Stift Klofterneuburg, von der Verwaltungsbehörde verhalten merben 
tönnte, dieſes Grundſtück, ven Purkftallerberg, im Intereſſe der an dem⸗ 
felben hinziehenden Verlehrswege zu verfichern. 

Es ift nun. noch zu unterfudhen, inwieweit diefe dem Stifte nicht 
aufliegende Verpflichtung den Eigenthümern der gefährbeten Orundftüde, 
— nämlih der eben gedachten Verkehrswege, — welchen Eigenthümerr 
viefelbe in dem angefochtenen Erkenntniſſe thatſächlich auferlegt worden ift, 
gefeglih obliegt. — Da die Verwaltung der an dem Burlitallerberge 
binziehenden Landesſtraße, d. i. ber nieder⸗öſterreichiſche Landesausſchuß, 
gegen "das gedachte Erkenntniß nicht Beſchwerde erhoben hat, fo iſt nicht 
zu unterfuchen, ob die gefeglihen Beftimmungen über das Straßenwejen 
der Straßenvermwaltung die fragliche Verpflichtung auferlegen und ob dieſelbe, 
in&befendere aus dem diesfalls von tem Min. des Innern bezogenen $. 23 
des nieder-öfterr. Randesgef. vom 29. December 1874, L. ©. B. ex 1875 
Nr. 7 abgeleitet werben kann. 

Was jedoch die Bahnverwaltung betrifft, fo muß anerfannt werben, 
daß gegen diefelbe die fragliche Verpflichtung allerdings und zwar eben 
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auf Grund jener VBorfchrift, auf welche fie in dem angefochtenen Erlennt⸗ 
niffe geftügt wurde, in Anfpruch genommen werden kann. — Denn $. 3 
der vorhin cit. Eifenbahnbetriebsorbnung vom 16. November 1851 beflimmt 
ausdrücklich, daß jede Bahn oter Bahnftrede, für welde die Bewilligung 
zum Betriebe ertheilt worden ift, ftet8 in gutem fabrbaren Zuftande erhalten 
werben muß, fo daß fie ohne Gefahr befahren werben fann — daß bie 
entgegenjtehenden Mängel, Schäden und Hinderniffe fo fchleunig als mög⸗ 
lich befeitigt werben müſſen, und daß überhaupt alle, insbeſondere auch bie 
im 8. 2 der Betriebsorbnung erwähnten Erforberniffe ſtets in einem, bie 
volle Sicherheit des Betriebes verbürgenden Zuſtande zu erhalten find. — 
In eben biefem $. 2 wird aber als Beringung der Betriebseröffnung 
sub lit, e ausdrädlich angeführt, daß für die Erforderniffe zur Verhütung 
von Unglüdsfällen die nöthige Vorſorge getroffen ſei. 

Wie immer man nun au das hier in Frage kommende Berhältniß, 
bie Abrutfchyungsgefahr an dem PBurkftallerberg, juriftiih qualificiren will, fo 
ift doch fo viel gewiß, daß dasfelbe auch als ein Terrainhinderniß erjcheint, 
welches die Sicherheit des Bahnbetriebes gefährdet und deſſen Befeitigung 
daher gegen die Bahnverwaltung auf Grund der vorftehenden Beftimmung 
der Betriebsorbnung in Anſpruch genommen werben kann. — Gewiß 
wäre, falls diefes Hinderniß fhen bei Eröffnung des Betriebes erkennbar 
gewefen fein würbe, die leßtere nur gegen Befeitigung desſelben geftattet 
worben ($. 2 des cit. Gefeges) und da nun nah $. 3 ebentafelbft Alles, 
wa® als Bedingung der Betriebseröffnung erfcheint, auch fortan entfprechend 
erhalten werden muß, bezw. aljo der Betrieb nur unter den gleihen Be⸗ 
dingungen fortgeführt werben Tann, unter welchen er eröffnet werden konnte, 
fo muß fih die Bahnverwaltung aud derzeit noch bie entſprechende, zu 
den Bedingungen eines ſicheren Bahnbetriebes gehörende Auflage gefallen laſſen. 

Da fomit eine gefeliche Beſtimmung, welche den Eigenthümer eines, 
den Öffentlichen Verlehr bebrohenvden Grundſtückes zur Befeitigung dieſer 
Gefahr verpflichtete, nicht nachweisbar ift, hingegen allervings eine Norm 
eriftirt, wonach die Verwaltung einer Eifenbahn im Intereſſe des Bahn 
betriebes zu jeder, durch die Sicherheit desſelben geforderten Vorkehrung, 
insbeſondere auch zur Beſeitigung des in einer ſolchen bedrohlichen Eigen⸗ 
ſchaft des benachbarten Grundſtückes zweifellos zu erkennenden Terrain⸗ 
hinderniſſes verhalten werden kann und zwar ohne Unterſchied, ob es ſich 
dabei um ein eigenes oder ein fremdes Grundſtück handelt und ob die 
Bahnverwaltung — nach ben hiebei ſonſt in Betracht kommenden privat⸗ 
rechtlichen Verhältniſſen die fragliche Vorkehrung definitiv auf eigene Rech⸗ 
nung übernehmen muß oder aber irgend welchen, vor dem Civilrichter 
geltend zu machenden Rückgriff gegen andere Perſonen, ſpeciell den Eigen⸗ 
thümer des den Betrieb bedrohenden Grundſtückes frei hat — ſo kennte 
in der angefochtenen Entſcheidung, welche die Verſicherung des Purkſtaller⸗ 
berges gegen künftige Erdrutſchungen der Verwaltung ber k. k. priv. 
Kaiſer Franz⸗Joſefsbahn auferlegte, eine Geſetzwidrigkeit nicht erblickt und 
mußte ſomit die gegen dieſe Entſcheidung gerichtete Beſchwerde abgewieſen 
werden. 
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Ar. 1312. 


um 85. 7 und 10 des zwifhen bem Handele:Min. und den Käufern ber , 
Wiener Berbindungebahn a gegeſgiegener Hebereinfommens vom 25. Jänner 
. Rr. 


—8* vom 29. Februar 1882, 3. 821. 


Der k. 82. ©. Hof bat Über tie Beichwerte der Wiener Ver⸗ 
bindungsbahn ca. Entſcheidung des. k. Handels-Min. von 13. September 
1881, 3. 23727, betreffend die Genehmigung der mit der 1. k. priv, 
Süpdbahngeſellſchaft geichloffenen Beftand- und Orundtaufhverträge, nad 
durdhgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Rudolf 
Fenz, dann des k. k. Sect.Rathes Dr. Leddihn, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nach 8. 6 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876. Nr. 36 wegen mangel- 
haften Berfahrens aufgehoben und die Sahe zur Behebung 
der Mängel und neuen Entjheidung an die Verwaltungs— 
behörde zurüdgeleitet.“ | 


Entfcheidungsgründe. 


Die angefochtene Entſcheidung ift nicht, wie die Beſchwerde vermeinte, 
auf $. 10, lit. g des Eifenbahnconceffiondgef. von 14. September 1854, 
NR. G. B. Nr. 238, fondern, wie aus ter Gegenſchrift des belangten 
Minifteriund und deſſen Ausführungen bei der mündlichen Verhandlung 
erhellet, ausjchließlih auf vie SS. 7 und 10 des Uebereinkommens zwifchen 
dem 8, k. Handels-Min. und den Säufern ter Wiener Verbindungsbahn 
von 25. Jänner 1870, R. ©. B. Nr. 21 gegründet. — Nah 8. 7 
biefe8 Uebereinkommens hatten nämlich die Concejfionäre der Verbindungs⸗ 
bahn, die in Folge Umbaues der Bahnhöfe der Staatd- und der Süd⸗ 
bahngeſellſchaft nothwendig gewortene Verlegung ber betreffenden Strede 
ber Berbindungsbahn, auf ihre often zu bewerfitelligen und im 8. 10 
ebentort ift bedungen, daß nad Ablauf der im 8. 1 feftgefetten Con» 
ceffiendtauer (das ift am 20. Jänner 1960) der Staat unentgeltlich in 
den laftenfreien Befig und Genuß ter überlafienen Bahn, fowie ter nad 
S. 7 auf Koften der Eonceffionäre umzulegenten Strede mit Grund und 
Boden, allen Kunſt- und Erdarbeiten, den ganzen Unter- und Oberbau 
und allen unbeweglichen YZugehörungen tritt. 

Indem nun — fo argumentirt das Handeld-Min. — die Concefficnäre 
der Berbinpungsbahn in dem beanftändeten Theile des mit ber k. k. priv. 
Sudbahngeſellſchaft geſchloſſenen Beſtandvertrages dto. 19. November 1880, die 
dort ihnen an der umzulegenden Strecke eingeräunten Beftand- oder Dienft- 
barkeitöredyte nur auf die Conceffionsdauer der Verbindungsbahn und nur 
gegen einen jährlich zu entrichtenden Beſtandzins erwerben, verfehlen fie 
fih gegen die cit. 88. 7 und 10 des Uebereinfommens, denen zufolge der 
Staat nad Ablauf ver Conceſſionszeit die Uebergabe ber betreffenden 
Strede als einer benüßbaren Bahnftrede verlangen kann und die Con« 
cejftonäre die Koften der Umlegung diefer feinerzeit an den Staat zu übers 
gebenten Strede, zu welchen Koften aud das Entgelt für bie von ber 


106 Nr. 1312. — Erf. v. 22. Februar 1882, 3. 321. 


VBerbindungsbahn behufs der Umlegung zu ermwerbenden Grundſtücke oder 
Grunddienſtbarkeiten gehört, felbft und allein zu beftreiten haben. 

Diefe Argumentation ift nun gewiß richtig, da mit der im 8. 10 
des Uebereinkommens normirten Uebergabe der ganzen, auch der nad $. 7 
erft noch umzulegenten Berbinbungsbahnftrede faum vereinbar erjcheint, 
daß Die Eoncejfionäre der Berbindungsbahn die behufs Umlegung der Strede 
erforderlichen vinglihen Rechte nur auf die Dauer ihrer eigenen Conceſſion 
erwerben, die gedachten Nechte alfo mit tiefer letzteren zugleich erlöfchen 
und biesbezüglih ein an den Staat zu Übergehendes Object nit mehr 
übrig bleibt. — Allein auf der anderen Seite ift auch richtig, daß biefer 
Standpunft des k. F. Handels: Min. erft in ter Gegenſchrift desſelben und 
ganz genau erft in der mündlichen Verhandlung entwidelt worden ift und 
daß in tem angefochtenen, ohne Motive binausgegebenen Erlaffe vom 
13. September 1881, 3. 23727 nit nur nit der gedachte Standpunkt, 
fondern ein ganz anderer entwidelt war. — Dafelbft hieß es nämlich 
nur, Daß „bezüglich der von beiden Bahnen zu benützenden Orundftüde, 
d. h. insbefondere ber im 8. 4 des Beſtandvertrages bezeichneten, unter 
Aufrehthaltung ver beftehenden Kigenthumsverhältiniffe Die gemeinfame 
Benütung auf Conceffionspauer der Südbahn mit gegenjeitiger 
Abfindung am Capitale bevungen werben müſſe.“ — Damit war 
Seitens des Handeld-Min. ver Standpunkt, auf den ſich die beiden pacis⸗ 
cirenden Theile geftellt hatten, im Allgemeinen acceptirt und nur binfichtlich 
Eines Punktes: nämlidy des von der Verbindungsbahn vertragsmäßig zu 
leiftenden Entgelte, ein Vorbehalt gemacht, inſofern nämlich nidt ein 
jahrweife zu entrichtendes, fontern ein Entgelt in Capital und zugleich die 
Berehnung dieſes Capitales nicht nad ter Conceffionsdauer der Ver—⸗ 
bintung®-, fontern nad jener der Südbahn gefordert wurde. 

Allein mit diefen beiden Forderungen war das, was jett als vie 
Intention des Minifteriums erklärt wird, keineswegs auegebrüdt. Nach 
diefer Intention wird nämlich, entfprehend dem $. 10 des Ueberein⸗ 
fommens vom 25. Jänner 1870, von ber Berbindungebahn gefordert, 
daß fie qn der nah 8. 7 ebenvort umzulegenden Strede, wenn nicht das 
Eigenthum, fo doch ein ſolches dingliches Recht erwerbe, daß die im $. 10 
bevungene feinerzeitige Uebergabe ver Strede an den Staat anſtandslos 
vor fih gehen fönne. — Den entgegen ift in tem Bertrage vom 19. No« 
vember 1880 ven der Erwerbung eines folhen dinglichen Rechtes über: 
haupt nur in höchſt unklarer Weife tie Frage: zwar wird rüdfichtlid ver 
im 8. 4 bezeichneten Grundflächen tie Ermerbung einer Servitut ftipulirt, 
allein im $. 2 wird binfichtlih der dort angeführten Parcellen das von 
der Berbindungsbahn zu erwerbende Recht nur als Pachtrecht bezeichnet 
und in Webereinftimmung hiemit im 8. 5 für alle, der Verbindungsbahn 
dur den Vertrag eingeräumten Nechte, einfchließlich der gedachten Servitut 
nur ein jährlich verfallender Pachtzins, bezw. ein ebenfo jährlich verfallendes 
Entgelt berungen, fo daß es zweifelhaft bleibt, ch tie im $. 4 erwähnte 
Servitut wirflih als ſolche, d. h. als ein dingliches Recht conftituirt 
worden ift oder nicht, wenigften® angenommen werden muß, daß, wenn 
fhon eine wirkliche Servitut erworben wurde, diefe doch nur als eine 
revocable, mit einem an den Ausgang der Conceffionsdauer ter Berbin- 
hindungsbahn gefnüpften Endtermin behaftete beftellt wurde, womit ben 
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Intentionen des Handelsminiſteriums ebenfowenig wie mit einem Beſtand⸗ 
zechte gedient wäre. 

Endlih bezog fi) ter angefodhtene, die Erwerbung einer Servitut 
bezielende Erlaß des Handels.⸗Min., da in demfelben die im 8. 4 erwähnten 
Grundſtücke nur demonftrativ genannt find, urfprüänglid auch nod auf 
andere, als die im $. 4 bezeichneten Grundflächen, erft durd tie in ber 
mündlichen Verhandlung Seitens des Regierungsvertreterd abgegebene Er⸗ 
Härung, daß fih die angefochtene Verfügung ausfchlieglih nur auf die im 
8. 4 erwähnten und keine anteren Grundftüde bezieht, iſt dieſes Moment 
entfallen. 

Für die Intentionen des Minifteriums genügte es alfo in keinem 
Galle, Daß der abgefchloffene Beſtandvertrag genehmigt und nur hinſichtlich 
der Art der Bezahlung des Beftantzinfes ein Vorbehalt gemacht wurde, 
fondern es war im Sinne diefer Intentionen Überhaupt gegen tie Padht- 
nahme, alſo die Erwerbung eine perjünlichen, flatt des eines nicht meiter 
revocablen binglihen Rechtes Einſprache zu erheben. — Inter tiefer Bor- 
ausfegung würde fih dann auch die weitere Anforderung einer Capitale- 
zahlung ftatt des jährlichen Beftandzinfes von felbft ergeben haben, da bie 
Ermwerbung eine® ſolchen dinglihen Rechtes als ein einmaliger Rechtsact 
der nicht einen Beſtand⸗, fondern einen Kaufvertrag enthält, klarer Weife 
auch nur eine einmalige Leitung des Aequivalents bedingt. 

So hingegen wie die Forderung des Minifteriums geftellt wurde, 
war diefelbe unbegründet und anfechtbar. Denn dafern der Beltandvertraz 
als folcher beftehen blieb, konnte der paciscirenden Geſellſchaft auch nur 
vie Bezahlung eines Beftandzinfes auferlegt werden und war die An« 
forderung einer Capitalifirung vdesfelben ganz unmotivirt, fie war dies 
uniſomehr, als befagter Beftanvvertrag nah 8. 12 unkündbar geſchloſſen 
wurde, daher durch die Capitalifirung, welche unter der obigen Boraus- 
fegung nichts als eine Vorauszahlung des um das Interusurium vernin- 
derten Beftantzinfes für die ganze Beftandperiode ift, aud der Bertrag 
felbft und bezw. die an denſelben fich knüpfenden öffentlichen Intereſſen 
nicht beſſer befeftigt wurden, als durch den vereinbarten Wortlaut. 

Unter der gleihen Borausfegung, wenn es fih nämlich um einen 
Beftandvertrag handelte, konnte dann auch die Berechnung ver Capitalifirung, 
d. h. Vorauszahlung des Beitantzinfes nah Maßgabe der Conceſſiens— 
dauer der Südhbahn nicht gefortert werden. — Denn da die lebtere 
die Conceffionsdauer der Berbindungsbahn um nahezu neun “Fahre über: 
trifft (Uebereinfommen mit der k. E. priv. Süpbahngejellfchaft vom 13. April 
1867, R. G. 3. Nr. 69, $. 13 und Uebereinfommen mit den Conceffionären 
der Wiener Verbindungsbahn vom 25. Jänner 1870, R. ©. B. Nr. 21, 
8. 1) fo involvirte jene Anforderung die Auflage, daß tie Geſellſchafter 
der Berbindungsbahn einen Beftandvertrag für neun Jahre über die Dauer 
"ihres Geſellſchaftsverhältniſſes abſchließen, bezw. alſo ten Beſtandzins für 
neun Jahre länger bezahlen follten, ald die den Einen paciscirenden Theil 
bildende Geſellſchaft beftand und als fomit die dieſem Aequivalente cors 
zefpondirenden Vertragsrechte geltend gemacht werden konnten. 

Dies war aber offenbar eine ganz unberedhtigte und überdies zweck⸗ 
loſe Forderung, da ja die Rechte aus einem Beftandvertrage rein perjün- 
liche find und von Niemanden als den paciscirenden Theilen geltend ge- 
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macht werben lönnen, fo daß jene Borauszahlung auch einem Dritten (dem 
Staate), weldher etwa auf rund jener Vorauszahlung in den abgeſchloſſenen 
zweifeitigen Vertrag feinerzeit eintreten wollte, nicht nützen konnte. — 
Bielmehr wäre nah Ablauf der Conceſſionsdauer der Berbindungsbahn 
der Beſtandvertrag als nur ein perfönliches Hecht der alsdann hinweg» 
gefallenen Geſellſchaft begründend, trog der Vorauszahlung bed Padht- 
zinfes erlofchen uud es wäre aljo aud der bei der angefochtenen Ber» 
fügung zweifello® beabfichtigte Effect: nämlich die Ausdehnung des Vertrags 
bis zu tem Zeitpunfte, wo ber Staat aud als Rechtsnachfolger tes Bes 
ftanpgeber8 (der Südbahn) einzutreten hat, thatſächlich nicht erreicht worden. 

Da femit die Beſchwerde, foweit fie den vorliegenden Wortlaut bes 
Min.-Erlaffes vom 13. September 1881 betrifft, nicht unbegründet er⸗ 
ſcheint, gleichzeitig aber fi) berausgeftellt hat, daß die angefochtene Ver⸗ 
fügung die ihr zu runde liegenve Abficht der Regierung nicht Mar zum 
Ausdrude gebracht bat, fo mußte der B. ©. Hof erkennen, daß der zu 
feiner Entſcheidung verftelte Sachverhalt in mefentliden Punkten einer 
Ergänzung bedarf und mußte fohin die angefochtene Entſcheidung nad) 
8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 
aufgehoben und die Sache zur neuerlidien Prüfung und Entſcheidung an 
das belangte Minifterium zurüdgeleitet werden, 


Ar. 1313. 


Rad) $. 27, Ut. f der galiz. Gem. Ordg. find die autonomen Berwaltungs⸗ 
behörden aud dann berufen, die bezüglichen fanitätspolizeilihen Vor⸗ 
fehrungen zu treffen, wenn mit denfelben die im $. 364 des a 6.8.8. 
vorgefehenen und in den maßgebenden Geſetzen zur Erhaltung und Bes 
förderung des allgemeinen Wohles vorgeſchriebenen Einſchränkungen des 
Eigenthumsrechtes verbunden find. — Zur Berordnung der Gub⸗Sanitäts⸗ 
Commiſſion vom 28. November 1831, 3. 7334 ıgaliz. Prov. G. S. von 1831, 
13. Jahrg., Nr. 173, betreffs Erhaltung der Reinlichkeit auf Gaſſen in 
Kreid: und Landftädten und inwieferne nad) diefer Verordnung die Wahl 
der Sanitätsvorfehrungen im freien nen der autonomen Behörden 
gelegen ift. 


Erfenntniß vom 28. Februar 1882, 3. 3844 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Johann Denen» 
feld und Katharina Zaklinska ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes 
von 3. December 1880, 3. 42500 wegen Ableitung des in ter Zar« 
wanergafle der Stadt Stanislau fih anfammelnden Regenwaſſers und des 
Bräubausausfluffes aus dem Bräuhaufe der Eüffel Meisler und Debora 
Kanner, nah durdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Clemens Raczynski, in Vertretung tes belangten Landesausſchuſſes, 
zu Nedt erkannt: 

„Die Beſchwerde, fomeit fie im Namen der Katharina 
Zaklinska eingebradht worden ift, wird nad 8. 5 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 als unzuläffig 
abgewiejen. — Die angefohtene Entfheidung wird, infoferne 
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mit derfelben geftattet mwurte, baß in den Rinnſal der Zar- 
wanergafje der Stadt Stunislau außer dem Regenwaſſer aud 
das Bräuhausſpülwaſſer aus dem Bräubaufe der Süffel 
Meisler und Debora Kanner fi ergießen dürfe, nad $. 7 des 
eitirten Befeßes aufgehoben, im Uebrigen wird die Beſchwerde 
des Johann Denenfeld abgewiefen.“ 


Eutfdeidungsgründe. 


Die Beſchwerde der Katharina Zallihsfa mußte nah 8. 5 des Geſ. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 als unzuläffig 
abgewiefen werden, weil fie gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 
feinen Recurs eingebracht, daher den adminifirativen Inſtanzenzug ver« 
fäumt bat. 

Was die Beſchwerde des Johann Denenfeld anbelangt, fo fiht felbe 
vor Allem die Competenz der autonomen Behörden an, behauptend, die 
angefochtene Entfcheidung habe der Stadtgemeinde Stanidlau und ben 
Bräuhauseigenthümern Süffel Meisler und Debora Kanner die Dienft- 
barkeit des Abfluffed des Regenwaſſers und Bräubausausfluffes auf den 
Gründen der Befchwerbeführer eingeräumt, mithin eine Frage entjchieben, 
deren Entjheitung den ordentlihen Gerichten vorbehalten if. Diefer 
Beſchwerdegrund ift unbaltbar, denn im vorliegenden Falle handelt es ſich 
feineswegd um Einräumung einer Servitut, fondern um die frage, welche 
Borkehrungen aufrecht zu erhalten find, um aus Gefundheitsrüdfichten vie 
Reinlichkeit in der Barmanergaffe durh Sicherung des freien Abfluffes 
der fih dort anfanımelnden Flüffigkeiten zu befördern; die Angelegenheit 
ift rein fanitätöpolizeiliher Natur und nad 8. 27, lit. f ter galiz. Gem. 
Ordg. find die autonomen Verwaltungsbehörden auch dann berufen, die 
bezüglihen fanitätöpolizeilihen Vorkehrungen zu treffen, wenn mit den» 
felben die im $. 364 des a. b. ©. B. vorgefehenen und in den maß» 
gebenden Geſetzen zur Erhaltung und Beförderung des allgemeinen Wohles 
vorgefchriebenen Einfhränfungen des Eigenthumsrechtes verbunden find. 

In meriterifher Beziehung ift die Beſchwerde dagegen gerichtet, daß 
erlannt wurde, an Stelle des dermalen in der Zarwanergaſſe beftehenven 
Kanales, welcher zu befeitigen ift, fei ein gewöhnlicher offener bejchotteter 
Rinnfal, wie in den anderen Gaſſen der Stadt Stanislau, zur Ableitung 
des Regenwaſſers zu errichten und Johann Denenfeld habe die auf feiner 
Realität aufgefchlittete Erbe, welche ven freien Ablauf des Negenwaflers 
gegen den Mühlgraben zu behindert, zu befeitigen. — Die aus Sanitäts- 
rüdfigten zur Erzielung größerer Reinlichkeit in Kreis- und Landſtädten 
erlafiene und bis heute für Galizien maßgebende Verordnung der Gub.- 
Sanitäte-Commiffion vom 28. November 1831, 3. 7334 (galiz. Prov.- 
Geſ. ©. 1831, 13. Jabrg., Nr. 173) hat für die Erhaltung der Rein⸗ 
Tichteit auf Gaſſen feine für alle Fälle zureihende Norm vorgezeichnet, 
fondern nur in allgemeinen Umriffen den Gefichtöpunft bezeichnet, von 
welhem bei ben biesfälligen Vorkehrungen auszugehen ift. — Als folder 
Gefihtspuntt Hat zu gelten, daß die Neinlichleit auf Gaſſen, Straßen 
und Plägen von der Ortslage abhängt und daher vor Allem getrachtet 
werden muß, das natürlihe Terrain einer Stadt fo zu benügen, damit 
der Abfall der Flüffigkeiten, des Regenwaſſers u. f. w. in ber Art 
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abgeleitet und vertheilt werden, daß foldhe nicht mehrere Gaffen oder die 
ganze Stadt durchlaufen, fondern möglichſt abgeſondert in verfchiedenen 
Richtungen ihrem eigentlichen Abfluffe und unbewohnten Gegenden zugeführt 
werben, 

Die autonomen Behörden haben nun unter Einhaltung dieſes Ge⸗ 
fihtspunftes conftatirt und als Thatbeſtand angenommen, daß das Regen- 
wafler aus der Zarwanergaffe nah der Ortslage den natürlichen Ablauf 
dur die Orundftüde des Johann Denenfeld, Stephan Laskowski, Herſch 
Wachs, Salomon Bauch, Weingarten, Malinsfi und Katharina Zaklinska 
zum nieder gelegenen ſtädtiſchen Mühlbache habe, daß ein folder Waffer- 
ablauf fchon früherer Zeiten beſtand und jogar Spuren eines Abzugs⸗ 
graben® auf den Gründen hinter der Realität des Denenfeld in der Kiche 


- tung gegen den Mühlbach zu vorgefunden wurden, daß aber Johann 


Denenfelo auf feinem Grunde eine Wehre aus Erde aufgefhüttet babe, 
weldye den freien Abflug des Regenwaſſers behindert. 

Inſoferne die Beſchwerde dieſen Thatbeſtand als actenwitrig hinzu⸗ 
ſtellen und in dieſer Richtung die Entſcheidung des galiziſchen Landesaus- 
ſchuſſes anfechten zu können vermeint, iſt ſelbe nicht begründet, weil die 
Ortslage und der natürliche Ablauf des Waſſers aus der Zarwanergafſe 
durch die obbezeichneten Grundſtücke zum nieder gelegenen ſtädtiſchen Mühl⸗ 
bache durch den untern 23. December 1875 vorgenommenen Localaugen⸗ 
fein und das am jelben Tage beim Stanislauer Bezirksausſchuſſe aufs 


gefettte Protokoll conftatirt erjcheint, die übrigen Thatbeftandsmonmente dur 


die am felben Tage zu Protofoll vernommenen Zeugen Sedelmajer und 
Goravski erwieſen find. 

Inſoferne die Beſchwerde die Geſetzmäßigkeit der mit der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung getroffenen Vorkehrungen ſelbſt zur Sicherung bes freien 
Ablaufes des in der Zarwanergaffe fih anfammelnden Regenwaſſers (wie 
insbefondere die Errichtung eines Rinnfales, Auflaffung des Canales, Be⸗ 


feitigung der turh Auffhüttung von Erde vom Denenfeld errichteten 


Wehre) bekämpft, wird diefelbe nah $. 27, lit. f der galiz. Gem. Orbg. 
und 8. 3, lit. e des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 wegen Unzuftändigleit des V. ©. Hofes zur Entfheidung über 
diefen Punkt abgewiefen, weil Feine pofitiven Normen beftehen, durch 
welhe die zur Handhabung der Gefundheitäpolizei berufenen autonomen 
Behörden bei der Wahl diefer Vorkehrungen im Sanitätsintereffe vor» 
liegendenfall® in ihrem freien Ermefjen bejchränft wären. 

Dagegen wird der Abfa der angefochtenen Entſcheidung, welder 
verfügt, daß in den Rinnſal der Zarwanergafle in Stanislau nicht nur 
das Negenwafler, fondern auch das Bräuhausſpülwaſſer aus den Bräu⸗ 
hauſe ter Süſſel Meisler und Debora Kanner abfließen dürfe, nah $. 7 
des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf 
gehoben, weil angefihts der kategorifchen und uneingefchränkten Beftimmung 
der obeit. Gub.⸗Verordnung vom 28, November 1831, 3. 7334 ad II, 
Abſ. 7: „ed darf in feinem Fall geftattet werden, außer Regenwaſſer 
auch andere Unreinigkeiten oder Ylüffigkeiten, auf die öffentlihen Straßen 
und in die Ninnfäle zu leiten... .*”, dieſe bezüglid) des Bräuhaus⸗ 
ſpülwaſſers getroffene Verfügung ſich als geſetzwidrig darftellt. 
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Ar. 1314. 


Die im $. 70 der Gem. Orbg. für Böhmen vom 16. April 1864, 8,8.8. 
Rr.T regulirten Rugungen am Gemeindeeigenthume Fönnen nur Gemeinde: 
mitgliedern zufommen und find unübertragbar. Die Cinräumung des 
Bezuges diefer Nutzungen zur Entlohnung von Dienften für die dem 
irkungskreiſe der Gemeinde nit angehörige Bwede ift unftatthaft. 


Erlenntnig vom 23. Yebruar 1882, 3. 292. 


Der LE V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde 
Piraumberg ea. Entjheidung des böhm. Landesausſchuſſes vom 31. Auguft 
1881, 3. 22345 wegen Beftellung und Entlohnung des Hirten und 
Etierhalters, nady burchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewieſen.“*) 


Ar. 1915. 


Ermwerbung bes Heimathsrechtes durch mehr als zehnjährigen Aufenthalt 

in einer Gemeinde nad) $. 26 des Gonferiptionspatentes vom 25. October 

1604. — Bann kann ein „ordentliher Aufenthaltsort“ als vorhanden 
angenommen werden? 


Erfenntniß vom 24. Webruar 1882, 3. 425. 


Der k. k. 2. ©. Hof bat über die Befchwerde der Gemeinde Berg- 
ftaptl- Ratiberic ca. Min. des Innern aus Anlaß der Entſcheidung des«- 
felben vom 4. Yuli 1881, 3. 8748, betreffend tie Zuſtändigkeit des 
Franz Bozejonsfy und feines Sohnes Alois Wilhelm, nach durdhgeführter 
5. m. Berhanplung und Anhörung des k. k. Min.Rathes Dr. Ritter 
v. Helm, zu Recht erfamnt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Nah dem Inhalte der Beſchwerde ift es nit flreitig, daß Franz 
Dozejoosln, deſſen Heimathezuftändigfeit in Trage fteht, ein Heimathsrecht 
jelbftftändig nicht erworben bat. — Auch die Befchwerbe anerkennt, daß 
die Heimathözuftändigfeit des Franz Bozejovsfy nad jener feines Vaters 
Johann Boxejovsly beurtheilt werden müſſe, beftreitet aber, daß ter letzt⸗ 
genannte in Bergftabtl zuftändig geworden fei, da derſelbe, objhon er im 
Jahre 1831 nad Bergſtadtl überfiedelte, daſelbſt doch „nicht dauernd 
anſäſſig“ murde, vielmehr „bis zu feinem Tode (1847) in der Welt ber- 
umvagirt bat." — Durd) die einvernommenen Gedenkmänner wurde dar- 
gethan, daß Johann Bozejonsfy im Jahre 1831 mit feiner Familie nad) 
Bergftabtl überfiedelte, daß die Familie in diefem Orte fi ununterbrochen 
aufbielt, daß Johann Bozejovsfy — ber allem Anſcheine nad von Unter 


*) Siehe Entfheibungegrände bei Nr. 222 (Band II, Jahrgang 1878). 
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föpungen ber Ferflänter, tie er deshalb auffuchte, Ichte, die größere 
Zeit des Jahres auswärts zubrachte, jetocy immer wieder feine Familie 
auffudhte. 

Mit Rüdfiht auf diefe Ergebniffe ter abminiftrativen Erhebungen, 
kann wohl nicht bezweifelt werten, dvap Johann Bozejovsfy in Bergftabtl 
feinen ordentlichen Wohnſitz und daram aud feinen ortentlihen Aufenthalt 
genommen hat. Mag er aud durch feine Rahrungsverhältnifie genöthigt, 
des üfteren und durch längere Zeit answärts zugebracdht haben, Bergftabtl 
blieb fein ordentlider Aufenthaltsort, da fein Hauswefen, feine Yamilie 
ebenda waren und feine Beziehungen zur Yamilie forttauerten. — Es ift 
nicht flreitig, daß tiefer Zufland feit dem Jahre 1831 bis zum Tode 
Johann Brezejoosty’s, dv. i. 20. December 1847 andanerte, weshalb der⸗ 
felbe im Sinne des 8. 26 ©. P. jedenfalls durch zehnjährigen Aufenthalt 
in Bergftabtl natioualifirt wurbe. 

Bei tiefer Sadhlage war es nicht nöthig, in die Grörterung ber 
trage einzugehen, ob Johann BeZejovsfy ohne Rüdfiht auf die Dauer 
bes Aufenthaltes durch bie im Yahre 1818 erfolgte Pachtung eines Wirths⸗ 
hauſes in Bergftabtl daſelbſt nationalifirt wurde, ob berfelbe im der Zeit 
von 1821 bis 1831 die Zuſtändigkeit in Nemyſchl erwarb oder nicht, ba 
tiefe Umftänte, weil einer früheren Periode angebörig, offenbar irrelevant find. 

Steht aber feit, daß Johann Bozejousfy im Jahre 1841 die Zu- 
ſtändigkeit in Bergftadtl erworben hat, fo folgte ihm in biefer Zufländig- 
feit auch fein Sohn Franz, da diefer erft am 2. April 1841 großjährig 
wurde und nicht behauptet werben ift, daß die Großjährigleit bed Franz 
Bozejoosiy vor Bollendung des Decenniums eingetreten if. — Es konnte 
daher in ver angefcchtenen Entſcheidung eine Gefewidrigfeit nicht erfannt 
werden. 


Ar. 1316. 


Die Haubeigenthümer in Görz find zur Einhaltung bes Trottoirs längs 
ihrer Häuſer nit verpflichtet. 
Erkenntniß vom n. Sebruar 1883, 3. 424. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Befchwerde bed Franz Marzini 
ca. Görzer Landesausfhuß anläßlich der Entſcheidung desſelben vom 
10. Auguft 1881, 3. 2051, betreffend die Herftellung des Trottoirs vor 
feinem Haufe, nad durchgeführter 8. m. Berhandlung, zu Recht erfannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird nah 8. 7 des Ge⸗ 
feße8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 

Entſcheidungsgründe. 


Es iſt unbeſtritten, daß eine poſitive geſetzliche Norm, welche die 
Hauseigenthümer in Görz zur Einhaltung des Trottoirs längs ihrer 
Häufer verpflichten würde, nicht beſteht. Eine Bauordnung für die gefürſtete 
Grafſchaft Görz und Gradisca, in deren Bereih eine Anordnung hin⸗ 
fihtlih der Herftelung der Trottoirs zunähft fallen würde, wurbe nicht 


Beilage der Iurififgen Blätter. 
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erlafien. Im Straßengefege für die gefürftete Grafſchaft Görz und Gra⸗ 
disca vom 29. April 1864, L. G. B. Nr. 11, ©. 59 ift die Herftelluny 
und Einhaltung der Gemeindeftragen und Wege ohne eine Unterjheidung 
zwifchen jenem Theile derſelben, welder zum Fahren und jenem, welder 
für Fußgänger beftimmt ift, zu maden, als eine Verpflichtung der Ge⸗ 
meinde erflärt. (88. 4, 13 und 14.) 

Ber vem Mangel einer biesfälligen pefitiven Gefegesbeftimmung 
fügt fib auch die angefochtene Entſcheidung mefentlih nur auf die in 
Görz beftehende alte Gewohnheit, nad weldher die Hauseigenthümer 
die Trottoirs längs ihrer Häufer einzuhalten haben. Auf Gewohnheiten 
kann aber nad der grundfäglichen Beltiaimung des $. 10 des a. b. G. B. 
nur in jenen Fällen, in melden ſich da8 Gef. darauf beruft, Rüdjicht 
genemmen werden. Eine foldhe gejeglihe Berufung eriftirt im vorliegenven 
Falle nicht, insbeſondere ift, währen? fid andere Landesgeſetze, betreffend 
die Herftelung und Erhaltung der nicht ärariſchen öffentlichen Etraßen, 
und Wege auf beftebende Uebungen berufen, eine folhe Berufung im 
obenangeführten Landesgeſ. für Görz und Gradisca von 29. Aprıl 1864 
nicht enthalten und hält dasſelbe im $. 15 unter der Aufichrift „private 
rechtlihe Verpflichtungen“ nur die in beſonderen Rechtstiteln gegründeten 
Berpflibtungen aufredt. 

Es kann daher auf die bloße Gewohnheit, die Verhaltung des Be» 
ſchwerdeführers als Hauseigenthümere zur Einhaltung des Trottoird vor 
feinen Haufe umfoweniger gegründet werden, al® fie der grunpdfägliden 
Ancrtnung der 88. 13 und 14 des Etraßengef. vom Jahre 1864 ent- 
geyenftebt und mußte baber die angefodtene Entſcheidung nah $. 7 des 
Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben 
werben. 


Ar. 1317. 


Die Binfen der Pfandbriefe der öfterreihifhen WBodencreditanftalt find 
zur Ginfommenfteuer zu fatiren. 


Erkenninig vom 28. Februar 1882, 3. 336, 


Der k. f. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Dr. Franz 
Mumelter als Eurators des irrfinnigen Alfred Widmann ca. Enticheidung 
der tirel. Fin.:Yanrtestirection vom 6. November 1881, 3. 9433 wegen 
Bemeffung der Eınfommenfleuer von Pfanchriefen ter Bodencreditanftalt 
für das Fahr 1881, nach durdhgeführter 8. m. Verhandlung, zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Der Beſchwerdeführer bat der tiroler k. k. Finanz-Tandes- 
direction an Koften des Berfahrend den Betrag von 10 fl. binnen 
14 Tagen nad Zuftellung des Erfenntniffes zu bezahlen.“ *) 


*) Siebe Entſcheidungsgründe bei Nr. 146 (Band I, Jahrgang 1876/77) 
und bei Wr. 406 (Band III, Jahrgang 18.9). 


Budwineti, V. ©. 9. Erfenntniffe. VI. 8 
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Ar. 1318. 


Bur Steuervorfhreibung, bezw. zur Einforderung der Kekenntniffe, von 

den an einen beftimmten Standort gebundenen Unternehmungen, find Dies 

jenigen Steuerbehörben competent, in deren Amtobereiche die Standorte 
der fraglichen Unternehmungen fi befinden. 


Erkenntniß vom 28. Februar 1882, 3. 401. 


Der I, k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde von Johanu Liebig, 
& Comp. ca. Entſcheidung ter niever-öfterr. Fin.» Lundesdirection vom 
16. Auguft 1881, 3. 20201, betreffend die Aufforderung zur Einbringung 
bei der k. k. Steueradminiftration in Wien der Belenntniffe über das 
Einfommen aus ver Verpachtung ter Propination und anderer Objecte 
auf den ter Geſellſchaft gehörigen Gütern in Oalizien, nad) durchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Krükl, fowie 
des k. &, Min.Secr. Johann Kolazy, zu Redt erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Ge- 
feges vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 

Entfheidungsgründe. 


Die befchwerbeführende offene Geſellſchaft in Wien, welche im Jahre 
1879 von ber Actiengeſellſchaft Waldinduftrieverein in Wien die Güter 
Eolotwina, Podbuz, Borynia und Barczyce ce. att. in Galizien erworben 
bat, wird mit der angefochtenen Entfcheidung verhalten, bei dem Umftande, 
als die Geſchäftsleitung der Firma Liebig & Comp. fih in Wien befindet, 
das Einfommen aus der Verpachtung ber Propination und das  nderweitige 
Pachteinkommen aus den mit dem Befige diefer Güter verbundenen G©e- 
rechtſamen, bei der k. k. Steueradminiftration in Wien in Zwede ver 
Eintommenfteuerbemeffung einzubelennen. — Die genannte Firma, melde 
von diefem Einkommen Seitens der galizifhen Steuerbehörden der Ein⸗ 
fommenfteuer unterzogen wurde, beftreitet die Competenz der Gteuer- 
adminiftration in Wien zur Einforverung dieſer Belenntniffe, bezw. zur 
Bemeflung der Einkomneenfteuer vom fraglihen Einkommen. 

Es muß vor Allem bemerkt werden, daß es fi im gegebenen Falle 
um ein Einfommen handelt, welches aus Gewerbsunternehmungen herrührt, 
bie durch ihre Verbindung mit der Realität, mit den genannten Gütern, 
an einen beftimmten Standort gebunden find, — Der Ertrag biefer Ge⸗ 
werbsunternehmungen, welche von der befchwerbeführenden Firma verpadhtet 
werden, wird ſonach zwifchen derjelben, als Verpächterin, und den Pädhtern 
der betreffenten Objecte getheilt. — Das Einlommen von folden ter 
Erwerbfteuer unterworfenen Erwerbsgattungen unterliegt nah 8. A des 
Eintommenfteuerpatente® vom 29. October 1849, R. ©. B. Nr. 439 
der Einkommenſteuer nad) der I. Claſſe, alfo ſowohl das Einfommen des 
Verpächters einer foldhen der Exrwerbfteuer unterworfenen Erwerbsgattung, 
als auch jenes des Pächters. 

Mit dem Geſetze vom 29. Juli 1871, R. ©. B. Nr. 91 wurde 
nun im $. 1 normirt, daß bei Fabriken, Gewerbsunternehmungen, welche 
durch die Beſchaffenheit des Gejchäftsbetriebes oder in Verbindung mit 
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einer Realität an einen beftimmten Standort gebunden find, die Erwerb» 
und Einfommenfteuer dort vorgefchrieben und eingehoben wird, wo die 
Fabrilsgebäude und Betriebslocalitäten, in welden die Unternehmung aus⸗ 
geübt wird, ſich befinden, ohne Unterfchied, ob die Fabrik oder Unternch« 
mung von einer Einzelnperfon oder einer Geſellſchaft betrieben wird. 

Es wurde hier allerdings nur beftimmt, wo die Steuervorfchreibung 
und Einhebung zu erfolgen hat. — Aus der Unortnung jedoch des $. 3 
dieſes Geſetzes: „Der Finanzverwaltung bleibt es aber vorbehalten, in den 
Fällen, wo der Standort ver fraglichen Fabriken oder Unternehmungen 
mit dem Orte der unmittelbaren Gefchäftsleitung derjelben nicht zufanmen- 
fällt, die Steuerverwaltungsbehörde, in deren Amtsbereich fich diefe Geſchäfts⸗ 
leitung befindet, zur Vornahme der Steuerbemeffung zu delegiren, alſo eine 
andere Bebörte, ald Die des Stantortes der Unternehmung, muß angenommen 
werden, daß im $. 1 aud die behörtlihe Kompetenz zur Einforderung 
der Belenntniffe und Steuerbemeffung bezüglich folder, an einen beftimmten 
Standort gebundenen Unternehmungen nah tem Standort diefer Unter» 
nehmungen geregelt werden wollte und geregelt wurde, 

Im gegebenen Falle handelt es fih aber nicht einmal um die An⸗ 
wendung des $. 3 des cit. Geſetzes, indem die Bedingungen desſelben 
nicht zutreffen. — Da aber nad dem erwähnten Gefege der Umſtand, ob 
die fteuerpflichtige Unternehmung der vorgedadten Art von einer Einzeln 
perſon oder Geſellſchaft betrieben wird (audgenommen die im $. 2 vor- 
gefehene, auch im gegebenen Falle eintretente Steuervertheilung), ob fie 
vom Kigenthümer, DBetrieböberechtigten felbft oder im Wege der Verpach⸗ 
tung dur den Pädter ausgeübt wird, auf die Steuervorfchreibung feinen 
Einfluß ausübt, fo ift der V. ©. Hof der Anfchauung, daß im gegebenen 
Falle zur Steuervorfchreibung, bezw. zu dem in diefer Beziehung geleglih 
normirten Berfahren, welches zur Etenervorfchreibung führt, Diejenigen 
Etenerbehörden competent waren, in deren Amtsbereihe die Standerte 
der fraglichen Gewerbsunternehmungen fi) befinden. 

Der DB. ©. Hef hat demnadh die angefochtene Entſcheidung nad 
8. 7 des Geſ. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Wr. 36, 
aufheben müljen. 


Ar. 1319. 


Gebührenbegünftigungen der Sparcaffendarlehen. 
Ertenntniß vom 28. Februar 1882, 3. 431. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beichwerde des Johann Tominz 
in Görz ca. Entfheidung des k. k. Finanz: Min, vom 19. März 1881, 
3. 36268, betreffend die Bemeffung einer erhöhten Gebühr von der 
Hotariatsurfunde dto. 24. December 1875, enthaltend die Beftätigung 
der Zuzählung eines Darlehens, nad durdgeführter 5. m. Verhandlung 
und Anhörung des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Frofhauer, zu Recht 
erfannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nad $. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


g* 
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Entfceidungsgrüude. 


Mittelft Notariatsurtunte vom 20. December 1875 war Seitens 
der mit dem Berfagamte vereinigten Sparcaffe in Görz dem Beſchwerde⸗ 
führer ein Darlehen von 25.000 fl. in Obligationen des Görzer Grund⸗ 
entlaftungsfendes nad tem Curſe von 95 Percent zugefibert worden. — 
Nach Art. II dieſer Urkunde wird jedoch Dad gedachte Darlehen erft nad 
erfolgter hypethekariſcher Sicherftelung gegen eine von Darlchensnehmer 
auszuftellende Empfanyserflärung erfolgt werden. Als Hypothel beftellt 
Schonn Tominz ım Art. IX eine Reihe von Realitäten in Gradiscutta, 
Dernberg und Ranziano. — Um 24, December 1875 war eine zweite 
Notariatsurkunde errichtet worden, in weſcher Johann Tominz vie Aus⸗ 
folgung des ihm mit der Notariatdurlunde vom 20. December 1875 
zug fiberten Darlehens Seitens der mit dem Berfagamte vereinigten Spar⸗ 
caffe in Görz beftätiget und die grundbüderlibe Anmerkung diefer Em» 
pfangsertlärung bei der bezüglichen Tabularpoſt bewilliget. 

Für vie erftere Urkunce von 20. December 187» mar eine Gebühr 
nah Ecala II vom Werthe des Darlehens pr. 25.00 ı fl. im Betrage 
von 78 fl. 75 fr. mittelft Stempelmarfen entrichtet worden. — Für bie 
zweite Urfunte vom 25. December 1875 wurde eine Stempelmarke von 
50 fr. verwendet. Die Finanzverwaltung nimmt jedod in Anfprud, daß 
auch für tie zweite Urkunde tie Gebühr nah Ecala II zu entrichten war. 

Der Befhmwerdeführer ſucht tie Geſetzwidrigkeit tiefer Forderung 
unter Hinweiſung auf den 8. 1 A des Gef. vom 9. Februar 1850, dann 
auf den 8. 983 des a. b. ©. B. und die Tarifpoſt 99 des eben cit. 
Geb. Gef. nahzumeifen. 

Der B. G. Hof fand die Beſchwerde, wenn auch nicht aus diefen 
Argumenten, doh mit Rüdjiht auf andere gejeglihe Beiiimmungen be« 
gründet. — Im Abf. VII des Kundmadhungspatente® zum Gef. vom 
9. Februar 1850 ift die Beftimmung enthalten, daß die bis dahin einzelnen 
Berfonen und Anſtalten durch befondere austrüdlihe Bewilligungen als 
Ausnahme vom Geſetze zugeftandenen Vegünſtinungen binfichtlich der Stempel. 
pflidt, innerhalb der Grenzen der biöherigen Bewilligung aufrecht verbleiben. 
— Eine felde Begünftigung war mit ter a h. Entfoließung von 10. Auguft 
1841 (Polit. ©. S., 69. Br., Nr. 106) den Sparcafien eingeräumt 
und ift dieſelbe aub in das mit a. h. Entſchließung vom 2. September 
1844 genehmigte Sparcaffaregulativ, 8. 21 (Poli. ©. ©., 72. Br., 
Nr. 123 und Yufl. ©. ©. Nr. 832) aufgenommen werden. — Hienady 
unterliegen die Eparcaffen rückſichtlich aller bei denſelben vorfommenten 
Urkunden und Schriften gleich anderen PBrivatanftalten der Stempelpflicht; 
jevod wurde bewilliget, Daß von den Urkunden und Schriften, melde bei 
Darlehensgefhäften der Sparcaffen vorlommen, nur jene Urkunde, melde 
die Stelle des Pfandſcheines vertritt, nach dem Betrage des Darlehens 
dem fogenannten Wertbftemipel unterzogen werte. 

Mıt dem Hoilanımerdecrete vom 3. Yuli 1847 (Bolit. ©. S., 
75. Bd., Nr. 72) war ter Sinn und tie Tragmeite der in der cit. a. 5. 
Entſchließung gewährten Begünſtigung dahin erftärt, daß bezüglich ver 
Darlepensgefhäfte bei Eparcufien diefe Begünftigung fih nur auf den 
Fall beziehe, wenn nebft der Errichtung des Darlehensvertrages nod eine 
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Beftätigung über hinterlegte Effecten, ein Caſſeſchein, ein Buchauszug oder 
ein Pfandſchein hinausgegeben wird, in welchem Falle ver Wertbftempel 
nur einmal und zwar bei tem Pfandfcheine oder jener Urkunde, tie ihn 
vertritt, zu vermenden iſt. 

Im vorliegenten Yale ver Eonftituirung eines Darlehens bei der 
Görzer Eparcaffe, worüber zwei Urkunden auögefertigt ‘worden waren, 
handelt es fi aud nur um die frage, welche Urkunde vem Werthſtempel, 
d. i. der fcalamäßigen Gebühr nad dem Betrage des Darlehens zu unter» 
ziehen war. — In diefem Halle ftellte das Notariatsinftrument vom. 
20. December 1875 die den Pfanpfchein vertretenve Urkunde dar, weil in 
diefem Inftrumente tie Hypothek für das Darlehen beitellt worden ift, 
Es war daher auch nur für dieſe Notariatsurfunde die Entrichtung der 
Scalagebühr erforderlich, welche Entrihtung auch ftattgefunden hatte, während 
für die Beurfuntung der Zuzählung ded Darlehens am 24. December 
1875 der verwendete fire Stempel von 50 fr. genügte. 

Der B. ©. Hof konnte daher die angefochtene Entfheidung nicht 
aufrecht erhalten. 


Ar. 1320. 


Gebührenbehandlung eines Darlchens und eines Bertrages auf Sewäh⸗ 
rung eines foldhen. 


Erkenntniß vom 28, Yebruar 18823, 3. 432. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde bes k. k. Notare 
Anton Berinello in Görz ca. Entſcheidung des k. f. Sinanz. Min. vom 
19. März 1881, 3. 36268, betreffend die Bemeflung einer Gebühr von 
der Notariatsurtunde dto. 21. September 1876, betreffend die Beſtätigung 
der Zuzählung eined Darlehens, nad durchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des k. k. Diin.-Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah 8. 6 ded Ge» 
feße8 vom 22. Dctober 1875, R. ©. DB. ex 1976 Nr. 36 wegen 
mangelhaften Verfahrens aufgeboben und die Sache an das 
k. k. Sinanzminifterium zur Behebung des Mangels und neuen 
Entſcheidung zurüdgeleitet.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Die Stadtgemeinde Görz, vertreten tur ihren tamaligen Bürger» 
meifter Karl Perinello und zwei Gemeinteräthe, hatte mittelft zwei Notariats⸗ 
urfunden dto. 18. und 21. September 1876 von Franz Kunz ein Dar« 
Iehen von 30,000 fl. aufgenommen. — In der zuerft erwähnten Urkunde 
fihert Franz Kunz ver Gemeinde Görz das gedachte Darlehen zu, "macht 
jedoch die Zuzählung des legteren ven der Ratification des Vertrages durch 
den Görzer Landesausſchuß abhängig. — In der zweitermähnten Urkunde 
wird die Zuzählung des gedacıten Darlehens nad) der mittlerweile erfelgten 
Ratification des Landesausſchuſſes conftatirt und ter Empfang Seitens 
der Oemeinverepräjentanten beftätiget. 
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Für die Urkunde vom 18. September 1876 war fogleih bei ihrer 
Errichtung die Gebühr nah Scala II vom Werthe des Darlehens ent» 
richtet, für die Urkunde vom 21. September 1876, bezw. für die in 
terjelben enthaltene Conftatirung des Darlehens nur eine Stempelmarfe 
von 50 fr. vermentet worden. Die Finanzverwaltung nahm jedody anläßlich 
einer im Jahre 1879 bei tem betreffenden Notar vergenommenen Stempel- 
revifion aud für diefe zweite Urkunde nah Zarifpoft 47 die Scalagebühr 
in Anſpruch. 

Die Beſchwerde behauptet, daß, nachdem beide Notariatsinftrunente 
nur Ein und dasfelbe Rechtsgefhäft beurfunden, für dasfelbe jedoch bei 
Ausftelung des erften Inftrumente® vom 18. Eeptember 1876 die gefeß- 
lihe Scalagebühr entrichtet worden fei, für das zweite gemäß Zarifpoft 99 
des Geb. Gef. nur der fire Etempel von 50 fr. zu verwenden war. 

Der V. ©. Hof ging bei feinem Erlenntniffe von nachflehender 
Anſchauung aus: Bekanntlich ift der Darlehensvertrag nach 8. 983 des 
a. b. ©. B. ein Realcontract, ter zu feinem redtlihen Beflande bie 
Uebergabe des Darlehens vorausfegt. Er ift, wie ter Schluffat des 
8. 983 ausdrücklich beifügt, mit dem obgleich ebenfal® verbindlichen Ver⸗ 
trage ($. 936), ein Darlehen künftig zu geben, nicht zu verwedfeln. — 
In dem vorliegenden Bertrage vom 18. September 1876 trifft nad deſſen 
eben angeführten wefentlihen Inhalte tie gedachte Voraueſetzung eines 
Durlebensvertrage® nicht zu, ta er nur ein pactum de mutuo dando 
enthält. Gr muß daber unter tie in der Zarifpoft 101 II b res Gel. 
vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 rer firen Etempelgebühr 
von 50 fr. unterworfenen Berträge gereiht werden, Anders würde bie 
Gebührenfrage allerdings zu entfcheiten fein, wenn in einem derartigen 
Bertrage zugleich eine Hypothekar⸗ oder Pfandverfchreibung entbalten wäre; 
tenn in diefem Falle — ter aber bier nicht zutrifft — würde nad der 
Zarifpoft 61 und 78 die Gebühr nad Ecala IL zu entrichten gewefen fein. 

Hingegen befand fi die Yinanzvermwaltung allerdings im Rechte, 
wenn fie tie Notariatdurfunde vom 21. December 1876 für ftempel- 
gebrechlich angeſehen hatte und die geſetzlichen Folgen eintreten ließ, weil 
durch dieſe Urkunde das Darlehen conftituirt und das Schuldverhältniß der 
©emeinde Görz gegenüber vem Darlehendgeber civilredhtlich begründet worden 
war. Wenn nun gleihwohl ver B. ©. Hof die Befchwerde nicht zurückwies, 
fondern Die angefochtene Entſcheidung behob, fo leitete ihn biebei folgende 
Erwägung: 

Es ift im vorliegenden Falle conftatirt, daß Über das Darlehens⸗ 
gefhäft zwei Urkunden ausgeftelt worden waren, welde Gebühren unter- 
zogen wurden, die zufammen genommen die Gebührenpflicht erfüllten, welche 
ter Staat gefeglib in Anfprudh nehmen konnte. Es trat biebei Seitens 
der Partei nur der Rechtsirrthum ein, daß fie die Gebührenbeträge ver- 
wedfelte, tie fie für die eine und tie andere Urkunde bätte entrichten 
ſollen. Materiell war fomit der geletlihen ©ebührenpfliht Genüge ge« 
leiftet, nur formell nicht. — Diefe Thatfahe, welche dem DB. ©. Hofe 
ſehr rückſichtswerth fchien, ferner daß fomohl vie anminiftrativen Recurſe, 
wie tie Befchwerte bei tiefem Gerichishofe fih im MWefentlihen darauf 
ftügten, «8 fei für das Darlehensgeſchäft die gefegliche Scalagebühr ent- 
richtet worden, nämlich bei Ausftellung der Urkunde vom 18. September 
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1876, mußte ben B. ©. Hof veranlaflen, das abminiftrative Berfahren 
bei Entſcheidung dieſer Angelegenheit infomweit als mangelhaft anzuiehen, 
als aus den Apminiftrativacten nicht erfichtlich ift, daß die angefichts ver 
erwähnten Wecursbegründung faum zu umgebende Frage in Ermäyung 
gezogen wurde, ob nicht im Sinne der Fin.-Min.-VBerortnung vom 6. April 
1864, 3. 58602 (Berorpnungsblatt Nr. 21, ©. 198) es zuläffig fei, 
unter gnadenweiſer Nadfiht der im 8. 77 des Geb. Gef. feſtgeſetzten 
Frift zur Geltendmachung ter theilmeifen Gebührenrüderftattung hinſichtlich 
der Urkunde vom 18. September 1876 den für dieſe Urkunde ungebührlich 
entrichteten Mebrbetrag bei der Gebührenvorfchreibung für die Urkunde 
vom 21. September 1876 in Abfchreibung" zu bringen. 


Qr. 1321. 


Bu $$. 33 und 39 des Waſſ. Bel. für Steiermark, betreffend bie In⸗ 
ftandhaltung der Waflerwerfsanlagen. 


Erfenntniß vom 1. März 1882, 3. 894. 


Der I. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerte des Wenzel Sädel, 
Müllers in Leoben, ca. Aderbau-Min. aus Anlaß der Entfheidung des⸗ 
jelben vom 10. Februar 1881, 3. 13321, betreffend die Koſten für vie 
MWiederherftellung der Abfchußtafel an den Wehre des Beſchwerdeführers, 
nad) durdhgeführter 3. ın. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Ignaz 
Buhmüller, dann des f. f. Min.Rathes Karl Peyrer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdjeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde der Müller Wenzel Sädel 
in Leoben verpflichtet erklärt, die Koften für tie Herftellung ver bei feinem 
Etaumehr in der Mur befindlihen Abſchußtafel (des Durchlaſſes für bie 
das Wehr paffirenden Flöſſe) im Betrage von 1496 fl. 20 fr. zu be 
ftreiten. In ter Motivirung wird in erfter Linie auf die als rechtskräftig 
bezeichnete Entſcheidung des f. k. Aderbau-Min. vom 11. October 1872, 
3. 6595, mit welder Sädel auf Grund des 8. 39 des Wall. Gef. für 
Steiermark vom 18. Jänner 1872, %. ©. B. Nr. 8 zur Zrayung der 
Koften der damals nöthig gewordenen Reconftruction derfelben Abſchußtafel 
verpflichtet erflärt worden war, vermwiefen; es wird bemerft, daß bie von 
Sädel beigebracıten älteren Urkunden vom 29. Mai 1683 und vom 
135. Mai 1754 nichts an feiner Verpflichtung zur Erhaltung des Wehres 
ändern, deſſen Beſtand nur den: Intereſſe des Müllers diene und für die 
Floßfahrt nicht nothwendig fei und welches nah dem Waſſerrechtsgeſetze 
in einem fremden Rechten nicht nachtheiligen Zuftande erhalten werben 
müffe. Enplih folgert das Minifterium aus den vorhandenen älteren 
Acten, daß ſowohl die Floßfahrt als die derfelben dienende Abſchußtafel 
fon in älterer Zeit beftanden haben müffe, weil nad einer in den Jahren 
1805/6 durchgeführten Verhandlung ſchon zu jener Zeit bei einem benach⸗ 
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barten ſeither caffirten Wehr (dem fogen. Gößer Fach) ebenfalld eine 
Floß⸗ oder Abfhußtafel beftand, deren Wiederberftellung und Verlängerung 
durch die als Intercfjentin betrachtete Vordernberger Radmeiftercommunität 
damals von fteierifhen Gubernium angeordnet wurde. 

In der Beſchwerde wird die präjudicirlidde Bedeutung der Min.⸗ 
Entfheivung vom 11. October 1872 für die gegenwärtige Streitſache 
beftritten; die Entfheitung wird in formeller Hinfiht wegen mangelhafter 
Thatbeſtandserhebung und wegen Berlegung wefentlider Formen des Ver⸗ 
fahrens angegriffen; in der Sade wird behauptet, daß durch die vorgelegte 
Urkunde vom 29. Mai 1683 der Beftand des Etaumehrd vor Errictung 
der Floßtafel und damit ein ältere® Recht des Müllers ermwielen fei und 
daß die Erhaltung der Floßtafel, weldhe im Intereſſe ver Floßfahrt liege 
und eine Einjchränfung des behaupteten, uriprünglih unbeſchränkten Rechtes 
des Staumwerföbefiger® bedeute, cem Waflerbaufende obliege; daß ſonach 
durd die angefochtene Entfheitung ein vor Erlaſſung des fteierifchen Wafler- 
rechtögefeged vom Jahre 1872 begründetes Recht des Müller und bezw. 
die, ſolche Rechte aufrecht erhaltenre Beftimmung des Art. III dieſes Gef. 
verlett worden jet. 

Zur Begründung des Erfenntniffes de V. ©. Hofes wird zunädhft 
bemerkt, daß ver Öntfcheidung des Aderbau-Min. vom 11. October 1872 
eine präjudicielle Bedeutung für die vorliegende Streitfahe nicht zufommt, 
weil jener Specialentſcheidung nur für den Fall, auf den fie ſich bezog 
und welcher durch den Bollzug ter damals aufgetragenen Leiſtung feine 
Erledigung fand, eine endgiltige Wirkung beigelegt werden kann. 

Bezüglich der gegen die Ortnungsmäßigfeit des Verfahrens erhobenen 
Einwendungen wird bemerkt, daß nur die Verlegung wejentliher Formen 
des Berfabrens im Allgemeinen behauptet, aber nicht angegeben ift, welde 
formelle Borfchrift verlegt worden fein fol. Der V. ©. Hof konnte da⸗ 
ber gemäß $. 18 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. Wr. 36, 
wonach die einzelnen Bejchwerdepunfte in der Beſchwerde genau zu ber 
zeichnen find, auf dieſe allgemeine Einwendung nicht eingehen und ins- 
beſondere nicht unterfuhen, inwiefern es begründet war, daß im vorliegen- 
den alle nicht die nah $. 70 des ftcierm. Waſſ. Gef. in der Regel 
competente Bezirföbehörbe, fondern die Etutthalterei in I. Inſtanz ent- 
ſchieden bat. 

Die Einwentung wegen mangelhafter Erhebung des Thatbeftandes 
fann nad) den Ausführungen der Befchwerte nur dahin aufgefaßt werden, 
daß der Beichwerveführer findet, es fei auf die Berbältnifle, auf welche er 
die Behauptung eines vor Erlaffung des Waflerrechtögefeges ermorbenen 
Rechtes ableitet, nicht hinreichend Bedadt genommen worden. Dieſe Ein- 
wendung ift jedoch unbegrüntet. Denn die mehrgedachten ältern Urkunden, 
auf welche Eädel jene Behauptung ſtützt, konnten von den Unterbehörden 
nicht berüdjichtiget werden, weil biefelben im Laufe der Verhandlung gar 
nicht beigebradt worden waren, Erft mit dem am 11. März 1880 über- 
reichten Min.Recurſe hat Sädel eine diefer Urkunden, nämlih jene vom 
21. März 1754 vorgelegt. Außerdem bat div Etatthalterei aus Anlaß 
des Min.«Recurſes in den älteren Acten über tie früheren einichlägigen 
Berhältniffe Nachferfhungen gepflogen; und in der Min.-Entideidung ift 
nicht nur auf die Urkunde vom Jahre 1754. und auf die vorgefunvdenen 
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Ücten, fontern aud auf den BVergleih vom 29, Mai 1683 Bedacht ge 
nenmen, den Sädel erit nad Ueberreibung des Min.⸗Recurſes bei einer 
in Angelegenheit desſelben Wehrs abgebaltenen Localcommilfton vom 6. Mai 
1880 vorlegte. 

Bei der angefochtenen Entſcheidung bat daher das ganze, fowohl vom 
Beichwerteführer vergelegte als von Amtswegen erhobene Wctenmaterial 
Berüdfictigung gefunren. Die angefochtene Entſcheidung war daher vom 
V. ©. Hofe auf Grund des vom Minifterium angenommenen Thatbeftandes 
an der Hund der Geſetze meritorifch zu prüfen. 

Nach $. 39 des Waſſ. Gef. für Steiermark find zur Inftandhaltung 
der Anlagen für Benügung der Gewäſſer vorbehaltlid redhtsgiltiger Ver⸗ 
pflidtungen Anderer, vie Eigenthümer ver Anlagen, eventuell diejenigen 
Perſonen, melde die Anlage benügen, verpflichtet; und nah 8. 38 des. 
Sef. find ſolche Anlagen fo herzuftellen und zu erbalten, daß fie fremden 
Rechten nicht madjiheilig find. — Nach tiefen gefeglihen Beitimmungen, 
welche übrigens im Weſen keine neue Berfüsung enthalten, ſondern all 
gemeinen Rechtögrunrfügen entipreben, die ſchon in ten älteren wafler- 
rechtlichen Beftimmungen (im 8. 413 des a. b. © B., im $. 2 der 
Mühlenordnung vom 1. December 1814, Polit. ©. S., 42. Bd. ©. 149, 
im Bunft 5 des Hoffanzleivecretes vom 10. November 1830, Bolit. ©. S., 
58. Bd., ©. 213, wie aub in dem Navigationspatente für Steiermarf 
vom 25. Yuli 1780, in welchem die Erridtung von Waflerwerten in ber 
Mur im üntereffe der Edififahrt von der Geſtattung der Navigationd- 
birective abhängig gemacht und die Verfegung oder Euffirung der beſtehenden, 
der Schifffahrt nactheilinen Mühlen angeorenet wurte) Ausdrud gefunden 
haben, ericheint daher der Müller Wenzel Eädel zur Inftanphaltung des 
Wehres, welches er befißt und benligt, ſowie zu der bei denifelben befind- 
lihen Apſchußtafel, ohne melde der Betrieb der Floßfahrt unmöglich wäre 
und welche daher nad $. 38 des cit. Geſetzes einen nothwenbigen Beſtand⸗ 
theil der Wehranlage biltet, verpflichtet, wenn nicht der Beltand einer 
rechtsgiltigen Berpflibtung Anderer (8. 39 des Wall. Gef.) erwiefen wirt. 

Der Befchwerteführer glaubt eine folbe Verpflichtung des Waſſer⸗ 
baufondes, bezw. feinerjeitd die Erwerbung eines hierauf bezüglihen Reditd- 
anſpruches gegen vielen zur Bertretung des Intereſſes der Floßfahrt 
berufenen öffentlichen Fond aud der bereits erwähnten Urkunde vom 29. Mai 
1683 ableiten zu können. — Diefe Urkunde ift ein Vergleih, welder 
zwiſchen den Bertretern des Jeſuitencollegiums in Leoben und den Ber: 
tretern ter Statt Leoben unter Intervention von Commifjären der Inner 
Öfterreichifchen Regierung abgeſchloſſen und von diefer Regierung in Namen 
des Kaiſers Leepold I. beftätiget mwurte. Die entfheidenden Stellen dieſes 
Vergleiches, als deſſen Zwei im Eingange die Beilegung der zmwijden 
beiden Theilen „geſchwebten Diill- und Muhrſtrittigkeit“ bezeichnet wird, 
lauten wörtlih: 1) mil Ihr Hochwürden Herr P. Rector für fib und 
allen deren Nachkomben ..... den N Herren Bürgermeifter, Richter, Rath 
und der Gemain Ausſchuß mit einer gerathen Wöhr dur Die dem löb- 
lihen Collegio aygenthümblich zuftenrige Inful einen Millgang allein 
(daran fie werer izt noch Khünfttig einzigen andern oder Mehrer praeten- 
diren folen nad Khönnen) vngefäbrlich nad ausſpruch unpartheyiſcher 
Pauverftändig zu machen hiemit verwilliget Haben, Da entgegen „2. ver- 
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obligiert fih N. Herr Bürgermeifter 2c. Ihre Hechwürden 5. P. Rectorem 
und dero Nachkomben wegen den freymwillig zugelaffenen Durdfcnitt über 
Lang orer Khurz durch den neuen Millgang auß dero Nacläffizfeit eraig- 
neten Schäden (außer der unverhietlihen Casuum) allerdings ſchadloß zu 
halten” „3. wan mitler Zeit dur ein oder andre Begebenheit ter neue 
Millgang verdörbt, consequenter einer merfliben Reparirung vonnethen, 
wirdt folihe mit vorher gehendter erinderung Ihro Hochwürden Herr P. 
Rectoris (damit dabei khein neues gebeu gefiehrt, wordurch abermald vn⸗ 
gelegenheiten ſich ereignen mechten) jederzeit beſchehen.“ 

Laut des von Sädel mit dem Min.-Recurfe vorgelegten, im Grund⸗ 
buche eingetragenen Bertrage® vom 21. März 1754 wurde biefe Mühle 
(jogen. gemeine Stabtmüble) nebſt „Fiſchärch‘“ an Joſef Egger, Mar 
Diewald und Franz Jordan verkauft. Im tem Saufvertrage kommt feine 
nähere Befchreibung der Werfsanlagen vor, es ift aber unter Punkt 7 
beitimmt, daß die Käufer „und ihre Beſitznachfolger auf ewige Zeiten ge« 
balten fein fellen,“ vie Reparaturen ſowohl bei den Waffergebau, als 
in specie bei der Müll und ven Filhärd jedesmal in rechter Zeit und 
wann es die Noth erfordert, auf eigene Unkoſten anzutheren, als im 
Widrigen dem Magiftrat bevorftehen folle, erfagte nöthige Reparationen 
bei verfpürenden Anftand und faumtfall auf den eigenthümbern und Befigern 
des Werthgädens eigene Unkhoſten ex offo ald redhtmäßige Grunvobrigfeit 
anzuordnen und fürnehmen zu Laffen.“ 

Der Unftand, daß in dem Vergleiche vom Jahre 1683, auf welchen 
fid} die Beſchwerde ausfchlieglih und mit UÜebergehung des dem Min.« 
Recurſe allegirten Vertrages von 1754 beruft, der Abfchußtafel als eines 
Zugehörs ver Werksanlage nicht ausdrücklich Erwähnung gefhieht, kann 
nicht, wie der Befchwerbeführer geltend zu machen verfucht, als ein Beweis 
tafür angefehen werden, daß das Staumehr älter als vie Abfchußtafel und 
taß die legtere erft fpäter errichtet worden fei. Denn da der Vergleich 
vom Jahre 1633 gar feine Angaben über die Beſchaffenheit der Wehr- 
anlage, fondern nur die Geftattung enthält, das Wehr „ungefährlid 
nad den Ausſpruche von unpartheiifhen Sadverftäntigen berzuftellen,* 
fo läßt fib aus demſelben kein Schluß auf eine beftimmte Art der Con⸗ 
ftruction des Wehrs ableiten; wogegen vielmehr Tie im Vergleiche enthaltene 
Dinwerfung auf eine „ungefährliche“, alfo andere bereditigte Intereſſen 
nicht ſchädigende Herftellung des Wehrs und tie ſowohl in diefem Ber. 
gleihe al8 in ven Staufvertrage von Jahre 1754 den Befigern der Wehr- 
anlage auferlegte Verpflihtung zur Vornahme aller nothwendigen Repara- 
turen gegen die Behauptungen des Beſchwerdeführers ftreitet. 

Für die in der Beſchwerde wie aud in ter mündlichen Verhandlung 
anfgeltellte Behauptung, Taf in Jahre 1683 die Floßfahrt auf der Mur, 
mwenigftend auf der Etrede, we fih das Wehr befintet, nicht betrieben 
wurde, ift der Beweis vom VBefchwerdeführer nicht erbracht worten; allein 
jelbft, wenn jene Behauptung ermiefen werden fönute, wäre fie für bie 
Anſprüche des Befchwerdeführers nicht entſcheidend obne den mweitern Nach⸗ 
weis, daß bezüglich der Erhaltung ter gegenwärtig feit unvordenklicher 
Zeit beftehenden Abſchußtafel ein fpecielled von dem allgemeinen Rechte 
abweichendes Rechtsverhältniß begründet worden fei. 

Da nun bezüglich der zum Wehre gehörenden Abſchußtafel die Ber 
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gräntung eines befonderen, Andere zu teren Erhaltung verpflichtenden 
Rechtsverhältniſſes durch die vorgelegten ältern Urkunden nicht bemwiefen 
wurde, kann in der ten vorgefundenen thatſächlichen VBerhä tniffen ent- 
ſprechenden Entſcheidung des Aderbau-Mın. die bebauptete Verlegung bes 
Art, III des ſteierm. Waſſ. Gef. vom 18. Yanner 1872 nicht erkannt 
werden. — Die Beichwerde mußte daher abgemiefen werben. 


Ar. 1322. 


Wenn in Bolge ufälliger Menderungen der Blußverhältniffe au Wen: 
derungen der afferwerfsanlagen norhwendig werden, um Radıtheile für 
remde Rechte hintanzubalten, fo müflen diefe NAenderungen von dem⸗ 
jenigen vorgenommen werden, Der zur Snftandhaltung der Unlagen ver- 
pfligtet if. — Zum $$ 38 und 39 des Wafl. Gef. für Steiermart.*) 


Erkenntniß vom 1. Märs 1882, 3. 896. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Wenzel Sädel, 
Müllers in Leoben, ca. Aderbau-Viin. anläßlich der Entſcheidung des⸗ 
felben vom 19. Mai 1881, 3. 4329, betreffend tie Koften für tie Ver⸗ 
längerung ber Floßabſchußtafel an den Wehre des Befchwerveführers, nach 
durdhgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Arv. Dr. Ignaz 
Buchmüller, ſowie des f. f. Min.⸗Rathes Karl Peyrer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird al® unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde der Müller Wenzel Säckel 
in Leoben verpflichtet erklärt, die Koſten für die nothwendig gewordene 
Verlängerung der Abſchußtafel bei dem zu feiner Mühle gehörenden Schwell⸗ 
wehre in ter Mur im Betrage von 695 fl. 65 Fr. zu bezahlen. Dieſe 
Entjheitung wird damit motiirt, daß Sädel bereitd mit den Entſchei⸗ 
dungen des Aderbau-Min. vom 11. October 1872, 3. 6595 unn vom 
10. Februar 1881, 3. 13321 zur Erbaltung und Wiererberftellung ver 
Abſchußtafel verpflibtet erflärt werden fei und daß die Verlängerung ver 
Bloßtafel nothwendig erfannt wurde, um die Floß⸗ und Plättenſchifffahrt 
gegen Gefahren zu fichern. 

Der B. ©. Hof vermodte zwar ten vom Aderbau Min. berufenen 
früheren Entfheidungen, welche nur für tie Fälle gelten, auf welde fie 
ſich bezogen, eine präjuricielle Bedeutung für die gegenwärtige Streitſache 
nicht zuzuerkennen. Sachlich aber fund der Gerichtshof die Entſcheidung 
in ten Beſtimmungen des fteierm. Yandeögef. vom 18. Jänner 1872, 
L. G. B. Wr. 8 begründet. — Nah $. 39 tiefes Gef. find zur Inſtand⸗ 
baltung der Anlagen für Benügung ver Gewäſſer, vorbehaltlich rechts⸗ 
giltiger Verpflihtungen Anderer, die Eigenthümer der Anlage oder Diejenigen 
Perfonen, welche vie Anlage benügen, verpflidgtet und nad) $. 38 des Gef. 


) Bergl. auch Erkenntniß aub Nr, 1321. 
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obligiert fih N. Herr Bürgermeifter zc. Ihre Hechwürden. H. P. Rectorem 
und dero Nachkoniben wegen ben freywillig zugelaffenen Durchſchnitt über 
Lang orer Khurz dur den neuen Millgang auf dero Nachläſſigkeit eraig- 
neten Schäden (außer der unverhietlihen Casuum) allerdings ſchadloß zu 
balten” „3. wan mitler Zeit Durd ein oder andre Begebenheit ter neue 
Millgang verdörbt, consequenter einer merklichen Reparirung vonnethen, 
wirdt ſoliche mit vorher gebentter erinderung Ihro Hochwürden Herr P. 
Rectoris (damit dabei khein neues gebeu gefiehrt, wordurch abermals vn⸗ 
gelegenheiten ſich ereignen mechten) jederzeit beſchehen.“ 

Laut des von Sädel mit dem Min.-Recurfe vorgelegten, im Grund» 
buche eingetragenen Vertrages vom 21. März 1754 wurde diefe Mühle 
(jogen. gemeine Stabtmüble) nebſt „Fiſchärch“‘“ an Joſef Egger, Mar 
Diewald und Franz Jordan verkauft. In tem Kaufvertrage kommt feine 
nähere Beichreibung der Werfsanlagen vor, es ift aber unter Bunft 7 
beitimmt, daß vie Käufer „und ihre Befignacfolger auf ewige Zeiten ge« 
balten fein ſellen,“ tie Reparaturen ſowohl bei ven Waffergebau, als 
in specie bei der Müll und ven Fiſchärch jedesmal in rechter Zeit und 
wann es die Noth erfordert, auf eigene Unkoſten anzufheren, als im 
Widrigen dem Magiftrat bevorftehen folle, erſagte nöthige Reparationen 
bei verjpürenden Anftand und faumtjall auf den eigenthämbern und Befigern 
bes Werthgädens eigene Unkhoſten ex offo als redhtmäßige Grundobrigfeit 
anzuordnen und fürnehmen zu Lafien. “ 

Der Unftand, daß in dem Vergleiche vem Jahre 1683, auf welchen 
ſich die Beſchwerde ausſchließlich und mit Uebergehung des den Min.⸗ 
Recurſe allegirten Vertrages von 1754 beruft, der Abfchußtafel als eines 
Zugehörs der Werksanlage nit ausprädiih Erwähnung gefhieht, kann 
nicht, wie der Beſchwerdeführer geltend zu machen verſucht, als ein Beweis 
dafür angejehen werden, daß das Staumwehr älter als die Abſchußtafel und 
taß die legiere erft fpäter errichtet worden fei. Denn da der Vergleich 
vom Jahre 1633 gar feine Angaben Über die Beſchaffenheit der Wehr⸗ 
anlage, fondern nur die Geftattung enthält, dad Wehr „ungefährlich 
nad den Ausfpruhe von unpartheiifchen Sadverftäntigen berzuftellen, * 
jo läßt fih aus temfelben fein Schluß auf eine beftimmte Art der Con» 
Itruction des Wehrs atleiten; wogegen vielmehr Die im Vergleiche enthaltene 
Dinweifuug auf eine „ungefährliche*, alfo andere berechtigte Intereſſen 
nicht ſchädigende Herſtellung des Wehrs und die ſowohl in dieſem Ver⸗ 
gleiche als in dem Kaufvertrage vom Jahre 1754 den Beſitzern der Wehr⸗ 
anlage auferlegte Verpflichtung zur Vornahme aller nothwendigen Repara⸗ 
turen gegen die Behauptungen des Beſchwerdeführers ſtreitet. 

Für die in der Beſchwerde wie auch in der mündlichen Verhandlung 
aufgeſtellte Behauptung, daß im Jahre 1683 die Floßfahrt auf der Mur, 
mwenigften® auf der Etrede, we fih das Wehr befintet, nicht betrieben 
wurde, ift der Beweis vom Beſchwerdeführer nicht erbradt worden; allein 
jelbft, wenn jene Behauptung erwiefen werden lönute, wäre fie für die 
Anfprüde des Beſchwerdeführers nicht entjcheitend ohne den meitern Nach⸗ 
weis, daß bezüglich der Erhaltung ter gegenwärtig ſeit unvordenklicher 
Zeit beſtehenden Abfchußtafel ein fpecielled von dem allgemeinen Rechte 
abweichendes Rechtsverhältniß begründet worven fei. 

Da nun bezüglich der zum Wehre gehörenden Abſchußtafel die Bes 
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grüäntung eines befonderen, Andere zu teren Erhaltung verpflichtenden 
Rechtsverhältniſſes Durch Die vorgelegten ältern Urkunden nicht bewiefen 
wurde, kann in der ten vorgefunvdenen thatfächlihen Berbä tniffen ent- 
fpreddenten Entfheidung des Aderbau-Min. die bebauptete Verlegung des 
Art, III des fteierm. Waſſ. Gef. vom 18. Janner 1872 nicht erfannt 
werden. — Die Beſchwerde mußte daher abgewieſen werden. 


Ar. 1322. 


Wenn in Bolge ufälliger Uenderungen der Plußverhältniffe auch Wen: 

derungen der afferwerföanlagen norhwendig werden, um Radıtheile für 
emde Rechte hintanzubalten, fo müflen dDiefe Aenderungen von dem⸗ 

jenigen vorgenommen werden, Der jur Inftandhaltung der Anlagen ver- 
pflidhtet ift. — Zum 89 38 und 39 des Wafl. Geſ. für Steiermarf.*) 


Erfenntniß vom 1. März 1883, 3. 896. 


Der k. 3 ©. Hof bat über die Beſchwerde des Wenzel Sädel, 
Müllers in Leoben, ca. Aderbau-Viin. anläßlich der Entſcheidung des⸗ 
felben vom 19. Mai 1881, 3. 4329, betreffend tie Koften für tie Ver⸗ 
längerung ber Floßabſchußtafel an dem Wehre des Beſchwerdeführers, nad) 
durdgeführter ö6. m. Verhandlung und Anhörung de Adv. Dr. Ignaz 


Buchmüller, ſowie des f. f, Min.⸗Rathes Karl Peyrer, zu Recht erkannt: - 


„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entfcheitung wurte der Müller Wenzel Sädel 
in Leoben verpflichtet erklärt, die Koften für tie nothwendig gewordene 
Berlängerung der Abſchußtafel bei dem zu feiner Mühle gehörenden Schwells 
wehre in der Mur im Betrage von 695 fl. 65 fr. zu bezahlen. Diefe 
Entideitung wird damit motivirt, daß Südel bereit mit den Entfchei- 
dungen des Aderbau-Min. vom 11. October 1872, 3. 6595 unp vom 
10. Februar 1881, 3. 13321 zur Erbaltung und Wiererherftellung der 
Abſchußtafel verpflichtet erflärt werden fei und taß die Verlängerung der 


Floßtafel nothwendig erfannt wurde, um vie Floß⸗ und Plättenfchifffahrt 


gegen Gefahren zu fichern, 

Der V. ©. Hof vermodte zwar ten vom Aderbau Min. berufenen 
früheren Entſcheidungen, welde nur für die Fälle gelten, auf welde fie 
fih) bezogen, eine präjuriciele Bedeutung für die gegenwärtige Etreitfache 
nicht zuzuerfennen. Sachlich aber fand der Gerichtshof die Entfcyeidung 
in ten Beftimmungen des fteierm. Yandesgef. vom 18. Jänner 1872, 
L. G. B. Nr. 8 begründet. — Nah $. 39 dieſes Gef. find zur Inſtand⸗ 
baltung der Anlagen für Benügung ver Gewäller, vorbehaltlih rechts⸗ 
giltiger Verpflidytungen Anderer, die Eigentbümer der Anlage oder diejenigen 
Perfonen, welche die Anlage benügen, verpflichtet und nad $. 38 des Gef. 


*) Bergl. auch Erkenntuiß sub Nr, 1321. 
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find die Anlagen fo zu erhalten, daß fie fremden Rechten nicht nach⸗ 
theilig werden. 

Wenn in Folge von zufälligen Aenterungen der Flußverhältmiſſe, 
wie im vorliegenven falle, auch Wenderungen ter Anlagen nothwendig 
werden, um Nachtbeile für fremde Rechte (hier die Floßfahrt) bintanzu- 
halten, fo müflen nad dem Rechtsgrundſatze, daß der Zufall denjenigen 
trifft, in deſſen Vermögen oder Perfon er ſich ereignet (8. 1311 tes 
0.56. ©. B.), diefe Yenderungen von denjenigen vorgenommen werden, 
der zur Inftanphaltung der Anlagen verpflichtet ift. Der Beſchwerdeführer, 
welder das in Frage ftehende Wehr befigt und benkgt, fünnfe daher von 
der ihm auferlegten Beftreitung der Koſten für die nothwendig erkannte 
Berlängerung ter Abſchußtafel nur dann losgezählt werden, wenn die 
rechtögiltige Verpflichtung eines Andern zur Inftanphaltung verfelben er» 
wiefen wäre. Er glaubt eine folde Berpflidtung des Waflerbaufondes 
aus dem Bergleihe vom 29. Mai 1683 ableiten zu können, durd welden 
mit Genehmigung der Regierung von dem Leobener Yfuitencollegium der 
Stadtgemeinde Leoben die Erridtung eine® geraten Wehres über die Mur 
bewilligt wurte und deſſen wejentliber Inhalt mit dem gleichzeitigen Er- 
tenntnifje tes B. ©. Hofes, 3. 394 ex 1882 wörtlich wiedergegeben ift. 
Aus dem Umftande, daß in diefem Vergleiche weder ven der Floßfahrt, 
noch von der Abſchußtafel die Rede ift, folgert ter Beſchwerdeführer, taß 
damals die Floßfahrt noch nicht beftanten habe, daß fein Recht auf das 
Wehr älter als die Floßfahrt fei und daß daber die ter Floßfahrt dienende, 
nad feiner Behauptung fpäter errichtete Abſchußtafel auf Koften des Wafler- 
baufondes feiner Beftimmung gemäß zu erhalten und nöthigenfalle zu 
reconftruiren fei. Dieſe Folgerung ift jedoch nicht haltbar, weil in jenem 
Bergleihe überhaupt feine Anuabe über tie Beſchaffenheit des bemwilligten 
Wehrs, fondern nur die Bewilligung enthalten ift, dasſelbe „ungefährlid 
nad Aueipruch unpartheiiiher Eachverftändiger zu maden“ und weil über- 
dies der Gemeinde Leoben, von welder das Wehr urfprünglich errichtet 
wurte und fpäter an ten Beſchwerdeführer übergegangen ift, die Haftung 
für tie tur den neuen Diühlgang verurfahten Schäden und die etwa 
nötbige NRep.rirung tesfelben auferlegt if. Die VBerwaltungsbebörden 
fonnten daher bei der Entſcheidung über tie Verpflichtung zur Inſtand⸗ 
haltung des Wehrs und bezw. zur Beftreitung ter Koften für die Ver⸗ 
längerung ter Abfchußtafel nur ven ten thatſächlichen Verhältniſſen aus⸗ 
geben, melde den Beftand ver Floßfahrt urd ter für dieſelbe wegen tes 
Wehrs nothwendigen Abſchußtafel ergaben, weil, wie erwähnt, für vie 
Behauptung, daß erft nah Errichtung des Wehrs tie Floßfahrt begonnen 
habe und ın teren Interefle vie Abſchußtafel errichtet werden fei, ein Bes 
weiß weder durd die Vergleichsurkunde vom Jahre 1683 noch fonft here 
geftellt wurde. 

Der B. ©. Hef vermochte daher in ber angefochtenen Entſcheidung 
eine Geſetzwidrigkeit, bezw. tie Verlegung eines nad) Art. III des feiern. 
Waſſ. Gef. vom 18. Yänner 1-72 dem Befchwerdifübhrer zujtehenden, vor 
Erlofjung dieſes Geſetzes begrünteten Rechtes nicht zu erfennen. 

Bei der dargeftellten Irrelevanz ter Vergleichsurkunde vom Yahre 
1683 für vie Beurtbeilung ter Berpflibtungsfrage kennte auch darin, daß 
die Berwaltungsbehörten fi bei diefer Berhandlung auf eine Erörterung 





Nr. 1323. — Ert. v. 1. März 1882, 3. 896. 12 


über biefe Vergleicheurkunde, welde ten Acten zufolge den Behörten 
verlag, nicht einließen, ein wefentliber Mangel des Verfahrens nicht 
gefunden werden, weshalb die Beſchwerde auch in dieſer Richtung ab⸗ 
gewiefen werden mußte, 


Ar. 1323. 


Der Iſtrianer Landesausſchuß hat die Zuläffigkeit einer feiner Genchmis 
gung vorbehaltenen Umlage, ohne Rüdfiht auf eine NRerurefrift von 

mitöwegen zu prüfen. - Dem B. G. Hofe kommt Fein dispofitives. fon 
dern nur ein cafjatorifdhes Entiherdungsredjt zu — Weber das Berhältniß 
der Ortsgemeinde zu den Steuergemeinden in Iſtrien in Abficht auf die 
Berfaflung der Boranfcläge und die Bemeflung der Gemeindeumlagen. 


Erfenntniß vom 1. Mürz 1883, 3. 896. 


Der k. k. V. G. Hof bat Über tie Beſchwerde der Gemeinde Pirano 
ea. Landesausſchuß für Iſtrien anläßlich der Entſcheidung tesfelben vom 
14. Februar 1881, 3. 479, betreffend ten Voranſchlag ter Gemeinden 
Pırano und Salvore, nady Turcgeführter d. m. Verhandlung zu Recht 
erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.* 


Entfheidungsgründe, 


Mit der angefochtenen Entſcheidung red Landesausſchuſſes von Iſtrien 
wurde ter von den Gemeinderathe der Ortsgemeinde Pirano für die beiven 
zu derfelben gehörenden Steuergemeinden Pırano und Sulvore aufzeftellte 
Voranſchlag für das Jahr 1881 einer R.vıfion unterzogen und nad dem 
Ergebniffe verfelben der Betrag der in der Steuergemeinde Sulvore zu 
feiftenden Umlage auf die directen Stenern mit Einfluß des a. o. Stuatd« 
zufchlage® von 45 Percent (melden Betrag ver Gemeinderath beantragt 
hatte) auf 33 Percent herabgeſetzt. 

In der hiegeyen von ter Gemeinde Pirano erhobenen Beſchwerde 
wird zunächſt über die Annahme verfpäteter Recurfe von Seite bes Yandes- 
ausfchufles Klage geführt und in ter Sache um das Erfenntniß gebeten: 

1) daß die Steuergemeinde Salvore glei allen andern Eteuer- 
trägern ter Gemeinde Pırano für 1881 einen Zuſchlag ven 50 Percent 
der Directen Eteuern (incl. des a. o. Staatszuſchlages) zu leiften babe; 
eventuell für ten Fall, raß der B. ©. Hof den 2. Xbf. des Art. 75 ter 
Sen. Ordg. für Hftrien auf ten vorliegenden Full anwendbar fünde; 

2) daß tie Steuergemeinte Ealvore im Berhältniffe ihrer directen 
Stenerleiftung au zu ter Summe von 1200 fl., welde in der Ausgabs⸗ 
rubrit XIII als Miethe für die Amtslocalitäten der Gemeinde erſcheint, 
beizutragen babe; 

3) daß diefelbe nach dem erwähnten Maßſtabe für das Armenhaus 
in Pirano nidt nur zu der jührlihen Dotstion von 3000 fl. (bezüglich 
welcher Salvore fhon vom Landesausſchuſſe als concurrenzpflichtig erflärt 
wurte), ſondern aud zu einem Betrage von 2500 fl. an Epecialeinkünften, 
welhe die &emeinde Pirane den Armenhaufe überlaffen babe und zu 


einem Betrage von 3800 fl., welden bie Gemeinde Pirano jährlich aus ihren 
EC pecialvernögen zu Ounften res Armenhaufes verwende, beizutragen habe; 

4) daß die Öteuergemeinde Pirano nad dem in Folge des Be- 
gehrens zu 1, 2 und 3 feftzuftellennen Maßftabe die Umlagen auch fir 
das Jahr 1880 zu leiften babe, auf welde in der angefodtenen Ent. 
fheitung feine Rüdfiht genommen ſei. 

Zur Begrüntung ter Eniſcheidung des V. ©. Hofes wird bemerkt: 
Die gegen das Vorgehen des Landesausſchuſſes erhobene formelle Ein⸗ 
wendung, daß tie gegen die Bemeſſung der Umlagen pro 1881 eingebrachten 
Beichwerten mehrerer Eteuerträger von Ealvore wegen Ablaufs der geſetz⸗ 
lien Friſt vom Landesausſchuſſe nicht berüdjichtigt werden durften, ift unbe⸗ 
grüntet, weil es fih um eine der Genehmigung des Landesauseſchuſſes vor⸗ 
behaltene Umlage handelte (Iitrian. andesgef. vom 9. December 1869, L. G. B. 
Nr. 23), deren Zuläfjigfeit ver Landesausſchuß von Amtswegen zu prüfen hatte. 

Bezüglid der ın ter Sache geftellten Begehren, in melden vom 
V. ©. Hofe die Erlaflung beitimmter Anordnungen erbeten wird, ift zu 
bemerfen, daß deren Formulirung eine unrichtige ifl, da dem V. G. Hofe 
fein ti@pofitives, fondern nur ein caffatorifches Entſcheidungsrecht zukommt 
(88. 6 und 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 18376 
Wr. 36). Diefe Begehren können daher nur ald Beſchwerden burüber 
aufgefaßt werden, daß der Landesausſchuß nit im Sinne der in den 
erwähnten vier Punkten formulirten Begehren erkannt hat. 

In dieſem Sinne aufgefaßt, ift ad 1 ter erfte Beichwertepunft 
unbegründet, weil von dem ©emeinderathe Pirano laut des vorliegenten 
Einfgreitene vom 5. November 1880, 3. .1821 beim Landesausſchuſſe 
uur bie Einhebung eined 45percentigen Zuſchlags zu ten birecten Eteuern 
in ter Steuergemeinte Salvore beantragt worden war und weil daher 
darin, daß der Landesausſchuß nicht auf eine 5Npercentige Umlage erfannte, 
die ven“ der Öemeinde gar nicht verlangt werden war, die Verlegung eines 
Rechtes ter Gemeinde und fonit auch die gefeßliche Oruntlage einer Be- 
ſchwerdeführung vor tem V. ©. Hofe nicht gefunten werden kann. 

Da Übrigens ſowohl bei tem erwähnten Antrage der Gemeinde als 
in der ganzen vorliegenten Verhandlung zwiſchen Auslagen, welde bie 
ganze Ortsgemeinte Pirano und felden, die nur einzelne Steuergemeinten 
treffen, ein Unerſchied gemacht wird, welcher der Gemeinteortnung für 
Iftrien vom 10. Yuli 1863, L. ©. B. Nr. 13 fremd und nur bezüglid 
ter Auslagen für das Gemeinteeigentyum und die Gemeindegüter in dem 
Geſ. vem 25. October 1868, 8. ©. B. Nr. 8 begründet ift, wird bes 
merft, taß ter B. ©. Hof tie vom Landesausſchuſſe für die Steuer⸗ 
gemeinde Salvore bewilligte Umlage von 33 Percent ter directen Steuern 
als tie auf jene Steuergemeinve entfallende Quote der ven ter ganzen 
Drtögemeinde zu tragenten Auslagen zuzüglich der für Tas Eigenthum ver 
Steuergemeinde Calvore (Iſtrianer Landesgeſ. vom 25. October 1868, 
2. © 2. Nr. 8, SS. 4 und 5) zu zahlenten Eteuern pr. 40 fl. 40 fr. 
(Titel 8 des revitirten Beranfhlage) und die über jene Geſammtauslagen 
hinaus von ter Stadt Pirano allein zu tragenren Auslagen theils als 
Drisauslagen im Sinne des $. 75, Abf. 2 der Gem. Ordg., theild als 
Auslagen für das Kigenthun der Eteuergemeinte PBırano im Einne tes 
Landesgeſ. vom 25. October 1868, 8. 5 betrachtet. 
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Auf eine Unterfugung darüber, ob die vom Landesausſchuſſe für 
Salvore bewilligte Umlage von 33 Percent ten Geſetze entiprechend oder 
ob etwa im Sinne der beſchwerdeführenden Gemeinde eine höhere Umlage 
für Salvore auszufchreiben, bezw. ein höherer Betrag der Gefammtauslagen 
auf die gefammte Ortégemeinde zu repartiven gewefen wäre, fonnte ver 
8. ©. Hof mit Rüdfiht auf $. 18 des Gef. vom 22. October 1875, 
wonad für die Beſchwerdeführung vor biefem ©erichtshofe die genaue 
Bezeichnung ber Beſchwerdepunkte vorgefchrieben iſt, nur fomweit eingeben, 
als hiefür in der Beſchwerde felbft beftimmte Anbaltspunfte gegeben find. 

Der B. ©. Hof hatte fih daher in Liefer Richtung auf die in ver 
Beſchwerde unter‘ 2 und 3 bezeichneten Punkte zu befchränten. Ad 2. 
Punft 2 betrifft einen Betrag von 1200 fl. für die Anıtslocalitäten ver 
Gemeinde (Ausgabsrubrit XIII). Diefelben find in’ ven neuen Gemeinde- 
palaſt untergebracht, deſſen Bauloften, wie in der Berhandlung erwähnt 
wird, zu einer Erhöhung der Umlagen und Taturd zu den Streitigkeiten 
zwiſchen der Gemeindevertretung von Pirano und ten Gtenerträgern von 
Salvore geführt haben. Zur Ausführung des Baues war ein Anlehen 
von 50.000 fl. aufgenonımen worden. Der Öemeinderath berechnete, daß 
bievon ein Xheilbetrag von 20.000 fl. zu tem Theile des Gebäudes vers 
wendet wurde, in weldhem die Amtslocalitäten untergebracht jind; und es 
wurde bemzufolge ein Betrag von 1200 fl. als Zins. oder Amortifutione- 
rate für jenen Capitalsbetrag, bezw. als Miethzinsäquivalent in den Vor» 
anfhlag für 1881 zur verhältnigmäßigen Repartıtion auf die Steuer- 
gemeinde Salvore eingeitelt. Im Grundbuche ift der Gemeindepalaft als 
Eigenthum der (Steuer«) Gemeinde Pirano eingetragen. In einem vor⸗ 
liegenden Berichte vom 14. December 1880, 3. 2199 an ben Landes⸗ 
ausfhuß erklärte der Gemeinderath von Pirano, nichts dagegen zu haben, 
daß vie Steuergemeinde Salvore im Verhältniß zu ihren Zahlungen Mit- 
eigenthümerin des vorerwähnten Gebäudetheiles werte. 

Der Landesausſchuß entſchied dagegen, daß ter ganze Aufwand für 
das fragliche Darlehen, alſo auch der erwähnte Theilbetrag von 1200 fl. 
der Steuergemeinde Pirano allein zur Laſt zu fallen habe, weil die ges 
legentlihe Erllärung des Gemeinderathes von Pirano die Steuergemeinde 
Salvore al! Miteigenthümerin aufzunehnen (wenn diefe Erflärung über- 
haupt als rechtlich wirffan für Salvore angefehen werden fünne), mit ben 
vorsusgegangenen Acten, wonach das Darlehen für Pirano allein auf- 
genommen und das Gebäude als ausſchließliches Eigenthum diefer Steuer- 
gemeinde "behandelt wurde, im Widerſpruch ſtehe und nur als eine Aus» 
flucht, un die Heranziehung von Salvore jegt zu beſchönigen, zu betrachten 
fei und weil durch nichts nachgemwiefen fei, taß der Gebäubetheil, in 
welchem fi das Gemeindeamt befinde, dem darauf repartirten Capitals» 
betrage von 20.000 fl. entſpreche. 

Der V. ©. Hef fand die Entfheidung des Landesausſchuſſes, infos 
fern dadurd die Einftelung eines Beitrages zu ten Koften des Baus 
anlehens im Betrage von 1200 fl. abgelehnt wurde, gerechtfertigt, weil 
das Gemeindehaus nad den vorliegenden Acten ein Eigenthum der Eteuer- 
gemeinde Pirano if, und weil daher der Eteuergemeinte Salsore feine 
Beitragsleiftung zu den Baukoſten auferlegt und aud weder durch einen 
einfeitigen Act der Vertretung der Steuergemeinde Pirano noch durch 
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cemer Beihla ver Uriögemeinte tet RNiteigenhum au einem Theile des 
Orbianet auizerrängt werten Im Ulerons ik ver Sienerzemeinde 
Bırans Tür se zur Interbragumg des Öcmeinsrams scrmeuteten Yecali» 
tãten ven ker Urissemermmse eime Bergktun; zu ferien. Gime feldhe Ber- 
gitunz ſaun ich wit nach den Puzsnfmante, fcnterz nur meh dem 
Aupunjtiwerihe ter verwenteien Yecalıtiten bemefien werten. Die Her 
enzehanz ver Ttewerträger ven Eulvere m eimer folder, anf richtigen 
Orsarlıgen ermittelten Perzütung iR tur vie Euticherrang web Landes- 
ensttufiet, mie ih wur gegen die willfübrlide Repurtrum des Ban 
aufmunzes ſehet, wide aus geſchleſſen, tie Rechte ter Stenergemeinte Pırıne 
int daber Baturh nit verletzt, weshalb bie Beichwerte in dreſen Panlie 
abjmmericn war. 

Ad 3. Bunti 3 betrifft die Beitragéeleiſteng zw rem Keſten des 
Armenhaujes ſeasa di rieovero‘ ın Pirane. In ten ven Geweinderathe 
verzeiezien Beranislig für 1831 war die dieſer Anftalt jührlih ven der 
Gemeinte zugewendete fire Detatien rem 3m fl eimgeitellt werden, 
wesen Salrere tem verhiltnigmägizgen Antheil tra;em ſellte. Im der 
Zıgung vom 30. Jänner 1391, ım welder ein ven einen Pexmten des 
Yanreeansitsjjies ansgearkeiteter Berzleibsveriblag über tie Feftſtellung 
wub RNepariitien ter ten Ztenergemernten Fırane nad Salcere gemein- 
famwen Audlagen keratben wurte, faßte ter Gemeinderath tem Peichluf, 
tiefen Verſchlag nur mit ter Medificatien anzunchmen, daß Salvere niht 
bloe bezüglich der erwähnten Zın0 fl., fentern and bezũgiich weiterer 
tem Armenbanje zuflichenten Cırfünfte, welde tam 18 mit 5500 fL be- 
ziffert wurden, zur Beittagsleritung berangezcıen werde. Der ermähnte 
Berzleichsverjolag gelangte j rech nıdt 3 r Durdfübrung. In ter an 
gejochtenen Entfdeitung des Pantesausfhnfl.8 wurte (zur Ausgabernt: if III 
Titel 1) die Repartıtion ver mehrerwähnten Zumme ven 3:0 fl. auf 
Eulcere angenommen nnd zugleich bemerkt, daß das in ter Sitzung des 
Gemeinderathes vom 30. Jãnner 18*1 nachirãäalich geflellte Begehren, 
tie Steuerräger von Salvere b’züglıh der übrigen, bier mit 5800 fl. 
bezifierten Eınfünfte des Armenbauied zu einem verhältaißmäßigen Rück⸗ 
erfaße heranzuziehen, mit geredifertigt fei, weil ta6 Armenbaus ale 
eine auch f.r tie Angehörigen ver Eteuergemeinze beftimmte Anftalt zu 
betrachten fei. 

Dagegen, taß ter Pantesausibuß als Repartitienebaſis für viele 
Por res Voranfhlagd nur vie Summe von 3000 fl. une nidt vca 
880 1 fl. annahm, ift der Beſchwerdepunkt 4 gerichtet. Die Beſchwerde 
ift jeroch auch in tiefem "unlıe unbegründet. Denn ale Eubfirat ver 
Entſcheidung des Landesausſchuſſes hatte nur ver vom Gemeinteratbe feſt⸗ 
geftellte Boranfhlag zu dienen, in welchem die ermähnte Pen mit 30 fl. 
beziffert war und welchem die Entiherdung Ted Landesauéſchuſſes eniſpricht. 
Die von Gemeinderathe aus Anlaß des obermähnten Vergleichsvorſclags 
vorgebrachte Anregung, weitere Einklünfte des Armenhauſes ın tie Reparti⸗ 
tion einzubeziehen, bdurite vom Yantesausihufle, auch menn er tie An- 
fhauungen der Gemeinde getheilt hätte, hei tem Voranſchlage für 1881 
nicht berudjichtigt werden, weil jener Vergleichsvorſchlag zu feinen Ergeb» 
niffe geführt hat und meil der Gemeinderath eine nachträgliche Aenterung 
des Voranſchlags ohne Beachtung ter Borfariften tes 8. 65, Abſ. 3 der 
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Gem. Ordg. vorzunehmen nicht beredtigt war. — Der V. ©. Hof hatte 
deshalb auch Feine Veranlaffung, auf eine Prüfung der mwiberftreitenden 
Meinungen des Gemeinderathes und des Landesausſchuſſes über die Ver⸗ 
hältniffe des Armenhaufes und über die Beitragspflicht der Steuerträger 
von Salvore einzugehen, fendern e8 mußte die Beſchwerde auch in biefem 
Galle abgewieſen werben. 

Ad 4. Der Puntt 4 kann nad ben obigen Bemerkungen über 
defien Formulirung nur foweit in Betracht gezogen werden, als er eine 
Beſchwerde tarüber enthält, daß ber Landesausſchuß in der angefochtenen 
Entfcheidung bezüglich des Gemeindevoranſchlags für 1880 keine Verfügung 
getroffen habe, Dieſe Beſchwerde ift jedoch gleichfalls unbegründet, weil 
die Verhandlung, welche turd die angefochtene Entſcheidung ihren Abſchluß 
fand, ausſchließlich den Voranſchlag für 1881 zum Gegenftande hatte und 
weil ber Landesausſchuß daher bei biefem Anlaffe auf die Prüfung tes 
Voranſchlags für ein anderes Jahr nicht eingehen konnte. 

Die Beſchwerde war baher in allen Punkten abzumeijen. 


Qr. 1324. 


Die Errichtung der Begräbnißpläge ift ohne Unterfheidung zwiſchen con: 

feffionellen und Gemeindefriedhöfen Gegenftand der dem felbftfländigen 

Birkungsfreife der Gemeinden zugewiefenen Gefundheitspoligei; den 

politifhen Behörden ficht nur die Ueberwachung der Handhabung der 

Sefege über das Begräbnißweſen, nicht aber die unmittelbare Hand: 
habung dieſer Gefene felbft zu. 


Erfenntniß vom 8. März 1882, 3. 399. 


Der k. 1. B. ©. Hof bat über die Beſchwerde der evangelifchen 
Kirchengemeinde Wald ca. Entjheibung des E. k. Min. des Innern vom 
19. Mai 1881, 3. 1832, betreffend die Errichtung eines evangelifchen 
Sriedhofes in Judenburg, nah durchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Ivo Mohl, dann des k. k. Min.-Secr. Rudolf 
Fiſchbach, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde die Entſcheidung der 
ſteiermärkiſchen Statthalterei vom 13. December 1880, 3. 13288, womit 
der evangelifhen Kirchengemeinde Wald die Errichtung eines Friedhofs 
für ihre Glaubensgenoſſen in Yubenburg bewilligt werden war, fowie bie 
vorausgegangene bezirfshauptmannichaftlihe Entſcheidung aufgehoben, weil 
das Minifterium die Errihtung, Inftanphaltung und Ueberwahung der 
Degräbnißftätten nad 8. 3, lit. d des Sanitätögef. vom 30. April 1870, 
R. ©. B. Nr. 68 als im feldftftäntigen Wirkungskreiſe der Gemeinde 
gelegen betrachtete und eine Beranlaffung zur Ausübung des den politifchen 
Behörden nah $. 2, lit. g desſ. Geſetzes zuftehenden Ueberwachungsrechtes 
nicht gegeben fand, 
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In ver Befchwerre wird dagegen behauptet, daß das erwähnte Geſetz 
auf coufeifiomelle Frierhofe leine Anwendung finde, daun daß die ten 
pelitifchen Behẽrden durch 8. 2, lit. g des cit. Geſedes eingerãumte 
Ucsermohungeöbeiuguig als ein Recht zur Entfſcheidung in Begräbnißfragen 
ũberhaapt aunfzufaflen fei, während die Gemeinte nach 8. 3, lit. d tes 
Ge. wohl zur Errichtung ven Begräbnißplätzen verpflichtet, aber hiekei 
an ren Conſens ter pelitiſchen Behörte gebunden jet. 

Der 8. ©. Hof fand vie angefochtene Entſcheidung tem Wortlaute 
zes berufenen Gefetzes eutiprechent, wonach tie Errichtung ter Begräbniß- 
pläge, ehne Unterfcheitung zwifchen confeffionellen und Gemeindefriedhöfen 
als Gegenfland der dem jelbfiftäntigen Wirkungelreiſe ter Gemeinden 
zugewistenen Gefuntheitspolizei ertlãrt (8. 3, lit. d) umb ten politifchen 
Behẽrden nur die Ueberwachung der Handhabung der Gefeße über das 
Begräbniweien and mit tie mumittelbare Handhabung dieſer Geſetze 
felbſt zugewiefen iſt (8. 2, lit. g). Die im der Beſchwerde verſuchte Aut- 
fegung des S. 2, lit. g tahin, daß das lieberwachungsredht der pelitifchen 
Behörden als das Recht zur Entſcheidung in Begräbnißſachen überhaupt 
aufzufaffen fei, witerflreitet dem Begriffe des Ueberwachungsrechtes, welches 
dem uumitteltaren Entfcheitungsrechte entzegengejegt tft umb welches vor- 
ausfeht, daß zur ummitielbaren Entſcheidung eben eine antere Behörde 
berufen fei, teren Berfügungen der Controle ter überwachenden Behörde 
unterliegen. 

Die Beſchwerde mußte taher zurüdzewiefen werben. 


QAr. 1325. 


Gompetenz der ſtaatlichen Schulbehörden zur Entidheidung darüber, wer 

zur Befireitung ber einem Religionsichrer zuerkannten Remuneration 

verpflichtet iR. — Die Berpfliätung zur Beftreitung diefer nur unter bie 

Activitätsbezüge fubfumirbaren Remunerationen liegt in Gemäßheit der 

Diesbrzüglien in Arain maßgebenden Tandeögeiege nit der (nur zur 

Beftreitung ſachlicher Erfordernifle verpfligteten) Schulgemeinde, fondern 
ledigli dem Rormalidhulfonde ob. 


Erienntniß vom 2. März 1882, 3. 87. 


Der k. f. B. ©. Hof hat über tie Beſchwerde des Krainer Yantes- 
ausſchufſes ca. Entſcheidung tes k. f. Min. für Eultus und Unterridt 
vom 30. April 1881, 3. 477, betreffend die Beftreitung der Remunera⸗ 
tionen für die Ertheilung des Religionsunterrichtes an ter Volksſchule in 
Zirknitz, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung tes Ar. 
Dr. Iofef Kopp, dann des F. f. Sect.Rathes Dr. Heinefetter, zu Recht 
erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdyeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde ber kraineriſche Normal: 
ſchulfond verpflichtet erflärt, Die zwei Cooperatoren vom Landesſchulrathe 
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zuerfannten Remunerationen für die Beforgung des Religionsunterrichtes 
an der vierclaffigen Volkoſchule in Zirknig von zufanımen 70 fl. für das 
Schuljahr 1879/80 zu bezahlen. 

In der Befchwerte wird zunächſt die Competenz ver Schulbehörben 
zu dieſer Entfcheidung keftritten; es wird behauptet, daß das ven ten 
Schulbehörden in Anfprud genommene Entjheidungsreht über bie Ber- 
pflihtung des Normaljhulfendes mit dein Rechte des Landtages, das 
Präliminare für den Normalſchulfond feilzuftellen, unvereinbar jei und daß 
Streitfragen diefer Art nur vor bem Neichögerichte ausgetragen werden 
fönnen. 

In der Sache wird behauptet, daß die fragliche Auslage als eine 
Sultusauslage von der Pfarre, refp. derzeit von der Ortsgemeinde auf- 
zubringen fei und daß dieſelbe dem Normalſchulfonde auch deshalb nicht 
aufgebürdet werben könne, weil die Eremption der nicht Fatholifchen Steuer» 
träger in Krain von der Normalſchulfondsumlage nicht durchführbar fei. 

Das Erfenntniß des V. ©, Hofes beruht auf folgenden Erwägungen: 
Ueber tie Einwendungen ber Beſchwerde gegen die Dualification der frag- 
Iihen Auslage als Schulauslage und gegen die Competenz der Schul- 
behörden ift zu bemerken, daß nad) Art. 1 und 3 des Gef, vom 14. Mai 
1869, R. ©. B. Nr. 62 die Religion zu den obligaten Lehrgegenftänden 
der Vollo ſchule gehört und daß daher die für ten Religionsunterricht, 
wenn biefer nicht unentgeltlich von der Religionsgenoffenfchaft beforgt wird 
(8. 5 des Gef. vom 14. Mai 1869 und $. 1 des Gef. vom 20. Yuni 
1872, R. ©. 2. Nr. 86) erwachſenden often nur zu ten Unterrichts⸗ 
oder Schulauslagen gerechnet werben können, ferner daß nah 8. 6 des 
obencit. Oefetes vom 20. Juni 1872, R. ©. B. Nr. 86 rüdjitlich ver 
Befegung ver mit Gehalt oder Remunerationen verbundenen Religions- 
Ichrerftellen diefelben VBorfchriften Geltung haben, welche für tie weltlichen 
Dienftftellen der betreffenten Schulen beftehen; endlid daß das nah 8. 3 
diefes Gef. der Landesſchulbehörde eingeräumte Entſcheidungsrecht bezüglich 
der Ertheilung von Remunerationen an Religionslehrer ganz wirkungslos 
wäre, wenn es der ftaatlihen Schulverwaltung nicht auch zuftünte, über 
ben zur Beftreitung tiefer Remunerationen berufenen Concurrenzfactor zu 
entfcheiden. 

Das Recht des Landtags zur Beſchlußfaſſung über den Voranſchlag 
und die Dotirung des Normalſchulfondes fteht dem Entſcheidungsrechte ver 
Schulbehörden bezüglich der ten einzelnen Lehrperfonen zukommenden Bezüge 
nicht entgegen; die von den Schulbehörden feftgefteuten Bezüge kilden 
vielmehr ven Inhalt des Voranſchlags, welcher nach Art. VI des Landesgef, 
vom 19. December 1874, 8. ©. B. Nr. 37 vom Landesſchulrathe dem 
Landesausſchuſſe und von diefem dem Randtage vorzulegen ift, dem ſodann 
die Beſchlußfaſſung über ten Voranſchlag vorbehalten bleibt. 

Dadurch, daß die Schulgemeinte, welche nach tem frainer Landesgeſ. 
vom 29. April 1873, 8. ©. 3. Nr. 21, 88. 33, 45 und 46 in erfler 
Linie auch für die Bezüge des Lehrperfenal® aufzukommen hatte, turd bie 
Landesgef. vom 19. December 1874, 2%. © B. Nr. 37 und vom 
26. October 1875, 8%. ©. B. Nr. 27 von dieſer Verpflichtung entlaftet 
und daß die Beftreitung dieſer Bezüge gänzlich und unbedingt auf den 
früher nur fubfiviarifch verpflichteten Normaljhulfond übernommen wurte, 
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fonnte die in ber Drganifation des Schulweſens und insbefendere im $. 23 
des Landesgef. vom 25. Februar 1870, 2. ©. B. Nr. 11 tkegründete 
Competenz der flaatlihen Schulbehörten zur Entſcheidung im berartigen 
Angelegenheiten nicht aufgehoben werten. 

Auch die Einwentung, taß die vorliegende, zwiſchen der flaatlichen 
Schulverwaltung und dem Landesausichufle fireitige Frage nur ver dem 
Reichsgerichte ausgetragen werben lönne, iſt nicht begrüntet, weil es ſich 
niht um einen Anfpruh der Geſammtheit der Königreihe und Länder 
ober eines Einzelnen an das Land rain (Art. 3, lit. a des Staatögrunt- 
gef. vom 21. December 1867, R. ©. B. Nr. 143), fontern um eine 
durch beftimmte Geſetze den Schulbehörten zugewiejene abminiftratine Ent⸗ 
ſcheidung hanbelt. 

Wenn tie Anfiht des Landesausſchuſſes in tiefem Punfte richtig 
wäre, fo müßte fie in Bezug auf alle Entſcheidungen der Schulbehörden 
in Betreff der Bezüge von Lehrperfonen gelten, was zu ber gewiß nidt 
im Sinne der Geſetze liegenden Confequenz führen würbe, daß tie Schuf- 
behörden in allen Fällen, in melden fid ver Landesausſchuß mit einer 
Entſcheidung ber Schulbehörden in folden Angelegenheiten nicht einver- 
ftanten erflärt, viefe Behörden zur Klageführung vor tem Reichegerichte 
genöthigt wären. 

Nah Anerkennung ber Competenz ter Schulbehörden hatte ver 
B. ©. Hof tie angefochtene Entſcheidung meritorifh zu prüfen. — Zunächſt 
muß die in ter Beſchwerde verfuchte Hinweifung auf die Veflreitung der 
fraglichen Remuneration dur die Pfarrgemeinde als unftatthaft abgelehnt 
werden, weil diefe Auslage, wie bereits erwähnt, nicht zu den Cultus-, 
fondern zu den Unterrihtsauslagen gehört. 

Ueber den zur Beſtreitung diefer UnterrichtSauslage berufenen Con⸗ 
eurrenzfactor enthält da8 Gef. vom 20. Yuni 1872, R. ©. B. Nr. 86 
feine Beſtimmung. — Als Entfheivdungsquelle für dieſe Frage können 
daher nur die Geſetze dienen, welde den Aufwand für das Volksfchulmefen 
und die Mittel zu deſſen Beftreitung regeln. 

In diefer Richtung wurden für Krain nachſtehende Geſetze erlaflen: 
Das Gef. vom 29. April 1873, L. ©. B. Nr. 21 erklärte im $. 33 
die Schulgemeinde verpflichtet, für die nothwendigen Volksſchulen ſowohl 
alle fachlichen Bedürfniſſe, als vie Bezüge des Lehrperfonals zu beftreiten 
und verorbnete in den SS. 45 und 46, daß, Wenn die Gemeinbeumlage 
für Vollsfchulzwede die Ziffer von 10 Percent des Ordinariums ver 
directen Steuern überfteigen müßte, die Dedung des Mehrbedarfs aus 
dem Normalfhulfonde und bei Unzulänglichkeit feiner Crträgniffe aus 
Landesmitteln zu erfolgen babe. 

Das Gef. vom 19. December 1874, 8. ©. B. Nr. 37 verortnete 
unter Abänderung ter 88. 45 und 46 des Lantesgef. vom 29. April 
1873 Nr. 21: Artifel V. Die Erbauung, Erhaltung und innere Ein- 
richtung der Schulgebäude (tie Beftreitung der Koften für die Beheizung, 
Beleuchtung und Reinigung der Schullocalitäten, fowie jener der Tehrmittel) 
ift Pflicht ver Schulgemeinden (8. 33 des Landesgeſ. vom 29. April 1873, 
8, ©. B. Nr. 21), — Artikel VI. Reihen tie Sculeinkünfte voraus« 
fihtli nicht bin, um die veranfhlagten Ausgaben der Schulgemeinde (mit 
Ausnahme des Stadtbezirks Laibach) für das nädfte Jahr zu befireiten, 
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fo bat ausfchlieglih der im Art. V aufgeführten Koften die Dedung des 
Mehrbedarfes aus dem Normalfchulfonde zu erfolgen. — Inſoferne die 
Erträgniffe des Normalſchulfondes zur Dedunz feiner Bedürfniſſe nicht 
hinreichen, ift im Wege der Yandesgejeggebung eine befondere Nornialjchuls 
fonds-Fandesumlage auf die dem Zuſchlage für Sandes- und Grund—⸗ 
entlaftungsfond unterliegenden directen Steuern (mit Ausnahme jener im 
Stadtbezirke Laibach) im erforberlihen Maße auszufchreiben. — Die Vor—⸗ 
anſchläge der Schulgemeinde find zu biefem Ende rechtzeitig im Wege des 
Landesfchulrathes dein Landesausſchuſſe vorzulegen. 

Diefe Beftimmungen wurden durd das Tandesgef. vom 26. October 
1875, L. ©. B. Nr. 27 dahin abgeändert, daß ter Normalſchulfond vie 
Zahlung ter ActivitätSbezüge des Lehrerftandes an fämmtlichen allgemeinen 
Volksſchulen, mit Ausnahme jener des Stadtbezirks Laibach, in ihrem 
vollen Umfange übernahm. — Zugleich wurden bie biefem Gefege wider: 
ſprechenden Beftimmungen des Gef. von 19. December 1874 aufgehoben 
erklärt, woraus fich ergibt, daß die im Art. VI jenes Gef. erwähnten 
Voranſchläge nur mehr die Activitätöbezüge des Lehrerftandes zu um⸗ 
faffen haben. 

Aus Tem Zufammenhange bdiefer beiden Geſetze geht hervor, daß 
die Geſetzgebung die Schulauslagen (abgefehen von ten ſelbſtſtändig nor- 
mitten Lehrerpenfionen) in zwei Kategorien eintheilt, von welden bie eine 
bie Auslagen für die Schullocalitäten und Lehrmittel (für die fachlichen 
Erfordernifje), die andere bie Activitätsbezüge des Lehrerftandes umfaßt. — 
Es unterliegt nun feinem Zweifel, daß vie Remunerationen für Religions: 
lehrer nur unter tie Activitätsbezüge fubjummirt und daß tie Schul« 
gemeinden, welde nur zur Beftreitung der ſachlichen Erforderniffe verpflichtet 
find, mit jenen Remunerationen nicht belaflet werden können, woraus fic 
die Berpflihtung des Normalfhulfondes ergibt, dieſe Remunerationen zu 
beitreiten. 

Ueber die Einwendung bed befchwerbeführenten Landesichulrathes, 
daß bei ven Unilagen für den Normalfchulfond eine Eremtion der nicht 
fotholifhen Steuerträger und fomit die Befolgung ter Anordnung des 
Gef. vom 20. Juni 1872, R. ©. 3. Nr. 86, $. 3, Abf. 2 nit durch⸗ 
führbar fei, ift zu bemerken, daß ten V. ©. Hofe nad 8. 8 des Gel. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 und bezw. nad 
Art. 7 des Staatögrundgef. vom 21. December 1867, R. ©. B. Nr. 144 
die Prüfung der Giltigkeit gehörig kundgemachter Geſetze nicht zufteht und 
daß, menn fid, bei Anwendung ver Landesgef. vom 19. December 1874 
und vom 26. October 1875 eine Incongruenz mit dem Reichsgeſ. vom 
20. Juni 1872 ergeben follte, die Nemebur nur auf tem Wege der Ge⸗ 
feggebung erfolgen könnte. 

Da der V. ©. Hof ſonach in der angefochtenen Entſcheidung eine 
Geſetzwidrigkeit nicht zu erkennen vermochte, mußte Die Beſchwerde zurüd» 
gewiefen werben. 


s 
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Ur. 1326. 


Die Berpflihtung zur Beftreitung der einem Neligionslehrer zuerfannten 

Remuneration liegt in Gemäßheit der diesbezüglichen in Krain maß: 

gebenden Landesgefege weder der Scyulgemeinde, nod dem Lotalſchulfonde, 
fondern lediglih dem Rormalfulfonde ob.*) 


Erkenntniß vom 2. Mär) 1882, 3. 398. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerde des Frainer Landes⸗ 
ausſchuſſes ca. Entfheivung des k. k. Min. für Cultus und Unterridt 
vom 14. September 1881, 3. 7791, betreffend bie Beſtreitung ber 
Remunerationen für bie Ertheilung des Religionsunterichtes an der Volls⸗ 
Schule in Senofetfh, nah ducchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung 
bes Adv. Dr. Joſef Kopp, dann tes F. k. Sect.⸗Rathes Dr. Heinefetter, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde der krainer Normalſchul⸗ 
fond verpflichtet erflärt, dem jeweiligen Stateheten an ver vierclaffigen 
Volksſchule für Senofetfh, welchem für die Beforgung des NReligiond- 
unterrichte® eine Remuneration von 100 fl. zuerfaunt wurde, ben nad 
Abzug eines für dieſen Zwed beftimmten ftiftungsmäßigen Einkommens 
von 16 fl. 40 fr. nod Übrigen Betrag von 83 fl. 60 fr. vom Schuljahre 
1879—1880 an zu bezahlen. 

In der Beſchwerde, welche ſich auf eine gleichartige Beſchwerde gegen 
eine ähnlihe Min.-Entfheidung bezüglich der Volksſchule in Zirknig beruft, 
wird die Competenz der Schulbehörden zu tiefer Entſcheidung beftritten; 
es wird behauptet, daß das von ven Schulbehörden in Anfprud genommene 
Entſcheidungsrecht über die Verpflichtung des Normaljhulfondes mit dem 
Rechte des Landtages, das Präliminare für ten Normalfchulfend feftzu« 
ftellen, unvereinbar fei und daß GStreitfragen biefer Art nur vor dem 
Reichsgerichte ausgetragen werden fönnen. 

In der Sache wird behauptet, daß die fragliche Auslage ald eine 
Eultusauslage zu betrachten, daß biefelbe von der Schulgemeinde aus den 
biezu ausreichenden Einkünften des Localfchulfondes von 316 fl. 8 fr. zu 
beftreiten fei und daß diefelbe dem Normalſchulfonde aud deshalb nicht 
aufgebürbet werden könne, weil die Exemtion der nidhtlatholifhen Steuer- 
träger in rain von der Normalfchulfonds-Umlage nicht durchführbar fei. 

Das Erkenntniß des V. ©. Hofes beruht auf vollkommen gleichen 
Erwägungen, mie jened über bie gleichartige Beſchwerde bezüglich ver 
Boltsfchule in Zirknitz, 3. 3. 397 — nur mit der Hinzufügung, taß bie in 
ber Beſchwerde erwähnten Einkünfte des Localfchulfondes von Eenofetid) 
auch nicht für die Bedeckung der fraglichen Auslage herangezogen werben 
könnten, weil diefe Einkünfte nach den Art. VI und VIII des cit. Landesgeſ. 
vom 19. December 1874 und nad ten 88. 2 und 3 des Gef. vom 


*) Siehe Rechtsſatz und Eutideibungsgründe bei Nr. 1325. 
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26. October 1875 (abgefehen von dem bier nicht eintretenden Fal 
Ueberſchuſſes von Lehrerftiftungserträgniffen über die Normalſch 
Umlage) zur Dedung der Ausgaben der Schulgemeinde, eventuell ; 
ſtreitung der auf bie Schulgemeinde entfalenden Normalſchulfonds 
zu vermenten find. 


QAr._1327. 


Quadriennirung nad $. 12, lit. b des prov. Grmeindegef. vom 1i 
1849, 8.©. 8. Rr. 170. 


Srtenntnig vom 9. Märy 1883, 3. 478. 


Der k. l. V. ©. Hof hat über die Beihwerde der © 
Dölitfgen ca. Din, des Innern aus Anlaß ver Entſcheidung d 
vom 24. September 1881, 3. 14225, betreffend die Zuftändigl 
Jakob Wilfe, nach turchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörı 
Abo. Dr. Zofef Kopp, des E. f Min.«Rathes Dr. Nitter v. He 
Recht erkannt: 

nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen 


Entfceidungsgrände. 


Das k. k. Minifterium hat der angefochtenen Entſcheivung alı 
teftand zu Grunde gelegt, daß Jalob Wilka zur Zeit ber Wir 
des Gent. Gef. vom 17. März 1849 fih durch vier Jahre ununten 
ohne Heimathsſchein in der Gemeinde Döllitſchen aufgehalten habe. 

Der B. ©. Hof vermochte nicht zu finten, daß diefer Thai 
unrichtig oder actenmwidrig fei. — Dur die Adminiftrativacten if 
Zweifel geſtellt, daß Jakob Wilka feit dem Yahre 1853 ununter&re 
Döollitſchen ſich aufgehalten habe. — Daß aber der Genannte im 
eines Heimathsſcheines nicht gemefen ift, geht aus der Ausfage d 
meinbevorjicher8 hervor, ter beflätigte, es habe der frühere Gemei 
fteher Peibel ihm mitgetheilt, daß er Jakob Wilka angemiefer 
einen Heimathöfchein beizubringen. Wilka aber habe fein Hein 
document beigebradt. 

Angeſichts diefer Ausfage konnte der V. ©. Hof dem Ur 
daß dem Jakob Willa bei feiner Verehelihung der Eheconfens | 
der Gemeinde Laas ertheilt worden ift, ein entſcheidendes Gemidt | 
lid) der Frage, ob Jakob Wille im Beſitze eines Heimathedacı 
war, nicht beimefjen. — Es war daher ber von ben Abmin 
behörden angenommene Thatbeſtand nach $. 6 des Gef. vom 22. : 
1875 aud der Entfcheivung des V. ©. Hofes zu Grunde zu le 
es mußte daher auch im Hinblid auf den Maren Wortlaut des $. 1 
des Gem. Gef. vom 17. März 1849 die Beſchwerde als unbe 
abgewieſen werben. 


136, Nr. 1328. — Erk. v, 3. März 1882, 3. 456. 


Qir. 1328. 


Gonpetenz des ſchleſiſchen Landesausfchuffes zur Entfheidung über Bes 
fhwerden gegen einen Beſchluß des Bezirköftraßenausfchuffes in Betreff 
der Amtölocalitäten. 


Erkenntniß vom 3. März 1882, 3. 466. 


Der k. 3 ©. Hof bat über die Beſchwerde tes Bezirköftrafen: 
ausſchuſſes in Troppau ca. ſchleſ. Landesausſchuß anläßlich der Entfcheidung 
desjelben vom 14. September 1881, 3. 3451, betreffend die Amts- 
localitäten des Bezirksſtraßenausſchuſſes, nad durchgeführter 3. m. Ber» 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Wolfgang Kufy, fowie tes in 
Bertretung des belangten Landesausſchuſſes erfchienenen Adv. Dr. Iohann 
Demel Ritter v. Elöwehr, zu Recht erkannt: 

„Der erhobenen Einwendung der Incompetenz des Ber- 
waltungsgerihtshofes wird nicht ftattgegeben. — Die Be- 
jhwerde wird als unbegründet abgewiejen. — Ein Koſtenerſatz 
findet nidt ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die bei ter mündlichen Verhandlung vom Vertreter des Landes⸗ 
ausfchufjes erhobene Einwendung der Incompetenz fand der B. ©. Hof 
nicht begründet, weil bie Frage, ob der Landesausſchuß berechtiget und 
competent war, ben vom Straßenausſchuſſe über das Amtölocale gefaßten 
Beſchluß zu beheben, nicht eine Frage des freien Ermeſſens ift, ſondern 
aus den über ben Wirkungskreis beider autonomen Organe erlafjenen 
Sefegen gelöft werten muß und weil ber eine Beſchwerdepunkt eben 
darauf gerichtet ift, daß tem Landesausſchuſſe ein Entſcheidungsrecht in 
dieſer Sache geſetzlich nicht gebührte, 

In der Sade jelbft ift zu bemerken: Der fchlefiihe Landesausſchuß 
bat mit der angefochtenen Entſcheidung vom 14. September 1881, 3. 3451 
über bei temfelben eingebracdte Beſchwerde den Beihluß des Bezirkaus⸗ 
ſchuſſes des Etrapenbezirtes der Yandgemeinden von Zroppau, wonach der- 
jelbe in tem Haufe Schulgaffe Nr. 2 fein Amtslecale aufgefchlagen hat, 
aufgehoben und ten Straßenausſchuß aufgefortert, ein anderes Amtslocale 
zu wählen. 

Der Straßenausſchuß erachtet fi) durch diefe Enticheidung deshalb- 
für bejchwert, weil durch diejelbe der Straßenausſchuß in deu durch $. 6 
des fchlef. Landesgef. vom 30. Novenber 1868 Nr. 37 eingeräumten 
Rechte, ten Anıtefig innerhalb feine® Bezirkes zu beftimmen, verlegt 
worden ſei. 

Nach 8. 6 tes cit. Landesgeſetzes beſtimmt der Straßenausſchuß inner- 
halb feines Bezirkes ten Amtsſitz. Unter Amtsſitz kann bei ter allgemeinen 
Faſſung der bezüglichen Gefegesftelle aber jowobl der Ort (die Gemeinde), 
welden der Straßenausſchuß wählt, wie das innerhalb dieſes Ortes ge- 
wählte Locale verftanden werten. — Es entfteht nun die Trage, ob der 
im Sinne des 8. 6 über ten Amisſitz gefaßte Beſchluß des Straßenaus- 
ſchuſſes anfechtbar ift orer nid. 
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Der 8. 14 des Straßengef. beſchränkt das Entſcheidungsrecht des 
Landesausſchuſſes gegen Beſchlüſſe des Straßenausſchuſſes in keiner Weife. 
Er enthält insbefondere auch nicht die gerinzfte Andeutung, daß dieſes 
Entſcheidungsrecht etwa nur auf Beſchlüſſe in den im $. 7 gedachten An⸗ 
gelegenheiten fich bezieht. Diefe allgemeine ausnabınslofe Faſſung ift um- 
fomehr von Bedeutung, als andere Geſetze, welche das Entſcheidungs⸗ 
recht übergeordneter autonomer Organe behandeln, ſofern eine Beſchränkung 
gewollt wurde, den allerdings wortdeutlich Ausdruck neben, wie z. B. 8. 92 
der nieber-öfterr. Gem. Ordg. Dieſemnach kann die Competenz des Landes⸗ 
ausſchuſſes zur Entſcheidung über Beſchwerde gegen den Beſchluß des 
Straßenausſchuſſes bezüglich der Amtslocalitäten nicht beſtritten werden. 

In die Ausführungen der Beſchwerde darüber, daß das von Straßen⸗ 
ausfchuffe gewählte Locale für die Geſchäfte desſelben geeignet fei, daß 
fomit zur Behebung des bezüglihen Beſchluſſes des Straßenausſchuſſes ein 
genügender Grund nit vorlag, fand der B. ©. Hof nicht einzugehen, 
weil die Beurtbeilung der biefür maßgebenden Momente bei Abgang geſetz⸗ 
liher VBorfchriften in das freie Ermeſſen der vorgefegten autonomen Be» 
börde fällt und fonah in Gemäßheit bes 8. 3, lit. e des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 von der Zuftünbigfeit 
des B. ©. Hofes ausgeſchloſſen ift. 

Im Hinblid auf das Geſagte mußte die Befchwerde in diefer Ric 
tung abgemwiejen werden. — Eine Berfällung in den angefprodenen Erfat 
der Koften des Verfahrens erfolgte nicht, weil der Straßenausfchuß in der 
Beſtimmung des mehreit. $. 6 immerhin erachten konnte, ven Anlaß zu 
finden, eine Entfheidung des V. G. Hofes hervorzurufen. 


Ar. 1329. 


Beginn der Stempelpfliht bei Wechſeln. Prolongation. 
Erfenntniß vom 7. März 1882, 3. 487. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Cajetan Fiſcher 
in Almiſſa ca. Entfcheidung des f. k. Finanz-Min. vom 12. Wai 1881, 
3. 2998, betreffend eine demſelben auferlegte erhöhte Stempelgebühr von 
200 fl. von einem prolongirten ungeftempelten Wechſel dto. 15. Zuli 1876, 
nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.» 
Bice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die vorliegende Streitſache bezieht ſich auf einen in Spalato am 
15. Juli 1876 von Cajetan Fiſcher auf Johann Bay als Acceptanten 
gezogenen, binnen drei Monaten an die eigene Ordre bes Ausſtellers zahl⸗ 
baren, jedoch ungeflenpelten Wechſel über 2297 fl. 26 fr., welcher Seiten 
des 8. k. Kreißgerichtes in Spalato am 16. Juli 1879 bei den Nachlaß⸗ 
effecten des mittlerweile verftorbenen Johann Bay vorgefunden worden 
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war. — Auf diefem mit dem Accepte des Johann Bay verfehenen 
Wechſel befanden fi, wie aus ber vorliegenten gerichtlich vidimirten Ab⸗ 
ſchrift vesfelten zu entnehmen if, zwei Anmerfungen, wovon bie eine 
wörtiidy lautet: Prorogato a tutto Y? 77 Fischer; die andere: Proro- 
gato per li 15. April 77; il censo fu pagato con. fior. 86. 26. Bay. 
— Bon tiefem Wedel find fchließlih folgende Gebühren vorgejchrieben 
werten: Wegen tes Stempelmangeld des Wechſels felbft, welcher nad 
Scala I der Gebühr ven 2 fl. unterlag, in Gemäßheit der SS. 4, lit. a 
und 20, lit. a und 3. 1 des Gef. vom 8. März 1876, R. ©. B. Nr. 26 
das Fünfzigfache ter gedachten Gebühr, d. i. der Betrag von 100 fl., 
ferner vie gleiche erhöhte Gebühr nady ven SS. 6 und 2) a 1 vesj. Gef 
für die erftere der obigen Anmerkungen, ba diefelbe von den Wechſelaus⸗ 
fteller unterzeichnet ift und eine Prolengation des Wechſels enthält. 

Die Beihwerte ift gegen dieſe Gebührenvorſchreibung deshalb ger 
richtet, weil der Wechſel, als im Befige des Acceptanten vorgefunten, nit 
als in Umlauf gefett angefehen werden könne, und weil tie erftere ber 
obigen Anmerkungen laute: „Pagato® ecc., worin feine Prolongatien ge» 
legen fei. 

Der B. ©. Hof fand jeboh die Befhwerde nad feiner Richtung 
begründet. Nah 8. 10 des cit. Geſetzes vom 8. März 1876, R. ©. 2. 
Nr. 26 gilt ein Wechſel als in Umlauf gefett, fobald Jemand ihn mit 
einem Accepte verficht. Der vorliegende Wechſel war von Zohan Bay 
als Acceptant unterzeichnet und es ift für tie Stempelpfliht ganz irrele- 
vant, daß der Wedel, als terfelbe vorgefunten wurde, im Nachlaſſe des 
Johann Bay fi befunden hatte. 

Die Behauptung des Beſchwerdeführers, daß die mit feiner Unter- 
fchrift verfehene Anmerkung am Wechſel mit vem Worte „pagato“ beginne, 
welder Austrud feine Prolongation andeute, iſt durch tie vorliegende 
gerihtlidy virimirte Abſchrift des Wechſels widerlegt, wonach, wie erwähnt, 
jene Anmerkung „Prorogato* u. f. w. lautet, daher audh Seitens des 
V. ©. Hofes hierin nur eine Prolongation erblidt werten konnte, welche 
nad 8. 6 des mehrcit. Geſetzes den von ter Wechfelfunme nah Ecala I. 
entfallenten Gebührenbetrag bedingte. — Die Beſchwerde war demnach 
abzuweifen. 


Ar. 1330. 


Der $. 5 der Faif. Berordnung vom 19, März 1853, RG. B. Nr. 53 
findet auch auf ſolche Beräußerungen noch nidht eingeantworteter Ber: 
loffenfhaftsimmobilien Anwendung, welde nad dem $. 145 des Patentes 
vom 9. Auguſt 1854 von der Abhandlungsbehörde genehmigt worden find. 


Grienntniß vom 7. März 1882, 3. 488. 


Der £ 1.83. ©. Hof hat über die Befihwerte der Anna Mayr, 
Privaten in Graz, ca. Entſcheidung des k. E. Finanz-Min. vom 21. Mal 
1881, 3. 6137, betreffend tie Gebührenbemeflung vom Kaufe des Haufes 
Nr. 39 in der Aunenftraße zu Graz, nach burdgeführter ö. m. Ber- 
bandlung zu Recht erkannt: 
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„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der Koften des Berfahrens wird nit auferlegt.“*) 


Ar. 1351. 


Hauszinsfteuerbefreiung wegen Zubau. 
Erlenntniß vom 7. März 1882, 3. 468. 


Der Ef V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Reſi Schop- 
berger ca. Entſcheidung des #. f. Finanz Dein. vom 17. Yuli 1881, 
3. 20852, betreffend die Verweigerung der zeitlihen Steuerbefreiung für 
einige Beftandtheile des Haufe ©.-Nr. 15 V in Prag, nad vurchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Artv. Dr. Edmund Singer, fowie 
des f. f. Min.-Secr. Ichann Kolazy, zu Nedht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 


Entfcdeidungsgrände. 


Die Beihwerdeführerin hat auf Grund res mit Statth.-Entfheidung 
vom 30. April 1876, 3. 23156 genehmigten Bauplanes die beabfichtigten 
Um: und Maptirungsbauten im Haufe C.⸗Nr. 15 V in Prag ausgeführt 
und fodann die fünfuntzwanzigjährige Befreiung von der Hauszinsſteuer 
für die im Plane und in ver Hausbefchreibung mit Nr. 2, 3, 5, 6 
(Kellerräumfichkeiten), 49 bis 67 (tritte® Etodwerl und unterm Dad) 
- bezeichneten Räumlichkeiten angefprochen. — Unter Intervenirung der Be- 
ſchwerdeführerin wurde am 11. November 1377 conjtatirt, daß zur Her- 
ftelung der erwähnten Keller zum großen Theile altes Mauerwerk benügı 
wurde und daß vor der Auffeßung des dritten Stockwerkes ſich auf Stelle 
desſelben fieten Dahmwohnungen befanden. — Mit ver angefochtenen Ent- 
jheidung wurde die angefprodene Befreiung für den Umbau des britten 
Stodwerkes, betreffend die Beſtandtheile 49 bis 64, fowie für den Adap⸗ 
tirungsbau in den übrigen Geſchoßen dieſes Gebäudes nicht bemilliget, 
weil einerfeitd vor dem Une und Adaptirungsbaue das ganze alte Gebäude 
nicht bis zur Erdoberfläche niedergerifjen wurde und anderfeitd durd das 
neu aufgeführte dritte Stodwerk ein neues Steuerobject nidyt zugewachſen 
ift, indem die beftandenen Dachwohnungen fhon die Ausdehnuug des ders 
zeitigen dritten Etodwerfes hatten, daher im vorliegenden Falle weder ein 
Umbau noch ein Zubau im Sinne ter a. h. Entſchließung vom 10. Februar 
1835 vorgenommen wurde. 

Der V. ©. Hof war nidit in der Lage, diefe Entfheitung als gefeß- 
widrig zu erfennen. — Im gegebenen Falle findet das Gef. von 18. März 
1874, R. ©. B. Nr. 18 und die a. h. Entfchliegung vom 10. Februar 
1835, Polit. ©. ©. 63. Bd., Nr. 19 Anwendung. — Inſoweit es ſich 
um Umbauten, dann Zubauten handelt, welche im vorliegenten alle allein 
in frage kommen können, beſtimmt bie gedachte a. h. Entſchließung im 


*), Siehe Enticheibungsgründe bei Nr. 61 (Band I, Zabrgang 1870/77). 
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Ab. 1, daß eine zeitliche Steuerbefreiung dann ftattfinden dürfe, und zwar 
unter lit. b (Umbauten), wenn das Gebäude zwar früher beftanvden hat, 
aber wegen feiner Schadhaftigfeit ganz niedergeriffen und neu aufgebaut 
werden mußte; unter lit. c (Zubauten), wenn ein beftehendes Gebäude 
durh den Bau auf einer nody unverbauten Area oder durch das Auffegen 
eine® noch nicht beftantenen Stodwerkes in der Art erweitert oder ver- 
größert mird, daß tadurd ein neues ftenerbares Object zuwächſt. 

Daß im vorliegenden alle von einem Umbaue im Sinne und nad 
dem Wortlaute der cit. geſetzlichen Beftinnmung feine Rede fein könne, 
ergibt ſich ſchon aus dem Umſtande, daß das beitandene Gebäude nicht 
ganz niedergeriffen, fontern unterirdifh, zu ebener Erde, dann im eriten 
und zmeiten Stockwerke, mit Benütung der ftehengebliebenen Mauern 
diefes Gebäudes, blos Umftaltungen vorgenommen wurden. Es kann ſich 
daher lediglih nur tarım handeln, ob das gegenwärtig im erwähnten 
Gebäude beſtehende dritte Stodwerf als ein Zubau nach ber berufenen 
a. h. Entſchließung betrachtet werden kann. 

Aus den dem V. ©. Hofe vorgelegten adminiftrativen Berhandlungs- 
acten gebt hervor, daß fhon nad tem vom Prager Magiftrate am 
14. April 1846 commiffionell geprüften alten Plane zur Umänderung ber 
Facade im Haufe Nr. 15 tie vorermähnten Dachwohnungen als britter 
Stock bezeichnet find, vaß tiefe Dahmehnungen von ber im Yahre 1876 
erfolgten Abtragung in ten Hausbeſchreibungen von ber Partei ftets als 
tritte® Stodwerk angeführt wurden, daß die Beichwerdeführerin felbft in 
ihrem gegen den Beiheid tes Magiftrates in Prag vom 21. Webruar 
1876, 3. 12606, womit ihr die Vornahme der beabfidhtigten Umbauten 
vermeigert worden ift, an bie k. k. Etatthalterei eingebrachten Recurſe vom 
28. Februar 1876 wörtlid anführt: „ES ift ferner ganz unridtig, daß 
ih den Aufbau eines dritten Stockwerkes beabfichtige, fondern ein drittes 
Stodwerf befteht bereits ſchon in einer Reihe von Dachwohnungen, melde 
ih aber den jetigen Bauverhältniffen entjpredhend repariren und wohn⸗ 
licher beritellen will.” 

Abgeſehen hievon ift es Thatſache, daß im Haufe E.-Nr. 15 V 
zwilchen dem zweiten Stodwerfe und ven Boten unter dem Dache über 
dem ganzen zweiten Stodwerle ein Geſchoß ſich befand, welches fieben an 
jelbftftännige Parteien vermieihet gewejene Wohnaktheilungen enthielt und 
daß an deſſen Stelle das gegenwärtige dritte Stockwerk mit von drei 
jelbftftändigen Parteien benügten Wohnabtheilungen getreten if. 

Angeſichts dieſes Thatbeſtandes und in Anbetradht, daß nach ber 
ergenthümlichen Bedeutung des Wortes „Stockwerk“ darunter ver Begriff 
aller in einer Höhe oder auf einen Boden eined Gebäudes befindlichen 
Zimmer oder Räume, da8 Schoß oder Geſchoß (fiehe Arelung) verftanden. 
wird, ift ed daher ganz richtig, wenn die Finanzverwaltung annimmt, daß 
bier fein Stodwerf aufgebaut wurde, mweldye® vordem noch nicht beftand, 
folgli audy ein neues ſteuerbares Object nicht zugewadfen ift. Aus dem 
böheren Miethzinfe nach den erfolgten Bauherſtellungen fann nicht auf den 
Zuwachs eined neuen fteuerbaren, ned nicht beftandenen Objectes im Sinne 
des Geſetzes gefchloffen werden, da als ſolche zugewachſene neue fleuerbare 
Dbjecte nach dem Geſetze blos ein aufgefettes, noch nicht beitandenes Stod- 
werf oder ſolche neue Gebäudebeſtandtheile, durch deren Bau auf einer 
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noch unverbauten Area das beftehende Gebäute erweitert wird, anzu— 
fehen finv. 

Im gegebenen alle ift an bie Stelle des beftandenen und abge- 
tragenen Stodwerted ein neues Stodwert gebaut, e8 fand fonad Fein 
Zubau, fondern blos ein theilmeifer Umbau ftatt und für einen folchen 
beftand 5i8 zur Zeit, ven welcher das Gefeg vom 25. März 1880, 
R. G. B. Nr. 39, $. 1, lit. d in Wirkfamfeit getreten ift, nad ten 
bis dahin giltig geweſenen Beftimmungen für die Parteien fein gefetslicher 
Anfpruch auf die Steuerbefreiung, — Es mußte ſonach tie Beſchwerde als 
unbegründet abgewiefen werten. 


Ar. 1332, 


Bei Demeflung der Steuer vom Einfommen I. Elafle find percentuale 
Werthabſchreibungen, ferner erthuertingerungen des Unlagecapitales 
bei Bergwerlsunternehmungen nicht als Betrieböauslagen zu behandeln. 


Erfenntniß vom 7. März 1882, 3. 489. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Brürer Kohlen⸗ 
bergbau-Gefellfchaft in Wien ca. Entfheibung der f. k. nieter-öfterr, Fin. 
Landesbirection vom 4. März 1881, 3. 37232, betreffend tie Einfommen- 
ftenerbemeffung für die Jahre 1878 und 1879, nach Durchgeführter ö. m. 
Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiesen.“ *) 


Mr. 1333. 


Zur Entfheidung darüber, ob die Gemeinde die Hinausgabe einer im 

Zuge einer Stiftungsverhandlung an fie gelangten Urkunde an die Partei 

zu verweigern beredtigt war, ift die Staatsauffihtsbehörde und nicht 
der Landesausfhuß competent. 


Ertenntniß vom 8. März) 1882, 3. 400. 


Der f. k. V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde der Eleonore Coos 
ca. Landesausſchuß von Görz anläßlich der Entſcheidung desſelben vom 
17. Juni 1881, 3. 1948, betreffend die Ablehnung der Competenz zur 
Entſcheidung über ihr Begehren um Nüdftellung eines von dem Gemeinde: 
amte Görz zurüdbehaltenen, die Beilage eines Geſuches bildenden Zeug- 
niffes, nach durchgeführter ö. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiejen.“ 


*) GSiche Entſcheidungegründe bei Nr. 52 (Band I, Jahrgang 1876/77) 
Nr. 423 (Band III, Jahrgang 1879). 
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Entſcheidungsgründe. 

Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen, weil es ſich im 
gegenwärtigen Falle lediglich darum handelt, ob die Gemeinde bie Hinaus⸗ 
gabe einer im Zuge einer Stiftungsverhandlung an ſie gelangten Urkunde 
an die Partei in Folge der nachträglich abgegebenen Erklärung des Aus. 
fteller8 zu verweigern berechtiget war, was nicht als eine Angelegenheit 
tes natärlihen Wirktungstreifes, Hinfichtlich deflen der Landesausfhuß das 
ter Gemeinde übergeordnete Organ iſt, fondern als eine Angelegenheit 
ericheint, in der eine höhere Entfcheidung nur bei der Staatsaufſichtsbehörde 
provecirt werben fonnte. 


Qr. 1334. 


Zu $$. 10 und 65 der Gem. Ordg. für Tirol, betreffend die Theilnahme 
an den Gcmeindenugungen. 
Erienntniß vom 8. März 1882, 8. 513. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ter Gemeinde Bat- 
taro ca. tiroler Yandesausfhuß aus Anlaß ter Entjcheidung desſelben vom 
1. October 1881, 3. 12042, betreffend die Gemeindenugungen tes Dominif 
Zambeni, nad durdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Theodor Modreiner, zu Recht erfannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Eutfcjeidungsgründe. 

Mit den Erlaffe vom 4. Februar 1881, 3. 1350 hat ver Landes⸗ 
ausſchuß entjchieden, dem Dominik Zamboni gebühre als Eigenthümer des 
Hofes Fucine das Recht der Antheilnahme an den Gemeindenutzungen von 
Vattaro wie jedem Gemeindeangehörigen und dieſe habe ihn, inſoweit ihm 
während der behangenden Verhandlung der Genuß ungebührlich vorent⸗ 
halten worden ſei, zu entſchädigen. 

Mit tiefem Erlaſſe hat der Landesausfhuß tie grundſätzliche Be⸗ 
rechtigung des Dominit Zamboni zur Theilnahme an den Gemeindenugungen 
von Battaro ausgefprohen. — In diefer grundfäglichen Nugungszulaflung 
bes Zamboni, der zugeftandenernaßen Befiger von in der Gemeindegemarfung 
von Vattaro liegenden verfteuerten Gründen if, — ber Hof Fucine liegt näm⸗ 
lich mit einen Theile, wozu das Haus gehört, in der Gemeinde Bofentine, mit 
dem anderen Theile in der Gemeinde Battaro — fonnte ter B. ©. Hof im 
Hinblide auf die Anordnung des $. 10 ter Gem. Ortg. von 9. Jänner 1866 
eine Ungefetlichkeit nicht erbliden unt hat daher eine Dagegen von ber Gemeinde 
Battaro erhobene Beſchwerde mit dem Erfenntniffe vom 30. Juni 1881, 
3. 1143*) abgewiefen, wobei ter B. ©. Hof von der Anſchauung aus⸗ 
ging, daß bei dem obwaltenden Sachverhalte, mo weder befondere Rechts⸗ 
titel vorlagen noch eine die grundfäglichen Anordnungen des Geſetzes über 


*) Siehe Erkenutniß Nr. 1132 (Band V, Jahrgang 1881). 
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das Gemeindenugung®-Bezugsreht näher beftimmende Uebung erhoben war, 
nur die grundfäplichen Anordnungen des Gefeges zur Richtſchnur genommen 
werden konnten und taher beim Beftanve ter 8S. 10 und 63 ter Gem. 
Ordg. die angefochtene Entſcheidung dahin verftanden werben müfle, daß 
dem Domini? Zambeni als Befiger von in der Gemeindegemarkung von 
Battaro liegenden verfteuerten Gründen ein Anſpruch auf tie Gemeinde- 
nußgungen von Battarp, jedoch da er ein Haus ın Battaro nicht befitt, 
nur infoweit gebühre, als es fih um tie Dedung bed Gutobedarfes 
ter innerhalb der Öemeindegemarfung von Battaro liegenden 
Gründe des Hofes Fucine handelt. 

Nun bat aber der Landesausſchuß der von ber Gemeinde Vattaro 
geltend gemachten Anfhauung gegenüber, taß dem Domini! Zamboni ein 
Nugungsanfpruh nah Maßgate des Bedarfes feiner in der Gemeinde⸗ 
gemarkung von Battaro liegenden Gründe gebühre, mit ben bermal an⸗ 
gefochtenen Entſcheidungen lediglich die Ausführung feiner Entſcheidung 
vom 4. Februar 1881, 3. 1350 urgirt, ohne dabei die ausdrückliche 
Anordnung des 8. 63 der Gem. Ordg. zur Geltung zu bringen. Diefer 
Paragraph ftatuirt nämlich für alle Fälle die Beichränfung, daß, infoferne 
nicht ſpecielle Nechtötitel Ausnahmen begründen — folde Rechtstitel find 
aber im Streite, über weldhen das h. g. Erfenniniß vom 30. Juni 1881, 
3. 1143 erfloß, nicht nacdhgewiefen worden — fein zum Bezuge Berech⸗ 
tigter aus tem Oemeindegute einen größeren Nugen ziehe, als zur Dedung 
feines Haus- und Gutsbedarfes nothwendig ift, woher im Hinblide auf die 
Anordnung de8 8. 10 der Gem. Orpg., nad welcher für die Aut» 
wärtigen (8. 7. Bunft 2 der Gem. Ordg.) der Titel für den Anſpruch 
auf die Rechte und Vortheile ver Gemeinde im Befite von in der Ge— 
meindegemarkung gelegenen unbeweglichen verftenerten Sache liegt, 
fein Zweifel obwalten fann, daß nur der Bedarf ter in der Gemeinde» 
gemarkung gelegenen Realitäten maßgebend ift. 

Da die dermalen angefochtenen Entfcheidungen dieſe geſetzliche Be⸗ 
ſchränkung des $. 63 außer Acht laffen, mußten fie nad 8. 7 des Gef. 
von: 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werben. 


Ar. 1335. 


Die Eigenfhaft der Brüde als eines Privatunternehmens fteht für fid 
allein einer Zarifsregulirung nicht im Wege. — Der Staatsbehörde fann 
die Befugniß zur Regulirung der Brüdenbenugungsgebühren ohne Ein- 
willigung Des Intereffenten grundfäglid nicht abgejproden werden. — 
Rach der Normalverordnung vom Jahre 1847 über die Brundfäße für 
die Regulirung der Privatmauthen ift fi keinesfalls an die ärariſchen 
Mauthtariffäge unbedingt zu binden, fondern es ift fih einzig an den 
Grundfag zu halten, daß durch die Privatmauth „die Brüden:Herftels 
Iungs: und Erhaltungsfoften unter Goncurrenz der @igenthümer 
gededt werden follen“. 


Erkenntniß vom 9. März 1882, 3. 522. 


Der ii. V. ©. Hof hat über die Befchwerde der Etſchbrücken⸗ 
genoffenfhaft in Neumarft ca. Entfheivung tes k. f. Min. des Innern 
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vom 12. Septemter 1881, 3. 14246, betreffend tie Feflfegung tes 
Brückenmauthtarifes, nad tTurchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Hermann Grünbaum, dann bes k. k. Sect.-Rathes Johann 
Maldoner, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird, infoweit Damit Die 
Mauthtarifſätze feggefett werten, wegen mangelhaften Ber- 
fahrens nah $. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben und die Sache an die Verwaltungs» 
behörde zur Ergänzung und neuen Entſcheidung aurüdgeleitet; 
im Uebrigen wird die Befhwerde als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Die kehauptete ftaatsbehörtlihe Anerkennung ber Brüde als eines 
Privatunternehmens mit dem Seitens ber Sreißregierung am 18. Mai 
1852, 3. 3721 genehmigten regulirten Statute und Tarife, wirb nicht 
beſtritten. — Aus diefer Eigenfhaft der Brüde folgt wohl, daß die Eigen- 
thümer derſelben, daferne fie auf einen Mauthbezug verzichten, nicht ge- 
nöthiget find, den äffentlichen Verkehr überhaupt orer doch ohne angemeflene 
Entfhädigung fi gefallen zu laflen (8. 365 des a. b. ©. B.), aber 
nit, daß eine Regulirung der Mautbgebühren ohne Einwilligung ver 
Intereffentfchaft unzuläffig war. 

Daß tie Eigenſchaft der Brüde als eines Privatunternehmens für 
fih allein einer Tarifsregulivung nicht im Wege ftand, gebt aus dem 
flaren Inhalte der Normalverortnung vom Yahre 1847 (Oub.-Decret vom 
8. Juni 1847, 3. 13014, tirol. Brov. ©. ©. 34. Bd., ©. 347, 
Nr. 56) Über die Grundfäge für die Regulirung ver Privatmauthen, 
welche ausdrücklich von Kegulirung beftehender Privatweg- und Brüden« 
mauthen fpridht, hervor. 

Eine Regulirung der Intereſſentſchaftsmauthgebühren bat im Jahre 
1852 ftattgefunten und es ift der damals von der Intereſſentſchaft ihrer. 
ſeins befchloffene Zarif behörtlich genehmigt worden und bis zur. Ueber- 
reihung der Beſchwerden, welche bie dermal angefochtene Entſcheidung ver- 
anlaften, unbeanftändet geblieben. — Aus der erwähnten Tarifögenehmigung 
ift der Intereſſentſchaft das Recht erwachſen, tie Gebühren nad dieſem 
Zarife, fo lange er nit in competenter Weife eine Abänderung erfahren, 
einzubeben, aber es ift ihnen fein Recht erwachſen, zu verlangen, daß 
niemal® eine weitere Negulirung vorgenommen werde, 

Es Tann aljo ven Behörten die Befugniß zur Vornahme einer 
Regulirung im vorliegenden Falle, wo kein auf eine beſtimmte Anzahl 
von noch nicht abgelaufenen Jahren bemilligter Tarif vorlag und wo, 
in8befonvere feit Erbauung der Eifenbahn die Berlehröverhältniffe auf 
tiefer Brüde eine weientlihe Aenverung zugeftandenermaßen erfahren haben, 
nicht abgeſprochen werten, dagegen ift zu unterfuchen, ob die thatſächlich 
vorgenommene Regulirung ben Grundfägen des Normald vom Jahre 1847 
entjpriht oder nit. — Diefem zufolge ift fich keinesfalls an die ärarifchen 
Mauthtariffäge unbebingt zu binden, fondern es ift fi einzig an ben 
Grundſatz zu halten, daß durch die Privatmauth die Brüden- Herftellungs- 
und Erhaltungsfoften unter Concurrenz der Eigenthümer nah Maßgabe 
ihrer Benützung der Brüde gevedt werten follen. 


deilage der Juriſtijchen Blätter. 
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Den Abminiftrativacten zufolge beftand im Jahre 1816 zur Laſt ber 
Intereſſentſchaft nod ein auf 26.898 fl. ſich belaufenver Bafftoreft der 
BDrüdenberftelungstoften, zu beren Dedung ein Schulbentilgungsplan ver- 
faßt wurde, — Laut des Statutes vom Jahre 1852 übernahm die Geſell⸗ 
fhaft die zur Zeit beftandenen, ziffermäßig nicht angegebenen Bereinsfchulden 
zur Berzinfung und nah Umſtänden, namentlich bei UWeberfchlifien bes 
BDrüdengefälls über vie jährlichen Bantoften, zur Abzablung (Punkt 1 und 9 
des Statuts). 

Es ifl nun aber aus ben Acten nicht zu erfehen, ob und inwieferne 
dei Feftftellung ber Fariffäte auf vie Herftellungstoften Bedacht ge- 
nommen und etwa nod unbebedte Auslagen diefer Art in Rechnung 
gezogen wurden. — Was bie jährlihen Erbaltungstoften betrifft, 
legen die erwähnten Ausweiſe der Geſellſchaft — einer für die Jahre 
1863 bi® 1878, ber zweite für die Jahre 1864 bis 1879 — die Ergeb» 
aiffe dieſer Jahre dar. — Ein mit Rüdfiht auf den gegenwärtigen Bau⸗ 
zuftanb der Brüde verfaßter Boranfchlag der approrimativen Koften, welche 
fih in ven fünftigen fünf Jahren, für melde das Minifterium eine 
neue Gebühr vorgezeichnet bat, voransfichtlich ergeben werden, Liegt nicht 
vor; es ift daher die Einwendung der Beſchwerde, daß wohl die voraus⸗ 
gegangene, aber nicht die zufünftigen Soften, um deren Dedung burdy die 
Mauth es fih handelt, berüdfichtigt worben feien, begründet. — Anderſeits 
fehlt jeder actenmäßige Anhaltspunkt zur Unnahme, daß bie nad) dem vom 
Minifterium vorgefchriebenen Mauthtarife für ärariſche Brüden II. Claſſe 
eingehenden Beträge die durch die Mauth zu beftreitenden Koften deden 
werden. — Es fehlt nämlich den Acten zufolge die Erhebung darüber, wie 
viele Viehſtücke der im vorgezeichneten Tarife angeführten Sategorien, ein⸗ 
ſchließlich jener Stüde, die den zur Concurrenz verpflichteten Interefjenten 
gehören, durchſchnittlich jährlih die Brüde paffiren; ohne biefe Erhebung 
ift Die Annahme, daß die neu feftgeftellten Gebühren bie jährlichen Er⸗ 
baltungsfoften decken werben, ohne ziffermäßige Grundlage. 

. Dem Vorausgeſchickten zufolge war daher die Beſchwerde, infoferne 
fie der Staatsbehörde die Befugniß zur Regulirung der bisherigen Brüden- 
benätungsgebühren ohne Einwilligung der Intereſſenten grundſätzlich ab⸗ 
gefprodhen wiſſen will, als ungegründet abzuweifen; infoferne fie aber gegen 
die Zifferanfäge der vom Miniſterium vorgezeichneten Geblihr gerichtet ift, 
war die angefochtene Entſcheidung wegen mangelhaften Verfahrens nach 
8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufs 
zubeben und die Sade an das k. k. Min. des Innern zur Behebung ber 
Mängel und neuerlihen Entſcheidung zurädzuleiten. 


Budwineli, V. G. H. Ertenntniffe. VI. 10 
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Ar. 1336. 


©treitigleiten über bie aus na der Erhaltung eines Gemeindearztes 
vorzunehmende Vertheilung der auf eine Drtögemeinde in Tirol entfallenden 
Quote innerhalb biefer Gemeinde, gehören zur Gompetenz der autonomen 
Behörden und ift die Zuftändigkeit des B. G. dofes zur Entſcheidung der 
Beſchwerden in derlei Angelegenheiten begründet. — Die eitrageauote 
einer Ortsgemeinde in Zirol für den Bemeindearzt ift gleich den übrigen 
Auslagen aus ben in die DOrtsgemeinbecafla einfließenden Einfünften zu 
beftreiten und find, infoferne die Auslagen hiedurch nicht bedeckt werben, 
im Wege der Semeindeumlagen die nöthigen Mittel hiefür aufzubringen, 
in keinem Falle aber nad der Bevölkerungsziffer zu vertheilen. 


Erkenntniß vom 9. März 1882, 3. 588. 


Der k. k. 8. ©. Hof bat über die Befchwerde ber Gemeinde Sufa 
ca. Entfcheibung des tirol. Landesausſchuſſes vom 1. Yuli 1881, 3. 7955, 
betreffend bie Beitragsleiftung der Fraction Canale zur Befoldung deö Ge⸗ 
meinbearzte®, nad) burchgeführteer 8 m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Theodor Modreiner, dann des Adv. Dr. Bictor Fuchs, des Letzteren 
in Vertretung ber mitbetheiligten Gemeinbefraction Canale, zu Recht erkannt: 

„Der von Seite der Fraction Canale erhobenen Ein- 
wendung ber Incompetenz bed VBerwaltungsgerihtshofes wird 
nicht fiattgegeben. Die angefohtene Entſcheidung wird nad 
8. 7 des Gefeges vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Von den Fractioniſten von Canale wird in der Gegenſchrift die 
Einwendung der Incompetenz des B. ©. Hofes nad 8. 3 des Gef. vom 
22. October 1875 erhoben, weil das Rechtsverhältniß zwifchen den Ge⸗ 
meinden, welche ben Dr. Bertolvi als Gemeindearzt beftellten, in Anfehung 
der DBeitragsleiftung zum Honorar desfelben auf einem Vertrage baflıt, 
befien Form und Inhalt lediglich nach den Beſtimmungen bes a. b. Geſetz⸗ 
buches zu beurtheilen ift und daher die Entfcheidung darüber, ob die Beitrags⸗ 
leiftung nad der Steuerguote oter nad der Bevölkerung zu bemefien fei, 
nicht den politiichen Behörden, fondern dem orbentlihen Richter zukommt. 

Dem gegenüber ift zu conftatiren, daß es fih nach der Actenlage 
und der ausbrüdlich erklärten Annahme Seitens des Landesausſchuſſes nicht 
darum, nach welchem Maßftabe jebe der Ortsgemeinden Eoftafavina, Ron⸗ 
cogna und Sufa mit Kanale, welche fi wegen Beftellung eines gemein« 
ſchaftlichen Gemeindearztes vereinigten und die8fall® mit Dr. Bertoldi laut 
Actes vom 1. März 1881 einen Bertrag fchlofen, zum Honorar bed ge⸗ 
meinfchaftlichen Arztes beizutragen haben und überhaupt nicht um einen 
Anſpruch der Compaciscenten (ber drei compaciscirenden Ortögemeinben oder 
bes Dr. Bertoldi) aus dieſem Vertrage handelt, der Streit befteht einzig 
und allein darüber, nad weldem Maßſtabe die Sractioniften von 
Canale zu jener Quote beizutragen haben, weldhe von dem Honorar 
bes Gemeindearztes auf bie Ortsgemeinde Sufa entfällt, alfo um die Ver⸗ 
theilung ber auf bie Ortsgemeinde Sufa entfallenden Ouote innerhalb 
diefer Gemeinde. 
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In der Gegenfchrift der Fractioniften wird zwar behauptet, daß die 
Sraction Canale einen ſelbſtſtändigen politifchen Körper bilde und als 
folder bei ber Vereinbarung ber drei Gemeinden wegen Gemeindearzt⸗ 
beftellung intervenirt habe. Nun ift aber nach der beftehenden Gem. Ordg. 
vom 9. Yänner 1866, 2. ©. B. Nr. 1 eine Fraktion nicht ein felbfts 
fländiger politifcher Körper in dem Sinne, daß fie in Angelegenheiten, 
welche den Ortögemeinden als ſolchen obliegen — und um eine folde 
handelte es fich vorliegendenfalles nad) 8. 27, Punkt 5 der Gem. Ordg. 
und nad $. 3 b und $. 4 c des Gel. vom 30. April 1870, 8.6.2. 
Nr. 68 — für fi außerhalb und neben ber Ortögemeinde, zu ber fie 
gehört, Beſchlüfſe faflen und verhandeln könnte. 

Die Fraction befigt nad) der Gemeindeordnung feine eigene gefeh- 
liche Vertretung, für die ganze Ortsgemeinde gibt es nur Eine Vertretung, 
nämlich den Gemeindeausſchuß und die Gemeinbevorftehung ($. 13 der 
Sem, Ordg.), erfterer als das befchließende und überwachende (8. 29), 
letztere als das verwaltende und vollziehende (8. 48) Organ und es kommt 
insbefonbere aud den nah 8. 51 ber Gem. Ordg. für einzelne Theile 
der Gemeinden beftellten Organen oder ben da und bort beſtehenden fogen. 
Fractionsvorſtehern eine gefeglihe Vertretung der Fraction nit zu. Es 
konnte daher die Fraction Canale bei ver in Rede ſtehenden Angelegenheit 
für ſich als vertragſchließender Theil gefetzlich gar nicht interveniren und 
es iſt daher für die Frage, in welcher Weife jene Quote, welche nach ver 
von den drei Gemeinden getroffenen Bereinbarung unbeftritten auf die 
Drtögemeinde Sufa fällt, zwiſchen Sufa und der Fraction Canale, alfo 
innerhalb der Ortsgemeinde zu vertheilen fei, nicht das zwifchen ben drei 
Ortögemeinden getroffene Uebereintommen, fondern lediglich die Gemeinde 
erbnung maßgebend, fohin war die Entjcheidung der autonomen Inſtanz 
competent und ift bie Zuftänpigfeit des V. ©. Hofes ſchon deshalb bes 
gründet. Der Einwendung der Incompetenz des V. ©. Hofes konnte 
daher nicht flattgegeben und mußte daher in das meritum der Entſcheidung 
eingegangen werben, 

Diesfalls Kandelte es fich nach dem Obenangeführten lediglich darum, 
welche Bertheilung der auf die Ortsgemeinde Sufa entfallenden Beitrags- 
quote zum Honorar des Dr, Bertoldi innerhalb der Gemeinde Sufa 
den Beftimmungen des Gemeindegeſetzes entſpreche. Diesfalls ergibt ſich 
aus den klaren Beſtimmungen der Gemeindeordnung, daß die Beitrags⸗ 
quote der Ortsgemeinde Suſa für den Gemeindearzt, da ſie nicht unter die 
Kategorie der Auslagen des 8. 70 der Gem. Ordg. gehört, ſondern eine 
ans öffentlichen Rückſichten ver Geſundheitspolizei die Ortsgemeinde be⸗ 
laſtende iſt, als Auslage in das Gemeindepräliminare der Ortsgemeinde 
Suſa aufzunehmen und gleich den übrigen Auslagen der Ortsgemeinde 
Suſa, zunächſt aus den in die Ortsgemeindecaſſa von Suſa einfließenden 
Einkünften zu beſtreiten (8S. 67 und 68 der Gem. Ordg.) ſei, daß aber, 
infoferne die Ausgaben hiedurch nicht bebedt waren, im Wege der Ges 
meindeumlagen bie nöthigen Mittel hiefür aufzubringen (8. 71 und weiter), 
daß fie aber in feinem Falle nad der DBevöllerungsziffer zu vertheilen 
waren, ba biefer Vertheilungsmodus im Hinblide auf die Beftimmungen 
der Gemeindeorbnung der gejetlichen Begründung entbehrt. 

Es mußte daher die angefochtene Entſcheidung, da fie die Vertheilung 
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der auf.die Ortsgemeinde Sufa entfallenden Beitragsquote zum Honorar 
des Gemeinbearztes innerhalb der Ortsgemeinde Sufa nad der Bevölke⸗ 
rung&ziffer anordnet, nah $. 7 des Gel. vom 22. Detober 1875 auf- 
gehoben werben. 


Ar. 1337. 


Der Ein: und Berkauf von altem Eifen unter Ausſchluß des Handels 
mit alten Metallgeräthen Tann nit als ein conceffionirtes und fpeciell 
nicht als ein Zrödlergewerbe behandelt werben. 


Erkenutniß vom 10. März 1882, 3. 488. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Befchwerde ber Regina Knina 
ca. Min. des Imern anläßlich der Entſcheidung besfelben vom 30. April 
1881, 3. 4902, betreffend bie Verweigerung der Conceſſion zum Handel 
mit altem Eiſen im Bogen Nr. 32 des Staatsbahnviaductes in Karolinen⸗ 
thal, nad burdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Ludwig Bendiener, dann bes k. I. Min.⸗Rathes Dr. Ritter v. Helm, 
zu Recht erlamnt: 

„Die angefochtene Entjheidung wird nad $. 7 des Ge- 
ſetzes vom 22. October 1875, R. ©. DB. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 

Entfheidnngsgrände. 


In der Eingabe vom 16. Mai 1880 hat Befchwerbeführerin er- 
Märt, ihr, laut Erwerbfteuerfchein vom 12. Juni 1879, 3. 3848 auf 
Kleinverkauf von Eifen und Schlofferwaaren” in Rarolinenthal, Viaduct 32, 
lautendes Gewerbe auf den Ein- und Berlauf von altem Eifen aus- 
zubehnen. — Bei der am 3. December 1880 abgehaltenen Commilfion, 
bei welcher fih ergab, daß Beichwerbeführerin den angemeldeten erweiterten 
Gefchäftsbetrieb bereits thatſächlich ausübte, ift nur von einer großen 
Menge „vorgefundener alter Eifen- und Blechſtücke“, von ber Zufuhr großer 
Mengen „von Metallftüden“, von der täglichen Zufuhr von „Eifenbeftand» 
theilen*, dann von bem großen Lärm, der durch das Abladen, Sortiren 
und Zerſchlagen der Metallftüde verurfacht wird, die Rede, woraus her- 
vorgeht, daß es fich bei dem von ber Befchwerbeführerin angemeldeten und 
zur Beit des Commiffionsbefundes bereits thatfächlich betriebenen Handel 
mit altem Eifen, um Eifenabfälle, welche ihre Verwendung ald Rohmateriale 
zu finven haben, nicht aber um Metallgeräthe, d. i. nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche um Kunfte und Induſtrieproducte, welche in ihrer gegen- 
wärtigen ©eftalt weitere dauernde Verwendung finden follen, handelte, da 
wohl bei erfterem, nicht aber bei Ietteren, ihrer Beſtimmung nad ein 
Zerſchlagen Plag zu greifen bat. — Auch hat Beichwerbeführerin in ihrem 
Minifterialrecurfe ausdrücklich erflärt, daß fie nie den Handel mit alten 
Metallgeräthen betrieben, ein ſolches Gewerbe nicht angemelbet, um bie 
Conceſſion desjelben nie gebeten habe und es aud) dermalen nicht betreibe. 

Hienach fteht feſt, daß es fich bei der von ber Beichwerbeführerin 
angemelbeten und im Abminiftrativrecurfe verlangten Betriebsausbehnung 
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um den Ein» und Verkauf von altem Eifen unter Ausſchluß des 
Handels mit altem Metallgerätbe handle. — Darin aber kann feines 
ber im $. 16 der Gew. Org. tarativ aufgezählten, conceffionirten Ges 
werbe und fpeciell nicht das im Punkte 12 biefes Paragraphes befinirte 
Zröbdlergewerbe gefunden werben. — Es beftebt auch Feine im Sinne bes 
8. 30 der Gew. Ordg. erfloffene Verordnung, welche den fraglichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb als ein conceffionirtes Gewerbe erflären würde. 

Indem nun bie Behörden, anftatt im vorliegenden Falle unter Zu- 
grunbelegung bed von ber Befchwerbeführerin bereits gelöften Erwerbſteuer⸗ 
jheins, nad den Vorſchriften für freie Gewerbe (88. 13—15 der Gew, 
Ordg.) vorzugehen und für eine eventuell nach $. 31 der Gew. Ordg. 
erforderliche Betriebsanlage die nöthigen Bedingungen und Beſchränkungen 
gemäß $. 32 der Gew. Ordg. vorzufhreiben, die angemeldete Geſchäfts⸗ 
ausdehnung als ein conceffionirtes, fpeciell als Tröplereigewerbe behandelten 
und die Bewilligung besjelben verweigerten, haben fie gegen das Gefek 
verftoßen, weshalb die angefochtene Entſcheidung nad) $. 7 de& Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werben mußte. 


Ar. 1338. 


Art der Weberfchreibung der Stempelmarfen auf Wechſeln. — Gebühren: 
behandlung nit batirter Gi ſe 


Erkenntniß vom 14. März 1882, 3. 588. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Joſef Hanzlovsky, 
Müllers zu Bilina (Bezirk Moldautein in Böhmen), ca. Entſcheidung bes 
k. k. Finanz Min. vom 31. Mai 1881, 3. 12729, betreffend die Be⸗ 
meflung einer erhöhten Gebühr von 67 fl. 50 fr. von einem Wechſel dto. 
21. November 1875, nah burdgeführter d. m. Verhandlung zu Recht 
erfannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Befhwerdeführer hat dem E. f. Finanzminifterium die mit 
10 fl. angefprodenen Koften des Verfahrens vor biefem Ge— 
rihtshofe binnen 14 Tagen nah Zuftellung diefes Erkennt— 
nijfes zu erſetzen.“*) 


Wr. 1339. 


Hauszinsfteuerbefreiung wegen Zubau. 
Erkenntniß vom 14, März 1882, 3. 469. 
Der k. 1. 8. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Anton Habicht 
und Conforten, als Mitbefiger des Haufes E.-Nr. 192 V in Prag, ca. Ent, 


*, Siehe Entiheibungsgrünbe bei Nr. 285 (Band II, Jahrgang 1878). 
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fheidung des k. k. Finanz Din. vom 25. Auguft 1881, 3. 25832, be- 
treffend die Verweigerung ber zeitlihen Befreiung von ber Zinsftener für 
das dritte Stockwerk dieſes Haufes, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemiejen..“*) 


Ar. 1340. 


Unzuläffigfeit ber cumulativen Anwendung der Borfchriften des Ein: 
fommenfteuerpatentes und des Specialgefeges vom 27. December 1880, 
NR. 8. DB. Rr. 151 bei Feſtſtellung des Beuerbaren Reinertrages. 


Erkenntniß vom 14. März 1882, 3. 308. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Spar- und Bor- 
ſchußconſortiums des erften allgem. Beamtenvereines ber öfterr.-ungar. 
Monardie in Brünn ca. Entfheidung der k. k. Fin.-Landespirection in 
Brünn vom 12. October 1881, 3. 18091, betreffend Einkommenſteuer, 
nad durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Av. Dr. 9. Fialla, 
fowie des f. f. Min.Secr. Iohann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewielen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens vor dem Berwaltungs- 
gerihtshofe findet nicht ſtatt.“ 


Entfcheidungsgräude. 


Das Spar- und Borfhußconfortium des erften allgem. Beamten⸗ 
vereines der äfterr.-ungar. Monarchie in Brünn, regiftrirte Genoſſenſchaft 
mit befchränfter Haftung, hat inhaltlicd des in der Local» und Eonfortiale 
refp. General» Berfammlung am 13. Februar 1881 erftatteten Geſchäfts⸗ 
berichtes und der dort gelegten und genehmigten Rechnung für das Ge⸗ 
[häftsjahr 1880 einen Keingewinn pr. 9411 fl. 98 Tr., bezw. nad Abzug 
einer 1Opercent. Mobilarabicgreibung von 81 fl. 10 fr. einen Gewinn 
von 9880 fl. 83 tr. ansgewiefen. Bon demfelben wurden 7403 fl. als 
Tpercent. Dividende auf die Antheildeinlagen vertheilt und der Reſt mit 
2 Percent im Betrage von 188 fl. 23 fr. in ven allgemeinen Refervefond 
und mit 1789 fl. 60 Fr. in den Confortiafrefervefond hinterlegt. ‘Der 
beſchwerdeführenden Genoſſenſchaft wurte ber obenerwähnte ausgewieſene 
Gewinn pr. 9380 fl. 83 Ir. für das erfte Taufend mit brei Zehntel oder 
300 fl., für das zweite Taufend mit fünf Zehntel oder 500 fl. und ber 
Heft pr. 7380 fl. 83 kr. voll, daher ein Gefammtbetrag von 8180 fl. 
83 kr. zur Eintommenfteuerbemeffung für das Jahr 1881 herangezogen 
und bievon die Öpercent. Gebühr pr. 409 fl. 4 kr. nebft hundertfachem 
Zuſchlag im gleichen Betrage vorgefchrieben und dieſe Vorſchreibung im 
Iuftanzenzuge aufrecht erhalten. 

Die befejwerbeführende Genoſſenſchaft bat bereits im Bnflanzenzuge 
den Anſpruch erhoben und wiederholt venfelben in der Beſchwerde neuer- 


*, Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 1331. 
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dings, dag mit Rüdfiht anf den Umſtand, als die Tendenz des Geſetzes 
vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 dahin abzielt, den Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchußcaſſen Erleichterungen binfichtlich der 
Eintommenfteuer zu gewähren, und durch den $. 6 bes cit. Geſetzes bie 
fonftigen gegenwärtig beftchenven gefeglichen Beftimmungen über die Ein- 
tommenfteuer in unveränverter Öeltung belaflen worden find, von ihrem 
obigen, der Einkommenſteuer unterzogenen Reingewinne pr. 8180 fl. 83 fr. 
noch weitere Abzugspoften hätten berüdfichtigt werben follen, namentlich die 
von den bei Bantinftituten elorirten Eapitalien bezogenen Zinfen, dann bie 
von auf flenerpflichtigen Realitäten fichergeftellten Capitalien erhaltenen In⸗ 
terefien, die Zinfen von an Handel» und Gewerbetreibende gegebenen Bor- 
ſchüſſen, die Zinfen von üffentlihen Staatspapieren ꝛc. Unter ziffermäßiger 
Aufzählung diefer weiteren Abzugspoften wurde von ber beſchwerdeführenden 
Genoſſenſchaft ver ihrer Anfiht nad) zu verfteuernde Reingewinn blos mit 
2914 fl. 36 kr. behufs der Eintommenfteuerbemeflung für das Jahr 1881 
einbelannt. 

Allein dieſer in der Beſchwerde erhobene Anſpruch ift im Geſetze 
nicht begrünbet. Denn das Geſetz vom 27. December 1880, R. ©. 2. 
Nr. 151 beſtimmt im 8.21, daß bei den unter dasſelbe fallenden Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaften und Borfehußcaffen die ziffermäßige Grundlage zur 
Benieflung der Einfommenfteuer nah den Beftimmungen dieſes Geſetzes 
aufzuftellen, rejp. ber Reinertrag zu berechnen ift und find vüdfichtlic ver 
Berechnung dieſes Reingewinnes, insbefondere der dabei zu berüdfichtigenben 
Abzugspoſten im $. 2 I und II diefes Specialgeſetzes erſchöpfende Normen 
aufgeſtellt. Hiedurch wird die Anwendung ber biesfälligen Beſtimmungen 
der allgemeinen Geſetze, betreffend bie Einfommenfteuer im Punfte 
der Berechnung bed zu verfteuernden Reingewinnes, insbeſondere auch rüd- 
ſichtlich der hiebei zu beridfichtigenden Abzugspoften bei den nach obigem 
Specialgefege zu behandelnden Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchuß⸗ 
caffen ausgefchlofien und der biesfällige Anfprucd der Beſchwerde hinfichtlich 
der Berüdfihtigung auch ber durch die allgemeinen Einkommenſteuergeſetze 
ſtatthaften Abzugspoften iſt nicht gerechtfertiget. 

Sn dem Gef. vom 27. December 1880, R. ©. 3. Nr. 151 ift 
zwar im $. 6 der Sag aufgenommen: Die fonftigen gegenwärtig beftehen- 
ven Beflimmungen über die Einlommenftener bleiben in unveränberter 
Geltung. Allein es ift Mar, daß diefe Vorfchrift dort und dann nicht an« 
wenbbar ift, wo in dem Gef, vom 27. December 1880, 8. ©. 2. 
Pr. 151 eine von den Regeln. des allgemeinen Einlommenfteuergefeges 
abweichende Norm ausgefproden wird. Eine ſolche abweichende Norm ift 
aber allerdings vorhanden, wo es fi um die Berechnung des Reinertrages 
handelt, welche Berechnung ausdrücklich nach diefem Geſetze (8. 2 -D) zu 
erfolgen hat. Diefe Reinertragsberechnung ift befanntli eine andere, ale 
die analoge Berechnung nad) tem allgemeinen Eintommenftenergefege und 
es Tann darum bie im 8. 6 des Gef. vom 27. December 1880, R. G. B. 
Ar. 151 vorgefehene Geltung der Normen ter allgemeinen Einlommen- 
ſteuergeſetze fich nicht auf jene Normen beziehen, welche die Feſtſtellung des 
Reinertrages betreffen. Namentlih gilt dies auch von ben 88. 2, 11 
und 23 des KEinkommenftenerpatente® vom 29. October 1849. — Die 
Beihwerde mußte daher abgewiefen werben. 
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Nr. 1341. 


Rur die in wahrer Armuth lebenden nächſten Berwandten eines ab Intestato 
verftorbenen Geiftliden Tönnen das ben Armen gebührende Drittel an: 
ſprechen. 

Erkenntniß vom 16. März 1882, 3. 450. 


Der i. k. 2. ©. Hof hat Über die Befchwerde der Amalie Skalska 
und Ludwika Ploda ca. Entfheidung bes EL f. Min. des Innern von 
13. April 1881, 3. 1895, betreffend die Abweiſung ihres Anfpruches auf 
Zuwendung des Armendritteld aus der Berlaffenfchaft ihres Bruders, bes 
ohne letztwill ige Anordnung verftorbenen Geiftlichen Leopold Perifh, nad) 
burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Wolsti, des 
k. k. Hofrathes von Eckhardt, fowie des Abo. Dr. Raczynski in Vertretung, 
ber mitbetheiligten Stadtgemeinde Wieliczta, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als ungegrändet abgewiefen. — 
Ein Roftenerfag findet nit ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Regel nach ſteht nach den peftehenber Vorſchriften (Hofp. 
vom 18. Yuli 1772, Krop. ©. ©. VI. Br. ©. 505, Hofd. von 
27. November 1807, Nr. 828) den Armeninftituten und den Verwandten 
eine® ab intestato verftorbenen Geiftlihen das gleiche Recht auf den Nach⸗ 
laß zu. Die Anorbnung des Hofdecretes vom 6. Februar 1792, 3. 259 
I ©. S., wonad die nächſten Verwandten bes Berftorbenen, wenn fie 
ſelbſt arm find, auch das den Armen gebührenve Drittel erhalten können, 
ift daher nur als eine ausnahmsweiſe Begünftigung folder Verwandten, 
als eine gleihfalls nur ausnahmsweiſe Beſchränkung des primären Rechtes 
bes Armeninftitutes anzufehen, welche, wie fi bie aus dem Hofkanzlei⸗ 
becrete von 16. September 1824, 3. 2040 ganz deutlich ergibt, nur 
dann und nur infoweit Plaß greifen foll, als eben die gefeglihen Voraus⸗ 
fegungen ver Ausnahme im concreten Falle zutreffen. 

Die das Armendrittel anfprechenden Schweftern des ab intestato 
verfiorbenen Pfarrers in Wieliczka, Leopold Periſch, Haben behufs Nach⸗ 
weifes ihrer Armuth, Armuthszengniffe ihrer Gemeinden und Pfarrämter 
vorgelegt. und bie politifche Behörde hat über bie in jenen Zeugniffen an⸗ 
geführten Thatfachen entfprechende Erhebungen gepflegen. — Danach er- 
gibt fih Folgendes: Ludwika Ploda ift laut in den Acten exliegenden 
Orundbuchsauszuges Eigenthümerin einer Wirthihaft in Uniszowa in dem 
nicht beftrittenen Ausmaße von mindeftens 37 Joh 926 Diflafter; laut 
des Seitens der Gemeindevorftehung Uniszowa und bes Pfarramtes Ryglice 
ansgeftellten Armuthszeugnifjes befindet fi Ploda in einem „keineswegs 
vermögenden Buftande“ und Geitend ber Bezirlshauptmannfcaft in 
Zarnow werben bie im Armuthszeugniffe angeführten Daten mit bem 
Beifate beftätigt, daß Bloda „verhältnißmäßig arm und fehr be= 
bärftig if“. — Amalie Skalska, Witwe nad einem k. k. Steuer 
einnehnier, bezieht einen jährlichen Witwengehalt pr. 210 fl., der laut 
Angabe des Armuthezeugniſſes des Stadtmagiſtrates und Pfarramtes in 
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Sanof, „kaum zur Dedung der nothwendigften Bedürfniſſe hin- 
reiht“; zwar wird fie auch in dieſem Zeugniffe ale in „wahrer Armuth“ 
befindlich dargeſtellt; dagegen hat die Bezirkshauptmannſchaft in Sanok 
nach gepflogenen Erhebungen lediglich beftätigt, daß Skalska's Witwen- 
gehalt zu ihrer Erhaltung nicht zureicht, und daß felbe fih wirklih „in 
precären Vermögensverhältniſſen“ befindet, ihre „erträglide 
Eriftenz” der Seitens ihres Sohnes gewährten Unterflägung verdankend. 

Angeſichts diefer Seitens der competenten Ortöbehörben vorgenom- 
menen Conftatirungen ift der vom Min. des Innern angenommene That. 
beftand, dag Ludwika Ploda und Amalie Stalsfa „nicht den in wahrer 
Armnth Lebenden" (GHofbecret vom 16. September 1824, Nr. 2040) 
beizuzählen find weder actenwibrig noch mangelhaft. 

Auf Grund des von der legten abminiftrativen Inflanz angenom⸗ 
menen Thatbeftandes, welcher nad $. 6 des Gel. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 386 aud der Entſcheidung des B. ©. Hefes zu 
Grunde zu legen ift, hatte das k. f. Min. des Innern vollen Grund, die 
beiden Schweitern des ab intestato verftorbenen Pfarrers Perifh mit 
ihrem Anſpruche auf das Armenprittel abzuweifen, zumal die Borausfegung 
für deren ausnahmsweiſe Begünftigung, wie folde das Hofdecret vom 
6. Eat 1792, Juſt. ©. ©. 3. 259 ausbrüdlih verlangt — nidt 
zutrifft, 

Auch ift die Beſchwerde, infoferne fie geltend macht, daß gegen die 
zwei gleichlautenden Entfcheidungen der untern Inftanzen in biefer An- 
gelegenbeit ein weiterer Recurs überhaupt nicht zuläffig war, unbegründet, 
weil die Min.-Berorbnung vom 27. October 1859, R. ©. B. Nr. 196 
unter den bortfelbft im Abf. 2 tarativ aufgezählten Fällen, in denen gegen 
zwei gleichlautende Anordnungen der Unterbehörden eine weitere Berufung 
nicht flattfindet, den all, wie folder bier vorliegt, nicht nennt. 

Der V. ©. Hof vermochte daher in der angefochtenen Entſcheidung 
eine Geſetzwidrigkeit nicht zu finden und es war ſonach die Beſchwerde 
als gefetlich ungegründet abzuweiſen. — Ein Koftenerfaß findet in An- 
betracht der verſchieden lautenden Entſcheidungen der Behörden nicht ftatt. 


Ar. 1342. 


Zür die Erfüllung der im öffentlihden Iutereffe erlaſſenen Bauaufträge 
—F in letzter Linie das Object ſelbſt aufzukommen; iſt aber die Durch⸗ 
ührung eines foldhen Muftrages bei Ablauf des behörblich geſetzten Ter⸗ 
mines unterlaffen worden, fo Tann jener Auftrag, ohne Daß der Fortbeſtand 
der früher maßgebend geweſenen Berhältniffe unter Beiziehung des neuen 
Eigenthümers conftatirt worden wäre, nit in Bollzug gefeßt werden. 


Erfenntniß vom 15. März 1882, 3. 449. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Aron Philipp 
ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 25. Juni 1881, 3. 28272, 
betreffend die feuerſichere Bedachung des Hauſes Ar. 503°/, in Lemberg, 
nad burdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Beſchwerde⸗ 
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führers felbft, fowie des Adv. Dr. Sachs, dann des in Vertretung des be- 
langten Landesausſchuſſes erfchienenen Adv. Dr. Raczynski, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird wegen mangelhaften 
Berfahrens nah 8. 6 bes Gefeges vom 22. Detober 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben und wird die Sade zur 
Behebung der Mängel und neuerliden Entfheidung an ben 
galizifhen Landesausſchuß zurüdgeleitet.“ 


Eutiheidungsgründe. 


Die Entfheidung des Lemberger Magiftrated vom 8. Februar 1881, 
3. 47832, welde mit ber durd die Bejchwerbe angefochtenen Entſcheidung 
bes galiz. Landesausſchuſſes aufrecht erhalten wurde, ſtützt fich lediglich auf 
ben bereit8 am 27. October 1874 dem früheren Befiter bes Hauſes 
Nr. 503°), in Lemberg (U. Usciensfi) vom Magiſtrate ertheilten Auftrag, 
biefe8 Haus im Laufe des Jahres 1875 feuerfiher einzubeden. Wiewohl 
allerdings die Wirkfamleit derartiger, aus öffentlihen Rüdfichten getroffener 
Verfügungen durch Aenderungen in der Perfon der Beſitzer nicht auf⸗ 
gehoben wird, fo konnte doch die Anorknung vom Jahre 1874, beren 
Durchführung bei Ablanf des behördlich geſetzten Termines unterlafien 
worden ifl, ſechs Jahre nad dem Ende jenes Termine nicht ohne weiters 
in Bollzug gejegt werben, ohue daß durd eine ordnungsmäßige Erhebung 
unter Beiziehbung des gegenwärtigen Eigenthümers der Yortbeftant ber 
früher maßgebend gemejenen Berhältniffe conftatirt worden wäre. 

Da nicht in dieſer Weife vorgegangen wurde, fand ber DB. ©. Hof, 
daß eine Verletzung von weſentlichen Formen des Verfahrens vorliege, 
weshalb die angefochtene Entſcheidung nach $. 6 des Gef. vom 22. Oec⸗ 
tober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden mußte. 


Ar. 1348. 


Ueber Art und Maß ber Verpflihtung von Gemeinden zur Kunz 
der geeigneten Unterkunft für ein Zruppenfpital, nad) den 1 13 und 
des Einguartierungsgef. vom 11. Juni 1879, N. ©. 


Erfenutniß vom 17. März 1882, 3. 556. 


Der E.. 8. ©. Hof bat über die Beſchwerde ter Staptgemeinde 
Sambor ca. Entſcheidung des k. k. Min. für Landeövertheidigung vom 
2. Auguft 1881, 3. 11156, betreffend die Beiftellung des Haufee Nr. 49 
in Sambor ale Truppenfpital, nad) burchgeführter d. m. Verhandlung und 
“Anhörung des Abo. Dr. Adolf Reden, fowie des k. k. Sect. «Rathes 
Georg Sonderleithner, zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die politiſche Bezirksbe hörde hat an die Stadtgemeinde Sambor die 
Anforberung geftellt, die zur Unterbringung des Zruppenipitales in Sambor 


— - 
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erforberlihen Räumlichkeiten beizuftellen, weil ver neue Eigenthümer ver 
Realität Nr. 49 in Sambor, in der bisher das Truppenfpital untergebradt 
war, bie bezügliche Miethe mit Ende September 1879 gerichtlich gekündigt 
bat. — Infolge diefer Aufforderung bat der Gemeindevorfteher in Sambor 
die bisher benützte Realität Nr. 49 zur weiteren Unterbringung des Truppen⸗ 
fpital8 bezeichnet und bievon an die k. k. Bezirkshauptmannfchaft unterm 
15. Mai 1880, 3. 918 mit dem Erſuchen die Anzeige erftattet, hienach 
das k. k. Militärftetionscommanto in Sambor zu verftändigen, 

Nachdem der Eigenthümer der Realität Nr. 49 nur gegen Miethe 
der bezüglihen Räumlichkeiten beren weitere Ueberlafjung zu Sweden bes 
Truppenſpitals zugeftehen wollte, und nachdem er die Ausführung der er- 
hobenermaßen nöthig befunvenen Herfiellungen abgelehnt hat, wurde im 
Inflanzenzuge mit der angefochtenen Entfcheidung die Stadtgemeinde Sam- 
bor für verpflichtet erklärt, mit dem Eigenthümer ter befagten Realität 
jowohl in Betreff der weiteren Ueberlaffung, bezw. Miethe diefes Gebäudes, 
als auch in Betreff der Ausführung der nöthig befundenen Herftellungen 
ba8 Uebereinfommen zu treffen und eventuell die nöthigen Herftellungen 
felbft zu bewirken. ' 

Gegen diefe Entſcheidung ift die von der Stabtgemeinde Sambor 
bei dem V. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde gerichtet. — Schon an biefer 
Stelle muß hervorgehoben werden, daß in Sambor eine Friedensgarnijon 
von mehr als 500 Mann Stärke iſt und daß daſelbſt ein ärarifches 
Zruppenfpital nicht vorhanden if. — Die Verpflichtung der Gemeinde 
zur Beiftellung einer geeigneten Unterkunft für das Xruppenfpital iſt in 
ben 88. 13 und 24 des Cinquartierungsgef. vom 11. Juni 1879, 8. ©. 2. 
Nr. 93 begründet. Der 8. 13 verpflichtet nämlich die Gemeinde nicht 
blos zur Mitwirkung bei Auswahl und Zuweiſung der Räumlichkeiten, 
fondern auch dazu, „diefe Quartierforderung in geſetzlicher Weije 
zur Bollziehbung zu bringen,“ womit die Gemeinde in dem alle, als 
zu biefer Invollzugſetzung nach den vorliegenden thatfächlihen Berhältnifien 
der Abſchluß eines Miethvertrages gehört, aud zur Abſchließung biefes 
Vertrages nnd Uebernahme des burd die ärariſchen Gebühren nicht ger 
dedten Miethzinfes auf die Gemeinverenten verpflichtet erfcheint. — Somit 
ft die im $. 13 normirte Verpflichtung der Gemeinde nicht bloß eine 
formelle, fondern auch eine materielle und es ift nur nicht gejagt, daß fie 
auch eine definitive ift, da turd die an die Gemeinde geftellte Anforderung 
einem auf $. 23 gegründeten Nüdgriffe ver Gemeinde an das Land bezüglich 
der von ihr übernommenen Miethzinsleiftung in feiner Weife präjubicirt ift. 

Wenn bie Befchwerte die Möglichkeit, auch andere Gebäude zur 
Unterbringung des Truppenfpitald zu beftimmen, hervorhebt, fo iſt darauf 
zu bemerken, daß die Gemeinde im Wominiftrativverfahren nur das eine 
Gebäude zu dem erwähnten Zwede bezeichnet umd von dem Vorhandenſein 
anderer geeigneter Localitäten keine Erwähnung gemadt bat. Es kann 
daher der mit ber angefochtenen Entfheidbung an die Gemeinde ertheilte 
Auftrag rüdfihtli der Miethe des befagten Gebäudes deshalb als un- 
gefeglich nicht angefehen werden, weil dasſelbe von der Gemeinde jelbfi, 
weldher, wie oben bargeftellt, die Verpflichtung zur Beiftellung ber bes 
nöthigten Räumlichkeiten obliegt, bezeichnet, fonach von derfelben ausgewählt 


worben ift. 
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Durch die angefochtene Entſcheidung wird der Gemeinde das Recht 
nicht benommen, für die Zufunft ein anderes Local, deſſen Eignung vor⸗ 
außsgefegt, auszuwählen. 

Der mit der angefochtenen Entſcheidung an vie befchwerbeführenve 
Stadtgemeinde Sambor ergangene Auftrag in Betreff der Ausführung ter 
von der Localcommiſſion nöthig - befundenen Herftellungen, bezw. Repara- 
turen, ift, nachdem dieſe Stadtgemeinde als Beifteller der Realität Nr. 49 
für den gedachten Zwed erjcheint, dadurch begründet, daß nad 8. 35 des 
Einquartierungsgef. dem Beifteller die Erhaltung der übergebenen Objecte 
im brauchbaren Stanbe obliegt, wobei noch hervorzuheben kommt, daß in 
ber Bejchwerbe nicht behauptet worten ift, daß die verlangten Herftellungen 
dad gefetlihe Maß überfchreiten. 

Dem Geſagten zufolge mußte die Beſchwerde ald nicht im Geſetze 
gegründet abgewieſen werben. 


Ar. 1344. 


Ueber Art und Maß ber Berpfliätung von Gemeinden zur Beiftellung 
der geeigneten Unterkunft für Militärarrefte nad den y 13 und 24 bes 
inguartierungsgef. vom 11. Juni 1879, R. G. B. Rr. 93. 

Erfenntniß vom 17. März 1882, 3. 5586. 

Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beichwerbe ver Gemeinde Sambor 
ca. Entſcheidung des k. f. Din. für Yandesvertheidigung vom 6. September 
1881, 3. 12932, betreffend die Verpflihtung zur Beiftellung von Militär- 
arreften, nah burchgeführter 3. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.”*) 


Wr. 1343. 


Beamtenüberfiedlungsgebühren. 
Erkenntniß vom 17. Mürz 1882, 3. 578. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerbe des Joſef Winkler, 
k. k. Steuereinnehmers und gewefenen Bezirksſchätzungsreferenten, ca. Ent. 
ſcheidung des k. k. Finanz- Din. vom 22. November 1881, 3. 13255, be⸗ 
treffend die Verweigerung von Ueberfieblungsgebühren, nad) durchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung des f. f. Finanz.Secr. Danzer zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdjeidungsgründe. 


Laut Inhalte der Befchwerbebeilage 1 befand fi Beihwerbeführer 
Joſef Winkler, ald er zum dkonomiſchen Schägungsreferenten und Mitgliede 


*) Siehe Entiheibungsgränte bei Nr. 1343. 
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der Grundftener-Schägungscommiffion in Innsbrud mit Fin.Min.⸗Erlaß 
vom 30. Mat 1870, 3. 7889 ernannt wurde, ald Steuereinnehmers⸗ 
functionär in Steinach. — Laut des vom 8. k. Finanz. Min. mitge- 
teilten Auszuges aus dem Fin.⸗Min.⸗Erlaſſe vom 7. October 1871, 
3. 26435 wurde der Steueramtscontrolor Yofef Winkler zum Steuer⸗ 
einnebmer III. Claſſe im neuen Organismus der Stenerämter ernannt, 
jedoch wurde, wie bie gleihfalld vom Finanz- Min. mitgetheilte Abſchrift 
des Fin.Landesdirectionderlaſſes dto. Innsbrud vom 19. October 1871, 
3. 687 praes. an den Steueramtscontrolor IL Claſſe in Steinach Joſef 
Winkler befagt, berjelbe bis auf Weiteres als Bezirksſchätzungsreferent bei 
der Grundſteuerregulirung in Verwendung belaffen und daher damals einem 
Steueramte zum Dienftleiftung nicht zugewieſen. 

Es fleht nun außer Zweifel und wird im Zumeifungsbecrete vom 
15. November 1879, 3. 1440 praes. ausdrücklich ausgeſprochen, daß die 
Zuweifung des Beihwerbeführers in feiner befinitiven Eigenfchaft ald Steuer⸗ 
einnehmer, alfo nicht in ber eines zeitweilig bei der Orunpfteuerregulirung 
verwendeten Beamten erfolgte, woran der Umftand nichts ändert, daß Joſef 
Winkler in Verwendung bei der Grundſteuerregulirung bis auf Weiteres 
belafjen und eine Zuweiſung besjelben zur Dienftleiftung bei einem Steuer- 
amte damals nicht vorgenommen wurde. Da aber Bofef Winkler bie 
Beförderung vom Steueramtscontrolor II. Claſſe zum Stenereimehmer 
IH. Claſſe laut vom Finanz Min. mitgetheilter Abjchrift eines mit ihm 
am 23. Jänner 1882 aufgenommenen Protokolles im Jahre 1870 an⸗ 
gefucht bat, fo kann er, da er zubem in utili und honorifico gewann, an« 
läßlich der in feiner definitiven Eigenſchaft erfolgten Zuweifung nah Telfs 
gemäß Hofbecret vom 13. September 1804, Gub.⸗Erlaß vom 20. Juni 
1816, tirol. Brov. ©. ©. 3. Bd., II. Thl., ©. 239, Nr. 32 die normal» 
mäßigen Ueberfieblungsgebühren nicht anjprechen und mußte daher die Be⸗ 
ihwerbe nah 8. 7 bes Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 187€ 
Nr. 36 abgemwiejen werben. 


Ar. 1346. 


— ——— —— — 


Bebührendbehandlung einer Tauſchabſonderung und Arrondirungstäuſche. 
Erkenntniß vom 21. März 1882, 3. 878. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Anton Badl 
und Genofjen ca. Entſcheidung des k. f. Finanz Min. vom 18. Juli 1881, 
3. 12533, betreffend die Gebührenbemeffung von einem Geſellſchaftsauf⸗ 
löſungs⸗ und Zaufchvertrage dito. 28. Februar (2. März) 1880, nad 
burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des F. k. Min.-Bice-Secr. 
Nitter v. Froſchauer zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Die Beſchwerdeführer haben dem E. k. Finanzminiſterium 10 fl. 
an Koften des Verfahrens vor dieſem Gerichtshofe binnen 
14 Tagen vom Tage der Zuftellung an zu erfegen.“ 
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Entfdeidungsgründe. 


Im dem vorliegenden Vertrage hatten Yalob Badl sen., Yalob 
Badl jun., Ignaz Babl und Anton Badl das gemeinſchaftliche Eigenthum 
an einer Keibe von Orundobjecten, welches fie kraft eines zwiſchen ihnen 
beftandenen Gefellichaftövertrages vom 11. November 1872, refp. 28. Jänner 
1873, der biemit für aufgelöft erflärt wurde, beſeſſen hatten, unter bie 
einzelnen Miteigenthümer phufifch getheilt, wobei auf den Umftand, daß dem 
Jakob Badl sen. *,, jebem ver übrigen Befiger "/, Antheil iveell zu- 
geflanden war, Nüdfiht genommen worden ifl. Die Finanzverwaltung 
bat von diefem Rechtögefchäfte, welches von ben Kontrahenten als „Geſell⸗ 
Ihaftsauflöfungs- bezw. Zaufhvertrag“ benannt wurde, die Gebühr der- 
art bemeflen, daß von dem mit 94.114 fl. 5 kr. ermittelten Geſammtwerthe 
zunächft '/, mit 18.882 fl. 81 Tr. als den einzelnen Theilhabern bereits 
vor der Theilung ideell eigenthlimlich ausgeſchieden und nur von dem reſt⸗ 
lichen Werthe pr. 75.291 fl, 24 kr. die Percentualgebühr mit Ruckſicht auf 
bie Dauer des verbüderten Vorbeſitzes der einzelnen Objecte gefordert 
worden if. 

. Die vorliegende Beſchwerde ficht jebod) biefe Gehührenvorfchreibung 
an, weil durch den fraglichen Vertrag eine Bermögensübertragung nicht 
flattgefunden babe und wenn man auch dies annehmen wollte, die Be- 
fhwerbeführer nad dem Gef. vom 3. März 1868, R. ©. B. Nr. 17 
aus dem Zitel der Arrondirung bie Gehührenfreibeit für das fraglicde 
Rentegeinäf zu beanfpruchen berechtiget feien. 

V. ©. Hof konnte jedoch nach feiner Richtung dieſen Anſpruch 
für — begrundet anſehen. — Nach $. 829 des a. b. ©. B. war vor 
der Theilung jeder der vier Miteigenthümer vollſtändiger, nur durch die 
gleichen Rechte ſeiner Mitgenoſſen beſchränkter Eigenthümer feiner Ver⸗ 
mögensantheile an jedem Grundſtücke. — Hieraus folgt, daß die Erwerbung 
der übrigen ideellen Antheile bezw. ihres Werthes nur durch bie Ver⸗ 
äußerung Seitens ihrer bisherigen Eigenthümer ftattfinden konnte, fomit 
durch eine Bermögensübertragung, welche als eine Uebertragung des Eigen- 
thumes an einer unbeweglichen Sache nad der Tarifpoft 106 A 2 des Gel. 
vom 9. Februar 1850 behandelt werden mußte. 

Diefe Gebührenbehandlung entfpriht auch den Grundſätzen, welche 
in Abficht auf tie Errichtung und Auflöfung des Miteigenthumes im Abf. 6 
ber Borerinnerungen zum Karife des Gef. vom 9. Februar 1850 vor« 
gezeichnet find. — In dem Umftande, daß jeder der Geſellſchafter bie 
fremden Eigenthumsrechte gegen Hingabe feiner eigenen Rechte erwarb, 
lagen alle Elemente, melde gemäß $. 1045 des a. b. G. B. ben Begriff 
eines Tauſchvertrages bilden. — Es lag fomit feine Gefegwibrigfeit vor, 
wenn bie Sinanzbehörben gemäß Tarifpoſt 97 des Gef. vom 13. December 
1862, R. ©. 3. Nr. 89 vorgegangen waren und ben Tauſchwerth 
ber bezüglichen Vermögensantheile der Gebührenbemeflung zu Grunde ge- 
legt haben, 

Die Behauptung der Beſchwerdeführer, daß ihnen für das vorliegende 
dechegeſwan bie Gebührenfreiheit aus dem Gel. vom 3. März 1868, 

G. 8. Nr. 17 zuſtehe, ift ebenfowenig begründet. Der 8. 1 bes 
Se vom 3. März 1868 gewährt die Gebührenfreiheit dann, wenn durch 
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Tauſch von Grundſtücken, die ber lanbwirtbichaftlihen Benützung gewinmet 
find, eine Arrondirung bed Beſitzes des einen ober anderen taufchenben 
Theiles bewirkt wird. Diefer gefeglihen Beftimmung liegt der allgemeine 
Begriff der Arrondirung zu Grunde, welde vorausſetzt, daß zwei ober 
mehrere Grundeigenthümer ihre Grunpftüde in eine Maffe vereinigen, aus 
welcher Jedem fein früherer Orunpbefig nach Verhältniß der Größe und 
Güte, und zwar thunlihft im Zufammenbange und in einer für die Be 
wirthſchaftung günftigen Rage vorbehaltlich der Werthausgleichung im Gelde 
oder in anderen Vortheilen wieder erfeßt wird, 

Ein derartiges Taufhgefhäft, wie ſolches aud der 8. 2 des Bel. 
vom 3. März 1868 vorausfegt, wurde jebod im vorliegenden Yale nicht 
abgeichlofien. Hier beftand vor ber Auftbeilung der einzelnen Grund- 
parzellen nur Ein Eigenthümer (8. 828 des a. b. ©. B.) nämlich bie 
Geſellſchaft, welche, wie die Beſchwerde felbft angibt, zum Bmede hatte, 
Grundſtücke anzulaufen und ald Bauarea zu verwertben. Wenn bei deren 
Auflöfung und Theilung des gemeinfhaftlihen Vermögens (88. 841 und 
1215) die legtere in einer für bie künftige landwirthſchaftliche Benützung 
vortheilhaften Weife vorgenommen wurde, fo lag hierin nach dem oben 
Bemerkten feine Arrondirung im Sinne des Gef. vom 3. März 1868, 
welche die Gebührenfreiheit des vorliegenden Vertrages hätte begründen 
können. Die beigebradhten Zeugniffe der betreffenden Gemeindevorſtände, 
daß eine Arrondirung erzielt wurde, würden nach 8. 8 des cit. Geſetzes von 
maßgebendem Belange fein, wenn vorläge, daß ein Grundtauſch zwiſchen 
einzelnen Grundbeſitzern ftattgefunden hätte, was jedoch nicht ber Fall 
war, indem nur Bermögensantheile Gegenftand bed Taufches geweſen find. 

Die Beihwerde mußte daher abgewiefen werden. — Die Berfällung 
in die Koften beruht auf $. 40 des Gef, vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 86. 


Ar. 1347. 
Gebühr von in einer und bderfelben Rechtsurkunde enthaltenen Rechts⸗ 
geſchaͤften verfchiebener Urt. Beitritt als Bürge und Bahler. Rovation. 
Erkenntniß vom 21. März 1888, 3. 574. 


Dee k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerde der mähr. Escompte: 
bant in Brünn ca, Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 14. April 
1881, 3. 8975, betreffend die Gebührenbehanplung einer Creditverſiche⸗ 
rungsurkunde dio. 21. Februar 1874, nad durchgeführter d. m. Ver⸗ 
handlung umd Anhörung des Adv. Dr. Alois Klob, fowie bes k. k. Min.» 
Bice-Seer. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird, infoweit nicht be» 
rädfichtiget wurde, daß bie nah Scala I für die Siderftel- 
[ung des von der Brünner Bank der Firma Reiner & Comp. 
gewährten Eredites vorgefhriebene Gebühr nur auf Grund 
eines Betrages von 10.000 fl. zu entrichten gewejen war, nad 
8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 aufgehoben, im Uebrigen wirb die Beſchwerde als un- 
begründet abgewiefen.“ 
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Entſcheidungsgründe. 


Mittelſt einer Urkunde vom 81. Jänner 1874 hatten Wilhelmine 
Keiner und Auguft Reiner dem W. U. Waſchitz in Brünn, weil biefer 
ber Firma Reiner & Comp. einen Credit von 50.000 fl. eröffnet hatte, 
für alle hieraus erwachſenden Berbinblichkeiten mehrere ihnen gehörige 
Realitäten in Zuras und Satfhan als Hypothek eingeräumt. In einer 
zweiten Urkunde dto. 21. Webruar 1874 — deren Gebührenbehandlung 
Gegenſtand ber vorliegenden Streitfache ift — wird zunächſt conftatirt, daß 
die damals beftandene Brünner Bank in Brünn ber Firma Reiner & Comp. 
gleichfalls einen Erebit, und zwar von 20.000 fl. gewährt, wovon 10.000 fl. 
zur Abftogung des gleichen Betrages von dem obenerwähnten durch Waſchitz 
der genannten. Firma -gewährten Credite beftimmt find. 

Zur Regelung diefed Verhältnifjes wurde weiter im Wefenlichen Fol⸗ 
gendes vereinbart: 1) Die Firma Reiner & Comp. verpflichtet fih, alle 
Forderungen der Brünner Bank pünktlich zu bezahlen, im Falle des Ver⸗ 
zuges 10 Percent Verzugszinfen zu bezahlen u. f. w. Allen dieſen Ver⸗ 
pflichtungen treten die Hypothekbefitzer Wilhelmine Reiner und Auguft 
Keiner ſolidariſch als Mitfchuloner bei. 2) Die Firma Reiner & Comp. 
erllärt, daß der von W. U. Waſchitz eingeräumte Credit von 50.000 fl. 
in voller Höhe erſchöpft und daß fie demnach diefen Betrag an W. U. Waſchitz 
ſchuldig ift. Die Hnpothefbefiger Wilhelmine und Auguft Reiner ertheilen 
ihre Einwilligung, daß biefe Umwandlung der Erebitforderung von 50.000 fl. 
bei den bezüglichen Satzpoſten grundblicherlich ausgezeichnet werde. 3) W. A. 
Waſchitz cedirt fohin von dieſer Schulpforderung ben XTheilbetrag von 
10.000 fl. der Brünner Bank und ertheilt die Bewilligung, daß die Ueber. 
tragung dieſes Theiles von 10.000 fl. bei den ihm an ven obigen Rea⸗ 
Iitäten zuftehenden Pfandrechte, und zwar mit der Priorität vor den 
reftlihen 40.000 fl. grumbbücderli ausgezeichnet werbe. 4) Zur Sicher⸗ 
ſtellung bes weiteren Theilbetrages von 10.000 fl. bes von der Brünner 
Bank der Firma Reiner & Comp. gewährten Credites, dann ber 10 per- 
centigen Berzugszinfen und eines Marimalbetrages pr. 3000 fl. für even- 
tuelle Nebengebühren beftelen Wilhelmine Reiner und Auguft Keiner dies 
felben bereit erwähnten, ihnen gemeinschaftlich gehörigen Healitäten 
als Hypothek und bewilligen die grundbücherliche Einverleibung. — Zu⸗ 
gleich räumt W. U. Waſchitz dieſer Geſammtforderung von 10.000 fl., 
10 Bercent Berzugszinfen und 3000 fl. Nebengebühren die Priorität vor 
dem ihm an venfelben Realitäten für bie reftlihe Forderung von 40.000 fl. 
zuftehenden Pfandrechte ein. 

Die Finanzverwaltung nimmt nun für die in der gebacdhten Urkunde 
vom 21. Februar 1874 vereinbarten Rechtögefchäfte außer der für biefelbe 
bereits nad Scala II entrichteten Gebühr von 62 fl. 50 fr. aus de 

fichergeftellten Credite pr. 20.000 fl. noch folgende der mähr. Escompte⸗ 
bank als Rechtsnachfolgerin der fufionirten Brünner Bank vorgeſchriebene 
Gebühren in Anfpruh: 1) Für den Beitritt der Wilhelmine Reiner und 
des Auguft Reiner als folidarifche Mitſchuldner für den von der Brünner 
Dank der Firma Reiner & Comp. gewährten Crebit von 20.000 fl. die 
Gebühr nah Scala II 62 fl. 50 kr.; 2) für die Ceſſion des W. 4. 
Waſchitz an die Brünner Bank von 10.000 fl. nah Scala II 31 fl. 25 kr.; 
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3) für die Pfanpbeftellung rüdfichtlih eined Betrages von 3000 fl. 
an Nebengebühren nah Scala II 10 fl.; 4) (über Anorbnung bes 
Finanz Min. anläglih der Entfcheidung über den Recurs der mähr. Es⸗ 
comptebank) für die Schuldanerlennung Seitens der Firma Reiner & Comp. 
gegenüber W. A. Waſchitz über 50.000 fl. nah Scala II pr. 156 fl. 
25 kr., dann für die Prioritätsabtretung bie fire Gebühr von 50 kr. 

Die vorliegende Befchwerde hat dieſe Gebühren im Allgemeinen 
angefochten, weil für bie Erebitgemährung und Hypothekbeſtellung über 
20.000 fl. ohnehin die Gebühr nah Scala II mit 62 fl. 50 k. um 
mittelbar entrichtet worben fei, die übrigen Rechtsgeſchäfte aber nur gegen- 
feitig zufammenhängende Beftanbtheile des gedachten Hauptgefchäftes, daher 
nad $. 39 des Gef, vom 9. Februar 1850 gebührenfrei feien; übrigens 
Wilhelmine Keiner und Auguft Keiner, und zwar Erftere öffentlicher Ge⸗ 
ſellſchafter, Letterer anfänglich ftiler, dann auch öffentlicher Gefellfchafter 
der Firma Reiner & Comp., fomit perfönlih haftbar für die von biefer 
Firma eingegangenen Berpflichtungen gewefen feien. 

Die über Unorbnung des Finanz Din. vorgefchriebene Gebühr von 
156 fl. 25 fr. wird weiters aber auch deshalb für gejegwibrig angefehen, 
weil durch dieſe Verfügung der Inftanzenzug verkürzt worden fei und weil 
überhaupt die gedachte Gebühr, nachdem fie ſich Lebiglih auf ein zwifchen 
ber Firma Reiner und W. 4. Waſchitz abgefchloffenes Rechtsgeſchäft be- 
ziehe, nicht einmal der Brünner Bank, noch viel weniger. ber mährifchen 
Escomptebant auferlegt werden konnte und nachdem fie anläßlich der Fuflo- 
nirung beider Banken im Jahre 1876 feitens des Aerars nicht termin« 
gemäß angemelbet und Liquibirt worben fei (Art. 243 und 247 bes Hans 
delsgeſetzbuches). 

Der V. G. Hof konnte jedoch den Vorgang der Finanzbehörden, 
inſoferne fie für jedes der in der fraglichen Urkunde vom 21. Februar 1874 
enthaltenen Rechtögefhäfte (1—4) eine befondere Gebühr geforbert haben, 
nit für geſetzwidrig anſehen. Nah 8. 39 des Gebührengef. vom 9. Fe⸗ 
bruar 1850 muß, wenn in einer und berfelben Rechtsurkunde Rechts⸗ 
gefchäfte verſchiedener Art enthalten find, für jedes einzelne Rechtsgeſchäft 
die gefeglich entfallende Gebühr entrichtet, folglih die Urkunde nach dem 
für die verfchievdenen Gefchäfte entfallennen Gefammtbetrage der Gebühr, 
unter Berädfihtigung ber Natur jedes einzelnen Geſchäftes der Abgabe 
unterzogen werden. Bon dieſem Grundſatze, ber die Regel enthält, läßt 
die cit. Gefegesftelle nur dann eine Ausnahme zu, wenn die gebachten 
mehreren Rechtögejchäfte gegenfjeitig zuſammenhängende Beftanbtheile des 
in der Urkunde enthaltenen Hauptgeſchäftes ausmachen. 

Nah der Anfiht des V. ©. Hofes wird aber biefe Vorausfegung 
nur bann zutreffen, wenn die einzelnen Rechtögefchäfte einen nach dem 
Civilrechte nothwendigen oder doch regelmäßigen Beftandtheil des Haupt⸗ 
geichäftes ausmachen. Im vorliegenden Falle handelt es fih um bie Ge⸗ 
bührenbemeflung von einer Urkunde, melde von ben Contrahenten feldft 
als „Krebitverficherungsurkfunde“ bezeichnet und als deren nächſter Zweck 
ausdrücklich die Sicherftellung eined von ber Brünner Bank ber Firma 
Keiner & Comp. gewährten Kredites von 20.000 fl. angegeben worben 
ift. — Diefe hypothekariſche Sicherftellung erfcheint demnach als das Haupt⸗ 
gejhäft der fraglichen Urkunve, für welches die Gebühr nad) Scala II bei 
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Art. 250 des Handelsgeſetzbuches jene ſolidariſche Haftungkverbindlichleit 
nicht begründen konute. 

2) Die Schuldanerkemung der Firma Reiner & Comp. gegenüber 
dem W. U. Waſchitz für 50.000 fl. ſtellt fi nad $. 1376 des a. b. 
G. B. als eine Novation dar, weil daB durch bie Sreditgewährung be⸗ 
gräntete Recdtöverhältuig (pactum de contrahendo) nun in einen Dar- 
Ichensvertrag Abergegangen if, daher der Rechtögrund ber Forderung fi 
geändert hat. — Es war daher die Vorſchreibung einer Gebühr nad 
Scala II aus 50.000 fl. im Hinblide auf den $. 38 des Gef. vom 
9. Februar 1850 und die Tarifpoft 36 bes Gef. vom 13. December 1862 
gerechtfertigt. 

3) Rad der ganzen Rechtslage, wie fie der Inhalt ber Urkunde 
vom 21. Februar 1874 bietet, war jebody bei der Gebührenbemeſſung von 
der letzteren auch auf bie Gebühr Rückſicht zu nehmen, weldye bei Auf- 
nahme diefer Urkunde entrichtet worden war. — Es ift konſtatirt, daß dieſe 
letztere Gebühr pr. 62 fl. 50 fr. den vollen Kredit, welden bie Brünner 
Dank der Firma Reiner & Comp. mit 20.000 fl. gewährte, nad bem 
Ausmaße der Scala II zur Grundlage hatte. 

Aus der citirten Urkunde ergibt ſich jedoch, daß zur tbeilweifen Ab- 
flogung diefer Tetteren Krebitfumme W. A. Waſchitz von feiner Schuld- 
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forderung an bie Firma Heiner & Comp. pr. 50.000 fl. den Betrag 
von 10.000 fl. der Brünner Bank cedirte und daß von Waſchitz rüdficht- 
(ich diefes Letrages auch das Pfandrecht an die genannte Bank büchertich 
übertragen worden ift, ohne daß es einer Intervention feitens der Wil- 
belmine und des Auguft Reiner bedurfte. — Im Abſ. 4 der Urkunde vom 
21. Februar 1874 haben die Ebengenannten ihre Realitäten der Brünner 
Bank auch nur zur Sicherftellung des weiteren Theilbetrages von 10. 000 fl. 
bes der Firma Keiner & Comp. gewährten Kredites pr. 20.000 fl. als 
Hypothek eingeräumt. — Es war demnach bei Bemefiung der Geſammt⸗ 
gebühr für bie in der Urkunde vom 21. Februar 1874 vereinbarten Rechts⸗ 
geſchäfte der bereits bei Errichtung dieſer Urkunde für die Hypothekbeſtellung 
feitens der Wilhelmine und des Auguft Reiner, da diefe nur bezüglich 
eined Krebitbetrages8 von 10.000 fl. zu entrichten war, unmittelbar be» 
zahlte Mehrbetrag von ILfl. 25 fr. in Anrechnung zu bringen. — Nach⸗ 
dem dies jedoch feiten® der Finanzverwaltung nicht flattfand, mußte der 
8. ©. Hof in diefer Richtung die angefochtene Entſcheidung aufheben. 
Belangend fchlieglih die Einwendung, baß ber Inſtanzenzug durch 
die vom 8 k. Finanz Min. im Recurszuge verfügte Borfchreibung ver 
Gebühr für die Schuldanerkennung von 156 fl. 25 kr. geſetzwidrig ver- 
kürzt wurde, fo widerlegt fich dieſe durch bie jeden weiteren Inflanzenzug 
gegen bie oberfte Entjcheidung des Finanz⸗Min. ausfchliegende Beftimmung 
des 8. 78 des Gebührengeſ. vom 9. Februar 1850 von felbft. 
Die Heranziehung der mährifhen Escomptebank zur Gebührenent- 
rihtung in dem gegenwärtigen Valle war kein Gegenfland der Anfechtung 
im abminiftrativen Recurſe an das k. k. Finanz⸗Min.; es iſt daher die 
Beſchwerde in dieſer Beziehung adminiftratio nicht ausgetragen, konnte 
ſomit nad $. 5 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876. 
Nr. 36, keinen Gegenftand ver Erwägung für den V. ©. Hof bilden 


Ar. 1348. 


Bebäubefteuer von Gemeindehäufern. 
Erfeuntniß vom 21. März 1882, 3. 570. 


Der . 1. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde der Kommune ber 
Reihehaupt- und Reſidenzſtadt Wien ca. Entſcheidung des k. k. Yinanz- 
Min. vom 23. April 1881, 3. 10493, betreffend die Beſteuerung der 
Markthallen, Schlahthäufer und Notbftallungen, nach durchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Theodor Kratly, jowie bes 
k. k. Min.Secr. Johann Kolazy zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiejen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens wird nit auferlegt.“ 


Entfcheidungsgründe, 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde ausgefproden, baß bie 
der Commune der Stadt Wien gehörigen Gebäude als Markthallen, 
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Schlachthãuſer und Nothſtallungen, nad dem Zinsertrage ftenerpflichtig 
find, d. i. der Zinsfteuer und infoferne tiefelben aus dem Titel der Bau- 
führung die zeitliche Befreiung von der Zinsſtener genießen, ver 5 percent. 
Steuer vom reinen Ertrage derſelben umterliegen. Zugleich hat das 
k. k. Finanz Min. bewilligt, daß die in Rebe ftehenden Gebäude erfi vom 
Jahre 1877 angefangen in Befleuerung gezogen und bie von den Noth- 
ſtallungen für die Jahre 1873, 1874 und 1875 bemefienen Steuern ganz 
abgejchrieben werben. 

Wenngleich das k. E. Finanz Min. mit der angefochtenen Entſcheidung 
die von ber Commune recurrirte Entſcheidung der nieder-öfterr. k. k. Fin.- 
Landesdirection vom 5. Februar 1877, 3. 11851, im Betreff der von 
den zehn Rothflallungen für die Jahre 1873, 1874 und 1875 bemefienen 
Steuern im Wege Rechtens aufrecht erhalten hat, fo ift durch die gleich⸗ 
zeitig mit biefer Min.-Entfheivung bewilligte gänzliche Abſchreibung der 
für die legterwähnten drei Jahre vorgejchriebenen Stenern von diejen 
Nothſtallungen, die Beſchwerde von ber abminiftrativen Behörde gegen- 
ſtandslos gemadıt, daher iſt der B. ©. Hof auch nicht in der Lage, fid 
in die Prüfung ter auf viefe Steuerbemeffung Beziehung habenden Aus- 
fprädye der Finanzbehörden einzulaffen, nachdem durch tie verfügte Steuer- 
abjchreibung die Commune über ihren Recurs einen Erfolg erzielt hat, 
welder, wenn er erft nah Einbringung der Beichwerbe beim V. ©. Hofe 
erreicht worden wäre, in Gemäßheit des 8. 44 des Geſ. vom 22. Oc⸗ 
tober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 als Klaglosftellung betrachtet 
werden und die Einflellung bed Verfahrens vor dem B. ©. Hofe zur 
Folge haben müßte. 

Infoferne aber die Commune die Steuerimmunität für dieſe Ge⸗ 
bäude überhaupt in Anfprud nimmt, weil fie zu Öffentlichen Zweden vers 
wendet, als Polizeigebäubde von der Steuer frei zu laflen wären, konnte 
ber V. ©. Hof die Beſchwerde als begründet nicht erfennen. — Die 
Binsftenerpflicht fämmtliher Gebäude und nidht nur ber Wohngebäude in 
Orten, in welden bie urſprüngliche Hauszinsſtener auf Grund ber a. h. 
Entfhließung vom 233. Februar 18230 (Poli. G. S. 47. Br. ©. 699) 
eingeführt worden iſt, wie in Wien, dann in Orten, auf weldye bie mit 
biefer a. h. Entſchließung eingeführte Hauszinsftener zufolge Punkt 4 lit, a 
des Taif. Patente® vom 10. October 1849, R. ©. B. Nr. 412, und 
zwar auf alle Gebäude folder Ortſchaften, in welchen wenigftens die Hälfte 
ber Wohngebäude einen Zinsertrag durch Vermietung abwirft, wie in 
Simering, ausgebehnt wurde, ergibt fih aus den Beſtimmungen ber be= 
rufenen a, 5. Entſchließung, der zu derfelben erlaffenen Inſtruction zur 
Erhebung der Hauszinserträgniffe umd der zur Ausführung des bezogenen 
faif. Patentes erlafienen FYin.-DMin.-VBerorbnung vom 9. Augufl 1850, 
R. ©. B. Nr. 333, auf welde das Patent ausdrücklich als auf das 
maßgebende Directiv binweift. 

Denn wenn auch im $. 1 ber a, h. Entichließung vom 23. Februar 
1820 beflimmt wird, daß ber Gebändeſteuer alle Wohngebäude unterliegen 
und im $. 3 ausgeführt wird, daß die Wohngebänbe entweber nach bem 
wirklichen oder möglichen Zinsertrage oder im Wege der Claffification der 
Berfleuerung unterzogen werben, wird bod in den weiteren Anorbnungen 
biefer a. h. Entſchließung ver Unterfchied zwifchen den nad dem Zind- 
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ertrage und jenen im Wege der Claifification zu beftenernden Gebäuden 
feftgehalten und es beftimmt ber $. 4, baß nad dem Sindertrage bie 
Gebäude in der Reſidenzſtadt Wien u. f. w. der Verftenerung unterzogen 
werben, aljo nicht blos Wohngebäude, während der 8. 18 ausdröclich 
bervorhebt, daß der Clajfification nur Wohngebäude, d. i. ſolche, welche 
Beftandtheile in fi fafien, die als Wohnung wirklich benützt werben, ober 
zu biefer Benützung beftimmt find, unterliegen und im 8. 19 noch über- 
dies erfärt wird, dag Gebäude, welche keine Wohnungsbeftandtheile in fich 
faflen, wie 3. B. Scheuern, Stallungen, Schüttläften, fein Gegenftand ber 
Slaffification find. 

Aus diefen Beflimmungen geht klar hervor, daß ber Geſetzgeber in 
Orten, in welden die Befteuerung ber Gebäude nad dem Zinsertrage zu 
erfolgen Bat, jene Einfchränfung auf Wohngebäube, wie fie für bie Be⸗ 
fteuerung im Wege der Claffification pofitivo und negativ ausprüdlid nor» 
mirt wurde, nicht beabfichtigt hat. — Jeden Zweifel in diefer Beziehung 
möfjen aber die Beflimmungen ver SS. 23 und 24 der vorerwähnten 
Inftruction benehmen, welche ausdrücklich hervorheben, daß Hütten, Buden, 
Kramliden — offenbar in die Kategorie von Wohngebäuden nicht gehörende 
Dbjecte --, wenn fie permanent find und die Area, auf der fie ſtehen, 
zum Gebäude gehört, fie nıögen vom Eigenthümer felbft benügt oder einem 
Dritten vermiethet fein, fowie alle übrigen dafelbft nicht ausdrücklich aus⸗ 
genommenen Gebäude in Beziehung auf das Zinserträgniß der Berfteuerung 
unterliegen. 

Im Einklange mit diefen gefeglichen Auordnungen flieht aud das 
Hoffanzleidecret vom 14. April 1840, 3. 9803 (Nr. 59 der nieder⸗öſterr. 
Prov. ©. ©. 22. Bo.) in Betreff der Verfteuerung des Ertrages von 
Hütten und Buben, die der Stadtgemeinde Wien gehören. Im $. 2 ver 
bezogenen Fin.-Min.-Berorvnung vom 9. Auguft 1850 wird beftimmt, 
daß wenn in einer Ortfchaft wenigftend die Hälfte der Wohngebäude einen 
BZindertrag durch Vermiethung abwirft und dieſe Ortſchaft ſich daher im 
Falle des 8. 4 a des kaiſ. Patente vom 10. October 1849 befindet, zu 
veranlaffen ift, daß fänmtliche Gebäude in diefer Gemeinde der Haus⸗ 
zinöfteuer unterzogen werden. — Wenn nun glei im weiteren Ablage 
biefe® Paragraphen angeorbnet wird: „Außer diefen Orten ift die Haus- 
zinsflener nach dem $. 4 des a. h. Patentes nur für die durch Vermiethung 
benügten Wohngebände zu bemefien," fo muß aus dem Gegenſatze ber 
Ausführungsbeftimmung im erften und zweiten Abfage desſelben Paragraphen 
zweifello8 gefolgert werden, daß in Orten, welche ganz der Zindfteuer unter 
liegen, alle Gebäude ohne Unterfchied, ob fie Wohngebäude find oder nicht, 
der Befteuerung nach dem Zinsertrage zu unterziehen find, in andern Orten 
aber die Verfteuerung nad) dem Zinsertrage nur bezüglich der Wohngebäude, 
weldhe im Wege der Vermiethung benützt werben, zu erfolgen hat. 

Nachdem nun in Orten, in welden alle Gebäude nad dem wirk- 
fihen oder möglichen Zinsertrage der Befteuerung unterliegen und auch 
der Haudeigenthümer die eigene Wohnung und die von ihm benügten Be⸗ 
ſtandtheile mit dem Betrage in Anfchlag zu bringen hat, in welchem er 
fie vermiethen würde, wenn er fie nicht felbft benütte (8. 16 der Ber 
lehrung für die Hauseigenthümer, nieder-öfterr. Prov. G. ©. 2. Bd., 
©. 409), fo ift der Umſtand, ob der Ertrag aus einem Gebäube auf 
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einem Mieth⸗ oder anderen Berhältniffe beruht, für die Zinsfteuerpflicht‘ 
von feinem Belange. 

Angefihts der a. 5. Entfchließung vom 26. Februar 1833 (niever- 
öfterr. Prov. ©. S. 15. Bd., Nr. 70), daß von ber Gebäaudeſteuer nicht 
nur diejenigen Gebäude loszuzählen find, welde in dem a. b. Patente 
vom 23, December 1817 zur Exenition bezeichnet werden, fondern aud 
jene, welde feit Einführung der Gebäubefteuer durch eigene von Fall zu 
Gall befannt gemachte a. h. Entſchließungen davon ganz ober in ber darin 
bezeichneten Art losgezählt werben und des Umftandes, daß eine a. b. Ent⸗ 
ſchließung nicht vorliegt, durch welche Polizeigebäube von der Gchäubefteuer 
befreit wären, war der B. ©. Hof nicht in der Lage, die Verweigerung 
ber Befreiung für die in Rebe ftehenden Gebäude von ber Gebäudeſteuer 
als gejegwidrig zu erkennen. Die Conſequenz deſſen ift, daß dieſe Ge- 
bäude, infoferne fie die zeitliche Befreiung von der Zinsftener aus dem 
Titel der Bauführung genießen, der für folhe Gebäude beftehenden 5 per- 
centigen Steuer von ihrem Ertrage nad den jeweiligen Finanzgeſetzen 
unterliegen. Es mußte fonach die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen 
werben. 


Ar. 1349. 


Einlommenfteuer von Plopgeldern und anderen ähnlichen Abgaben an 
e Bemeinden. 


Erkenntniß vom 21. März 1882, 3. 571. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde ter Commune ber 
k. k. Reihehaupt- und Reſidenzſtadt Wien ca. Entſcheidung der nieber- 
öfterr. 8. k. Fin.-Landesdirection vom 25. Mai 1881, 3. 15611, be 
treffend die Verpflichtung zur Eintommenfteuer nah ver III. Claſſe vom 
Einkommen aus den Plaggeldern und den Tramwayabgaben, nad) durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Theodor Kratky, 
fowie des k. f. Min.Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Ge- 
ſetzes vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.” 

Enifcdeidungsgrände. 


Die Befchwerbe ift gegen den Seitens der nieber-öfterr. k. k. Fin.⸗ 
Landesdirection mit der angefochtenen Entjheidung gethanen Ausſpruch ge- 
ridhtet, wonach die von der Kommune Wien bezogenen Platzgelder für 
Hütten, Plachen und Materialpläge bei Häuferbauten, dann die Pauſchal⸗ 
abgeben, welhe an die genannte Commune von der Tramwaygeſellſchaft 
für die Benügung der äffentlihen Pläge und Straßen geleiftet werden, 
der Einfommenfteuer in ber III. Claſſe unterliegen. 

Diefe Entfcheidung geht von ber Erwägung aus, daß im 8. 3 des 
Einkommenſteuerpatentes alle nicht durch die Realſteuer getroffenen Arten 
des reinen Einfommens, welches die Bewohner des Geltungsbereiches dieſes 
Einlommenfteuerpatentes von ihrem perfönlihen Erwerbe ober von ihrem 
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darin verwenbeten Bermögen beziehen, infoweit das Gefet keine Ausnahme 
bewilliget, der Einfommenfteuer unterworfen find. — Da nun die Commune 
Wien eine Steuerimmunität nicht genieße und das hier in Rede ftehende 
Einkommen die Natur einer den Zinsgenuß von einem Capitale vertreten- 
den Rente habe, fo fei dasſelbe nad 8. A III des Eintommenfteuerpatentes 
der Einfommenfteuer iu ver III. Claſſe zu unterziehen. 

Der B. ©. Hof mußte fih zunächſt die Frage vorlegen, ob bie ben 
Gegenſtand der Streitfache bildenden Plaggelver und Trammanabgaben in 
dem Rahmen jener Einkommenarten begriffen find, von welden nad dem 
Saif. Patente, vom 29, October 1849, R. ©. B. Nr. 439 eine Ein- 
tommenfteuer, und zwar nad ber II. Claſſe abzunehmen if. — Us 
"Arten bed in biefe Claſſe zu reihenden Einkommens bezeichnet der $. 4 
des Patentes „Zinfen von Darlehen oder anderen ftehenden Schulpforbe- 
rungen, bie Teibrenten und andere den Zindgenuß von einem Capitale 
vertretende Renten, foweit dieſe Renten nicht in der II. Claſſe begriffen 
find." Ale bier tarativ aufgezählten Arten des nad der III. Claſſe 
ftenerbaren Einkommens ſetzen die Berwendung eines Dermögens, Capitales 
voraus, als deſſen Ergebniß das fteuerbare Einkommen fi herausſtellt. 
Dieſe Auffaſſung ſteht im Einklange mit der im 8. 3 des Einkommen⸗ 
ſteuerpatentes aufgeſtellten Regel über den Gegenſtand der Einkommen⸗ 
ſteuer. Hienach find ausfchließlih des im $. 2 behandelten Einkommens 
von dem der Grund⸗ und Gebäudefteuer unterliegenden Beſitzthume, dann 
ver auf bemfelben haftenden Kapitalien und Renten, alle anderen Arten 
des Einkommens, das die Bewohner der unter dieſem Geſetze begriffenen 
Länder von ihrem perfönlichen Erwerbe oder ihrem in diefen Ländern 
verwendeten Vermögen beziehen, foweit das Gefeg feine Ausnahme 
bdewilliget, der Einlommenfteuer unterworfen. 

Nachdem nun das bier in Trage kommende Einlommen in feine 
der vorerwähnten Arten des in ber III. Claſſe fteuerbaren Einkommens 
gereiht werden kann, fo mußte die angefochtene Entſcheidung als nicht 
begründet aufgehoben werben. 


Ar. 1350. 


Nichtberückfichtigung eines intabnlirten Uceeptationseredites bei Bemeflung 
Her 5percentigen Steuer von Häufern, welde von der Gebäudeſteuer 
ganz befreit find. 


Erkenntniß vom 238. März 1883, 3. 638. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Leopold Ritter 
©. Popper, Gutsbeſitzers in Wien, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. 
vom 22. Suli 1881, 3. 22116, wegen Bemeffung ber 5percentigen 
Steuer des Jahres 1879 vom zindftenerfreien Haufe C.Nr. 569 im 
erſten Bezirke Wiens, nach vurchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Emerich Klimoſch und des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, 
zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgemwiejen. — 
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Der Beſchwerdeführer bat dem FE. f. Finanzminifkerium an 
Koften des Berfahrens vor diefem Gerihtshefe 10 fl. binnen 
14 Tagen nad Zuflellung biefes Erkenntniſſes zu erſetzen. 


Eutigeidungssräünde. 

Die k. E priv. öflerr. Bodencreditanſtalt hatte dem Bejchwerbeführer 
einen Erebit von 250.000 fl. eröffnet, welder anf tefien von ver Haus 
zinöftener zeitlich gamz befreiten Hanfe C.⸗Nr. 569 im ver inneren Stadt 
Bien grundbücherlich verſichert worden war. — Der Befchwerbefährer bat 
num is Anſpruch genommen, daß die Ercompteziufen von biefem Accep⸗ 
tationscredite bei Bemeflung der b percentigen Eteuer nad Art, IV des 
Zinanzgef. vom 22. Mai 1879, R. G. B. Nr. 68 vom Zinsertrage des 
Jahres 1879 im Abzug zm bringen feien, welchen Anſpruch jedoch die 
Tinanzverwaltung abgelehnt hat. 

Da k. k. B. ©. Hof hat die Anfhauung ter Fi 8 
getheilt, daß bier nicht die Borausſetzung bed Art. IV des cit. Yinanz- 
geſetzes zutreffe, wonach bei Bemeffung ver 5percentigen Steuer von ganz 
bauszinsfleuerfreien Gebäuden auker dem anf die Erhaltung des Gebäudes 
gefetlich zugeflandenen Percente nur noch die im Jahre 1879 erweislid 
fällig werdenden Zinfen von den auf dem flenerpflichtigen Objecte ver- 
fiherten Sapitalien in Abzug gebradt werben burften. 

Denn dur die Einräumung eines Credites erwächſt noch Feine 
Capitalsforderung für den Crebitgeber. Um lettere zu begründen, muß 
eine Ummwandinng des pactum de pactando in eine Forberung gefchehen. 
— Es konnte daher daraus allein, daß die k. f. priv. öfterr. Bodencrebit- 
anftalt dem Befchwerbeführer einen Credit von 250.000 fl. gewährte und 
diefer nach $. 14 des allgem. Grundbuchsgeſetzes auf der fleuerfreien Realität 
bes Letzteren pfanbrechtlich fichergeftellt worden ift, wicht die Folgerung ab⸗ 
geleitet werden, daß auf der fraglichen Realität überhaupt ein Capital zu 
Gunſten des genannten Crebitinftitutes grundbücherlich laſte. Cine folde 
Volgerung wäre nämlich nur dann begründet, wenn die Umwandlung ber 
Creditfumme in einen Kapitaldbetrag erfolgt und diefe Umwandlung grund» 
bücherlih eingetragen worden fein würde. Schon and dieſem Grunde konnte 
der B. ©. Hof die vorliegende Beſchwerde nicht für haltbar anjehen. 

Aber felbft dann, wenn die fraglihe Creditſumme als ein intabulirtes 
Capital betrachtet werden Tönnte, was nicht der Fall ift, müßte, damit 
der Art. IV des cit. Finanzgeſetzes Anwendung fände, dargethan fein, daß 
das intabulirte Capital verzinsfih ift, in welchem Falle auch die Höhe 
ber Zinfen nad dem cit. 8. 14 alinea 1 des allgem. Grundbuchsgeſetzes im 
Orundbuche eingetragen fein würde. Dies ift jebech nicht der Fall, wird 
auch vom Beſchwerdeführer nicht behauptet. 

Nachdem nun der Art. IV des Gef. vom 22. Mai 1879 den Be- 
weis der Yalligwerbung von Zinfen und des Betrages berfelben für das 
Jahr 1879 gefordert bat, damit diefelben vom Bruttozinsertrage zur Be⸗ 
meflung ber Spercentigen Steuer abgezogen werben bürfen, ein folder Be⸗ 
weis aber im Abminiftrativverfahren Seitens des Befchwerbeführers nicht 
geliefert worden war, wie dies felbft in der Beſchwerde zugeftanden wird, 
fo war felbft auch von diefem Standpunkte die Beſchwerde Hinfällig. 

Die Einwendung ſchließlich, daß bie k. k. priv. Öfterr. Bobencrebit- 
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anftalt von den fogen. Escomptezinfen aus dem bem Befchwerbeführer ge» 
währten Acceptationscrebite die Einfommenfteuer bezahle, ift für ven vor« 
liegenden Fall ganz irrelevant, da es ſich in biefem nicht um bie Ermittlung 
der Bemeflungsgrundlage für eine Steuer handelt, die nach dem Einkonmen- 
fleuerpatente vom 29. Detober 1849 vorzufchreiben war, daher von einer 
doppelten Belegung eines und desſelben Ertrages nicht die Rede fein kann. 

Der Befchwerbeführer war demnach in jeder Richtung abzumeifen. — 
Die Berfälung in die Koften erfolgte nah 8. 40 des Gef. vom 22. Oc⸗ 
toder 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1351. 
Bann kann die Erwerbfteuer bei gBewerbeüberfiebelung abgeſchrieben 
werden. 


Erkenntniß vom 28. März 1882, 3. 608. 


Der k. k. V. ©, Hof bat Über die Beſchwerde des Ludwig und 
Adolf Scheuer, Biehhändler in Wien, ca. Entjcheidung der mähr. k. k. 
Fin.-Randespirection vom 7. November 1881, 3. 20468, betreffend bie 
verweigerte Abfchreibung der dem Adolf Scheuer vom Biehhandel in ber, 
Steuergemeinde Kunewald vorgefchriebenen Erwerbfteuer, nach burchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung bes k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, 
zu Recht erfannt: 

„Die Bejhwerbe wird al® unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag ber Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entfceidungsgrände. 


Aus Anlaß der Gewerbsanmeldung des Adolf Scheuer vom 2. Jänner 
1880 bat derſelbe unterm 11. Mai 1880 im Zwede der Exrwerbfteuer- 
vorſchreibung die Erklärung abgegeben, daß er bie Ausfuhr von Zucht⸗ 
und Nutzvieh nad) Wien das ganze Jahr und zwar mit dem Stand» ober 
Betriebsorte in Kunewald betreibe, daß er in Wien einen Stall habe, 
worin das Bieh, in Falle e8 nicht verlauft wird, eingeftellt wird und daß 
für ihn bie und da fein Bruder verkauft. ' 

Bom Betriebe diefes Gewerbes wurde dem Adolf Scheuer vom 
I. Semefter 1880 die Erwerbfteuer bei der Steuergemeinde Kunewald, 
als dem angemeldeten Betriebsorte, mit jührlih 15 fl. 75 fr. vor 
gefchrieben. — Am 30. December 1880 überreichte Adolf Scheuer bei 
der k. k. Bezirkshauptmannfchaft in Neutitfchein eine Eingabe, in welder 
angeführt wird, daß er, nachben er den dort angemelveten Viehhandel in 
Wien ausübe, diefes dort angemeldete Biehhandelgewerbe hiemit nieberlege 
und die Bitte flelle, daß ihm die Erwerb» und Einkommenſteuer in Ab⸗ 
ſchreibung gebracht werde. 

Da jedoch über dieſes Geſuch von der k. k. Bezirlshauptmannſchaft 
unterm 31. Jänner 1881 conſtatirt wurde, daß Adolf Scheuer den Vieh⸗ 
handel fo wie früher auch immer fortbetreibt, fo hat die k. k. Bezirks» 
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hanptmannfhaft unterm 15. Yuli 1881 die Ab,chreibung ber Erwerb» 
feuer aus dem Zitel der Anheimfagung verweigert. — Den gegen bdiefe 
Entjheidung eingebrachten Recurs des Ludwig und Adolf Scheuer hat bie 
k. k. Fin.-Landesbirection aus ben vorangeführten Gründen der k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft zurädgewiefen, da dieſer Handel er am 21. Yuli 
1881 bei der Bezirlöhanptmannfchaft in Sechſshaus angemeldet wurde. 

Es ift actenmäßig conftatirt und wird aud in der Beſchwerde nicht 
wiberfprochen, daß der Viehhandel auch nach Ueberreihung des Eteuer- 
abjhreibungsgefuches im Jahre 1881 fortgefegt wurde und zwar fortgefeßt 
murde, ohne daß Adolf Scheuer ſich bei der Neutitfcheiner k. k. Bezirls⸗ 
bauptmannfchaft bei Ueberreihung der Eingabe vom 30. December 1880 
ausgewieſen hätte, daß er den Stenerfchein für den neuen Betriebsort 
Wien erlangt habe. — Nah 8. 9 des Erwerbftenerpatentes vom 31. De- 
cember 1812 darf ohne Ermwerbftenerentrihtung felbft eine fonft freie 
Beihäftigung nicht ausgeübt werten und die Abjchreibung der Erwerbſteuer 
wegen Zurüdlegung des Gewerbes ift nach Hofcanzleideer. vom 11. April 
1816, Polit. ©. S. Nr. 38 durch da8 Aufhören des Gefchäftsbetriebes 

ebingt. 

Handelt e8 fi aber, wie im gegebenen alle, darum, taß Jemand 
feine biöherige der Steuer unterliegende Beihäftigung in der Abficht aufe 
gibt, um fie an einem anderen Orte zu betreiben, fo bat er nad $. 15 
der zufolge 8. 20 des Erwerbfteuerpatentes a. 5. genehmigten Inftruction 
zur Ausführung besfelben vom 14. Yänner 1813 (Prov. ©. ©. für 
Böhmen, 29. Bd., Nr. 37, Beil. 1) eher für ten neuen Standort einen 
neuen Steuerſchein zu bewirken und nad deſſen Erlangung erft bei 
feiner biöherigen Ortsobrigkeit den Steuerfchein zurüdzulegen. 

Angefiht3 des vorerwähnten Thatbeflandes und der berufenen geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen war es ſonach gefeglich gerechtfertiget, da8 Erwerb» 
fleuer-Ubfchreibungsgefuh de praes. 30. December 1880 abzulehnen, 
welches jedenfalls vorzeitig und nicht gehörig inftruirt überreicht wurde, 
wobei es felbftverftänplih dem Adolf Scheuer unbenommen bleibt, unter 
Erfüllung der gefeßlichen Bedingungen ein neuerliche® Steuerabfchreibungs- 
gefuch in Bezug auf den von ihm bei Kunewald verftexerten Viehhandel 
bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Neutitfhein einzubringen. 

Da ſchließlich die bei Kunewald vorgefchriebene Erwerbfteuer nur 
bem Adolf Scheuer, welcher allein das Gewerbe angemeldet gehabt hat, 
bemefjen ift, fo erfcheint in Abficht auf diefe Steuer zu einer Beſchwerde⸗ 
führung nur er, nicht aber auch Ludwig Scheuer legitimirt. — Es mußte 
demnach die Befchwerde als nicht begründet abgewieſen werben. 
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Qt. 1352. 


Gebührenbemeflung bei Theilung einer ehemaligen Berlaffenfhaft nach 
der Binantwortung.*) 


Erkenntniß vom 28. Mär) 1888, 3. 637. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Geſchwiſter 
Ludwig, Johann Baptift, Nicolaus, Dr. Jakob, Georg, Marianna (ver⸗ 
ehelichte Gräfin Marcovich) und Ida (verehelichte Vardabaſſo) de Franceſchi 
zu Seghetto di Umago in Hflrien ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Win, 
vom 15. Juli 1881, 3. 7193, betreffend die Gebührenbemeijung vom 
Zheilungsvertrage dto. 22. November 1878, nach burchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht eyfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 

Den ſieben Geſchwiſtern de Franceſchi war der Nachlaß ihres am 
20. Januar 1850 verſtorbenen Vaters Marc Antonio de Franceſchi am 
13. April 1854 in ihr gemeinfames Eigenthum zu gleichen ibeellen 
Anteilen gerichtlich eingeantwortet worten. — Um 13. Yuli 1878 
ſchritten fie mittelft eines fchriftlihen Vertrages zur theilweifen Theilung 
dieſes vorwaltend in Realitäten beftehenden Eigentums berart, daß vier 
der Gefchwifter, welche bezüglich ihrer ideellen Antheile die Gemeinſchaft 
fortfegen wollten, den drei übrigen, nämlich Georg, Marianna, verehelichte 
Gräfin Marcovich, und Ita, verehelichte Vardabaſſo, ten auf jeden der⸗ 
felben entfallenden Realitätenwerth phyſiſch mit Realitäten im Werthe von 
je 5056 fl. ausgefolgt haben. 

Die Finanzverwaltung hatte in letter Inftanz den Geſammtwerth 
des gemeinfhaftlihen Vermögens mit 38.600 fl. O. W. (abgerundet) 
angendinmen und in dem gedachten Theilungsgefhäfte einen nad Tarif⸗ 
poft 97 zu vergebührenden Tauſchvertrag erblidt, welcher einerſeits zwiſchen 
der Geſammtheit der vier in Gemeinfchaft verbliebenen Theilhaber, welcher 
*/, Antheile zuftehen und anderfeits jedem ber übrigen von der Gemein⸗ 
haft ausgetretenen, zu je "/, berechtigten Theilhaber zu Stande gelommen 
if. — Auf diefer Baſis war nun endgiltig für die vier in Gemeinfchaft 
verbliebenen Theilhaber der Taufhwerth mit 8580 fl., für jeden der aus⸗ 
getretenen Theilhaber mit je 1460 fl. ermittelt und ift jonad von dem 
Sefammttaufchwerthe pr. 12.960 fl. die Gebühr mit 3'/, Percent bemeflen 
worden. 

Die vorliegende Befchwerbe hat diefe Gebührenvorfchreibung in zwei 
facher Richtung angefochten: 1) weil fie in dem fraglichen Rechtsgeſchäfte 
eine nad 8. 4 ter faif. Verordnung vom 19. März 1853, R. ©. 8. 
Nr. 53 zu beurtheilende Erbtheilung erblidt, bei welcher eine Vermögens⸗ 


Übertragung nicht flattgefunden Hatte, daher der Ball einer Gebühren 


®) Vergl. Erkenntniß sub Nr, 783 (Baub IV, Jahrgang 1880). 
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entrihtung nicht eingetreten fei; eventuell 2) daß der Gebührenbemeſſung 
nur ein Realitätenwerth von 35450 fl. D. W. hätte zu Grunde gelegt 
werden follen. 

Der B. ©. Hof konnte, belangend den erſten Befchwerbepunft, den 
Borgang der Finanzverwaltung nicht für gejegwibrig anfehen. — Zunächſt 
muß bemerkt werben, daß auch der B. ©. Hof den 8. 4 der faif. Ber- 
orbuung vom 19. März 1853 im vorliegenden alle nicht anwendbar 
findet, weil tiefe Beftimmung, welde eine Ausnahmöbeftimmung und des⸗ 
halb firenge auszulegen ift, fih nur auf jene Fälle bezieht, wenn eine 
Sade zu einem, mehreren Erben angefallenen Nadlaffe gehört ober 
Segenftand einer mehreren Geſchenknehmern gemachten Schenkung ift. 

Hier könnte felbfiverfländlih nur bie erfle Alternative in Frage 
fommen, aber auch biefe trifft nidht zu. Denn nachdem der Nachlaß des 
Marc Antonio de Franceſchi im Jahre 1854 ſeinen Kindern eingeantwortet 
war, iſt derſelbe in den rechtlichen Beſitz der Letzteren übergegangen und 
bad vom genannten Erblaſſer binterlafjene Bermögen hatte mit biefem 
Beirpuntte aufgehört, eine Verlaſſenſchaft zu fein (88. 797 und 819 bes 

. G. 8). Durch dieſe Einantwortung des Nachlaſſes an die ſieben 
Sefewifter de Franceſchi in ihr gemeinfchaftlihe® Eigenthum ift nad 
8.829 des a. b. G. 8. jeder Theilhaber vollfländiger Eigenthümer feines 
ideellen Antheiles, d. i. eines Siebentels an jedem UObjecte ver Gemein- 
[haft geworden. Es konnte daher die Erwerbung ganzer ©rumbobjecte 
Seitens eines Theilhaber8 nur dadurch ‚Rattfinden, daß er für die Erwer- 
bung der übrigen ®/, Antheile an dem in fein Alleineigentbum übergehen- 
den Objecte feine Eigenthumsanfpräce auf je */, der anderen Objecte bingab. 
In diefem Rechtsgeſchäfte Liegen jedoch die Elemente eines Tauſches 
unbewegliher Sachen im Sinne des $. 1045 te a. b. ©. B. und «8 
war demnach die Behandlung desfelben nad Tarifpoft 97 des Gef. vom 
13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 begründet. Im vorliegenden 
Valle beſaßen die fieben Gefchwifter de Franceſchi gemeinfan Realitäten 
in dem von der Finanzverwaltung mit 38.600 fl. O. W. angenommenen 
Werthe. Es entfiel demnach auf jeden der fieben Genoſſen ein ideeller 
Antheil (mit Weglaffung der Brudtheile) im Wertbe von 5514 fl. Die 
brei aus der Gemeinſchaft ausgeſchiedenen Mitglieder befaßen mithin einen 
Realwerth von 17.042 fl Bei der Ausfcheidung empfing jedoch jeder 
diefer drei Genoſſen einen Realitätenwertb von 5056 fl., fomit zufanımen 
15.168 fl Um nım den Werth der gegenfeitigen Taufchgegenftände zu 
ermitteln, muß von jeber biefer beiden Werthquoten */,, welches ven 
Tauſchenden bereit eigenthümlich zulam, abgezogen werben, wonach ber 
Werth der Taufchgegenftände mit 14.608 fl. und 12.942 fl., geſetzlich 
abgerundet mit 14.620 fl. und 12.960 fl. ſich ergiebt. 

Nah Tarifpoft 97, Anmerkung, ift, wenn die Tauſchgegenſtände bes 
einen Xheile® von minderem Werthe als jene des anderen SCheiles find, 
a) von den erfteren die Hälfte ihres Werthes, b) von letzteren ihr ganzer 
Werth jedoch nach Abſchlag des unter a) berüdfichtigten Werthbetrages ber 
Gebührenbemeflung zu runde zu legen. — Hienach entfiele im vorliegen- 
den Falle ein gebührenpflichtiger Tauſchwerth von 14.620 fl. — Da nun 
die Finanzverwaltung denſelben nur mit 12.960 fl. angenommen bat, jo 
ift für die Befchwerbeführer eine Rechtöverlegung nicht eingetreten. 
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In die Erwägung der angefochtenen Höhe des Gefammtwertbes ber 
Realitäten, welchen bie Beſchwerdeführer nur mit 35.450 fl. D. MW. an⸗ 
genommen wiffen wollen, Tonnte der V. ©. Hof nicht eingehen, nachdem 
bie Legteren im Min.⸗Recurſe lediglich die Gebührenpflichtigkeit des vor- 
liegenden Rechtsgeſchäftes überhaupt beftritten hatten, mithin die Frage 
wegen der Höhe des anzunehmenden Realitätenwerthes abminiftrativ nicht 
ansgetragen if. (8. 5 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 82. 
ex 1876 Nr. 36.) — Ullein felbft wenn ver Healitätenwerth mit 
35.450 fl. angenommen würde, fo entfiele dev der Gebührenbemefjung zu 
Grunde zu legende Tauſchwerth mit 13.020 fl. daher noch immer höher 
old der von der Finanzverwaltung mit 12.960 fl. angenommene Tauſch⸗ 
wert. — Die Beſchwerde mußte demnach abgewiefen werben. ' 


Ar. 1353. 


Preis „befonderer Borlicbe” bei der Gchührenbemeflung. 
Erkenntniß vom 28. März 1882, 3. 604. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerbe ber oberbaierifchen 
Aetiengefellfchaft für Kohlenbergbau zn Miesbach in Baiern ca. Entſchei⸗ 
bung des k. 1. Yinanz- Min. vom 24. September 1881, 3. 19774, be= 
treffend die Gebührenbemeffung vom Kanfvertrage dio. 21. Yuni 1879 
über das Anweſen des Ignaz Steger Nr. 187 am See zu Bregenz, nad 
burchgeführter 8. m. Verhandlung, zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegründet abgewiejen.“*) 


Ar. 1354. 


Un ber Gompetenz ber politifen Berwaltungsbehörden betreffs_ Felt: 
ſtellung des Umfanges ber Gewerberechte in Beziehung auf den Markt: 
verkehr ändert nichts das den Bemeinden aus der Gemeindeordnung zu: 
Fommenbe Recht der Weberwadhung des Marktverkehrs und der Aufficht 
über Maße und Gewichte. — Die Gewerbeordnung kennt Feine Einfchrän: 
Tung des SInflanzenzuges für den Fall gleilautender Entſcheidungen in 
Sewerbefahen. — Marktordnungen ber Gemeinden müflen immer im 
Einflange mit den Anorbnungen der Gewerbeordnung über den Marltver: 
Echr ausgelegt werben und dürfen dem Bewerbegefehe nicht wiberftreiten. 


Erkenntniß vom 80. März 1888, 3. 677. 

Der k. 1. B. ©. Hof Hat Über die Beſchwerde des Stabtrathes 
in PBarbubig ca. Min. des Innern aus Anlaß der Entſcheidung desfelben 
vom 15. September 1881, 3. 13499, betreffend die Berechtigung ber 
Gewerbetreibenden zur Ausftellung und zum Berlaufe von Waaren auf 


*) Siehe Erkenntniß Nr. 984 (Band V, Jahrgang 1881). 
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„Die angefohtene Entfheidung wird nah 8. 7 bes Ge⸗ 
feße8 vom 22. Dctober 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


Entfdeidnugsgründe. 


Das k. k. Minifterium ſtiltzt die angefochtene Entſcheidung, welche ben 
Batron der Pfarre Smolotel für verpflichtet erflärt, zu bem auf 85 fl. 
bezifferten Aufwande für die VBeifchaffung des nöthigen Nutz⸗ und Zrinl- 
waſſers zur Pfarre mit zwei Drittel beizutragen, auf die Erwägung, baß „bie 
gefeglich begründete Verpflichtung der Concurrenz zur Herftellung und Er⸗ 
haltung der Pfarrgebäude, auch die Borforge für den nothiwendigen Triuf- 
und Nutzwaſſerbedarf und da diefer durch Beſchaffung eines Brunnens nicht 
befriedigt werben Tann, für die zur anderweitigen Erreichung des Zweckes 
erforderlichen Borlehrungen in fich begreift. 

Der B. ©. Hof vermochte nicht zu erkennen, daß bie legterwähnte 
Schlußfolgerung der minifteriellen Entfcheidungsgründe mit dem Wortlaute 
und Geiſte de8 Concurrenzuormales vom 18. April 1806, Polit. ©. ©. 
Br. XXVI, ©. 49 im Einflange fiche. — Die ebenerwähnte Geſetzes⸗ 
vorſchrift vegelt bie Beitragspflicht der Koncurrenten bei „Ausbeflerungen 
ber Pfarrgebäude*. Abgejehen von der gegenwärtig nicht zur Entjcheidung 
vorliegenden Frage, ob die Herftellung eines früher nicht beflandenen 
Brunnens, ald deren Yequivalent die Beftreitung der Waflerzufuhrloften 
in der angefochtenen Entfcheirung aufgefaßt wurde, unter die nad jemer 
Vorſchrift zu behandelnden Bauführungen fubfummirt. werben Tanı, ging 
der V. ©. Hof von der Anfiht aus, daß jene Concurrenzvorfchrift jeden» 
falls nur bei wirklich ſtatthabenden Baufällen in Anwendung kommen 
kann. — Dies geht aus jedem Artifel des Geſetzes und insbefondere 
daraus hervor, daß es die Beitragspflicht der einzelnen Concurrenten in 
einer Weiſe regelt, melche die effective Ausführung des Bauprojectes offen- 
bar zur Borausfegung hat. Denn die einzelnen Concurrenten haben nicht 
beftimmte Quoten des ziffermäßigen Bauaufwandes, fonbern den Aufwand 
für Hand» und Zugarbeiten einerfeits, für Daterialen- und Brofeffioniften- 
koſten anderſeits zu tragen. 

Nun conftatirt das k. k. Minifterium felbft in feinen Entſcheidungs⸗ 
gründen und es ift auch durch bie Wominiftrativacten außer Zweifel ge 
ftellt, daß im concreten alle „die Vorſorge für den nothwendigen Nuß- 
und Trinkwaſſerbedarf durch Beihaffung eines Brunnens nicht befriedigt 
werben kann“, da, wie es ſich zeigte, alle Verſuche, einen Brunnen in den 
Berg, auf welchem die Pfarre flieht, zu treiben, erfolglos blieben. — Yür 
eine analoge Anwendung des Concurrenznormales fehlt alfo die geſetzliche 
Borausfegung, „die Aehnlichleit des Falles“ (8. 7), da doch augenſchein⸗ 
Gh ein Fall, wo die Unmöglichkeit, einem concreten Bebürfnifje durch 
eine Bauführung abzubelfen, conftatirt ift, mit einem Yalle, wo ein Bau 
geführt wird, nichts gemein bat. Die Divergenz der Fälle zeigte ſich 
dann auch fofort praktiſch darin, daß der geſetzlich feftgeftellte Concurrenz⸗ 
maßftab als nicht anwendbar fi erwies. Hiezu kömmt, daß, wie bie 
88. 36, 37 des Wafl. Gef. Ichren, die Waflerverforgung nicht immer 
und unter allen Umfländen als eine Angelegenheit ber einzelnen Haus⸗ 
befiger, alfo auch nicht als eine Angelegenheit jener Concurrenzen 
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angejehen unb behandelt werben Ian, welche nad) ven beftehenden Gejegen 
verpflichtet find, gewifie Gebäude zur errichten. 


Bei diefer Sachlage vermodte der B. ©. Hof die Anwendung bes- 
Pfarrconcurrenznormales auf den concreten Fall nicht für gerechtfertigt 
erkennen, weshalb die Entſcheidung nad 8. 7 des Gef. vom 22, October 


1875 aufgehoben werden mußte. 


Ar. 1356. 


gu den Ar 4 aud 13 des ſchleſ. Landesgef, vom 19. Rovember 1863, 

G. Kr. 4, betreffend die Verpflichtung der Ortsgemeinden, die 

—E — — — — und Wege innerhalb ihres Gebietes her⸗ 
zuſtellen und zu erhalten. 


Erkenntniß vom 31. März 1882, 8. 684. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeinde Klein⸗ 
Petersdorf ca. Entſcheidung des ſchleſ. Landesausſchuſſes vom 25. Juli 
1881, 3. 308, betreffend bie Herſtellung eines Fahrweges, nach durch⸗ 
geführter 5, m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Hugo Fur, 


dann bed Adv. Dr. Hans Richter, in Bertretung ber mitbetheiligten Ge⸗ 


meinde Heinzendorf, zu Recht erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.” 


Entfcheidungssründe. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung vom 25. Juli 1881, 3. 3018 
Hat der fchlef. Landesausſchuß erkannt, daß die Gemeinde Klein-Petersporf 
verpflichtet fei, den nothmendigen Gemeinteverbindungsweg auf der zum 
Berbande viefer Gemeinde gehörigen Parzelle Nr. 789 fofort fahrbar 
herzuftellen. — Der Landesausſchuß bat bei dieſer Entſcheidung als That- 
beftand angenommen, daß der gedachte Weg bereitd im flabilen Katafter 
vom Jahre 1836 als „Kommunicationsweg nad Odrau“ angeführt er- 
fheint, daß verjelbe bie virectefte Verbindung zwiſchen Heinzendorf und 
Ddrau bildet und daß biefer Weg als ein öffentlicher Verbindungsweg 
von allen in diefer Richtung verlehrenden Gemeinden thatſächlich benützt 
worden ift. 

Nachdem diefer vom Landesausfchuffe angenommene Thatbeftand, 
welcher übrigens durch die im Apniiniftrativverfahren von der Gemeinde 
Klein-Petersporf abgegebene Aeußerung unterftügt wird, fi weder als 
actenwidrig, noch als ergänzungsbebärftig barftellt, fo hat in Gemäßheit 
des 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. Nr. 36 aud der 
V. ©. Hof auf Grund dieſes Thatbeftandes zu erkennen, 

Die Gemeinde Slein-Petersporf beftreitet die Nothwendigkeit biejes 
Weges und bie ihr aufgetragene Verpflichtung zur Herftellung desſelben 
mit eigenen Mitteln. — Nachdem jedoch der Ausſpruch des Landesaus⸗ 
ſchuſſes bezüglich ber Nothwendigleit dieſes Weges mit den Adminiſtrativ⸗ 
acten nicht im Widerſpruche ſteht und nachdem dies, vorausgeſetzt die Be⸗ 
urtheilung der Frage, ob ein Verbindungsweg nothwendig iſt, als im 
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freien Ermefien der Behörden gelegen angefehen werben muß, nachdem 
ferner diefer vom Landesausſchuſſe als nothwendig erfannte Weg in Ge- 
mäßbeit der Beflimmungen des 8. 4 des ſchleſ. Landesgeſ. vom 19. No- 
vember 1863, Nr. 4 in die Kategorie von Gemeindewegen fällt und nadı= 
dem zufolge $. 13 desſ. Geſetzes jebe Ortögemeinde verpflichtet ift, die 
nothwendigen Gemeindeftraßen und Wege innerhalb ihres Gebietes herzu- 
ftellen und zu erhalten, fo mußte die vorliegende Befchwerde als nicht im 
Geſetze gegründet abgemwiejen werben. j 


Ar. 1357. 


Es beſteht Teine gefehliche Beftimmung, wonach ber Pfarrer das Recht 
ätte, die pflidtmäßige Ausübung des Seclforgeamtes im Umfreife der 
farrgemeinde von ber Beiftelung von Sahrgelegeuheiten abhängig zu 

machen. 


Erkenntniß vom 81. Mär) 1882, 3. 635. 


Der 1.1.8. ©. Hof hat über die Beſchwerde bes Pfarrers Theophik 
Dwmochowski in Jaladmanice ca. Entfcheidung des k. k. Din. für Eultus 
und Unterridt vom 7. Yuli 1881, 3. 16139, betreffend die Enthebung 
ber Gemeinde Siedliska von der Verpflichtung zur Beiftellung von Fahr- 
gelegenheiten zur Ausübung der Seelforgefunctionen, nad burchgeführter 
d. m. Berhandlung und Anhörung des Av. Dr. Ferdinand Hadenberg, 
dann bes k. k. Min.-Bice-Secr. Dr. Frhrn. v. Pidoll, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewiejen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung vom 7. Juli 1881, 3. 16139 
bat das 8, k. Min. für Eultus und Unterricht dem Recurſe bes griedh.- 
kath. Pfarrers in Jalsmanice, Theophil Dmohomwsli, gegen die Entfcheidung: 
ber k. k. galiz. Statthalterei vom 24. Yuli 1878, 3. 28260, mit welder 
die Gemeinde Siedliska unter Aufhebung des Erkenntniffes der Bezirks⸗ 
Hauptmannfchaft in Praemysl vom 21. Februar 1878, 3. 2519 von ber 
ihre mit dieſem Erkenntniſſe auferlegten Verpflichtung zur Beiftelung von 
Fuhren zur Abholung des genannten Pfarrers zur Berrichtung kirchlicher 
dunctionen in Sieblisfa und zur Rückbeförderung besfelben nad) Jaksmanice 
losgeſprochen worden ift, feine folge gegeben. 

Diefe Entfheidung wird in der vorliegenden Beſchwerde zunächſt 
in formellee Richtung deshalb angefochten, weil die Berpflichtung ber 
Pfarrkinder in Sieblisfa zur BVeiftellung der fraglichen Fuhren bereits 
mit dem Erlaſſe der Bezirkshauptmannſchaft in Praemysl vom 21. Auguft 
1877, 3. 12036 ausgeſprochen worden ift, weil ber fpätere, der angefoch- 
tenen Entſcheidung zu Grunde gelegte Erlaß dieſer Bezirkshauptmannſchaft 
vom 21. Februar 1878, 3. 2519 nur eine Ausführung bes erfteren 
Erlaſſes in ſich ſchließt, der erſtere Erlaß aber innerhalb ber Recurgfriſt 
nicht angefochten worden iſt, ſonach aus demſelben dem Beſchwerdeführer 
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bereite Rechte erwachſen und weil demnad die Berwaltungsbehörben nicht 
mehr berechtigt waren, eine dem erftbezogenen Erlaſſe widerſprechende Ent- 
ſcheidung zu fällen. Materiell wird die Min.» Entfcheivung angefochten, 
weil die Berpflihtung der Pfarrkinder in Siedliska zur Beiftellung von 
Fuhren eine felbftverftänpfiche ift, die fich übrigene auch aus mehreren 
fpeciellen Berorbnungen ergibt. 

Die formelle Einwendung, welche fih auf die Rechtskraft des Er: 
laſſes der Bezirkshauptmannſchaft Praemysl vom 21. Auguft 1877, 
3. 12036 fläßt, fand der V. ©. Hof nicht begründet, weil jener Erlaß 
ohne orbnungsmäßiges Verfahren, insbefondere ohne vorausgegangene Ein- 
vernehmung der Gemeinde Siedliska, ergangen war unb baher die Ober- 
behörden auch fpäter berechtigt waren, jenen Erlaß nicht als eine förmliche, 
bie genannte Gemeinde dauernd verpflihtende Entſcheidung anzufehen, 
fondern in eine meritorifche Beurtheilung ber Sache einzugehen. 

Da ferner, anbelangend das Meritun der angefochtenen Entſcheidung, 
eine gefetliche Beftimmung, wonad der Pfarrer das Recht hätte, die pflicht- 
mäßige Ausübung des Seeljorgeamtes im Umkreiſe der Pfarrgenieinde von 
der Beiftellung von Wahrgelegenheiten abhängig zu machen, nicht befteht 
und eine folhe Beftimmung insbefondere weder auß ber, nur die Ertheilung 
bes Religionsunterrichtes betreffenden und auch biefür die Beiftellung der 
Tahrgelegenheit nicht imperativ auflegenden Gub.⸗Verordnung vom 
16. Juni 1826 (galiz. Proo. ©. ©. Nr. 79), beziehungsweife aus dem 
fi als NRepublication barftellenden Gub.⸗Erlafſe vom 20. April 1850 
(galiz. L. ©. 8. Nr. 50) noch aus ber, nur von ber Excurrendoadmini⸗ 
ftration fremder Pfrünben handelnden Gub.⸗Verordnung vom 4. Jänner 1820, 
3. 64674 (galiz. Brov. ©. S. Nr. 4) abgeleitet werden Tann, zumal 
im Gegentheile in legterer Verordnung ausprüdlich gejagt ift, daß, falls die 
abminiftrirte Bfründe Inventorialpferde befigt, nicht einmal der Adminiſtrator 
die Beiftellung einer Sahrgelegenheit Seitens der Gemeinde verlangen kann, 
fo ftellt fi die angefochtene Min.⸗Entſcheidung als gefetlich gegründet dar 
und mußte die Beſchwerde abgewiefen werben. 


Qr. 1358. 


Buerkennung des Heimathsrehtes auf Grund Annahme der Eriftenz eines 

Heimathsſcheines, welcher aber erft im Berfahren vor dem B. G. Hofe 

produceirt wurde, ohne daß deſſen Biltigkeit Seitens der Heimathsgemeinde 
beftritten worden wäre. 


Erkenntniß vom ı. April 1882, 3, 705. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde der Gemeinde Eugen- 
borf ca. Landesregierung in Salzburg und gegen Simon Mitterhofer an⸗ 
läßlich der Entſcheidung der erfteren vom 24. Mai 1881, 3. 2979, be= 
treffend das Heimathsreht des Simon Mitterhofer, nah bdurchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des !. f. Min.-Rathes Ritter v. Spaun, 
zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 

12* 
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Entidieidungssründe. 


Die angefochtene Entſcheidung beruhte auf der Annahme, daß ben 
Zaglöhner Simon Mitterhofer von der Gemeinde Eugendorf ein Heimaths- 
fein dto. 21. December 1869, Nr. 81, deſſen in den Verhandlungen 
Erwähnung geſchah, auögeftellt worden fei. — Wiewohl dieſer Heimaths- 
fein der Zanbesregierung bei Fällung der angefochtenen Entfcheibung nicht 
vorlag, fo kann gegenwärtig, nachdem biefer Heimathsſchein von Mitter- 
hofer vorgelegt und deflen Siltigkeit von der Gemeinde Engendorf, welcher 
die Einfihtnahme von dem Heimathoſcheine freigeftellt worden war, in 
ihrer Duplik nicht beftritten worben ifl, — der von der Ranbesregierung 
angenommene Thatbeſtand ber Ausftellung jenes SHeimathsfcheines nicht 
als uuridhtig ober derzeit ergänzungsbebürftig angefehen unt die ange» 
fochtene Entſcheidung gemäß 8. 32 des Gel. vom 3. December 1863, 
NR. ©. B. Nr. 105 und Mangels einer Beranlaffung zu weiteren Er⸗ 
bebungen im Sinne des 8. 35 des erwähnten Geſetzes nicht als geſetz⸗ 
wibrig erlannt werben. 

Die Befchwerde mußte daher abgemwiefen werden. — Eine Eni- 
fheidung über den von Simon Mitterhofer - angeſprochenen Erſatz ber 
Koften des Berfahrens entfiel, weil diefe Koften nicht liquidirt worden find. 


Ar. 1359. 


Bum $. 26 des Gonfcriptionspatentes vom 25. Ottober 1804 über die 
Decennirung, und zum $. 12 des Gem. Gef. vom 17. März 1849, 8.8.8. 
Nr. 170 über die Quabriennirung. 


Erkenntniß dom 1. April 1882, 3. 654. 


Der k. k. B. ©. Hof Über die Befchwerde der Gemeinde Eichhorn 
ca. Entjheidung der k. k. nieder-öflerr. Statthalterei vom 5. October 1881, 
3. 38674, betreffend die Erflärung der Zuſtändigkeit der Ehelente Karl 
und Joſefa Puſta zur Gemeinde Eichhorn, nad burdgeführter 8. m. Ber- 
Handlung und Anhörung des Adv. Dr. Granitſch, dann des k. k. Statth.- 
Rathes Peintinger, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ale unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Von Seite der politiſchen Behörden wurde Karl Puſta und deſſen 
Witwe Thereſia Puſta, als zur Gemeinde Eichhorn zuſtändig erkannt, ba 
erſterer feiner Geburt nah in Eichhorn Heimathörecht beſeſſen und nicht 
nachgewieſen erfcheint, daß er fpäter ein anderes Heimathsrecht erworben 
bat, letztere als feine Gattin feine Zuſtändigkeit erwarb und nicht er- 
wiejen vorliegt, daß fie jpäter als Witwe eine andere Zuftändigfeit erlangte. 

Bon der befhwerbeführenden Gemeinde Eichhorn wird dagegen be- 
Hauptet, daß Karl Puſta durch den langjährigen Aufenthalt in Wien ſchon 
nad) $. 26 des Gonfcriptionspatentes vom 25. October 1804, durch feinen 
zehnjährigen, fowie auch nah 8. 12 des Gem. Gef. vom 17. März 1849, 
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R. ©. B. Ne. 170 duch feinen mehr als vierjährigen ausweisloſen 
Aufenthalt in Wien das Heimathsrecht in der Gemeinde Wien erworben 
und fomit jenes in der Gemeinde Eichhorn längft verloren bat. — Nach⸗ 
bem die Gattin der Zuftändigfeit des Mannes folgt, fo muß ferner aud 
Joſefa Puſta als in Wien heimathsberechtigt betrachtet werden, zumal fie 
in ihrem Witwenftande fein anderes Heimathsrecht erworben hat. 

Die Behauptungen, wegen ge Ränbigeeit biefer Eheleute zur Ge⸗ 
meinde Wien, konnte jedoch der V. ©. Hof nicht für begründet erfennen. — 
In den vorliegenden Auszügen aus ben Conferiptionsliften ex 1846 und 
1850 wird Karl Puſta, geboren zu Eichhorn in Nieberöfterreih als Ur- 
lauber vom Regimente Deutſchmeiſter mit Paß verſehen, aufgeführt und 
wird bei den Vollszählungen in dieſen Jahren in Wien als fremd, nach 
Eichhorn zuſtändig, bezeichnei. — Die Anführungen der Conſcriptionsacten, 
welche Amtsurkunden find, mußten umſomehr als richtig angeſehen werben, 
als die Gemeindevorſtehung Eichhorn am 2. Februar 1852 den Eheconſens 
an Karl Puſta mit der Joſefa Prihoda ertheilte und alfo felbft ven Karl 
Puſta als zu ihr zuftändig zu jener Zeit noch betrachtete. — Hiezu kommt 
noch, daß nad) den Daten der Confcriptionsacten durchaus nicht feſtſteht, 
daß Karl Puſta in der Zeit von 1829 bis 1846 das Decenninm in 
Bien vollfiredt hat, da ja feine Militärpflichtigkeit etwa im Anfange der 
zwanziger Jahre eingetreten ift und er im Jahre 1846 nody Militärurlauber 
war, die Militärbienftzeit alſo in die Zwiſchenzeit fallen würde. Es Tann 
daher Karl Puſta niht nad 8. 26,'1, lit. b des Konfceriptionspatentes 
als in Wien durch zehnjährigen Aufenthalt nationalifirt erkannt werben. 

Ebenfowenig läßt fich deſſen Zuftänvigfeit nad Wien durch vierjährigen 
Aufenthalt nach dem prov. Gem. Gef. vom 17. März 1849, R. ©. 2. 
Nr. 170, beziehungeweife nah dem Gemeinveftatute von Wien vom 
9. März 1850, nieber-öfter. 2. ©. B. Nr. 21 mit Grund behaupten; 
denn nah 8. 8 ad 2 b konnte die ftillfchweigende Aufnahme durch Dul- 
dung in ber Gemeinde Wien nur dann erfolgen, wenn ber auswärtige 
Fremde auch bei der zweiten Aufnahme während des vierjährigen Aufent- 
haltes ohne Verwahrung der Gemeinde in die Confcriptiondacten Auf⸗ 
nahme gefunden bat, eine Bedingung, die nicht zugetroffen iſt. 

Da nun nad bem Geſagten Karl Puſta die Heimathsberechtigung 
für Wien nicht erlangte, eine andere auch nicht erwieſen erſcheint, ſo muß 
feine urſprüngliche, durch die Geburt erworbene Zuſtändigkeit nad Eichhorn 
als noch fortbeftehend angeſehen werben. 

Was nun fein Eheweib Joſefa Bufta anbelangt, fo richtet fih deren 
Zuſtändigkeit nach jener ihres Mannes und ift ſomit zur Gemeinte Eich⸗ 
born gehörig, zumal fie nach dem im ZJahre 1856 erfolgten Tode ihres 
Mannes Feine anderweitige Zuftändigleit erwiefenermaßen erwarb. — Bon 
der Erwerbung einer Zuftänpigfeit nah Wien Tann ihrerfeits Feine Rebe 
fein, da fie im Auszuge aus den Confcriptionslifien vom Yahre 1857 
bei dem Umftande, als ihr Mann mit einem, von ber Gemeinde Eichhorn 
ausgeſtellten Heimathsſchein verſehen war, als fremd, nah Eichhorn zus 
ſtaͤndig bezeichnet und in die Frembentabelle aufgenommen wurde, welde 
letztere auch der Heimathsbehörde Eichhorn mitgetheilt worben ift, ohne 
daß Dagegen von letterer eine Einwendung erhoben wurde. — Nachdem 
nun eine anderweitige Zuftänbigleit nicht nachgewiefen, ja nicht einmal 
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behauptet wird, fo if and für Yofela Pufla die durch ihre Berehelihung 
erworbene Zufländigfeit nach Eichhorn nicht verloren gegangen. 

Bei diefer Sachlage Tonnie im bem amgefochtenen Ausfprude ber 
nieber-öflerr. Statthalterei Teine Ungefegmäßigfeit erlaunt und es mußte 
fonady die Beſchwerde der Gemeinde Eichhorn als unbegründet zurüd- 
gewiefen werden. 


Qr. 1360. 


Mafihinen als Fabrikszugehör unterliegen ber Aealgebühr. 
Erkenutniß vom 4. Upril 1888, 3. 709. 


Det. 8 ©. Hof hat über die Beihwerde des Dr. Julius 
Baum in Bielitz ca. Entfheidung tes k. k. Finanz Min. vom 14. An- 
guft 1881, 3. 15678, betreffend die Gebührenbemeflung vom Nachlaſſe 
der Friederile Baum, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und An- 
hörung des Adv. Dr. Franz Bibiral, fowie des k. I. Min.-Bice-Secr. 
Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Der Befhwerdeführer hat dem 8. k. Sinanzminiflerium an 
Koſten des Berfahrens 10 fl. binnen 14 Tagen nad Zuftellung 
diefes Erkenntnifſes zu erfegen.“ 


Eutfdeidungsgründe. 


Die Beſchwerde hat die dem Dr. Yuliınd Baum als alleinigen 
Inteflaterben nach feiner am 23. März 1880 zu Bielitz verftorbenen 
Mutter, der Fabriks⸗ umd Realitätenbefigerin Friederike Baum, vorge 
fhriebene Gebühr von 2817 fl. und zwar deshalb angefochten: 

1) weil die Maſchinen und fonftigen Fabrikseinrichtungsgegenſtände, 
obſchon fie Eigenthum des Beſchwerdeführers feit Jahren geweſen feien, 
daher nicht zum Nachlaſſe gehörten, zur Bemeflung der Verlaſſenſchafts⸗ 
gebühren überhaupt einbezogen und insbefondere als ein Zugehör bes 
Fabriksgebäudes betrachtet, daher als unbeweglihe Sachen angefehen, und 

2) weil bei der Bemeflung ber 1'/, percentigen Immobiliargebühr 
vom Nachlaſſe die PBafliven im Betrage von 11.440 fl. nit in Abzug 
gebracht worden feien. 

Der B. ©. Hof konnte jedoch in Teinen diefer beiden Punkte eine 
Sefebwidrigkeit wahrnehmen. — Es iſt allerdings richtig, daß in tem 
Berlogabhanplungsprotolole vom 15. April 1880 nebft anderen nur bie 
Fabrilsrealität C.⸗Nr. 92 in Bielitz, Niebervorftadt, bei tem Activſtande 
aufgeführt erfcheint, ohne daß der darin befindlichen Mafchinen und fon- 
ftigen Fabrilseinrihtung Erwähnung gefhieht. — Es iſt jedoch acten- 
mäßig conftatirt, daß diefe Fabriksgebäude am 7. September 1880 ein- 
gerichtet vorgefunden worden find. In dem von einem Abgeorbneten bes 
Steueramtes Bielig unter Beiziehung des bevollmädtigten Vertreters bes 
Univerjalerben, Adv. Dr. Sigmund Zoll, ift der Werth ber bier vor» 
handenen Mafchinen und Einrichtungsgegenftände einzeln ermittelt und in 
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Summe mit 25.315 fl. erhoben worden, welder Wertb auch der Gebühren- 
bemefjung zu runde gelegt wurde. — Es ift ferner in der gerichtlichen 
Todfallsaufnahme ſowie im Einantwortungsbecrete des k. k. Bezirksgerichtes 
Bielitz die Erblaſſerin Friederile Baum als „Haus« und Fabriksbeſitzerin, 
ausfchließliche Inhaberin der Firma Guſtav Baum“ bezeichnet. 

Wenn daher die Finanzbehörden in Ermanglung jedes Gegenbeweiſes 
darüber, daß die fraglichen Maſchinen und Fabrikseinrichtungsgegenſtände 
zum Activſtande des Nachlaſſes gehörten, dieſe Objecte gleichwohl nach 
ihrem obigen Werthe zur Gebuhrenbemeſſung einbezogen haben, fo konnte 
der B. ©. Hof nah der Xctenlage hierin einen ungefeglihen Vorgang 
nicht erbliden. — Yür die Verlaſſenſchaftsabhandlungsbehörde mochte auch 
teine Beranlafjung geweſen fein, bie Eigentbumsverhältniffe einzelner 
Nachlaßobjecte zu erörtern, da Dr. Julius Baum, Sohn der Erklafferin, 
"Univerfalerbe war und fi zum Nachlaffe unbedingt erbserklärt Hatte. 

Wenn ferner die Finanzbehörden bie fraglihen Maſchinen und 
Fabrilseinrihtungsgegenftände als unbewegliche Sachen angefehen und 
deren Werth der Percentualgebühr unterzogen haben, fo vermochte ber 
B. ©. Hof aub hierin eine Gefegwibrigleit nicht wahrzunehmen. — 
Denn es ift conftatirt, daß zur Beit des Todes der Friederike Baum das 
Fabriksgebäude als ſolches beftanden hatte und es iſt auch nicht wider 
ſprochen, daß die genannte Erblafjerin die Fabrik unter der Firma „Guftav 
Baum“ betrieben hatte. Es Liegt ferner nichts vor und wird auch vom 
Beſchwerdeführer nicht behauptet, daß die fraglichen Mafchinen und Fabriks⸗ 
‚einrichtungsgegenflände eine audere Beſtimmung gehabt hätten, als zum 
anhaltenden Gebrauche beim Yabrilsbetriebe zu bienen. — Es mußte daher 
auch der V. ©. Hof fih veranlaßt fehen, diefe Sachen im Sinne der 
88. 293, 294 und 296 a. b. G. B. als ein Zugehör des Fabriksgebaͤudes 
zu beurtbeilen, fomit benfelben vie rechtliche Eigenfihaft der Unbeweglichleit 
beizulegen. 

Die Pertinenzeigenfchaft der in einem Wabrilsgebäube befindlichen 
Sachen wird nicht, wie die Befchwerde behauptet, erft durch bie blcherliche 
Auszeichnung, fondern ſchon durch das Borhandenjein jener Momente be» 
‚gründet, welche ſolchen Sachen nad) dem a. b. Gefeßbuche das Gepräge 
eines Zugehörs im rechtlichen Sinne aufprüden. 

Ebenſo unhaltbar wie der erfte ift auch der zweite Beſchwerdepunkt. — 
Nach Anmerkung 1 zur Tarifpoft 106 ift die Immobiliargebähr von 11/, Per» 
cent nad) dem (Brutto) Werthe der unbeweglichen Sache zu bemefien und 
unabhängig von jener Gebühr vorzufcreiben, welche nah 8. 57 und 
Tarifpoſt 106 B de8 Gel. vom 9. Februar 1850 bei einer Vermögens⸗ 


Übertragung von Todeswegen auf Grundlage des reinen Verlaſſenſchafts⸗ 


vermögens auszumitteln ifl. 

Der B. ©. Hof mußte daher die angefochtene Entſcheidung im 
ganzen Umfange aufrechterhalten. — Die Berfällung in die Koften bes 
Verfahrens vor dieſem Gerichtöhofe erfolgte nah 8. 40 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 
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Ben vider gli hui.sgen Bereinberung warte Scitent ber Fiaan;- 
verwaltung, uns zer ai Gram ter gemik 5. 37 ter Statuten nah 
bar letzten Bilanz ver Zirma Gchrürer Refikern fi ergebenden Bewerthung, 
namlich vom Werthe der Aenlitäten fanımt Zugchör pr. 218.362 fl. 35 fr. 
(abgerumet 218.380 fl ), die Gehühr vom 3°, Percent, vom Werthe des 
beweglichen Vermögens pr. 177.637 fl. 73 Ir. (richtiger 177.637 fl 65 fr.) 
bie Ochühr nach Scala III, eudlich nad derſelben Ecala auch die Gebühr 
für die Baareinlage des Bugs v. Roſthorn pr. 4000 fl. fammt auferorbent- 
Uchem Zuſchlag im Geſammibetrage von 10.690 fl. 37'/, Ir. bemeffen und 
diefer auch einbezahlt. — Nadträglig jedoch Kat die Ginanzverwaltung 
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unter Berufung auf die Anmerkung 3 ber Zarifpoft 55 bes Gef. vom 
13. December 1862 für die Emiſſion der nach Abzug der 20 von Hugo 
v. Rofthorn einbezahlten und vergebührten Actien verbleibenden 1980 Actien 
à 200 fl. die nah Scala III & 1 fl. 25 fr. von jeder Actie entfallenve 
Gebühr im Gefammtbetrage von 2475 fl. in Anfprucd genommen, gegen 
welche letztere Borfchreibung die gegenwärtige Beſchwerde gerichtet ifl. 

Der B. ©. Hof mußte dieſelbe für begründet anſehen. Es handelt 
fih im vorliegenden Falle um die Errichtung einer Wetiengefellichaft, deren 
Bermögenseinfagen theils in Realitäten, theils in beweglichen Werthen 
beftehben. — Aus der Tarifpoft 55, B 2, lit. a, Anm. 3 und 4 des 
Gef. vom 13. December 1862 gebt deutlich hervor, zunächſt, daß die be- 
bungenen Bermögenseinlagen, bezw. deren Werth bie Gruntlage der Ge- 
bührenvorfchreibung zu bilden und weiters, daß, infoferne das Eigenthum 
einer unbeweglihen Sade an eine Gefellihaft übertragen wird, „in Ab⸗ 
ficht auf diefe Sache” die Tarifpoft 106 A 2 Anwendung zu finden 
habe. — Der 8. 4 der Vorerinnerungen zu bem Xarife des Gef. vom 
13. December 1862 oronet ferner an, daß, wenn fi eine gebühren- 
pflihtige Urkunde über ein Rechtsgeſchäft auf Gegenſtände bezieht, welche 
theild einer fcalamäßigen, theils einer Percentualgebühr unterliegen, jede 
Gebühr befonders zu. entrichten ſei. 

Hieraus ergibt fih ber Grundfag, daß, wenn 'bei einem berartigen 
Kechtögefchäfte von dem Werthe einzelner Gegenſtände eine Percentual⸗ 
gebührt abzunehmen ift, von bemfelben Werthe nicht auch noch die Scala» 
gebühr gefordert werben könne. — Ebenſo ergibt fi) aber aud ans ber 
Zarifpoft 55, daß von dem Werthe ber in beweglihen Sachen beftehenven 
Bermögendeinlagen die Gebühr nah ‚Scala III nur einmal zu bemefien 
fei. Denn die Beftimmung der Anmerkung 3 der cit. Tarifpoft, auf welcher 
bie angefochtene Entſcheidung fußt, ordnet nur an, daß bei Actiengefell- 
ſchaften und Commanditgeſellſchaften auf Actien bie Gebühr unmittelbar 
und vor Hinausgabe der Actien zu entrichten fet und enthält weiter bie 
Norm, auf welder Grundlage bei ſolchen Geſellſchaften die Bemeſſung der 
Gebühr für die Vermögenseinlagen flattzufinden habe. — Diefe Beftim- 
mung der Anmerkung 3 erhielt durch bie nachfolgende Anmerking 4 in- 
foferne eine Einfhränktung, als in Abſicht anf die Werthermittlung und 
Gebührenbemefjung von immobilen Bermögenseinlagen die Beſtimmungen bei 
entgeltlihen Bermögensübertragungen unbeweglicher Sachen anzuwenden find. 


Der B. ©. Hof konnte daher die Rechtsanſchauung der Finanzver⸗ 


waltung, daß im vorliegenden Falle aufer der bereitd im Sinne der vor⸗ 
ſtehend erörterten gejeglichen Beftimmungen bemeflenen und einbezahlten 
Percentual- und Scalagebühren von 10.690 fl. 371/, fr. noch eine weitere 
Gebühr für die Wetienemiffion, infoferne diefe nicht auf Baareinzahlung 
beruht, zu entrichten fei, nicht theilen und mußte demnach die angefochtene 
Entſcheidung aufheben. 
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Ar. 1362. 


Der Gebührennachlaß ift bei Grundbuchſskörpern durch die Eintragun 
i ® des Borbefiges edinnt. ’ * 


Erkenntniß vom 4. Uy:il 1882, 3. 665. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Jakob Weintraub 
und Eifig Horowig ca. Entjheidung des k. k. Finanz Min. vom 20. Au- 
guft 1881, 3. 21074, betreffend die Verweigerung eines Nachlafſes von 
2'/, Bercent an ter vom Kaufvertrage dto. 17. October 1879 bemefjenen 
3°/ percentigen Gebühr, nad) durrhgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht 
erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Die Befhwerbeführer haben dem. f, Sinanzminifterinm binnen 
14 Tagen nad Zuflellung diefes Ertenntniffes den Betrag von 
10 fl. an Koſten des Berfahrens zu bezahlen.” *) 


Wr. 1363. 


Die Befreiung der Yetivitätözulagen der Staatsbeamten von ber Ein: 
Tommenfteuer gilt nit aud in Anſehung der Uctivitätszulagen von 
Sommunalbeamten. 


Erkenntniß vom 4. April 1888, 3. 656. 


Der k. 1. V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde des Joſef Ezerny, 
Uebungsſchullehrers in Wiener-Neuftadt, ca. Entſcheidung der nieber-dfterr. 
k. k. Fin.-Landesdirection vom 27. October 1881, 3. 28252, betreffend 
die Einlommenfteuer von ber Activitätözulage, nach burchgeführter d. u. 
Verhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird ale unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erſatz der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.” **) 


Ar. 1364. 
Einfommenfteuer von Zinfen nothleidender Sappoften. 
Erkenntuiß vom 4. April 1882, 3. 657. 
Der k. k. 8. ©. Hof hat über die Befchwerbe des Rafael Parnes 
ca. Entfheibung ber galiz. k. 1. Fin.-Landespirection vom 14. September 
1881, 3. 37819, betreffend die Einfommenfteuer für die Jahre 1877 und 


*) Siehe Entiheidungegrände bei Nr. 24 (Band I, Jahrgang 1876/77) 
und bei Nr. 909 (Band IV, Jahrgang 1879). 
*’) Siche Entſcheidungsgründe bei Nr. 443 (Band III, Yahrgaug 1879). 
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1878 von den Zinfen eines Darlehens pr. 24.400 fl., nach durchgeführter 
8. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Beſchwerdeführer hat der E k. Finanzlaudespirection in 
2emberg binnen 14 Tagen nad Zuftellung des Ertenntniffes 
10 fl. an Koften des Verfahrens zu erfegen.“ *) 


Ar. 1365. 


Auslegung eines ber Stabt Prag verlichenen Majeftätsbriefes vom Jahre 

1562, bie Weberfuhren über die Moldan betreffend. — Das Ueberfuhrs- 

recht, als ein ausſchließliches Gewerbsrecht, Tann aus den Beftlimmungen 

der Gemeindeordnung für die Gemeinden nit in Anſpruch genommen 
werben. 


Erkenntniß vom 5. April 1898, 3. 521. 


Der k. k. 8. ©. Hof bat über die Beſchwerden: 1) der Gemeinde 
Karolinenthal, 2) der köduigl. Landeshanptftant Prag, 3) der Yohanna 
Zidlicky, als gerichtlich beſtellter Verwalterin in der Karl Zivlidy’ichen Ber- 
loflenfhaft und 4) der Gemeinde Holefovic ca. Entſcheidung des k. k. Min. 
de8 Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Aderbau- und Handels⸗Min. 
vom 30. Yuni 1881, 3. 5340, betreffend die dem Bictor Nobad ver- 
liehene Eonceffion zur Errihtung und zum Betriebe einer Perfonenüberfuhr 
über die Moldau zwifchen Karolinenthal und Holefovic, nad durchgeführter 
3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Karl Doftal, in Ber- 
tretung der Stadtgemeinde Prag, des App. Dr. Edmund Saizl, in Ber 
tretung der Stadtgemeinde Karolinenthal, des Adv. Dr. Emanuel Krützner, 
in Bertretung der Karl Zidlicky'ſchen Erben, weiters des k. !. Min.-Rathes 
Dr. Ritter v. Helm und des Adv. Dr. Joſef Fanderlik, des Letieren in 
Dertrelung des an ter Streitfadye mitbetheiligten Victor Nobad, zu Recht 
erlannt: 

„Die Befhwerden werden als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Koftenerfag des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entfceidungsgründe. 


Ueber das Geſuch des Victor Nobad, Fabrilanten in Prag, de praes. 
7. und 29. Auguft 1879, 3. 26860 und 29092 um die Berleihung der 
Eonceffion zur Errichtung und zum Betriebe einer Perfonenüberfuhr über 
ben Moldaufluß zwiſchen dem Karolinenthaler Ufer und der Holeſovicer 
Haide, wurde im Sinne bes $. 83 des Wafl. Gef. für Böhmen vom 
28. Auguft 1870, 2. G. B. Nr. 71 das abgelürzte Epictalverfahren ein- 
geleitet und die Rocalcommiffionsverhandlung in der Zeit vom 20. October 
1879 bis 24. November 1879 abgehalten. — Im Zuge der Lekteren 
haben die drei Gemeinden Prag, Karolinentbal und Holefovic und bie 
Erben nad Karl Zivlidy gegen das Geſuch bes Bictor Nobad Einſprüche 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 736 (Band IV, Jabrgang 1880). 
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erhoben und ift die Gemeinde Karolinenthal mit dem Geſuche de praes. 
16. October 1879, 3. 63356 and) um diefelbe Conceffion eingefchritten. — 
Später überreichte auch die Gemeinde Holefovic ein gleiches Geſuch de praes. 
26. December 1879, 3. 78342 um eine erweiterte Conceffion zur Perjonen- 
überfuhr unb zum Zwede der Ueberfahr von Wägen und Gefpannen. 

Die Gemeinde Prag begründete ihren Einfprudy durd den Majeftäts- 
brief des Kaiſers Ferdinand I, vom Jahre 1562, mittelft welchem vie 
der Altſtadt Prag erfolgte Abtretung und Schenkung der Mühlen und 
Scleifereien am Moldaufluße mit dem Fluße Moldau und den lieber- 
fuhren documentirt wird, auf Grund deſſen diefe Gemeinde, wie fie be- 
bauptet, das Eigenthumsrecht an dem Moldaufluße vom Boticer Bache an 
durch die Stadt Prag und über diefelbe hinaus durch das Weichbild ber 
Gemeinde Karolinenthal bis zur Gränze des Gutes Lieben feit uwordenk⸗ 
lichen Zeiten ausgeübt hat und bis jett ausübt und legte desgleichen 
mehrere Belege vor, welde darthun, daß der Gemeinde Prag für das 
Schöpfen, Ableiten des Moltauwaflerd in einzelne Etablifjements nad 
Karolinenthal und Bubna und Aufftelung von Pantfchtafeln auf dem 
Moldauwafjer von einzelnen Privatperfonen bis nun Waflerzinfungen ge- 
zahlt werben. 

Aus diefem Sachverhalte folgert die Stabtgemeinte Prag für fi 
das Ueberfuhrsreht über die Moldau als ein derfelben im Sinne des 
$. 102 des böhm. Wafl. Gef. vom 28. Auguft 1870 zuftehendes Privat- 
recht, welches durch das Project des Victor Nobad, wofür übrigens nad) 
Anfhauung der Prager Stadtgemeinde kein Bebürfniß vorliegt, gefährdet 
erfcheint, al8 übrigens die Prager Stabtgemeinde durch Erbauung ber koſt⸗ 
jpieligen Kaiſer Franz Iofef-Moldanbräde zur Beförderung der Communi⸗ 
cation zwifhen Karolinenthal und Bubna und durch Errichtung der Bubnaer 
Straße Wefentliches geleiftet bat und ihr durch bie neue, prejectirte Ueber⸗ 
fuhr das Erträgniß der Brüdenmauth fehr gefehmälert würde. — Diefen 
Einfpruh wollte die Prager Stadtgemeinde aud gegen das obige Con⸗ 
ceſſionsgeſuch der Karolinenthaler Gemeinde gerichtet wiffen und erklärte, 
betreffend den unter Einem vorgebrachten Einſpruch der Erben nad Karl 
Zidlicky, daß weder an biefelben, noch an deren Befitvorgänger auf ver 
Infel Groß⸗Venedig von. der Altftäbter Prager Gemeinde das Ueberfuhrs- 
recht über die Moldau abgetreten worten ift, fondern daß denſelben blos 
die factifch beftandene Ueberfuhr an der Heßinfel verlauft worden fei. 

Die Erben nah Karl Zivlidy, als Befiger der Heßinfel, berufen 
fih bei Begrüntung ihres Einſpruches wider das Conceffionsgefuch des 
Bictor, Noback auf den zwifchen ver Wirthichaftsanminiftration der Lönigl. 
alten Stadt Prag als Verkäuferin und ihrem Befigporgänger Chriftof 
Faber als Käufer gefchlofenen, grundbücherlich einverleibten Contract dto. 
Prag, 4. Auguft 1759, demzufolge Letterer die Inſel Groß⸗Venedig (jett 
Hebinfel genannt) fammt den unterhalb ber Helmer Mühlen gelegenen 
zwei Swifcheninfeln, mit der Fiſcherei anfangend, Über der Helmer Wehre 
bis unten, zu Anfang ber Liebner Wehre, allwo gezenmwärtig auf der Seite 
des Invalidenhaufes die Statue des heiligen Joannis Nepomuceni fteht, 
jammt der Ueberfuhr Schanksnahrung und übrigen Appertinentien ges 
fauft hat. — Daraus leiten die gedachten Erben für ſich das Ueberfuhrs- 
zecht Über die Moldau auf ber oberwähnten Flußſtrecke ab, weldes im 
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Sinne des $. 102 bes böhm. Wall. Gef. als ein erworbenes Privatrecht, 
fowie deren auf ber Heßinfel befinpliche Ueberfuhr nah Bubna durch das 
Project des Victor Nobad — wofür nach ihrer Anfchauung Fein öffentliches 
Bedürfniß vorliegt — gefhädiget würde, — Diefen ihren Einfprudz richten 
die Erben nah Karl Zidlidy auch gegen das Conceſſionsgeſuch der Ge⸗ 
meinde Karolinenthal mit der Erklärung, daß, wenn die Nothwenvigfeit der 
von Victor Nobad angeftrebten Ueberfuhr nachgemwiefen werben follte, die⸗ 
ſelben jelöft auf Grund ihres Rechtes hiezu um bie betreffende Conceffion 
einfchreiten werben, 

Die Gemeinde Karolinenthal beanfprudte die von Victor Nobad' 
angefuchte Conceſſion mit ihrem Einjchreiten de praes. 16. October 1879, 
3. 63356 für fi, eventuell in Gemeinſchaft mit der Gemeinde Holefovic 
für den Fall eines mit Letzterer zu erzielenden Uebereinkommens, auf Grund 
bes 8. 28 e der böhm. Gem. Ordg. vom 16. April 1864, weil den Ge» 
meinden bie Obforge für die Communicationsmittel gefetzlich obliegt, erhob 
deshalb ihren Einſpruch gegen das Konceffionsgefucd des Victor Nobad 
und beftritt auch bie biesfalls erhobenen Anfprüche der Gemeinde Prag, 
fowie jene der Erben nad Karl Birlidy. — Die Gemeinde Rarolinenthal 
hebt diesfalls hervor, daß die Benützung des Moltaufluffes hinſichtlich der 
Meberfuhren, nicht nach dem Meajeftätshriefe Kaifer Ferdinands vom Jahre 
1562 nach einem etwaigen Privatrechtsftandpunfte, fonbern, weil der Moldau⸗ 
fluß öffentliches Gut fei, nad den Beſtimmungen des böhm. Wafl. Gef. 
zu beurtheilen if, — daß durch obige Urkunde blos die damals beftandenen 
Ueberfuhren übertragen worden find, woraus keineswegs ein allgemeines 
Meberfuhrsreht auf der Moldau, überhaupt mit Ausfchluß eines jeven 
anderen gefolgert werben könne, daß jene Urkunde der Gemeinde der Alt 
ftadt Prag allenfalls gewiffe Rechte auf den Molvdaufluß übertragen habe, 
aber blos innerhalb des Weichbildes der Prager Gemeinde, keinesfalls aber 
außerhalb desfelben im Bereiche ver Gemeinden Rarolinenthal und Holefovic 
und daß buch jenen Majeſtätsbrief der Altftäbter Gemeinde Prags gewiſſe 
Nutungsrechte Üüberlaffen worden find, gegen die Berpflihtung zur Erhal⸗ 
tung, Pflafterung und Reinigung der Zufahrtsſtraßen, Gaflen zc., welde 
Berpflichtung dermalen, feit dem Beftande der Karolinenthaler Gemeinde 
für deren Weichbild, diefer allein zur Laft fällt. 

Die Anſprüche der Erben nah Karl Zidlicky find nach Anſicht der Ver⸗ 
tretung der Gemeinde Starolinenthal ebenfalls unbegründet, weil der Beſitz⸗ 
vorgänger obiger Erben nur bie damals (im Jahre 1759) beflandene 
eine Ueberfuhr nad Bubna von der Altftadt Prag Täufli erworben 
bat, welche denſelben auch im Sinne des $. 102 des böhm. Wafl. Gef. 
gewahrt bleibt; keinesfalls konnte ein Weberfuhrsreht überhaupt über die 
Moldau von den Helmer Mühlen bis zu der Gränze von Lieben erworben 
werben, weil bie Altftabt Prag gar nicht berechtigt wäre, ein ſolches für 
fi) in Anſpruch genommenes Privilegium, als ein höchſt perfönliches echt, 
an eine andere Perfon zu veräußern, ba bie aus Anlaß des Regierungs⸗ 
wechſels jedesmal erfolgten Privilegiumsbeftätigungen ſich lediglich auf die 
factiſch ausgeübten Rechte beziehen konnten. 

Die Gemeinde Holeſovie erhob auch ihrerſeits den Einſpruch wider 
das Geſuch des Victor Nobad, beſtritt gleichfalls die Anſprüche der Prager 
Stadtgemeinde und der Erben nach Karl Zidlicky, indem ſie den diesfälligen 
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Ausführungen und der Begründung ber Gemeinde Karolinenthal beitrat. — 
Bezüglich des Eonceffionsgefuches der letzteren Gemeinde behielt fidh ber 
Bertreter der Gemeinde Holefovic vor, ein gemeinſchaftliches Einverftänpnig 
zwifchen dieſen beiden Gemeinden zu erzielen, um eventuell gemeinfchaftlic 
diefe Ueberfuhrsconceffion zu erwirlen, und als ein foldes Einverflänpniß 
nicht erzielt wurde, überreichte bie Gemeinde Holefovic felbftftännig ihr 
bereit8 oben ermähntes Conceffionsgefud. 

Die k. k. böhm. Statthalterei hat mit Erla vom 17. Jänner 1881, 
3. 26860 dem Bictor Nobad die Eonceffion zum Betriebe einer Berfonen- 
überfuhr über den Moldaufluß zwifchen dem Karolinenthaler Ufer und ber 
Holefovicer Haide unter gewilfen Bedingungen und gegen Widerruf und, 
wenn ein folder nicht eintreten follte, auf fünf Jahre ertheilt, weil biefe 
Ueberfuhr — mit Rüdfiht auf die mehreren Bewerber um biefelbe — 
für den öffentliyen Verkehr von weſentlichem Nuten ift und wurde ben 
diesfälligen Eonceffionsgefuchen der Gemeinden Karolinenthal und Holefevic 
um die Bewilligung zur fraglichen Ueberfuhr in ver Erwägung feine Folge 
gegeben, weil Bictor Nobad bie Priorität des Einfchreitens für fich hat 
und fein Project den gefeglichen Sicherheitsbeſtimmungen entfpricht. 

Dem Prager Stabtrathe wurde unter Einem bezüglich der diesfalls 
in biefer Ueberfuhrsangelegenheit erhobenen Anſprüche eröffnet, daß bezüg- 
lich ihres auf Grund des Majeflätsbriefes vom Jahre 1562 angefprochenen 
ansfhlieglihen Nugunge- reſp. auch Eigenthumsrechtes an dem Moldan- 
fluffe gegebenenfalls nur das behauptete ausfchließliche Recht zur Unter 
haltung von Ueberfubrsanftalten in Erörterung zu ziehen fi. — Der 
diesfãllige Ausprud des: Majeftätöbriefes, „rekou Vitavou s pilvozy“, ges 
flatte die Interpretation, daß ber Stadt Prag nur ein Anfpruh auf die 
bereit8 im Jahre 1562 beftandenen Ueberfuhren zuftehe, was umfomehr 
durch die weiteren Ausprüde diefer Urkunde befräftiget werde, „jine duchody 
a platy od starodävna bejvald.“ — Diefer einſchränkende Zufag finde 
feine Begründung darin, daß die im Documente früher angeführten Ein- 
nahmen (der Altſtadt Prag) ausprädiih nur mit der Verpflichtung zur 
Erhaltung der Wege und Straßen, welche zur Stadt führen, und zum 
Zwede deren Pflafterung abgetreten wurden. 

Wollte die Gemeinde Prag ihr Nutzungsrecht bis über ihr Weich 
bild ausdehnen — für welche Berechtigung fie jedoch den Beweis liefern 
müßte, da bei dem Ausprude: „rekou Vitavou s piivozy‘ feine örtlichen 
Sränzen angegeben find, fo hätte fie confequent auch den Aufwand für 
die Erhaltung und Pflafterung der von Karolinenthel nad) Prag führenden 
Straße zu beftreiten. 

Da übrigens Privilegien firenge auszulegen find und bie Stadt⸗ 
gemeinde Prag buch Berufung auf die a. 5. Entjchliegung vom 16. No⸗ 
vember 1849 felbft zugibt, daß die fläbtifchen Privilegien nur infofern 
landesherrlich beftätigt worden find, als fie nicht mit beftehenten Gefegen 
und Einrichtungen im Wiverfpruche fiehen, nah $. 287 des a. b. G. 2. 
und 8.2 tes ef. vom 18. Auguft 1870, 2. G. und Droge, BI. Wr. 71, 
bie Strompol. Orbg. vom 10. Yuli 1854, 3. 1809, 8. ©. und Vrdgs. BL. 
Nr. 2, die Moldau ein öffentliches Gut ift, fo könne bie f. k. Statthalterei 
durch die Seitens ber Prager Stabtgemeinde erhobenen, jedoch nicht er⸗ 
wiefenen Anſprüche von Nutzungsrechten an ven Moldaufluß außerhalb bes 
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Weichbildes Prag nicht beirrt werben, ihr Amt als Verwaltungsbehörbe zu 
handeln und bei der fichergeftellten Thatfache, daß die Eröffnung ter in 
Rebe ſtehenden Ueberfuhr zwifchen Karolinenthal und der Holejovicer Haide 
für das Allgemeine vom wefentlihen Bortheile ift, pflihtmäßig für die Er⸗ 
leihterung des Verkehrs zu forgen und hienach die Conceſſion zur Errich⸗ 
tung und zum Betriebe der ven Victor Nobad angefuchten Perfonenüberfuhr 
zu ertheilen. 

Die Erben nah Karl Zidlidy wurden verftänbigt, daß ihren Eins 
wendungen und Unfprüden ebenjowenig Berüdfichtigung gewidmet werben 
fönne, weil jelbe aus denſelben Motiven, wie jene der Stabt Prag ab- 
geleitet werben. 

Diefe Entjcheidung der k. k. böhm. Statthalterei ift Über bie Dagegen 
von den Beichwerbeführern eingebrachten Recurfe, vom k. I. Min. bes 
Innern im Einverftänpniffe mit dem F. k. Handeld-Min. und dem f. E. 
Aderbau- Din. aufreht erhalten worden und wird letztere Entſcheidung 
durch die 5. g. Überreichten Beſchwerden angefochten. 

Der V. ©. Hof vermag jedoch in der angefochtenen Entſcheidung 
eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erfennen. — Belangend den vom Stadtrathe 
der königl. Hauptftadt Prag wider das Conceſſionsgeſuch des Victor Nobad 
eingebrachten Einjpruh und den unter Berufung auf den Majeftätshrief 
Kaifer Ferdinands vom Jahre 1562 erhobenen Anſpruch auf das aus⸗ 

fhließliche Ueberfuhrsreht über die Moldau vom Boticer Bade an bis 
zur Graͤnze des Gutes Lieben, bocumentirt obige Urkunde die Abtretung 
der „Mühlen mit Schleifereien und mit Sägen auf dem Molvaufluße; 
dem Fluße Moldau mit Ueberfubren. . . („mlejny se Slejfernami a 
s pilami na fece Vltav&; irekou Vltavou 8 privozy“ —), weiter ber 
fonftigen Gemeindeabgaben, wie dieſelben feit Alters her beftanden haben... . 
(„a jin& duochody a platy od starodävna bejval6°); dann ber Hälfte 
der Inſel oberhalb der Brücke.... („polovici ostrovu nad mostem“), 
mit den Inſeln gegenüber Bubna . . . . („svostrovy proti Bubnuom“) 
an die Gemeinde der Altftabt Prag gegen die in berfelben Urkunde weiter 
ausgebrüdte Verpflichtung, „aus biefen derfelben abgetretenen Einkünften... 
die zur Stadt führenden Straßen und Wege zu erhalten und zu pflaftern“, 
(„aby z takovych duochoduov . : . silnice a cesty, kady se k me&stu 
jezdi spravowali a dläzdili . . .*) Eine Bezeihnung der örtlichen 
Gränzen rüdfichtlih der an dem Moldanfluße der Altſtadt Prag abgetretenen 
Nutzungsrechte ift in der Urkunde nicht enthalten. 

Um aus dem Majeftätsbriefe das Hecht abzuleiten, daß Niemand 
als die Stadt Prag eine Ueberfuhr über die Moldau errichten dürfe, 
müßte man ben Majeftätsbrief jo auslegen, daß mit bemfelben der Stadt 
Prag das Eigentfum am Moldaufluge und jede Dispofition über ben- 
felben übertragen werben ſei; denn da eine Ueberfuhr ohne Dispofition 
über den Fluß nicht möglich ift, könnte Jener, dem das vollftändige Eigen- 
thum am einem Fluße zuftünde, allerdings auch die Ueberfuhr über den⸗ 
felben verwehren. — Allein ein ſolches Recht an einem fhiffbaren Fluße 
kann heute ſchon nah 8. 287 a. b. ©. B. nicht mehr angenommen werben, 
es ift aber auch thatſächlich im Majeftätsbriefe nicht eingeräumt worden. — 
Denn die die Moldau betreffende Stelle ift, weil fie nicht in die Satz⸗ 
fügung paßt, einer verjchiedenen Deutung fähig und nur jo viel läßt fid 
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erfehen, daß der Stadt Prag damals das Recht zuerlannt werben follte, 
die Ueberfuhren über die Moldau, das ift alfo die beſtehenden Ueberfuhren 
anszunägen. 

Davon aber, daß ihr auch das hievon ganz verfchiebene, nicht von 
ber Eigenfhaft des Gewäſſers, fondern von Rüdfichten des Verkehrs ab» 
bängige, nad ausbrüdlicher gefeglicher Beftimmung ($. 7 des böhm. Waff. 
Gef.) an Öffentlichen, wie an Privatgewäfjern beftehende Recht, Ueberfuhren 
zu errichten, ausdrücklich übertragen werben follte, fteht im Majeſtätsbriefe 
nichts. — Es Tann eine dahin abzielende Abficht des a. h. Privilegien- 
fpenders, der Altftadt Prags ein ausfchliegliches Meberfuhrsrecht verleihen 
zu wollen, umfoweniger angenommen werben, al8 im weiteren Inhalte der⸗ 
felben Urkunde bei Verleihung der Salzniederlage an die Altftadt Prag, 
die Ausfchlieglichleit des bewilligten Salzverlaufsrechtes mit Haren, be⸗ 
ſtimmten und umſtändlichen Worten zum Ausprude gelangte. 

Unentjcheidend ift für den vorliegenden Yall die Berufung anf ben 
zwifchen der Altflabt Prag und dem Dominium von Lieben im Jahre 1654 
geichlofienen gütlichen Vergleich aus Anlaß eines Streites zwifchen ben 
Fiſchern der Altftant Prag und jenen des Dominiums von Lieben, be- 
züglich der Ausübung des Tsifchereirechtes oberhalb dem St. Paulfpitale 
und ben Gemeindeinſeln bei den Gränzen des Gutes Lieben; fowie ferner 
auch der Umſtand belanglos ift, daß die Prager Stabtgemeinde zum Eis. 
bauen in der Moltau unterhalb des Poricer Thores die Bewilligung er- 
theilte und für das nach Karolinenthal und Bubna abgeleitete Moldau⸗ 
wafler einen Zins erhebt, weil alle diefe Angelegenheiten das bier allein 
in Frage befinpliche Ueberfuhrsrecht nicht zum Gegenftanbe haben. 

Nachdem fonah die Gemeinde Altſtadt Prag ein ausſchließliches 
Ueberfuhrsrecht über die Moldau aus dem obeit. Majeftätöbriefe mit Recht 
nicht abzuleiten vermag, konnte dieſelbe ein ſolches an ven Befigvorgänger 
der Karl Zidlicky'ſchen Erben, als Befiter der Heginfel, durch den Contract 
vom 4. Auguft 1759, von den Helmer Mühlen angefangen bis zum Liebner 
Wehre auch nicht übertragen, woburd auch der Einfprud und Anſpruch 
der gedachten Erben hinſichtlich der in Rebe ſtehenden Ueberfuhrsangelegen- 
beit hinfällig ift. 

Die Anfprühe der Gemeinden Karolinentbal und Holefovic, daß 
denfelben auf Orund des 8. 28 lit. c der böhm. Gem. Ordg. vom 
14. April 1864 das Recht zur Errichtung und zum Betriebe ber ‚ange. 
fuchten Ueberfuhren zu verleihen geweſen ift, erſcheinen unbegründet, da aus 
den Beftimmungen der Gemeindeordnung ein ausfchließliches Gewerborecht, 
wie ein ſolches das Ueberfuhrsrecht unzweifelhaft if, für die Gemeinten 
ktaft des Geſetzes nicht in Anſpruch genommen werben Tann. 

Es mußten fohin die Beſchwerden als unbegründet akgewiejen werben. 


Beilage der Zuriniſchen Blätter. 
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Ar. 1366. 


Sum Hoffanzleidecrete vom 9. December 1824, betreffend die Beurtheilung 
der Eigenſchaft eines radieirten Gewerbes. 


Erkenntniß vom 5. April 1882, 3. 788. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über bie Befchwerbe der Eheleute Johann 
und Daria Hanauer, Gafthausbefiger Nr. 9 in Friedenau, ca. Entſcheidung 
des 8. E Min. des Innern vom 2. Yuguft 1881, 3. 10882, betreffend 
bie Aberkennung des Anſpruches auf ein radicirtes Schanfgewerbe, nad 
burdhgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Franz 
Stepän, dann des k. k. Min.-Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.* 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerdeführer haben, als infolge ber von Johann Hanauer 
erftatteten Anzeige von der Erwerbung ber Realität C.⸗Nr. 9 in Friedenau 
ſammt dem raticirten Bier- und Branntweinſchanke dur denfelben auf 
Grund der Min.-Verorbnung vom 31. October 1856, R. G. B. Nr. 204 
das Berfahren bezügli der Conftatirung der Renleigenfchaft des obigen 
Gewerbes eingeleitet worden ift, zum Beweiſe diefer Renleigenfchaft nach 
ſtehende Belege vorgelegt, welche der Ießtinftanzlichen Entfcheidung zu Grunde 
gelegt worden find, als: Den im Contractsbude grundbücherlich einges 
tragenen Bertrag dto. Steden, 3. Juni 1786, demzufolge das in Briedenau 
fituirte Wirtshaus fammt allen Gebäuden und Orunpftüden von bem 
Wirtbfhaftsamte der Karlswalder Herrfhaft dem Joſef Swoboda verkauft 
worden ift, welcher basjelbe bei ver am 3. Juni 1786 gehaltenen öffent⸗ 
lichen Licitation um den Kauffchilling von 255 fl. und die Leiſtung eines 
jährlihen Zinfes von 80 fl. erfteigert hatte, gegen bie Verpflichtung, das 
Dier und den Branntwein aus dem obrigfeitlihen Bräu⸗, refp. Branntwein- 
haufe abzunehmen und auszuſchänken, „mit dem Verbote” — fi keines 
fremden Bieres oder Branntweined unter fonft ausgefegter 
Beitrafung zu bedienen — weiter einen Grundbuchsextract, in beflen 
Auffchrift vie in Rede ſtehende Realität als Wirtshaus Nr. 9 in Friedenau 
bezeichnet wird, — dann ein Amtszeugniß des k. k. Bezirkögerichtes Steden, 
demzufolge auf Grundlage der Grundbuchsacten beftätigt wird, daß biefe 
Kealität Nr. 9 in Friedenau ſchon im Yahre 1786 ein herrjchaftliches 
Wirthshaus geweſen ift und als foldes an die fpäteren -Befignachfolger, 
laut des Grundbuchsertraftes an die Befchwerbeführer überging, — endlich 
bie Örunbentlaftungstabelle dto. Deutfh-Brod vom 10. November 1872, 
derzufolge die Verpflichtung der in Rede ftehenden Realität zur Bier⸗ 
abnahme aus dem fürftlihen Bräuhaufe abgelöft worben iſt. 

Die k. k. böhm. Statthalterei hat mit Erlaß vom 12. October 1880, 
3. 58052 entſchieden, daß die Mealeigenfchaft des ob dem Haufe E.-Nr. 9 
in Friedenau bücherlich eingetragenen Schanfrechtes nicht anerlannt werden 
könne, nachtem dasſelbe niht den Charakter eines radicirten oder verfäuf- 
lichen Gewerbes an fih trägt, fondern die Ausübung des Dominical- 
ſchankrechtes tft, welches in Form eines Urkaufövertrages (und nicht eines 

Budwinsli, B. ©. 5. Srlenntniffe VL 13 


194 Nr. 1367. — Erk. v. 12, April 1882, 3. 767. 


gewerblichen Decretes) von der Domaine an einen Privaten übertragen 
worden ift, welche Entjheidung vom k. k. Min. des Innern aus benfelben 
Gründen beftätigt worden ift. 

Der B. ©. Hof vermag dieſe angefochtene Entſcheidung nicht als 
gefegwibrig zu erkennen. — Denn laut des infolge a. h. Entſchließung 
vom 26. November 1824 zum Zwede ber Beurtheilung der Eigenfchaft 
eines radicirten Gewerbes erfloffenen HoflanzleidecretS vom 9. December 
1824, 3. 35822, Prov. ©. ©. für Böhmen ex 1825 Nr. 58, hatte man 
fih ſchon früher in Böhmen diesbezüglich nach der blos für Defterreich 
erfloffenen, durch die oben bezogene a. 5. Entjchließung nunmehr für Böhmen 
als Geſetz ausdrücklich eingeführte Hofverordnung vom 20. Februar 1795 
benommen, daß raticirte Gewerbe jene find, welche ausdrücklich in der 
Hansgewähr des orbentlihen Grundbuches enthalten find, mithin einen 
wahren Theil des Haufes und feines Werthes ausmachen. 

Im vorliegenden Yale kann jedod die im Grundbuche beim Haufe 
der Befchwerbeführer enthaltene Bezeihnung: „Wirthshaus E.-Nr. 9 in 
Friedenau“ für fih allein, nicht als gleihbebeutend mit der Eintragung 
eines Bier⸗ und Branntweinſchankrechtes in die Gewähr dieſes Haufes an- 
gejehen und aus biefer Bezeichnung ein radicirte8 Gewerberecht zum un⸗ 
beſchränkten Ausfchanfe von Bier und Branutwein in Anfprud genommen 
werden, als aus dem zum Beweife des Letteren beigebrachten, mit dem 
Wirthſchaftsamte der Herrfhaft Karlswald abgefchloffenen Bertrage dto. 
Steden vom 3. Juni 1786 dem licitatorifhen Erfteiger des Wirthshaufes 
in Friedenau die Verpflichtung zur Abnahme von Bier und Branntwein 
aus dem obrigkeitlihen Bräu-, refp. Branntweinhaufe auferlegt wurde, mit 
dem ausdrüdlihen Verbote, fi fremden Biered und Branntweins unter 
fonftiger Beftrafung, zu betienen, daher hier einfach efhe Üebertragung des 
Dominicalrechtes zum Ausſchanke des obrigkeitlihen Biered und Brannt- 
weind an den Befiger der in Rede ftehenden Realität Nr. 9 in Friedenau 
und keineswegs bie Conftituirung eines mit C.Nr. 9 in Friedenau un« 
trennbar verbundenen unbejchränkten rabicirten Gewerbsrechtes zum Aus- 
fohanfe von Bier und Branntwein documentirt vorliegt. 

Es mußte daher die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Ur. 1367. 


Nachträgliche Abforderung einer Zollgebühr von Mehl bei der Einfuhr 
nach Dalmatien, 


Erfenntuiß vom 12. April 1882, 3. 767. 


Ter k. 1.2. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dr. Pietro Illich, 
Kaufmanns in Spalato, ca. Entfeheidung des T. k. Finanz- Min, vom 
21. Juni 1881, 3. 15057, betreffend eine nachträglich abgeforderte Zoll» 
gebühr von 142 fl. 80 fr. für die Einfuhr von Mehl nah Dalmatien, 
nah durchgeführter d. m. Berhantlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.” *) 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 1216 (Band V, Jahrgang 1821). 
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Ar. 1368. 
Ohne Lofungsverfahren findet Feine Bollbefreiung aus bem Titel ber 


Identität von eingeführten Sachen mit den früher ausgeführten ftatt. 


Erkenntniß vom 13. April 1888, 3. 768. 


Der 8 2. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des MW, Knauer 
und E. Groß, Generalbauunternehmer der dalmatiniſchen Eifenbahnen, 
ca. Entfcheidung des k. k. Finanz. Min. vom 27. Auguft 1880, 3. 25312, 
wegen verweigerter Zurüdvergätung von Zollgebühren, nad durchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Ferdinand Pogazhnik, 
fowie des k. k. Min.-Dice-Secr. Frhru. v. Jorkaſch zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unhegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerdeführer hatten den Bau der dalmatiniſchen Eiſenbahnen 
vom Staate übernommen und in den Jahren 1875 bis 1877 aus⸗ 
geführt. In den Jahren 1878 und 1879 haben fie in mehreren Parthien 
angeblich von tiefen Baue herrührende Requifiten und Materialgegenftände 
über das Hauptzollamt in Trieft in das öſterr.⸗ungariſche Zollgebiet ein- 
geführt und hiefür an Kinfuhrszollgebühren 3664 fl. 95 fr. O. W. in 
Gold und 178 fl. 5 fr. in Silber, ferner weitere 122 fl. 35 fr. und 
1384 fl. 41 fr. in Gold entrichtet. Sie find nadträglid um die Rück⸗ 
vergütung dieſer Zollbeträge eingefchritten, jedoh vom k. k. Finanz Min. 
endgiltig unter Beziehung auf den 8. 220 der Zoll- und Staatsmon.-Ordg. 
aus dem Örunde abgewiefen worden, weil fie unterlaffen hatten, die frag- 
lichen Gegenſtände dem Lofungöverfahren bei der feinerzeitigen Ausfuhr 
derfelben aus dein öfterr..ungarifhen Zollgebiete zu unterziehen. 

Der B. ©. Hof konnte in diefer mit der vorliegenden Beſchwerde 
angefochtenen Min.» Entjheibung eine Gefegwidrigfeit nicht erbliden. — 
Dalmatien, weldes bishin ein befonderes Zollgebiet gebildet hatte, ift erft 
durch das Gef. vom 20. Decenber 1879, R. ©. B. Nr. 137 vom 
1. Jänner 1880 angefangen in das allgemeine dfterr.-ungarifche Zollgebiet 
einbezogen worden. Bis tahin war auch gemäß Art. I des Gef. vom 
27. Juni 1878, R. ©. B. Nr. 67, womit ein neuer allgemeiner Zoll« 
tarif des Öfterr.-ungarifchen Zollgebiete8 eingeführt worden tft, das beſondere 
Bollgebiet des Königreiches Dalmatien den Zollausfghläffen, fomit dem 
Auslande (8. 3 der Zoll- und Staatsmon.Ordg.) gleichgehalten, foweit 
nicht befondere Erleichterungen für den gegenfeitigen Berfehr geſetzlich 
zugeftanden waren, bie aber für den vorliegenden Fall nicht zutreffen. 

Nun beftimmt der 8. 220 der Zoll- und Staatdmon.-Orbg., daß 
Gegenftänve, die ans dem Auslande oder den Zollauejchlüffen über die 
Bolllinie eingebracht werden, ohne Rückſicht auf ihren Urfprung, dem Ein« 
fuhrszolle unterliegen. „Werden inländifhe Erzeugnifje über die Zolllinie 
ausgeführt, ohne daß hiebei die Beſtimmungen über die Anweiſung der 
im inneren Verkehre die Zolllinie berührenden Gegenftände beobachtet 
wurden, fo erlifcht hiedurch in Abſicht auf die Zollbehandblung deren Eigen- 
haft inländifcher Erzeugniſſe.“ 

13* 
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Rum erduet tie Zell- und Erzatsmonepeld-Ortunnz an und zwar 
fewohl bezüglich jener inläntiihen Erzenguifie, welde aus einem Theile 
des Zollgebietes im tem anteren Theil tesfelben über tie Zolllinie und 
insbejondere im Berlchre über tie Eee (SS. 186— 197), als and, jener 
mlauztiden Baaren, tie anf ungewifien Berlauf oter auf Fofung aus⸗ 
geführt werten (58. 223—227), daß bei ber feinerzeitigen Wiederein⸗ 
fahr vie Zellbefreinng nur baun anzefpredien werben könne, wenn folde 
Gegenflünte bereit? bei ber Ausfuhr jenem Soliverfahren unterzogen 
wurden, welches tie Irentitit des ausgeführten mit tem mwiebereingeführten 
Gegerſiande ficherſtellt. Damit tiefes Berfahren vom Zcllamte vorgenon- 
men werte, but tie Parthei bei der Stellung ter Waare zur Ausfuhr 
in ver Crflürung die Defiimmung austrüdlih amzngeben, daß dieſelbe, 
infsweit fie nicht im Auslaute zw verbleiben bat, zellfrei wieder eingeführt 
werden wolle. 

Tiefe gefeßlih gebetene Borficht hatten bie Beſchwerdeführer unter- 
laffen und tie Finanzbehörden waren taher berechtigt, den Einfuhrzoll für 
tie fragliden Banregnifiten und Materialgegenſtände zu verlangen unb 
tie Rüdvergätung tiefes Zolles zu verweigern. NRachtem num der B. G. 
Hof nur zw prüfen hatte, ob durch biefe Bermeigerung eine Geſetzes⸗ oder 
eine Rechtsverletzung für die Bejhwerteführer eingetreten fei, welche Frage 
terielbe verneinen minfte, jo war die Abweifung ter Beſchwerde vie noth⸗ 
wentige Sonfequen;. 


Ar. 1369. 


Die Finanzbehörden find bei zweifeitig verbindligen Kechtsgeſchäften be: 

rechtigt, Die ganze Gebühr von einem oder bem anderen Sontrahenten 

im ganzen Betrage zu fordern und find nit verpflihtet, im Zahlungs⸗ 

auftrage alle Zahlungs: und Haftungspflichtigen ausdrücklich anzuführen. 
Ertruntnif vom 12. Upril 1882, 3. 738. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat über tie Beſchwerde ter Karoline Gräfin 
Ecipio ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Min. vom 17. Yuli 1881, 
3. 10218, betreffend die Gebühr pr. 1968 fL 75 fr. von Taufchvertrage 
dto. 3. December 1873, nad turdhgeführter 8. m. Verhandlung zu Hecht 
erfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfatz der Koften des Berfahrens wird nidt auferlegt.” *) 


*) Eiche Eutiheibungegründe bei Nr. 300 (Band II, Jahrgang 1878 
und bei Nr. 309 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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QAr. 1370. 


Gebührenbehandlung nicht datirter Biri. 
Erfenntnig vom 12. April 1882, 3. 740. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Beſchwerde des Hirfh Quadrat⸗ 
fein, Kaufmanns in Tarnow, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz- Din, vom 
30. September 1881, 3. 22163, betreffend die erhöhten Stempelgebühren 
von 17 fl. 40 fr., 37 fl. und 24 fl. 50 kr. von brei Wechfeln, nad 
durchgeführter 8.’ m. Verhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“*) 


Ar. 1371. 


Wahlen einer Semeindewahlcommiffion in Dalmatien. — Rihteinhaltung 

ber zur Wahl angefepten Stunde, wann geredhtfertigt. — Behauptete 

Austhliebung der Wähler, wenn gegen eine ſolche ein Proteſt im Wahl: 
protofolle nit erfichtlid. 


Erkenntniß vom 18. April 188%, 3. 794. 


Der k. k. 3. ©. Hof bat über die Befchwerde des Joſef Bonicioli 
und Genoſſen ca. Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Zara vom 13. No⸗ 
venber 1881, 3. 12773, betreffend die Gemeindewahlen in Selve, nad) 
durchgeführter ö. m. Verhandlung und Anhörung des k. f. Min.⸗Rathes 
Ritter v. Großer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Zara 
wird in der vorliegenden Bejchwerte beftritten, 1) weil die zur Vornahme 
ber Wahl der Wahlcommiffion angefegte Stunde nicht eingehalten worden 
ifl, 2) weil zur Wahl der Wahlcommiffion nicht alle anwefenden Wähler 
zugelaflen worten find. 

Der 3. ©. Hof fand dieſe Beſchwerdepunkte nicht begründet. 

Ad 1. Die Wahl der Wahlcommiffioen wurde allerdings zu einer 
jpäteren Stunde vorgenommen, allein dies gejhah nah dem von der k. k. 
Statthalterei angenommenen, durch die Acten nicht widerlegten Thatbeftande 
deshalb, weil die Ausweije Über die gehörige Kundmachung der Wuhl zur 
angefegten Stunde nicht zur Hand waren. — Wenn der Gemeindevorfteher 
darin einen Grund fah, die Wahl ter Commiffion zu verfchieben, fo kann 
eine Geſetzwidrigkeit in diefer Verfügung um fo minder erblidt werben, ale 
bie gehörige Kundmachung der Wahl gewiß eine Vorbedingung für vie 
giltige Vornahme berfelben ift und als gegebenen Falles dieſer Vorgang 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 285 (Band II, Jahrgang 1878). 
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mittel telegraphiſcher Entſcheidung der EL. 1. Bezirlshanptiaunſchaft ge 
billigt worden ifl. 

Ad 2. Ten zweiten Beichwerbegrund hätte ber B. ©. Hof zur 
dann für begründet anfchen fönnen, wenn erwieſen wäre, daß Wähler, vie 
zur Theilnahme an der Wahl ver Wahlcommiffion ſich redhtzeitig meldeten, 
ven tiefer tur irgend welde Maßnahmen des Gemeindevorſtandes aus- 
seichlofien worden wären. — Daß dies ter Hall geweien wäre, iſt um 
nicht erwiefen. — Der diesfälligen Behauptung der Beſchwerdeführer flieht 
tie Darfiellung tes Borganges durch die Bezirfshauptmanufhaft entgegen, 
mwenad ter Borfigente der Wahlcommiffion, nachdem bie in dem räumlich 
befchränftten Wahllocale gegenwärtigen Wähler ihre Stimmen abgegeben 
hatten, die allenfalls nod außerhalb des Locales Anweſenden zur Etimm- 
abgabe aufgefordert babe, ohne daß Jemand diefer Aufforderung Folge 
geleiftet hätte. 

Der B. ©. Hof fand keinen Anlaß, diefen von den Adminiſtrativ⸗ 
behörven angenommenen, durch die Acten nicht widerlegten Thatbefland als 
unrichtig anzufehen, insbefondere mit Rüdjicht darauf, daß im Wahlprotofolle 
ein Proteft der Wähler wegen der behaupteten Ausfchliegung nicht erſicht⸗ 
Id ift, die behauptete Unregelmäßigfeit aljo Seitens der Wähler recht⸗ 
zeitig nicht conftatirt wurde. 


Ar. 1372. 


Gompetenz des B. G. Hofes zur Ueberprüfung der Gefegmäßigkeit einer 

besördliden Berfügung, Traft deren die Finanzprocuratur zur Erwirkung 

eines Sicherſtellungsmittels legitimirt wird. — Die Hofderrete vom 

18. September 1786 und vom 24. Dxctober 1806 Föünnen zur Sicherheit 

eines blos privaten Interefien a hin Denfionsfondes nit Anwen 
ung finden. 


Gricnntnif vom 13. April 1882, 3. 787. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Befchwerde tes Moriz Guftav 
Strafen v. Sweerte-E port ca, Entfheidung des k. f. Min. des Innern 
vom 10. Juni 1881, 3. 6945, betreffend tie Sicherfiellung einer Erſatz⸗ 
leiftung an ten Penfionsfond in Liſſa, nach durdhgeführter 5. m. Berhand« 
lung und Anhörung tes Adv. Dr. Alois Kräfa, dann des k. f. Min.- 
Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Öe- 
jeße8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 

Entſcheidungsgründe. 


Durch ten mit der angefochtenen Entſcheidung beſtätigten Statth.⸗ 
Erlaß dto. 21. März 1881 Nr. 5788 wurde unter Anrufung ber Hof⸗ 
becrete vom 18. September 1786, Juſt. ©. ©. Nr. 577 und vom 
24. October 1806, Yufl. ©. ©. Nr. 789 die Prager E. k. Finanz 
procuratur beauftragt, „gegen den Patron des Liſſaer Penfionginflitutes 
Moriz Guſtav Grafen Sweerts-Sperk zur Sicherſtellung des gräflichen 
Sweerts-Sporffchen Liſſaer Penſionsfondes die fiherftellungsweife Pfändung 
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des dieſem Herrn Grafen gehörigen Vermögens ... bid zum Höchſt⸗ 
betrage von 50.000 fl. zu erwirken.“ 

Hält man fih die Beftimmungen ber vorcit. Hofbecrete, insbeſondere 
jene des Hofdecretes vom 18. September 1786, wonad die Finanzpro« 
curatur zur Erwirkung der Sicherſtellung fhon „durch VBorlegung der 
Verordnungen der Hof» und Länderſtellen“ Legitimirt wird, vor Augen, fo 
ift es zweifellos, daß jener Statth.-Erlaß eine behördliche Verfügung bes 
inhaltet, welde jelbft und unmittelbar die Rechtsſphäre des Beſchwerde⸗ 
führers tangirte, da die wegen Bollftredung angerufenen Gerichtsbehörden 
nicht Die weritorifhe Berechtigung der Verfügung, fondern nur ihre for- 
male Gorrectheit wahrzunehmen in der Lage waren, wie fle denn aud 
nad) Ausweis der Acten concreten alles ablehnten, ſich in meritorifche 
Unterfuhung einzulaffen. Eben darum mußte im Sinne des $. 2 des 
Geſ. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 ter V. G. Hof 
fih zur Ueberprüfung ber Geſetzmäßigkeit der Verfügung competent erachten. 

Durd die obeit. Geſetze wurde den Hof» und Länterftellen „zur 
Sicherheit des Aerars, in Hinfiht folder Forderungen, die zum gericht⸗ 
lichen Verfahren nicht geeignet find,“ die Befugniß beigelegt, Verorbnungen 
zu erlaffen, welche ven Vollzug gerichtliher Sicherftelungsmittel zur noth- 
wendigen Folge haben. Es frägt fi daher, ob es ſich im concreten 
Falle um eine derlei Yorderung, um eine Angelegenheit gehandelt hat, 
binfichtlicdy welcher das Geſetz der Yandesftelle jene Befugnif eingeräumt hat. 

Nach Lage der Acten konnte der B. ©, Hof diefe Trage nur ver- 
neinen. Der fogen. Liffaer Penfionsfond ift ein reiner Privatfond, der 
blos privaten Intereffen, dazu nämlich zu dienen hat, gewiffen Privat- 
beamten der gräflihd SporPfhen Güter den Bezug von Benfionen und 
Berforgungsgebühren zu gemwährleiften. Gebildet wurde ber Fond durch 
Zuſchüſſe von Privatperfonen, des Dienftgeberd und der Dienftnehmer 
und er ftehbt außer jedem Zuſammenhange mit den a. h. Uerar. Der 
rein private Charakter dieſes Fondes und des ganzen Benfionsinftituts 
ſteht fo ſehr außer jeden Zweifel, daß zu feiner Bildung bie ftaatliche 
Genehmigung weber angefucht, neh auch ertheilt wurde, fo daß ſchon aus 
diefem formalen Grunde der Fond nicht einmal als Stiftungsfond, oder auch 
nur ald Bereinsvermögen im Sinne der Vereinsgeſetze angefehen werben kann. 

In dem Statutenentwurfe dto. 6. April 1804 war allertings eine 
Ingerenz der ſtaatlichen Aominiftratiobebörden auf die Verwaltung des 
Fondes in Ausfiht genommen worden. Allein davon ganz abgejehen, daß 
diefer Statutenentwurf eben nur Entwurf geblieben ift und insbefondere 
eine flaatlihe Genehmigung nicht erfahren hat, würden jene Beſtimmungen 
gleihwohl nicht den Charakter des Fondes geändert, ihn in einen ſtaat⸗ 
fihen nicht umgewandelt haben. 

Bei diefer Sachlage waren die Borausfegungen, von deren Zutreffen 
vie obeit. Gefege die Erlaffung adminiftrativer Verordnungen zum Boll» 
zuge von Sicherſtellungsmitteln abhängig machen, vorliegend nicht vor« 
handen und es ftellt ſich daher ber Erlaß der k. k. Statthalterei dto. 
31. März 1881, 3. 5788, bezw. die denfelben beftätigende Entſcheidung 
des ER, Min. des Innern als nicht int Geſetze begründet dar, weshalb 
dieſelbe nah Vorſchrift des 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875 aufe 
gehoben werben mußte. j 
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Ar. 1378. 


Die im 8. 8 ad b des Waſſ. Geſ. für Böhmen vorgefebene Begründung von 
Servituten zu Bweden der BBaflerverforgen ‚8a erbefhaffung und der 
es ſchädlicher Wirkungen des fe 


wo es fih nur darum handelt, die Ausbeflerung und Inftandfegung einer 


Bafleranlage zu förbern und zu erleichtern. 
Srienntniß vom 14. April 1882, 3. 788. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Befchmerde des Johann Elfenwanger 
ca, Aderbau-Min. aus Anlaß der Entfcheidung vesfelben vom 10. September 
1881, 3. 7160, wegen Benütung eines Grundes zur Herftellung eines 
Ableitungsgrabend und Ablagerung von Baumaterialien während eines 
Wehrbaues, nach durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des 
k. k. Min.⸗Rathes Karl Peyrer, zu Recht erlannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird, infoferne mit der- 
felben der Befhwerbeführer von der Wiefenparzelle Nr. 620 
in Nieder-Apersbah die zur Herftellung eines Graben er- 
forderliden Area den Befigern der Mühlrealität in Benützung 
zu übergeben verpflichtet wurde, nad 8. 7 des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben, im 
Uebrigen aber die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen.” 


Entfheidungsgründe. 


Zu Zwecken ber Ausbefjerung des den Müblbefigern Reinert gehörigen 
Ablagwehrs, wurde ver Beſchwerdeführer mit der angefochtenen Entſcheidung 
verpflichtet, von feiner Wiefenparzelle Nr. 620 in Nieder- Adersbach eine 
Urea von 710 DRlafter den Mühlbefigern für die Dauer eines Jahres 
gegen Entschädigung und Wieterherftelung bes früheren Standes zur Be⸗ 
nützung zu überlafjen. — Bon ter abzutretenden Fläche ſollen 96 [IRlafter 
zur Herftiellung einer Zufahrt, 614 3Klafter zur Ablagerung ter Materialien 
und Anlegung eines Notbgrabens dienen. — Durd den Notbgraben foll das 
Betriebswaffer tes Mühlfanales oberhalb des Ablaßwehres abgeleitet und 
unterhalb deöjelben wieder in ben Mühlkanal eingeführt werben, damit auch 
während der Dauer der Ausbefferungsarbeiten die Mühle in Betrieb erhalten 
werben könnte. — Bei ter am 22. Februar 1881 gepflogenen Lecalerhebung 
eonftatirte der Amtsfachverftäntige auf die Frage, ob zur Inflandfegung der 
Stauvorrichtung die Herftellung tes Nothgrabens unbedingt nothwendig fei, 
daß bieß nicht der Fall wäre, daß jedod die Herftellung des Nothgrabens 
in jeder Beziehung zweckentſprechender und fowohl für die Mühlbefiger, als 
auch für ten Wiejenbefiger vortheilhafter fei. 

Nah dieſem Sachverhalte handelt es ſich alfo vorliegend um bie 
Trage, ch bie Arminiftratiobehörten zur Anwendung des $. 28 ad b bes 
Waſſ. Gel. für Böhmen aud dann beredtigt find, wenn die Ausbeſſe⸗ 
rung einer beftehenden Stauanlage durch Kinräumung einer zeitweifen 
Servitut in zwedentfpredhenverer, vortheilbafterer Weile ermöglicht werben 
kann? — Die Adminiftrativbehörden glaubten diefe Frage darum bejahen 
zu folen, weil der 8. 28 im Eingange ihr Verfügungereht nur an bie 


rs, kann nit plaßgreifen, - 
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Borausfegung knüpft, daß die Begründung ber Servitut „geeignet fei, bie 
nußbringende Verwendung des Waflerd zu fördern” oder aber „deſſen 
ſchädliche Einwirkungen zu befeitigen” und weil dieſe Boransfegungen ge- 
gebenen Falles zutreffen. — Durch die Herftellung des Nothgrabens würde 
nämlich einerjeitd der Fortbetrieb der Mühle auch während der Dauer der 
Auspefjerungsarbeiten ermöglicht, andererſeits aber erhöhte Waflergefahr 
vermieden, da der Ableitungsgraben durch die Herftellung einer Holzcon« 
ſtruction, welde die nachbarlichen Grundſtücke gefährben könnte, erſetzt 
werden müßte. 

Was zunächft die letztere Anführung anlangt, jo ift zu conftatiren, 
daß bei der Xocalerhebung der Amtsjachverfländige die Ausführung der 
Holzconftruction keineswegs als mit Gefahren für die angränzenden Grund⸗ 
ſtücke verbunven bezeichnete, ſondern lediglich hervorhob, „daß dieſe koſt⸗ 
ſpielige Abhilfe (die Holzconſtruction) bei jedem Hochwaſſer der Gefahr der 
Zerſtörung im hohen Grade ausgeſetzt iſt.“ — Allein davon ganz abge⸗ 
ſehen war der V. ©. Hof der Anfiht, daß durch die angefochtene Ent- 
ſcheidung ven $. 28 ad b eine viel weiter gehende Deutung gegeben worben 
ift, als welde tur den Wortlaut diefer Gefekesbeftimmung und durch 
den Zufammenhang derſelben, mit den hachfolgenden Paragraphen gerecht⸗ 
fertigt erfcheint. 

Was zunähft den Wortlaut des 8. 28 ad b anlangt, fo deutet ber 
ausdrüdlich hervorgehobene Zweck „damit Anderen gehörendes Waſſer von 
einer Gegend nad einer anderen geleitet” werben könne und das 
dem Grundbeſitzer der Liegenfchaft eingeräumte Hecht, von der Uebernahme 
der Servitut „Dur Abtretung der zur Führung der Leitung und der 
entjprechenden Anlagen erforderlihen Grundfläche fi) befreien“ zu Können, 
darauf hin, daR das Geſetz nur folhe Woaflerleitungen vor Augen hat, 
welche entweder eine dauernde Verwendung des Waflers an einem Orte, 
wo dieß nah dem bisherigen Waflerlaufe nicht möglih war oder eine 
dauernde Ableitung desfelben von Drten, wo es fchärliche Wirkungen her⸗ 
vorbringt, bezweden und bewerfitelligen. 

Iſt aber dur den $. 28 ad b die Begründung von Servituten 
nur zu Sweden der Wafferverforgung, Waflerbeihaffung, fowie zu 
Zweden der Befeitigung fchäpliher Wirkungen des Waſſers geftattet, 
dann konnte im concreten Falle dem Beichwerbeführer die Servitut, über 
feinen Wiefengrund einen Graben führen zu laſſen, nicht auferlegt werden. 
— Denn dur diefen Graben fol das Wafler weber von einer Gegend 
nad) einer anderen geleitet werden, noch bezwedt und bewerfitelligt dieſer 
Graben an fih die Verforgung der Mübhlrealität Nr. 5 in Nieder-Avers- 
bad und ebenfowenig bat er zur Befeitigung fehäbliher Wirkungen bes 
Waſſere zu dienen. 

Der Zwed der überdieß nur für eine verhältnigmäßig kurze Friſt 
in Ausſicht genommenen Servitut ift vielmehr nur der, die Ausbeife- 
rung und Inftandfegung des Ablagwehrs zu fördern und zu erleichtern, 
— Die Pflichten der Ufereigenthämer in einem jolden Valle normirt num 
nit ter $. 28, fondern der $. 50 des Wafl. Gef. dahin, daß fie bie 
nothwendige Betretung und Benütung der UÜfergrundftüde zur Ab» und Zus 
fuhr, dann zur Ablagerung und Bereitung der Materialien zu dulden haben. 

Daß der 8. 28 ad b in dieſem engeren Sinne zu verftehen ift, dafür 
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fpriht auch der Umftand, daß alle Gefeesbeftimmungen, welche die An⸗ 
wendung des $. 28 ad b mit zum Inhalte haben ($$. 32, 39, 41, 54), 
von folden Fällen handeln, wo bie einzuräumenden Servituten die Er- 
reihung dauernder Zwecke volkswirthſchaftlich bedeutfamer Vortheile zu er⸗ 
mitteln vermögen. — Dieß ift auch begreiflid, da es fi od immer um 
Eingriffe in das Privateigenthum handelt und der bloße mehrere Vortheil 
einer anderen Privatperfon feinen binreihenden Nechtfertigungsgrund für 
folde außerordentlihe Maßnahmen in fi ſchließt. 

Infoweit alfo mit der angefochtenen Entſcheidung der Beſchwerde⸗ 
führer verpflichtet erfannt wurde, von der Witjenparzelle Nr. 620 in 
Nieder⸗Adersbach die zur Herfiellung eines Grabens erforderlihe Area ben 
Befitern der Mühlrealität in Benütung zu übergeben, mußte die Ent« 
fheidung nad 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 35 aufgehoben werden. 


ar. 1374. 


Feſtſtellung der Baulinie für einen projectirten Neubau und Anlegung 
einer neuen Straße nad der Rau Dris. für Böhmen vom 11. Mai 1864, 
. G. 8. Ar. 20. 


Erfenntniß vom 14. April 1882, 3. 789. 


Der. k. V. G. Dof hat über die Beſchwerde des Karl Reitler ca. 
Statthalterei in Prag, anläßlich der Entſcheidung derfelden vom 11. Auguft 
1881, 3. 49017, betreffend die Baulinie für die Joſefſtädter Schule in 
Prag, nah durdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Sigmund Stein, des ff. Min.-Rathes Dr. Ritter von Helm, dann 
des Adv. Dr. Karl Doftal, in Vertretung der an der Gtreitfadhe mitbe- 
theiligten Stadtgemeinde Prag, zu .Redht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewicjen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurden die vom Prager Magie 
ftrate anläßlich des von der Stadtgemeinde Prag projectirten Neubaues 
einer Volksſchule am Johannesplatze feftgeftellten Bau- und Reyulirungs- 
Iinien genehmiget. Nah diefen Bau- und Regulirungslinien foll ver Neue 
bau, unter theilweifen Benütung der verbauten Fläche des Hauſes Nr. 873, 
auf den bis nun freien PBlag vor dem Haufe Nr. 874 des Beſchwerde⸗ 
führer® derart eingeftellt werden, daß zwiſchen biefen beiden Häufern ein 
Gäßchen entfteht, das an feiner fchmalften Stelle 6.40 Meter mißt, das 
jedoch bei einem Umbaue des Haufes Nr. 874 auf 11.5 Meter Breite 
in der Art regulirt werben fol, daß von ber 21.49 Meter langen Front 
des Haufes Nr. 874 gegen ten Schannesplag 8.30 Meter zur Gaſſen⸗ 
erweiterung entfallen würden, 

Segen die Gefemäßigfeit der Entſcheidung macht nun die Ber 
ſchwerde geltend: 1) daß ein freier Plag verbaut und ein Gäfchen von 
nur 6.40 Dieter belafien wird, wodurch dem Haufe Nr. 874 die freie Aus⸗ 
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fit und das Licht benommen, ferner die Zufuhr namentlih von Eis 
unmöglich gemact wird, 2) daR gleichzeitig die in ben Sechziger Jahren 
feſtgeſetzte Regulirungslinie aufgegeben und. eine neue Regulirungslinie 
beftimmt wird, welde ben obbezeichneten Berluft an Baufläche für das 
Haus Nr. 874 zur Folge haben fol. - 

Da nad dem Gef. vem 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 der V. ©. Hof nur die Sefetzmäßigkeit einer Entſcheidung zu 
überprüfen berufen ift, jo hatte er gegebenen alles fich nur mit der Trage 
zu befhäftigen, ob und inwieweit durch die feitgefegten Bau- und Regu⸗ 
lirungslinien rüdfihtlih der erhobenen Beſchwerdepunkte pofitive gefeßliche 
Beſtimmungen, insbefondere der Bauordnung, verlegt worden find. Dieſe 
Frage mußte jedoch der V. ©. Hof bezüglich beider Beſchwerdepunkte verneinen. 

Ad 1. Der $. 62 Abſ. 1 Bau⸗Ordg. fett allerdings feft, daß Bauten, 
welche die Straßenbreite beeinträchtigen, nicht geftattet find. Allein, wie 
aus den nachfolgenden Abſätzen dieſes PBaragraphes hervorgeht, bezieht fi) 
diefe gefegliche Beftimmung nur auf Bauführungen, welche „über vie feft- 
gejegte Baulinie* hinaus angebracht werben wollen. ©egebenen Falles han⸗ 
delte es ſich aber zunächſt um bie Feſtſtellung der Baulinie für den 
projectirten Neubau und zugleich um die Anlegung einer neuen Straße; 
der Neuban ſelbſt ſoll in die feſtgeſetzte Baulinie eingeſtellt werden. Es 
konnte daher nur die geſetzliche Zuläſſigkeit der für die neue Straße projec⸗ 
tirten beiderſeitigen Baulinien noch in Frage kommen, dieſe aber war von 
den Baubehörden nicht nah 8. 62 Abſ. 1, ſondern nah 88. 4, 5, 66 
Abf. 3 Bau⸗Ordg. zu beurtheilen. Da vie Baubehörden den Anordnungen 
diefer Paragraphe gerecht geworden find, da fie insbefondere die für die 
neuprojectirte Straße geſetzlich vorgefchriebene Minimalbreite eingehalten 
haben, fo erfcheint der erftangeführte Beſchwerdepunkt nicht begründet. Wohl 
wird, infolange da8 Haus Nr, 874 in feiner dermaligen Anlage befteht, 
die Breite des Gäßchens den Buuvorfchriften nicht entfprehen. Allein das 
ift nicht eine Confequenz ter mit der Entſcheidung feftgefegten Bau- und 
Reyulirungslinien, fondern der jegigen Anlage tiefes Haufes. Derlei Uebel⸗ 
flände find bei Regulirungen von fhon verbauten Ortstheilen unvermeitlid 
und fie können eine beabfitigte Regulirung un fo minder unmöglid ma⸗ 
hen, als ja die Bauorbnung, wie z. B. die 88. 70 Abf. 5, 67 Abf. 2 
zeigen, auf derlei Vorkommniſſe Bedacht nimmt. 

Ad. 2. Eine gefetlihe Beſtimmung, welde die Baubehörden ver- 
pflichten würbe, einmal feſtgeſetzte Regulirungs- und Baulinien für alle 
Zukunft feftzubalten, befteht nicht. Es waren daher die Baubehörven ſelbſt 
im Falle, daß die Behauptung des Beſchwerdeführers, in den Sechziger 
Jahren fei die Negulirungslinie für jenen Stadttheil feftgefegt worden, 
rihtig wäre — die Adminiftrativacten geben darüber feinen Auffhlug — 
nicht gehindert, den neuen Berhältniffen beſſer entſprechende Regulirungs⸗ 
linien feſtzuſetzen. 

Daß der Geſetzmäßigkeit ihrer Verfügung der Umſtand, daß der Be⸗ 
ſitzer des Hauſes Nr. 874 ſeinerzeit einen Theil ſeiner Baufläche zur 
Herſtellung der neuen Baulinie abzutreten haben wird, nicht entgegenſteht, 
zeigt die Auordnung des 8. 67 Abſ. 2 Bau⸗Ordg. 

Die Befchwerte mußte Daher als nicht begründet zurüdgewiejen 
werden, 
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Ar. 1375. 


©teuerfreiheit der Neubauten auf den Wiener Stabterweiterungsgrüuben. 
Erkenutniß vom 18. Wpril 1888, 3. 831. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Anton Fiſcher 
Nitter von Ankern ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min, vom 9. Auguft 
1881, 3. 24143, betreffend die Dauer der Hauszinsfteuerbefreiung für 
das Haus C.⸗Nr. 1634 innere Stadt Wien, nah burchgeführter 3. m. 
Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Freiherrn von Haim⸗ 
berger, fowie des !. k. Min.Secr. Johann Kolazy zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Es ift nicht freitig, daß das Haus E.-Nr. 1634 der inneren Stabt 
Wien, für welches von der Beſchwerde die zeitlihe Haußzinsfteuerbefreiung 
auf die Dauer von breißig Jahren angefprohen wird, auf den Gründen 
des ehemaligen Exercier- (Parade) Plage erbaut worden fei. Beſtritten 
wird nur bie der finanzbehörblihen Entſcheidung zu Grunde liegende Rechts⸗ 
anſchauung, daß den auf ten Grünten des Erercierplage8 errichteten Neu» 
bauten nicht jene Begünftigungen beziehungsweiſe jene Dauer ber zeitlichen 
Hauszinsfteuerbefreiung zukomme, welche kraft der a. h. Entſchließung vom 
14. Mai 1859 laut ber Kundmachung ber k. k. nieber-öfterr, Statthalterei 
vom 27. Mai 1859 (8. ©. B. für Niever- Oefterr. 1859 Nr. 5) ben 
Neubauten eingeräumt worden find, welde auf ven dem Baufonde für bie 
Statterweiterung gehörigen Gründen innerhalb der dafelbft beflimmten 
Friſten plangemäß vollendet und benützbar gemacht werben. 

Im gegenwärtigen Sale nimmt nämlich die Beſchwerde nad) Abf. a 
jener Kundmachung eine zeitlihe Steuerbefreiung von dreißig Jahren im 
Anfprud, während die Finanzverwaltung bie Anwendbarkeit ber citirten 
a. h. Entſchließung vom 14. Mai 1859 auf ten fraglihen Neubau des⸗ 
balb für unzuläffig findet, weil der Legtere zwar auf einem dem Stadt⸗ 
erweiterungdfonde gehörigen, jedoch nur jure privatorum erworbenen Grunde 
(dem Paradeplage), aber nicht auf einem jener Baugründe ftattgefunden 
babe, welde durch tie Auflaflung ver Ummallungen und Fortificatienen 
ber inneren Stadt Wien, fowie der Gräben um biefelbe gewonnen worden 
find und im Sinne des a. h. Handicreibens von 20. December 1857 
nad deren Veräußerung den Stabterweiterungsfend zu bilden hatten. 

Zur Beurtbeilung ber beiterfeitigen Anſchauungen in diefer Rechts⸗ 
frage ift e8 vor Allem erforderlich, in die Beftimmungen des a. h. Hand⸗ 
fhreibend vom 20. December 1857, welches die Orundlage für die zu 
erörternte Frage bildet, näher einzugehen. — Daßfelbe lautet nach der 
officiellen Wiener Zeitung vom 25. December 1857 gleih im Cingange 
wörtlich dahin: „Es ift Mein Wille, daß die Erweiterung der inneren Etadt 
Wien mit Rüdfiht auf eine entjprechende Verbindung berfelben mit ben 
Borftädten ehemöglihft in Angriff genommen und hiebei auch auf tie 
Regulirung und Verſchönerung Meiner Reſidenz und Reichshauptſtadt Be⸗ 
dacht genommen werde. Zu dieſem Ende bewillige Ich die Auflaſſung ver 
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Umwallung und Fortificationen der inneren Stadt fowie der Gräben um 
dieſelbe. — Jener Theil der durch Auflaffung der Umwallung, der 
Hotificationen und Stadtgräben gewonnenen Area und Glagçisgründe, wel« 
her nach Maßgabe des zu entwerfenden Grundplanes nicht einer ander 
weitigen Beftimmung vorbehalten wird, ift ald Baugrund zu verwenden 
und der Daraus gewonnene Erlös hat zur Bildung eine Baufonde8 
zu dienen, aus weldhem vie dur diefe Maßregel dem Staatsſchatze er- 
wachſenen Auslagen, insbefondere auch die Koften ver Herftellung öffent- 
liher Gebäude, fowie die Berlegung der noch nöthigen Milttäranftalten 
beftritten werben follen.“ 

In weiterer Fortſetzung dieſes a. h. Handſchreibens werden die Ge⸗ 
ſichtspunkte bezeichnet, von welchen bei ter Entwerfung des bezüglichen 
Grundplanes der Stadterweiterung auszugehen ſei. Im Abſatze 4 wird 
geſtattet, daß ber vom Schottenthore bis zum Volksgarten gewonnene 
Raum theilweife zur Regulirung des Erercierplages benütt werben könne; 
ferner im Abſatze 5 angeordnet, daß die Erweiterung der inneren Stabt 
in der Richtung gegen die Roſſau und bie Alfervorftadt einerfeit dem 
Donaulanale, andererjeits der Gränzlinie bes Exercierplatzes zu folgen babe. 
Ebenfo wird im 11. und 12. Abfage des Exercierplatzes als einer aufßer- 
halb der durch die geplante Stabterweiterung gelegenen Grundarea gebadıt. 

Aus allen diefen Beftimmungen des a. h. Handfchreibens vom 20. Des 
cember 1857 gebt mit voller Beftimmtheit hervor, daß tie Area des Exercier- 
plages nicht einen Beſtandtheil jenes Grundcomplexes zu bilden hatte, aus 
deſſen Berwerthung widmungsgemäß der Baufond für die Stadterweiterung 
entflanden ift. — Der 3. ©. Hof konnte daher die mit der a. b. Ent» 
fhließung vom 14. Mai 1859 ausnahmsweiſe gewährten Steuerbegünfti- 
gungen auf die Neubauten des ehemaligen Erercierplage® um fo minder 
für anwendbar betradyten, als zur Zeit ber Erlaſſung der Ietteren ver 
erwähnte Play nicht einmal ein dem Baufonde für die Stabterweiterung 
gehöriger Grund (im weiteften Sinne des Wortes) war, fondern erft im 
Jahre 1870 entgeltlih in das Eigenthum des Statterweiterungsfondes 
gelangte, | 

Denn die Finanzverwaltung, wie dies rüdfichtlich des Rathhausbaue 
geſchehen ift, aus irgend weichen öffentlichen Rüdfichten die Anwendung 
ver a. 5. Entfhliefung vom 14. Mai 1859 auf Neubauten des Erercier- 
platzes geftattet, jo Tann daraus kein Rechtsanſpruch erwachſen, daß 
auch anderen daſelbſt ausgeführten Neubauten die gleihe Begünftigung 
eingeräumt werde, — Der V. ©. Hof vermochte daher die Behauptung 
des Befhwerbeführers, daß er durch die angefochtene Entfcheidung des 
t. f. Sinanz- Din, in feinem Rechte verlegt worden fei, nicht für begründet 
zu erkennen und war demnach auch nicht in der Lage, nad 8. 7 des Gef. 
vom 22, October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 die gedachte Ent- 
ſcheidung aufzuheben. 
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Ar. 1376. 


Steuerfreiheit der Neubauten auf den Wiener Stabterweiterungsgründen. 
Erkenntniß vom 18. April 1882, 8. 822. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beichwerde der Gebrüder 
S. E. M. Reiges ca. Entfheivung des k. ?. Finanz Min. vom 6. Auguft 
1881, 3. 23781, betreffend die Dauer der Hauszinsftenerbefreiung des 
neuerbauten Hauſes E.-Nr. 1618 im I. Bezirke Wiens, nad) durchge 
führter d, m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Reitzes, 
fowie des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Die Beſchwerde beftreitet zunächſt, daß die Yinanz-Landes-Direction 
in Wien berechtigt gewefen fei, die mit dem Erlaſſe vom 23. Mai 1880 
mit Beziehung auf die a. h. Entſchließung vom 14. Mai 1859 (nieder- 
dfterr. Regierungsblatt 1859 Nr. 5) für das auf dem vormaligen Erercier- 
(Barader) Plage neu erbaute Haus C.Nr. 1618 ter inneren Stadı Wien 
bewilligte Hauszinsfteuerbefreiung in der Dauer von dreißig Jahren mit 
einem fpäteren Erlaſſe vom 19. März 1881, 3. 7413 zurüdzuziehen und 
diefe Befreiung nah dem Gef. vom 15. März 1876, R. ©. 2. Nr. 31, 
deshalb auf fünfzehn Jahre zu bejchränten, weil für die Neubauten, die 
auf dem ehemaligen Parabeplage geführt worden find, die durch die a. h. 
Entſchließung vom 14. Mai 1859 gewährten Begünftigungen, bezüglich 
ber längeren Dauer ber Hauszinsfteuerbefreiung feine Anwendung finden, 
fondern nur den Neubauten zuftehen, welche auf den dem Baufonvde für 
die Stabterweiterung gehörigen Gründen geführt werben. 

Die Befhwerdeführer geben zwar die Zrläffigfeit einer folden Cor⸗ 
rectur abminiftrativer Entfcheidungen zu, wenn ein thatfähliher Irrthum 
vorliege, nicht aber dann, wenn wie bier eine rechtskräftig gewordene Ent- 
fheidung nur wegen einer veränderten Auffaffung der Sach⸗ und Redtö- 
lage jeiten® der Adminiſtrativbehörden abgeändert wird. 

Der V. ©. Hof konnte jedoch diefe Behauptung nidt für haltbar 
anfeben. Daß die Rechtskraft einer adminiftrativen Entfcheidung, die nach⸗ 
trägliche Geltendmachung des dem Staate zuftehenden Rechtes auf die ihm 
gebührende Abgabe, wenn felbe irrig befunden wird, fei es, daß ein That⸗ 
oder Rechtsirrthum zu runde liegt, nicht unter allen Umſtänden hindern 
fünne, ergibt fih aus dem $. 3 des Gef. vom 18. März 1878, R. G. B. 
Nr. 31, betreffend die Verjährung der directen Steuern, Gebühren u. f. w. 
— Nah diefer gejeglihen Beltimmung verjährt das Recht, Beträge, um 
welche zufolge einer unrichtigen Bemeſſung zu wenig vorgefchrieben wurde, 
nachträglich zu bemeſſen, bei directen Steuern in der Regel erft binnen 
zwei Yahren nad) Ablauf des Berwaltungsjahres, in welchem die urſprünglich 
bemeflene Abgabe fällig geworben ift, 

Im vorliegenden Falle handelt es fih um die nachträgliche Richtige 
ftellung des Zeitpunltes, mit welchen die Bemeflung und Einhebung der 
Hauszinsfteuer zu beginnen hat, welche Richtigſtellung, wenn fie nicht 
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erfolgt, dem Staate eine gebührende Abgabe und zwar für eine lange Reihe 
von Yahren entzieht. Nachdem nun die Richtigſtellung, beziehungsweife 
Geltendmachung des dem Staate zuftehenden Rechtes auf die Steuer inner- 
halb des bezeichneten Verjährungétermines erfolgte, erweift fidh die Ein⸗ 
wendung gegen die Competenz der Adminiſtrativbehörden zur Erlaffung der 
angefochtenen Entſcheidung als hinfällig. 

Zur Beurtheilung des meritorifhen Theiles des Beſchwerdebegehrens, 
daß auf das fragliche Haus Nr. 1618, objchon es auf dem ehemaligen Parade- 
plage erbaut wurde, die Begünftigungen der a. h. Entfohliefung vom 14. Mai 
1859 Anwendung finden, fo hält ver B. ©. Hof für nöthig, auf die Beftim- 
mungen bed a. h. Handſchreibens vom 20. December 1857 zurüdzugehen. 

Diejed a. h. Hanpfchreiben lautet nach der officielen Wiener Zeitung 
vom 25. December 1857 gleih im Eingange dahin: „Es ift Mein Wille, 
daß die Erweiterung ver inneren Stadt Wien mit Rüdfiht auf eine eut⸗ 
ſprechende Verbindung derfelben mit den Vorſtädten ehemöglichſt in Angriff 
genommen und biebei auch auf die Regulirung und Berfhönerung Meiner 
Refidenz- und NReihehauptftapt Bedacht genommen werde. Zu diefem Ende 
bewillige Ih die Auflafjung der Umwallung und Yortificationen der innern 
Stadt fowie der Gräben um biefelbe. 

Jener Theil der durch Auflafjung der Ummallung, der Fortificationen 
und Stadtgräben gewonnenen Area und Ölagisgrände, welde nah Maf- 
gabe des zu entwerfenden Grundplanes nicht einer anderweitigen Beſtim⸗ 
mung vorbehalten wird, ift als Baugrund zu verwenden und der daraus 
gewonnene Erlös hat zur Bildung eines Baufondes zu dienen, aus 
welchem die durch diefe Maßregel dem Staatsfchage erwachſenen Auslagen, 
insbefendere auch bie Koſten der Herftellung öffentliher Gebäude, fowie 
die Verlegung der noch nöthigen Militäranftalten beftritten werben follen. * 

In weiterer Fortſetzung dieſes a. h. Handſchreibens werden die Ge⸗ 
fihtspunfte bezeichnet, von welchen bei der Entwerfung des bezüglichen 
Grundplanes der Stadtermweiterung auszugehen fei. Im Abfage 4 wirb 
geſtattet, daß der vom Schottenthore bi zum Volksgarten gewonnene Raum 
theilweife zur Regulirung des Exercierplatzes benütt werden könne, ferner 
im Abſatze 5 angeordnet, daß bie Erweiterung der inneren Stadt in ber 
Richtung gegen vie Reffau und die Alfer-Vorftadt einerfeits, dem Donau⸗ 
fanale andererfeits, der Gränzlinie des Erercierplage8 zu folgen habe, 
Ebenſo wird im 11. und 12. Abſatze des Erercierplaßes als einer außer» 
halb der durch die geplante Stabterweiterung gelegenen Grundarea gedacht. 

Aus allen diefen Beftimmungen des a, h. Handfchreibens vom 20. De⸗ 
cember 1857 geht mit voller Beftimmtheit hervor, daß die Area des Exer⸗ 
cierplaßes nicht einen Beftandtheil jenes Grundcomplexes zu bilden hatte, 
aus beffen Berwertbung widmungsgemäß ber Baufond für die Stapter- 
weiterung entſtanden ift, 

Der B. ©. Hof konnte daher die mit der a. 5. Entſchließung vom 
14. Mai 1859 ausnahmsweiſe gewährten Steuerbegünftigungen auf bie 
Neubauten des ehemaligen Erercierplaged um fo minder für anwendbar 
betrachten, al8 zur Zeit der Erlafjung ber letteren der erwähnte Plat 
nicht einmal ein dem Baufonde für die Stabterweiterung gehöriger Grund 
(im weiteften Sinne des Wortes), war, fondern erft im Jahre 1870 ent« 
geltlih in das Eigenthum des Stadterweiterungsfondes gelangte. 
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Br. 1377. 


zur Bergröberung des Rricrmisebeß einer vrgäfiten 
Bee mut briärüularr Seitung beimumten Beträge”, 
Erkammi sem 18. Ari 202, Ü. RE 
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Perilage der Yurikiiien Biässer. 
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beftenerungsgrundlage für das Jahr 1880 eingebrachten Recurfe Feine 
Folge gegeben, weil diefe Beträge im Sinne des 8. 2 I, Alinea 3, lit. a 
des Gef. vom 27. Dezember 1880, R. ©. B. Nr. 151, zur Vergröße⸗ 
rung bed in der Unternehmung angelegten Kapitales verwendet wurden 
und die Steuerfreiheit derfelben auch nicht im Grunde des 8. 2 IL, lit. a 
in e dieſes Geſetzes angeſprochen werben kann. 

Der V. ©. Hof fand ben Borgang der Steuerbehörbe im Gefege 
begründet. — Nah $. 2 des berufenen Geſetzes find außer den bilanz« 
mäßigen Ueberfhüffen, welche als Zinfen, Dividenden, Zantiemen ober 
unter welhem Namen immer zur Bertheilung gelangen, in Nefervefonde 
hinterlegt oder auf fünftige Rechnung vorgetragen werben, überdies jene 
Beträge in bie Befteuerungsgrundlage einzubeziehen, welche, ohne in ven 
bilanzmäßigen Ueberſchüſſen inbegriffen zu fein, aus den Erträgnifien bes 
Geſchäftsjahres zu einem der obbemerkten ober der unter lit. a in e bee 
S. 2 1 dieſes Gefeges namhaft gemachten Zweden verwendet werben. 

Nachdem die bier in Frage ftehenden Beträge ein Erträgniß bes 
Gefhäftsjahres 1879 bilden, welches zwar nicht zur Vertheilung gelangte, 
jedoch zur meiteren Dotirung des gejellfchaftlichen Reſerve- und Gewähr⸗ 
leiftungsfondes beſtimmt und biefem zugerechnet wurbe, fo war die Ein- 
beziehung diefer Beträge, durch welche nad der eigenen Angabe ber Bes 
fhwerde obiger Fond vergrößert wurde, in ber berufenen geſetzlichen An⸗ 
ordnung gerechtfertigt. 

Die Beftimmung bes $. 2 II, lit. e des erwähnten Geſetzes, aus 
welcher die Beſchwerde die Ausſcheidung biefer Beträge aus der Befteue- 
rungsgrundlage abzuleiten vermeint, ift im gegebenen alle nicht anwend⸗ 
bar. — Nah diefer letzteren gefeglihen Anorbnung find nämlich blos 
jene Theile des Erträgniffes, welhe wegen Abnügung bes Inventars 
oder Betriebsmateriald oder wegen ber beim Geſchäftsbetriebe eingetre- 
tenen Subftanz- oder anderen Berlufte zur Abſchreibung gelangen 
oder zur Bildung eigener Sonde (Abichreibungs-, Amortiſations⸗, Verluft-, 
Refervelonti u. dgl.) verwendet werden, in die Befteuerungsgrundlage nicht 
einzubeziehen, bezw. von ben bilanzmäßigen Ueberſchüſſen in Abzug zu 
bringen. 

Da nun der Reſerve⸗ und Gewährleiftungsfond mit ben obenge- 
nannten Fonden oder Reſervekonti nicht identisch ift, auch eine andere Be⸗ 
ftimmung bat, als dieſe im $. 2 II, lit. e bezeichneten Fonde und bie 
zur Hinterlegung in den Reſervefond aus dem Geſchäftserträgniſſe oder 
zur Vergrößerung des Nefervefondes durch ben Ertrag des letzteren be- 
ftimmten Beträge zufolge der Beſtimmung des $. 2 I, Alinea 2 und 3, 
lit. a des erwähnten Gefetes in die Befteuerungsgrundlage einzubeziehen 
find, da ferner nah Alinea 1 des obenbezogenen Paragraphen bie ziffer- 
mäßige Grundlage zur Bemeſſung der Einfommenfteuer der nah den Bes 
flimmungen dieſes Geſetzes zu berechnende Reinertrag ber betriebenen 
Unternehmung bildet, aus welchem nad den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
im 8. 2 II Effectenzinſen als Abzugspoſten auszuſcheiden keineswegs an⸗ 
geordnet wurde, ſo mußte der V. G. Hof den Anſpruch der Beſchwerde 
auf Ausſcheidung der vorerwähnten Beträge aus der Beſteuerungsgrund⸗ 
lage als unbegründet erkennen und ſonach die Beſchwerde abweiſen. 


Budwinski, B. 8. H. Erkenntnifſe. VI. 14 
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Br. 1378. 
Tceuunif vom 8. Zei mus, 3. 5 
Ter L B. GE. Ger hat ker tie VDeichnerde ves Frierrich Schal- 
eu, Bühpers 
Sien, ea. Eutihetung der ziererätterr. L Am -Nontelziretien vom 
14. Reuember 1”81, 3. 40635, keirrftens tie Irwertitzser von tiefem 
Gewerkcheiriehe für des 1 Eamefler 1231, mach turdgefühtter 2. m. 


„Tie Beiämwerte m:re als unkegrüäntet abzewiejen.“ 


Extfheidunsserändt. 

Tem Tetenersckira, weißer vom 26. April 1881 ven pacht⸗ 
mweifen Beirich des am Hauje C-Rr. 8, Zaberfizafe, eingetragenen ver- 
fäxflıten, tem Dr . Sram Ruter ». Ehichl scherigen 
mis Grcmeenbeherbergung and vom Wagifrate dr 
——— Refidenzñart Bien tie Beriliguny erhalten hat, 
wurte von ter 1 re E1ieneratminifiratien für tem IL Beʒitt in Wien die 
Grwertfiener jährlider 525 FL vom L Ecmeher 1881 vergeſchrieben. — 
Mit ter angeiochtenen Eutiheitung mwurte tiefe Etenerverideritung vom 
1. Semeſter 1831 angefangen aufrecht erhalten, währent tie Beſchwerte 
von ter Aufhauung anögeht, daß dieſe Stererverſchreibung erſt vom 
II. Semefer 1851 einzutreten hätte, weil ter veramzezangene Pãchter 


für ein verläuflihes Gewerbe tie Erwerbſtener im einem Scmefler mur 


Der B. ©. Hof war nicht in ter Page, tiefe Anſchanung der Be⸗ 
ſchwerde als begründet anzuerkennen. Nach S. 11 des Reg.-Circulares 
für Niederöflerreih vem 15. Februar 1813, welches gemäh $. 20 des 
Erwerbfieuerpatentes vom 31. Dezember 1812 die a. h. genehmigte In⸗ 
firnuction zur Ausführung vesfelben enthält (fiche auch F. 7 bes Erwerb- 
fteuerpatentes vom 22. Jänner 1824, Brov. G. ©. für Uheröfterreid 
und Salzburg, ex 1824 Nr. 21), bat bei radizirten ober verfänflidhen 
Sewerben, wenn der Eigenthümer eines derlei Gewerbes dasfelbe nit 
fel6 ausübt, fondern in Beſtand verlaflen bat, ter das Gewerbe be- 
treibende Beſtandnehmer, ale eigentliher Gewerbömann, die im 
8. 5 vorgeſchriebene Erlfärung einzubringen, den Stenerſchein zu Löfen 
unb bie Steuer zu entrihten. — Es iſt ſonach der ein rabizirtes oder 
verlänflihes Gewerbe im Wege der Beflanbverlaflung ansübende Pächter 
in Beziehung auf bie Löfung bes Erwerbſtenerſcheines für feine Berfon 
ebenfo zu behandeln, wie jeber andere Gewerbömann, der eine erwerb- 
flenerpflicytige Unternehmung beginnt. 

Da nun nad 8.9 des Erwerbfteuerpatentes Niemand eine der Er⸗ 
werbfteuer unterliegende Beihäftigung ohne den Erwerbſteuerſchein in Aus- 
übung bringen barf, nach $. 16 dieſes Patentes die Steuer halbjährig 
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im Vorhinein zu bezahlen iſt und nad) 8. 23 bes berufenen Reggs.- 
Circulares derjenige, welcher im Laufe eines Semeſters die erwerbftener- 
pflihtige Befchäftigung beginnt, für dieſes Semefter die Steuer zu ent 
richten bat, fo war es geſetzlich gerechtfertigt, daß dem Befchwerbeführer 
die Erwerbfteuer für den von ihm im Laufe des I, Semefterö 1881 ber 
gonnenen pachtweifen Gewerbebetrieb vom 1. Semefter 1881 an in Bors 
fhreibung gebracht wurde. 

Die ausnahmsweife Beflimmung des in der nieber-Öftere. Prov. 
G. ©. ex 1827 Nr. 279 enthaltenen Hoflanzleidecretes vom 16. Oftober 
1827, 3. 3554, durch welche eigentlich nur der 8. 17 des vorerwähnten 
Circulares veprotucirt wurde, findet hier feine Anwendung, weil biefe fich 
auf den Fall befchränft, wenn ein rabizirtes oder verkänfliches Gewerbe 
unter Lebenden oder nach dem Zode im Wege der Erbfchaft an einen 
anderen Befiter übergeht, während im gegebenen Falle nur eine 
pachtweife Ueberlaffung des Gewerbes an den Befchwerbeführer Seitens des 
Befigerd des verkäuflichen Gewerbes eingetreten ift, für welchen Fall eben, 
wie dargethban wurde, die allgemeinen gefeglichen Beftimmungen über bie 
Erwerbfteuerveranlagung gelten. Ä 

Es mußte demnach die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen 
werben. 


Ar. 1379. 


Eintritt und Dauer ber Berpflidtung der Eltern zur Sahlung der Milis 
tärtare für das tarpflidhtige Kind. 
Erfenntniß vom 19. April 1882, 3. 688. 


Der . k. B. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Franz Straßer 
ca. Entſcheidung ter k. k. Statthalterei in Linz vom 14. November 1881, 
3. 12210, betreffend die Verpflichtung des Beſchwerdeführers zur Ent- 
rihtung der Militärtare für feinen Sohn Franz Straßer nad durch» 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.-Hathes Franz 
Weinmeifter, zu Recht erlannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben,“ 


Entfceidungsgründe. 


Nach dem Gef. vom 13. Juni 1880, 8. ©. 3. Nr. 70 find zur 
Zahlung der Militärtare verpflichtet: in erfter Linie (8. 1) die Wehr» 
pflichtigen felbft, in zweiter Linie (8. 4) die Eltern, bezw. die Großeltern, 
fowie die Wahleltern und zwar diefe „nad jener Heihenfolge, in melcher 
und infolange als fie nad bürgerlichen Rechte für den Unterhalt ihrer 
Kinder, bezw. Enkel oder Wahllinder zu forgen haben“. Diefe Ber: 
pflihtung der Eltern ift nur eine fubfiviäre, venn fie tritt nach dem 
3. Abſ. des 8. 4 „nur in dem Falle und für folde Dauer ein, als bie 
im 8. 1 bezeichnenden Zarverpflichteten fein zu ihrem Unterhalte aus» 
reichende Dermögen oder Einkommen befigen und ihr Unterhalt aus» 

14* 
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umergei: iz, ever 6 tie Were wrzezste Fe ame rehiihe Ber- 
‚i-scaz ke Eit mer af 55 haben, Inch feraheen ib dem 
Uxzealı a leten. 

Pa rıciem Eizrte ter ;cezi:ten Perzuurırzee keturite eb im 
zerliegexten Zale wit et ter Lziertziun;: c& re Pehzurtunz Ted 
Reiszeteihers riatʒ ja: tek ar jenem Schge sı$ ihirfichlich mic 
ten Unterhalt griftire, jentern Perrrelicz zur jenen Sche zur jene Ber- 
rfegang zufenmen lañe, weite er für tie Vermentun; in dem Dider- 
sewerbe feinet Baters, gleis anteren Gebtlien zu Redt babe — es ge 
nũgt, va nah ten rem Peiixwerteführer rerzefraäten, ven ber belaugten 
Pebirte ziht witeripredhenen DBehauztumz tes militärtayeilicktigen Fran; 
Erxraker reilicmmen zu: im Stande it, jih tem jeimer Erziehung; 
nz (cmem Etaute entiprehienten Unterhalt feiki ur erwerßen, bug ai 
bin tie im $. 141 a. b. ©. B. gezrüntete Berrilihtuny tes Baters für 
rieien Echn nicht mehr beficht, wewit Damm ans tie am& tiefer cimüfrecht- 
lichen Berrfiihtunz im 8. 4. bes Gef. vom 13. Iami 1880 abyeleitete 


Ce teunte ſomit bie angeichtene Euticbeitung ter oker-ökerr. Etatt- 
halterei, welche em Beſchwerdefũhrek tie Zahlung tiefer Tage auferleg te, 
nicht als im Oefege gegrüntet erfannt um mufte tiejelbe 
&. 7 res Geſ. vom 22. Oktober 1875, R. ©. B. ex 1876 Wr. 36, 
aufgeheben werten. 


1 
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Ar. 1380. 


Dad Gef. vom 11. Mai 1869, 2. ©. B. Rr. 87 für Böhmen ſchließt 
Raturalleiftungen an Kirchen, Pfarren und Schulen, wenn fie au etwa 
auf einem privatredhtliden Zitel beruhen, von der Ablöfung nicht auß, 
foferne fie nur eine unveränderliche Giebigkeit darſtellen. Das Berlangen 
beider Theile, des Berechtigten und bes Berpflichteten, ob und wann eine 
Borbedingung für die Durdführung der Ablöfung einer Raturalleiftung? 
— Die PBrovocationen find bei Fideicommiffen nebft dem Rupnießer auch 
vom Fideicommißcurator mitzufertigen. 


Erkenntniß vom 20. April 1882, 3. 790. 


Der . k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Ortsſchulrathes 
in Zuze ca. böhm. Statthalterei, anläßlich der Entſcheidung verjelben vom 
28. Yuli 1881, 3. 4660, betreffend die Ablöſung von Schulbeheizungs⸗ 
holz, nach durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Karl Melchers, dann des f. f, Min.⸗Rathes Joſef Raab, zu Recht 
erfannt: 

„Die angefohtene Entjheidung wird nad) 8. 6 des Ge» 
fege8 vom 22. Dftober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, wegen 
mangelhaften Berfahrens aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem angefochtenen Erlaſſe ter k. f. Statthalterei dto. 28. Juli 
1881, Nr. 4660, wurde die Naturalleiſtung der Domäne Koſchumberg an 
bie Luzer Schule pr. 13'/, Klafter Holz als nah dem Gef. vom 11. Mai 
1869, 2%. ©. B. Nr. 87 für Böhmen, ablösbar anerlannt. Diefe ob der 
Domäne in Folge Kaufverträge vom 9. DOftober 1821 und 13. Auguft 
1826 bücherlich fichergeftellte Naturalleiftung wurde mit Urtheil des Prager 
Landesgerichtes dto. 10. Jänner 1868, Nr. 18634, des k. k. Oberlandes⸗ 
gerichted dto. 15. März 1869, Nr. 5678, als „eine privatrechtlihe Ver⸗ 
pflihtung“ anerkannt und es wurde die gegen diefe Erkenntniſſe eingelegte 
außerordentliche Revifion vom f. f. oberften Gerichtshofe mit Urtheil vom 
16. November 1869, Nr. 6499 verworfen. 

Weſentlich auf diefe Momente geftügt, macht die Beſchwerde gegen 
die Gefegmäßigkeit der angefochtenen Entfheidung geltend: 1) daß biefe 
Natnralabgabe ihres privatrechtlichen Charakters wegen unter das Gel. 
vom 11. Mai 1869 nicht fubjumirt werden könne, weil ſolche Leiftungen, 
„it feiner Weile durch die adminiftrativen Gefege, welche allein öffentliche 
„auf abminiftrativen Gefegen beruhende Leiftungen zum Gegenftande haben”, 
geändert werden können; 2) daß, die Ablösbarkeit der Leiftung voraus» 
gefett, die Ablöfung ver Leiftung nur über Begehren beider Theile hätte 
bewilliget werben dürfen und doch haben die Vertreter der berechtigten 
Schule nit zugeftimmt; 3) daß die Provccation fhon formaler Mängel 
wegen hätte zurüdgewiefen werden müflen, da die Zuftimmung des Fidei⸗ 
commißeurator® nicht ausgewiefen worden war. 

Ad 1. Die mit der angefochtenen Entſcheidung für ablösbar er- 
Härte Naturalleiftung muß als eine privatrechtlihe Verpflichtung angejehen 
und behandelt werten, da die Anſprüche der Schule auf den Fortbezug 
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Rrativacten Dargeihau, daß ber Bezirk Opoino, da ber Ban ter inner 
halb feiner Grenzen befindfidyen halten Straßenbreite nicht wohl ausfähr- 
bar war, von bem gemeinjchaftlihen Straßenfragmente 183 CK. allein 
fertig geftellt hat. 

Da ver Bezirk Anferlofteleg den Ausbau ver reftliden Straßen 
ftrede auf eigene Koften ablehnt, fo handelt es fi vorliegend um bie 
Anwendung der Beflimmungen ver 88. 16 des Gef. vom 12. Auguft 
1864, 2. ©. DB. Nr. 46 für Böhmen und 36 tes Gef. vom 31. Mai 
1866, ibid. Nr. 41. — Nah viefen GSefehesftellen hat, wenu über bie 
Rihtungslinie Überhaupt, jewie Über die Bertheilung der Ban- und Cr- 
baltungsloften einer neu herzuftellenden Straße oder eines ſonſtigen Etrafen- 
bauobjectes zwifchen den hiebei betheiligten Bezirten feine Einigung erzielt 
werben follte (8. 16 des Gef. vom 12. Auguft 1864), ver Laubesauß 
ſchuß zu entſcheiden. 

Da das Geſetz darüber, nach welchen Momenten in derlei Fällen 
die Baulaſt zu vertheilen if, feine Beſtimmungen trifft, fo iſt der Laudes- 
ausfchuß berechtiget, bei feiner Entfheidung nad freiem Ermeſſen vorzu⸗ 

gehen. — Der B. ©. Hof konnte daher die Geſetzmäßigkeit ver ae 
fochtenen Entiheidimg feiner Ueberprüfung nur infoweit unterziehen, 

die Beſchwerde behauptet, daß zwifchen den beiden Bezirken eine —* 
über die Herſteluung jenes Straßenfragmentes und über die Aufbringung 
der Koften biefür zu Stante gelommen fe. — Denn nad vem klaren 
Wortlaute der obcit. Gefegesftellen fleht den Lantesausfchufle ein Eut⸗ 
fheidungsreht nur dann und nur infoweit zu, als eben eine Einigung 
zwifchen den betheiligten Bezirken nicht zu Stande kommt. 

Die Behauptung des beſchwerdeführenden Bezirksausſchuſſes, * im 
gegebenen Falle eine derlei Einigung zu Stande gekommen wäre, iſt ader 
nach der Actenlage nicht begründet. — Ein Protokoll über die am 16. März 
1868 von Delegirten beider Bezirke abgehaltene Commiſſion, welde den 
Bau der Straßenftrede zum Gegenftände hätte, liegt nicht vor, ja es if 
nicht einmal anfer Zweifel geftellt, ob ein Protokoll anfgenommen wurde. 
Der als Zeuge abgehörte Delegirte des befchwerbeführenden Bezirkes fell 
die Aufnahme eine® Protokolle in Abrede. 

Als Beweis für die aufgeftellte Behauptung, tag der Bezirk Opoëno 
ben Bau des ganzen fraglichen Fragmentes bis zum Hegerhaufe Halaburla 
übernommen babe, madt der Bezirk Aplerkofteleg nur geltend, daß nad 
ber Relation feines Delegirten „die Berbindung der Opoëneer Bezirke⸗ 
firaße mit ber Adlerkoſteletzerſtraße in jevem alle bei dem Hegerhanie 
Halaburka ftatthaben follte; daß dies dem Bezirlsausſchuſſe Opocno mit 
Zujhrift vom 19. März 1868, Nr. 188 befannt gegeben worden iſt und 
feinen Widerſpruch gefunden habe. Allein davon abgefehen, daß es fih 
damals um zwei Straßenvarianten gehandelt hat, fo daß diefe Conſtati⸗ 
rung auch nur als Firirung des Anufchlußpunttes für jede ter Varianten 
angejeben werben konnte, kann ſchon megen des Wortlantes dieſer An 
führung nicht behauptet werden, daß diefelbe eine Beſtimmung eder Pro 
pofitien über bie Baulaſt beinhaltet. 

Ueberbies wäre eine Vereinbarung zwiſchen den beiden Bezirfen nur 
dann zu Stande gelommen, wenn ein Beſchluß der Bezirksvertretung 
Dpoöno vorliegen würde, kraft befien fie ſelbſt unmittelbar die Ausführung 
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des ganzen gemeinjchaftlichen Straßenfragmentes übernommen ober ihre 
Delegirten zur Uebernahme einer folhen Verpflichtung ermädtigt haben 
würde. — Ein folder Beſchluß liegt nicht nur nicht vor, fondern es 
weisen die Anminiftrativacten nad, daß ter Bezirk Opoöno vom Anbeginne 
an, den Standpunkt eingenommen bat, daß das Straßenfragment von 
beiden Bezirken zu erbauen jei. 

Gleich unrichtig ift die Behauptung der Beſchwerde, daß bezliglich 
ber Beftreitung der Baukoſten eine Einigung zwifchen den Bezirken wenig. 
ſtens dahin zu Stande gelommen jei, daß der Bezirk Opodno den Betrag 
von 200 fl. zum Bauaufwande beizufteuern babe. — Nach den Xcten 
bat vielmehr der Bezirk Opodno feine Bereitwilligleit, 200 fl. zum Bau⸗ 
aufwande beizufteuern, nur als Gegenpropofition zu dem — von ihm ab- 
gelehnten Antrage des Bezirkes Wplerkofteleg gemacht, wonad dem baus 
führenden Bezirke der andere eine Vergütung von 300 fl. zu leiften und 
der Bezir! Dpocno dem MÜplerkofteleger Bezirke eine Straßenftrede zu 
Zweden ver Bemauthung abzutreten hätte. — Eine Annahme dieſer Ge⸗ 
genpropofition erfolgte nicht, vielmehr haben beide Bezirke es dabei be- 
wenden lafjen, daß der Landesausſchuß entſcheide. 

Die Befchwerde mußte daher als zur Gänze unbegründet abge- 
wielen werben. 


Ar. 1382. 


Nach der mit Hoflanzleideeret vom 30, Rovember 1843 durchgeführten 

Regulirung der eh rorient, Pfarren in der Bukowing Tann der Beitand 

der in einer Ortihaft von einem Hilfspriefter adminiftrirten Filialkirche 

feinen geſetzlichen Grund abgeben, die griedy.zorient. Einwohner diefer 

Ortſchaft von der Beitragsleiftung zu den Koften der Herftellung bes 

in einer anderen —88 liegen * gried.:orient. Pfärrhauſes aus⸗ 
zunehmen. 


Erkenntniß vom 21. April 1882, 3. 842, 


Der k. 1. 38. ©. Hof bat Über die Befchwerde des Nikolai Zbranka 
und Genoſſen ca. Min. für Kultus und Unterricht und gegen die griedh.- 
orient. Pfarrgemeinde Gura⸗Sadowei, wegen der Entſcheidung des ge- 
nannten Minifterinms vom 19. Juni 1881, 3. 3045, betreffend bie Bei- 
tragsleiftung zum Baue des Pfarrhaufes in Oura-Sabowei, nad durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Mbolf Bryk, 
dann des 8, k Sectionsrathes Ritter von Spaun, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgewiejen. — 
Dem vom k.k. Minifterium für Kultus und Unterricht erho— 
benen Anfprude auf Erjfag der Koften des Verfahrens vor 
dem Berwaltungsgerihtshofe wird nicht ftattgegeben.“ 


Entfdheidungsgrände. 


Durch die Concentrirung ber zwei griech.-orient. Pfarreien zu Gura⸗ 
Sadomwei und Fundul-Sapdowei, welhe auf Grund der mit a. 5. Ent- 
johliefung vom 24. October 1843, Hoflanzleidecret vom 30, November 
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des Joſef Wiesner, Gemeinderathes in Johnsdorf, fowie des k. }. Min.- 
Bice-Seer, Dr. Freiherr v. Pidoll, zu Recht erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die Befhwerbe vermeint, daß den kathol. Confeffionsgenofien von 
Johnsdorf die Beiftellung von Satechetenfuhren nad 8. 55 polit. Schul« 
verfaflung, darum nicht hätte auferlegt werden follen, weil 1) die Seel- 
ſorger, bezw. Katecheten, ſeit 50 Jahren die Beiftellung von Katecheten⸗ 
fuhren nidt verlangt haben, aljo der viesfälige Anſpruch verjährt fei 
und weil 2) bie Religionsgefellichaften verpflichtet find, ven Religions⸗ 
unterricht unentgeltlich zu ertheilen. 8) Macht die Beſchwerde geltend, 
daß — die Berpflichtung der Gemeinde zur Beiftellung der Katecheten⸗ 
fuhren vorausgeſetzt — fie doch nur zur Beiftellung einer „ortsüblichen“, 
niht aber einer „angemeſſenen“ Fahrgelegenheit hätte verpflichtet wer⸗ 
den follen. 

Ad 1 und 2. Bon einer Berjährung der in bem $. 55 polit. 
Schulverfafjung begründeten Berpflidtung kann, da es fih um bie Prä- 
firung einer purd ein wirkſames Geſetz vorgefchriebenen Leiftung handelt, 
feine Rebe fein, zumal e8 Kar iſt, daß, wenn bie zeitweilig fungirenben 
Katecheten von ver ihnen durch das Geſetz eingeräumten Begänftigung 
feinen Gebraud gemacht haben, durch biefen Verzicht des einzelnen Bes 
rechtigten die Verpflichtung der Concnrrenzfactoren an fich nit im min« 
beften berührt wird. — Die Verpflichtung der Konfeffionsgenofien zur 
Beiftellung von uhren zur Winterszeit und bei ſchlechter Witterung be⸗ 
zwedt wohl die Ermöglihung und Sicherung ber Ertheilung des Reli⸗ 
gionsunterrichtes, verftößt aber nicht gegen den Grunbfag, daß ber Reli⸗ 
gionsunterricht unentgeltlich ertheilt werben fol, 

Ad 3. Die diefem Beſchwerdepunkte zu Grunde liegende Beſorgniß, 
daß von der Concurrenz die Beiftellung einer folden Fahrgelegenheit ver- 
Iongt werden könnte, welche den wirthſchaftlichen Berhältniſſen und Kräften 
berfelben nicht angemefjen wäre, ift jhon im Hinblide auf den Wortlaut 
der Entſcheidung nicht begründet. Denn follte die Angemeſſenheit ber 
Fahrgelegenheit je in Streit und Trage geftellt werben, fo müßte nad 
dem Wortlaute der Entſcheidung das Moment ver Leiftungsfähigleit der 
Berpflichteten zum mindeften ebenfofehr in die Wagſchale fallen, ald bie 
Ruückſichtnahme auf die Stellung des Beredtigten. 

Die Beihwerde mußte daher als nicht begründet zurädgewiejen 
werben. 


22) Kr. 184. — E. vr. 2. Apü 1892, 3. 848. 


Qr. 1384. 
Gin cheliddes Kind von Eltern, welde jur Zeit ber Sebart elben 
feiner eßlich arert FSrche oder Aeligionsgeſelſchaft angehört 
4 im Maiprud gensmmen *) 


Der 1.1. B. ©. Hof bat Über tie Beihwerte tes Benedict Mörtel 
en. Eutiheitung des f. £ Min. für Cultus um lUinterridt dio. 28. Au- 
guft 1881, 3. 4121, betreffend tie angeortnete Taufe feines Kindes, nad) 
burchgeführter 5. m. Berhautlung un Anhörung des Ars. Dr. Joſef 
Kopp, fowie des k. f. Sectionſsrathes Dr. Heimefetter, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah $. 7 des Ge⸗ 
feges vom 23. October 1875, R. G. DB. ex 1876 Rr. 36, auf⸗- 
gehoben.* 


Eutjigeidungssrände. 

Rah dem tur die Apminifirativacten erwieſenen, überdies and 
unbefirittenen Thatbeflande find die Eheleute Benerict und Anna Märtel 
amı 2. September 1880 uuter Beobachtung der geſetzlich vorgefchriebenen 
Förmlichleiten aus dem Berbande der kathol. Kirche ausgetreten und haben 
erflärt, „feiner der gefeblih anerkannten Religionsgefellihaften angehören 
zu wollen.” — Am 11. October 1880 iſt den genannten Chelenten eine 
Tochter geboren worden, was der Bater des Kindes, der Beſchwerdeführer 
D. Märtel, noch am felben Zage der k. £. Bezirtshanptmannfchaft Braunau 
zur Kenutniß brachte. 

Die angefochtene Entfcheidung des f. f. Minifteriums, durch welche 
Benebict Märlel verpflichtet erkannt wurbe, „feine am 11. October 1880 
geborene Tochter binnen 14 Tagen katholiſch taufen zu laflen und fortan 
fatholifh zu erziehen,“ betrifft denmach den Geburtsfall eines ehelichen 
Kindes von Eltern, welche zur Zeit der Geburt Feiner geſetzlich anerfannten 
Kirche oder Religionsgefellihaft angehört haben. Es frägt ſich daher, ob 
die getroffene Berfügung, daß diefes Kind katholiſch zu tanfen und fortan 
katholiſch zu erziehen fei, einerſeits dieſem Thatbeftande, andererjeitö ben 
Beflimmungen des Gef. vom 25. Mai 1868, R. ©. DB. Nr. 49, „in 
Beziehung auf das Religionstelenutnig der Kinder“ und den Anordnungen 
des Gel. vom 9. April 1870, R. ©. B. Nr. 51, entiprede. Der 
B. ©. Hof konnte diefe Frage nur verneinen. Nach Art. 1 des erftcit. 
Geſetzes folgen ehelihe Kinder, foferne beide Eltern demſelben Belennt- 
nifje angehören, ver Religion ihrer Eltern, bei gemifchten Ehen die Söhne 
dem Bater, die Töchter der Mutter, eventuell im Falle vertragsmäßiger 
Berabredung dem hienach entfheidenden Elterntheile. 

Nach der Abficht des Geſetzes ſoll demnach, foweit es fih um bie 
erfte Beftimmung des Religions bekenntniſſes handelt, für ehelihe Kinder 
feine andere Religion beftimmt werben, als welcder beide Eltern oder 
wenigftens ein Eiterntheil angehören. Nach diefer Abfiht des Geſetzes 


*) Bol. Erkenntuiß Nr. 69 (Band I, Jahrgang 1877). 
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möfjen offenbar andy jene Fälle entſchieden werden, für welde in dieſem 
Gefege eine directe Beftimmung nicht getroffen ift, nämlich das Religions- 
befenntniß jener Kinder, deren Eltern zur Zeit der Geburt berfelben feinem 
geſetzlich anerkannten Belenntniffe angehören. Es muß aljo auch hier 
daran feftgehalten werben, daß das religiöfe Belenntnig der Eltern, even- 
tuell bei gemifchten Ehen des betreffenden Elterntheiles für das Sind 
maßgebend ift, daß fomit, wenn bie Eltern feinem geſetzlich anerfannten 
Belenntniffe angehören, auch das Kind für ein folches nicht in Anſpruch 
genommen werden kann. Diefe aus ber Abfiht des Gef. vom 25. Mai 
1868 abgeleitete Beftimmung findet dann ihre pofitive Begründung in 
dem Gef. vom 9. April 1870, duch welches erft. die ftaatlihen Verhält⸗ 
niffe der feiner geſetzlich anerlannten Kirche angehörigen Perjonen gefeß- 
lich feftgeftellt worden find und welches ausdrücklich auch die Führung der 
Geburtsregifter für die Kinder ſolcher Perfonen bei ber politifchen Behörde 
anorbnet ($. 3). 

Hienach hatte die Adminiſtrativbehörde im vorliegenden Falle fich 
aus Anlaß der von Benedict Märkel erftatteten Geburtsanzeige ftrenge 
auf tiefe Amtshandlung zu beſchränken, welche ihr duch das Gef. vom 
9. April 1870, R. ©. B. Nr. 51, vorgefchrieben ift, d. i. fie hatte 
lediglich ben Geburtsfall in die von ihr zu führenden Geburtöregifter ein- 
zutragen. Die darüber hinausgehenden Acte der Adminiſtrativbehörde 
hingegen, welche darauf hinzielen, dieſes Sind der von den Eltern ver- 
laſſenen kathol. Kirche zuzuführen, Hatten Feine gefetzlihe Begründung und 
mußte daher die angefochtene Entſcheidung nah 8. 7 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. DB. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben werben. 


Ur. 1385. 


Bebührenfreiheit bei Lehenallodialifirungen. 
Erkenntniß vom 3. Mai 1882, 8. 991. . 


Der LE. 2. ©. Hof Hat Über die Beihwerde des Karl Graf 
Zierotin, k. k. Kämmerer und Gutsbeſitzers in Prerau, ca, Eutſcheidung 
des k. k. Finanz Din. vom 15. Juli 1881, 3. 9880, betreffend die Ge- 
bührenbehandlung des Allovialifirungsvertraged vom 20. December 1877 
bezüglich des Gutes Wallachiſch⸗Meſeritſch, nad durchgeführter d. m. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Lothar Johanny, fowie des k. k. 
Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Frojhauer, zu Recht erkannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Koftenerfag wird dem Beſchwerdeführer nicht auferlegt.“ 


Entfceidungsgründe. 


Auf Grund des 8. 3, Abf. 2 des Gef. vom 17. December 1862, 
R. ©. B. Nr. 103, Über die Aufhebung des Lehenbandes haben mittelft 
Neotariatsurkunde am 15. Jänner 1878 anläßlich der im Zuge geftandenen 
und mit dem Erkenntniffe der k. k. Lehenallodialiſirungs⸗Landescommiſſion 
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für Mähren dto. 1. Februar 1878, 3. 5, ausgeſprochenen Allobiali» 
firung des Gutes Wallachiſch⸗Meſeritſch der dermalige Lehensnutznießer 
Zdenko Graf Zierotin mit deſſen Söhnen und Lehensanwärtern Przemis⸗ 
laus und Karl Graf Zierotin einen Vertrag errichtet, kraft welchem das 
zwiſchen ihnen beſtandene Lehensband noch vor der nach geſetzlicher Regel 
erfolgenden Allodialiſtrung aufgehoben und das gedachte Out in ein völlig 
freies Eigenthum umgewandelt worden iſt. 

Zdenko Graf Zierotin und Przemislaus Graf Zierotin überließen 
nun im zweiten Vertragsabſatze dem Karl Graf Zierotin das Gut Wal⸗ 
lachiſch⸗Meſeritſch um den Uebernahmswerth von 150,000 fl. O. W., 
welchen der Letztgenannte theils durch Zahlungsübernahme von auf dem 
Gute haftenden Forderungen, theils durch die Entrichtung einer zeitlichen 
Jahresrente an Przemislaus Graf Zierotin begleicht. 

Die Finanzverwaltung hatte von dieſem Vertrage nach dem be⸗ 
dungenen Uebernahmspreiſe von 150,000 fl. nach Tariſpoſt 106 A 2 bie 
Gebühr von 8%, Percent in Unfpruh genommen. Die Beihwerbe ficht 
jedoch diefe Borjchreibung mit Nüdfiht auf den Wortlaut und Zwed ber 
im 8. 27 des cit. Gef. vom 17. December 1862 gewährten Gebühren. 
befreiung an und vertritt eventuell die Anficht, dag, wenn ſchon die gänz- 
liche ©ebührenfreibeit nicht zuläffig wäre, dem Uebernehmer Karl Graf 
Zierotin nah 8. 57 und Zarifpoft 106 des Gef. vom 9. Februar 1850 
von dem halben Werthe des erworbenen Gutes nur die Gebühr von 
1 Percent aufzuerlegen wäre, da er nicht ſchlechter geftellt werden könne, 
ald wenn fein Vater ihm das Gut, welches dem Letzteren ganz und nicht 
blos zum Lehengenuße gehört hatte, abgetreten haben würde, ober wenn 
Beichwerbeführer das Gut nad Ableben feines Vaters im Wege der Lehen- 
erbfolge erhalten hätte, 

Der V. ©. Hof konnte dieſe Beſchwerde nach feiner Richtung für 
begrünbet anfehen. Allerdings beftimmt der 8. 27 des Gef. vom 17. Des 
cember 1862, ans welchem bie Befchwerbe den Anfpruch auf Gebühren- 
befreiung für das im vorliegenden Bertrage enthaltene Rechtsgeſchäft ab» 
leitet, daß „ale Urkunden, Schriften, Verhandlungen und Eintragungen 
in bie Öffentlihen Bücher bezüglich der Lehenallovialifirung die Stempel« 
gebühren- und Portobefreiung genießen“. — Der V. ©. Hof findet aber 
zunächſt, abgefehen davon, daß der Geſetzestext allein maßgebend ift, es 
für irrelevant, wenn abweichend von ber gefeglihen Tertirung, welche nur 
die Stempelgebührenbefreiung gewährt, im 8. 9 des im Landesgeſetz⸗ 
blatte für Mähren sub Nr. 40 ex 1870 publicirten Unterrichtes der Lehen⸗ 
allodiglifirungs-Landescommiffton der Ausdruck gebraucht wurde „Stempel 
gebühren» und Pertobefreiung*. Denn es kommt wefentlih nur darauf 
an, welchen bei der Lehenallodialifirung vorkommenden Gegenſtänden 
einer Gebühr ausnahmsweiſe die Befreiung von Letzterer zugeftanden 
worden ift. 

Der 8. 1 de8 Gef. vom 9. Februar 1850 und bie abgeänderten 
Zarifpoften 57 C und G, 65, 91, 97, 99, 101 lit. i, und 105 bes 
Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89, bezeichnen Rechts⸗ 
geichäfte als von den Urkunden, in denen fie enthalten find, verſchiedene 
Gegenftände einer Gebühr, daher nicht behauptet werben kann, daß wenn 
Urkunden in beftimmten Angelegenheiten bie Gebührenbefreiung zuerkannt 
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wird, dieſe Befreiung unter allen Umftänden auch den in dieſen Urkunden 
enthaltenen Rechtsgeſchäſten zukommen müſſe. 

In der vorliegenden Vertragsurkunde dto. 15. Jänner 1878 ſind 
zwei Rechtsgeſchäfte enthalten und zwar zunächſt ($. 1) die Vereinbarung 
zwifchen dem Lebenbefiter Zdenko Grafen Zierotin einer- und ben nod 
übrigen Lehensdanwärtern Przemislaus und Karl Graf Zierotin anderer 
feits, dahin, daß das bisher mit dem Lehenbande behaftete Gut Wallachiſch⸗ 
Meferitich künftighin freies Eigenthum fein ſolle. 

Mittelſt einer weiteren Vereinbarung in derſelben Rechtsurkunde 
haben ˖ jedoch im $. 2 Zdenko und Przemislaus Graf Zierotin dem Karl 
Graf Zierotin das ſohin allodialiſirte Gut Wallachiſch-Meſeritſch um 
die Summe von 150.000 fl. in das Eigenthum überlaſſen. Dieſe Ver⸗ 
einbarung mußte als ein nidt zur Allodialiſirung gehörendes Kaufgeſchäft 
ongefehen und nad Tarifpoſt 65 des Gef. vom 13. December 1862 ber 
Gebühr unterzogen werten. 

Hieraus ergibt fi aber auch die Unhaltbarkeit des oben angeführten 
Eventualanfpruches der Beſchwerde, dag mit Rüdficht auf das Verhältniß 
bes Karl Grafen Zierotin als Lehenanwärters zum Lehenbefiger Zdenko 
Grafen Bierotin eine günftigere Gebührenbehandlung hätte eintreten follen. 
Denn abgefehen davon, daß nad dem Vorausgeſchickten bei der Gchühren- 
behandlung des Kaufgejchäftes das Lehenverhältniß nicht mehr in Betracht 
fonımen konnte, mußte von biefer rein entgeltlihen Bermögensäübertragung 
nach $. 3 ber kaiſerl. Verordnung vom 19. März 1853, R. G. B. Nr. 53, 
von dem vollen Werihbetrage des Gutes die B1/ percentige Gebühr ges 
forbert werben; ben Letzteren haben aber bie Finanzbehörden nad ber 
eigenen Angabe ber Gontrahenten angenommen. 

Die Beſchwerde war demnach im ganzen Umfange abzumeifen. 


Ar. 1386. 


Gebührenbehandlung bei Bergleien, die fi auf frühere gebührenpflich⸗ 
tige Ucte beziehen. 


Erkenntniß vom 2. Mai 1883, 3. 993. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Karl Graf 
Bierotin, k. k. Kämmerers und utsbefigers, ca. Entſcheidung des k. k. 
Sinanz- Min. vom 14. September 1881, 3. 16069, betreffend vie Ge- 
bührenbemefjung von einem gerichtlichen Bergleiche dto. 20. März 1878, 
nach durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr Lothar 
Johanny, fowie des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Frofchauer, zu Recht 
erlannt: 

„Die Beſchwerde wirb als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfheidungsgrände. 


Die Gebührenbemeflung aus dem gerichtlichen Bergleihe dto. 20. 
bi8 29. März 1878, welder in der Rechtsſache des Dr. Klob, Eurators 
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der noch ungebomen Nachlommenſchaft des Zdenko Grafen Zierotin und 
in Vertretung ber biefem Stritte beigetretenen großjährigen Kinder des 
Lebteren gegen Zdenko Grafen Zierotin peto. Zahlung, refp. gerichtlichen 
Erlages von zwei Rapitalien pr. 89.048 fl. 46 fr. und 22.014 fl. 59 kr. 
C.⸗M. uud Pränotationsiuftificirung bei der Tagſatzung am 20. März 
1878 zu Stande fam, wurde nur deshalb angefochten, weil die Finanz⸗ 
verwaltung von einer in diefer Bergleihsurktunde enthaltenen Schulpaner- 
tennung Seitens des Karl Grafen Zierotin rüdfihtlih der eingellagten 
Rapitalsbeträge in der verglidenen reftlihen Sunme von 106.725 fl. 
85 O. W. eine Gebühr nah Scala UI von 333 fl. 75 fr. denrfelben 
vorgefhrieben hat. 

Karl Graf Zierstin hatte nämlich in dem zwiſchen ihm, feinem Vater 
Zdenko und feinem Bruder Pryemislaus Grafen Zierotin am 20. December 
1877 abgefchlofienen Bertrage, womit das Lehengut Wallachiſch⸗Meſeritſch 
unter Auflaffung des Lehenbanves in freies Eigenthum umgewandelt und 
von Karl Graf Zierstin um 150.000 fl. übernommen worden war, anf 
Abftattung dieſes Uebernahmspreiſes unter Anderem ſich aud verpflichtet, 
jene ad fructus des gedachten Lehenguted pränotirte Forderung der Franz 
Graf Zierotin’fhen Nachkommenſchaft pr. 106.725 fl. 86 ir. zur Ber 
intereffirung mit 5 Bercent ohne Abzug der Einkommenfteuer, fowie unter 
den in der Einantwortungsurtunde nad Franz Graf Hierotin (Vater tes 
Zdenko Grafen Zierotin) dio. 4. Februar 1848, 3. 11619, angegebenen 
Modalitäten zur Selbftzahlung zu übernehmen und die Austehnung des 
für dieſes Kapital fammt Nebengebühren ad fructus haftenten Pfand 
rechtes ad corpus dieſes Lehengutes zu bewilligen. 

In dem gerichtlichen Vergleihe vom 29. März 1878 wird nun im 
Abſ. 2 auf das Uebereinlommen (Allovialifirungsvertrag) vom 20. Des 
cember 1877 und zwar auf die in demfelben enthaltene Beftimmung hin⸗ 
gewiefen, daß Karl Graf Zierotin die Bezahlung und Verzinfung der ad 
fructus de8 Gutes Wallachiſch⸗Meſeritſch haftenden Forderung der Franz 
Graf Zierotinfhen Nachkommenſchaft als Alleinfhulpner überninmit 
und die Ausdehnung des Pfandredytes ad corpus dieſes Gutes bewilliget. 
Die großjährigen Grksinterefienten nah Franz Graf Zierotin und ber 
Curator der ungebornen Nahlommenfhaft des Zdenko Grafen Zierotin 
baben dieſes Rechtsverhältniß anzunehmen erklärt, 

Der V. ©. Hof konnte die gegen die oberwähnte Scalagebühr in 
ber Beſchwerde vorgebradhten Einwendungen nicht für haltbar erkennen. — 
Die Beſchwerde behauptet nämlich zunächſt, daß, da die Schuldanerfennung 
des Karl Grafen Bierotin bereit in dem Allobialifirungdvertrage vom 
20, December 1877 enthalten gemwejen, dieſe die rechterzeugende Urkunde 
fei und da fie mit dem gedachten Vertrage der Gebühr unterzogen wurde, 
nad ter Anmerkung zur Tarifpoſt 105 bei der Gebührenbemeffung vont 
Bergleihe außer Betracht zu bleiben habe, 

Diefe Behauptung des Beichwerdeführers beruht jedoch auf einen 
Irrthume. Denn mit dem Zahlungsauftrage des Hauptfteueramtes Brünn 
vom 14. November 1879, Reg. P. 4394 ex 1877, ift vom Allodiali- 
firungsvertrage dto, 20. December 1877 nur eine Gebühr von 31), Bere 
cent auf Grund des bebungenen Uebernahmspreifes pr. 150.000 fl. be: 
mefjen worden, wobei die flipulitte Uebernahme der ad fructus des Gutes 


Beilage der Iurikifgen Blätter, 
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Wallachiſch⸗Meſeritſch pränotirten Schulbforberung von 106.725 fl. 86 kr., 
nachdem bdiefelbe einen Theil jenes Preijes bildete, außer Betracht blieb. 

Wenn jedoch in einem Vergleiche eine Schuld vor Gericht einge. 
flanden wird, welde einen vorausgegangenen Rechtsgeſchäfte entſprungen 
it, fo ift nah den Zarifpoften 53 und 105 von einer ſolchen Schuld» 
anerlennung eine Gebühr nur dann nicht zu entrichten, wenn feiten® ber 
Partei der Nachweis geliefert wird, daß für eine derartige Rechtsurkunde 
die zur Zeit ihrer Ausftellung geſetzlich beſtandene Gebühr entrichtet worden 
ift, welcher Nachweis jedoch im gegenwärtigen Falle nicht vorliegt. 

Der Beichwerbeführer behauptet zwar weitere, daß bie Gebühr für 
die Conftituirung ver fragliden Schuld bei Einantwortung des Nachlaſſes 
nah Franz Graf Zierotin mit der Urkunde des damaligen k. k. Landrechtes 
in Brünn dto. 4. Februar 1848 entrichtet worden fe. — Allein diefe 
Behauptung tft, - abgefehen davon, daß für die behauptete Thatfache Fein 
Beweis erbracht wird, aus inneren Gründen ebenfo unbaltbar. 

Wie nämlid, aus der berufenen Einantwortungsurtunde hervorgeht, 
war Zdenko Graf Bierotin Erbe des Lehengutes Wallachiſch⸗Meſeritſch und 
eines Theiles des Allodnachlaſſes, nämlich der Herrihaft Krumpifh und 
Blauda, nad Franz Graf Zierotin und hatte aus dem unbebürbeten Werthe 
dieſes letteren Gutes pr. 147.794 fl. 13%, kr. C.M. für die Pflicht» 
theilgerbinen und bie Univerfalerben und zwar für Erſtere 568.745 fl. 27 kr., 
für Lestere 89.048 fl. 46°/, fr. an die Franz Graf Zierotin’fche Allo⸗ 
dialverlaffenfhaft zu bezahlen. Diefe Verpflihtung war au ad fructus 
des Lehengutes Wallachiſch⸗Meſeritſch durch Pränotation landtäflich ficher- 
geftellt worden. 

Das Nechrsgefhäft jedoch, welches Karl Graf Zierotin, indem er 
ſich als Selbftzahler jener Yorderungen gegenüber den Grafen Zdenko und 
Przemislaus Zierotin im Bertrage vom 20. December 1877 und gegen- 
über den geſammten übrigen Erböinterefienten des Franz Graf Zierotin 
im gerichtlichen Bergleihe vom 29. März 1878 eingegangen war, beruht 
auf einem ganz anderen Redtsgrunde (dort der Titel der letztwilligen 
Anortnung, hier der Titel des Bertrages); es ift aber auch der Umfang 
bes Pfandrechtes erweitert worden, nachdem kraft des Vergleiches das 
zuvor nur ad fructus beftandene Pfantreht aud auf die Subftanz bes 
Gutes Wallachiſch⸗Meſeritſch geltend gemacht werden Tann, 

Der B. ©. Hof ſah fi) daher veranlaßt, die Beſchwerde in jeber 
Richtung abzumeifen. 


Ar. 1387. 


Die vorfhriftsmäßige Entridtung der Gebühr für im SInlande ausge: 
ftellte Wechfel Hat vor Beifehung der Parteienfertigung zu gefchehen. 
Erfenntniß vom 2. Mai 1882, 3. 920. 


Der. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Kajetan Fiſcher 

in Almiffa ca. Entfheidung des k. k. Finanz Min. vom 12. Mai 1881, 
3. 2977, betreffend die von einem ungeftempelten Wechjel dto. 15. Mai 
Budwinsli, B. G. H. Erfenutuiffe. VI, 15 
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1876 vorgefhriebene erhöhte Gebühr ven 100 fl., nah durchgeführter 
5. m. Verhandlung zu Hedi erkannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegrüntet abgewiefen. — 
Der Bejhwerveführer bat dem FE f. Finanzminiſterium bie 
Koften des Berfahrens vor tiefem Gerichtshofe mit 10 fl. 
binnen 14 Tagen nah Zuftellung gegenwärtigen Ertenntniffes 
zn erſetzen.“ *) 


Ar. 1388. 


Gebühr für eine Löſchungsbewilligung in einem Zabulargefude. 
Erfenutnig vom 2. Rai 1882, 3. 87. 


Ter k. k. V. ©. Hof hat über vie Beſchwerde des Ferdinand Fürften 
Loblowig ca. Entjheidung des k. f. Finanz Min. vom 26. Septenber 
1881, 3. 15543, betreffend die Gebühr nah Ecala II von ten beim 
k. k. Lantesgerichte in Prag ũberreichten Tabulargefuchen de praes. 8. April 
1880, 3. 11680, und 12. Maui 1880, 3. 15787, nad turdgeführter 
6. m. Berhantlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ **) 


QAr. 1389. 


Die Militärbebörden find nicht beredhtigt die Auszahlung der von ihnen 

ſelbſt anerfannten, für die Militäreinquartierung tarifmäßig entfallenden 

Gebühren, der anjprudsberedhtigten Gemeinde bis zum Beitpunfte der 

Durdführung aller nad den Glaffificationdergebniffen zu ftellenden Anz 
forderungen vorzuenthalten. 


Ertenntniß vom 3. Mai 1882, 3. 687. 


Der . k. V. ©. Hof hat über tie Beſchwerde ter Stattgemeinde 
Kremfier ca. Entſcheidung bes f. k. Min. für Luantesvertheidigung von 
13. October 1881, 3. 15049, ketreffend tie Zahlung ter tarifmäßigen 
Bergütung für beigeftellte Deilitärunterfünfte, nach durdygeführter ö. m. 
Berhandlung und Anhörung des Atv. Dr. Adolf Promber, des k. k. Sect.⸗ 
Rathes Georg Sonderleitner, zu Recht erkannt: 

„Die angefodhtene Entfheitung wird nad $. 7 tes Ge— 
feße8 vom 22. October 1875, R. G. DB. ex 1876 Nr. 36 auf» 


gehoben.” 
Eutfceidungsgrände. 


In vorliegenter Beſchwerdeſache mußten zunächſt alle jene Einwen— 
dungen übergangen werten, melde in ter Beſchwerde gegen ben Erlaß des 


*) Eiehe Entiheidungsgrünbe bei Nr. 200 (Band II, Sahrgang 1878). 
*F) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 914 (Band IV, Jahrgang 1880), 
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Lantesvertheidigungs- Din, vom 17. Nov. 1880, 3. 16936, mit welchem 
die an den Militärunterfünften in Kremſier erforderlichen Herftellungen 
bezeichnet worden find, erhoben wurten. Denn diefer Min.Erlaß, welcher 
der Gemeinde Kremfier mit Stattb.» Decret vom 1. December 1880, 
3. 22134, bekannt gegeben wurde, ift von Liefer innerhalb der Friſt des 
8. 14 des Gef. vom 22. October 1875, N. ©. B, ex 1876 Nr. 36, 
nit angefochten worten, daher rechtöfräftig und die Gemeinde zur Aus⸗ 
führung ver dert bezeichneten Herftellungen verpflichtet, dafern dieſelbe die 
Staffification diefer Unterkunftsräume al8 Nothlafernen mit ven gefeglichen 
Wirkungen (vgl. insbefonders 8.6 des Geſ. vom 11. Juni 1879, R. G. B. 
Nr. 93) auch fernerhin in Anfprud nimmt. 

Zur Entſcheidung erübrigte fohin nur die Trage, ob der rechtzeitig 
angefochtene Erlaß des Randesvertheidigungs: Min. vom 15. October 1881, 
3. 15049, mit welchem der Anſpruch der Gemeinde Kremfier auf die nad 
dem inguartierungsgef. vom 11. Juni 1579, R. ©. DB. Nr. 93, ent« 
fallende Vergütung für die Militärunterfünfte von Zeit der Wirkfamfeit 
dieſes Geſetzes bedingt berechtigt erklärt, die Auszahlung dieſer Vergütung 
aber von der Erfüllung der gejetten Bedingung, nämlich von der Aus» 
führung der obermähnten Herftelungen abhängig erklärt wurde, geſetzlich 
begründet erjcheint. | 

Der B. ©. Hof mußte diefe Frage verneinen. Nad) der unwiber- 
fprodenen Behauptung der bejchwerbeführennen Gemeinde werben alle 
Militärunterfünfte, auf welde ſich der angefochtene Erlaß bezieht, auch 
dermalen, nad eingetretener Wirkſamkeit des Gef. vom 11. Juni 1879 
zur bleibenden gemeinfamen Einquartierung des k. k. Militärs in Anſpruch 
genommen, biefelben werten daher im Sinne bes $. 5 dieſes Geſetzes 
minteftens als Nothkaſernen, ungeachtet die zu ihrer Klaffificirung ale 
folde in dem Erlaffe vom 17. November 18°0 für nothwendig erklärten 
Herftelungen noch nicht ausgeführt find, factifch benüßt, e8 ift daher auch 
für viefe Benützung mindeftend die geringfte Vergütung zu leiften, melde 
feit Wirkſamkeit des cit, Geſetzes für die Benügung eines LUnterfunfts- 
raumes durch das k. k. Militär gefeglih gebührt und dieſe ift, ba eine 
dritte Art von Unterkünften für vie bleibende gemeinfame Cingquartierung 
neben Kaſernen und Nothlafernen nicht befteht, die für vie Nothlafernen 
entfallende Gebühr (8. 31 des cit. Geſ.). 

In keinem Falle kann aber zur Beſtimmung diefer Gebühr auf ben 
Betrag zurüdgegangen werden, welchen frühere nicht mehr in Wirkſamkeit 
ftehende gejeglihe Beftimmungen als das Gebührenminimum  feftgeftellt 
haben (Urt. IV des Einführungsgejeßes zum Gef. vom 11. Juni 1879). 

AU dies hat aud das k. f. Tandesvertheidigungs- Din. anerkannt, 
intem e8 den Erlaß der mähr. Statthalterei vom 2. Juni 1881, 3. 11040, 
nah welchem die fragliche Vergütung felbft (nicht bloß tie Auszahlung der= 
felben) von Ausführung der als nothwendig erkannten Herftellungen ab» 
hängig erklärt murde, dahin „richtig ftelte”, daß diefe Vergütung für bie 
ganze Zeit feit Wirlfamfeit des Gef. vom 11. Yunt 1879, alfo auch für 
bie Zeit, wo bie gedadhten Unterfünfte noch in dem früheren Zuftante be— 
nügt murten, in Anfprud) genommen werden fünne und daß nur tie Aus» 
zahlung diefer der Gemeinde gebührenten Vergütung bis nad) Ausführung 
der nothwendig erkannten Wbaptirungen verſchoben werte. Damit bat das 

15* 
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belangte Minifterium velllommen zugegeben, tag vie neue Gebühr — wie 
ties aud in ter That ter Sinn des Geſetzes it — nicht blos für bie 
Benügung von anferderungsmäßig bergefiellten, bezw. anſtandslos claffi- 
fieirkaren,, fentern überhaupt für tie Benügung von Militärunterfünften 
zu entrichten fommıt und ter Anfpruch anf die Gebühr teshalb allein, weil 
tie factiſch benügten Unterkünfte neh nicht alleh gefeglichen Anforderungen 
entiprechen, nicht verloren geht. 

Das belangte Minifterium bat allervings erflärt, daß e8 die Be⸗ 
rechtigung der Gemeinte nur als eine bedingte anerfenne, allein ba es für 
ten Fall der Erfüllung tiefer „Beringung” die Bergütung fofort auch 
zurüd für tie Zeit, wo der angeblichen Bedingung nod nicht genügt war, 
zuerfannte, hat es zu erfennen gegeben, daß es ſich dabei nidt um eine 
wirkliche Bedingung (in tem Sinne der Anforderung einer Leitung, von 
welcher die Gegenleiftung abhängig fein fol), ſondern nur um eine Zeit- 
befimmung handle, mithin nicht die Eriſtenz, fontern nur die Geltend⸗ 
madhung und Berwirklihung des Rechtes ver Gemeinde von ter Erfüllung 
ber an fie geftellten Anforverung abhängig fei. 

Es ift nım aber feine geſetzliche Beſtimmung nachweisbar, welche die 
Militärbehörten berechtigt hätte, die Geltendmachung eines von ihnen felbit 
anerfannten Rechtes, bezw. tie Erfüllung ver ihnen obliegenden correlaten 
Berpflihtung in diefer Weile hinauszuſchieben. 

Eine folche Bertagung ter als ſchuldig anerkannten Leiſtung wider- 
fpricht dem allgemeinen Rechtsgrundſatze, wornach bei zweijeitigen Ber- 
trägen die Leiſtung, dafern nicht ein Anderes austrüdlidh bedungen oder 
gefeglidy beſtimmt if, Zug um Zug gebührt, das heißt, die nicht ausdrück⸗ 
lich an eine Zeitbeftimmung gebundene Erfüllung einer gefeglichen oder 
vertragsmäßigen Schulvigfeit ſofort („ohne unnöthigen Auffhub“) gefervert 
werten fann ($. 904 a. b. ©. B., vgl. noch 8. 1052 ebendert) und fie 
entfpricht nicht vem Gef. vom 11. Juni 1879, weldyes die für tie Mili- 
täreinguartierung tarifmäßig entfallenten Gebühren normirt, ohne irgend» 
wie zu beflimmen, daß die Erfüllung dieſer gefeglih nermirten Berbind- 
lichfeit von ter Turdführung aller nach ten Glaffificatiensergebniffen zu 
ftellenden Anforterungen abhängig jein fol. 

Das belangte E. k. Minifterium beruft fih nun diesfalls allerdings 
auf die zur Durchführung des Gef. vom 11. Yuni 1879 erfloſſene Min.- 
Berordnung vem 1. Yuli 1879, R. ©. B. Nr. 94, wo ad $. 31 tes 
cit. Geſetzes beftimmt ift, daß bei beftehenden oder zu ataptirenden Kaſernen 
oder Rothlafernen die Bergütung zwar ſchon von Wirkſamkeit des Ein⸗ 
quartierungsgefeges gebühre, „die Zahlung diefer Bergütung jedoch 
erfi nad der diesfälligen minifteriellen Entſcheidung erfolgen 
fönne.” 

Allein diefe Beſtimmung hatte, wie jhon der ihr beigefügte Beiſatz: 
„Daher die diesbezüglihen Berhandlungen thunlihfi zu bee 
fhleunigen find,“ andeutet, zweifellos nur den Charakter einer In⸗ 
firuction an die untergeordneten Organe in Hinſicht auf tie einzuhaltende 
Gebahrung: es follten damit gefetlich nicht gebührende Auszahlungen bintan- 
gehalten werten: keineswegs aber konnte damit eine auf bie Rechte britter 
Perfonen Einfluß nehmende Norm gegeben, bezw. verfügt fein, daß tıe 
Geltendmachung der diefen Perſonen nad dem Gefete zuſtehenden Rechte 
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und Anſprüche noch von etwas Anderen: ald tem Eintreffen der gefetlichen 
Borausfegungen allein abhängig fein folle und fpeciell: daß dieſe Nechte 
erft nah Maßgabe einer austrüdlichen minifteriellen Zulaſſung realifirbar 
fein follen. Selbft aber wenn die gedachte Beſtimmung dieſe Tenvenz 
gehabt hätte, würde fie nicht als eine hinreichenre Stüße der angefochtenen 
Entſcheidung erjcheinen, weil eine Beroronung, welde zur Durchführung 
eines Geſetzes erlaffen ift, die Beftimmungen tesfelben nicht abäntere, 
fomit auch nicht die in dem Geſetze ertheilten Rechte von Bedingungen 
abhängig machen Tann, ven welden in dem Geſetze Nichts enthalten ift, 
weil ſomit in dieſem Yale der gedachten Verordnung bie gejetliche Grund» 
lage und damit die Giltigfeit aberfannt werben müßte. 

In dem im vorliegenden Falle durchzuführenden Gefete ift aber, 
wie oben audgeführt wurde, für einen folgen Aufſchub der Zahlungs» 
feiftung, wie ihn die belangte Behörde aus der cit. Verordnung debucirt, 
Nichts enthalten und es ift insbefondere die Verordnung diesfalls aud) 
nicht dur $. 35 des Geſetzes zu fügen, da diefer Paragraph Nichte be- 
ftimmt, al® daß die Uebergabe ver Gebäude in die Benügung der Militär- 
verwaltung auf Grund eines Inventars zu gefchehen bat, womit offenbar 
über den Zeitpunkt der für die Benützung gefeglich entfallenden Zahlunge- 
leiftung gar Nichts gejagt if. 

Di fomit die Entfcheidung bes ka f. Lanvesvertheidigungs- Min. vom 
15. October 1881, 3. 15049, in dem Umfange, in weldem fie durch 
den aufrecht verbeſchiedenen und bezw. aufrecht erhaltenen Theil des Be» 
ſchwerdebegehrens angefochten wird, nicht gefetlich gegründet erfcheint, mußte 
fie nad $. 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. ex 1876 
Nr. 36, aufgehoben werben. 


_ | Ur. 1390. 


Die Beftimmung der Bauordnung ber Landeshauptftadt Innsbruck vom 

Jahre 1864 ($. 2), wornach Recurſe gegen Entfcheidungen des Magiftrates 

in Bauſachen an die landesfürftlide Behörde ofen ftehen, ift Dur das 

Gemeindeftatut der Stadt Innsbrud vom 14. April 1874 dahin abge: 

ändert, daß fie zunädft an den Gemeinderath und in weiterer Linie an 
den Landesausſchuß zu richten find. 


Ertenntniß vom 9. Mai 18823, 3. 712. 


Der tt. V. G. Hof hat Über die Befchwerde der Stadtgemeinde 
Innsbruck ca. Entſcheidung des tirol. Landesausichuffes vom 11. November 
1881, 3. 12859, betreffend eine Bauberftellung auf tem Friedhofe in 
Innsbruck, nach durchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht erfanıt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiesen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Einwendung der Incompetenz des Landesausſchuſſes gur ange⸗ 
fochtenen Entſcheidung wird in der Beſchwerde nicht wegen des angeblich 
ter Stadtgemeinde zuſtehenden Eigenthums der Bedachung der Friedhofs⸗ 


230 Nr. 1391. — Ert. v. 4. Mai 1882, 3. 925. 


arfaden und ber civilrechtlichen Natur eines wegen Eingriff in dasſelbe 
fih ergebenten Streites zmwilchen der Stadtgemeinde und Michael Oberer, 
fondern lediglich in ter Richtung erhoben, daß in ber fraglihen Angelegen- 
beit, als einer Baufache, die Competenz der politiihen, das ift der landes⸗ 
fürftlihen Apdminiftrativbehörden, nicht aber jene der autonomen Auffichtd« 
organe Pla greife, weil tie Bauordnung der Landeshauptftadt Innsbrud 
vom 17. November 1864 8. 2 feſtſetzt, daß Recurſe wider die Entſchei— 
dung des Stadtmagiftrates, als unterfter politifcher Behörde, an bie vor⸗ 
gefetste politifche Behörde offen ftehen, worunter die lantesfürftlihen Be— 
hörden zu verftehen feien. 

Eine fpätere Bauordnung, welche dieſe Beſtimmung geänvert hätte, 
ift nicht zu Stande gekommen und es ift auch turd ein anderes Geſetz 
eine ausdrückliche Aufhebung dieſer Beftimmung nicht erfolgt. — Wohl 
aber beftinnmt das Gemeindeſtatut der Statt Inndbrud (Landesgef. vom 
14. April 1874, 8. ©. B. Nr. 28), welches auf Grund des Gef. vom 
5. März 1862, R. ©. B. Nr. 18, erlaffen wurde, im $. 33, Pt. 11, 
daß zum felbftftändigen Wirkungskreife der Gemeinde die Baupolizei, bie 
Handhabung ter Bauordnung und die Ertheilung der politifden Bau⸗ 
bewilligung gehöre, behält im $. 59 dem Gemeinderathe die Entſcheidung 
über alle Berufungen gegen die Amtshandlungen des Bügermeifters in 
Gegenſtänden des felhftftändigen Wirkungsfreifes der Gemeinde vor und 
weift im 8. 95 die Entſcheidung über Berufungen gegen Beſchlüſſe des 
Gemeinderathes im felbftftfändigen Wirkungskreife den Landesausſchuſſe zu. 

Durch diefe auf Grund des oberwähnten Reichsgeſetzes und im Ein- 
fange mit den Beſtimmungen desjelben erlaffenen grundfäglichen Normen 
erfcheint die VBeftimmung des $. 2 der Bauordnung vom Yahre 1864, 
wonach Recurfe gegen Entfcheitungen des Magiſtrates, al® unterfter poli⸗ 
tiſcher Behörde, an die vorgefegte politifche, das ift Iandesfürftlihe Be- 
hörte offen ftehen, dahin abgeändert, daß fie zunädft an ten Gemeinde— 
rath — was im vorliegenden Falle unter Anerkennung biefer Competenz 
auh von Seite ter Gemeinde gefhah — und in weiterer Linie an ben 
Landesausſchuß zu richten find. — Da e8 fi vorliegenden Falles um 
einen in ten Bereih tes felbftftändigen Wirfungsfreifedg der Gemeinde 
fallende Angelegenheit handelt, war die Competenz des Landesausſchuſſes 
zur Entjdeitung im Berufungsmwege begrüntet und mußte daher die Be— 
ſchwerde abgewiefen werden. 


Qr. 1391. 


Die Nichtigkeit der vor der Localtommiſſion Seitens des Propinations⸗ 
beredtigten angenommenen Grundlage zu der nad) dem galiz. Landes: 
gefeße vom 30. December 1875 vorzunehmenden Ermittlung des Einkom⸗ 
mens aus dem Propinationsredhte, Fann nicht weiter angefodhten werden, 


Erfenntniß vom 4. Diai 1882, 3. 925. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beichwerde der Marie v. Dann» 
gold ca. Min. des Innern, aus Anlaß der Entfcheitung desfelben vom 
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19. November 1881, 3. 15686, betreffend die Ermittlung des reinen 
Einfonmens vom Propinationsausfhanksrechte für die Güter Horozanna 
wielfa und Ryczychoͤw, nah durdgeführter 8. m. Verhandlung und An- 
börung bes Adv. Dr. Maximilian Landesberger, dann tes k. k. Min.s 
Rathes Joſef v. Metvey, zu echt erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Das k. k. Min. des Innern hat feiner Entſcheidung als Thatbeftand 
zu Grunde gelegt, daß der Vertreter ter Eigenthümerin ber Güter Horo- 
zanna Wwielfa und Ryczychoͤw, Marie v. Manngold, fi bei der Locale 
erhebung einverftanden erffärte, damit bei Berechnung der nad) 8. 5, Abſ. 1 
des Gef. vom 30. December 1875 (galiz. 8. ©. B. ex 1877 Nr. 55) 
der Propinationsberechtigten gebührenden Entſchädigung, die auf der Baſis 
der Sieuerbemeſſung der 6 Jahre 1869 bis einjchließlih 1874 erfolgte 
Ermittlung des Einkommens und zwar für das Gut HoreZanna wiclfa 
mit 1214 fl. 5 fr. und für das Gut Ryczychoͤw mit 580 fl. angenom⸗ 
men werte. — 

Daß der von den Wominiftrativbehörden angenommene Thatbeftand 
actenwidrig oder unrichtig wäre, liegt nicht vor, ja im Gegentheile ſprechen 
die Adminiftrativacten für die Nichtigkeit dieſes Thatbeſtandes. — Nach 
8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36, ift 
biefer von ten Aominiftratiobehörden angenommene Thatbeftand aud ber 
Entjheidung des V. ©. Hofes zu Grunde zu legen. 

Nachdem der bei der commiffionellen Verhandlung im Adminiſtrativ⸗ 
verfahren Namend der Marie v. Manngold intervenirenve Vertreter ſich 
mit einer orbnungsnäßigen unumfchränften Bollmadıt ausgewiefen und auf 
Grund terfelden fih Mit der von ber Localcommifflon angenommenen 
Orundlage zur Ermittlung des Einkommens, aus den erwähnten Propi⸗ 
nationsrechte einverftanden erflärt bat, fo muß in Gemäßheit des $. 1017 
des a, 6. ©. B. die von ihm abgegebene Erklärung aud gegenüber feiner 
Sewaltgeberin der Marie v. Manngold als rechtsverbindlich angefehen 
werten und konnte daher Leßtere tie Nichtigkeit der angenommenen Orunt« 
lage nicht mehr anfechten. 

Dem Gefagten zufolge erſcheint die vorliegende Beſchwerde, welde 
bie Bewerthung des Einkommens aus dem Propinationsrechte auf einer 
anteren Grundlage verlangt, gefeglich ungegrünvet und war deshalb ab« 
‚ gumeifen. 


232 Mr. 1392. — Ertl, v. 4. Mai 1882, 3. 749. 


Ir. 1392. 


@in Militärregiftratursofficial if in Abſicht auf die Heimathszuweiſung 
nit zu den Staatöbeamten, d. i. zu Den im Staatögrundgefche vom 
21. December 1867, 8. G. B. Rr. 145, bezeichneten Organen der Regie: 
sung ber im Reichsrathe vertretenen Reichshälfte, fondern zu den Militärs 
perfonen zu zählen. 
Erfenntniß vom 4. Mat 1882, 3. 749. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Befchwerbe der Stabtgemeinde 
Innsbruck ca. Min. des Innern, aus Anlaß der Entſcheidung desſelben 
vom 11. October 1881, 3. 14133, betreffend das Heimatherecht des 
Eduard Schweiger und feines Sohnes Hermann, nad) durchgeführter ö. m. 
Berhandlung und nah Anhörung bes TE. Min.-Rathes Ritter v. Großer, 
zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nad $. 7 des Ge- 
feßes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf« 
gehoben.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Wenn der 8. 10 tes Heimathsgeſ. vom 3. December 1863, R. G. B. 
Nr. 105, ausfpricht, definitiv angeftellte Staatsbeamte erlangen mit dem 
Antritte ihre® Amtes das Heimathörecht in der Gemeinde, in welcher ihnen 
ihr ftändiger Amtsfig angewiefen wird, jo muß vorausgefcgt werden, daß 
diefe Beftimmung nur auf jene Beamten bezogen werten könne, welde 
Drgane der eigenen Staatsverwaltung bed Geltungsgebietes bes Heimaths⸗ 
geſetzes find, das find dermalen bie im Staatsgrundgel. vom 21. December 
1867, R. ©. 3. Nr. 145, 88. 12 und 13 bezeichneten Organe ber 
Regierung ber im Reichsrathe vertretenen Reichshälfte, 

Hiezu gehören die Organe der diefer Regierung nicht unterftehenven 
Militärverwaltung nicht. — Der Militärregiftratursofficial Ehuard Schwei⸗ 
ger ift vielmehr zu den Militärperfonen zu zählen, welde in Folge 
der Ernennung burd die Militärbehörden und des beſtehenden Disciplinar- 
verhältniffes im Militärdienfte fi befinden. — Bei Feſtſtellung des 
Heimathsrechtes des laut Orundbuchsblattes im Februar 1869 zum Mili« 
tärcommando nah Innsbruck transferirten Epuard Schweiger und feines 
ihm darin unbeftritten folgenden Sohnes Hermann war baher nicht unter 
BZugrundelegung des $. 10, Innsbruck ald Heimathsgemeinde besfelben zu 
erflären, fondern ed war auf Grund des 8. 14 des Heimathsgeſetzes vor⸗ 
zugehen und mußte daher die angefochtene Entſcheidung nad 8. 7 des Gef. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben werden. 
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Ar. 1393. 


Weber die Zumeifung einzelner Häufer zu beftimmten Ortfchaften aus Un: 
loß der Volkszählung, kann von den Behörden nicht nad freiem Ermeffen 
entfchieden werden. — Die ältere Eonfcribirung nad) dem Sofefinifchen 
Gatafter ift durch die rechtskräftig auf Grund des flabilen Entafters 
durchgeführte Sonfcribirung aufgchoben und ift die Ichtere für die Rum: 
merirung der Häuſer bei der Volkszählung entſcheidend. 


Erfenntniß vom 5. Mat 1882, 3. 924. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde ber Roſalia Ze 
mann in Samenidy, ca. Entſcheidung des k. k. Min, des Innern 
vom 15. October 1881, 3. 15548, betreffend die Confcribirung ihres 
. Haufes, nah durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. 
Min.Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Der vom Bertreter des ka k. Minifterium® des Innern bei 
der mändlidhen öffentlihen Verhandlung erhobenen Einwendung 
ber Incompetenz des Berwaltungsgerihtöhofes wird nicht ſtatt— 
gegeben. Die Beſchwerde wird als unbegrüntet abgewiefen.” 


Entfcheidungsgründe. 


Nah ven Beflinnmungen der Borjchrift für die Vornahme der Vollks⸗ 
zählung (Bei. vom 29. März 1869, R. ©. DB. Nr. 67) 88. 4, 5, 6, 
9, 11, 12 u. |. w. ift die Nummerirung der Häufer ortjchaftsweije vor: - 
zunehmen. Darüber, ob und unter welchen Borausfeungen Wenderungen 
der beftehenven Ortsſchaftsverhältniſſe vorgenommen werben bürfen, enthält 
diefes Gefet keine Beftimmung. Die Beftimmung des 8. 7 bezieht fi 
nicht auf diefe Frage, ſondern nur auf die Abänterung der Nummerirung 
innerhalb der Ortſchaften. Ueber die Zumeifung einzelner Häufer zu be 
fimmten Ortfchaften Tann aus Anlaß der Volkszählung von den Behörden 
nicht nach freiem Ermeſſen entſchieden werben, va hiebei die thatjächlichen 
und rechtlich begründeten Berhältniffe zu Grunde zu legen find, 

Im vorliegenden Falle haben die Behörden für bie Nummerirung 
des Hauſes der Befchwerteführerin bei der Ortſchaft Kamenidy die Con⸗ 
feribirung auf Grund des ftabilen Cataſters ald entſcheidend angejeben. 

Der V. ©, Hof fand diefen Borgang gejetlich begründet, weil durch 
bie rechtöfräftig auf Grund des ftabilen Latafters durchgeführte Conſcri⸗ 
birung, die ältere Conferibirung nah den Joſefiniſchen Catafter aufge« 
hoben wurde. Es mußte daher fowohl die vem Min. des Innern erho- 
bene Einwendung der Incompetenz des V. ©. Hofes, als auch die gegen 
die Min.⸗Entſcheidung erhobene Beſchwerde abgewiejen werten. 
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Ar. 1394. 


Gegen Beſchlüſſe der mit eigenen Statuten verfehenen Städte und Gurs 
orte ftcht nad dem Reichsgeſetze vom 5. März 1862 der Recurs an den 
Landesausfhuß offen. ®) 


Erkenntniß vom 5. Mai 1882, 3. 792. 


Der. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Dr. Wenzel 
Popel und Genoſſen ca. Erlaß des böhm. Landesausſchuſſes vom 16. No= 
veniber 1881, 3. 28425, womit die Entiheidung über eine Lofalpolizeis 
liche Verfügung des Prager Startrathes abgelehnt wurde, nach burchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Julius Haniſch, in Ber« 
tretung des belangten Landesausſchuſſes, fowie des Adv. Dr. Karl Doftal, 
in Bertretung der mitbetheiligten Stadtgemeinde Prag zu Recht erkannt: 

„Die angefodtene Entjheidung wird nah $. 7 des Ge— 
feße8 vom 22. October 1875, R. ©. 2. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ **) 


Qr. 1395. 


Der Eigenthümer als aud der Miteigenthüämer eines Waſſerwerkes ift, 
‚wenn er die Benübung der Anlage aufgibt, Vorkehrungen zu treffen, 
bezw. den Aufwand für dieſelben zu beftreiten, dann und infoweit ver: 
pflichtet, als ed fi um Die Befeitigung folder Erfhwerungen und Beein⸗ 
trädtigungen, um die Behebung folder Nadıtyeile für fremde Rechte 
Far Die aus dem Beftande der Anlage überhaupt oder aber daraus 

ch ergeben Fönnen, Daß diefelbe den befonderen Zweden des Verzicht⸗ 

leifterö angepaßt wurbe. 


Erkenntniß vom 6. Mai 1862, 3. 923. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über tie Befchwerte ter Eheleute Joſef 
und Magdalena Teufel, ca. Entſcheidung des k. k. Aderbaumim. vom 
29. September 1881, 3. 9575, betreffend dic Beitrageleiftung zur Herſtel⸗ 
fung eines Mühlfluders, nah durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
des Udr. Dr. Theodor Jelinek, des f. f. Min.-Rathes Karl Peyrer, dann 
bes Adv. Dr. Johann Dfner, in Vertretung der mitbetheiligten Eheleute 
Joſef und Pauline Heifer, zu Recht erkannt: 

„Die angefodtene Entfheidung wird nad $. 7 des Ge 
feße8 vom 22. Dctober 1875, R. ©. 3. ex 1876, Nr. 36 auf 
gehoben.” 


Entfdeidungsgründe. 


Nach dem durch die Apminiftrativacten dargethanen Thatbeſtande kann 
es feinem Zweifel unterliegen, daß das Fluder bei der Gemeinmühle in 
Kienberg nah feiner im Jahre 1826 behördlich confentirten, bis zum 


*) Siehe Landesgeſetz für Niederditerreicy vom 12. Sänner 1882, 2.9.8. Nr. 14. 
**, Siehe Entjheitungegründe bei Nr. 1038 (Band V, Jahrgaug 1881). 


Nr. 1395. — Erk. v. 6. Mai 1882, 3. 923. 235 


Sabre 1879 intact beflandenen Anlage ein gemeinſchaftliches Eigenthum 
ber ſechs miahlberechtigten Häuferbefiger in Kienberg und des Beſitzers bes 
Edlachhammers bildet. Denn nah dem Protokolle vom 27. Juni 1826 
wurde das beflandene, nur für den Mülhlbetrieb beitimmte Kleinere 
Fluder vergrößert und in feiner gegenwärtigen Geftaltung zu dem Zwede 
aufgeführt, um auch der zum Edlachhammer gehörigen Schleife und Dreberei 
das nöthige Betriebswafler zuzuführen. 

Da bermalen die Wiederberftellung dieſer im Jahre 1879 durch 
Hochwaſſer zerftörten Wafjerbenügungsanlage in Trage fteht, fo wären 
nah den Wortlaute des 8. 41 Wall. Gef. — ſoweit rechtsgiltige Ver⸗ 
pflihtungen Underer nicht beſtehen — die Eigenthümer der Anlage, alfo 
bie Beſitzer der ſechs mahlberedhtigten Häufer und des Edlachhammers 
biezu verpflichtet. Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde jedoch biefe 
Berpflihtung nur den Befigern der ſechs mahlberedtigten Häufer, nicht 
aber auch dem Befiger des Edlachhammers auferlegt und zwar deshalb, 
meil das Fluder gegenwärtig nur mehr wieder zu Zwecken ter Mühle 
dienen joll, da die Beſitzer des Edlachhammers auf ihr Waſſerbenützungs⸗ 
recht verzichtet, die Schleife und Dreberei aufgelaffen haben. 

Die gänzliche „Befreiung der Befiger Ted Edlachhammers erjcheint 
jedoch nad) der dermaligen Aktenlage mit Rüdjiht auf die einfhlägigen 
Deftimmungen des Wuafferrechtögefeed nicht begründet. Ausdrückliche Be- 
flimmungen darüber, welche Verpflichtungen ven Eigenthümer oder Mit- 
eigenthümer einer Wafjerbenügungsanlage — der von feinen Wafler- 
bezugsrechte weiter feinen Gebrauch machen will — treffen, wie ſolche in 
den 88. 35 des Waſſ. Gef. für Steiermark und 36 für Bukowina 
gegeben find, enthält das niedersöfterr, Waſſerrechtsgeſetz allerdings nicht. 
Allein, da die bewilligten Anlagen in einem folden Stande zu erhalten 
find, daß fie anderen Nugungen feine unnöthige Erfhmwerung und 
Beeinträchtigung verurfahen ($. 20 Waſſ. Gef.), da weiter nad 8. 40 
l. c. Anlagen an und in fliegenden Wäſſern fo herzuftellen und zu er» 
halten find, daß fie fremden Rechten nicht nachtheilig find, da 
entlich diefe geſetzliche Verpflichtung als eine Folge der Errichtung ber 
Anlage hingeftelt und von der Ausübung des turh fie vermittelten 
MWafferbenügungsrechtes nicht weiter abhängig gemacht wird, fo muß 
aus dieſen gefetlihen Beftimmungen gefolgert werden, daß der bloße Ber- 
ziht auf ein Waſſerbenützungsrecht den Berechtigten noch keineswegs aller 
Concurrenzpflihten bezüglich des Waſſerwerkes befreit. 

Nah ven ebeu feſtgeſtellten Grundſätzen erſcheint vielmehr ver 
Eigenthümer eines Waſſerwerkes alfo auh der Miteigenthümer eines 
folden, wenn er ausdrüdlih oder thatfählih die Benüßung der Anlage 
aufgibt, Borkehrungen zu treffen, bezw. den Aufwant für dieſelben 
zu beftreiten, dann und in fo meit verpfligtet, als es fih um die 
Bejeitigung folder Erfhmerungen und Beeinträchtigungen, um die Bes 
hebung folder Nachtheile für fremde Rechte handelt, die aus dem Beſtande 
der Unlage überhaupt oder aber baraus fid, ergeben fünnen, daß viejelbe 
den bejonderen Zwecken des Berzichtleifterd angepaßt wurde. 

Nah Inhalt des Protokolles vom 27. Juni 1826 war nun leß- 
teres bei dem in Frage ftehenden Wafferwerke allerdings der Fall, das» 
felbe hat lediglich zu Zweden und zum Nugen ber Schleife und ver 
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Dreberei der Befiter des Edlachhammers, eine Vergrößerung erfahren, 
die eine Erfchwerung ber Inſtandhaltung, eine Vermehrung des Aufwandes 
biefür zur Folge hatte, und dieſem Umftande hat auch das Protokollar- 
übereinfommen fofort durd die Feſtſtellung einer beſonderen Concurrenz 
Rechnung getragen. Die danıald in Ausficht genommene Auftheilung der 
Herftellungs- bezw. Inſtandhaltungskoſteu kann heute, ta die Anlage 
nur zu Zweden ter Mühle wieter hergeflellt werten fol, allerdings 
feine Anwendung finden und infoweit es fih nur um dieſen Aufwand 
bantelt, ift berjelbe von den Mübhlbefigern zu beftreiten. 

Allein dies fehließt nicht aus, daß in Folge des früheren Beſtandes 
der Anlage, die Herftellung des Werkes erfchwert worden fein kann, daß 
ſich Vorkehrungen und Arbeiten als nöthig erweifen können, die ohne bie 
im Fahre 1826 erfolgte Aenderung, rejp. Erweiterung der Anlage nidt 
erforderlid wären und die eben tarum ten Mübhlbefipern ale Mit- 
eigenthünter der Anlage nicht aufgebürbet werden können. Ob und in- 
wiemeit nun folde durd die Auflaffung der Waflerbenügungsanlage in 
ihrem bermaligen im Jahre 1826 hergeftellten Beſtande bedingte Vor⸗ 
fehrungen und Arbeiten allenfall® erforderlid, fein werden, wurte in ben 
bisher abgeführten Verhandlungen nicht erhoben und. es erſcheint darum 
die ten Miteigenthümer der Anlage ten Befiger des Edlachhammers von 
jeder Concurrenzpflicht loszählende Entſcheidung nad ter Actenlage nicht 
begründet. 


D 


Ar. 1396. 


Die in einem Gompetenzgefude geltend gemachten „befonderen Zitel“ auf 
Verleihung einer erledigten pet efe dürfen nit ftillfehweigend über: 
gangen, fondern es muß über dDiefelben inftanzmäßig und meritorifch ent⸗ 

fihieden werden. “ 


Erfeuntniß vom 6. Mai 1882, 3. 881. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Johann Marcus 
Ravaſini, ca. Entfheidung des f. k. Min, des Innern vom 13. Auguft 1E81, 
3. 5637, womit die an den Bejchwerdeführer erfolgte Verleihung einer 
Apotheker⸗Gerechtſame in Trieſt behoten wurde, nad) durchgeführter ö. m. Ver⸗ 
bantlung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Nepomuk Brig, tes kak. Min.- 
Rathes Dr. Franz Schneider, dann tes Adv. Dr. Joſef Rabl in Ber- 
tretung des mitberheiligten Benedict Vlach⸗Miniuſſi, zu Recht erfaunt: 

„Die Beſchwerde wird al® unbegründet abgemwiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Mit Gefuche ven 2. December 1880 hat Benetict Vlach-Miniuſſi, 
Adoptivſohn des verftorkenen Beſitzers der Perfonalhofapothefe in Trieſt, 
welchem das Upothefer-Etabliffement legirt worden war, an ten Triefter 
Magiftrat das Anfuchen geftelt, e8 möge unter Anmwentung des Staats⸗ 
min.-Erlaffes vom 11. Yänner 1861, R. ©. B. Nr. 8 gemäß 8. 69 
ber Gew. DO. die gefegliche Fortſetzung diefer Perſonalapotheker⸗Gerecht⸗ 
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fame von feiner Seite zur Kenntniß genommen, bezw. das Genehmigungs- 
decret ihm auögefertigt werten. Der Magiſtrat fand unter Berufung 
darauf, daß ber $. 59 der Gew. Ordg. bie Fortfegung te Ge 
werbed nur ter Witwe und den minderjährigen Kindern zufpreche, mit 
Erlaß vom 28. December 1880, Nr. 34503, Vlad-Miniufji „mit feinem 
bezüglichen Geſuche“ auf vie nad Hofteeret vom 30. November 1833, 
3. 29825, zu erlaflende Concursausfchreibung zu verweifen und fofort ven 
Concurs unter Aufforderung der Bewerber zum Ausweife auch der „bes 
fonderen Titel“ auszufchreiben. 

In Befolgung des magiftratlichen Erlaffed vom 28. December 1880, 
welcher Vlach⸗Miniuſſi am 3. Jänner 1880 zugeftellt worden war, hat 
berfelbe beim Meagiftrate fein Competenzgefuch eingebraht und machte in 
demfelben auch das beftehende Adoptionsverhältnig, fowie den Umftand 
geltend, daß ihm das Etabliffement legirt worden if. Ald nun der Ma- 
giftrat von Trieſt die Apothefer-Gerechtfame dem Johann Marcus Ravafini 
verlieh, erhob dagegen Vlach-Miniuſſi unterm 30. Jänner 1881 Des 
fhwerde, in welder er unter Darlegung jener Verhältniffe und unter 
Berufung des $. 26. ter Apotheferortnung (füften!. Gub. Kundmachung vom 
1. Mai 1842, 3. 10704) auch geltend machte, daß bie Apotheke ihm 
nach dem Hofdecrete vom 29. October 1840, 3. 32924 und Min.-Ers 
laß vom 11. Jänner 1861, 3. 403, ohne Concurs hätte verliehen werben 
follen. Die k. k. Statihalteret bat in Stattgebung der Beſchwerde, tie 
Berleihung ber Apothele an Johann Marcus Ravafini aufgehoben und 
den Magiftrat angewiefen, über die Eingabe des Vlach⸗Miniuſſi dto. 
2. December 1880 neuerdings zu erkennen. Dieſe Statth.⸗Entſcheidung 
wurde mit dem angefohtenen Min.-Erlafje beftätigt. | 

Aus diefem actenmäßigen Sachverhalte geht hervor, daß Benedict 
Vlach-Miniuſſi mit dem Geſuche vom 2. December 1880 und dann aber« 
mals mit feinem Competenzgefuche beſondere Titel auf die Verleihung ver 
durch ten Tod des Jacob von Miniuſſi erledigten Apotheke geltend machte 
und zwar einmal auf Grund tes $. 59 der Gew. Ortg. dahin, daß ihm als 
Legatar und Adoptivſohn des Verftorbenen tie Apothekergerechtigkeit fogar 
ohne Ausjchreibung eines Concurſes zu verleihen geweſen wäre, 
dann aber aud auf Grund bed 8. 26 der Apotheferorpnung dahin, daß 
ihm als Adoptivfohn des Berftorbenen vor allen übrigen Bewerbern 
das Vorzugsrecht auf die Apothefe gebühre. 

Ohne daß es nun nöthig wäre, in die Frage einzugehen, ob bie 
vom Stadtmagiftrate veranlaßte Concursausfchreibung concreten alles 
den beftehenden Vorſchriften entſprach oder nicht, ift Schon im Hinblid auf 
den actenmäßigen Shatbeftand Mar, daß über die von Vlach⸗Miniuſſi 
geltend gemachten befonderen Zitel jedenfal® inftanzmäßig und meri« 
torifch entfohieden werden muß. Die beiven oberen Inftunzen haben 
bi8 nun eine meritorifhe Entſcheidung in der Sache nit gefällt. Allein 
auch ſeitens der erften Inftanz ift dies nicht gefhehen. Denn nad bem 
Wortlaute des Erlaſſes vom 23. December 1880 hat der Magiftrat dar⸗ 
über, ob dem BVlach⸗-Miniuſſi nah 8. 59 Abf. 1 der Gem. Ordg., 
weldyer nah dem Staatsmin.Erlaſſe vom 11. Jänner 1861, Nr. 8, 
R. ©. Bl. aud auf Apotheken Anwendung findet, ein Recht zulomme ober 
nicht, nicht abgeſprochen. Er begnügte fich vielmehr unter Conftatieung ber 
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Nichtanwendbarkeit des Abf. 3 tiefe Paragraphes ten Bewerber anzumeifen, 
das „bezüglide Gefuh* im Concurswege anzufringen. Bei Erletigung tes 
Concurſes aber beihränfte fib ter Magiftrat wieder auf die ftilfchwei- 
gente Uebergebung ter von Blach-Miniufſi geltend gemachten bejonteren 
Titel. Ebenſowenig wurte über ten and 8. 26 ver Apothekererdnung ab» 
geleiteten Rechtsanſpruch, aus Anlaß ter Berleihung ver Apotheke ab- 
geſprochen. 

Wenn daher tie oberen Inſtanzen angeſichts tiefer Actenlage in eine 
Entſcheitung über bie Anſprüche tes Blach-Miniuſſi ſich ſelbſt zunächſt 
nicht eingelaſſen, ſich vielmehr darauf beſchränkt haben, die erſte Inſtanz 
zum ordnungsmäßigen, meritoriſchen Abſpruche darüber anzuweiſen, jo 
fonnte ter B. ©. Hof, bei der zweifelloſen Nothwentigkeit einer ſolchen 
Entſcheidung, in ber angefochtenen Berfügung eine, vie Rechte des DBe- 
fhwerteführers verlegente Gefegwitrigfeit umfoweniger ertennen, als tie 
Verleihung ter Apotheke an ten Beſchwerdeführer rechtzeitig im Recurs⸗ 
wege angefodten werten ift, ihm aljo ein Recht aus dem Berleihungsacte 
ter 1. Inſtanz nicht erwachſen war. Die Beichmerde mußte daher zu- 
rüdgewiejen werten. 


Ar. 1397. 


Feſtſtellung der Grundlage zur Bemeffung der Einfommenfteuer I. Claſſe. 


Erlenatnig vom 9. Tiai 1882, 3. 979. 


Te k. k. B. G. Hoſ hat über tie Beihwerte des Simon Opaſſich 
in Parenzo ca. Entſcheidung ter k. k. küſtenl. Finanz Direktion vom 
28. September 1881, 3. 13372, betreifenn tie Einkommenſteuerbemeſſung 
vom Wein- und Viehhandel für tie Jahre 1870 bis 1878, nad) durch⸗ 


geführter 6. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 
„Die Beihwerte wird ald unbegrüntet abgewieſen.“*) 


Qr. 1398. 


Adgefonderte Bercentualgebübrenbemefiung von ſchriftlichen Punctationen 
und vom Diffolutionsvertrag. Gebührennadlaß von der Herftelung der 
Grundbuchsordnung bedingt.**) 


Erkenntniß vom 9. Mai 1882, 3. 980. 


Der... V. ©. Hof Hat über tie Beihwerte des Dr. Johann 
Deerhuber, Atvokaten in Ried, ca. Entſcheidung des k. k. Yinanz-Min. 


*, Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 1:3 (Band I, Jahrgang 1876/77) und 
bei Nr. 253 (Bond II, Jahrgang 1878). 

**) Bat. aud Erkenntniſſe sub Nr. 24, Ati. 2 und Nr. 48 (Band I, Zahr- 
gang 1876,77). 
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vom 23. October 1881, 3. 26145, betreffend die Gebührenbemeflung von 
Kaufspunctationen dto. 1. Yuli 1880 und von einem Diffolutions- 
Bertrage dto, 21. März 1881, nad) durdgeführter ö. m. Berhantlung 
und Anhörung tes Av. Dr. Robert Pattai, fowie des !. k. Min.»Bice 
Geer. Ritter v. Frofchauer, zu Recht erfannt; 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. Ein 
Erfag der Koften des Verfahrens vor dieſem Gerichtshofe wird 
nit auferlegt.“ " 


Eutfcheidungsgrände. 


Der Beichwerbeführer hatte das von ihm un 3115 fl. ven 1. Juli 
1880 im erzcutiven Lizitationswege erftandene Hanfengut Nr. 1 in Kreuz 
an demſelben Tage mittelft fchriftlicher Punctationen an Martin Kienbacher 
und Franz Humer um 3750 fl. verfauft, wobei die Käufer eine An 
zahlung von 750 fl. geleiftet haben und auch fogleich in den phyſiſchen Be- 
fig traten. Am 21. Mär; 1831 haben die genannten Paziözenten einen 
Diffelutionsvertrag geſchloſſen, mittelft weldem Dr. Oberhuber das ge= 
tadıte Gut wieder in fein Eigentbum zurüderhielt, die abtretenden phyſiſchen 
Beſitzer auf die Zuräderftattung der Kauffchillingsrate pro 750 fl., Dr. Ober- 
buber hingegen auf jeden Erſatz für die von ihnen bezogene Fechſung 
verzichteten. 

Es handelt fih im vorliegenden Falle zunächſt um die Trage, ob 
bie Binanzbehörten gefeglicdy berechtigt waren, ſowohl, wie dies geſchah, von den 
Punctationen, wie auch von dem Diffolutionsvertrage nad) Zarifpoft 106 
A 2 a die Percentwalgebühr zu benieffen. 

‚ Der 3. ©. Hof fand, daß diefe Trage zu bejahen ſei. Es muß 
zunächſt bemerkt werden, daß die gedachten Punctationen alle Elemente 
eines Kaufvertrages in fich fchließen und diefer nah 8. 1 A. 3. 1 tes 
Gebührengef.” vom 9. Februar 1850 bei der vorhandenen Rechtslage 
bie Bemeffung einer Percentualgebühr nad Zarifpoft 65 und 106 jelbit 
Tann bedingt hätte, wenn dasfelbe Geſchäft mündlich vereinbart und Feine 
ſchriftlichen Punctationen errichtet worden wären. 

Allein feldft wenn durch diefe Punctationen auch nur bie Staufrechte 
des Beſchwerdeſührers entgeltlih abgetreten werden wollten, fo würde nad) 
Anmerkung 3 ter ZTarifpeft 65 des Gef. vom 13. December 1862, 
R. G. B. Nr. 89, die 3Y/ percentige Gebithr zu bemefjen gewejen fein. Daß 
der Kaufabſchluß aber ein perfecter war, gebt aus ter Bellimmung in 
den Punctationen hervor, welche lautet: „Die fchriftlihe Kaufvertragsurfunte 
wird fofert dann und zwar in ter Sanzlei des Herrn Dr. Johann Dter- 
huber in Ried errichtet, wenn diefem die gerichtliche Kaufseinantwortungs- 
urfunde zugeftelt worten fein wird.“ Die contrabirenden Parteien haben 
fomit entgegen der Behauptung der Beſchwerde den Abſchluß des Ge— 
ſchäftes nicht von ter Errichtung eines fchriftlichen Vertrages abhängig ge— 

macht, e8 war daher das Recht des Staatsſchatzes auf die Gebühr nad) 
8. 44 des Gef. vom 9. Februar 1850 ſchon damals eingetreten. 

Der Umftand, daß die Käufer noch nicht das büderlihe Eigenthum 
erlangt hatten, ift vom Standpunkte der Gebührengefeßgebung ohne Ber 
lang, weil die Gebühr für die Uchertragung des Titels (8. 1 A 1 und 
alinea 1 te® 8. 44 des ©ef. v. 9. Februar 1850) zu entrichten und von 
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dem Umftande, daß ter Beräußerer bereit8 bücherlicher Eigenthümer fei, 
unabhängig ift. 

War aber ver Kaufsabſchluß zwifhen Dr. Johann Oberhuber einer-, 
dann Martin Kienbacher und Franz Humer antererfeitS am 1. Juli 1880 
nad dem Gebührengeſetze als perfect anzufehen, fo mußte nach dem letzteren 
der Diffolutiensvertrag vom 21. März 1881 als ein Rückkauf ver 
Realität behandelt werden, weil nah $. 1 A de8 Gel. som 9. Februar 
1850 jedes Rechtsgeſchäft, durch welches nad ten bürgerlichen Geſetzen 
Rechte begründet, übertragen, befefliget, umgeändert oder aufgeheben werben, 
der durch das gedachte Geſetz angeordneten Abgabe unterliegt. Die Finanz: 
bebörden waren aber nicht verpflichtet, anzunehmen , daß, wie die Be» 
ſchwerde behauptet, durch tie erwähnten beiden Acte vom 1. Yuli 1880 
und 21. März 1881 nad dem bürgerlihen Rechte keine Bermögensüber- 
tragungen flattgefunden haben, infolange über die ſchon urſprünglich einge- 
tretene Rechtöungiltigfeit diefer Acte kein Erkenntniß des competenten 
Civilrichters beigebracht wird. Dies ift jedoch nicht gefchehen und feitens 
des Beichwerbeführers ein foldhes Erlenntniß auch nicht provocirt worten. 

Der B. ©. Hof war demnach aud nicht in der Lage, bie abmini« 
ftrative Entſcheidung für geſetzwidrig zu erflären. 

Wenn meiterd die Beſchwerde das Eventualbegehren ftellt, es möge 
die Adminiftrativentfcheivung infoweit aufgehoben werben, weil bei Bemeffung 
der Gebühren der in der Min.-Verorbnung sem 3. Mai 1850, R. ©. 2. 
Nr. 181, begründete Nachlaß von 21/, Percent verweigert worden ift, ob⸗ 
ſchon die Befiganfchreibung des Beſchwerdeführers vor der Kinantwortung 
ber executive verfteigerten Realität an ihn als Erfteher unmöglich war, 
jo konnte ver V. ©. Hof aud hierin im Hinblide auf den Abfa 9 ver 
eit. Min.Verordnung eine NRechtöverlegung des Befchwerbeführers um fo 
minder wahrnehmen, als der Legtere mit feinem biesfälligen Begehren 
nicht unbedingt abgemiefen, fondern ihm die Willfahrung dieſes Begehrens 
in Ausficht geftellt worden ift, fobald tie Grundbuchsordnung bergeftellt 
fein wird, was nah 8. 22 des allgem, Grundbuchsgeſ. vom 25. Juli 
1871, R. ©. 3. Nr. 95, nit außer dem Bereiche der gefeglichen Zu⸗ 
läſſigkeit Liegt. 

Die Beſchwerde war daher aud im biefer Richtung abzumweifen. 


Ar. 1399. 


Die Anmerkung eines ereeutiven Beilbietungsactes im Grundbuche genügt 
nit zur Bewilligung des Gebührennacdlafies. 


Erkenntniß vom 9. Mat 1882, 3. 929. 


Dr k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Iſaak Kohn 
ca. Entſcheidung des k. k. Finanz- Din. vom 17. October 1881, 3. 25639, 
bie Verweigerung eines Gebührennadlaffes betreffend, nach durchgeführter 
ö. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Der Beſchwerdeführer wird fhuldig erkannt, dem k. k. Finanz⸗ 


Beilage der Iuriftiihen Blätter, 
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minifterium die von demfelben angefprodhenen Koften des Ber» 
fahrens im Betrage von 10 fl. O. W. binnen 14 Tagen bei 
Crecutiondsvermeidung zu erfegen.“ *) 


Ar. 1400. 


Gebühr für ein Inctdenzerfenntniß; als ein ſolches if das Erkenntniß 
über die artorifche Kaution im Sinne des $. 408 der allgem. Ger.Ordg. 
zu behandeln. 


Erlenntniß vom 9. Mai 1682, 3. 930. 


Der f EB. ©. Hof ba: Über die Beſchwerde des Dr. Yulius 
Dfner ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 11. Yuli 1881, 
3. 11948, betreffend den Erlag eines Stempeld zum Protololle wegen 
Yeiftung einer actorifhen Kaution, nad burchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Befchwerbeführers, fowie des Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter 
v. Froſchauer zu Recht erfannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgemiefen. — 
Ein Koftenerfag findet nidt ftatt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Bon Seite der Finanzverwaltung wurbe die Beibringung eines 
Stempels zu dem beim Wiener Randesgerichte wegen Erlag einer acto» 
rifhen Kaution am 19. Februar 1880 aufgenommenen Protofolle auf 
Grund der Tarifpoft 103 des Gef. vom 13. December 1862, R. G. B. 
Nr. 89, Anm. 1 und 4 gefordert, weil das Erkenntniß über die actorifche 
Kaution im Sinne bed $. 408 ber allgeın. Ger. Ordg. als Erfenntniß 
über einen Incidenzſtreit erfcheint und es ganz irrelevant ift, ob mittelft 
Beſcheides oder förmlichen Urtheiles zu erkennen ift. 

Beichwerdeführer behauptet jedoch, daß bier nicht $. 408, ſondern 
8. 406 ber allgem. Ger. Ordg. Anwendung findet, wo von einem In⸗ 
cidenzftreite feine Rebe ift, fondern eine Borfrage des Proceſſes zur Ver⸗ 
handlung kommt, wobei der Richter nur nach feinem Ermeſſen vorgeht 
und bie Parteien blos informiren, überhaupt nah dem Inhalte bes be- 
fagten Protofolles ein Streit gar nicht ftattfand. — Da nun nad Tarif» 
poft 104 ce alle in der Zarifpoft 103 nicht ausdrücklich angegebenen Er⸗ 
fenntniffe gebührenfrei find, das in Frage ftehende Erkenntniß aber keinen 
Smeidenzftreit, überhaupt gar feinen Streit zum Gegenſtande hat, fo er: 
ſcheint es nicht unter ten in der Tarifpoft 103 tarativ aufgezählten Er» 
fenntniffen begriffen und taher als gebührenfrei zu behandeln. 

Diefer Anfchauungsmeife des Beſchwerdeführers konnte jedoch der 
V. ©. Hof nicht beiftimmen. -— Der 8. 406 der allgem. Ger. Ordg. 
jeßt offenbar den Fall voraus, daß der ©effagte den Erlag einer Kaution 
fortert und der Kläger ſich bereit erklärt, die verlangte Raution zu leiften 


*) Siehe Enticheibungsgründe bei Nr. 1101 (Band V, Jahrgang 1881). 
Budwinsti, B. ©. H. Erlenntniffe. VL 16 
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oder zu ſchwören, felbe nicht leiften zu können. Der 8. 408 behanbelt 
bingegen den Fall, daß über die Höhe des zu erlegenden Kautionsbetrages 
ein Streit oder wenigftens feine Einigung vorhanden ift, fomit bie Ent: 
ſcheidung des Richters angerufen wird, wobei e8 ganz gleichgiltig erjcheint, 
ob hier Nothdurften verhandelt wurden ober die Beſtimmung ber Höbe 
des Kantionsbetrages einverflänblid dem Richter überlafien werben ift; 
jedenfalls war ein Einverſtändniß unter den Parteien über bie Höhe bes 
zu erlegenden Betrages, wie es der 8. 406 zur Borausfegung hat, nicht 
vorhanden. 

Da nun die fragliche Verhandlung im Sinne des 8. 408 der allgem. 
Ger. Ordg. aufzufaflen ift und im $. 408 ber allgem. Ger. Orbg. es 
nämlid heißt: „doch fol die Hauptfache durch diefen Nebenftreit nie- 
mals gehemmt werden, jo handelt es fi hier um einen Incivenzftreit und 
ed kommt die Zarifpoft 103 B b, Anm. 1 und 4 fomit zur Anwendung. 
Es mußte daher die angefochtene Finanz-Min.-Entjheidung als im Geſetze 
volllommen gegründet erkannt, hingegen die Beſchwerde zurädgemiejen 
werben, 


Ar. 1401. 
Ein gerichtlicher Erla dgl Urkunde Tann noch nidt als ber die Ge: 
bührenpflicht für das elige Nechtsgeſchäft rädfihtli für die bezüg: 


liche Rechtsurkunde bern udende gerichtliche —88 angeſehen werden. 
Erkenntniß vom 9. Mai 1882, 3. 939. 


Der . k. B. &. Hof Hat Über die Beſchwerde des Chain Lieb⸗ 
mann und Moſes Weißmann ca. Entfcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 
2. November 1881, 3. 26013, betreffend die erhöhte Gebühr pr. 112 fl. 
50 kr. vom Sclußbriefe dto. 9. Auguft 1877, nad burchgefährter 5. m. 
Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah 8. 7 des Ge⸗ 
feße8 vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, auf- 
gehoben.“ 

Entfcheidungsgründe. 


Die Beichwerbeführer haben am 20. November 1877 dem k. k. Be⸗ 
zirfögerichte im Uscieczko den ungeftempelten Schlußbrief vom 9. Auguft 
1877, in welchem Ire Lilienfeld vem Zieme Rofenzweig beftätigte, Letzterem 
7000 Garnez Spiritus um den Preis pr. 84 fr. pr. Garnez verkauft zu 
haben, bei dem Umſtande, als Zieme Rofenzweig diefen Schlußbrief nicht 
annehmen will, mit der Bitte überreiht, das Gericht möge tiefen Schluß⸗ 
brief in’8 Depofit für Zieme Roſenzweig zur Verwahrung übernehmen. 

Die Finanzverwaltung bat nun entfchieden, daß mit Rüdfiht darauf, 
daß Ire Lilienfeld Propinationspädhter ift und der Handel mit Branntwein 
Segenftand feines Gewerböbetriebes bildet, biefe Urkunde nad $. 9 des 
Gef. vom 29. Februar 1864, R. G. B. Nr. 20, von der Stempelpflicht 
bedingt befreit ift und daß die Stempelpflicht erft in Yolge ter Ueber- 
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reihung diefer Urkunde Seitens des Chaim Liebmann und Mofes Weiß» 
mann beim k. k. Bezirkögerichte in Uscieczlo zur Verwahrung und Geltend- 
machung der Compenfationsrechte gegenüber Zieme Nofenzweig eingetreten 
if. Für die nah Scala III entfallende Gebühr pr. 37 fl. 50 kr. fammt 
Erhöhung zufammen 112 fl. 50 fr. haften Chaim Fiebmann und Mofes 
Weigmann im Sinne des $. 71, 1 b des Gel. vom 9. Februar 1850 
mit Rüdfiht darauf, als fie von der Urkunde gerichtlihen Gebrauch ge- 
macht haben und es wurde Ire Lilienfeld von der Zahlungspflicht dieſer 
Gebühr befreit. 

Der B. ©. Hof vermodhte die Anſchauung der Finanzverwaltung 
nicht als gefeglich gerechtfertiget erfennen, infoferne dieſelbe die vorerwähnte 
Ueberreichung des Schlufbriefes bei Gericht dahin auffaßt, daß von diejer 
bedingt befreiten Correſpondenz bereits ein gerichtliher Gebrauh im Sinne 
des Gebührengeſetzes gemacht worden fei. — Nah 8. 9 des Gef. vom 
29. Februar 1864 unterliegen bedingt befreite Correfpondenzen der für 
das bezügliche Rechtsgeſchäft feftgefegten Gebühr, wenn davon ein gericht» 
licher oder ein anderer als der in der Zarifpoft 44 q, r, 102 d, e be 
merkte ämtliche Gebrauch gemacht wird, 

Die allgemeine Regel, was unter dem Ausdrucke „ämtlicher Ge⸗ 
brauch“, welcher aud) den gerichtlichen in fich fchließt, im Sinne der Ge⸗ 
bührengefege zu verfichen ift, enthält der Punkt 3 der Borerinnerungen 
zum Tarife des Gebührengef. vom 9. Februar 1850, R. G. B. Nr. 50. 
— Nun ift in diefem Punkte 3 die ausdrückliche Beftimmung enthalten, 
daß die Ueberreihung einer Urkunde oter Schrift zur ämlichen Aufbewah⸗ 
zung nicht als ein ämtliher — folglich auch nicht als ein gerichtlicher — 
Gebrauch anzufehen ift, welder zur Entrihtung der Gebühr für tie be> 
dingt ftempelfreie Originalurfunde oder Schrift an und für ſich verpflichtet. 

Da nun die Befchwerbeführer den erwähnten Brief eben zur gericht» 
tihen Aufbewahrung für Zieme Roſenzweig tem Gerichte überreicht haben, 
fo fonnte diefe Ueberreihung noch nicht als der die Gebührenpflicht für 
das bezügliche Rechtsgeſchäft, rüdfichtlih für die bezügliche Rechtsurkunde 
degründende- gerichtliche Gebrauch angefehen werten. — Der B. ©. Hof 
ift daher der Unfhauang, daß im gegebenen Falle die Scalagebühr für 
die Rechtsurkunde ven den Befchwerbeführern nicht gefordert werden kann 
und mußte demnach die angefochtene Entſcheidung na 8. 7 des Gel. vom 
23. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufheben. 


Qr. 1402. 


Weber jede in der Berhandlung wegen Errichtung einer neuen Wafler: 

betriebsanlage erhobene Einwendung, welde nicht zur gerichtlichen, fon: 

dern zur Competenz ber politifchen Behörde gehört, ie von Diefer aus: 
drüdlic und explichte zu erkennen, 


Erfenntniß vom 10. Mai 1882, 8. 798. 
Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Iſidor Schmidl 
ca. Entfheidung dest. k. Aderbau-Min. vom 26. September 1881, 3. 6202, 
16* 
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betreffend Aenderungen an einer Waflerzuleitung und Mühlbetriebsanlage, 
nad durchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Alfred 
Solvfhmidt, des k. & Min.-Bice-Secr. Freiherrn v. Trauttenberz, dann 
des Adv. Dr. Camillo Ritter Korab v. Mühlſtröm, in Bertretung des 
mitbelangten Johann Kieswetter, zu Recht erfannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird nad 8. 6 des Ge⸗ 
feßes vom 22. Dcetober 1875, R. ©. 3. ex 1876 Wr. 36, auf- 
gehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die angefochtene Entſcheidung iſt auf den Ausſpruch beſchränkt, daß 
die Ausführung ber von I. Kieswetter beabſichtigten Waſſerzuleitung und 
Detriebsanlage in öffentlicher Beziehung zuläffig fei, die hiegegen vom 
Befchwerbeführer vom Standpunkte des Wafferrechtögefeges erhobenen Ein⸗ 
wenbungen (wegen eines ſchädlichen Rüdftauens oder einer fonftigen Be⸗ 
ſchädigung feiner Grunpftäde) als unbegründet zurädgewiefen, bie erhobenen 
privatredhtlihen Einwendungen aber (aus dem Bertrage vom 23. Sep⸗ 
tember 1719) auf den Rechtsweg gewieſen werben. 

Diefe Entſcheidung wird nun vom Befchmwerbeführer nicht in ber 
Richtung angefochten: daß die in der Entſcheidung verworfene öffentlich⸗ 
rechtlihe Einwendung (wegen Nüdftauens oder fonftiger Beſchädigung des 
Grundeigenthums) zu Recht beftehe, fondern Beſchwerdeführer bringt vor, 
daß über eine andere, ven der politiihen Behörde zu entfcheidende Ein- 
wendung, die nämlich, daß ter neuen Mühlanlage des J. Kieswetter ein 
Waſſerbezugsrecht überhaupt nicht zufteht, weil dieſes nur an die frühere 
Mühlanlage geknüpft war, überhaupt nicht entjchieven worden fei. 

Es ift nun zwar ridtig, daß biefe Einwendung in diefer Berein- 
zelung in der durchgeführten Berbandlung nicht erhoben worden und daß 
in einer gewiſſen Richtung, nämlich durd die Eoncefftonirung ber ftreitigen 
Anlagen implicite aud über fie abgefprodhen worden ifl. — Allein mit 
Rückſicht auf die im Waflerrechtsfachen einfchreitende concurrirende Com⸗ 
petenz der politifchen Behörden und der Gerichte, ift es für tie Parteien 
von Wichtigleit, daß über alle Einwendungen, für welche ihnen ber Rechts⸗ 
weg nicht offen bleibt, von der politiſchen Behörde ausdrücklich und be- 
ſtimmt abgefprodhen Werbe. 

Da nun die im vorliegenden alle ftreitige Frage zweifellos zu 
biefer Kategorie gehört, intem alle Beftimmungen der Waflerrechtögefege 
über Dauer und Umfang der Waſſerbenützungsrechte (8. 26 des böhm. 
Wafl. Geſ.), dann über die Erridtung und Erhaltung von Wafler- 
benügungsanlagen zur politifhen Competenz gehören, fo war auch über 
diefe Trage, refp. über bie oberwähnte Einwendung von den politifchen 
Behörden ausdrüchlich und explicite zu erkennen und ba dies nicht ge 
ſchehen ift, erfcheint da8 durchgeführte Verfahren in einem wefentlichen 
Punkte mangelhaft und mußte daher nad 8. 6 te8 Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben werben. 
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Ar. 1403. | 
Wann gegen Entfcheidungen des Triefter Bermaltungsausfchuffes in Ge⸗ 
wmäßheit der Triefter Berfaffung vom 12, April 1850 eine weitere Berufung 


an ben Stabtrath unzuläffig ift. 
Erkenntniß vom 10. Mai 1882, 3. 936. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der küſtenl. Fin. 
Procuratur in Bertretung bes k. k. Militärärare ca. Entſcheidung bes 
Triefter Stabtrathe8 vom 9, uni 1881, 3. 14685, betreffend den Erſatz 
von Feuerlöſchkoſten, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung 
des Concipiften der küſtenl. Fin.» Procuratur Dr. Alfred Pfeiffer, dann des 
Abo. Dr. Karl Grund in Vertretung des belangten Stabtrathes, zu Recht 
erkannt: 

nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde vom Trieſter Stadtrathe 
die Berufung des k. k. Militärcommandos von Trieſt gegen die Eutſchei⸗ 
dung des ſtädtiſchen Verwaltungsausſchuſſes vom 7. April 1881, 3. 36398, 
womit der vom Trieſter Magiſtrate an das Militärcommando geſtellte An⸗ 
ſpruch auf Zahlung von Feuerlöſchkoſten im Betrage von 1969 fl. 29 fr. 
für begründet erkannt wurbe, als nad $. 119, lit. d der Berfaflung von 
Triefſt vom 12. April 1850, R. ©. B. Nr. 139, unzuläffig zurüdgeftellt. 
In der vorliegenten Beſchwerde wird dagegen die Zuläffigkeit einer ſolchen 
Berufung auf Grund des $. 78 der Triefter Verfaffung behauptet und 
wird zur Unterftügung diefer Behauptung auf eine Note der Füften!. Statt« 
balterei, in welcher die Zuläffigkeit ver Berufung gegen die Entjcheidung 
des Berwaltungsausfchuffes in dieſer Angelegenheit an den Stadtrath aus⸗ 
geſprochen wurde, und auf eine Kundmachung des Stabtrathes vom 6. Juni 
1869, Nr. 158 bingewiefen, womit in gewiflen Fällen die Berufung gegen 
die vom Berwaltungsausfhuffe in II. Inftanz gefällten Entjheidungen ein 
Recurs an den Stabtrath zugelaffen wurde. 

Die ftreitige Frage ift jedoch ausſchließlich nach den Beftimmungen 
der Trieſter Berfaffung zu beurtheilen, deren Geltung weder durch eine 
Aeußerung der Statthalterei, noch durch einen Beſchluß des Stabtrathes 
beeinträchtigt werden kann, wobei übrigens zu bemerken ift, daß die be- 
zufene Kundmachung des Stadtrathes ſich nicht auf Fälle, in welchen ber 
Magiſtrat allein in L Inſtanz entfcheidet, fondern auf den Recurszug 
gegen Ausſprüche der Municipalcommiffion für öffentlihe Bauten bezieht. 

Die Triefter Verfaffung enthält allerdinge im $. 78 bie Beftim- 
mung, daß der Stadtrath über alle an ihn gelangenden Beſchwerden gegen 
die von dem Verwaltungsausſchuſſe ausgegangenen Verfügungen zu ent 
ſcheiden bat. Diefe Beitimmung kann aber nicht für fih allein, ſondern 
muß im Zufammenhange mit dem übrigen Inhalte des Geſetzes aufgefaßt 
werben. Sie ftellt fih daher nur als eine Kegel dar, von welder eine 
Ausnahme im 8. 119, lit. d feftgefett ift, welcher beſtimmt, daß gegen 
Entſcheidungen des Berwaltungsausfhuffes Über Beſchwerden gegen Amts⸗ 
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handlungen des Magiftrates bezüglich des natürlidyen Wirkungsfreifes der 
Gemeinde eine weitere Berufung wicht zuläffig iſt. Da die vom Magi- 
firate an das Militärcommanto geftellte Aufordernng auf Bergätung von 
Fenerlõſchkoſten jedenfall als eine Auıtshandlung zu betrachten ift und da 
tiefelbe zum natürlichen Wirkungskreiſe ter Gemeinde gehört, wie fi aus 
8. 92, Abf. 1 des cit. Geſetzes an fi und im Gegenſatze zu 8. 129 
(ter vom übertragenen Wirkungskreiſe hantelt) ergibt, fo Tann im vor⸗ 
liegenten Falle tie Anmwenbbarleit des 8. 119, lit. d keinem begründeten 
Zweifel unterliegen. 

Die in der Befchwerte berufenen SS. 124 und 127, welche vom 
Birkungskreife des Podeflä und tes Magiftrates handeln, enthalten keine 
auf den weiteren Imflanzenzug bezügliche Beftimmung, e® kann daher aus 
tenfelben leinerlei Argument gegen die Enbgiltigfeit der Entſcheidungen 
tes Berwaltungsansfchufies abgeleitet werden; dagegen ift vielmehr zu be- 
merfen, daß $. 119, lit. d fi nur als die Ausführung bes im $. 118 
enthaltenen Grundſatzes darftellt, wonad der BerwaltungsausfhuR in den 
ihm zugewiefenen Angelegenheiten als berathentes und beſchließendes Organ 
tie Etelle des Stadtrathes vertritt. 

In der angefochtenen Entſcheidung konnte daher feine Gefekwidrig« 
feit erfannt und mußte die Befchwerde zurüdgewielen werben. 


Ar. 1404. 


Den Aufwand für ben Religionsunterriht an Bolks⸗ und Bürgerfchulen kon 

Der —— und nicht die Schulgemeinde zu tragen.) Der Erfap diefes 

vom Schulbezirke beftrittenen Aufwandes fur den Religionsunterrit ob 

von den Fathol. Blaubensgenofien dieſes Schulbezirkes pro praeterito ge: 
Mordert werben Tann? 


Erlenntniß vom 11. Mai 1882, 3. 1018. 


Ter k. k. B. ©. Hof bat über die Befchwerde der Gemeinden bes 
Nenhaufer deutſchen Schulbezirks ca. Min. für Cultus und Unterricht, 
anläglih der Entfheidung desſelben vom 2. Juli 1881, 3. 5498, be- 
iteffend bie Beftreitung ber Koften des Keligionsunterrihtes an der Bolfs- 
und Bürgerſchule in Neubiftrig, nad durchgeführter 3. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Carl Doftal, des Ef. Min.» Bice- Secr. 
Dr. $reiherrn v. Pidell, dann des Dr. Franz Moucka, k. k. Notar und 
Gemeindeausfhußmitglieved von Neubifttig, in Vertretung der an ber 
Etreitfahe mitbetheiligten Gemeinde Neubiftrig, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird, infoferne mit der» 
jelben den befhwerbeführenden katholiſchen Confeſſionsge— 
noffen des deutfhen Schulbezirkes Neuhaus die Berpflihtung 
auferlegt worden ift, den für die Ertheilung des Religions» 
unterridhtes dem Schulbezirte pro 1872 bis Ende 1878 er- 
wahfenen Aufwand pr. 1187 fl. 8 ir. O. W. an Letzteren zu 


*) Bl. auch Erkenntniß Nr. 372 (Band II, Jahrgang 1878). 
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erſetzen, nah $. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36, aufgehoben, im Uebrigen aber die Beſchwerde 
als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung bat das k. k. Miniſterium er⸗ 
kannt, daß die dem Katecheten an der Neubiſtritzer Volls- und Bürger- 
ichule für die Zeit vom 1. Auguft 1872 bi8 Ende März 1879 erfolgten 
Gehaltsbeträge, gleihwie die in der Zukunft fällig werdenden, von ben 
kathol. Eonfeffionsgenofien des Neuhauſer (deutſchen) Schulbezirked zu er- 
ſetzen ſeien. 

Soweit nun mit dieſer Entſcheidung die kathol. Confeſſionsgenoſſen 
des deutſchen Schulbezirks Neuhaus verpflichtet erkannt worden find, den 
Aufwand für den kathol. Religionsunterricht an der, Neubiſtritzer Volks⸗ 
und Bürgerſchule in Zulunft zu beſtreiten und ſoweit zugleich die Gemeinde 
Neubiftrig von der Leiftung des Erſatzes der bereits erfolgten Gehalts⸗ 
bezüge loßgezählt wurde, ift die dagegen erhobene Beſchwerde nicht be« 
gründet. — Denn da das Gef. vom 20. Juni 1872, R. G. B. Nr. 86, 
die Frage, welche Concurrenzfactoren den Aufwand für den Keligionsunter- 
riht aufzubringen haben, nur infeweit behandelt, als es im 8. 3, Abſ. 2 
verorpnet, daß bei Aufbringung der Mittel für die Koften, welche 
nah diefem Paragraphe für ten Religionsunterricht erwachfen, mit Beob⸗ 
achtung bes Art. 10 dee Geſ. vom 25. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 49, 
vorzugehen fet, fo fönnen als bie eigentliche Entf&eibungaquelle für die 
Trage, ob der Aufwand für den Religionsunterriht im Wege der Schul« 
gemeinte oder anderer Concurrenzfactoren zu bebeden fei, nur jene Geſetze 
angeſehen werden, welche die Erhaltung der öffentlichen Vollsſchulen, ven 
Aufwand für das Volksſchulweſen und die Mittel zu feiner Beftreitung regeln. 

Das im gegebenen Falle maßgebende Gefet ift jenes von 24. er 
bruar 1873, 2. ©. 3. Nr. 16 für Böhmen. — Diefes Gefet beftimmt 
in $. 1, daß der Aufwand für die nothwendigen öffentlichen Volksſchulen 
unter Aufrecthaftung Ipecieller Verpflichtungstitel theils von der Schul 
gemeinde, theils vom Schulbezirke, theils Aus Landesmitteln beftritten 
werden fell. — Der $. 2 bezeichnet tarativ jenen Aufwand, melden bie 
Schulgemeinde zu beftreiten verpflichtet iſt und gedenlt hiebei des Auf- 
wandes für die Religionslehrer ebenfowenig, wie jenes für das übrige 
Lehrperſonale. — Durd den 8. 15 wird der Schulbezirk verpflichtet, die 
Bezüge des Lehrperfonale® und die Übrigen, nicht nad $. 2 hen Schul⸗ 
gemeinden obliegenden Auslagen zu beftreiten. 

Nah dem klaren, jeden Zweifel ausfchliegenden Wortlaute des Ge⸗ 
jeges ift alfo allerdings der Schulbezirt verpflichtet, den ftreitigen Aufwand 
für den Religiondunterricht an der Volks- und Bürgerfchule in Neubiftrig 
und zwar bergeftalt zu beftreiten, daß er bei Aufbringung der Mittel bie 
für, das heißt bei Heranziehung der Umlagepflicgtigen mit Beobadytung des 
Art. 10 des Gef. vom 25. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 49, vorgeht, 
taher lediglich die kathol. Glaubensgenoſſen hiefür in Unfprud nimmt. — 
Dies verfügt denn auch der angefochtene Erlaß und es ift derſelbe eben- 
darum, fomeit es fi um bie principielle Frage und um die Leiftung bes 
Aufwandes pro futuro handelt, durchaus begründet. 
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Diefer gefetlichen Berfügung ftand der Min.-Erlaß vom 24. Jänner 
1878, 3. 20350, fhon aus dem formalen Grunde nicht entgegen, weil 
berfelbe nach Ausweis der Apminiftrativacten über die Frage, welcher Con⸗ 
<urrenzfactor und fpeciel ob der Kommune Neubiftrig oder aber dem 
Schulbezirte die Tragung des Aufwandes obliege, nicht erfloffen ift, fon 
dern nur gelegentlich der in Verhandlung fiehenden frage, ob ver State 
hetengehalt zu erhöhen und ob ber Religionsfond den Mebrbetrag zu 
feiften babe, die unteren Inſtanzen an tie Concurrenz ber Confeffions- 
genofjen verwies. — Die Befreiung der Gemeinde Neubiftrik von ber 
Tragung der fraglichen Koften, fowohl für die Zeit von 1872 bis Schluf 
1878 als auch Fünftighin, ift daher gerechtfertigt. 

Dagegen ift jener Theil der Entfcheidung, welcher ben kathol. Glau⸗ 
bensgenoſſen des deutſchen Schulbezirked Neuhaus den Erſatz des fraglichen 
Aufmwandes pro praeterito an die Schulbezirkscafle für tie Zeit vom Jahre 
1872 bis Schluß 1878 mit 1187 fl. 8 fr. auferlegt, geſetzlich nicht be— 
gründet. — Zu diefem Theile der Entſcheidung ift zunächft aus den dem 
V. ©. Hofe bei der mündlichen Verhandlung producirten Abminiftrativacten 
zu conftatiren, daß die befehwerbeführenden Gemeinven ben deutfchen Schul. 
bezirte Neuhaus erft im Jahre 1874 zugewieſen worden find, daß biefer 
Schulbezirk erft in diefem Jahre conftituirt wurde und daß vom Jahre 
1869—1874 der Gerichtsbezirk Neubiftrig einen Schulbezirk gebiftet hat. 
— Es iſt weiter durch die Adminiftrativacten conftatirt, daß der Katecheten: 
gehalt während der ganzen Zeit vom Schulbezirke „aus der Schulbezirks- 
cafe“ beftritten worden ift, alfo von jenem Concurrenzfactor, weldhen nad 
den obeit. gefeglichen Beftimmungen nicht blos die Beftreitung des Auf- 
wandes, fondern auch nad $. 23 des Gef. vom 24. Februar 1873, 
Nr. 16, und dem Min.-Erlaffe vom 3. Mai 1874, 3. 16657, tie Ob» 
forge für die Aufbringung der Mittel hiefür oblag. 

Wenn daher die angefochtene Entfcheidung desungeachtet pie fatho- 
liſchen Slaubensgenoffen des Schulbezirfes für verpflichtet erklärt, 
den feit 1872 bis Ende 1878 erwachſenen Aufwand dem Schulbezirkfe 
zu erfegen, fo kann mit Rüdfiht auf bie oben feftgeftellten gejeglichen Be⸗ 
flimmungen die nur dahin verftanden werben, baf bei Aufbringung der 
fraglihen Mittel bis dahin ber Grundſatz des Art. 10 des Gef. von 
25. Mai 1868 nicht beobachtet, das heißt der Aufwand aus ten allge- 
meinen Cinkünften des Schulbezirkes, bezw. aus den auf bie directen 
Steuern aller, nicht blos der kathol. Beitragspflichtigen außgefchriebenen 
Umlagen, betedt worten ift. 

Es ift nun im Hinblid auf den oben feftgeftellten Thatbeſtand zu- 
nächſt zweifellos, daß dem deutſchen Schulbezirfe Neubaus, bezw. den 
kathol. Glaubensgenoſſen dieſes Bezirkes, unmöglih jener Aufwand zur 
Laft gelegt werten kann, welder vor Konftituirung dieſes Schulbezirkes 
erwachſen war und ven dem Schulbezirke Neubiftrig berichtigt worden ift. 
— Auch was die weitere Zeitperiode anbelangt, ift es einleuchtenn, daß 
die kathol. Glaubensgenoſſen, ſoweit ſie überhaupt umlagepflichtig waren, 
zur Bedeckung des fraglichen Aufwandes im Wege der allgemeinen Schul⸗ 
bezirksumlage beigetragen haben müſſen und daß es ſich daher nur um 
jene ziffermäßig gar nicht concretirte Quote handeln könnte, welche zu dem 
in Rede ftehenten Aufwande, infolge unrichtiger Repartition von ten nicht 
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kathol. Sfaubensgenofjen oder aus befonderen Einkünften des Schulbezirkes 
beigefteuert worden ift. 

Es könnte daher fhon mit Rüdficht auf den Tchatbefland eine noch⸗ 
malige Wufbringung de8 ganzen Betrages ven Tathol, Steuerträgern nicht 
auferlegt merden. — Aber davon ganz abgefehen, kann der Schulbezirk 
überhaupt nicht als erfauberechtigt angefehen werben, weil wie cben 
erörtert wurde, der zur Beftreitung bes fraglichen Aufwandes eigentlich 
Verpflichtete, eben der Schuldezirt if. — An diefer rechtlichen Ver⸗ 
pflihtung des Schulbezirkes ändert felbftredend der Umftand nichts, daß 
der Schulbezirt bei Aufbringung des Aufwandes bei Umlegung des Er⸗ 
forderniffes, auf den Steuergulven, beftimmte, den Kreis der Concurrenten 
einſchränkende Vorfchriften zu beachten hat. 

So wie der $. 24 des Gef. vom 24. Februar 1873, 8. ©. 2. 
Nr. 16, in den Abfägen 1 und 2 gewiſſen Perfonen die Befreiung von 
ten Schulbezirksumlagen überhaupt zuerlennt, ebenjo werden durch den 
‚ Art. 10 des Gef. vom 25. Mai 1868 einzelne Steuerträger von der 
Beitragspflicht zu einem beflimmten Theil des Schulbezirksaufwandes be- 
‚freit,. — Eine Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift wird daher eine unrichtige 
Repartition und bemgemäß entweder Nachtragsanſprüche an einzelne Um- 
lagepflichtige oder aber audy Forderungen jener Steuerträger, die über bie 
Gebühr belaſtet worden find, niemals aber Erfagforberungen des Schul» 
bezirkes zur Folge haben können. 

Inſoweit alſo die Beſchwerde dagegen ſich kehrt, daß die kathol. 
Glaubensgenoſſen des Neuhauſer deutſchen Schulbezirkes zum Erſatze des 
vom Schulbezirke beſtrittenen Aufwandes für den Religionsunterricht pro 
1872 bis Schluß 1878 verhalten worden ſind, erſcheint dieſelbe begründet, 
weshalb die angefochtene Entſcheidung in dieſem Punkte aufzuheben war. 


Zir. 1405. 


Zur Frage ob einzelne Parzellen nad) den Beftimmungen des böhm. Jogd⸗ 
gefeßes als Theile des zufammenpängenben Grundeompleres der Grund: 
befiger einer Ortfchaft angefehen werden koͤnnen. 


Erkenntniß vom 11. Mai 1882, 3. 1017. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerte tes Anton Lebeda 
und Genoſſen ca. böhm. Landesausſchuß, anläßlich der Entſcheidung des⸗ 
ſelben vom 31. Auguſt 1881, 3. 15758, betreffend bie Nichtanerkennung 
eines genoffenfchaftlihen Jagdgebietes der Ortſchaft Lipan, nad durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Karl Doftal, 
dann des Adv: Dr. Hermann Hampe, in Vertretung des an der Streit» 
Iade mitbetbeiligten Karl Fürften zu Dettingen « Wallerftein, zu Recht 
eriannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiejen. — 
Ein Erfag der vom Bertreter des Mitbetheiligten angejpro- 
henen Koften des Berfahrens vor dem Berwaltungsgerihtähofe 
findet nidt ſtatt.“ 
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mathsſchein — auf welden, ta er in ter Verhandlung nicht vorgelegt 
wurde, fein Beweis geftügt werten fann — abgefehen wird, jo beruht die 
angefochtene Entfcheibung, welche das Heimathsrecht ter in Yrage flehenden 
Heimathewerber in Gotſchdorf annahm, auf eine zweifadhe Begrändung, 
nämlich darauf, daß die gebadhten Heimathöwerber, welde jowie ihre unehe⸗ 
Iihe Mutter Morie Thill alfeits zugegebenermaßen fein felbfiftändiges 
Heimathsredht erworben haben, fowohl nach tem von ihrer Großmutter Yultana 
Thill, ſpäter verehelichte Geier, wie nach dem von ihrem Urgroßvater Johann 
Thill in Gotſchdorf erworbenen Heimathsrechte eben dahin zuftändig ſeien. 

In der einen wie in der andern Beziehung erfcheint diefe Begrün- 
dung der angefochtenen Entſcheidung geſetzlich fundirt. Wird zunädft auf 
ten Urgroßvater Johann Thill gefehen, fo fteht fefl, daß derſelbe ſpäteſtens 
1846 nach Gotſchdorf kam, ſich daſelbſt mit feiner Familie häuslich nieder- 
ließ und ebenda vom 1. November 1846 bi8 30. September 1867 eine 
Bedienung auf dem Maierhofe der Gutsherrfhaft inne hatte, wodurch der⸗ 
ſelbe tie Zuftändigfeit in Gotſchdorf, fowohl nad 8. 26 b bes Confcrip- 
tionspatentes vom 25. October 1804, als auch — da er die öfterr. Staats⸗ 
bürgerfhaft noch vor Wirkſamkeit des Hofdecrete® vom 1. März 1833, 
I. ©. ©. Nr. 2597, dur einen ununterbrocdyenen 10jährigen Wohnjig 
in den k. k. Stuaten erworben hatte und zugleich nichts darüber vorliegt, 
daß er während feines Aufenthaltes in Gotſchdorf von 1845—1862 im 
Befige eines Heimathsſcheines geweſen war — nad 8. 12 b bed Ge⸗ 
meindegef. vom 17. März 1849 erworben hat, welches Heimathsrecht dann 
nad 8. 11 desſ. Geſetzes auch auf feine ehelihe Tochter Julie und die 
von diefer zur Zeit, als fie mit ihrem Bater im Yamilienverbande lebte 
(1858) geborene unehelihe Tochter Marie, die unehelihe Mutter ver vers 
zeitigen Heimathswerber überging. 

Aber auch ohne Rüdjiht auf den Urgroßvater Johann Thill erſcheint 
die Zuftändigfeit diefer Heimathswerber in Gotſchdorf geſetzlich begrüntet, 
da auch die zweite Annahme der angefochtenen Entſcheidung, daß auch die 
Großmutter Yultana Thill felbfiftändig das Heimathsrecht in Gotſchdorf 
erworben habe, den nadgewiefenen Berhältnifien entjpriht. Denn diefe 
am 14. März 1830 geborene Yultana Thill war von ihrer am 14. März 
1854 eingetretenen Grofjährigfeit ab in ter Lage, nad eben tem cit. 
8. 12 b tes Gef. vom 17. März 1849, veflen VBorausfegungen fümmt- 
lich aud bei ihr zutrafen, felbfifländig durch Ajährigen Aufenthalt in ter 
Gemeinde Gotfhdorf das Heimathsrecht dafelbft zu erwerben. Wenn daher 
aud ihr Vater Joſef Thill die Zuftändigkeit in Gotſchdorf nicht ſchon er⸗ 
langt hätte, wärte fie Yuliana Thill 4 Jahre nad) eingetretener Groß⸗ 
jährigfeit, das ift am 14. März 1858 erlangt und fofort, gemäß $. 14 
des Gef. vom 17. März 1849, auf ihre am 10. März 1858 geborene 
unehelihe Tochter Marie Thill Übertragen haben. 

Allerdings bat fih Juliana Thill fpäter — 1864 — mit einem 
gewiſſen (übrigens auch nah Gotſchdorf zufländigen, vgl. die Aeußerung 
des Oemeindevorftandes Gotſchdorf dto. 22. September 1881, 3. 269) 
Geier wieder verehelicht, allein hiedurch ift nach 8. 12, Abf. 3 des da- 
mals ſchon in Wirkfamfeit getretenen Heimathsgef. vom 3. “December 
1863, R. ©. 8. Nr. 105, an der für ihre uneheliche Tochter bereits 
begründeten Zuſtändigkeit nicht geändert worben. 
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Gegen den fo erbrachten Nachweis der Heimathöberehtigung in 
Gotſchdorf können die Behelfe, auf melde die Befchwerde ven Nachweis 
der Zuftändigkeit der Heimathswerber in Olbersdorf fügt, nicht ent« 
ſcheiden. Denn von biefen Behelfen ift der eine, das Wanderbuch des 
Johann Thill, zu einer Zeit ausgeftellt, wo derſelbe noch nicht in Gotjdy- 
dorf anfällig und folgerichtig daſelbſt nicht heimatbsberechtigt war, was 
aber den dem Genannten ausgefertigten Heimathsſchein dito. 25. Jänner 
1862 betrifft, in welchem die Zuftänbigfeit nach Olbersdorf betätigt wird, 
fo ift zu erinnern, daß diefer Heimathfchein nicht von der Gemeinde, fon- 
bern von dem k. k. Bezirksamte Olbersdorf ausgeftelt wurde und daß, 
bievon abgefehen, ein Heimathefchein überkaupt nur ein Beweiemittel ift, 
durch weldes das in anderer Weile gejeglich erworbene Heimathsrecht ledig⸗ 
(ih bezeugt wird und daß daher ein ſolches Dofument nicht entfcheibet, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, die Unrichtigleit der in demſelben be» 
zeugten Thatſache und bie gefegliche Erwerbung eines andern als tes be- 
zeugten Heimathsrechtes nachgewieſen erfcheint. 

Die Beichwerde mußte daher abgewiefen werden. — Auf ben von 
der Gemeinde Olbersdorf angefprochenen Koftenerfat wurde nicht einge 
gangen, da verſchiedene Erkenntniſſe ter politifchen Behörten in der Sache 
vorlagen, 


Ar. 1407. 


Haftungspflicht eines a hen für einen abhanden gefommenen 
Sahrpoftgeldbeutel. 


Erkenntniß vom 12. Mai 1882, 3. 991. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Befchwerbe bes voſe Wallmann, 
k. k. Poſtaſſiſtenten in Linz, ca. Entſcheidung des f, k. Handels-Min. von 
17. October 1881, 3. 17851, betreffend die Erſatzleiſtung für einen ab⸗ 
gängigen Fahrpoftgelobeutel, nach durdhgeführter ö. m. Verhandlung und 
Anhörung des Befchwertefübrers Joſef Wallmann, dann des k. k. Finanz⸗ 
Procuratursconcipienten Dr. Guſtav Khittel, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgemwiefen.“ 


Entfheidungsgründe. 

Es ift durch die gepflogenen Erhebungen außer Zweifel gefegt und 
wird auch vom Befchwerbeführer zugegeben, daß bei Uebernahme der von 
Rohrbach in Linz am 5. März 1879 um 7'/, Uhr Abends eingelangten 
Botenpoft die im 8. 9 der Inſtruction über das bei Cariolboten- und 
Eilfabrten ohne Conducteurbegleitung zu beobachtende Verfahren (Handels- 
min.Erlaß vom 22. September 1864, 3. 15879, Verordgsbl. ex 1864) 
nit eingehalten wurde. — Nah biefer Vorſchrift bat nämlich bei der 
Ankunft auf der Station über das vom Poftillon gegebene Zeichen der 
Poftbedienftete, welchem vie Erpebition obliegt, fi zum Wagen zu begeben, 
dem Poflilon den Stunvdenpaß abzunehmen, Tas Wagenbehältnig aufzu- 
fperren und fi zu überzeugen, ob ſämmtliche Briefpafete, Beutel und 
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Ertralänfer vorhanden und unverlegt find. — Sodann hat der Pofterpe- 
dient die für das Amt beflimmten Sendungen, deren jebes dem Poſtillon 
einzeln vorzuzeigen ift, aus dem Behältniffe herauszunehmen, baejelbe 
zuzufperren und dann im Sanzleilocale die weitere Manipulation vor« 
zunehmen. 

Diefe Vorſchrift wurde jedoch bei Ankunft der fraglichen Botenpoft 
nicht beobachtet, fondern es hat zufolge eines ſchon längere Zeit beim 
Linzer Boftamte beftandenen Mißbrauches ein Poflviener mit dem Schlüſſel 
ven Botenwagen erwartet, den Sclüffel dem Boftillon übergeben, welcher 
damit daB Magazin auffperrte, aus demſelben dem Poftviener die Brief- 
poftbentel übergab, mit welchen ſich lettterer in das Amtslocal verfügte. — 
Hierauf nahm der Boftillon aus dem Magazin die darin befindlichen Fahr⸗ 
poftbeutel heraus, trug biefelben allein in die Yahrpoftabtheilung und über- 
gab fie einem dortigen Diener. — Bei diefer Uebertragung hat der Boftillon 
einen Fahrpoftbentel verloren, welchen der mit dem Ausfpannen der Pferde 
beſchaftigte Hansknecht Johann Loidl ſich zueignete, dieſen Diebftahl auch 
eingeſtand und ſtrafgerichtlich verurtheilt wurde. — Der Inhalt des ab⸗ 
gängigen Fahrpoſtbeutels beſtand in 4 Geldbriefen mit zuſammen 485 fl, 
51 !r., welder Betrag ſammt Francogebühren pr. 48 fr. vom Aerar ver- 
gütet werden mußte. — Da nun von Johann Loidl nur ein Betrag von 
18 fl. 53 kr. hereingebradyt werden konnte, fo beziffert fid) der biesfüllige 
Schaden des Aerars mit 467 fl. 46 kr. 

Der Beichwerbeführer, welcher zu dieſer Seit ben Nachtdienſt Hatte, 
gelangte erft im Anıtslocale dur Bergleihung der Anzahl der vom 
Poftillon überbrachten Beutel mit ven im Stundenpaffe verzeichneten Beu⸗ 
teln zur Kenntniß dieſes Abganges, ohne jedoch genügente Nachforſchungen 
zu pflegen und fogleid das Befundsprotofoll aufzunehmen. 

Hieraus erhellt zur Genüge, daß bei genauer Beobachtung der cit. 
Vorſchrift der Abgang tes fraglichen Poftbeutel® verhindert oder wenigſtens 
fogleich entvedt und ver abgängige Beutel hätte wieder zu Stande gebradt 
werden können, zumal der Dieb das Geld burd 2 Tage unverfehrt auf 
behalten bat. 

Es entfteht nun die Frage, ob Beſchwerdeführer wegen Nichtbefol- 
gung der gedachten Borfchrift rückſichtlich des dem Poftärar diesfalls zu- 
gefügten Schavens für erfagpflichtig erkannt werten fol. — Befchwerte- 
führer gibt zu feiner Bertheidigung im MWefentlihen folgendes an: 1) daß 
er nad der für den Monat März 1879 beſtehenden Dienfteintheilung am 
5. März 1879 erft um 8 Uhr Abends feinen Dienft anzutreten hatte, 
daher gar nicht in der Lage geweſen fei, die fhon um 7°/, Uhr Abends 
eingelangte Botenpeft im Sinne der beftehenden Borfchrift zu übernehmen, 
fondern obwehl er fhon um 7°/, Uhr Abends im Amte erjchien, doch nur 
bie Balete fo übernehmen. mußte, wie fie ihm vom Poſtdiener übergeben 
wurden und erft bei ber hierüber gepflogenen Manipulation ven fraglichen 
Abgang gewahr wurde; 2) daß der chen angegebene Borgang bei Ueber- 
nahme der Botenpoft am 5. März 1879 allertings auf einer feit Jahren 
beim Linzer Poſtamte beftehenden vorfchriftswibrigen Uebung beftand, zu 
deren Abftellung er fi aber nicht berufen fühlte, fondern dies Sache des 
Borftandes geweien wäre, 

Hierauf muß der B. ©, Hof folgendes entgegnen: zu 1. Nach ter 
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feit 1875 beim Linzer Poſtamte beftehenden Dienftinfteuction für die Fahr⸗ 
erpebition war ber zum Nachtdienſt beftimmte Beamte, als welder Be- 
fchwerbeführer am 5. März 1879 fungirte, ſämmtliche von 7 Uhr Abends 
bis 7 Ude Früh einlangenven Poftfendungen zu Übernehmen verpflichtet. — 
Demnach hatte Wallmann die Mebernahme der mit der Botenfahrt Rohr- 
bach⸗Linz am 5. März 1879 7'/, Uhr Abends in Linz eingelangten Fahr⸗ 
poftbentel zu pflegen, was auch derſelbe ausdrücklich dadurch anerkannte, 
daß er ba8 am 8. März 1879 über ven am 5. März 1879 conftatirten 
Abgang eines Geldbeutels aufgenommene Befundprotofoll als übernch- 
mender Beamte unterfertigte. 

Der Umftand, daß in ber Dienftinfirnction 7'/, Uhr und in ber 
Dienfteintheilung gar 8 Uhr irrigerweife als Anfang ber Dienftzeit ange- 
fest war, kann ihn von Befolgung der vorfchriftmäßigen Uebernahme nicht 
entbinden, da er doch inftructionsmäßig zur Uebernahme der um 7 Uhr 
einlangenden Poften verpflichtet war, ſomit Vorforge zu treffen hatte, daß 
ihm diefe Uebernahme nach den beftehenden Vorfchriften ermöglicht wurde. 
— Uebrigens bemerkt Befchwerbeführer felbft, daß er fon um 7'/, Uhr 
erfchien, um welche Zeit erft die fragliche Botenpoft eintraf. 

Zu 2. Nach den beftehenden Vorſchriften war es Pflicht des Ueber» 
nehmers, den Schlüffel zu dem Magazine für die Gelpbeutel fi zu ver- 
Ihaffen und bie Uebernahme der Zahrpoftfendungen aus dem Wagen felbft 
zu beforgen. — Der Umftand, daß beim Linzer Poſtamte eine den gefeh- 
Iihen Vorſchriften wiberftreitende Uebung beftand, daß ein Diener ven 
Schlüſſel beſaß, felben dem Poftillon übergab, letzterer auffperrte, bie 
Gelobeutel ohne Ueberwachung in's Amtslocale übertrug und erft von ba 
an ber Uebernahmsbeamte bie weitere Manipulation beforgte, fann ihn von 
feiner Verpflichtung zur inftructionsmäßigen Vornahme des Uebernahmsactes 
und feiner. biesfälligen Haftung hiefür nicht befreien, da es feine Amts⸗ 
pflicht wat, nad ben beftehenven VBorfchriften vorzugehen und für den Fall, 
als er durch eine dieſen enigegengejettte Hebung daran gehindert war, biefe 
abzuftellen oder auf deren Abftellung zu dringen, damit er in Stand gefett. 
werde, feinen Pflichten nachlommen zu können. — Anſtatt jedoch in biefer 
Richtung früher Vorforge zu treffen, bat fi) Befchwerveführer dieſem Miß- 
brauche gefügt und war fomit aus eigenem Verſchulden außer Stand, vor- 
ſchriftsmäßig zu amtiren. 

Nur wenn erwiefen wäre, daß die Abftellung dieſes Mißbrauches 
nit durchſetzbar gemefen fei, könnte er von einer biesfälligen Haftung 
befreit werden. — Daß aber Befchwerveführer, welcher doch ſchon feit 
1877 beim Linzer Poftamte in Verwendung ftand, einen derartigen Schritt 
zur Abſtellung dieſes vorfchriftswidrigen Gebahrens unternahm, liegt nicht 
erhoben vor und wird aud von ihm nidht einmal behauptet. 

Nachdem nun unzweifelhaft dargethan, daß bei Uebernahne der anı 
5. März 1879 von Rohrbach in Linz eingelangten Botenpoft nicht in 
Gemäßheit der Borfhrift des 8. 9 des cit. Handelsmin.⸗Erlaſſes vor⸗ 
gegangen wurde, moburd ber Berluft und die Entwendung des fraglichen 
Geldbeutels ermöglicht wurde, die Poftbeamten aber nach $. 14 der Dienft« 
ordnung vom 16. December 1852 für die genaue Befolgung der für fie 
erlafjenen Dienſtvorſchriften und Inſtructionen verantwortlih find, fo er- 
ſcheint Bejchwerbeführer für den wegen Nichtbeobadytung ber cit. Vorſchrift 
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dem Poftärar durch Vergütungsleiftung für bie abhanden gelommenen Geld⸗ 
briefe zugefügten Schaden erfußpflichtig. 

Ueberdies kommt zu berüdfichtigen, daß tem Befchwerbeführer wegen 
Mangel der gehörigen Nachforſchungen bei Entdedung des Abganges, ver- 
fpäteter und nicht nah $. 12 der Eingangs cit. Yuftruction erfolgten Auf- 
nahme des Befundsprotofolles und dadurch verzögerter Entbedung bes Dieb- 
ftahles, eine auf große Sorglofigkeit gegründete Unterlaffung der befonberen 
Berbindlichleit, das Uebel zu verhindern, zur Laft fält, wofür er aud 
fhon nad $. 1301 des a. b. ©. 2. verantwortlich erfcheint. 

Eine Berringerung der Erſatzleiſtungspflicht des Obercontrolleurd 
Lorenz Schug, kann die diesfällige Haftungspflicht des Befchwerdeführers 
nicht erhöhen, da Iegterer zugleich mit dem Poftverwalter Eduard Urbanitzky 
zur Erfagleiftung von zwei Dritteln des ganzen Schadens in solidum ver- 
urtbeilt wurde, während er doch mit den übrigen beiden Poftbeanten nad 
8. 1302 in solidum für den ganzen Schaben für erfatpflichtig hätte er- 
HMärt werden können. 

ı Bei diefer Sachlage mußte bie angefochtene Entſcheidung bes k. k. 
Handels⸗Min. für gefeblich begründet erfannt und die Beſchwerde dagegen 
zurüdgewiejen werben. 


Ar. 1408. 


Nur der Bahler einer Steuer, oder beffen Rechtsnachfolger, Tann in die 
Lage kommen, eine Rüdforderung aus dem Zitel der Bahlung einer Richt: 
ſchuld zu erheben. 


Erkenntniß vom 16. Mai 188%, 3. 1089. 


Der 1.8.38. ©. Hof hat über die Beſchwerde ber Salzburger Spar- 
cafje ca. Entſcheidung des k. k. Sinanz-Min. vom 2. September 1881, 
3. 21341, betreffend die verweigerte Ruckvergütung eines Betrages von 
48 fl. an ber vom Zinsertrage des Haufes E.-Nr. 1081 der Leopoldſtadt 
in Wien entrichteten Spercentigen Steuer des Jahres 1878, nad burd- 
geführter d. m. Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Moriz Ber- 
thold, fowie des E, f. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Die Salzburger Sparcaffe war Hypothelargläubiger eines reſtlichen 
Kapitales von 46,800 fl., weldyes auf dem, dem VJoſef Schenk gehörigen 
Haufe C.⸗Nr. 1081 der Leopoldſtadt in Wien verfichert gemejen iſt. — 
Am 28. Februar 1878 wurde über das Bermögen des Joſef Schenk der 
Concurs eröffnet, nachdem fchon früher für das erwähnte Haus ein Se— 
quefter wegen Steuerrüdftänden aufgeftellt war. — Der Letztere in ber 
Perfon des Auguft Jäckel wurde Seitens des biefigen Magiftrates mit 
Decret vom 15. Yuli 1878, 3. 167932, aufgefordert, an Steuerrüd- 
flänten vom Ertrage bes erwähnten Haufes und zwar an Hauszinsſteuer 
236 fl. 22 fr., an 5percentiger Steuer die IV. Rate des Jahres 1877 
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mit 52 fl. 6 fr. und die I, Kate pro 1878 mit 48 fl. an die Magie 
ſtratscaſſe abzuführen. 

Am 9. Auguſt 1878 erlegte Hierauf nebſt einem Hauszinsfteuer- 
rüdftande pro 1878 IH. Rate pr. 247 fl. der Concursmaffeverwalter 
Dr. Huber einen Betrag von 48 fl. daſelbſt, welder ihm feinem Ver⸗ 
langen gemäß als II. Rate der Ö5percentigen Steuer pro 1878 quittirt 
worben if, — Bald darauf wurde im Necurswege mit Erlaß der k.k. 
nieber-öfterr. Yin.-Randesdirection vom 24. September 1878, 3. 27521, 
bie Abjchreibung der ganzen aus dem Zintreinertrage des Haufes E.-Nr. 1081 
für dad Jahr 1878 vorgefchriebenen SHpercentigen Steuer angeordnet. 

Als nun am 12. December 1878 die Salzburger Sparcaffe das 
erwähnte Haus im erecutiven Licitationswege um 45,000 fl. erftanden 
hatte, und mittelft der Meiftbotsvertheilung des k. k. Landesgerichtes in 
Wien vom 6. Mai 1879, 3. 15117, ihr die Realität eingeantwortet 
wurde, wobei fie bezüglich eined Betrages von 9590 fl. 86 fr. an Kapital 
und Zinfen leer auöging, bat diefelbe bei der Finanzverwaltung den An⸗ 
ſpruch erhoben, daß ihr der obige, als II. Steuerrate pro 1878 vom Con- 
cursmaſſeverwalter erlegte und in Folge ver Abfchreibung der ganzen Scul- 
bigleit an 5percentiger Steuer pro 1878 als indebite entrichtet ſich dar⸗ 
ftellende Betrag von 48 fl. zurüderftattet werde. — Gegen die Zurüd« 
weiſung dieſes Begehrens im abminiftrativen Wege ift die vorliegende, 
beim B. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde gerichtet. 

Diefer Gerichtshof fand jedoch die Entſcheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. nicht gefegwidrig. — Die Zurüderftattung von indebite bezahlten 
Steuern und Gebühren kann grundfäglich nur von demjenigen in Anfprud 
genommen werben, ver biejelben geleiftet bat oder fich als Rechtsnachfolger 
eines ſolchen Anfpruches zu Iegitimiren vermag. — Nun gibt die Be- 
ſchwerde felbft zu, daß der zurüdverlangte Steuerbetrag nit von ter 
Salzburger Sparcaffe, jondern vom Concursmafjeverwalter aus dem Crida⸗ 
vermögen erlegt worden: ift. | 

Wenn nun aber auch zugegeben werben will, daß ber gedachte Steuer- 
betrag aus der Specialmafje des executive verfteigerten Haufes, bezw. aus 
deſſen Ertrage geleiftet worden ift, fo würde daraus doch nur folgen, daß 
die Salzburger Sparcaffe, al8 einer der vielen Realgläubiger, bie 
ale nad 8. 30 der Conc. Ordg. vom 25. December 1868, R. ©. 3, 
ex 1869 Nr. 1, zu ihrer Befriedigung zunächſt auf die fraglihe Realität 
Anſpruch hatten, diefen Anſpruch auf Zurüderftattung jener 48 fl. zu er⸗ 
heben, für fich allein nicht berechtiget wäre, 

Glaubte die Salzburger Sparcafje als erfte Hupothefargläubigerin 
jenen Anſpruch allein zu befiten, fo mußte fie denſelben gegen die Joſef 
Schenk'ſche Soncursmafjeverwaltung und die Zabulargläubiger im Civils 
rechtöwege vworerft erwerben. 

Allein auch aus dem Titel der Erftehung des fraglihen Haufes im 
Wege der erecntiven Ticitation konnte gegenüber dem Steuerärar ein folder 
Anfpruc Seitens der Finanzverwaltung nicht zu Recht erlannt werden. — 
Denn das Recht auf Zurüdforderung einer indebite bezahlten Kealfteuer 
ift Fein mit dem Befige der Realität, auf welcher die Steuer ruht, ver» 
bundenes Net, geht daher gemäß $. 442 a. 6. ©. B. nit fhon an 
und für fih an-den künftigen Eigenthümer ber Nealität über. Lebterer 
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müßte daher mittelft eines befonveren Titels dieſes Recht erwerben, welcher 
bei einer erecutive verfteigerten Realität in der Einaniwortungsurfunde 
zum Ausdrude gelangen würde. — Im vorliegenden alle hatte jedoch 
bei Einantwortung des Haufes Nr. 1081 an die Salzburger Sparcafie 
eine derartige Rechtsübertragung nicht flattgefunden, weshalb ver V. ©. 
Hof aud in diefer Richtung den Borgang der Finanzbehörbe nicht als 
gefegwidrig anfehen konnte und die Beſchwerde abweijen mußte. 


Ar. 1409. . 


Erbſchaftstheilung. Was als Nadhlafvernögen in Abfiht_auf die Gr: 

bührenbemeffung anzufehen it?! — Der Gebührennahlep ift bei Grund: 

buchſskörpern durch die wenn auch nadträglide Eintragung des Bor: 
befige& bedingt. 


Erfenntniß vom 16. Mai 1882, 3. 1080. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Leopold Hannak 
ca. Entfheidung des k. k. Finanz Min. vom 30. November 1881, 3. 18900, 
tie Benteffung einer 3/, percentigen Gebühr von einer Verlafſſenſchafts⸗ 
realität betreffend, nach durchgeführter 6. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Befhwerbeführer hat dem belangten !. k. Finanzminifterium 
tie Koften des Berfahrens vor dem VBerwaltungsgerichtshofe 
im Betrage von 10 fl. O. W. binnen 14 Tagen bei Vermeidung 
ver Erecution zu erfolgen.” *) 


Nr. 1410. 


Ob ein für einen neuanzulegenden Friedhof in Uusfidt genommenes Grund: 
ftüd, aus Rüdfihten der öffentliden Gefundheitspflege hiezu geeignet er: 
ıheint, haben die Behörden nad ihrem fadverftändigen Ermeffen zu ents 
ſcheiden und erfcheint die Zuftändigkeit des B. G. Hofes zur Weberprüfung 
des adminiftrativen Judicates in einer ſolchen Sade ausgeſchloſſen. 


Erlenntniß vom 17. Mai 1882, 3. 910. 


Der ER. B. ©. Hof hat über die Befchwerde der Gemeinde Dorn⸗ 
bah ca. Min. des Innern anläflih der Entſcheidung desſelben vom 
27. Yuli 1881, 3. 5937, betreffend die Anlage eines neuen Friedhofes 
in ber Gemeinde Dornbah, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Juſtin Sanufh, dann des k. k. GSectionsrathes 
Freiherrn v. Plappart, zu Recht erkannt: 

nDie Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiefen.“ 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 24, Abi. 2 (Band I, Jahrgang 
—— Re 680 (Band IV, Zahrgang 1880) und Nr. 1160 (Band V, Jahr- 
gang . . 
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Entſcheidungsgründe. 


Die von der Gemeinde Dornbach ſelbſt provocirten Entſcheidungen 
der Staatsbehörden, nämlich die angefochtene Entſcheidung des Min. des 
Innern vom 27. Juli 1881, 3. 5937, ſowie die mit derſelben aufrecht 
erhaltene Entſcheidung der nieder-öfterr. Statthalterei vom 21. November 
1880, 3. 28152, find ausjchlieglih durch Rüdfichten ver öffentlichen Ges 
fundheitöpflege motivirt, bezw. es ift nur aus ſolchen Rüdfichten das für 
den neuanzulegenden Dornbacher Friedhof in Ausfiht genommene Grund⸗ 
ſtück biefür ungeeignet erflärt worden, gegen welden Ausſpruch die Be⸗ 
{werde ter Sache nad gerichtet erjcheint. 

Es liegt alfo bier eine Angelegenheit vor, in welder bie Behörden 
aach ihrem fachverftändigen Ermeſſen vorzugehen hatten und bie Zuftändig- 
keit des V. ©. Hofes zur Ueberpräfung des adminiftrativen Judicats in 
der Sache felbft durch $. 3, lit. e des Gef, vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, ausgeſchloſſen erjcheint. 

Hienach konnte die vorliegende Beſchwerde nur in der Richtung in 
Betracht gezogen werben, ob das durchgeführte adminiftrative Berfahren 
eine gejeglihe Grundlage für ven auf dasſelbe bafirten abminiftrativen 
Ausſpruch darftellt (8. 6 des cit. Gefeges). — In diefer Richtung werden 
in der Beſchwerde und in der abgeführten Öffentlichen mündlichen Verhand⸗ 
{ung im Wejfentlihen zwei Einwendungen erhoben, nämlich erftend Die 
Rechtskraft der Entfcheitung der Bezirkshauptmannſchaft Hernals vom 
16. October 1879, 3. 30040, und zweitens die mangelhafte Beſchaffen⸗ 
heit des der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegten fahmännifhen 
Befunde. 

Allein, belangend vie erfte diefer Einwendungen ift fofort klar, daß 
in Angelegenheiten, wie ber vorliegenden, in denen es fih um allgemeine, 
niht um Cinzelintereffen handelt, die formelle Rechtskraft einer abmini- 
ftrativen Entſcheidung nicht in derfelben Weife angerufen werben kann, wie 
in reinen Barteifahen. Denn offenbar kann duch eine einmal ergangene 
abminiftrative Entſcheidung Niemand das Recht erlangen, eine fanitätd- 
widrige Einrihtung zu fordern, vielmehr haben die Behörden bie Pflicht, 
in diefer Richtung jederzeit das öffentliche Intereſſe wahrzunehmen, ohne 
biebei an irgend welche Friſten gebunden oder durch die Rüdfiht auf 
früher erfloffene abminiftrative Ausſprüche eingejchränft zu fein. Selbft 
wenn eine berartige abminiftrative Entſcheidung nicht blos in Rechtskraft 
erwachſen, fondern auch ſchon zur Durdführung gelangt fein würde, könnte 
die hiedurch betroffene Bartei nicht die Beibehaltung der einmal zugelafjenen 
Einrichtung fordern, fondern nur etwa nad Umſtänden Enteignungs- oder 
Entſchädigungsanſprüche ftellen, 

Es ift Übrigens aud den vom Min, bed Innern vorgelegten Acten 
conftatirt worden, daß gegen die obencit. Entſcheidung der I. abminiftra- 
tiven Inftanz (welche auch nur einen früher erfloffenen Ausſpruch derfelben 
Inftanz, von 7. Mai 1878, 3. 30433, aufredht hielt) verjchiedene Re⸗ 
<lamationen eingegangen find, welche deshalb allein, weil bie gegen tie 
Anlegung des Friebhofes felbit gerichteten, erft nach Ablauf der Recurs⸗ 
frift überreicht worden find, nach dem eben Bemerlten nicht unbeachtet ge⸗ 
Saffen werben konnten. 
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Was aber den bie fahmännifchen Befunde betreffenden Beſchwerde⸗ 
punft anbelangt, fo befteht Fein Geſetz, das die Procedur bei jenen fach⸗ 
männifchen Erhebungen, auf welche eine Behörde, bezw. der zur Berathung 
einer Behörde berufene Sachverſtändige ober ſachverſtändige Körper einen 
Ausſpruch in äffentlihen Sanitätsangelegenheiten gründet, vorzeichnete: es 
kann daher aus dem Umftande, daß der am 17. Yuli 1880 vorgenommenen 
fahmännifhen Erhebung die in der Befchwerde angegebenen Formalien ab» 
gingen, nicht die Nullität des auf die Erhebung gegründeten fachmännifchen 
Befunde der oberen Sanitätsräthe, fowie den hierauf wieder funtirten 
abminiftrativen Entfcheidungen abgeleitet werben. 

Ueberdies ift zu bemerken, daß ber befchwerbeführenden Gemeinde 
im vorliegenden alle die Gelegenheit gegeben war, bei dem nachträglich 
von dem Abgeorbnieten der geologifchen Reichsanſtalt aufgenommenen Be⸗ 
funde mitzuwirken und auf bie Yorm der Yefiftellung desſelben Einfluß zu 
nehmen. Es kann aber endlich auch aus dem Inhalte des fahmännifchen 
Befundes fein Recht zur Anfechtung der Entfcheidung abgeleitet werben, 
da im dieſer Veziehung nichts Anderes gefordert werden kann, als daß 
diefer Befund den Sanitätsräthen, deren fachverftändiges Ermeflen für vie 
angefochtenen Entſcheidungen maßgebend war, zur Abgabe ihres ſachver⸗ 
fländigen Votums genügend erfchien. 

Da fomit keine Anhaltspunkte gegeben waren, melde eine Acten- 
widrigkeit des von den Adminiftratiobehörden angenomnienen Thatbeftandes, 
tie Nothwendigkeit einer Ergänzung beöfelben, oder die Außerachtlaffung 
wefentliher Formen des Berfahrens entnehmen ließen, in der Sache jelbft 
aber die Zuftändigleit des V. ©. Hofes nad 8. 3, lit. e cit. Geſetzes 
zweifello® ausgefchloffen erſchien, mußte die Beſchwerde abgewieſen werben. 


Wr. 1411. 


Kirchlicher oder Sommunalfriedhof? 
Erfenntniß vom 19. Mai 1882, 3. 870. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Auffig ca. Entfheidung des k. k. Min. für Cultus und Unterricht vom 
30. April 1881, 3. 14451, betreffend das Eigenthums- und VBerwaltungs- 
recht an dem Friedhofe in Auffig, nad durchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Yofef Kopp, des Ef. Min.-Bice-Secr. Frei 
berrn v. Pidoll, dann des Adv. Dr. Victor Fuchs, in Vertretung der an 
der Streitſache mitbetheiligten Decanallivhe in Auffig, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird, infoferne der Aus— 
ſpruch, daß die Stadtgemeinde Auffig nit berechtigt war, die 
die Bermwaltung bes Friedhofes in Auffig regelnden Statuten 
ohne Genehmigung der firhlihen und der ftaatlihen Eultus- 
bebörden feftzuftellen, — die nah dem Jahre 1859 hergefiellten 
Friephofsahtheilungen betrifft, nah 8. 7 des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben, im 
Uebrigen aber die Beſchwerde als unbegründet abgemwiejen.“ 
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Entfcheidungsgründe. 


Der dermalige Öefammtcomplexr des fraglichen Friedhofs befteht ben 
AUdminiftrativacten zufolge aus brei, zu verfchiedenen Zeiten bergeftellten 
Teilen. — Der erfte Theil wurde im Jahre 1859 hergeftell. Der 
Statth.Erlaß vom 1. Yuni 1856, 3. 16768, conftatirt, daß der bis⸗ 
herige Friedhof unzulänglih und wegen feiner Lage aus Sanitätsrüdfichten 
nicht weiter benügbar fei. — Deshalb und weil die Defanalfirche es ab⸗ 
lehnte, einen neuen Friedhof aud gegen Bezug der Grabftellengebühren 
berzuftellen und die nach Auſſig eingepfarrten Gemeinden ſich weigerten, 
die Koften aus Eigenem zu beftreiten, erflärte ſich tie Stabtgemeinde Auffig 
zur Herftellung unter ber Bebingung bereit, daß ihr der Bezug der bisher 
der Delanallirhe von 1834— 1854 bezahlten Grabftellengebühren heraus⸗ 
bezahlt und der Bezug berjelben für die Zukunft überlaffen werde, 

Die Statthalterei genehmigte den Antrag unter den Bedingungen: 
1) Daß aus den Grabftellengebühren ein uneralfond gebildet werde, 
woraus die übernommene Erhaltung ber beiden Friedhöfe (des neuen und 
des alten bis zu deſſen Auflaffung) mit Zuziehung der gefeglichen Con⸗ 
-cutrenz der Eingepfarrten beftritten werde; 2) daß bie Leberlaflung von 
Friephofsplägen zu Grüften und die Feſtſtellung der Plätze und Preife 
für felbe im Einverftändniffe ınit dem Ortsſeelſorger gefchehe; 3) daß 
über die von ter Stadtgemeinde übernommenen Verpflichtungen eine mit 
dem Seelforger und dem Batronatsamte abzuſchließende Bertragsurkunde 
zur Genehmigung vorgelegt werte; 4) daß felbftverftännlich der alte und 
der neue Friedhof ausſchließliches Eigenthum der Stiche bleibe. — Gegen 
die Bedingungen 2 und 4 hat die Stadtgemeinde an dad Minifterium 
recurrirt, wurde aber abgewiefen; jene sub 4 blieb unerfüllt, doch hat die 
Stadtgemeinde den Friedhof hergeftellt, die Grabftellengebühren bezogen 
und einen Yuneralfond gebiltet. 

Es muß alfo angenommen werben, daß bezüglich diefer im Jahre 
1859 ausgeführten Herftellung die Stadtgemeinde fih den Beringungen 
sub 2 und 4 gefügt habe. — Denn nah dem Hoffanzleivecrete von 
20. October 1825, 8. 28457 (böhm. Prov. ©. ©. 7. Bo. ©, 392, 
Nr. 181), konnte tie Stadtgemeinde Auffig als ſolche zur Tragung der 
Friedhofskoſten nicht verhalten werden und es ift auch durch den Statth.- 
Erlaß vom 1. Juni 1856 die Stadtgemeinde hiezu nicht verhalten, ſon⸗ 
dern nur ihr Anbot bedingungsweife genehmigt worden. — Es 
wäre ihr alfo freigeftanden, von einer Herftellung ibrerjeits abzufehen und 
es den ftaatlihen Cultusbehörden zu überlaffen, die aus öffentlihen Rück⸗ 
fihten nothwendig erkannte Friebhofsherftelung gemäß dem obigen Hof- 
fanzleidecrete zur Durchführung zu bringen. 

Die Stadtgemeinde kann daher aus dem Umftande, daß fie die Her- 
ftellung im Jahre 1859 übernahm und durchführte, für den Complex der 
damals hergeftellten Begräbnißpläge den Charakter einer Communalanſtalt 
nicht ableiten, fondern es muß die damals hergeftellte Friedhofsabtheilung 
aud noch dermalen als eine kirchliche Anftalt angefehen werden, ba jeither 
weber eine rechtsgiltige Vereinbarung getroffen, noch eine rechtskräftige 
Entſcheidung erlaffen wurde, verzufolge der als kirchliche Anftalt errichtete 
Sriedhofstheil eine Gemeindeanftalt geworden wäre und da aud ber 
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8. 3 8. d be Gef. vom 30. April 1870, R. ©. B. Nr. 68, nicht 
dahin verflanden werden kann, als hätte damit die Umänverung beſtehender 
rchlicher Friedhofe in Communalanftalten verfügt werden wollen, intem 
darch tiefe Beſtimmungen nur feflgeftellt werben wollte, wem von Geſetzes⸗ 
wegen tie Berpflihtung obliege, dem fidh ergebenden Bedürfnifſe nach 
ielchen Auflalten im Bereiche der üffentlihen Sanitätspflege Abhilfe zu 
ſchaffen 


Daran äubert dermalen auch der Umſtand nidhts, daß die Stabt- 
gemeinte ein Eigenthumsrecht hinſichtlich des Friedhofs darauf ſtützt, daß 
fh im bũcherlichen Beſitze der damals erworbenen Friedhofagrũnde be⸗ 
r̃arde; denn abgeſehen davon, daß über privatrechtliche Verhältnifſe hinſicht⸗ 
ih des Kirchewermögens nach 8. 38, Abſ. 2 des Geſ. vom 7. Mat 
1874, R. ©. B. Nr. 50, im Streitfalle die Entſcheidung den Gerichten 
zuücht, fchließt der Beſtand bücherlicher Pefigrechte der Gemeinde tie 
Rırmung ter bezäglicden Gründe für Tirchliche Zwede nicht nothwendig aus. 

Nicht ebenfo verhält fi jedoch die Sache hinfidtli ter ſpäter, 
saml:h laut Angabe ter Statth.⸗Entſcheidung vom 11. März 1880, 
3 1639, im Jahre 1871, dann ber im Yahre 1877 hergeftellten Com⸗ 
rlexe von Begrätuißplägen. — Zuvörberft ift zu conflatiren, daß bie von 
ter Etattgemeinde kei den Berhanblungen über die im Jahre 1859 aus⸗ 
geführte Herftelung abgegebene Erklärung über die von ihr übernommenen 
Laſten und Berpflihtungen den dem B. ©. Hofe überfendeten Armini- 
frativxcten nicht beilag; — nah dem Kreisamtsberihte vom 11. Mat 
1855, 3. 3697, lantete fie dahin, fie wolle die Beftreitung der Koften 
für den Friedhof. und ten Brüden- und Straßenbau mit Einrehnung der 
Kaufſchillinge für die zu erwerbenden Örundparzellen ohne Inanſpruch⸗ 
nahme des zur Zragung für Profeffionifien- und Baumaterialienauslagen 
berufenen Delanallichenvermögen® gegen bem realifiren, daß blo8 die vom 
Jahre 1834— 1854 an die Kirchencaffe eingezahlten Grabftellengebühren 
nach Abzug der für Friedhofsreparaturen verausgabten Koften von 83 fl. 
62 fr. Eonv.-M., an bie Bauunternehmung rüdbezahlt werden und daß 
ber weitere Bezug der Grabftellengebühren ter Stadtgemeinde mit ter 
Dbliegenheit der Inftandhaltung des neuen Friedhofs und der Umfangs» 
mauern bes alten Friedhofs zugewiefen werbe. 

Im GStattb.-Erlafie vom 12. Yuni 1856, 3. 16768, heißt es, bie 
Stadtgemeinde habe fih in den — dem vom }. k. Min. für Eultus und 
Unterriht überfendeten Apminiftrativacten nicht beigelegenen Protokolle vom 
18. April 1855 verpflichtet, die Frievhofsbaulichleiten im ganzen Um» 
fange ſammt Grunveinlöfung gegen tem zu Übernehmen, daß bie Grab- 
fiellengebühren feit 1834 und alle bis zur gänzlichen Herftellung und 
Uebernahme ſämmtlicher Baulichleiten noch einfließenden Grabftellengebühren 
ber Stadtgemeinde als Hilfsmittel für die gegenwärtig neuen Friebhofs- 
baulichfeiten zugewiefen werden, daß ferner nah Vollendung und leber- 
nahme der oftgedachten Baulichleiten die in der weiteren Zeitfolge vor 
ben Eingepfarrten zu entrihtenden Gruft» und Grabftellengebühren 
lediglih an die Stadtgemeinde entrichtet werden, wofür letztere gehalten 
fein fol, bie Tünftigen Friedhofsbaulichkeiten bezüglich der Profefftoniften- 
und Materialloften, ohne Inanfprudnahme des Kirchenvermögens zu be 
forgen und zu beftreiten, wogegen den Eingerfarrten hiebei blos die gefeh- 
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liche Leiftung ber Hand» und Zugroboten obliegen fol, ſowie fih bie Stabt- 
gemeinde verpflichtete, die Umfangsmauern des alten Friedhofs bis zur 
gänzlihen Auflaffung besfelben unter der Bedingung zu erhalten, daß 
hiezu die Eingepfarrten blos mit den Hand» und Zugarbeiten vorjchrift- 
mäßig concurriren. 

Diefes Angebot hat die Statthalterei unter den oben erwähnten Be- 
dingungen genehmigt, deren erfte dahin lautet, e8 fei gleich nach Beftreitung 
ſämmtlicher Bauloften aus den eingehenden Grabſtellen- und Oruftgebühren 
ein eigener, jeparat zu verrechnender Yuneralfond zu bilden, aus weldem 
bie obgedachte übernommene Erhaltung der beiden Friedhöfe mit Zu- 
ziehung ver gefeßlichen Concurrenz der KEingepfarrten beftritten werde, 

Hieraus geht Kar hervor, daß die von ber Stadtgemeinde über- 
nommene Berpflihtung, die Herftellung des damaligen neuen und bie 
Erhaltung diefes und des alten Friedhofes bis zu deſſen Auflaffung 
betraf und e8 geht nicht an, biefe Verpflichtung, wie es im angefochtenen 
Min.⸗Erlaſſe gefhieht, auf Erweiterungen des damals hergeftellten neuen 
Friedhofes, das ift auf die Herftellung neuer Complexe von Begräbniß- 
plägen, welde zu errichten die Stadtgemeinde aus üffentlihen Rüdfichten 
wann immer in der Zukunft nöthig findet, audzudehnen. 

Bur Herftellung folder können im gegebenen alle nur jene Factoren 
als verpflichtet erfannt werden, welche durch die jeweilig beftandenen Ge⸗ 
ſetze biezu berufen werden, das ift bezüglich der fpäteren, nämlich ber laut 
Statth.- Entfheidung vom 11. März 1880, 3. 1639, im Jahre 1871 
— dann der im Jahre 1877 neu bergeftellten Complere von Begräbnif- 
plägen, gemäß 8. 28, Punkt 5 der Gem. Ordg. und 8. 3, lit. d bes 
Sanitätdgef. vom 30. April 1870, die Ortsgemeinde. 

Letztere hat diefe beiden Complexe — und zwar foweit die Admini- 
ftrativacten darüber Auffchluß geben — ohne Heranziehung anderer Fac⸗ 
toren, ans öffentlichen Rüdfihten ganz ſelbſtſtändig hergeftellt; fie bat nur 
unterm 6. November 1877 der Bezirkshauptmannſchaft die vollendete Her- 
ftellung angezeigt und die, über commiffionelle Erhebung zu ertheilende 
Benügungsbewilligung „ber Ermeiterung des beſtehenden Communalfrieb- 
hofs“ verlangt, und e8 wurde ihr mit dem Bezirkshauptmannſchaftserlaſſe 
vom 11. November 1877, 3. 11578, und zwar, weil der Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaft die zweckmäßige Tage des erweiterten Communalfrievhofes be⸗ 
fannt war, bie Benügungsbewilligung ohne commiſſionelle Beſichtigung, 
unter Vorzeihnung ſanitätlicher Borfichten geftattet. 

Die nach dem Jahre 1859 von der Stadtgemeinde errichteten Com⸗ 
plere von Begräbnißplägen find daher nicht als kirchliche, fondern ale 
Sommunalfrievhöfe und die für Benütung derſelben zu ©rabftellen und 
Grüften von der Stadtgemeinde geforderten Gebühren, ald Auflagen für 
Denügung von ©emeindeanftalten anzujehen, über welche zu verfügen 
nicht im Bereiche der kirchlichen und der ftaatlihen Cultusbehörden liegt. 

Der Ausfprud, daß die Stadtgemeinde nicht berechtigt war, bie bie 
Berwaltung des Friedhofs in Aufjig regelnden Statuten ohne Genehmigung 
der firchlihen und der ftaatlihen Cultusbehörden feftzuftellen, war baher, 
infoferne er die nach dem Jahre 1859 hergeftellten Complere von Be» 
gräbnißplägen betrifft, gefetlich nicht begründet und mußte diesfalls die 
angefochtene Entſcheidung nah $. 7 des Gef. vom 22. October 1875, 
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R. ©. 2. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben, dagegen die Befchwerbe, in- 
joferne obiger Ausſpruch bie im Jahre 1859 hergeftellte Friedhofsabthei⸗ 
lung betrifft, als unbegründet abgewiejen werben. 


Qr. 1412. 


Abſchaffung einer Gemeindeangehörigen aus ber Bemeinde unb ihrer 
eigenen Wohnung wegen Goncubinates ob zuläffig? 


Erienutniß vom 19. Mai 1888, 3. 1085. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde des Anton Louſe 
und der Agnes Piſek ca. Entſcheidung des Krainer Landesausſchuſſes vom 
23. Jänner 1882, 3. 4263, betreffend die Abſchaffung der Agnes Piſek, 
nad durchgeführter 5. m. Verhandlung zu Redt erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad, $. 7 des Ge— 
fetes vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, auf- 
gehoben.“ 


Entfceidungsgrände. 


Aus dem der angefochtenen Entſcheidung nad Ausweis der Admini⸗ 
ftrativacten zu Grunde gelegenen Thatbeftande ift vor Allem hervorzuheben, 
baß beide Befchwerdeführer unbeftrittenermaßen Angehörige der Gemeinde 
find, ferner daß Agnes Piſek in dem Haufe C.⸗Nr. 8 in Flein-Koftrelnig 
fraft des Kaufvertrages dto. 19. Mai 1876 ihre eigene Wohnung hat. 

Während das erfterwähnte Moment vie Anwendbarkeit ver Beſtim⸗ 
mung des $. 10 der Gem. Ordg. im concreten Falle ausfchließt, läßt 
das zweite erfennen, daß der Auftrag bed Gemeindevorftandes dio. 2. Juni 
1881, Anton Loufe habe die Agnes Piſek wegen des zwifchen ihnen be- 
ſtehenden Concubinates binnen 14 Tagen aus feinem Haufe zu entfernen, 
diefem ein Vorgehen zur Pflicht macht, welches einen birecten Eingriff in 
das feiner Dispofition völlig entzogene Recht der Dienftbarkeit ver Woh⸗ 
nung der Agnes Pifet beinhaltet. Einer folden Verfügung mangelt bie 
geſetzliche Berechtigung, weshalb die angefochtene Entſcheidung nad $. 7 
bed Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, auf- 
gehoben werden mußte. 


Ar. 1415. 


—* Die Auftheilung der Gemeindezuſchläge nad) $. 73 der Sem. Ordg. 
ür die Bufowina h: der Thatbeftand allein enticheidend, ob die bezügs 
liche Direete Steuer in der Ortsgemeinde in Borfchreibung fteht. 


Erkenntniß vom 20. Mai 1882, 3. 1052. 


Der tt. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Marktgemeinde 
Wiznig ca. Bulowinner Landesausſchuß anläßlich der Entfcheidung desſelben 
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vom 11. November 1881, 3. 1856, betreffend die dem Gregor Ritter 
v. Aywas auferlegte Zahlung von Gemeindeumlagen, nach burchgeführter 
d. m. Berhanblung und Anhörung des Adv. Dr. Heinrih Yaques, dann 
des Adv. Dr. Albert Richter, in Bertretung der an der Streitfache mit- 
betheiligten Erben nad Gregor Ritter v. Aywas, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. Ein 
Erfag der vom Bertreter der an ber Streitfadhe mitbethei- 
ligten Erben nah Gregor Ritter v. Aywas angefprohenen 
Koften des Berfahrens vor dem !. k. Verwaltungsgerichtshofe 
findet nicht ftatt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Der Landesausfhuß hat bei feiner Entfheidung vom 11. November 
1881, 3. 1856, als Thatbeftand angenonmen, daß die directe Steuer 
vom Propinationd» und MUeberfubrönugen für den Outsbeſitzer Gregor 
Ritter v. Aywas beim Gutsgebiete Wiznig und nicht bei der Ortsgemeinde 
Diznig in Vorſchreibung ſteht. Diefer nah $. 73 der Gem. Ordg. für 
die Bulowina vom 14. November 1863, 8. ©. B. Nr. 9, für die Auf- 
theilung der Gemeindezufchläge allein entſcheidende Thatbeſtand ftügt fich 
auf die Mittheilung der k. k. Finanzdirection vom 3. März 1880, 3.1652, 
und ftellt fi) weder als actenwidrig noch als ergänzungsbebärftig dar. 

Da bie behauptete Differenz in ben vorliegenden Auskünften des 
Steueramted und in der Note der Finanzdirection fi fowohl durch die 
in der legteren Note gegebene Aufflärung als dadurch löſt, daß in bem 
ſteueräntlichen Aeußerungen offenbar von der Steuergemeinve Wiznig die 
Rede ift (was indbefondere aus dem bei der mündl. Verhandlung vor« 
gebrachten Beſcheide ter Bezirkshauptmannfhaft Wiznig vom 9. Mai 1882, 
3. 2976 hervorgeht), während die Yinanzdirection bie für den vorliegen- 
den Fall maßgebende Vorſchreibung bei der Ortögemeinde in's Auge gefaßt 
bat. Wenn die Ortsgemeinde biefe Urt der BVorjchreibung ber Steuern 
für unrichtig hielt, wäre e8 ihre Sache geweſen, zum Zwede der Auf- 
theilung der Zuſchläge rechtzeitig die Aenderung einer folden, ihrer Rechts⸗ 
anficht widerftreitenden Anſchauung zu erwirken, 

Nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36, ift diefer vom Landesausfhuffe angenommene Thatbeftand auch 
der Entſcheidung des B. ©. Hofes zu Grunde zu legen. Im Hinblid 
auf diefen Thatbeftand muß die angefochtene Entfheidung, womit der Ge⸗ 
meinde Wiznig das Necht abgefprocdhen worden ift, die für ben Gutsbefiger 
Oregor Ritter v. Ahwas beim Steueramte unmittelbar und nicht in ber 
Ortsgemeinde Wiznig vorgefchriebene directe Steuer mit Zufchlägen zur 
Dedung der Gemeindeerforderniſſe zu belegen, als geſetzlich begründet an⸗ 
erlannt werden. Denn nah dem cit. $. 73 der Gem. Ordg. find Zu⸗ 
Ihläge zu den directen Steuern auf alle in der Gemeinde vorgefchriebenen 
Steuern biefer Art aufzutheilen; folglih hat die Gemeinde das Recht nicht, 
zur Beftreitung der Gemeindeauslagen eine nicht in der ©emeinde vor- 
geichriebene tirecte Steuer heranzuziehen. Dieſem nad war die Befchwerbe 
als gefeglich nicht gegründet abzuweifen. 
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Ar. 1414. 


Die eigentlidhe Tendenz eines Vereines ift unter Umfländen maßgebend 
⸗ bezüglich der Erwerb: und Einkommenſteuerpflicht. 


Erkenntniß vom 93. Mai 1882, 3. 1028. 


Der 1.1.8. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Nifoldburger 
ifraelitifchen Verforgungsvereines ca. Entſcheidung der k. k. Fin.-Landes- 
direction für Mähren vom 1. Februar 1881, 3. 24891, betreffend bie 
Derangiehung dieſes Vereines zur Erwerbftener und bie Eintommenftener- 

bemeflung nad ber I. Claſſe, nah durchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Ferdinand Schufter, fowie des k. I. Min.Secr. 
Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nah $. 7 des Ge- 
ſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 auf⸗ 
gehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Es handelt ſich im vorliegenden Falle lediglich um die Beantwortung 
von zwei Fragen: 1) Unterliegt der iſraelitiſche Verſorgungsverein nach 
den geſetzlichen Vorſchriften der Erwerbſteuer und bejahenden Falles, 2) ſind 
die von den Einlegern geleiſteten ſogenannten Prämien bei der Einkommen⸗ 
ſtenerbehandlung, bezw. der Ermittlung des Reineinkommens als Einnahmen 
anzufehen ? 

Die Befchwerbe verneint beide ragen, die Steuerbehörden bejahen 
fi. — Der Gegenftand der Beſchwerde ift die Steuerbehandlung für das 
Jahr 1877 auf Grund des Gefchäftsbetriebes des Jahres 1876, mit 
weldem Yahre der Berein in Wirkſamkeit getreten if. — Der 3. ©. Hof 
mußte daher jene Statuten des Vereines feiner Ermägung zu Grunde 
legen, weldye im Jahre 1876 Geltung hatten, nämlich biejenigen, welche 
auf Grund der Ermächtigung des k. k. Min. des Innern mit dem Erlaſſe 
der k. k. mähr. Statthalterei vom 24. Auguſt 1875, 3. 20685, geneh⸗ 
miget worden ſind. 

Nah $. 1 der Letzteren iſt der Zweck des „Nikolsburger ifraelitifchen 
Verſorgungévereines“, den Mitgliedern der Nikolsburger Iſraelitengemeinde 
zu ermöglichen, einen beliebigen, nach einer im vorhinein verein— 
barten Friſt zahlbaren Betrag (der ein durch 100 theilbares Capital ſein 
muß, 8S. 6) zu verſichern. — Nah 8. 6 darf die gedachte Friſt nicht 
weniger als 10 und nicht mehr als 30 Fahre dauern und im 8. 7 werden 
bie Prämien feftgefettt, welche für je 100 fl. Capital vom Berforger mit 
Rüdfiht auf die Dauer der vereinbarten Frift jährlih an ven Verein zu 
leiften find. — Der 8. 12 der Statuten vom Jahre 1875 beftimmt in 
dem Falle, wenn ein Vereinsmitglied ſchon urfpräünglic beim Beitritte zum 
Bereine ein beftimmtes Capital für ſich felbft verfihert bat, ſonach Ver⸗ 
forger und Berforgter in einer Berfon ift, und dieſes Mitglied vor Ab- 
lauf der Berfiherungspauer ftirbt, daß demjenigen der Erben, welchem das 
verfidherte Kapital eingeantwortet wird, geftattet fei, die Berfiherung auf- 
recht zu halten; jedoch ift biefe ausnahmömeife Geftattung nur Sindern, 
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Eitern, Gefchwiftern und Ehegatten und überbied nur dann eingeräumt, 
wenn ber betreffende Erbe zugleih die Zuftändigfeit zur Nilolsburger 
Sfraelitengemeinde befigt. In allen übrigen Fällen erlifcht beim Tode 
bes Berforgten die Berficherung und e8 werben blos bie einbezahlten Prä- 
mien und zwar unverzindt an bie Erben zurüderftattet. 

Die Beſchwerde beftreitet nun, daß bier ein Verſicherungsvertrag 
zwifchen tem Einleger und dem Berforgungsvereine vorliege, behauptet 
vielmehr, daß nur ein Rechtsverhältniß beftehe, wie ſolches zwifchen bem 
Einleger eines Betrages bei einer Sparcaffa und der letzteren begründet wird. 

Der B. ©. Hof konnte nun in ben vorliegenden Bereinsftatuten 
weber ein Rechtsverhältniß der eben erwähnten Art, noch einen Berfiche- 
rungsvertrag im Sinne des $. 1288 a. b. ©. B. erbliden, welcher zwi« 
hen den Einlegern der Prämien und dem BVBerforgungsvereine geſchloſſen 
wird, Nicht das Erftere, weil die Sparcaffen in der Kegel nit nur 
jedem Einleger, ſondern jedem Inhaber des Sparcaffabuches, wenn die 
bedungenen Zinfen nicht behoben wurden, die Einlagen fammt ben ver- 
fabenen Zinſen und Zinfeszinfen bei der Behebung zu jeder Zeit und un- 
beihränft zurüdftellen. — Ein Berfiherungsverhältniß Liegt aber deshalb 
. nicht vor, weil der Verein als Verſicherer (im ciwilrechtlichen Sinne) kei⸗ 
nerlet Rifico einer Schadenvergütung für den Fall übernimmt, wenn die 
Aufldfung des eingegangenen Rechtöverhältnified vor der vereinbarten Friſt 
erfolgt, 

Es läßt fih daher auch nicht behaupten, daß der Nikolsburger ifrae- 
litifhe Berforgungsverein Berfiherungsgefhäfte im civilrechtlichen Sinne 
made, daher die weitere hieraus gezogene Folgerung hinfällig ift, daß, 
nachdem DBerfiherungsgefchäfte zufolge Art. 271, Abf. 3 des Handels⸗ 
geſetzbuches unter den Begriff der Handelsgeſchäfte fallen, dieſer Verein 
als ermwerbfteuerpflichtig angefehen werden müſſe. — Diejer Verein flellt 
fih in letzter Auflöfung als eine gejellfchaftliche Verforgungsanftalt für 
feine Mitglieder dar und kann daher als ſolche nicht unter die erwerb- 
fteuerpflichtigen Unternehmungen gereiht werben, zumal außer dem nad) 
Ablauf der vereinbarten Frift bedungenen Capitale den Mitgliedern nie- 
mals eine Theilnahme am Gewinne der Unternehmung zugefihert wird 
und das gefammte vorhandene Bermögen des Bereined bei Auflöjung des 
Legteren gemäß $. 44 ber Statuten nad Erfüllung fämnitliher Berbind- 
lichkeiten und Berichtigung der Paffiven wohlthätigen und gemeinnügigen 
Zweden innerhalb der Nikolsburger Praelitengemeinde gewidmet iſt. 

Diefer Auffaffung der rechtlichen Stellung des fraglihen Vereins 
ftebt auch nicht die Fructificirung der Einlagen und ſeines Vermögens ent- 
gegen. — Die Fructificirung, des Vereinsvermögens an und für fi ver: 
mag wohl die Erwerbfteuerpflicht des Vereines nicht zu begrünten, weil 
biefelbe die Eriftenzbedingung jeder Berforgungsanftalt if. — Aber aud 
die Art und Weiſe diefer Fructificirung gibt feinen Anlaß, dem fraglichen 
Bereine die Eigenfhaft einer erwerbfteuerpflichtigen Unternehmung beizu» 
legen. — Nah $. 28 der cit. Statuten erfolgt die fruchtbringende An- 
legung des Bereinsvermögens lediglich in verzinslihen Darlehen mit oder 
ohne Unterpfand, im letteren Falle gegen Wechfelaccepte des Darleihens- 
nehmers mit zwei zahlungsfähigen Saranten; ferner in Vorſchüſſen an 
Sparcaffen und andere anf dem Principe der Wechfelfeitigkeit berubente 
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Anftalten und endlich duch Anlauf äfterr. Staatspapiere mit Ausfchluß 
von Lotterieeffecten. — In diefen Acten einer Bermögensverwaltung bes 
befchwerbeführenden Vereines liegen jedody nicht die Elemente einer auf 
Gewinn feiner Mitglieder berechneten Unternehmung. 

Der B. ©, Hof konnte daher nach feiner Richtung dieſen Verein 
für erwerbfteuerpflihtig anjehen. — Iſt dies aber nicht der Fall, fo unter- 
liegt derfelbe auch nicht der Einfommenfteuer nah der I. Elaffe und können 
bie einbezahlten Prämien nicht ald Einnahmen bei Ermittlung bes fteuer- 
baren Reineinkommens in Betracht gezogen werden. Das Einlommen bes 
Bereind als einer VBerforgungsanftalt ift gemäß $. 1 der Vollzugsvorſchrift 
vom 11. Jänner 1850, R. ©. 8. Nr. 10, der Einlommenfteuer nad 
ber III, Claſſe unterworfen und in verfelben nah Maß der 88. 4 und 13 
des Patentes zu befteuern geweſen. 

Der V. ©. Hof fah ſich daher veranlaßt, die angefochtene admini⸗ 
ftrative Entſcheidung, vermöge welcher der gedachte Verein nicht als ein im 
Weſentlichen auf dem Principe der Gegenſeitigkeit berubender, ſondern als 
ein erwerbfteuerpflichtiger angefehen und nach der I. Claſſe ver Einfommen- 
jtener unterzogen worden war, gemäß $. 7 de Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufzuheben. 


Ar. 1415. 


Gebührenäguivalent vom beweglichen Bermögen ohne Rüdfiht auf bie 
während der zehnjährigen Periode eingetretenen Aenderungen. 


Erkenntniß vom 233. Mai 1882, 3. 1094. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Saaz ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. von 25. November 1881, 
3. 30518, wegen verweigerter Abjchreibung des auf das Jahr 1880 ent- 
fallenden Gebührenäquivalentes vom Hopfenmarktrechte, nah durchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Julius Haniſch, fowie 
des ff. Min.Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erſatz der Koften des Berfahrens wird nit auferlegt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die Stadtgemeinde Saaz hatte durch Beſchluß ihres Ausſchuſſes 
vom 19. Auguft 1879 den dortigen Hopfenmarkt vom 1. September desſ. 
Jahres an aufgeläft und hält fi hiedurch berechtiget, die Abfchreibung 
der auf das Jahr 1880 mit 81 fl. 18 Er. berechneten Quote des vom 
biesfälligen Marftrehte für das III. Decennium (1871—1880) vorge- 
ſchriebenen 1'/,percentigen Gebührenäquivalente® von ber Finanzverwaltung 
verlangen zu Können. Lebtere bat jedoch das gedachte Begehren abgelehnt 
und der B. ©. Hof fonnte die dagegen von der Stadtgemeinde Saaz er- 
hobene Beſchwerde nicht für begründet anfehen. 

Das Gebührenäquivalent ift eine Abgabe, welche für einen Zeit. 
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raum von je 10 Yahren vorbinein bemeffen wird, deren Yahresbeträge 
jedoch in den für die Grund» und Hausftener feſtgeſetzten Abfchnitten ein- 
zuzablen find. — Nah der zu dem Gef. vom 13. December 1862, 
R. ©. B. Nr. 89, erlaffenen Vollzugsverordnung des k. k. Finanz Min. 
vom 20. December 1862, R. ©. B. Nr. 102, Abf. 10, Hat die Ein- 
befennung der beweglihen Sachen (mozu auch das fraglide Marktrecht 
unbeftritten gezählt wurde) nad dem Vermögensftande am Beginne ber 
zehnjährigen Bemeflungsperiode für die ganze Dauer derſelben ftattzufinden. 
Es ift weiter angeordnet, daß, wenn im Laufe der betreffenden Periode 
von oder an dem Gebührenäquivalente unterliegende Perjonen Bermögens- 
übertragungen erfolgen, nachdem folhe Acte ohnehin der ordentlichen Ver⸗ 
mögensübertragungdgebühr unterworfen find, innerhalb der Periode, für 
welche das Gebührenäquivalent bemeſſen ift, eine nachträgliche Einbekennung 
der in diefer Periode eingetretenen Bermögenderwerbungen nicht ftattzufinden 
bat. Hiernach gilt als Regel, daß wegen einer Verminderung oder Er- 
höhung des Vermögensſtandes im Laufe der betreffenden Decimalperiove 
eine Uenderung der Borfchreibung, welche auf den Bermögensftand am 
Beginne der gedachten Periode baftrt ift, nicht zuläfftg erjcheint. 

Ausnahmsweiſe geftattet jedoch der 10. Abfag der cit. Vollzugsver⸗ 
ordnung vom 20. December 1862, daß eine Verminderung bed vorge⸗ 
ſchriebenen Gebührenäquivalentes im Laufe jener Periode auf Anfuchen 
dann ftattfinden dürfe, wenn durch Beräußerung unbeweglicher Sachen 
oder im Örunde einer Umwandlung beweglichen in unbemwegliches Vermögen 
eine Wenderung im Bermögensftande Platz greift. 

Keine viefer beiden Borausfeungen trifft jedoch im vorliegenden 
Falle der Stadtgemeinde Saaz zu. — Der k. k. 3. ©. Hof konnte daher 
auch den Vorgang der Finanzverwaltung nit für gejegwidrig erkennen, 
wobei er, infoferne es fihd um bie Decennalperiode 1871—1880 hanbelt, 
es für ganz irrelevant befunden hat, ob die Stadtgemeinde Saaz mit 
1. September 1879 ihr Hopfenmarktrecht anheimgefagt oder nur die Aus⸗ 
übung diefer Gerechtſame zeitweilig zu unterlaffen beichloffen habe. 


QAr. 1416. 


Berzehrungsfteuer von Wein, 
Erkenntniß vom 23. Mat 1882, 3. 1059. 


Der. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Martin Hotjchevar, 
Berzehrungsfteuerpächters aus Gurkfeld, ca. Entfheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 6. Jänner 1882, 3. 39687, betreffend die Verzehrungsſteuer⸗ 
einhebung von Weinmoft, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und An« 
börung bes k. k. Fin.-Rathes Johann Yerabel zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Der Befhwerdeführer bat dem F. k. Finanzminifterium an 
Koften des Berfahrens 10 fl. binnen 14 Tagen nah Zuftels» 
lung des Erkenntniſſes zu bezahlen.“ 
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Entfeidungsgründe. 


Beſchwerdeführer, welcher die Berechtigung zur Einhebung der Ber- 
zehrungsfteuer von Wein und Weinmoft in den Landbezirken Krains vom 
1. Yänner 1881 an gepachtet hat, ließ die mit 1. Jänner 1882 bei 
fämmtlihen Wirthen verbliebenen Weinvorräthe erheben, um für diefelben, 
falls fie bei der Einkellerung nur als Weinmoft verfteuert wurden, nadıe 
trägli die Verzehrungsfteuer nad den für Wein geltenden Tariffägen, 
nad) Abrehnung ver für dieſelben ihm bereits entrichteten Verzehrungs- 
fteuerbeträge einzubeben. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde ihm jedoch bedeutet, daß 
bei bereit verfleuerten Weinmoftvorräthen einer Steuerpartei nad vollen« 
deter Gährung die Steuer für Wein, bezw. die Differenz zwiſchen ber 
Verzehrungsfteuer vom Weinmofte und jener von Wein nicht einzuheben 
if, weil kein Act in Mitte liegt, an ben eine Steuerforberung gefnüpft 
werden könnte. 

Die gegen dieſe Entſcheidung gerichtete Beſchwerde geht von ber 
Anſicht aus, daß die Verzehrungäfteuer eigentlich dann zu entrichten fommt, 
wenn ber Confumartitel zum Verbraude gelangt, er daher nad jener 
Beſchaffenheit zu behandeln ift, die er zur Zeit des Conſums hat, bie 
Hauptgährung mit 1. Jänner längft vorüber fein muß und die Flüſſigkeit 
ale Wein zu betrachten und zu verfteuern iſt. 

Der B. ©. Hof war nicht im der Page, die Beſchwerde als be- 
gründet zu erfennen. — Es handelt fi nämlid, im gegebenen Falle un 
vie Einhebung der Berzehrungsfteuer von Wein und Weinmoft von folhen 
ſteuerpflichtigen Parteien, welde den Verkauf biefer Flüffigkeiten im Kleinen 
ausüben und welchen bie im Punkte 10 de Hoffammertecretes vom 22. Juli 
1830, 3. 26609 (Prov. ©. ©. für das Laibacher Gouv. Gebiet ex 1830 
Nr. 142) beſprochene Begünfligung nicht zukommt. 

In Gemäßheit des Punktes 14 der Beflimmungen über die in Folge 
a. 5. Entſchließung vom 25. Mai 1829 (Prov. ©. ©. ex 1829 Nr. 104) 
eingeführte allgemeine Berzehrungsfteuer haben dieſe Wirthe die ſchriftliche 
Anmeldung im Zmwede der Bemefjung der geſetzlich entfalenden Verzeh- 
rungsſteuer vor der Einfellerung (Einbringung in die Gewerbsftätte oder 
Aufbewahrungsräume, 8. 323 des Gefällsftrafgef. und 8. 1, 3. 2 der 
Vorſchrift Über die Anwendung besfelben vom 1. April 1836) einzubringen 
und fomit nad dem zur Zeit biefes fteuerbaren Verfahrens befundinen 
Zuftande der Flüffigkeit die Verzehrungsfteuer zu entrichten. 

Es ift ſonach der Zeitpunkt ter Einfellerung und nicht der des 
wirklichen Verbrauches maßgebend für tie Bemeflung, folglich aud für die 
Entrihtung der geſetzlich entfallenden Steuergebühr und es ift fein geſetz- 
licher Anhaltspunkt vorhanden, von ber fteuerpflichtigen Partei, welche mit 
dem bereits verfteuerten Objecte feine Handlung vornimmt, die eine neuer- 
liche Anmeldung erheifhen würde, eine dem mittlerweile veränderten Zum 
ftande des Objectes entfpredjende Abgabe zu verlangen. 

In dieſer Beziehung muß aud) auf den $. 9 des Verzehrungsfteuer- 
Pachtvertragsprotololls verwiefen werben, wonach diejenigen Borräthe an 
fteuerbaren Gegenftänten, melde bein Beginne der Pachtung bei den fteuere 
pflihtigen Parteien vorgefunden werben und von tiefen bereits tarifmäßig 
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verftenert worden find, feiner neuen Beſteuerung an ben neu eintretenden 
Pächter unterliegen. Es fteht nur dem eintretenden Pächter das Recht zu, 
bezüglich diefer Borräthe von dem austretenden Pächter oder der vorher 
beftandenen Solidarabfindungsgefellfhaft (aber nicht von ver fteuerpflich- 
tigen Partei, melde ihrer gejeglihen Verpflichtung entſprochen hat) vie 
Vergütung der Berzehrungsfteuergebühren zu fordern. 

Angeſichts obiger gefegliher Beftimmungen konnte auf bie in ber 
Beſchwerde bezogenen, niemals kundgemachten und ſonach auch für bie 
fteuerpflichtigen Parteien nicht verbindenden angeblichen Erläffe der Finanz⸗ 
behörden Feine Rüdficht genommen werden. 

Da die angefochtene Entſcheidung gefetlich gerechtfertiget war, durch 
biefelbe auch fein Recht des Bejchwerbeführers verlegt wurde, da ihm 
blo8 das Recht eingeräumt wurde, die Berzehrungsfteuer von Wein, Wein- 
moft und Obftmoft nad den in Wirkſamkeit ſtehenden Beftimmungen ves 
Berzehrungsfteuergejeges vom 25. Mai 1829 und nad den fpäter kund⸗ 
gemachten und in ter Folge noch kundzumachenden Beflimmungen einzu- 
heben, fo mußte die Beichwerde al8 unbegründet zurüdgewiefen werben. — 
Der Zufprud der Koften des Verfahrens ftägt ſich auf die Beftimmung 
des 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Nr. 1417. 


Die Gewerbsbehörde hat zu der Verfügung im Sinne des $. 36 ber Gew. 

Drdg. nur dann und nur infoweit einen Anlaß, als es ſich zeigt, Daß der 

Einſpruch durch die Befhaffenheit der Betriebsanlage und durch die Fa⸗ 
bricotionsweife hervorgerufen wird. 


Erfenntniß vom 25. Mai 1882, 3. 1058. 


Der k. 1.3. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Joſef Yormänel 
ca. Min. des Innern, anläßlih der Entſcheidung vesfelben vom 4. De⸗ 
cember 1881, 3. 17229, betreffend die dem Karl Wiesner ertheilte Con- 
ceffion zur Errichtung einer Mafchinenwerkftätte, nach durchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Lenoch, des k. f. Min.- 
Rathes Dr. Ritter v. Helm, dann des Adv. Dr. Emanuel Turnau, in 
Vertretung des an der Streitfache mitbetheiligten Karl Wiesner, zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Bei der am 20. Mai 1881 nach der Gewerbeordnung und nach 
der Bauordnung abgehaltenen Localcommiſſion zu Zwecken der Conſen⸗ 
tirung der Errichtung einer Maſchinenwerkſtätte im Haufe Nr. 56 ver 
Prager Borftadt in Kolin durh K. Wiesner, hat der Befiger der Mühl« 
realität Nr. 2 ebenda gegen die Genehmigung des Projectes Einfprache 
erhoben, weil ſämmtliche zu dem Befigitande und Bauplage führenden 
Wege fein Privateigenthbum feien. Ungeachtet dieſes Einfpruches wurde 
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nit ber angefochtenen Entſcheidung ter Conſens zur Errichtung der Ma- 
fhinenwerkflätte ertheilt. Nah Meinung des Beſchwerdeführers ift durch 
diefe Entſcheidung der 8. 86 der Gew. Ordg. verlegt worden, weil ber- 
felbe anorpnet, daß im Falle Einfprüche erhoben werden, welche privat= 
rechtlicher Natur find und nicht durch gütliches Uebereinkommen beigelegt 
werden Lönnen, bie Bewerber zu deren vorläufiger Austragung auf dem 
Rechtewege anzumeifen find. 

Das k. k. Minifterium bat die Beſtimmung des 8. 36 der Gem. 
Drdg. auf den von Joſef Formaͤnek erhobenen Einfprud darum nicht an« 
wenbbar gefunden, weil „bie von Joſef Kormänel in Betreff der Zufahrte- 
wege zu dem projectirten Gtabliffement erhobenen Einwendungen mit ber 
Frage der gemwerbspolizeilihen Zuläffigleit der Betriebdanlage nit im 
Zuſammenhange ftehen, daher den gewerbsbehördlichen Confen® nicht auf- 
balten können“. Das k. k. Minifterium bat daher bie oftcitirte Anord⸗ 
nung des 8. 86 1. o. dahin ausgelegt, daß nur ſolche privatrechtliche Ein- 
fprüche „zur vorläufigen Austragung im Rechtswege“ zu verweifen find, 
welche durch die Betriebsanlage an fih und unmittelbar, db. h. durd 
die im 8. 31 der Gew. Ordg. näher gefennzeichneten Folgen des Betriebes 
hervorgerufen werben. 

Der 8. ©. Hof konnte diefer Rechtsanfchauung bes k. k. Minifte- 
rium® nur beipflihten. Daß die VBefimmungen des III. Hauptitüdes im 
Bufammenbange zu erflären find, ift gewiß zweifellos. Wie nun aus den 
88. 87 und 40 deutlich hervorgeht, hat die Genehmigung der Betriebs⸗ 
anlage ausfchließlich die Prüfung der gewerbspolizeilihen Zuläffigkeit 
der Anlage zum Imbalte, welche wieder, wie die Citation des $. 31 im 
8. 40 darthut, nur nah Maßgabe der im 8. 31 angeführten Momente 
zu beurtheilen if. Daß nicht jede privatrechtliche Einwendung die im 
8. 36 unsgebrädte Rechtsfolge nach ſich ziehen kann, ergibt fi auch dar⸗ 
aus, daß nach 8. 37 neben der gewerbspelizeilihen Zuläffigleit ver An- 
lage, die baupelizeilihe durchaus ſelbſtſtändig beurtheilt wird und daß nad 
8. 14, Wi. 2 und 4 der Bau-⸗Ordg. privatredtlihe Einwendungen im 
diefer Beziehung mit ganz andern rechtlihen Confeguenzen verknüpft fin. 
Vierau® folgt, daß im concreten Falle immer die Natur bes erhebenen 
Ewſpruches zu unterſuchen fein wird und daß tie Gewerbsbehörde zu 
einer Berfügung im Sinne des S. 36 nur taun und wur infoweit Anlak 
bat, ale es füch zeigt, daß der Einſpruch burd die Beſchaffenheit der 
Betriebsanlage oder durch tie Fabricationſsweiſe hervergernfen wird. 

Daß dies mit der vom Beſchwerdeführer erbebenen privatrechtlichen 
Einwendung wicht der Fall fer, ſteht außer Frage. ‘Der S. 36 der Gew. 
Ordg. wurde temmuh tur tie angejcchteme Cntjcheitung nicht verfegt. 
Da im ledrigen die Genehmigung einer Betriebsanlage vom Staudpurntte 
der öffentlichen Znterefſen tem freien Ermeſſen ter Behẽrden anheimgegeben 
iſt. eine Ueberprüfung ber Ertſcheidung im dieſer Richtung nach $. 3, lit e 
Vet Sei. nem 23. Octeber 1375, R. G. 2. ex 1876 Nr. 36, tem 
8, G. Hofe nicht zufteht, und da ferner im verwaltungsgerichtlichen Ber: 
jabren 3 ſich wur um tie Frage handelte, ch Lie Gewerbabehẽrden im 
comereten Falle wit Der Ertheilung des Cenſenſes vergehen turftem, eder 
aber zunächſt nur die verlãufige Audrraygung bet Emfpruches anf ken 
Rechdewege verfügen munter, zur Yung dieſer Frage Der actenmãgige 


Verlage dex Aciſtiraean . 
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Thatbeitand aber volftändig ausreichend war, fo mußte tie Beſchwerde 
als unbegründet abgewiefen werten, 


Nr. 1418. 


Grundentlaftung. 
Erkenntniß vom 26. Mai 1882, 3. 1058. 


Der . k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Eleonore Bros 
uiewsla ca. Min. des Innern, anläßlich der Entſcheidung desfelben vom 
14. April 1881, 3. 17238, betreffend vie Entlaftung eines im Beſitze 
der Eheleute Michael und Marie Heretyf befinplihen Grundes in Lubcza, 
nah durdgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Elias 
Reben, dann des f, !, Min.Rathes v. Medvey zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der von den mitbetheiligten Eheleuten Heretyk an- 
geſprochenen Koſten des Verfahrens vor dem k. k. Berwaltung®- 
gerichtshofe findet nicht ſtatt.“ 


Entſtcheidungsgründe. 


Das k. k. Miniſterium hat feiner Entſcheidung als Thatbeſtand zu 
Grunde gelegt, daß die im Beſitze der Eheleute Michael und Marie Heretyk 
ad Haus Nr. 8 in Lubcza befindlichen Grundſtücke, beſtehend aus ven 
Parzellen des ftabilen Catafters Nr. 51, 52, 783 bis incl. 791 im 
Flächenmaße von 2 Joch 1372 [IRlafter nad dent Jahre 1820 von der 
damaligen Orunpherrfhaft dem Valentin Lis zur Benütung übergeben 
wurden, daß auf denſelben Balentin Lis Gebäude aufgeführt bat, dann 
daß diefe Grunpftüde nad dem Tode des Lis bis auf den heutigen Tag 
in feiner Familie fortgeerbt wurden und daß beren DBefiger bis zu ter, 
im Jahre 1848 erfolgten Aufhebung des Unterthbansverbandes, gleich ven 
übrigen Untertbanen die Urbarialgiebigfeiten (Roboth und Geſpinnſt) ge- 
Teiftet hatten. 

Daß diefer Thatbeftand actenwibrig oder unrichtig wäre, liegt nicht 
vor, ja im ©egentheile fprechen die Acten über die abgeführte abminiftra- 
tive Verhandlung für vie Richtigkeit dieſes Thatbeſtandes. Denn die An- 
nahme, daß die bejagten Grunpftüde dem Valentin Lis nah dem Yahre 
1820 von der Grundherrſchaft zur Benützung gegeben wurden und ſeit⸗ 
dem fortwährend fih im Befiße feiner Familie befinden, wird felbft von 
der Beichwerbeführerin nicht beftritten. 

Daß aber die Befiter diefer Grundftüde glei den übrigen Unter- 
tbanen bis zur Aufhebung des Unterthansverbandes die Urbarialſchuldig⸗ 
keiten geleiſtet hatten, ergibt ſich aus den Ausſagen der im Laufe des 
Adminiſtrativverfahrens eidlich vernommenen Zeugen Valentin Stojak und 
Johann Tulek, deren Glaubwürdigkeit in Zweifel zu ziehen, kein Grund 
vorliegt. 

Die in der Verhandlung erhobene Einwendung, daß der Zeuge Va—⸗ 
Ientin Stojat, deffen Alter bei feiner Vernehmung im Jahre 1878 mit 

Budwinski, B. ©. H. Erfenutniffe. VI. 18 j 
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mchr als 50 Yahren angegeben wirb, nicht in der Lage geweſen fei, über 
ten Berleifungsact vom Yahre 1820 Auskunft zu geben, kann gegen die 
Ausfagen tiefes Zeugen über die bei Aufhebung des Unterthyansverbandes 
thatfächhli beflandenen Berhältniffe nicht geltend gemacht werden. 

Für tie Behauptung der Beichwerteführerin, daß diefe Grundſtücke 
dem Balentin Lis und deſſen Nadyfolgern nit in der Abſicht ver Be- 
aräntung eines Untertbansverhältnifies, fondern bis zum Jahre 1848 
fediglih auf rund von Dienfllohnverträgen für geleiftete Maurerarbeiten 
und Rachtwächtertienfte zur Benägung überlaffen worden waren, fonnte 
ein Beweis nicht erbracht werden und widerſpricht dem durch die erwähnten 
Zeugen erwiejenen Zuflande zur Zeit der Aufhebung des Unterthans⸗ 
verbandes. 

Belangend die Berufung in ven Befchwerbeausführungen auf, mad 
dem „Jahre 1848 zu. Stande gelommmene Pachtverträge, fo ift ſolche für 
die Löfung der vorliegenden Frage, nämlih tie, ob durch die bald nad 
dem Jahre 1820 erfolgte Vergebung der befagten Grundſtücke an Valentin 
Lis ein Unterthansverhältniß gefchaffen wurde, ganz irrelevant, daher fich 
au der B. ©. Hof nit beftimmt fand, dieſe Einwendung weiter in 
Betracht zu ziehen. 

Nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36, iſt der in der legten adminiftrativen Inftanz angenommene That⸗ 
beftand auch ver Entjheidung des B. ©. Hofes zu Grunde zu legen. 
Angefihte des befagten von den Apminiftrativbehörden angenommenen 
actengemäßen Tchatbeftandes war das FE. f. Min. des Innern im Grunde 
der mit a. 5. Genehmigung vom 5. Auguft 1850 erlafienen Min.-Ber- 
ordnung vom 4. October 1850 (galiz. 2. ©. B. Nr. 1) und des Gef. 
vom 10. Yänner 1870 (galiz. 2. G. B. Nr. 18) im Rechte, indem felbes 
im Hinblid auf die bis zur Aufhebung des Untertbansverbanves von ben 
Befigern der befagten Grundſtücke an die Grundherrſchaft geleiteten Ur⸗ 
barialgiebigleiten erfannte, daß dur die bald nad dem Jahre 1820 er- 
folgte Vergebung dieſer Grundſtücke an Balentin Lis ein Unterthansver- 
hältniß gejhaffen wurde und daß demgemäß diefer unterthänige Grundbeſitz 
in die Grundentlaſtung einzubeziehen: ift. 

Die Beſchwerde mußte demnach als geſetzlich ungegründet abgewiefen 
werben. 


Ar. 1419. 


Die Einreihung des Zorpflitigen in eine höbere Glofle, — als diejenige, 
welde fi nad der zu Grunde gelegten Steuerfhuldigkeit mit Rückſicht 
auf Die Bahl ber Kinder ergeben hätte, ohne befondere Eonftatirung ber 
in einem folden Balle zu berückſichtigenden Berhältniffe ($. 3, Alinea 4 
des Militärtargef.), begründet einen wefentlihen Mangel des Verfahrens. 


Erkenntniß vom 26. Mat 1882, 3. 1105. 


Der k. k. 8. ©. Hof bat über die Befchwerbe des Bendel Damm 
ca. galiz. ⸗Statthalterei aus Anlaß der Entſcheidung berjelben vom 
12. October 1881, 3. 60132, betreffend die Bemeffung und Entridtung 
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per Militärtare für feinen Sohn Iſrael Jakob Damm, nad durchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Marimilian Landesberger, 
fowie des E. f. Min.Rathes Franz Weinmeifter, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird, infoferne fie bie 
Bemeſſung der Zare betrifft, nah 8. 6 des Gefeges vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, wegen mangels» 
haften Berfahrens aufgehoben, im Uebrigen aber die Be- 
ſchwerde al& unbegründet abgewiesen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Die Urminiftrativbehörben haben als Thatbeftand angenommen, daß 
der mehrpflichtige Iſrael Jakob Damm mindeftend noch im Jahre 1880, 
für welches die angefochtene Vorfchreibung der Militärtare erfolgte, er- 
werbsunfähig war und daß er Fein zu feinem Unterhalte ausreichendes 
Bermögen oder Einfommen befaß, fondern daß fein Unterhalt von feinem 
Bater, dem heutigen Befchwerbeführer beftritten wurde. 

Daß dieſer von den Adminiftrativbehörden angenonımene Thatbeſtand 
unrichtig oder actenwidrig wäre, liegt nidt vor, ja im Gegentheile ftügt 
fi die diesbezügliche Annahme ver Behörden auf die eigenen Angaben bes 
im Aominiftrativserfahren vernemmenen Befchwerbeführers, welder zu 
Protofol vom 14. Yänner 1881 auf die an ihn im Sinne des $. A 
des Gef. vom 13. Yuni 1880, R. ©. B. Nr. 70, und bes $. 141 
a. b. G. B. geftellte Anfrage sub b: „ob der ausgewieſene (Wehrpflich- 
tige) aus eigenem Vermögen, einer Realität, einem Grundſtücke ober nur 
aus einem Erwerbe ſich erhält?* die Antwort gegeben hat: „er (der Wehr- 
pflihtige nämlich) habe nichts und erhalte fih beim Vater“ — und auf 
die Anfrage sub c: „wenn er (der Wehrpflichtige) eine Realität oder 
Grund befigt oder Handwerker ift, wie viel er jährlich an directen Steuern 
fammt Staatszufhlägen zahlt oder ob er nur aus täglichem Erwerbe lebt 
und arbeitsfähig ift?* mit einem „Nein“ geantwortet hat. 

Nah $. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36, ift diefer von den Apminiftratiobehörden angenommene Xhatbeftand 
aud der Entſcheidung des V. ©. Hofes zu Grunde zu legen. “Angefichts 
diefes Thatbeftandes waren die Adminiſtrativbehörden in Gemäßheit des 
obeit. 8. 4 im Rechte, inden fie erkannten, daß ber Befchwerbeführer ver- 
pflichtet fei, die Militärtare für feinen genannten Sohn für das Jahr 1880 
zu bezahlen und es fann darin, daß bie galiz. Statthalterei Über bie den 
obigen protofollarijhen Angaben des Beſchwerdeführers geradezu wider⸗ 
fprechenden Behauptungen vesfelben im Recurſe, eine weiteren Erhebungen 
in Bezug auf die Erwerbsverhältniffe des Sohnes Iſrael Jakob Damm 
veronlaßte, fein wejentliher Mangel des Apminiitrativverfahrens er⸗ 
kannt werben. 

Wohl aber mußte der V. ©. Hof einen folhen wefentlihen Mangel 
des Berfahrens darin erbliden, daß die Einreihung des Taxpflichtigen in 
eine höhere Claſſe, — als diejenige, welche fih nad der zu Grunde ge 
legten Steuerſchuldigkeit mit Rückſicht auf tie Zahl der Kinder ergeben 
hätte, — erfolgt ift, ohne daß die nach 8. 3, alinea 4 und $. 4, alinea 3 
des Gef. von 13. Juni 1880, R. ©. B. Nr. 70, in biefem Falle zu 
berüdfichtigenden Verhältniſſe irgendwie actenmäßig conftatirt worden find. 

18* 
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Hiernah mußte die angefochtene Entfheidung in dem Ichteren Punkte 
nah $. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36, 
wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben und die Sache zur Behebung 
des Mangels und neuerliher Entſcheidung an bie galiz. Statthalterei zu« 
rüdgeleitet werben. 


Qr. 1420. 


Bei. der Löfung der Frage, ob die unter der Wirkfamkeit der beftehenden 

Gemeindeorbnung erfolgte Erwerbung einer Realität, auf den Ramen ber 

Gemeinde geiehen ei, ift genau zu erheben, ob alle bezüglicdhen Acte im 
ahmen der Gemeindeordnung fi vollzogen haben. 


Erkenntniß vom 27. Mai 1882, 3. 1025. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat über bie Beſchwerde der erzherzoglichen 
Sameraldirection in Teſchen ca. Entſcheidung des ſchleſ. Kandesausfchufles 
vom 31. October 1881, 3. 3130, betreffend die Einbeziehung ter Ein- 
fünfte ver Realität Nr. 49 (47) in Zyrra in dad Öcmeindepräliminare, 
nad) durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des erzherzogl. Ca⸗ 
meraldirectors Rudolf Ritter v. Walcher⸗Uysdal, dann des Abo. Dr. Heinrich 
Bienenfeld, in Vertretung der mitbetheiligten Kleingrumbbefiger in Tyrra, 
zu Redt erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird megen mangelhaften 
Berfahrene nah 8. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876, Nr. 36, aufgehoben und die Sade zur Be- 
bebung ter Mängel und neuen Entfheidung an die Bermwal- 
tungsbehörde zurüdgeleitet.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Ueber das von der erzherzogl. Cameraldirection in Teſchen im Be⸗ 
rufungswege gegen den vom Gemeindeausſchuſſe von Tyrra am 12. Mai 
1878 gefaßten Beſchluß, an den ſchleſ. Landesausſchuß geſtellte Begehren, 
derſelbe wolle den Gemeindevorſtand von Tyrra anweiſen, „daß er zu den 
Koſten der Errichtung des dortigen Gemeindewirthshauſes der erzherzogl. 
Kammer Teſchen den auf ſie entfallenden Beitrag ſofort ordnungsgemäß 
aufrechne und nach erhaltener Beitragsleiſtung, ſowohl die Koſten der Er⸗ 
haltung als auch den Ertrag dieſes Gemeindewirthshauſes ſtets in den 
Rechnungen der Ortsgemeinde im Sinne der Gemeindeordnung ausweiſe,“ 
hat der Landesausſchuß mit dem Erlaſſe vom 31. October 1881, 3. 3130, 
entſchieden, „daß, nachdem bie Koſten zur Erwerbung und Erbauung ber 
Kealität Nr. 49 in Tyrra von den fteuerzahlenden Bewohnern der Ges 
meinde mit Ausjchluß des Großgrundbefiges aufgebracht worden find, der 
Landesausſchuß nit in ber Lage ift, dem Großgrundbefige die Theil⸗ 
haberſchaft an biefer Realität zu verſchaffen und daß an dieſem Rechts⸗ 
verbältniffe durch den Umftand nichts geändert werde, daß dieſe Realität 
auf den Namen der Gemeinde in Grundbuche und Cataſter vertragen fei.“ 

Die angefochtene Entfcheivung des Landesausſchuſſes, womit die von 
ber Cameraldirection Tefchen angeftrebte Einbeziehung der Einkünfte ber 
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Realität C.Nr. 49 (47) in Tyrra in bie Gemeinbeeinnahne abgelehnt 
wurde, geht von der Vorausjegung aus, daß das Eigenthum ber befagten 
Realität nicht der Gemeinde Tyrra, fondern einzelnen Berfonen angehöre. 
— Aus der deu Aominiftrativacten zuliegenden ämtlihen Beftätigung des 
k. k. Bezirkögerichtes Jablunkau vom 8. Juni 1880, 3. 5012, geht jedoch 
hervor, daß laut Grunvbuchseinlage der Gemeinde Tyrra Zahl 49 das 
fragliche Wirthöhaus sub C.Nr. 47 auf den Namen der Ortögemeinde 
Tyrra als Eigenthümerin eingetragen ift. 

Ebenſo wird durch den Kaufvertrag dto. 5. März 1877 erwielen, 
daß die fraglihe Realität für die Gemeinde Tyrra erfauft und von biefer 
der Kaufpreis berichtigt worden ift und endlich beftätiget die in den Ad⸗ 
miniftrativacten erliegende Eingabe der Ortsinfaffen von Tyrra an die 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Tefchen de praes. 1. Juli 1878, Nr. 7322, 
„daß die Gemeinde Tyrra fih zum Betriebe der ihr verliehenen Wirths⸗ 
bausconceffion ein zwedmäßiges Wohnhaus Nr. 49 errichtete.” — Auf 
biefe neu errichtete Realität wurde dann auch mit Beſcheid der k. k. Bes 
zirkshauptmannſchaft Teſchen vom A. Juli 1878, 3. 7322, diefe Con⸗ 
ceffion übertragen, 

Angeſichts dieſes actenmäßigen Thatbeflandes muß die Gemeinde 
Tyrra als Eigenthümerin der Realität betrachtet werden und ed waren 
bie autonomen Behörden daher gar nicht berechtigt, ein anderes Verhältniß 
rüdfichtlicy des gedachten Wirthshauſes anzunehmen, als dasjenige, daß 
das Eigenthbumsrecht diefer Realität der Ortsgemeinde Tyrra zufteht. 

Da nun ber Landesausſchuß bei feiner, Über die Berufung ber erz« 
berzogl. Cameraldirection in Tefhen wider ven Ausfchußbefhluß der GOe⸗ 
meinde Tyrra ergangenen Entjcheitung vom 31. October 1881, 3. 3130, 
im Gegenfage zu der das Eigenthumsrecht beglaubigenten Grundbucdhsein- 
lage und ben fonftigen Acten ein Eigenthumsrecht ganz anderer Perjonen 
annahm und auf Grund biefer Annahme feine Entfcheidung gefällt bat, 
fo fteht e8 außer Frage, daß die angefochtene Entſcheidung auf einem acten- 
widrigen Thatbeſtande beruht. 

Allerdings hat der Landesausfhuk auf Grund der ihm erftatteten 
Berichte des Oemeintevorftanted annehmen zu fellen geglaubt, daß alle 
die obeit. Acte nur auf Irrthum bafiren und daß in Wahrheit die Realität 
nit von der Gemeinde und für viefelbe, fondern von einer Anzahl In- 
fafjen für fich felbft erworben worden fei. — Wenn nun aud) diefe An- 
nahme im Hinblid auf jene Berichte, dann die Ausführungen der obcit. 
Eingabe de praes. 1. Yuli 1878, 3. 7322, fowie auf die Befchwerbe 
der Cameralbirection möglicher Weife richtig fein Tann, fo ift doc ber 
bermal vorliegende Thatbeftand zur Begründung verfelben unzureichend und 
es könnte nur auf Grund eines vom Landesausſchuſſe unter Beachtung der 
Beftimmungen der Öemeindeordnung durchgeführten ordentlichen Verfahrens, 
allenfalls zur Nichtigftelung der heute beftehenden Verhältniffe gejchritten 
werben. 

Da nämlidh die Erwerbung der Realität Nr. 49 auf den Namen 
der Gemeinde unter der Wirkſamkeit der gegenwärtigen Gemeindeordnung 
erfolgte, fo wäre zu erheben gemwefen, ob alle darauf bezüglichen Acte im 
Rahmen der Gemeindeordnung fi vollzogen oder nit. — Ohne daß in 
amtlicher Weife conftatirt worden wäre, ob. die Erwerbung der Realität 
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für die Gemeinde in giltiger Weife bejchloffen, ob und inwieweit etwa bie 
zur Erwerbung des Grundes und Herfiellung bed Gebäubed verwendeten 
Gelder der Gemeinbecaffe entnommen worden find, Tonnte der Landes» 
ausfhuß zu einer Verfügung mit ber Realität, welche ihrer durch bie 
obecit. Acte erwiefenen Eigenſchaft als Gemeinbeeigenthun offenbar wiber- 
ftreitet, nicht fchreiten. 

Eine derlei Erhebung und Verhandlung ift aber bis nun nicht ab» 
geführt worden; fie ift aber jedenfalls erforberlih, wenn ber*Landesaus- 
ſchuß kraft des ihm zuftehenden Oberauffichtsrechte® mit Vermeidung des 
Rechtsweges eine Ordnungsherſtellung vorzunehmen fi beftimmt findet. — 
Die angefochtene Entſcheidung mußte daher in dem bejagten Punkte nad 
8. 6 des Gef. vom 22. Dectober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, 
wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben werben. 


Ar. 1421. 


Befteuerung einer entgeltlihden Dienftleiftung eines Schaufpielers bei einer 
Thenterunternehmung. 


Erkenutniß vom 81. Mai 18823, 3. 1160. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Joſefine Gall- 
meyer, Schaujpielerin in Wien, ca. Entſcheidung der k. f. nieder⸗öſterr. 
Fin.⸗Landesdirectien vom 27. October 1881, 3. 25634, betreffend tie 
Einfommenfteuerbemefjung für das Yahr 1878, nach burdhgeführter ö. m. 
Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Guſtav Trebitih, fowie bes 
t. £. Din.-Secr. Yohann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführerin war für ihre im Jahre 1878 gegebenen 
Gaſtvorſtellungen an dem hieſigen Theater an der Wien auf Grund des 
von ihrem Vertreter Dr. Trebitſch felbft zugegebenen Bruttoeinkommens 
von 26.500 fl., nad Abzug der paffirbaren Auslagen pr. 9600 fl., fomit 
von einem Reineintommen pr. 16.900 fl. die Eintommenfteuer nad) der 
I. Claſſe vorgefchrieben und im abminiftrativen Inftanzenzuge dieſe Vor⸗ 
ſchreibung auch beftätiget worden. 

In der vorliegenden Beſchwerde wendet fie dagegen ein: 1) daß 
biefe Steuerbemefiung nicht auf Grund des Durchſchnittes des Reinein⸗ 
kommens der drei vorausgegangenen Jahre (1875—1877) ftattgefunden 
babe, 2) daß fie durch ihre Verehelihung mit dem Hamburger Staats⸗ 
bürger Franz Sigmann die dortige Staatsbürgerfchaft erworben habe, 
folgli Ausländerin und im Jahre 1878 Hier nur zun vorübergehenden 
Aufenthalte geweſen fei und 3) auch nicht gefagt werden fünne, daß fie 
bier irgend ein fteuerpflichtiges Geſchäft erft im Jahre 1878 begonnen habe. 

Der V. ©. Hof konnte alle diefe Einwendungen nicht für haltbar 
anerkennen. Zunächſt führt die Beſchwerde felbft an, daß Joſefine Gall- 
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meyer im Jahre 1874, nad. einem verunglüdten Theaterunternehmen 
gemeinfhaftlih mit Julius Rofen, Wien verlaflen, in verfchievenen Städten 
des Auslandes, namentlich in Berlin und Hamburg gelebt und dort ihre 
Kunft ausgeübt habe. Im Jahre 1878 fei fie wieder nah Wien zurüd- 
gelehrt, habe feither abwechjelnd im Theater an der Wien und im Karl⸗ 
theater gaftirt und nun bei letzterem Theater ein feſtes Engagement an- 
genommen. 

Hieraus ergibt fih ſchon die Hinfälligfeit des erften Beſchwerde⸗ 
punftes; denn nachdem fie in den drei dem Jahre 1878 vorausgegangenen 
Sahren kein hierlants fteuerbares Einkommen bezogen hatte und deshalb 
auch nicht befteuert .worben ift, jo konnte in Gemäßheit der 88. 10 und 
12 des Patentes vom 29. October 1849, R. G. B. Nr. 439, eine Ein- 
toınmenftener nah dem Durchfchnittsergebniffe der dem Stenerjahre voraus» 
gegangenen 3 Jahre nicht bemeffen, fondern mußte diefer Bemeſſung ledig⸗ 
lich der zur Zeit der Steuerbemeffung bereit8 belannte Ertrag des Jahres 
1878 derſelben zu. Grunde gelegt werben. 

Hiemit ift aber auch der zweite und britte Beſchwerdepunkt wider. 
legt, wozu Folgendes bemerkt wird: Die Beichwerbeführerin war mit Rück⸗ 
fiht auf die SS. 3 und 4 des oben cit. Patente vom 29. Dectober 1849 
nad der II. Claffe der Einkommenfteuer unterzogen worden. — Es iſt 
nämlich durch die Beſchwerde ſelbſt zugegeben, daß fie feit dem Jahre 
1878 wieder ihren bleibenden Yufenthalt in Wien genommen bat. — 
Der $. 3 des cit. Patentes unterwirft jedoch jedes Einkommen, welches 
die Bewohner der im ©eltungsgebiete dieſes Steuergefeged gelegenen 
Länder, wozu befanntlid auch Niederöfterreich gehört, von ihrem perfün« 
lichen Erwerbe beziehen, der Einkommenſteuer. Es ift daher für die vor- 
liegende Steuerfrage ganz irrelevant, wenn es auch nachgewiefen wäre, 
daß die Befchwerbeführerin eine ausländifche Staatsbürgerin während ihrer 
zeitweiligen Abweſenheit von Wien geworben fei, da ihr biefiger bleibenver 
Aufenthalt feit dem Jahre 1878 durch ihr KEingeftändnig felbft con⸗ 
ſtatirt iſt. 

Der der Erwerbſteuer nicht unterliegende Erwerb der Beſchwerde⸗ 
führerin beſtand nun im erwähnten Steuerjahre in einer entgeltlichen 
Dienſtleiſtung als Schauſpielerin bei hieſigen Theaterunternehmungen. 
Ihre Beſteuerung nach der II. Claſſe fand demnach im 8. 4, lit. a des 
Patentes vom 29. October 1849 die volle Rechtfertigung. Die Be« 
ſchwerde war demnach als unbegründet abzuweifen. 


Ar. 1422. 
Inwieweit Quartiergelder von Magiftratsbeamten Teinen Gegenftand der 
Eintommenfteuer II, GClaſſe bilden. 
Erkenntniß vom 31. Mat 1882, 3. 1107, 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Wilhelm Grob» 
mann, Magiftratödirectord der k. f, Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, 
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und Conf. ca. Entſcheidung ber nieber-öfterr. k. k. Fin.Landesdirection vom 
12. September 1881, 3. 29200, betreffend vie Einfommenfteuerbemeflung 
für das Jahr 1880 von ihren ſtehenden Dienftbezügen, nach durchgeführter 
ö. m. Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Theodor Kratky, ſowie 
des k. k. Min.⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Zufolge des vom Magiſtrate ver k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien der k. k. Steueradminiſtration im Zwecke der Steuervorſchrei⸗ 
bung für das Jahr 1880 vorgelegten Ausweiſes über die ſtehenden Be⸗ 
züge der ſtädtiſchen Beamten beziehen die Beſchwerdeführer und zwar 
Wilhelm Grohmann, Magiſtratsdirector, an Gehalt 4500 fl. und an 
Berfonalzulage 1200 fl., Franz Späth, Magiftratsvicedirector, an Gehalt 
3500 fl., die Magiftratsräthe Anton Bukofsky, Eduard Czeſchka, Joſef 
Lekifch, Anton Zofefy, Anton Böhm, Franz Rautenkranz, Mathias Waniczef, 
Karl Johann Leban und Theoder Dworzak an Gehalt je 3000 fl., die 
Magiftratsräthe Guſtav Echsler, Alois Bittmann, Nikolaus Dertl, Auguft 
Martini und Franz Wenzel an Gehalt je 2700 fl., die Magiftratsräthe 
Karl Peyfuß, Alexander Krenn, Yofef Krammer, Dr. Siegfried v. Brendt 
und Jakob Mathe an Gehalt je 2400 fl., Ferdinand Schmidt, Ober⸗ 
buchhalter, an Gehalt 3500 fl., Karl Mayer, Buchhalter, Rudolf Rehak, 
Steueramtsdirector und Karl Mayer, Kaffendirector, an Gehalt je 2600 fl., 
Hieronymus Arnberger, Bicebaudirector, an Gehalt 8000 fl. und Karl 
Mihatſch, Oberingenieur, an Gehalt 2500 fl. Außerdem bezieht jeder 
von den Befchwerbeführern ein mit 30 Percent des Gehalles entfallendes 
Quartiergeld. | 

Die Beſchwerde ift im Weſen dagegen gerichtet, daß bie Steuer- 
bebörden nicht ben ganzen 3Opercentigen Quartiergeldgenuß fteuerfrei be» 
laffen haben, indem die Einfonmenfteuer II. Claſſe für das Jahr 1880 
von den obigen Bezügen der Bejchwerbeführer in der Art feftgejegt wurde, 
daß bei einem nicht onerofen Geſammtbezuge (an Gehalt, PBerfonalzulage 
und Quartiergeld) über 3100 bis 5000 fl. 20 Percent und bei einem 
nicht onerofen Bezuge über 5000 fl. 15 Percent als angemeffenes Quar⸗ 
tiergeld von der Beſteuerung freigelaffen und der Reſt als Befteuerungs- 
grundlage angenommen wurde, 

Der V. ©. Hof war nit in ber Lage, in der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung eine Geſetzwidrigkeit zu erbliden. Nah 8. 4, II. Claſſe, 3. 1 
des Einfommenfteuerpatentes vom 29. October 1849, R. G. B. Nr. 439, 
find die ftehenden nicht onerofen Genüffe der Beamten und Diener in ver 
II. Stoffe der Einfommenfteuer unterworfen, nicht aber die mit der Ber- 
bindlichkeit zur Beftreitung beſtimmter Dienftesauslagen verbundenen ©e- 
nüffe. Diefer Regel wird an bem oberwähnten Orte eine Ausnahme 
angefügt, wonach Genüffe, welde nicht wohl zu den eigentlich onerofen. 
gerechnet werben können, weil ihnen nicht beftimmte Dienftesauslagen 
gegenüberftehen, von ber Steuer befreit werden, nämlich die mit Rüdficht 
auf befondere Ortöverhältniffe oder die Erforderniffe der ämtlihen Stel⸗ 
fung gewährten befonderen Genüſſe, als die Benügung einer Amtswoh⸗ 
nung, Quartiergelder, Functionszulagen u. vgl. 
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Aus der Textirung des Geſetzes und aus den allgemeinen Inter⸗ 
pretationsregeln über die Auslegung von Ausnahmsbeſtimmungen ergibt 
fih, daß es ſich, ſoll die Befreiung eintreten, um beſondere Verhältniſſe 
handeln muß, feineswegs aber um ſolche Genüſſe und Vergütungen, welche 
ohne ſolchen Ausnahmsgrund abgefondert zur Beftreitung gewöhnlicher regel» 
mäßig vorlommender perfönlicher Auslagen gewährt werden; denn es ift 
naheliegend, daß ein Geſetz nicht in einer Urt ausgelegt werden ann, 
welche es in legter Linie von dem Belieben der Parteien abhängig machen 
wärbde, ob der Genuß eines Beamten ftenerbar fein foll oder nicht. Es 
wird beehalb nicht jeder Genuß, welcher als Bunctionszulage oder Quar⸗ 
tiergeld bezeichnet wird, ohne weiters fteuerfrei fein, jondern es wird immer 
noch die Bebingung hinzutreten müflen, daß der betreffende Genuß aud in 
beſonderen Dienſtes⸗ oder Drtöverhältniffen begründet fei. 

Nah 8. 12 des Einkonmenftenerpatentes und 8. 17 ber Vollzugs⸗ 
vorfohrift zu demfelben vom 11. Jänner 1850, R. ©. B. Nr. 10, follen 
im Bwede der Steuerbemeffung die Bezüge der II. Claſſe, foweit diejelben 
ftehende Jahresgebühren find, von den Caſſen oder Verpflidteten, von 
welchen bdiefelben an den zum Genuſſe Berechtigten zu erfolgen find, ver 
Stenerbehörde angezeigt werden. Wenn nun aub im $. 22 des Ein- 
fommenftenerpatente® beftimmt wurde, daß die Steuergebühr von diejen 
Bezügen von den Caſſen oder den zur Entrichtung bdiefer Bezüge Ver- 
pflihteten, denen die Auszahlung diefer Bezüge an die zum Genuſſe Be⸗ 
rechtigten obliegt, bemeſſen und gleich bei der Auszahlung abgezogen werben 
fol, jo kann in diefer Beftimmung im Zufammenhange mit dem $. 12 
des Einfommenfteuerpatentes keineswegs die Anordnung erblidt werten, 
‚daß die Steuerbehörde fonady von ber Competenz zur Bemefjung ber Steuer 
in diefem alle ausgeſchloſſen iſt. Es iſt offenbar durch die Anordnung 
des 8. 22 nur die ſofortige Bemeſſung der Steuergebühr ſeitens des Aus⸗ 
zahlenden im Zwecke der ihm geſetzlich aufgetragenen Abzugsverpflichtung 
in's Auge gefaßt worden. 

Die im $. 12 des Einkommenſteuerpatentes und 8. 17 der Voll⸗ 
zugsvorfchrift zu denifelben vorgejehenen Anzeigen der Caſſen und Zahlungs» 
verpflichteten haben keinen anderen Zweck, als vie font vom Steuerpflidy- 
tigen einzubringenden Belenntniffe über das fteuerpflichtige Einkommen, um 
bie geſetzlich entfallende Gebühr feilzuftellen und es mäffen demnach auf 
dieſelben alle jene Beſtimmungen angewendet werden, welche in Abſicht auf 
die Bekenntniſſe feſtgeſetzt ſind. Es iſt auch aus den Anordnungen der 
88. 32 und 33 bes Einkommenſteuerpatentes klar zu erſehen, daß bie 
Anzeigen und Belenntniffe ganz gleich zu halten find. 

Aus dem ergibt ſich einerfeits die Unftihhältigkeit der Beſchwerde⸗ 
einwenbungen in Abfiht auf die Competenz der Steuerabminiftration zur 
Bemefjung der Steuer, zumal in der Beſchwerde ſelbſt das Recht ter 
Steuerabminiftration, die Steuer richtig zu ftellen, nicht beftritten wird, 
anbererfeit3 aber die nothiwendige Confequenz, daß die Steuerbehörbe bei 
Prüfung und Behandlung verlei Anzeigen ebenſo vorzugehen bat, wie es 
bezügli der Belenntniffe in ben 88. 25 und 26 des Einfommenfteuer- 
patentes vorgefchrieben if. Es war fonad auch im gegebenen alle die 
Steuerbehörde nicht nur berechtigt, fondern auch verpflichtet, die vom Magi- 
firate derfelben zugelommene Anzeige genau zu prüfen und zur Feſtſtellung 
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des Umftandes, ob und welder Theil des Bezuges der Beſchwerdeführer 
ald ein den bejonderen Ortöverbältniffen entfprechendes Quartiergeld von 
der Befteuerung auszujcheiden fei, bie erforderlichen Erörterungen im Sinne 
der eben bezogenen Paragraphe des Einkommenfteuerpatentes behufs voll⸗ 
ftäntiger Richtigſtellung der Gebühr zu pflegen. 

Nah $. 25 des Einkommenfteuerpatentes, als auch insbefondere nad 
den Fin.-Min.-Erlaffe vom 13. November 1850, R. ©. B. Nr. 445, 
find aber die Steuerbehörden verpflichtet, die Mitwirkung der Vertrauens- 
männer und Sachverftändigen in allen jenen Fällen in Anfpruh zu nehmen, 
wo es fih um die Erhebung und Richtigſtellung der auf bie Steuerbe- 
mefjung Einfluß nehmenden Thatſachen handelt. 

Da es fih nun im gegebenen alle nur darum handeln konnte, ob 
in Wien befonvdere Ortsverhältniffe beftehen und beim Beſtande berfelben, 
welder Betrag mit Rüdficht auf die obmaltenden Verhältniſſe als ein ent- 
ſprechender Quartiergelbbeitrag bei Beamten und Bedienfteten angenommen 
werben kann, alfo um Umftände thatfächliher Natur, fo war die Steuer- 
behörde volllommen im Rechte, das Gutachten in dieſer Beziehung von 
Bertrauensmännern, welde Seitens des Magiftrates für ähnliche Zwede 
ber Steueradminiftration namhaft gemacht wurden, ihrer Entjcheidung zu 
Örunde zu legen. 

Es liegt nämlich) actenmäßig vor, daß nah dem Gutachten dieſer 
Dertrauensmänner in Wien in allen Bezirken befondere, vie Bewilligung 
eines Quartiergeldes begründende Berhältniffe beftchen und daß mit Rück⸗ 
fiht auf die befonveren Berbältniffe „auch bei Bemeflung der Einfommen- 
fteuer von den Bezügen der Wiener Magiftrats- rejp. Gemeindebeamten“ 
bei einen Gefanmtbezuge über 3100 fl. bis 5000 fl. 20 Percent und 
über 5U00 fl. 15 Percent als einfommenfteuerfreied Quartiergeld zu be- 
handeln, ein von dem Steuerpflichtigen allenfalls ausgewiejenes höheres 
Ausmaß am Quartiergeldern jedoch als fteuerbares Einkommen der Ein- 
kommenſteuer zu unterziehen fei. 

Da nun die Steuerbehörbe den ihrer Entjheibung zu Grunde ge- 
legten Thatbeftand vorfchriftsgemäß feftgeftellt hat, nah $. 6 bed Gef. 
von 22. Dectober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, der B. ©. Hof 
an diefen Thatbeftand gebunden ift, fo fonnte mit Nüdficht auf die früher 
ausgeſprochene Rechtsanſchauung und bei dem eingehaltenen Vorgange eine 
Geſetzwidrigkeit in der Einbeziehung eines Theiles des als Quartiergeld 
angezeigten ſtehenden Genufjes in das fteuerpflichtige Einkommen nicht er 
blift werden und es mußte daher der B. ©. Hof bie Befchwerbe als 
unbegründet zurüdweifen. 
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Qr. 1423. 


Der Eommiffionsvertrag unterliegt nit der Gebühr nad) Scala IT. — 

Dauer des Bertrages nad $. 16 des Geb. Bel. — Die Berfchreibung 

einer Hypothet für einen zu leiftenden Vorſchuß, unterliegt einer befon: 
deren Gebühr. 


Erkenntniß vom 31. Mat 1882, 3. 1108. 


Der, t. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Handelsfirma 
H. C. Buſchbeck in Prag ca. Entſcheidung des k. f. Finanz Min. vom 
26. September 1881, 3. 20112, betreffend die Gebührenbemeflung vom 
Eommiffiondvertrage dto. 21. April 1880, nad durchgeführter 3. m. Ver 
handlung und Anhörung des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erfannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird, infoferne mit der» 
felben die Abnahme der Gebühr vom Kommiffionsgefhäfte 
nah Scala II und vom Betrage pr. 42.000 fl. und nidt nad 
Scala II und vom Betrage pr. 36.000 fl. angeorpnet wurde, 
nah 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36, aufgehoben, im Uebrigen aber die Beſchwerde als un— 
begründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Mit dem Konmiffionsvertrage vom 21. April 1880 hat die Xctien- 
zuderfabrif in Sadska ihren ſämmtlichen in Sadska erzeugten Zuder ſammt 
Nahproducten und die gefammte aus ihrer Yuderfabrilfation in Sadska 
refultivende Melaffe der Firma H. C. Buſchbeck in Prag zum freien com⸗ 
miffionsweifen Verlaufe zur Verfügung geftelt und ſich verpflichtet, dieſer 
Icgteren Firma pr. Kampagne mindeftend 10.000 Metercentner erften Pro⸗ 
ductes und Nahpropucte zufanmen zum betungenen commiſſionsweiſen Ver: 
Taufe zu liefern. Für ten commiffionsweifen Verkauf gewährte die Zuder: 
fabrif der Firma Bufchbed eine Provifion von 2 Percent von dem Minie 
malquantum von 10.000 Deetercentner Zuder pr. Sampagne. Die Firma 
H. C. Buſchbeck verpflichtete fih, der genannten Zuderfabrif für jede Cam⸗ 
pagne einen Vorfhuß bis zum Betrage von 70.000 fl. gegen Gpercentige 
Berzinfung zu geben. 

Der Bertrag wurde vorläufig auf drei naceinanderfolgende Cams 
pagnen und zwar 1880—1881, 1581— 1882 und 1882— 1883 geſchloſſen 
und endigt mit dem 31. Auguſt 1883. Erfolgt bis zum 31. März 1883 
von Feiner Seite eine Kündigung, fo gilt der Vertrag weiter bis zum 
31. Auguft 184 unter den gleichen Bedingungen erneuert. Des weiteren 
gilt derfelbe je auf ein weiteres mit 31. Auguft endigende Jahr unter 
den gleichen Bebingungen ftillfhweigend erneuert, wenn bis zum 31. März 
des legten Bertragsjahres eine Kündigung nicht erfolgt if. Zur Sicher⸗ 
ftellung des von der Firma H. ©. Buſchbeck zu leiftenden Vorſchuſſes und 
aller diefer Firma aus der eingegangenen Gejchäftsverbindung erwachlenen 
und erwachſenden Forderungen räumte die Zuderfabrit das Pfandredht bis 
zum Höchftbetrage pr. 70.000 fl. ob den im Bertrage pecificirten, ihr 
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gehörigen Kextiten faumt Iuzchir em. Nach Angabe tes Karl Buſch-⸗ 
gef zum zer Freis des Rebzuckers mit 3 IL r. Meterceniner ange» 
ZUmmER werten, taher tie turkismittiche jährliche 2percentige Provifion 
Tb uf Ar IL kezittert. 

Ti ver anjeiciten:n Umiseitung worte ausgeiprechen, daß für 
se Trzuzkettelzu; bezüzııh des zu lerienten Berinanies vr. 70.000 fl. 
nah Lırtect 61 am 7% re6 Geh. Gei. ccm 9. Febrnar 1850 tie Ge⸗ 
Sise zıh Scala II, tam rem Gemrrifficnswertrage ım Ammendung ber 
Irisch 45 2 ve$ Gei. vom 13. Tecember 1562, R. ©. B. Wr. 89, 
ze Geier mh Scala IN und zwar von ter Oclummiprerifion pr. 
42.0" 7, 8. i tem ñebeniachen Betrage ter jührliben Provifien pr. 
en A, sSsrıebmem fer 

Te Beismerte beitreitet tie Gehührenriliht für vie Pfantbeftellung 
keijh Te6 ;m leiftenten Beritufies anf Erund ter Tarifpeſt 84 des 
Ge. zer 13. Tecemter 15652, von der Auihuuun) ausgehend, weil tie 
Zerfäutlefrız unt Frantkeitelang zuiammenbingente Veſtandtheile eines 
zı2 tebielien Rediszeitiites, namiih des Cemm:iñensverttages find, 
’eemer tie Auzentkarfer auf tem verliegenten Ccmmüjientvertrag der 
TrrtsehH 49 a, reir. ter Zcalı IN un: ter Annahme des fiebenfadhen 
Ferzıszs ver ;ihziıhen Preriicn zur Erundlage ter Gebührenbemeijung, 
>2 ccm Üsomiifisnsvertrage tie Gebühr nad Scala Il vem ſechsfachen 
Berrıze ter Jisresreritisn zu emtrichten wäre. 

Felxızene tie Ceräär für tie Fiantkeitellung jand ter 8. ©. Hof 
dre Zrt’kerung tes ff Finanz Min. geieglih gerechtfertigt. Es iſt fein 
Zmwerel, Tag in ter rerzedabten gebübrenrt:hrzen Urkunde ter Com⸗ 
m:iftentrertrag Lad Daur:seihärt Eiltet, aber ebenie gewiß iſt es, daß in 
zerieiken ter Zuarlerbendreriras im Sinne tes S. 983 des a. b. G. B. 
miht geifichen wurte, ientern ter von tiefem veribietene Bertrag (5. 936), 
ein Tarleiben künftig zum geben. 

Tie Piaurteftellung für ten ven ter keibmertefübrenten Firma zu 
gebenten Berjtug ſteht taber mit tem pactum de mutuo dando, after 
riht mit tem Sommilfiensrertrage in einem Zujammenhange und würde 
nah Taritrcht 24 des Eeſ. vom 13. Tecemter 1262 kei ver Gekühren- 
kemefiung auger Anihlıg bleiben, wenn dieſelbe in ter Redtsurfunte über 
ten Tarlebensvertrag, ven melbem tie Gebühr nah Scala U zu ent- 
rıhten wäre, aufgenommen mwürte. Da aber im gegebenen Falle eine 
Setähr für ta Tarlebensgeichäit nicht abgefertert wırt, je fommt, va 
tie Zefreunz ans ter Tariireſt 34 auf tie Rfandbeſtellung im gegebenen 
Habe letae Arzentunz adet, tie Regel tes 8F. 39 des Gef. vom 9. Fe⸗ 
Star 1% 2 Arzeatang, wenah für jete® einzelne in einer und der⸗ 
ieiten Urtaate er:iızene Rechtsgeſchäft tie geiepli entfallende Gebühr 
ja entr-&ien m. 

28 zurze zer :m Tertrage vom 21. April 1820 das Hanptredhts- 
geitit: äier Lex car ’r:usmeilen Verlauf des Zuckers abyejhlefien, für 
we.teß die (Teiiie zz entrihten ift und außerdem eine Sopothel für ten 
zu le:tenten Ecriist veritrieben, welde Berſchreibung, dx fie weber einen 
ew:fret:iih nmerszert:zem, neh regelmäßigen Beſtandtheil tes Hanptge- 
ftärtes Eiiret une 225 Tariipeſt 61 und 78 des Geh. Gef. vom 9. Fe⸗ 
Eruar 1850 ter Fekätr mad Scala II unterwerfen it, nach 8. 39 viejes 
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Geſetzes dieſer befonderen Gebühr unterzogen werben mußte. Dieſem zu« 
folge war bie in Beziehung auf die Gebühr für die Hypothekverſchreibung 
erhobene Beſchwerde abzumeifen. Ä 

Nah der durh das Geſetz vom 13. December 1862 geänderten 
ZTarifpoft 40, lit. a wurden -entgeltlihe Verträge über Dienftleiftungen, 
welche die Uebertragung von geiftlihen und weltlihen Aemtern und von 
Dienftesftellen zur Beforgung bauernder oder wiederfehrender Geſchäfte 
anderer Art, als welde von Zaglöhnern, Dienftboten, Gewerbsgebilfen 
aus der Clafſe der Gefellen u. dgl. beforgt zu werben pflegen, der Gebühr 
nady Scala III unterworfen. Nad lit. b dieſer Tarifpoft find Verträge 
über Dienftleiftungen, wenn ber Arbeiter ſich verpflichtet hat, den Stoff zu 
liefern, wie Kaufverträge, Tarifpoft 65, alfo ebenfalls nad Scala III der 
Gebühr zu unterziehen. Nach lit. d der Zarifpoft 4O find alle anteren 
entgeltlihen Verträge über Dienftleiftungen, welde nit nad ‘a und b 
diefer Tarifpoft der Scala III unterliegen, nad dem Werthe der Gebühr 
nah Scala Ill unterworfen. 

Wenn auch der gegenwärtige Dertrag als ein entgeltlicher Vertrag 
über Dienftleiftungen, die die bejchwerbeführende Firma für die Zuderfabrit 
in Sadska zu beforgen fich verpflichtete, unter die Zarifpoft 40 fält, fo 
kann derfelbe nach dem Wortlaute der lit. a dieſer Zarifpoft, welche Ueber⸗ 
tragungen von geiftlihen und weltlihen Aemtern und Dienftesftellen be- 
handelt, unter biefe lit, a doch nicht gereiht werden, weil der beſchwerde⸗ 
führenden Firma weder ein Amt noch eine Dienftesftelle durch denfelben 
übertragen wurde. Der Commiffionsvertrag muß bier als ein Bevoll⸗ 
mächtigungsvertrag angefehen werben, welcher nad, Tarifpoſt 27 des Gef. 
vom 9. Februar 1850 als Bertrag zur Führung eines fremden Geſchäftes 
definirt wird und wenn eine Belohnung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
bedungen ift, mie ein Bertrag über Dienftleiftungen zu behandeln ift. 
Ebenſowenig ed num anginge, den Bevollmäcdhtigungsvertrag als die Ueber⸗ 
tragung einer Dienftesftelle oder eines Amtes, wenn bie® durch benfelben 
nicht factifch gefchieht, der Tarifpoft 40 a zu unterziehen und berfelbe unter 
Tarifpoft 40 d eingereiht werden müßte, daher der Scala II unterliegen 
würde, ebenfowenig kann ber gegenwärtige Commiffiondvertrag unter die 
ZTarifpoft AO a gereiht werden und es kann nad Anſchauung des V. ©. 
Hofes auf denſelben nur nad der Zarifpoft 40 d die Scala IL, nicht aber 
die Scala IH in Anwendung kommen. 

Mit Rüdfiht darauf, daß der Vertrag ausdrücklich auf eine be- 
ſtimmte Zeitdauer, d. i. auf 3 nacheinander folgende Campagnen und zwar 
1830—1, 1881—2 und 1882—3 und weiter für eine ungemifle Zeit 
geichloffen war, war die Gebühr wegen ber für eine beftimmte, 3 Cam⸗ 
pagnen umfaffende Zeitdauer bedungenen wieberfehrenden Leiftung nad der 
Summe des für biefe drei Campagnen berechneten Geldwerthes, d. i. von 
18.000 fl. nad 8. 16, lit. a des Geb. Gel. und wegen der für die un- 
gewifje Zeit bebungenen Leiftung nach dem Dreifachen der jährlichen Leiſtung, 
dp. i. von 18.000 fl. in Gemäßheit vesfelben $. lit e, zufammen von 
36.000 fl. zu entrichten. Es war die Entfheidung des f. k. Finanz- 
Min., infoferne mit verfelben vom Commiſſionsgeſchäfte die Gebühr von 
42.000 fl., nicht von 36.000 fl. und nad Scala IH, nicht nad Scala II 
abzunehmen angeordnet wurde, im Geſetze nicht begründet und mußte 
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"ung der Beſchwerde wird nicht flattgegeben. — Die 
ene Entfheidung wird nah $. 7 des Gefekes vom 
„ber 1875, 8. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben.“ 


2 Entfcheidungsgrände. 


"de Sg der d. m. Verhandlung wurte vom Regierungsvertreter unter 
Fi N ung von Hctenftüden, welde den dem B. ©. Hofe vor der Ber- 

*5 225 mitgetheilten Adminiſtrativacten nicht beigelegen waren, die Ein- 
Rain: erhoben, daß die Beſchwerde verfpätet eingebracht worden fei. 

3 er,: Frage der rechtzeitigen Anbringung der Beſchwerde iſt nad $. 14 
u Sig, ef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, die An⸗ 
. a Partei infelange für den B. ©. Hof abgeben, als nicht die 
RG "tigfeit nachgewieſen war. Durd die dem B. ©. Hofe vor der Ver- 
ni Be mitgeiheilten Abminiftrativacten war biefer Ermweis nicht erbracht 
* * ae wur biefe Einwendung in der vom Miniſterium erftatteten Gegen- 
>t nicht erhoben, es ift aber auch durch ben Vertreter der Regierung 

2 7, Ver d. m. Verhandlung ein anderer beftimmter Zuftellungstag nicht 


L) 
nn 


— 


F— — kn "Sgewiejen worden, — Bei biefem Sachverhalte konnte daher ver Ein 


Ze Igs erwähnten Einwendung nicht Folge gegeben werden und war in 
—— Meritum der Sache einzugehen. 

Laut Inhaltes der angefochtenen Min.Entſcheidung wurde durch ſelbe 

— e von den unterſtehenden Organen ber Finanzverwaltung vorgenommenen 

rückbehaltung von Gemeindezuſchlägen der Gemeinde Pago deshalb auf⸗ 

echt erhalten, weil das Miniſterium in derſelben die Geltendmachung des 

iach 8. 1438 des a, b. ©. B. jedem Gläubiger eingeräumten Rechtes 


N Hs ver Sompenfation, nämlich hier zwifchen ber Forderung bes Aerars an bie 


Gemeinde Pago ans dem gerichtlihen Bertrage vom 29. November 1879 


er 7224 Kr mit ber Forderung der Gemeinde Pago auf die Herausgabe ber durch das 


hg " flaatliche Steuerpercipirungsamt für die Gemeinde Pago eingehobenen Ge⸗ 


c a & meindezufchläge erkannte, dann, weil das Recht der Rüdbehaltung dem 


u Aerar, bei Unpünktlichleit der bedungenen Ratenzahlungen der Gemeinde, 
"Omar vertragsmäßig vorbehalten ift. 
Die für die Entjheidung bes k. k. Ackerbau⸗Min. maßgebende Auf- 


; 
* me fofjung, daß vorliegenden Falls eine geſetzliche Compenſation ftattfinde, ift 
I durch die Vorausſetzung bedingt, daß Forderungen gegenfeitig zufammen- 
treffen, die gleichartig und fo beidaffen find, daß eine Sache, die dem 
ZUM einen als Gläubiger gebührt, von diefem auch als Schulpner dem anderen 
Zar Au entrichtet werden fann. Dies trifft aber bier nicht zu. Denn während 
ARE die Forderung des Aerars an die Gemeinde Pago auf dem gerichtlichen 
na Bertrage vom 29. November 1879 beruht, alfo eine privatrechtliche ift, 
BA beruht vie Forderung der Gemeinde an das Aerar auf Herausgabe ver 


En nomine ber ©emeinde eingehobenen Gemeinvezufchläge auf Normen des. 


vom! 


Öffentlichen Rechtes, nämlich auf der Beftimmung des 8. 90, alinea 1 ver 
dalm. Gem. Ordg. vom 30. Juli 1864, 8. ©. B. Nr. 1, ift alfo eine 
öffentlich redhtlihe, in Bezug auf welde die Gemeinde nicht Gläubiger, 
das Aerar nit Schuloner im Sinne des a. b. ©. B. ift; fie ift eine 
Forderung , deren Geltendmachung fi ber Judicatur des orbentlichen 
Richters entzieht; es fehlt daher burdaus die nothiwendige Bedingung 
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demnach in biefer Beziehung nah 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben werben. 


Ar. 1424. 


Benn die Abſchreibung oder Rüdvergütung einer Gebühr wegen Ungiltig- 
Leit eines Bertrages gefordert wird, hat im Sweifer betzeite der legteren 
die Partei den Beweis durch ein gerichtlihes Erkenntniß zu liefern. 


Erkenntniß vom $ı. Mai 1882, 8. 1109. 


Der k. . V. ©. Hof hat über die Bejchwerbe der Fortuna Sma- 
lawska und Marie Dydynska ca. Entfheidung des k. k. Finanz ⸗Min. vom 
5. October 1881, 3. 22174, betreffend die Verweigerung der Rüdver- 
gütung der vom Kaufvertrage dio. Lemberg 17. Yuli 1870 eingezahlten 
Gebühr ſammt Berzugszinfen, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung zu 
Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Die Befhwerbeführerinnen haben dem t. k. Sinanzminifterium 
binnen 14 Tagen nad AZuftellung bes Erfenntniffes 10 fl. an 
Koften des Verfahrens zu bezahlen.” *) 


Ar. 1425. 


Für Die Frage ber rechtzeitigen Anbringung der Beſchwerde beim B. ©, 
Hofe, ift die Angabe der Partei über den Zuftelungstag ber angefod: 
tenen Entfcheidung infolange maßgebend, bis von der belangten Behörde 
oder Partei ein anderer beftimmter Buftelungstag nicht nachgewieſen 
wird. — Eine Verfügung, durch welde eingehobene Gemeindezuſchläge 
ohne Rüdfiht darauf, weldhe Ausgaben der Gemeinde durch felbe ihre 
präliminarmäßige Dedung finden follen, zur Begleihung einer privat: 
rehtlihen PBorberung des Aerars an die Semeinde zurüdgehalten und 
verwendet werden, ift ungefehlid. 


Erfenntniß vom 1. Juni 1882, 3. 1022. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des dalm. Landes⸗ 
ausſchuſſes im eigenen Namen und Namens der Gemeinde Pago ca. Ent⸗ 
ſcheidung bes k. k. Aderbau-Min. vom 13. Auguft 1881, 3, 6380, be« 
treffend die Zurüdhaltung von Gemeindezuſchlägen der Gemeinde Pago 
aus Anlaß einer, aus einem Vertrage abgeleiteten Forderung bed Aerars, 
nach burchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Yinanz- 
Procur.-Secr. Dr. Ulan Thomas, zu Recht erkannt: 

„Der vom Bertreter des k. k. Aderbauminifteriums bei 
ber d. m. Verhandlung erhobenen Einwendung der verfpäteten 


*) Siebe Sueipeibung sgrüinte bei Nr. 39 und 47 (Band I, Jahrgang 1876/77) 
und bei Nr. 500 (Band II, Jahrgang 1879). 
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Einbringung ber Befhwerde wird nicht flattgegeben. — Die 
angefochtene Entſcheidung wird nah $. 7 des Geſetzes vom 
22. Oktober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Bei der d. m. Verhandlung wurte vom Regierungsvertreter unter 
Probucirung von ctenftliden, welde den dem B. ©. Hofe vor der Ber- 
handlung mitgetheilten Wominifirativacten nicht beigelegen waren, die Ein- 
wendung erhoben, daß bie Befchwerbe verfpätel eingebracht worden fei. 
Für die Frage der rechtzeitigen Anbringung der Beſchwerde ift nad 8. 14 
des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 36, die Ans 
gabe der Partei infelange für den V. ©. Hof maßgebend, als nicht die 
Unrichtigfeit nachgewiefen war. Durd die dem V. ©. Hofe vor ber Ver⸗ 
handlung mitgeiheilten Adminiftrativacten war dieſer Erweis nicht erbracht 
und wurde biefe Einwendung in ber vom Miniſterium erftatteten Gegen« 
Schrift nicht erhoben, es ift aber aud dur den Bertreter der Regierung 
bei der 3. m. Verhandlung ein anderer beftimmter Zuftellungstag nicht 
nachgewiefen worden. — Bei dieſem Sachverhalte konnte daher der Ein⸗ 
gangs erwähnten Einwendung nicht Folge gegeben werden und war in 
das Meritum der Sache einzugeben. ' 

Laut Inhaltes der angefochtenen Min.⸗Entſcheidung wurde durch felbe 
bie von den unterftehenden Organen ber Finanzverwaltung vorgenommenen 
Rückbehaltung von Gemeindezuſchlägen der Gemeinde Pago deshalb aufs 
recht erhalten, weil das Meinifterium in verfelben bie Geltendmachung des 
nah 8. 1438 des a. b. ©. B. jedem Gläubiger eingeräunmten Rechtes 
der Eompenfation, nämlich hier zwifchen der Forderung bes Aerars an bie 
Gemeinde Pago aus dem gerichtlichen Vertrage vom 29. November 1879 
mit der Forderung der Gemeinde Bago auf die Herausgabe der durch das 
ftaatlihe Steuerpercipirungsamt für die Gemeinde Pago eingehobenen Ge- 
meindezufchläge erfannte, dann, weil das Recht der Rüdbehaltung dem 
Aerar, bei Unpünttlichleit der bedungenen Ratenzahlungen ver Gemeinde, 
vertragsmäßig vorbehalten ift. 

Die für die Entfcheidung des k. k. Ackerbau⸗ Min. mapgebende Auf- 
faflung, daß vorliegenden Falls eine gefeglihe Compenfation ftattfinde, ift 
durch die Borausfegung bebingt, daß Forderungen gegenjeitig zuſammen⸗ 
treffen, die gleichartig und fo befhaffen find, daß eine Sache, bie dem 
einen al8 Gläubiger gebührt, von diefem auch als Schulpner dem anderen 
entrichtet werben kann. Dies trifft aber bier ‚nicht zu. Denn während 
die Forderung des Aerars an die Gemeinde Pago auf dem gerichtlichen 
Bertrage vom 29. November 13879 beruht, alfo eine privatrechtliche ift, 
beruht bie Forderung der Gemeinde an das Aerar auf Herausgabe der 
nomine der Gemeinde eingehobenen Gemeindezufhläge auf Normen bes. 
öffentlihen echtes, nämlich auf der Beftinnmung des 8. 90, alinea 1 ber 
dalm. Gem. Ordg. vom 30. Juli 1864, 2. ©. B. Nr. 1, ift alfo eine 
öffentlic rechtliche, in Bezug auf welche bie Gemeinde nicht Gläubiger, 
das Aerar nit Schuldner im Sinne des a. b. © B. ift; fie ift eine 
Vorderung , deren Geltendmachung fih ber Judicatur des ordentlichen 
Richters entzieht; es fehlt daher burdaus die nothwendige Bedingung 
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ver gefeglih ſchon für fih die gegenfeitige Zahlung bewirkenden Aufe 
bebung der Verbindlichkeiten, nämlich vie Gleichartigkeit der Forderungen. 

Demgemäß war auch die in der 5. m. Verhandlung ausdrücklich 
formulirte Einwendung, daß die Regierung bier nicht einen Act obrigfeit- 
liher Judicatur geübt, fondern lediglich Privatrechte des Fiscus geltend 
gemacht habe, evident unrichtig, weil der Fiscus im eigentlihen Sinne 
als die privatrechtliche Erfheinungsform des Staates mit der Eincaffirung 
von Gemeindezuſchlägen offenbar nichts zu thun bat und weil fomit Das 
Aerar, dafern es in der privatrechtlichen Poſition verblieben fein wärbe, 
gar nicht in die Lage gelommen wäre, die bier geltend gemachte Compen- 
fation auszuüben. 

Die vorliegende Streitfahe ift thatſächlich, infoweit es ſich hiebei 
un die Geltendmachung der aus dem Bertrage vom 29. November 1879 
refultirenden Rechte handelt, eine ganz ausſchließlich privatrechtliche; allein 
eben deshalb Tonnte die Durchführung diefer Rechte im Wege der Zurück- 
haltung von Steuerzufchlägen nicht gefucht werben. 

Wenn fi fchließlih auch darauf berufen wird, daß im Urt. II des 
Bertrage® vom 29. November 1879 der Staatöverwaltung das Recht ber 
Rückbehaltung der Gemeindezuſchläge behufs Befriedigung ihrer privatrechte 
lihen Forderung eingeräumt wurde, fo ift biegegen zu erinnern, daß Ge⸗ 
meindezufchläge nach ben Gemeinvegefege (V. Hauptftüd der dalı. Gem. 
Ordg. vom 30. Yuli 1864, L. G. B. Nr. 1) nur zur präliminarmäßigen 
Beftreitung der durch die Einkünfte der Gemeindecafje nicht bevedten Aus- 
gaben für Gemeindezwecke beigetrieben und verwendet werben künnen und 
jede andere Verwendung berjelben ungeſetzlich ift. 

Mit Rüdfiht hierauf war jene vertragsmäßige Feltfegung überhaupt 
gefeglih unzuläffig und kann daher auch hiedurd die angefochtene Ber» 
fügung nicht geftägt werben. Es mußte vielmehr viele Verfügung, durch 
welche eingehobene Gemeindezuſchläge ohne Rüdfiht darauf, welche Aus 
gaben ber Gemeinde durch felbe ihre präliminarmäßige Dedung finden 
folen,, zur Begleihung einer privatredtlichen Forderung des Aerars an 
bie Gemeinde zurüdgehalten und verwendet wurden, als geſetzlich nicht 
begründet erfannt und bdiefelbe ſomit nad 8. 7 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. 2. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben werben. 


Ar. 1426. 


Gemeindezuſchläge vom Pfründeneintommencongrun. 
Erkenntniß vom 1. Juni 1888, 3. 1026, 


Der 8.8. 3. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Pfarrers in 
Besca ca, Entfheidung des iftrianer Randesausfchuffes vom 20. December 
1881, 3. 5313, betreffend die Einhebung von ©emeindezufchlägen,, nad 
burchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr, Anton 
Haflwanter, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nad $. 6 des Ge 
jege8 vom 22. Detober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, wegen 


Veilage der Juriſtiſchen Biättert. 
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mangelhaften Verfahrens aufgehoben und die Sache zur Be- 
bebung der Mängel und neuen Entfheidung an die Berwal» 
tungsbehörde zuräüdgeleitet.“ 


Entfdjeidungsgründe, 


Es ift aus der Verhandlung nicht zu entnehmen, für welchen SZeit- 
zaum und namentlih auf welcher Grundlage die Vorſchreibung der Ges 
meindezufchläge erfolgte, bezw. welches bie Baſis war, auf ber der Ge- 
meindevorftand annahm, daß ber Pfarrer von Besca über die Congrua 
botirt fei und ob diesfalls officiele Daten (abjuftirte und reabjuftirte 
Pfarrfaſſionen) in Betracht genommen wurden. Noch weniger läßt ſich 
aus der Verhandlung entjcheiden, ob, morauf der Befchwerveführer eben» 
falls zurädtommt, die Zufchläge von tem ganzen Pfründeneinkommen, ein- 
ſchließlich des Congruabetrages, berechnet wurden (jo daß die Congrua nur 
als Erecutiondgrenze in Betracht gezogen wurde) oder ob bie Borfchreibung 
ausſchließlich von dem die Congrua überfteigenden Betrage erfolgte. 

Du nun alle diefe Daten zur Begründung der angefodhtenen Ent« 
ſcheidung — foweit biefe nit fhon, was die Vorſchreibung für frühere 
Dahre betrifft, auf die Rechtskraft der Borfchreibung geftügt werden fonnte — 
nothwenbig waren, ba ferner in dem abgeführten Verfahren eine Lücke auch 
infoferne wahrgenommen wurde, als eine inftanzmäßige Entfſcheidung des 
Gemeindeausſchuſſes wenigſtens actenmäßig nicht nachgewiefen erfcheint, 
mußte das Berfahren nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, 
NR. ©. 2, ex 1876 Nr. 36 wegen wefentliher Mängel aufgehoben und 
die Sache zur Behebung der Mängel und neuen Entfheitung an vie bes 
langte Behörde zurüdgeleitet werden. 


Qr. 1427. 


Die Arbeiterhäufer find zwar nicht den zum Erwerböbetriebe unentbehr: 

lihen Räumlichkeiten beizuzählen, welche zur Cinquartierung nidt in An: 

ſpruch genommen werben dürfen, fie find aber, wie überhaupt alle Mieth: 

räume für Die Militäreinguartierung nur mit Vorbehalt derjenigen Lo⸗ 

calitäten in Anſpruch zu nehmen, welche den Inwohnern berfelben (Quar: 

tierträgern) mit Rüdfiht auf an erpältnifte zu ihrer Unterkunft 
nöthig find. 


Erkenntniß vom 2. Juni 1882, 3. 1113. ’ 


Der k. k. B ©. Hof bat Über die Beſchwerde ber Firma Getzner 
Mutter & Comp. ca. Entſcheidung des k. k. Min. für Yandesvertheidigung 
vom 8. September 1881, 3. 18487 II a, betreffend die Ermittlung dee 
Baflungsraumes für die Militäreinguartierung, nad turcchgeführter ö. m. 
Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Erle, dann bes k.k. 
Min.⸗Rathes Franz Weinmeifter, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des. Ge— 
jeßes vom 22. Dcetober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.* 

Bndwinski, B. 8. H. Erfenniniffe. VI. 19 
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Entfcheidungsgründe. 


Dei Beurtheilung der vorliegenden Beſchwerde kommt es auf vie 
Entſcheidung der ragen an, ob die ber bejchwerbeführenvden Firma ge- 
hörigen Arbeiterhäufer den zum Erwerböbetriebe unentbehrlichen Räumlich⸗ 
teiten, welche nach 8. 10, 3. 9 des Geſ. vom 11. Juni 1879, R. G. B. 
Nr. 93 zur Einquartierung nicht in Anſpruch genommen werden bürfen, 
beizuzählen, eventuell, wenn biefe Arbeiterhäufer nur als Miethhäufer zu 
betrachten wären, ob nach derfelben Gefegesbeftimmung vie für die Miether 
mit Rüdfiht auf ihre Yamilienverhältniffe nöthigen Wohnungen von der 
Einquartierung freizulafien feien. 

Die erfte Frage betreffend, erachtet der B. ©. Hof, daß dem zum 
Erwerböbetriebe unentbehrlihen Räumlichkeiten die Wohnungen der Hilfs- 
arbeiter nicht beigezählt werden können, weil in bemfelben Sate, der von 
jenen Betrieberäumen handelt, ausbrüdlih nur die Befreiung des Woh⸗ 
nungsbedarfes ber Quartierträger ausgeſprochen, des gleichen Bedarfes der 
gewerblichen Hilfsarbeiter aber nicht erwähnt iſt. 

Dagegen mußte der V. G. Hof die zweite der eben formulirten 
Fragen bejahen und erkennen, daß die in Frage ſtehenden Arbeiterhäufer, 
wie überhaupt alle Miethräume für die Militäreinquartierung nur mit 
Vorbehalt derjenigen Localitäten in Anſpruch genommen werden können, 
welhe den Inmwohnern berfelben (Quartierträgern) mit Rüdficht auf ihre 
Familienverhältniſſe zu ihrer Unterkunft nöthig find. 

Für diefe Auffaffung fpricht vor Allem, daß das Geſetz, nachdem 
es im 8. 8 die Berpflihtung zur Naturalquartierleiftung und zur Bei⸗ 
ftellung der Nebenerforderniffe auf den Beſitz des Haufes gelegt, alfo dem 
Hausbefiger auferlegt hat, bei ver im $. 10, Abf. 9 normirten Eremtion 
den Ausdrud „Quartierträger“ (nicht Hausbefiger) gebraucht, wonach nicht 
angenommen werben kann, daß diefe Eremtion nur dem Befiger des Hauſes 
— ohne Rüdfiht auf die an Andere abgemietheten oder fonft überlaffenen 
Räume — zu flatten kommen fol. — Vielmehr muß in Uebereinftimmung 
mit dem natürlichen Spracgebraude angenommen werden, daß unter 
„Quartierträger“ nicht blos — wie im $. 8 und gleflh darauf wieder im 
8. 12 de8 Gef. — der Hauseigenthümer, ſondern jeder Inwohner der 
in Anſpruch genommenen Räumlichleiten zu verftehen ift und daß jeber 
Inwohner fi der Laſt der Militäreinguartierung nur foweit zu bequemen 
bat, als ihm die für die eigene und feiner Familie Unterkunft unentbehr- 
lichen Räumlichkeiten frei bleiben. 

Zu berfelben Auslegung kommt man, wenn auf bie Beftinmung bes 
8. 9 des Gef. Rückſicht genommen wird, wonach die Orundlage ber 
Einquartierung „der nach den Geſetz verfügbare geeignete Faſſungsraum“ 
ift. — Denn offenbar kann jener Raum, welcher zur Unterkunft aller nicht 
zur Claffe der Hauseigenthümer zählenden Bewohner des Ortes unent- 
behrlich ift, nit al8 „verfügbar“ gelten. 

Bei diefer Auffaffung befteht dann auch zwiſchen dem Geſetze und 
ber ad $. 8 desjelben in der Min.» Verorpnung vom 1. Juli 1879, 
R. ©. B. Nr. 94 getroffenen Ausführungsbeftimmung fein Widerſpruch, 
denn diefe Beftimmung verorbnet nur, daß die „Derpflihtung der Natural« 
quartierleiftung dem Befiger tes Gebäudes rüdfichtlih aller gejeglich nicht 
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befreiten Räume, e8 mögen biefelben von ihm felbft benützt, oder anderen 
zur Benüßung überlaflen fein” obliegt. Da nun unter „gefeglich befreiten“ 
Räumen offenbar audy die nach 8. 10, Abſ. 9 des Gef. befreiten ver» 
ftanden find, fo können aud nad diefer Beftimmung der Ausführungs- 


verorbnung nur eben wieder jene Räfme in Anſpruch genonmen werden, 


welche nicht nach 8. 10, Abſ. 9 des cit. Gefetes frei zu bleiben haben. — 
Endlich kann auch dur die in derfelben Ausführungsverorbnung ad $. 9 
bes Gef. getroffene, Übrigens in der Verhandlung nicht angerufene Be» 
ſtimmung jelbftverftändlich der im 8. 9 feldft getroffenen Anordnung nicht 
berogirt werben. 

Hienach mußte die angefochtene Entſcheidung, welche die im Voran⸗ 
ftehenden aus dem Gefeke bebucirte Befreiung ber unentbehrlichen Woh⸗ 
nungsräume von ber Einquartierungslaft nicht vollftändig gelten ließ, als 
in dem Geſetze nicht gegründet nah 8.7 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden. 


Ar. 1428. 


Nach $. 19, Punkt 1 des Heimathsgeſ. vom 3. December 1863 gibt ber 
„freiwillige Eintritt“ in das Militär, nicht aber Die „Erneuerung der be: 
reits erfältten Dienftverpflihtung” den geſetzlichen Bumweifungsgrund ab. 


Erlenntniß vom 3. Juni 1888, 3. 1069. 


Der k. k. 8 ©. Hof Hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinte 
Bozen ca, Entſcheidung des k. f. Min. des Innern dio. 24. October 
1881, 3. 15713, betreffend die Zumeifung des heimathsloſen Baftlius 
Saicher (Seichler) zur Gemeinde Bozen, nad burchgeführter dB. m. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des k. k. Min.-Rathes Ritter v. Großer, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah F. 7 des Ges 
feße8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Es iſt unbeſtritten, daß Baſil Saicher weder durch Geburt, noch in 
Folge felbſtſtändiger Erwerbung ein Heimathsrecht beſitze und daher nad) 
dem III. Abſchnitte des Heimathsgeſ. vom 3. December 1863, R. G. B. 
Nr. 105 zu behandeln und daß er nah Punkt 1 des 8. 19 desſelben 
zuzuweijen fei. ‚ 

Die  befchwerbeführende Gemeinde beftreitet die Geſetzmäßigkeit ber 
angefochtenen Min.⸗Entſcheidung beshalb, weil Saicher, der im Jahre 1855 
freiwillig in's Militär eingetreten war, auf Grund feiner Militärdienft- 
ernenerung im Jahre 1866 der Gemeinde Bozen zugewiejen worden ift. 

Es ift aus der Protofollarausfage Saicher's vom 3. December 1877 
und der vom 14. April 1878 zu entnehmen, durch bie weiteren Acten 
nicht widerlegt und nicht beftritten, daß bderfelbe, ber im Jahre 1835 
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lage ohlicgrabe Dervictung unb Erjegsfidt 
en Üchertrriung Des Befrrrchiägrieges var Beriährung mefaßt. 


cahsfı ea. Adertau Min. aus Aulaß ter Cutjheitung tetielten vom 

6. Juni 18%1, 3. 3534, betreffend tie aufgetragene Reinigung des 

Ehyrewer Mühlgrabens, nah tuchgeführter 5. m. Berhantluny und An- 

berung de 8. 1. Min.⸗Bice⸗Secr. Freiherrn v. Tranttenberz, zu Recht 
anni: 


„Der von dem Bertreter des belangten Minifteriums bei 
ber öffentlihen mündlichen Berhandlung erhobenen Einwen- 
dung der Incompetenz des f. f. Berwaltungsgerihtähofes wird 
nit flattgegeben. Die Befhwerde wird als unbegründet ab- 
gewiefen.” 

Entfdheidungsgrände. 

Der erſt bei der mündlichen Verhandlung vom Regierungsvertreter 
auf Grund des 8. 48 des Gel. vom 22. October 1875, R. ©. DB. ex 
1876 Nr. 36 erhobenen Einwendung der Imcompetenz des B. ©. Hofes 
wurde nicht flattgegeben, weil im Hinblide auf die SS. 72 u. 74 des 
Wall. Def. vom 14. März 1875, galiz. 8. ©. B. Nr. 38, weldem 
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zufolge, auch wenn bie Unterfuhung und Beftrafung ber Uebertretung des 
Waflerrechtögefege durch Verjährung entfällt, doch fie nad 8. 72 ob⸗ 
liegende Berpflihtung und Erfagpfliht aufrecht bleibt, daher in diefer 
Richtung bie abminiftrative Berhandlung gepflogen und die Entfcheidung 
gefällt werden mußte, die Entſcheidung bes k. k. Aderbau-Min. fi ſonach 
nit als ein in die Kompetenz des k. k. Min. des Innern fallendes Er» 
fenntniß in Bolizeiftraffachen darftellt. 

In merito ift zu bemerken: Mit dem, im Berufungswege vom I, k. 
Min. des Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbau⸗Min. auf« 
recht erhaltenen Statth.-Exrfenntniffe vom 12. Mär; 1880, 3. 7355 
wurde entſchieden, daß das am Fuße des Sikociuüski'ſchen Steinbruches 
und der anliegenden Parcelle deponirte Materiale, wie überhaupt das ganz 
regelwidrige Brechen der Steine in dieſem Steinbruche während der ganzen 
Erploitationsdauer an ber Erbabrutihung und der Verftopfung des Chy- 
rower Mühlgrabens umd Weges fchuld ſei; daß ſich dieſe Beſchädigung 
des Mühlgrabens als eine Uebertretung des 8. 69 des für Galizien er: 
laffenen Waſſ. Gef. vom 14. März 1875, % ©. B. Nr. 38 darftellt 
und daß letztere nicht nur dem Emil Zursfi, fondern auch dem Johann 
Sikocihsfi und Jakob Goldberg zur Laft fällt. 

Eine Beftrafung des Johann Silocinsli fand nicht ftatt, weil Diefe 
Mebertretung nad 8. 74 des cit. Geſetzes bereits verjährt war, wobei 
Ihon an dieſer Stelle hervorzuheben ift, daß nach dem Schlufabfage diefes 
Baragraphen burdy die eingetretene Verjährung die dem Uebertreter zufolge 
des 8. 72 desſ. Geſetzes obliegende Verpflichtung nicht berührt wird. — 
Das k. k. Aderbau-Min. hat aber im Inſtanzenzuge mit der angefochtenen 
Entſcheidung vom 6. Juni 1881, 3. 3534 den Johann Silocinsfi in 
solidum mit Emil Turski und Jakob Goldberg zur Befeitigung der ge- 
dachten Aufſchüttung, bezw. zur Wiebereinfegung bes Chyrower Mühl. 
grabens in den früheren Stand auf eigene Koften für verpflichtet erfannt. 

Der Befchwerveführer beftreitet, die befagte Verſchüttung mitver- 
ſchuldet zu haben und ficht deshalb die Geſetzmäßigkeit der ihm auferlegten 
Solidarverpflihtung an. 

Der Ausſpruch über die Vebertretung und Beftrafung wegen ver 
befagten Berfchüttung entzieht fih nad) 8. 48 des Gef. vom 22. October 
1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 der Yubicatur des V. ©. Hofes. — 
Dagegen hatte der B. ©. Hof allerdings darüber zu erfennen, ob dem 
Deichwerbeführer — abgejehen von einer Strafe — die Verpflichtung zur 
Neinigung des verfchätteten Mühlgrabend nach 8. 72 des Wafl. Gef. mit 
Grund auferlegt worden fei. 

Da nad den gepflogenen Erhebungen conftatirt erfcheint, daß das 
regelwibrige Gebahren bezüglich des Steinbruches, welches die Beſchädigung 
des Mühlgrabend zur Folge hatte, auch vom DBefchwerbeführer mitverur- 
facht wurde, fo war das k. k. Ackerbau-Min. im Grunde des 8. 72 des 
galiz. Wafl. Gef. vom 14. März 1875 und des $. 1302 a. 6. ©. 2. 
im Rechte, wenn es, da die Antheile der Einzelnen an der Beſchädigung 
des Mühlgrabens fi nicht beflimmen laſſen, dem Beſchwerdeführer bie 
befagte Solivarverpflichtung auferlegte. — Dem Geſagten zufolge war bie 
Beſchwerde als geſetzlich ungegründet abzuweiſen. 
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Br. 1138. . 
Gebüherubchuubtung euer über - 
Du Bath Der Gxrhauste Yüurausgchenben 
Srfemstuiü vom 6. Imi SER, 3. 1198. 


Te tt 3 G. £or Sat über vie Feidiwerbe ber Yunz Gräfin 
von ver Afehurz ea Eutiheivung tes Finauʒ⸗Min. um 14. Sep⸗ 
tember 1381, 3. 23305$, betreifenb vie Gebührenbemeifung von eimem 
Erbans gleiche vom 30. Sesizmber 1372, über sie Berlaifenfhuft mach 
Heinrich Freiherrn v. Mei, nad durchgeführter ã. m. Berhanklung zu 
Necht erfammt: 


Die Beisnerte wire als unbegründet abgemiefen.“*) 


Arx. 1431. 
Gchickung des Erbidaftstitels dar nadträglide abhanblungsbchörb- 
liche Geufkstirung. 
&xfenutuif sem 6. Iami SER, 3. IST 


Te 28.6. Cor Sat über tie Beichmerte des Jchuum Pohl, 
Grundbeñtzert m Jigerntorf, ea Üurideitung tes L L Fiman;-Min. 
som 11. Nevember 12181, 3 25584, beireitent tie Gehührenkemciiung 
son einer Aufjanzunzgsurfunte, nach durchgeführter o. m. Berhanklung 
aus Ausöruug tes Are. Dr. Otte Rerpal, fomie zes £ EL Min -Bi»Secr. 
Ritter v. Frojchauer, zu Recht erfummt: 

„Die angefochtene Entibeitung wirt, inſeweit auf Grund 
ver Infizutnungenrtunee vom 9. Mai 1331 auch rädjihtlih der 
von Icjet Lariſch mach feinem Bater Franz Lariſch ermerbenen 
uud an Ichaun Pehl mitübertragenen Grandebjecte eine 
Percentnalgebühr vergeſchtieben werten ik, nach 8. 7 des 
Gejeges von 22. Octeber 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 
aufgehoben; im Uebrigen wird vie Beſchwerde als unbegründet 
abzewiefen.“ 


Euifdeidungsgrände. 

Jeham Bohl Hatte mit tem fhriftliden Bertrage vem 20. März 
1881 ren Yofef Lariih den tem Ichteren fraft der Cinautwertunysurlunde 
nad feinem Bater Aranz Lariſch vom 15. März 1362, 3. 698 eigen- 
thũm lich gehörigen Mehlahef Rr. 95 rer Statt Yägernberf (Grumbbudhe- 
einlage Rr. 1 Obervorſtart) fammt fundus instructus im denfelben Grenzen 
und Rainen, wie Jeſef Lariſch Tiefe Realität beſeſſen hat und befiken 
lonnte, um 48.000 fl. gelauf. Am 9. Mai 1881 felite Joſef Lariſch 


*, Eiche Entfeitungegränbe bei Rr. 680 und bei Rt. 906 (Banb IV, 
Jafrgang 1880). 
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«ine Aufſandungsurkunde aus, in welcher er erklärt, daß zu dem an Johann 
Pohl verkauften Mohlahof auch noch andere Grundobjecte gehören, nämlich 
1) die von Joſef Lariſch am 17. April 1873 um 5800 fl. erworbenen 
Grundſtücke (Grundbuchseinlage 2 Obervorftabt Jägerndorf), dann 2) die in 
den Orundbuchseinlagen 3 und 4 Obervorſtadt Jägerndorf vertragenen Grund» 
ftüde, an deren Gewähr noch Franz Larifch (Vater des Joſef Lariſch) ſtehe. 

In der gedachten Anffandungsnrfunde wird meiter erllärt, daß viele 

unter 1 und 2 bezeichneten Orundobjecte bei Abſchluß des Kaufvertrages 
vom 20. März 1881 ala unter der Bezeihnung Mohlahof mitverftanden 
und im Saufpreife von 48.000 fl. mitbegriffen waren, daher auch Johann 
Bohl ermädtiget wird, fih als Eigenthümer verfelben grundbücherlich 
anſchreiben zu laſſen. 
Die Finanzverwaltung hat nicht nur ben Kaufvertrag vom 28. März 
1831 auf Grund des SKaufpreifes pr. 48.000 fl. einer Gebühr von 
31/, Bercent unterzogen, fondern die Vermögensübertragungdgebühr auch 
auf Grund der Auffandungsurktunde dto. 9. Mai 1881 in Anfprud 
genommen und. zwar rüdfichtlih ber oben unter 1. bezeichneten Grund⸗ 
objecte mit 21/, Percent aus einem vereinbarten Werthe von 4000 fl., 
hinfihtlih der sub 2. bezeichneten Grundobjecte mit 3'/, Percent aus 
einem Geſammtwerthe pr. 3300 fl. Die Beſchwerde ift gegen die Be- 
mefjung einer Bermögensäbertragungsgebühr aus der Auffandungsurkunde 
vom 9. Mai 1881 überhaupt gerichtet, für welche legtere nur bie fire 
Urfundengebühr von 50 Tr., welche entrichtet wurde, nach Tarifpoſt 15 er» 
forderlich war. 

Aus den eingeholten gerichtlihen Acten über die nah bem am 
16. September 1861 verftorbenen Franz Larifch gepflogene Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung bat der V. ©. Hof entnommen, daß laut Abhandlungs⸗ 
protofoll8 vom 30. Yänner 1862 die von dem ©enannten hinterlaffenen 
Realitäten in dem fogenannten „Mahlhof“ sub Nr. 95, Obervorftadt 
Yägerndorf fammt beiläufig 90 großen Scheffeln Ader, Garten und Wieje 
aus dem Kaufe vom 20. Jänner 1820, dann in 1 Stüd Ader von 
4 Joch 1193%,, after aus dem Kaufe vom 20. Yuni 1833, endlich 
in 1 Aderftäde top. Nr. 214 von 4 Joh 247 Mlafter und einer Wiefe 
top. Nr. 215 pr. 836 [Rlafter aus der Einantwortung vom 12. October 
1833 beftanden hatten. 

Am 15. März 1862 waren biefe Realitäten im teftamentarifchen 
Uebernahmewerthe von 12.600 fl. Seitens bes k. k. Bezirkögerichtes Jägern⸗ 
Dorf dem Joſef Tarif eingeantwortet worden und wurde am 12. September 
1862 auch deſſen Befiganfchreibung bewilliget. Weber Anfuchen des Joſef 
Zarifch de praes. 19. Mai 1881 hat das k. k. Bezirksgericht Jägerndorf 
unterm 19. Mai 1881, 3. 3596 die nachträgliche Einantwortung 
der von deſſen Bater Franz Larifch binterlaffenen Grundſtücke (Grundbuchs⸗ 
einlagen Nr. 3 und 4 ter Obervorftabt Jägerndorf) al® in bem Ueber⸗ 
nahmswerthe von 12.600 fl. begriffen zu Gunſten des Joſef Lariſch 
vollzogen und weiters verlaßbehördlich bewilliget, daß auf Grund biefer 
Erledigung die grundbücherliche Einverleibung des Joſef Larifch auf dieſe 
Srundbuchseinlagen angefucht werben könne. 

Auf Grund dieſer gerichtlichen Wgnoscirung, daß Joſef Lariſch ben 
Titel auf das Eigenthum der fraglichen zwei Grundobjecte ſchon bei der 


x 
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Einextwertung vom 15. Härz 1862 beſeſſes hatte, ut zur ter Türelnbe 
dieſes Renleigeutkuuues nadkträpiih eririge, Teak ver B. ©. ef 
bie Unuahme zulstfig, vaR Scjef Zaräı kcı dem Balzer des Bickiaheirs 


1881 vereinbarten Saufswerthe pr. 4000 Fl. vorgeſchrieben, ichin ter 
nad ver a. h. Extidlickung vom 1. Mai 1850 zuläffige Radla gemährt 
wurde, fo erfcheint tem Auſpruche des Beſchwerdeführers chauchin entipredgen. 

Der B. G. Hef mußte daher, injeweit auf Grund ter Aufſaudungs- 
nılunte vom 9. Mai 1881 eime Percentualgekühr ven 3", Percent jür 
bie lebertragung ter Sruntfläde: Erundbuchseinlagen Kr. 3 um 
Oberverſtadt Iägernderf mit 144 fl. 37°), fr. vorgefchrieken werten wur, 
neh 8. 7 te6 Geſ. vom 22. October 1375, R. ©. B. ex 1876 
F * bie angefochtene Eutſcheidung aufheben, im Uebrigen aber tie 


erte als unbegrüntet abweifen. 


We» 


Ar. 1432. 


Etenerfreijs hre bei Zenbanten nad; dem Geſetze vom 15. März 1876, 
“os Ar. 31. and dem N Genüpbarteit. 


Erfcantnif vom 6. Iuni 1888, 3. 1197. 

Ter t, 1, 8. ©. Hof hat über tie Befchwerte bed Johann 
Grafen Balffy ab Erteẽd ea. Entſcheidung des k. f. Finanz. Min. vom 
16. Dinner 1882, 3. 707, betreffs ter angefprochenen 15jährigen Steuer- 
fefreiung für die sub C. ‚Mr. 83, 84, 85, 107 unb 108 auf der Wieten 


\ 
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nen erbauten drei Hänfer Nr. I, II, III in allen ihren Beſtandtheilen, 
nad) burdgeführter 8. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. 
Emanuel Winter, fowie des k. f. Din.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht 
erfonnt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Das k. k. Finanz⸗Min. hat mit der angefochtenen Entſcheidung dem 
Recurſe des Befchwerbeführers gegen die Entfcheidung ver k. k. nieder: öfterr, 
Fin.Landesdirection vom 12. Dctober 1881, 3. 33695, mit welcher dem 
am 11. Jänner 1881 geftellten Begehren desſelben um 15jährige Steuer⸗ 
befreinng für alle Beftandtheile feiner auf dem Realitätencomplexe C.⸗Nr. 
83, 84, 85, 107 und 108 auf ter Wieden neu erbauten brei Häufer 
Nr. I, U, IH nur in Anſehung der drei Hausbeforgerswohnungen ſtatt⸗ 
gegeben, dagegen die 15jährige Steuerfreiheit für die übrigen Hausbeſtand⸗ 
theile verweigert wurde, weil dieſe legteren (für welde die Steuerbe- 
freiung nur für die im Gef. vom 25. März; 1880 normirte 12jährige 
Dauer bewilligt worden ift), zufolge Eonfenfes des Wiener Magiftrates 
vom 22, December 1880, 3. 305192 nur zu Magazins, nicht aber 
isrer in der topographiſchen Beſchreibung bezeichneten planmäßigen Beftim- 
mung gemäß zu Wohnzweden benügbar waren und die Benützbarkeit zu 
letzterem Zwede erft in den fpäteren Eonfenfen im Laufe des Jahres 1881 
ausgejprohen wurde, — Feine Folge gegeben. Graf Palffy nimmt aber 
in feiner Befchwerde eine 15jährige Steuerbefreiung in Anfehung aller 
Deftandtbeile der cbbezeichneten neu erbauten brei Häuſer in Anfprud, 
weil die planmäßige Vollendung der drei Däufer durch den Conſens des 
Wiener Magiftrates vom 22. December 1880, 3. 305192 ' conftatirt, 
zugleich aber austrädlih die Bewilligung ertheilt wurde, daß dieje Häufer 
zu Magazinszireden benütt werten können; weil demnach ſchon im Jahre 
1880 die Benützbarkeit tiefes Gebäudes ausgeſprochen worden ift und dus 
Gef. vom 15. März 1876 gar feinen Unterſchied macht, zu welchem Zwede 
das Gebäute benügt werben Tann, ob zu Wohn-, Magazins oder anderen 
Bweden, vielmehr die Benützbarkeit ohne jede weitere Beſchränkung als 
Borausfegung der Steuerbefreiung aufftellt. 

’ Der B. ©. Hof fand die Beſchwerde gefeglich nicht begründet. Nach 
dem Gef. vom 15. März 1876, R. ©. B. Nr. 31 hat für Neu⸗, Um⸗ 
und Zubauten, welde in ven Yahren 1879 und 1880 planmäßig vol- 
lendet und benützbar gemacht werden, von ber Gebäudeſteuer eine 
Befreiung von 15 Jahren flattzufinten. Der von der competenten Bau- 
behörde auf Grund des Augenfceineprotololles vom 20. December 1880 
ertheilte Bewohnungsconfens vom 22. December 1880, 3. 305192 hebt 
beroor, daß über vorgenommenen Sanitätsaugenfchein die drei Hausbeſorgers— 
wohnungen ſchon dernialen zu Wohnzwecken verwentet werden dürfen, daß 
aber die übrigen Räumlichkeiten nur zu Magazindzweden und dies nur 
gegen dem benütt werben können, wenn einzelne nüher bezeichnete Pro⸗ 
fefftoniftenarbeiten fertiggeftellt werden „Bor Berwendung biefer Räume 
lichkeiten zu Wohnzweden” — heißt es ausdrücklich in dem Conſenſe bes 
Wiener Magiſtrates — „ift um den Sanitätdaugenfhein neuerlich hier» 
amts einzufchreiten." Dies ift auch thatfächlich gefchehen, indem Seitens 
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sößegexümeren Tiuier u Eotmmafer. m oneimen Smichenräemer wem 


Art 5 um _2-1 em Euer Sunmeapirze ze deu Somiküitf- 
sujeathem jeSere: nun mut vreisuriiger Torzuinme beßielber, ak mu 


Caniciea om 3. Yscl .%=2, 4 1.3: 7. A 1381, 2. 1207032, 
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tEireumg 105 Dumet zus wor VeX gehöcz wbgerrueneee uud jeiuntherts- 
Erszg oje: Sur Risen, mie twe$ 128 Ber fuchen cr. Öchegeäleile 
berzerzeit, tue Banfeiitte, Sem. ze par Secuibeihtuung berufen 
Cramæ, bei Ertısiııme tes Berzansscrctsles m Friiung Ver ortmunyd- 
mir: Uss’iicrız Irmie Be gesstberterisirüher Zuflaupeß tes 
Dıneb Sr Auuumel m zb der Betummamy zes Gchintes auf ver 
it erene Mezexie 5 rs ur turmah zıh te Qumfiehöche jeibh dei 
Ertheilunzg rem Penizıızeorrierez eizen seit m Aumtirer Pegehumg 
anteren Meist für B-iazzen zue einem auterew keriseiäweiie für 
Geſchãfte lecalitaten erer EtaLaagen awımenren hit, Te mm es felbil- 
verfläntlich bei ter Frage mas ter Bexizsurfer kert mer zur ter Zur 
des Baues anfemmen wrt e6 wire taker zum iherfitg gemeier, Bus 
im Geſ. vom 15. Mir; 1876 als eine tar Eerzmiirgumgen für Gebünte- 
ftenerkefreiung aufgeitellte Eriszteru:& ter „Aenigterter“ wurd Berfügenz 
des Zwede® — wie tie Beihxwerte vermemt — wien gar priciiren zm0 
weiter einzufchränfen, als dies chneh:a turh Berfturung tieies Ürferber- 
niſſes mit dem ver „rlanmiti;en Belenzung” („rlammißig mellemdet 
und benüsgbar gemiht*, erzehim zeihehen if. 
Wenn nun rie cewreiente Bankchirte tie Pezigempätentlinnuez 
(zu Magazinszmeden, !ir ze u Fıtamuzem eimzeriktetem Dünfer, wter 
Conflatirung, taß fie v/zumitz eclentet fiat, aber zglerch unter Der 
austrädlihen SHerzerseiang, 1325 ver Bermwentung derjeleen zu Zobe- 
zweden um ben EariIz:;crisein meuerl:h einzuihreiten ik, um 
1880 ertheilt, tie Serigiarfer zu Robnzweden aber — mir oben er- 
wähnt — er im ıire 18%1 amögeirrodhen bat, fe liegt Äeerim Die 
Der rawieesten Behirte, bag tie Dänier, wenn auch plın- 
mähig vollentes, 14% 2-42 istert im Jahre 1380, jentern er im Jahre 
J##1 Inwehrier, Sen, ice Zwede gemäß benüpber gemacht werten. 
Is sieo 18 Sc, now 15. März 1876 tie 15jürige Stemer- 
Eeireung u 16 Fer zysag gelnbrit hat, tag ter Bam im Jahre 18%) 
mit war Hummit.r sszewzce, fomtern auch benũtzbar gemacht werte, und 
auch nah Eantı 5 vos im Aslze a. h. Entjchließung vem 10. Februut 
1835 in ter res. ©, ©, iär Nierer-Orfterreih Br. 17 Iankgemachter 
Regierungs Circ. son 13, März 1835, 3. 14285 tie Fri zur Em 
Sringung des Eteneriehreiungsgefuhes — falls ta6 Gebaãnde wicht ſchen 
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früher thatfächlich bewohnt oder benüßt war, was gegebenenfalls nicht 
eingetreten war — nad) dem Ausſpruche der competenten Behörbe über beflen 
Bewohnbarkeit zu berechnen ift, alfo die Steuerbehörde auf den Ausſpruch 
der competenten Baubehörde in Abfiht auf die Bewohnbarkeit, Benüt- 
barleit des Gebäudes geſetzlich verwiefen wird, fo konnte der V. ©. Hof 
in der auf den Ausſpruch der competenten Baubehörbe fih ftügenden An⸗ 
nahme der Finanzverwaltung, daß das fragliche Gebäude, mit Ausnahme 
ber drei Haußbeforgerswohnungen erft im Jahre 1881 zu Wohnzweden 
benüßbar wurde und daher demfelben nur bie im Gef. vom 25. März 1880 
normirte 12jährige Steuerfreiheit zufomme, eine Gefegwibrigfeit nicht er⸗ 
bliden. Es mußte ſonach die Befchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Ar. 1433. 


Bänzlide Einftelung bes Betriebes bei Buderfabriken, als Bedingung 
der Steuerreftitution. 


Erkenntniß vom 6. Iunt 1882, 3. 1110, 


Der 18 © Hof bat Über die Beſchwerde ver Zuderfabrit 
Mezirit ca. Entſcheidung des ET. Finanz Din. vom 18. December 1881, 
3. 38701, betreffend die Steuerreftitution für Betriebsſtillſtände, nad) 
Durchgeführter d. m. Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Carl 
Doftal, fowie des k. l. Fin.⸗Rathes Johann Jerabek, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erjaß der Koften des Berfahrens wird nit auferlegt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die beſchwerdeführende Zuderfabrit bat den Betrieb für die Er⸗ 
zeugungsperiobe 1881—1882 mit 18 Diffufionsgefäßen, welde zu zwei 
fogenannten Batterien & 9 Diffufiondgefäße verbunden find, angezeigt. 
Die Erledigung und Anmeldung bezw. Bolletirung erfolgt gemeinfam für 
beide Batterien. Die k. k. Fin.-Landespirection in Prag hat der Zuderfabrif 
. bedeutet, daß eine Steuerreftitution für eventuelle Betriebsftillffände 
nad 8. 3, 3. 4 des Gef. vom 27. Juni 1878 R. ©. B. Nr 71, 
nur von dem Zeitpunfte an gewährt werden könnte, von welchem an ſämmt⸗ 
lihe Saftgewinnungsapparate, daher beide Batterien entleert find, welchen 
Ausfpruc das k.k. Finanz⸗Min. mit ver angefochtenen Entſcheidung beftätigt hat. 

Die Befchwerde geht aber von der Anfhauung aus, daß, nachdem 
die Zuderfabrit auf zwei felbftftänvige Batterien eingerichtet ift, fo gebühre 
die Steuerreftitution beim Einftellen der Verwendung einer Batterie, zumal 
die Ermittlung des zu reflituirenden Steuerbetrages für jede einzelne Batterie 
möglich ift. 

Der. V. ©. Hef war nicht in der Lage, die Entſcheidung des k. k. 
Tinanz- Min. als gefegwidrig zu erkennen. Nach der berufenen gefeglichen 
Beftimmung, an welder laut 8. 11 des Gef. vom 18. Juni 1880, 
R. © B. Nr. 74 nichts geändert wurde, ift die Rückvergütung der 
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Verbrauchsabgabe für die Dauer der Betrieböunterbrehung während der 
angemelveten Betriebszeit in einer nach der Leiftungsfähigfeit ber Saft» 
gewinnungsapparate paufchalixten Zuderfabrit unter andern an die Be 
dingung gebunden, daß die Verwendung der Saftgewinnungt- 
apparate in folge eines unabwendbaren Hinderniffes durch 24 oder 
mehrere ununterbrochen auf einander folgende Stunden der angemelbeten 
Betriebszeit gänzlich eingeftelit werben muß. | 

Es ift alfo die gänzliche — nit die theilmeife — Einftellung 
der Saftgewinnungsapparate und zwar ohne weitere Unterſcheidung, ob 
diefelben zufammen oder getrennt partienweife benügt werben, die Bebingung 
der Steuerreftitution bei der paufchalweifen Bemeflung der Verbrauchsabgabe 
von ber Nübenzudererzeugung. ine theilweife Einftellung des Betriebes, 
d. i. die Verwendung blos eined Theiled der angemeldeten Saftgewin- 
nungsapparate während der Erzeugungsperiode iſt eine Beichränfung des 
angemeldeten Betriebes, weldhe nad der ausbrüdlichen - Anorbnung im 
Alinen 1 des 4. Punktes des 8. 3 de8 Gef. vom 27. Juni 1878 während 
der Erzeugungsperiode feinen Anfpruh auf Herabminderung ber zu ver. 
fteuernden Rübenmenge gibt, und zwar chne Rückſicht, ob ſich Die wegen 
des eingefchränkten Betriebes entfallende Steuerquote ermitteln läßt oder 
nicht, was offenbar in dem PBaufhalirungsfuflene die Begründung findet. 

Diefem nah mußte die Beſchwerde als unbegründet abgemwiejen 
werben. 


Ar. 1434. 


Die angeordnete Beobachtung der jeweiligen ärarifhen Brüdenmanth: 

befreiungen im Sinne des ah. Landesgefehes vom 28. Februar 1865, 

2. G. 8. Rr. 9 fließt die Aufrehthaltung von anderen auf befondern 
Rechttiteln beruhenden Befreiungen nicht aus, 


Erkenntniß vom 7. Juni 18823, 3. 1115. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde der Gemeinden 
Kumrowig mit Klein DMarigzell, Dber- und Untergerfpig, dann Czernowitz 
ca. Entiheidung des f. k. Min. des Innern vom 17. Mai 1881, 
3. 6035, betreffend die Befreiung von der Brüdenmauth in Kumrowitz, 
nah burchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung des bo. 
Dr. Rarl Perniga, dann des k. k. Min.⸗Rathes Dr. Ritter v. Helm, 
zu Recht erlannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfcyeidungsgrände. 


Ueber das Einſchreiten des Brünner Bezirksſtraßenausſchuſſes vom 
5. Mär; 1879 um Entſcheidung über den Rechtsbeſtand der von ven 
Bewohnern der Gemeinden Kumrowig fammt Klein-Marigzell, Ober- und 
Untergerjpig, dann Ezernowig bisher thatfächlih genoffenen Befreiung von 
der Entrihtung der Brüdenmauth in Kumrowig erkannte die Bezirkshaupt⸗ 
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mannfchaft Bränn mit dem Erlaffe vom 11. September 1880, 3. 8038, 
daß dieſe Mauthfreiheit, welche von der Bezirkshauptmannſchaft als ein 
Hequivalent früherer Leiftungen jener Gemeinden an die einftige Obrigkeit 
des Gutes Kritſchen zugleich Inhaberin der Mautheonceffion (des Brünner 
‘ Domcapitel) betrachtet wurde, nicht. mehr zu Recht beſtehe. Diefes 
Erkenntniß wurde mit der Entiheidbung der mähr. Statthalterei von 
12. Februar 1881, 3. 21344 mit der Motivirung aufgehoben, daß jene 
Mauthfreiheit nicht für Leiftungen. zum Brüdenbau, wozu nad ven älteren 
Ücten eine DBerpflihtung jener Gemeinden nicht beftand, fondern aus 
wirtbichaftlihen Gründen erfolgte und daß die fraglie Brüdenmauth im 
Sahre 1865 mit allen Rechten und Pflichten und unter Aufrechthaltung 
ber früheren Befreiungen an die Concurrenz Übergegangen fei. 

Die angefochtene Min.-Entfeheivung, mit welcher den beſchwerde⸗ 
führenden Gemeinten eine über bie geſetzliche Mauthbefreiung hinausgehende 
Befreiung von ber erwähnten Brüdenmauth abgeſprochen wurde, ftüßt fich 
darauf: daß in dem Hoffanzleidecrete vom 17. Mai 1832, 3. 5899, 
womit dem Brünner Domcapitel als Obrigkeit des Gutes Kritfchen die 
Einhebung jener Brüdenmauth bewilligt wurte, die von den ©emeinven 
thatſächlich genoſſene Befreiung Feineswegs zur Bedingung der Bewilligung 
gemacht worden fei. — Daß beim Uebergange der Mauth an die Concurrenz« 
bezirke Kritjchen, Altbränn, Nenanowig, Ehirlig und Sofolnic diefe Ueber- 
nahme mit dem Staatsmin.Erlaffe vom 2. September 1865, 3. 17226 
und gegen Einhaltung der gejeglichen Befreiungen genehmigt worden fei; 
endlich daß fih die bei Zugeftehbung dieſes Mauthrechtes beflanvenen 
Berhältniffe insbefondere die Concurrenzverhältnifie durch die mit dem 
mähr. Landesgef. vom 28. Februar 1865, 8. ©. B. Nr. 9 gegebenen 
Eoncurrenznormen gänzlih geändert haben und daß durch die Aufrechthaltung 
ber Mautbfreiheit für einzelne Gemeinden bie andern Concurrenzpflichtigen 
auf ungerechtfertigte Weife benachtheiligt würden. 

Hierüber ift zu bemerken: daß in dem Hoflanzleidecrete vom 17. Mai 
1832 die Mantbfreiheit der gedachten Gemeinden nicht zur Bedingung 
des damals 'ertheilten Mauthrechtes gemacht wurde, ift nicht entſcheidend, 
weil die Mauthbefreiung nit auf Grund dieſes Hofdecretes, fondern auf 
Grund eines von Seite des Mauthberechtigten gewährten Zugeſtändniſſes 
von den Gemeinden genofjen wurde und derzeit angefproden wird. 

Da es nun actenmäßig feftiteht, Daß die fragliche Mautbfreibeit den 
einft zum Dominium Kritfchen gehörigen Gemeinden Kumrowitz, Ober- und 
Unter» Öerfpig und Prüßnig von der damaligen Obrigkeit, in Gemäßheit 
per bei Erwirfung des Mauthrechtes von ihr gegebenen Zufiherungen mit 
Borwiffen der politifchen Behörden zugeftanden und ber zu einem andern 
Domimium (Königsfeld) gehörigen Gemeinde Czernowitz vom Brünner 
Kreisamte mit der Entſcheidung vom 25. April 1837, 3. 6948 auf 
Grund jener Zufiherungen rechtskräftig zuerlannt worden ift, jo ift es 
unbeftreitbar, daß die Angehörigen jener Gemeinde gegen bie damalige 
Dbrigkeit Kritihen ein Recht auf die, von ihnen aud ftetS genofjene 
Mauthbefreiung erworben haben, und e8 handelt ſich eben darum, ob dieſes 
Recht auch noch heute befteht, oder ob ed, mie dad Min. des Innern 
in der angefochtenen Entfcheivung annahm, in Folge Der eingetretenen 
Aenderung der öffentl. Verbältniffe — der Aufhebung des Unterthansver: 
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bandes und der Einführung ber gegenwärtigen Gomcurrenzuernen — oder 
auf Grund des Gtaatämin.- Erlafied vom 2. September 1865 als auf- 
gehoben zu betrachten fei. 

Bei Benriheilung des Zuſanmenhangs ber fraglichen Blauthfreikeit 
mit dem einfligen Untertkansverhältuifie mag davon abgefehen werden, daß 
durch die cit. freisämtlihe Entſcheidung vom Jahre 1837 die Manthfreiheit 
auch der zu einem fremden Dominium gehörigen Gemeinde Czernowitz 
zuerfaunt worden war, bei welcher der Grund ber Befreimg feinesfalls 
im Unterthansverhältuiffe gefunden werben kann. Denn and), wenn das 
Berhältnig der ehemaligen Obrigkeit Kritfchen zu ihren unterthänigen 
Gemeinden allein in Betracht gezogen wird, kaun auf bie in ben älteren 
Acten vorkommenden, vielfach von einander abweichenden Aeußerungen des 
Wirthſchaftsamts Kritfchen, worin anf Leiftungen der Unterthanen für Brüden 
md Wege hingebentet wird, feine Rädfiht geneumen, fondern muß als 
allein maßgebend jene Erklärung augefehen werden, weldye vom Wirthſchafts⸗ 
amıte bei dem Einfchreiten um die Mantbeonceffion ber Regierung gegenüber 
förmlidy und wiederholt abgegeben wurde und welde nad dem Wortlaute 
der Eingabe vom 27. October 1828 an das Oubernium dahin ging: „baß 
die drei Brüden, für welde die Manth angefucht wurde, von der Obrig- 
feit allein erhalten werden und daß feine Gemeinde bei dem Bau oder 
Reparatur diefer Brüden mit einem Geldbetrag, einem Material, mit 
Zug= oder Handarbeit zu concurriren habe.” Mit diefer Exrflärung flimmen 
auch die zur Motivirung bed Einfchreitens nm die Mautbconceffion vom 
Wirthſchaftsamte Kritfchen gegebenen Berfiherungen überein: daß die 
Brüdenmauth nicht ala Erwerbsquelle, fondern nur wegen der ausgedehnten 
Denügung der Drüden zur Umfahrung von Aerarialmauthen angeſucht 
werde. Hienach kann die vom Dominium Kritihen gewährte Mauthfreiheit 
urfpränglih nur als ein Zugeſtändniß im Intereſſe des Localverkehrs, 
welcher durch die neu errichtete Brückenmauth nicht belaftet werben follte 
und nit al® eine mit dem Untertbansverhäftnifie zufammenhängende 
Begünſtigung angefehen werden; wie tenn dieſe Befreiung andy nad 
Aufhebung des Untertbansverbandes von ber Gutsinhabung Kritfchen, fo 
lauge fie im Befige der Mauth war, refpectirt wurde. Daraus ergibt 
fih, daß zur Zeit der Mebergabe der Mauth an die Concurrenz im 
Jahre 1865 die Verpflichtung der bis dahin mauthberechtigten Gutsinhabung 
zur Gewährung jener Mauthfreiheit aufrecht beftand. 

Allerdings war da8 Recht der Gemeinden anf die Mauthfreibeit, 
da es nicht auf einer ftaatlichen Verleihung, fondern nur auf dem Zuge- 
ftändniffe de Mauthinhabers beruhte, fein abfolutes und unbedingtes, 
fondern ein nur biefem Mauthinhaber gegenüber wirkfames Recht. Bei 
der Regulirung der Mauthen im Jahre 1865 war daher die Gelegenheit 
geboten, bei der Uebertragung der Brüdenmauth von der Gutsinhabung 
Kritfhen auf die Straßenconcurrenz das ältere Mauthrecht aufzuheben und 
anf neuen Grundlagen nad allgemeinen gefeglihen Grundſätzen ohne 
Nüdfiht auf ältere Verhältniffe eine neue Brüdenmauth zu Gunſten ver 
Straßenconcurrenz zu errichten. 

Eine folde Aufhebung der beftandenen Mauth iſt aber nicht erfolgt, 
fondern mit dein Min.-Erlafie vom 2. September 1865 ausdrücklich die 
Mebertragung der Kumrowiger Brüdenmauth auf die Straßenconcurrenz 
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bewilligt worden. Da nun durch die in jenem Min.-Erlaffe enthaltene 
Anorbnung der Beobachtung der jeweiligen ärarialiſchen Brüdenmanth- 
befreiungen die Aufrechthaltung von andern auf befondern Rechtstiteln 
beruhenden Befreiungen nicht ausgefchloffen wird, da ferner in dem Ueber- 
gabsprotofolle vom 8. Yuni 1865, weldes dem cit. Min.⸗Erlaſſe zum 
Grunde lag, die Kumrowiger Brüdenmauth mit allen Rechten und Pflichten 
von ber Concurrenz übernommen und ba in&befondere ausdrücklich verein« 
bart worden war: „daß bie Befreiungen, melde bei diefer Brüde bisher 
gegolten haben, auch in Hinkunft gelten follen”, fo erfcheint die Straßen- 
concurrenz als Rechtsnachfolger des frühern Mautbinhabers verpflichtet, 
bie bei Uebertragung der Mauth giltig beftandenen und von den Bertretern 
der Concurrenz ausdrädlih übernommenen Berbinvlichleiten zu erfüllen. 

Die angefochtene Entſcheidung, woburd der Anſpruch der beſchwerde⸗ 
führenden Gemeinden auf die Mautbfreiheit als nicht zu Recht beſtehend 
erflärt wurde, mußte daher nad $. 7 des Gef. vom 22. Dctober 1875 
aufgehoben werben. 


QAr. 1435. 


Aenderungen in den Wählerliften, welche auf das Soargeſpitet ohne 

Einfluß geblieben. — Auflegung der Wählerliften nad) Ablauf des Re⸗ 

tlamationstermines. — Berweigerung ber Einfihtnahme in die Wähler: 

liften. — Anfechtung einer Vollmachtsſtimme, welde für das Wahlrefultat 
nit entfcheidend war. 


Erkenntniß vom 7. Juni 1883, 8. 1173. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Georg Bartl 
und Genofien ca. Entſcheidung der k. k. GStatthalterei in Prag vom 
20. December 1881, 3. 63941, betreffend das Berfahren bei den 
Gemeindeausſchußwahlen in Tſchernoſchin, nach durchgeführter 5. m. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des k. k. Min.Rathes Dr. Ritter v. Helm, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Segen das Verfahren bei der am 10. und 11. Juni 1881 voll» 
zogenen Wahl des Gemeindeausſchuſſes von Tſchernoſchin wurden von ben 
Defchwerbeführern bei der k. k. Statthalterei für Böhmen folgende Ein- 
wendungen angebradht: 1. daß von der Wahlcommilfion laut Beſchluſſes 
vom 26. Mai 1881 an Stelle der feit Auflegung der Wählerliften 
verftorbenen Wähler des 2. Wahllörpers Anton Goller und Anton Rod 
beren Erben in die Wählerlifte eingetragen mwurben; 2. daß die Wähler- 
liften nicht dur vier Wochen aufgelegen feien; 3. daß Georg Bartl mit 
zwei Genoſſen vom Gemeindevorfteher gewaltfam an der Einfihtnahme in 
die Wählerliften verhindert worden fei; 4. daß Johann Hammerfhmid für 
die Bürgerfchaft als Befigerin des fogenannten Bürgerwaldes ohne gehörige 
Bolmadt im 1. Wahllörper die Stimme abgegeben babe. — 
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Wegen der Zurlidweijung diefer Einwendungen von Seite der Statt⸗ 
halterei wird die vorliegende Beſchwerde erhoben. — Diefelbe wurde jedoch 
vom B. ©. Hofe ungegründgt befunden. — lieber die einzelnen Punlte 
wird bemerft: 

Zu 1. Aus dem Wahlacte ergibt fih, daß im 2. Wahllörper 28 
Stimmen, darunter eine für bie Erben nah Anton Koch abgegeben wurben. 
— Das den Erben nad Johann Goller von der Bahlcommilfion zuerlannte 
Wahlrecht wurde nicht ausgeübt. — Die Gewählten haben mit Ausnahme 
eines Kinzigen, der nur 27 Stinmen erhielt, alle 28 Stimmen erhalten. 
Da fonady die Stimmen der Koch'ſchen Erben ohne alterirenden Einfluß anf 
das Wahlrefultat war, fo war die Statthalterei, obwohl fie die Wahl« 
commiffion zur Vornahme der erwähnten, durch feine Reclamation provo⸗ 
cirten Aenderungen nicht für berechtigt hielt, Doch im echte, indem fie in 
dieſem Borgange keinen Grund zur Aufhebung tes Wahlactes erblidte und 
baber * Einwendung zurückwies. 

ie Behauptung der Beſchwerdeführer, daß jene Aenderung in den 
Wählerliften deshalb von Einfluß auf das Wahlergebniß war, weil viele 
Wähler fi megen des Vorgehens der Wahlcommiffion der Wahl enthalten 
hätten, verdient feine Berädjichtigung, weil den Wählern, welde Verfügungen 
der MWahlcommifffon für ungefeglih Halten, durch die nach 8. 32 der 
Gem. W. Ordg. für Böhmen geflatteten Einwendungen das geſetzliche 
Mittel zur Abhilfe geboten ift, ein ſolches Mittel aber in der Wahlent⸗ 
haltung nicht gefunden werden Tann. 

Zu 2. Ob die Wählerliften durd vier Wochen aufgelegen waren 
oper nicht, war vom V. ©. Hofe nicht zu unterfuchen, weil durch $. 18 
der Gem. W. Ordg. für Böhmen vom 16. April 1864, L. G. B. Nr. 7 
nur angeordnet ift, daß die Wählerliften minveftens vier Wochen vor ber 
Wahl, unter Feftfegung einer Reclamationsfrift von acht Tagen, aufzu⸗ 
legen feien, wogegen das Geſetz über bie Auflegung ber Wählerliften nach 
Ablauf des Reclamationstermins Feine Beſtimmung enthält. Die Zuräd- 
weifung diefer Einwendung war daher felbft in dem Falle begründet, wenn 
die MWählerliften nicht, wie die Stattbalterei annahm, durch vier Wochen 
aufgelegen mären. 

Zu 3, Die Behauptung, daß dem Georg Bartl und Genoffen vom 
Semeindevorfteher während des Reclamationsterming die Einficht in die Wähler- 
liften verwehrt wurde (welche Behauptung Übrigens durch die vorliegende, auf 
alle Wahlkörper fich erſtreckende und der Einfihtnahme in die Liften ausdrücklich 
erwähnende Reclamation vom 11. November 1879 widerlegt wird), war 
einer Prüfung durch den B. ©. Hof nicht zu nnterziehen, weil Beſchwerden 
über Verweigerung ber Einfidytnahme in die Wählerliften einen Oegenftand 
des Neclamationd- und nit des Wahlverfahrens bilden, daher nicyt mehr 
zum ©egenftande von Einwendungen nach 8. 32 ver Gem. W. Ordg. gemacht 
werden Tonnten und auch wegen Verſäumung des abminiftrativen Inftanzen- 
zugs berzeit beim V. ©. Hofe nicht mehr vorgebracht werden Tönnen. 
($. 5 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36.) 

Zu 4. Ebenfowenig hatte der V. ©. Hof eine Beranlaffung, die 
©iltigfeit der dem Wahlacte beiliegenden, von feh® Bürgern Namens des 
Ausſchuſſes für den Bürgerwald in Tſchernoſchin ausgefteliten Wahlvollmacht 
für Johann Hammerſchmid zu unterfuden, weil in 1. Wahlkörper bei 


DVeilage der Yurittifden Dlätter. 
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Abgabe von 12 Stinmen, vier Ausfhuß- und alle drei Erſatzmänner 
wit 12 und zwei Ausfchußmänner mit 11 Stimmen gewählt worden find, 
bie von den Befchwerbefährern angefochtene Vollmachtsſtimme daher für 
das Wahlreſultat in keinem alle entfcheidend war. 

Der B. ©. Hof fand daher die Zurüdweifung der erwähnten Ein- 
wenbungen von Seite ber k. k. böhm. Statthalterei in allen Punkten bes 
gründet, wonach die dagegen gerichtetete Beſchwerde abzumeifen war, 


Ar. 1436. 


Feſtſezung einer Gebühr für die A— des Gemeindegutes in Ge⸗ 
mäßheit des 8. 68, Abſ, 2 der galiz. Gem Ordng. — Reftringirung einer 
ſolchen Bebühr dur den Landesausſchuß. 


Erkenntniß vom 9. Iuni 1882, 3. 1198. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Marktgemeinde 
Uhnow ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 24. Auguſt 
1881, 3. 40796, betreffend die den iſraelitiſchen Gemeindeinſaſſen von 
Uhnow für die Benützung der Gemeindehutweiden auferlegte Gebühr, nad 
burchgeführter ö. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Ludwig 
Wolski, des Adv. Dr. Clemens Raczyuͤski, in Vertretung tes belangten 
galiz. Landesausſchuſſes, dann des Adv. Dr. Morimilian Landesberger, 
in Bertretung der mitbetheiligten ifraelitifchen Gemeindeinfaffen, zu Recht 
erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der von dem DBertreter des belangten galizifchen 
Landesausfchufjes angefprohenen Koften des Berfahrens vor 
dem Ef, Berwaltungsgerichtöhofe findet nicht ftatt.“ 


Entfoheidungsgründe. 


Der Gemeinderath Uhnow hat mit Beihluß vom 3, April 1881 

die Gemeindeweidegebühr für das Jahr 1881 von jedem Biehftüde ver 
Iſraeliten mit 2 fl. feitgefegt. Der galiz. Landesausſchuß bat aber im 
Inftanzenzuge unter Aufrehthaltung der vom Bezirksausfchufle in Rawa 
‚erfolgten Aufhebung des obigen Gemeinderathsbeſchluſſes erkannt, daß bie 
iſraelitiſchen Gemeindemitglieder von Uhnow für das Weiden ihres Viehes 
auf den Gemeindehutweiden jährlich wie bisher zu 1 fl. pr. Viehſtück oder 
Pferd zu zahlen haben und zwar infolange, bis die Theilnahne ver Ge 
meinbemitglieder in Betreff der Nutzungen der Gemeindeweide mit einem. 
rechtöfräftigen Beſchluſſe des Gemeinderathes in einer anderen Weife ge- 
regelt werben wird. 

In der dagegen eingebrachten Befchwerte der Marktgemeinde Uhnow 
wird vor Allem geltend gemacht, daß der Seitens der ifraelitifchen Ge⸗ 
meinderäthe gegen ben Gemeinderathsbeſchluß vom 3. April 1881, nad 
Ablauf von 14 Tagen, aljo verfpätet überreichte Necurd angenommen und- 
daß darüber entfchieden wurde. | | 
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Diefer Beſchwerdepunkt ift, — abgefehen davon, daß bie verfpätete 
Ueberreigung des Recurſes actenmäßig nicht erwiefen vorlag, zumal weder 
ter Tag ber Berflänbigung, noch auch jener der Kundmachung des Gemeinde» 
rathsbeſchluſſes, welche nah) $. 101 der galiz. Gem. Ordg. für ben 
Ablauf ter Recursfrift maßgebend find, außgewiefen wurden, — ſchon 
deswegen unzuläffig, weil die befchwerbeführende Gemeinde es unterlafien 
bat, dieſe Einwendung im Laufe bes Apminiftrativverfahrene geltend zu 
machen, daher in diefen Punkte der abminiftrative Iuflanzenzug als ver» 
fänmt zu betrachten ifl. (F. 5 Abf. 3 des Gef. vom 22. October 1875, 
X. ©. B. ex 1876 Nr. 36.) — 

3a ver Eadye ſelbſt hat der galiz. Landesaueſchuß als Thatbeftand 
angeneermen, daß bie Hutweiden ber Uhnower Gemeinde ein Gemeindegut 
Fit, daß an den Nutzungen derſelben übungsgemäß ſowohl die chriſtlichen 
als and tie ifraclitifhen Gemeindemitglieder, nur unter verfchiedenen Be- 
zungungen, theilgenemmen haben, namentlich, daß, während die chriſtlichen 
Ocmeintemitgliever von Uhnow ihr Vieh auf den bortigen Hutweiden ſtets 
mentgeltſich (und erſt in ber letzten Zeit gegen ein Entgeld von 20 fr. 
ze. Etüd, geweitet haben, die ifraelitiihen Iufaffen von jedem Biehſtücke 
eine vweränterlide Gebühr entrichteten, welche mit Beſchluß des Gemeinde- 
rathes feſtgeſetzt wurde. 

Taß dieſer Thatbeſtand unrichtig oder actenwidrig wäre, liegt nicht 
ver; derſelbe wird daher tem Erkenntniſſe des B. ©. Hofes zu Grunde 
gelegt, weldes fi) nur mit ber Streitfrage zu befaflen hat, ob dem galiz. 
Landesausichuffe Das Recht zufteht, tie Abungsgemäß veränterliche Gebühr, 
welhe tie ifraelitiiden Gemeintemiiglieter für das Weiten ihrer Bich- 
ſtücke auf den Semeintehutweiden, in Gemäßheit des jeweiligen Gemeinve- 
rathöhefchluffe® entrichten, zu reftringiren, bezw. — ob dem galiz. Landes⸗ 
ansſchuſſe dad Recht zufleht, die obige veräuberlihe Gebühr, welde vom 
Gemeinderathe für das Yahr 1881 auf 2 fl. De. W. erhöht wurde, — 
auf 1 fl. berabzufeken. 

Tie Beſchwerde beftreitet viefes Recht des Landesausſchufſes in 
teppelter Richtung: 1. Liege eine bereits entſchiedene Streitfache vor, indem 
ver galiz. Lantesausfhug mit der Entjheitung vom 14. Sünmer 1881, 
3. 38664 dem Gemeinterathe das ihm zuſtehende Recht der Einforderung 
unt Erhöhung der Gemeinteweibegebühr austrädlich als in ver bißherigen 
Uebang gegründet anerfaunt habe; es ſtehe alfo tie angefochtene Entſcheideng 
im Widerſpruche mit ber bisherigen Uebung und ſpreche den chriſtlichen 
Gemeintrmitzliedern einen fpeciellen Rechtstitel ab, worüber nur bie orbent- 
lichen Gerichte zu entſcheiden berufen fin; 2. fiege ein rein privatredt- 
IcheS, entgeltliches Berbältuig in Mitte, weil die Benũtzung der Hutweiden 
tur tie ifraelitifchen Ortsbewohner fletd an tie Bebingung gefaüpft war, 
ver Anstrich ihres Biehes bie jeweilige Gehühr zu erlegen umt ſich darüber 
mit eimer jdriftlichen Beflätigung antzumeifen, als fenf fie ven ter Be⸗ 
nüßung aufgefchleiien gemweien wären, daher tiche Benutzung auf einem 
Bertrage beruhte, über welden tie autencemen Vehörten abzuſprechen nicht 
berechtigt fint. 

Ad 1. Die Eutjgeitung des galiz. Lantetansichufiee vom 14. Jäumer 
180. 3. 38664 bat allertinge das tem Gemeinderathe zufichende Reit 
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Gemeindehutweiden Seitens der ifraelitiihen Gemeindemitglieder ald in ber 
bisherigen Uebung gegründet anerkannt; allein dieſe Entſcheidung bezieht 
fi) nur auf die im Jahre 1880 von 50 fr. auf 1 fl. erfolgte Erhöhung 
der Weidegebühr, ift eine Specialentfheidung und es kann ihr als folder 
für andere, wenn auch gleichartige Fälle eine präjubicirende Bedeutung 
nicht beigelegt werden; die Einwenbung der entjchievenen Sade ift daher 
ungegründet. Es tritt aber auch die angefochtene Entjcheidung mit der 
vorcitirten in feinen Widerſpruch, weil fie den Beichluß des Gemeinde» 
rathes nicht darum, als ob bemfelben eine Aenverung der Gebühr nicht 
zuftehen würbe, jondern allein deshalb außer Kraft gejett hat, weil die 
für das Jahr 1881 bemeffene Gebühr als den Lecalverhältniffen nicht 
angemefjen befunden wurde. 

Was den fpeciellen Rechtstitel der chriftliden Gemeindemitglieder 
zur Einflußnabme bei der Feſtiſetzung der Gemeindeweidegebühr für die 
Ifraeliten anbelangt, jo müßte ein folder Rechtstitel von der autonomen 
Berwaltungsbehörde beachtet und könnte keinesfalls über benfelben im 
abminiftrativen Wege abgeſprochen werden, wenn der Beftand eines folchen 
erwiejen vorliegen würde. Dies ift aber nicht der Fall. Die Beichwerbe 
leitet diefen Rechtstitel aus dem ber chriftlihen Bevölkerung bezüglich der 
Uhnower Gemeindehutweiden angeblich ausfchlieglich zuftehenden Eigenthums⸗ 
oder zumindeftens Benügungsrechte und behauptet, daß in Uhnow bis zum 
Sahre 1866 eine befondere ifraelitiihe Gemeinde beitanden und daß 
legtere an dem Eigenthbume der der Gemeinde Uhnow gehörigen Realien 
feinen Antheil gehabt babe, Diefe Behauptung hat fih aber als un⸗ 
richtig berausgeftellt, weil durch bie vom galiz. Landesausſchufſe in ber 
Gegenſchrift beigebrachte Beftätigung der Bezirfshauptmannfhaft Rawa 
dito. 21. Yänner 1882, 3. 502 erwiejen vorliegt, daß die ifraelitifchen 
Gemeindemitgliever der Gemeinde Uhnow feine abgefonderte Adminiſtrativ⸗ 
gemeinde bilden, noch eine ſolche jemal® vor dem Jahre 1866 gebildet 
haben. — 

Allerdings kann ein der Gemeinde als folder gehöriges Reale fi im 
ausfchließlichen Genuſſe einer einzigen Bevölkerungsclaſſe, wie die Befchwerbe 
für den gegebenen Fall behaupten will, — im Genuſſe der chriſtlichen Be⸗ 
völferung befinden. Allein daß diefer Fall bei der Uhnower Gemeindehutweide 
Platz greife, konnte ver B. ©. Hof nad) der vermaligen Actenlage nicht erkennen. 
Denn dem wiberftreitet nicht nur die bücherlihe Eintragung, die Angaben 
der Rataftral- und UrbarialsActe, fondern auch ver Umftand, daß bie 
Berwaltung dieſes Gemeindeeigenthums nicht nach den bejonderen Beſtim⸗ 
mungen bes VI. Hauptftüdes, insbeſondere des $. 90 der galiz. Gem. Ordg. 
(Beforgung ver fpeciellen Angelegenheiten der chriftlihen Bevölkerung), 
jondern nad) den allgemeinen Normen geführt wurde. So weijen die Ge» 
meinderathsfigungsprotofolle vom 5. Mai 1880 und vom 3. April 1881 
bie Betheiligung auch der jüdifchen Mitglieder ber Uhnower Gemeinde 
vertretung an ber Berathung und Beichlußfaflung in Angelegenheiten ber 
Berwaltung diefes Gemeindeeigenthums nad und es ift umbeftritten, daß 
die Einfünfte in die Gemeindecafja eingefloffen und nit etwa blos zu 
Gunſten der fatholifchen Gemeindeinſaſſen, fondern zu Gunſten der Geſammt⸗ 
gemeinde verrechnet worden find. Wenn daher ber Vertreter der Beſchwerde 
bei der mündlichen Berhandlung geltend macht, daß die Eintragung in ven 

20* 
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mente vom Staate nicht übertragenen Angelegenheiten nach F. 101 der 
galiz Gem. Ordg. ver Bezirksausſchuß uud über Berufung gegen Beſchlüfſe 
Des letzteren nach 8. 49 des Geſ. über die Bezirkövertretung vom 12. Auguft 
1666, Rr. 21 2. ©. 3. ver Landesausfchuß zu entſcheiden hat, fo war 
der Laudesausſchuß allerdings berechtigt, im Iuflanzenzuge über diefe Feſt⸗ 
fegung der Gebühr zu erfennen und bie vom Gemeinderathe vorgenommene 
Erhöhung derfelben, in billiger Berückſichtigung der Localverhältnifie, nad 
freien Ermeſſen berabzufegen. 

Die Beihwerde wird daher al! ungegründet abgewiefen. — Die 
angefprochenen Koften des Berfahrens werben nicht zuerfannt, weil bie 
beihiwerbeführende Gemeinde in der allgemein gefaßten Stylifirung ber 
früheren Entfheivung des Landesausſchuſſes vom 14. Jänner 1881, 
3. 838664 Anlaß finden mochte, fi) mit der heute angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung in ihren Rechten verlettt zu eradıten. 
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Ar. 1431. 


ür die Zuweiſung bes weniger als 200 Zoch umfaflenden Urenles jener 
rundbefiger einer Ortſchaft, welden und infoweit denfelben Die felbft- 
fändige Jagbrechtsausübung nicht zufteht, iſt einzig und allein Das Mo: 
ment „des zumeift Angrenzens“ entfcheidend, wobei der Umftand, wen 
eines der —A Jagdgebiete gehört und ob der Inhaber eines 
angrenzenden ſelbſtſtändigen Jagdgebietes etwa Grundbeſitzer der Ort⸗ 
ſchaft iſt, nicht weiter in Betracht kommt. 


Erkenntniß vom 9. Iuni 1882, 3. 1182. 


Der k. k. 2. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Dr. Hofef 
DBärnreither und Genoſſen, ca. Entfcheidung des böhm. Landesausfchufles 
vom 4. Jänner 1882, 3. 32887, betreffend die Zumweifung von Gründen 
zum genofienfchaftlicen Jagdgebiete in Weß, nah burchgeführter ö. m. 
Berhbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Heinrih Schaabner von Schön⸗ 
baar zu Recht erkannt. 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet zurüdgewiefen." 


Entfdeidungsgrüude. 


Nach Anſicht der Beſchwerde fol die angefochtene Verfügung, daß 
bie Ausübung des Jagdrechtes auf den Lünzer Ortſchaftsgründen im Aus 
maße von 161 Joch 1447 [iRlafter dem zumeift angrenzenden genofien- 
ſchaftlichen Jagdgebiete der Ortſchaft Weß zugewiefen werbe, deshalb ge» 
jegwibrig fein, weil der fragliche Orundcompler und jener bes felbfiftändigen 
Jagdgebietes ver Befchwerbeführer mehr ald 200 nieber.»öfterr. Joh Aus- 
maß haben, weshalb, da auch der Bejchwerbeführer ein Grunpbefiger der 
Ortſchaft Lünz ift, ver $. 5. des Jagdgeſ. für Böhmen dto. 1. Juni 1866 
auf den concreten Fall feine Anwendung finden könne. — Nach der In» 
tention des Geſetzes habe vielmehr der zufammenhängende Grundcompler 
einer Ortichaft das Jagdgebiet zu bilden und e8 fei Daher dem ſelbſtſtändigen 
Jagdgebiete des Beſchwerdeführers das zur Bildung eines genofjenjchaft- 
lichen Sagdgebietes nicht mehr zureichende Areale der übrigen Grundbeſitzer 
ber Ortſchaft Lünz zuzumeifen geweſen. 

Die Anſicht der Beſchwerde iſt jedoch im Geſetze nicht gegründet. — 
Werden die Beſtimmungen des cit. Jagdgeſetzes über die Bildung von 
Jagdgebieten, die 88. 2, 4, 5 in ihrem Zuſammenhange aufgefaßt, fo 
unterliegt e8 Teinem Zweifel, daß unter dem im $. 4 gebrauchten Aus⸗ 
drucke: „die Geſammtheit der Grunpbefiger einer Ortfhaft“ jene Grund» 
befiger nicht inbegriffen werden, welche entweder nah 8. 2 ober nad) 8. 3 
zur ſelbſtſtändigen Ausübung des Jagdrechtes berechtigt find.— 

Für die Bildung der Yagdgebiete ift nach den Intentionen des Ge⸗ 
fees eben nicht der Grundcomplex der Ortichaft, fondern das Ausmaß 
oder die befondere Uualification des Orundcompleres des einzelnen Eigen- 
thümers in erfter Reihe maßgebend und die Anorbnung des $. 4 gibt 
fih ſchon dur) ihren Wortlaut: (In allen anderen Fällen), als eine fuppleto- 
rifhe, als eine Verfügung für jene Fälle zu erfennen, wo und infoweit 
zur Regelung der Jagdrechtsausübung die Beflimmungen der 88. 2 und 3 
nicht ausreichen. — Die Anoronungen des Geſetzes über die Vertretung 
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Eutichreidungssrände. 


Tee ın ver Gegenfchrift der Gemeinde Miffingdorf erhebenen Ein⸗ 
irren, Zu die vorliegente Streitfrage durch bie Statth.⸗Entſcheidung 
am 3. Rovember 1359, 3. 46867 rechteträftig entſchieden ſei, konnte 
qua derhalb keine Folge gegeben werben, weil ſich ſelbe auf das provi⸗ 
** Gemeindegeſez vom Yahre 1849 ſtützte, während die Frage, ob 
 Muihmerbefährer zu ben Laflen ber Armenverforgung dermalen beizu= 

"tet ſeien oder nicht, nach der gegenwärtig geltenden Gemeinde⸗ 
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ordnung zu entſcheiden ift und war ſonach in das Meritum der Sadıe 
einzugeben. 

Die Beichwerdeführer beftreiten nicht, Daß die Laſt der Armenverſor⸗ 
gung eine foldhe ift, welde die Gemeinde als ſolche trifft, wonach fie der 
Regel des 8. 74 der Gem. Ordg. für Nieteröfterreih vom 31. März; 1864, 
2%. © B Nr. 5 gemäß, infoferne fie nicht nah 8. 68 aus den Eins 
lünften der Gemeinvecaffe beftritten werben kann und ein zur Bedeckung 
berfelben gewidmetes befonderes Bermögen nicht befteht (8. 69), im Wege 
ber Umlage auf alle in der Gemeinde vorgefchriebenen Steuern umzulegen 
wäre. — Die Beihwerbeführer erachten lediglich deshalb von einer Heran⸗ 
ziehung zu benjelben befreit zu fein, weil laut Protokolls vom 15. Juli 1839 
die damald allein berechtigten Nußnießer der Gemeindegründe (zu denen 
bie Beſchwerdeführer, bezw. ihre Befigvorfahren nicht gehörten), welche 
auh allein die Laften trugen, mit Zuſtimmung ber Nichtberechtigten 
vie Gemeindegrände in ihr Eigenthum zugetheilt erhielten, alfo auch bie 
alleinige Zragung der Laſten übernahmen. 

Es ift nun aus dem Inhalte dieſes — von feiner Seite in feinem 
Beſtande angefochtenen — Protokolles — zu conftatiren, daß Gegenſtand 
des commijfionellen Borganges die Fragen waren: a) in welcher Art und 
mit welchem Bortheile die Gemeindegründe in Miſſingdorf bisher benügt 
wurden, b) ob auf diefe Benägung bie von ber Theilnahme ausgefchloffenen 
Hausbefiger mit Anſpruch hatten und hieran theilnahmen oder nicht, und 
€) ob diefelben gegen die projectirte Zertheilung der Gemeindegründe Teine 
Einwentung zu machen haben. | 

Hierauf gab in der verfammelten Gemeinde der Gemeindevorftand 
Namens ber zweiundzwanzig Nußnießer, refp. Eigenthümer des Gemeinde 
waldes zu Brotofoll: nur zweiundzwanzig Hausbefiger waren bisher bie alleini« 
gen Nugnießer und Eigenthümer des Gemeindevermögeng; die Aecker wurden zu 
ihren Qunften verpacdhtet, das Holz der Waldung vertheilt, fie mußten aber auch 
ausſchließlich die Laſten allein tragen und ba das Gemeinbevermögen nicht 
zureicht, jährlich aus Eigenem zuzahlen, ohne Concurrenz der übrigen 
Hausbefiger, die nie einen Anſpruch auf das Gemeindevermögen hatten. 
Lestere, die vom ©emeindevermögen ausgeſchloſſenen zwölf Hausbefiger, 
gaben an, fie hätten nie einen Gemeindevermögen-Nutungsanfpruc gehabt, 
dagegen auch nie zu dem ©emeinbelaften concurrirt und haben daher 
gegen die projectirte Grundzerſtückung eine Einwendung zu machen. 

Wenn nun au anzunehmen ift, daß die zwölf Hausbefiger gegen bie 
Gemeindegräünbetheilung unter der Vorausſetzung keine Einwendung erhoben, 
daß fie, gleihwie die Gemeindenugungen, ebenfo aud die Gemeinbelaften 
nicht berühren, fo fehlt doch die Mare und präcije Beftimmung, daß fie nur 
unter der Bedingung eine Einwendung nicht erheben, wenn fte für immer 
von allen Semeinvelaften befreit bleiben. 

Wäre aber fogar diefe Bedingung als gefett anzunehmen, fo würde 
ſich nody immer die Trage ergeben, ob eine Vereinbarung, wonach eine 
gewifle Anzahl von Hausbefigern in einer Gemeinde Oemeindegründe in 
ven Privatbefig unter der Beringung Tünftiger ausſchließlicher Tragung 
der Oemeinvelaften übernimmt, wogegen alle übrigen Mitglieder ber 
Gemeinde für alle Zukunft von Gemeindelaften befreit fein follen, vor der 
gegenwärtig geltenden Gemeindeordnung zu Recht beftehe und wirkfam jei. — 
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Diefe Frage muß aber — abgefehen davon, daß die Genehmigung dieſer 
Bereinbarung Seitend ber tamald competenten Gemeindeaufſichtsbehörde 
nicht vorliegt, — verneint werben. — Wer grunbfäglih und dauernd für 
Gemeindeauslagen aufzukommen hat, ifl durch die Gemeinteorduung (8. 11, 
Abf. 1 und V. Hanptftäd) imperativ ausgeſprochen, nicht aber den Berein- 
barungen im Innern ber Gemeinde überlaffen, ober als durch folde 
befchränft erflärt und es liegt das Motiv hiefür auf der Hand. 

Die Gemeinde als folhe bat nach tem Geſetze nicht nur Rechte, 
fendern auch Berpflichtungen, welche bei Unterlaffung oder Verweigerung 
ver Leiſtung durch die Staatsbehörde anf Koften der Gemeinde zwangs- 
weife zur Erfüllung gebracht werben müſſen. ($.98 ber Gem. Ordg.) — Es 
it denmach uicht gleichgiltig und fchon deshalb nicht zuläffig, daß dem vom 
Geſetze feftgeftellten Kreife der Berpflichteten durch einfeitiges Belieben der 
letzteren grunpfäglic ein engerer fuhflituirt und dadurch die Leiftungs- 
fähigfeit des verpflichteten Subject® vermindert werde. 

Da die Kofen für Armenverforgung unbeftrittenermaßen nicht zu ben 
im 8. 72 der Gem. Orbg. blos das Intereffe Einzelner betreffenden Auslagen, 
fondern zu den Ausgaben für Gemeindezwede nach 8. 68 der Gem. Ortg. 
gehören und ein zur Bedeckung berfelben beſonders gewidmetes Vermögen 
(8. 69 der Gem. Ordg.) in Miffingborf nicht befteht, jo waren derlei Aus- 
lagen vorlommendenfall® glei den übrigen Gemeindeauslagen in ven 
Gemeindevoranſchlag aufzunehmen und nach 8. 68 der Gem. Orkg. aus den 
im die Gemeindecafie einfließenden Einkünften zu beftreiten und es fonnten 
zur Beflreitung ter durch letztere nit bebediten Ausgaben gemäß 8. 73 ver 
Gem. Ordg. Gemeindeumlagen und zwar fpeciell Zufchläge zu den birecten 
Etenern beſchlefſen werden und waren dieſelben gemäß 8. 74 der Gen. Orbg. 
anf alle in der Gemeinde vorgefchriebenen Steuern biefer Art umzulegen. 

Demmady konnte in der Eutſcheidung bes Landesausfchuffes, derzufolge 
die Koſten der Armenverforgung in Miffingborf — ſelbſtverſtändlich falls 
die in die Gemeindecaſſe fließenden Einkünfte zur Veftreitung der präliminar- 
mäßigen Gemeindeauslagen einfhlieglih der Koften für Armenverforgung 
wicht zureichen, durch Umlagen auf die Steuer zu bebeden feien, eine Unge- 
ſetzlichkeit nicht erblidt und mußte daher die Beſchwerde nad 8. 7 des Gef. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86 abgemwiefen werten. 


Ar. 1439. 


Grwerbfieuerpfliht der Landes-Bobencrebitanftalten. 
Ertenatuiß vom 13, FZani 168%, 3. 1217. 


Tea k. E 8. ©. Hof hat über tie Beſchwerde ber ſchleſ. Boren- 
crenitacalt im Treppan ca, Entſcheidung der k. k. Fin.-Direcion für 
Edleiten wem 239. Uxctober 1881, 3. 11011, betreffend die Erwerbſteuer⸗ 
sine ver eriieren, nach durchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung 
zes Are. Dr. Ferdinand Gaändinger, ſowie des ff. Min.-Secr. Jehann 
Kılım, Recht erkannt: 

„Lie Beſchwerde wird als nubegründet abgewieſen.“ 
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Entſcheidnngsgründe. 


Wenn auch die von der Landesvertretung Schlefiens zur Förderung 
des Realcredites gegründete Bodencreditanſtalt in Verfolgung ihres ſtatuten⸗ 
mäßigen Zweckes (8. 1), welcher darin beſteht, „auf in Schleſien liegende 
Realitäten Darleihen ausfchließend in Pfanpbriefen zu gewähren,“ durch 
ben Betrieb ber im $. 4 der Statuten aufgezählten Gefchäfte als eine 
erwerbftenerpflichtige Unternehmung nicht angefehen werben kann, fo bieten 
doch anderfeitd bie derſelben in den "Statuten 8. 5, lit. b eingeräumte 
Berechtigung zur Belehnung diverſer Wertbpapiere, insbeſondere aber bie 
im $. 6 ber Statuten enthaltene Befugnig zur Vermittlung des Verkaufes 
ter ausgefolgten Pfandbriefe gegen Provifion ausreihende Anhaltspunfte 
zu der Annahme, daß diefe Anftalt vermittelft der Betreibung ber letzteren, 
mit dem im 8. 1 der Statuten normirten Zwecke nicht im nothiwendigen 
und natärlihen Zuſammenhange ftehenven, jedenfalls aber gewinnbringenven 
Geſchäfte unter die der Erwerbfteuer unterliegenden Unternehmungen falle. 

Inſeferne daher die bejhwerbeführende Anftalt von der k. k. Steuer- 
localconmiffion für Troppau zur Erwerbftenererffärung aufgeforvert worben 
if, kann in diefem Borgange im Hinblide auf die obigen ftatutenmäßigen 
Beſtimmungen der Anftalt keine Gefegwibrigfeit erblidt werben and mußte 
bie diesfalls überreichte Beſchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Ar. 1440. 


Feſtſtellung des fleuerbaren Heinertrages nah dem Specialgefege vom 
8 Hr December 1880, " ®. BR 151. gefet 


Erkenntniß vom 18. Juni 1882, 3. 1218. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat Über die Beſchwerde des Gablonzer Spar- 
und Borfhußvereines, regiftrirter Genofjenfhaft mit unbefchränfter Haftung, 
ca Entſcheidung ter k. k. Fin.-Randespirection in Prag vom 3. November 
1881, 3. 55648, betreffenn die Einfommenfteneroorfchreibung, nad durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgewiefen. — Ein 
Erfaß der Koften des Verfahrens wird nit auferlegt.**) 


Ar. 1441. 


Hauszinsfteuerbefreiung von im Eigenthume eines Landes befindliden 
Gebäuden (Landhäuſer). 


Erkenntniß vom 19. Iuni 18823, 3. 1909. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde des mähr. Landes— 
ausſchuſſes ca, Entſcheidung des k. f. Finanz Min. vom 27. Februar 1882, 


*) Siehe Entfheibungsgrünbe bei Nr. 1340 und 1377. 
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3. 25462, betreffend die Verweigerung der Steuerkefreiung aus den Titel 
der Widmung für bie im Haufe E.-Nr. 625 (Landhaus) in Brünn 
zur Unterbringung des mähr. Leihamtes und ber Hypothekenbank der 
Markgrafſchaft Mähren - befiimmten Localitäten, nad durdhgefährter ö. m. 
Berbandlung und Anhörung des Landesaudfchußbeifigers Dr. Arolf Bromber 
fowie des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird nad) $. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfcjeidungsgründe. 


Nach der a. 5. Entſchließung vom 12. October 1820, pol. Gef. ©. 
Bd. 48, Nr. 121, follen die ftändifchen Landhäuſer, infoweit diefelben zur 
Unterbringung der ftändifchen Aemter und Caſſen und zur unentgeltlichen 
Bewohnung der Beamten dienen, welche entweder wegen Sicherheit der 
Aemter und Caſſen darin wohnen, oder in partem salarii die Wohnung 
in benfelben unentgelvlich genießen, in Beziehung auf die Häuferfteuer den 
übrigen öffentlihen Staatsgebäuden gleichgehbalten, fomit für viefen Theil 
von der Gebäudeſteuer befreit bleiben; jedoch habe jener Wohnungszins von 
ftändifhen Gebäuden der Häuferfiener zu unterliegen, welcher unmittelbar 
in die ftändifhe Domefticalcafje einfliekt. 

Im gegebenen Falle find in dem Landhauſe C.⸗Nr. 625 in Brünn 
nebft dem Landesausſchuſſe auh das mähr. Leihamt, weldes mit faif. 
Patente vom 8. November 1810 den mähr.⸗ſchleſ. Ständen überlaffen wurde, 
und die Hypothekenbank der Markgrafihaft Mähren, welde laut des mit 
a. h. Entſchließung vom 17. Auguft 1875, 8. ©. 8. für Mähren 1875 
Nr. 38 genehmigten Statutes von der Yandeövertretung Mährens gegründet 
ift und welche unter ber unmittelbaren Leitung der mähr. Landesvertretung 
ftehen, zufolge Landtagsbefchluffee vom 19. April 1877 und zwar ohne 
daß die Zahlung eines Zinfes Seitens ter bezeichneten Anftalten an den 
Landesfond für die im erwähnten Landhauſe benütten Rocalitäten in's Auge 
gefaßt wurde, untergebradt. 

Da fonah diefe ihrem Weſen nad und im weiteren Sinne des 
Wortes als Caſſen des Landes fih darftellenden Anftalten im Landhauſe 
untergebradt find und ein Wohnungszins für die von denfelben benüßten 
Tecalitäten in den Yandesfond unmittelbar nicht einfließt, fo ift ver V. ©. Hof 
ver Anfhauung, daß im gegebenen Falle im Sinne ter obeit. a. 5. Ent» 
ſchließung vom 12. October 1820 die Bebingungen gegeben find, melde 
die Dauszinsfteuerbefreiung auch bezüglich der für das erwähnte Leihamt 
und bie Hypothekenbank beftimmten Localitäten im Landhauſe begründen 
und ed mußte demnach die angefochtene Entſcheidung in Gemäßheit des 
$. 7 des Gef. von 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 
aufgehoben werten. 
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Ar. 1442. 


Mafgebender Beitpuntt für die Werthberechnung eines Nadjlaffes. 
Erfenntnig vom 13. Juni 1882, 3. 1230, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Joſefine Siccard, 
Kaufmannswitwe, & Conſ. ‚ca. Entſcheidung des k. k. Yinanz- Min. vom 
6. October 1881, 3. 27661, betreffend die Annahme der Grundlagen 
zur Bemeſſung der Erbjchaftsgebühren vem Nadhlaffe des Kaufmannes 
Joſef Siccard, nah burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Auguft Periz, fowie des k. f. Min.Vice⸗Secr. Ritter v. Froſch⸗ 
auer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerbe wird ald unbegründet abgewieſen. — 
Den Beihwerdeführern wird an Roften bes Berfahrens ver 
Detrag von 10 fl. auferlegt, welder binnen 14 Tagen an das 
k. k. Kinanzminifterium zu erlegen ift.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die Beichwerveführer ftügen ihren Anfpruh, daß ber Stand des 
Nachlaffes nah dem am 24, November 1877 mit Teftament verftorbenen 
Kaufmanne Joſef Siccarb bei. der ©ebührenbemeffung fo angenommen 
werde, wie derfelbe aus der zufolge 8. 46 des Geb. Gef. und dem Fin.-Min.» 
Erlafje vom 23. März 1882, R. ©. B. Nr. 84 am Schluffe der Vers. 
laſſenſchaftsabhandlung vem Haupterben überreichten, verlaßbehörblich bes 
ftätigten Nachweiſung fih darftellt, wmefentlih auf die Erwägung, daß 
©egenftand ver Gebühr nach 8. 57 des Geb. Gef. der aus der Nachlaßnach⸗ 
weiſung fih ergebende reine Nachlaß fei, diefer jedoch nit auf Grund 
des Inventars fi ermitteln lafje, weil derjelbe zur Zeit der Inventurs⸗ 
aufnahme feinem Werthe nach vollfiändig noch nicht befannt fein und 
erft auf Grund der abgeſchloſſenen Verlaſſenſchaftsabhandlung feitgeftellt 
werden könne. 

Der 8. 49 des Geb. Geſ., auf welchen die Finanzbehörden fich berufen, 
babe ten Sinn, auszuſprechen, daß nur jener Theil des hinterblicbenen 
Vermögens der Gebühr unterliege, welcher fid am Anfallstage als reiner 
Nachlaß darftelle, nicht aber die Bebeutung, daß diefer Tag beftimmend 
für die ziffermäßige Grundlage der Gebührenbemefjung fein folle. 

Der B. ©. Hof muß bei Löſung der vorliegenden Streitfrage zu« 
nächſt hervorheben, daß fchon der 8. 46 des Geb. Gef. anorbnet, die vom 
Hanpierben zu liefernde Nachlafnachweifung habe den Activ⸗ und ben 
Schuldenftand und zwar den erfteren auf Grundlage des Inventars, 
ben leßteren in Gemäßheit der Anordnung des $. 57 barzuftellen. Der 
im Einvernehmen mit dem k. k. Juſtiz.⸗Min. erfloffene Erlaß des 
I. 8. Sinanz.-Min. vom 23. Mär; 1852, R. ©. B. Nr. 84 ordnet 
in Ausführung der 88. 46 u. 57 im 2. Abf.-an, daß, wenn über einen 
Nachlaß ein Inventar errichtet wurde, die Nachweiſung desjelben und zwar 
des Nachlaßvermögend in Uebereinftimmung mit dem Inventar zu 
geſchehen habe. Eine gleiche Anordnung enthält der $. 4. der Fin.Min.⸗ 
Berorbnung vom 23. März 1852, R. ©. B. Wr. 82. 


OP 


2) 
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Es ift daher die Behauptung ber Beſchwerde, daß das Inventar 
über das Verlafienfchaftsvermögen für die Gebührenbemeflung ganz und 
gar nicht maßgebend fei, unhaltbar. — Das Ymventar, wo ein foldes, 
wie zum Naclafle des Joſef Siccard, aufgenommen wird, hat vielmehr 
fowohl der vom Haupterben zu liefernden Nachweiſung, wie ber finanzbe- 
hördlichen Prüfung und Ermittlung des der Gebührenbemefiung zu unter- 
ziehenden reinen Nachlaſſes ale Grundlage zu dienen. Der 8. 97 des 
kaiſ. Patentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. B. Nr. 208 bezeichnet 
überdies ale Zweck der Aufnahme eines folden Inventar die Erlangung 
eines genauen und vollfländigen Verzeichniſſes alles beweglichen und 
unbeweglichen Vermögens, in deſſen Beſitz fih der Erblaffer zur Zeit feines 
Todes (fomit zur Zeit des Erbanfallee) befunden bat, welcher Zeitpunft 
auch nach $. 49, lit. a des Gef. vom 9. Februar 1850 für die Ermittlung 
des Werthes der einzelnen Nachlaßgegenſtände, fowie der Abzugspoften zum 
Zwede der Gebührenbemefjung vom wefentlichen Belange ift. 

Der V. ©. Hof ift der Anſchauung, daß bie Finanzbehörden bes 
rechtigt find, jede Verlaſſenſchaftonachweiſung, obgleih deren Nichtigkeit 
Seitens der Abhandlungsbehörde beftätigt if, vom Standpunkte der mit 
Geſetzeskraft tundgemadten Gebührennormen, ſowohl bezüglich ihrer Genauig⸗ 
feit wie ihrer Bollftänvigleit felbfifländig zu prüfen, eventuell die Nachlaß⸗ 
nachweifung zu ergänzen. Auf Grund diefer Prüfung war bie Finanz 
verwaltung in Gemäßheit der 88. 46 u. 47 des Gef. vom 9. Yebruar 
1850, dann des Fin.-Min.-Erlaffes vom 23. März 1852, 8. ©. 2. 
Nr. 84, Abf. 2 u. 3 beredtigt, den Bermögensftand nah dem Nachlaß⸗ 
inventar zur Gebührenbemeffung anzunehmen und als Abſchlagspoſten nur 
folhe Auslagen und Pafliven anzuerkennen, weldhe nad den cit. Normen 
als zum Abzuge geeignet erllärt find. 

Insbeſondere war die Finanzverwaltung berechtigt, von jenen Ber- 
Anderungen abzufehen, melde während der Berlaffenfhaftsabhandlung in 
den Naclaßobjecten duch die zur Realifirung des Waarenlagerd und der 
Üctivforberungen, ſowie durch tie zur Begleihung der Pafliven vorgenom- 
menen Operationen und Transactionen in quanto et quali gegenüber dem 
Yuventarsftande eingetreten find. 

Im vorliegenden Yalle traten noch befondere Momente hinzu, melde 
die Yinanzverwaltung zu einer eingehenden Prüfung des Nachlaßſtandes 
an der Hand der Nachlaßacten beftimmen mußten. Nach dem Berlaflen- 
Ihaftsinventar hatte fi der reine Vermögensſtand mit 102.039 fl. 82 fr. 
und nah Abzug nachträglich liquidirter Bafliven pr. 14.770 fl. 47 fr. 
mit 87.269 fl. 35 kr. herausgeftellt; hiezu eine Activfaßpoft pr. 1436 fl. 33 kr. 
gerechnet, ergab einen reinen Nachlaß von 88.705 fl. 68 fr. — Der von 
ben Erben überreichte Nachlaßausweis behauptet jedoch, daß das Nachlaß⸗ 
vermögen nur in 37.807 fl. 48 Ir. beſtehe, wovon als Abfchlagspoften in Abzug 
zu kommen hätten 5824 fl. 31 r., ſomit ein reiner Nachlaß von 31.983 fl. 17 fx. 
verbleibe. Nad den (einen Tag vor feinem Tode) errichteten Teſtamente 
hatte Joſef Siccard fein Vermögen auf circa 105.000 fl. gefhätt. “Die 
Giltigkeit dieſes Teftamentes war zwar beftritten, jedoch diefer Streit durch 
einen verlaß- und obervormundſchaftsbehördlich beftätigten Bergleich dio. 
25. Februar 1880 als giltig nacıträglid anerkannt worden. 

Meberbies bat der Berlafienfchaftscurator Alois Meißner am Schluffe 
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feiner Euratelsrehnung dito. Prag 28. Februar 1880 für die Zeit vom 
1. März; 1878 bis letzten Februar 1880 folgende Bemerkung beigerädt: 
„Die Ausgleichsoperationen wurden, foweit fle in bem vorliegenden Aus⸗ 
weife nicht des Näheren beleuchtet werben, ohne Intervention und Einfluß. 
nahme bes gefertigten Curators und zwar zumeift vor feiner Euratorbeftellung 
abgewidelt, fo daß ſich derjelbe in dieſer Richtung gegen jede Verantwortung 
verwahrt.“ 

Angefiht3 aller diefer Momente mußte der B. ©, Hof den Vorgang der 
Sinanzverwaltung, welde unter Beobachtung ber cit. Normen für bie 
Sebührenbemefjung den reinen Nachlaß mit 88.369 fl. 81 Fr. angenommen 
hatte, im Gefege begründet anfehen und deshalb die Beſchwerde abweifen. 
— Die Berfällung in die Koſten erfolgte nah $. 40 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1443. 


Gebühren, welche von Berfiherungsgefellfchaften beim Gintritte des vers 
’ —XX A Su enteihten find. *) 


Erkenutuiß vom 18. Juni 1883, 3. 19210. 


Der it. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde ber allgemeinen 
wechfelfeitigen Eapitalien- und Rentenverfiherungsgefelichaft „Auftria” in 
Wien ca. Euntſcheidung des k. k. Finanz Din. vom 14. Juni 1881, 
3. 11163, bezw. vom 28. April 1882, 3. 13038, betreffend bie Ge⸗ 
bührenbehandlung beim Eintritte des verficherten Ereigniffes, nad durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Eduard Ritter 
v. MWiedenfeld, fowie des ?. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer zu 
Recht erkannt: | 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Das k. k. Finanz- Dein. hat in Beziehung auf die Gebühren, welche 
beim Eintritte des verfiherten Ereignifjes zu entrichten find, entſchieden, 
daß diefe Gebühren von der verfiherten Summe, nah) Maßgabe als dieje 
Summe zur: Auszahlung gelangt, daher wenn die Summe in Raten aud- 
bezahlt wird, nad dem Betrage der einzelnen Raten, jedoch ohne Bedacht⸗ 
nahme auf allfällige Abzüge wegen gegebener Vorſchüſſe oder noch ſchuldiger 
Prämienergänzungen, zu berechnen find und daß von foldhen Prämien- 
ergänzungen, welche durch Abzüge von der Binalleiftung entrichtet werben, 
da dieje Prämienergänzungen gleichfalls zu den wegen der Berficherung 
bedungenen Leiftungen gehören, die Gebühr nah Scala II wie von jeber 
Empfangspoft abzuführen ift. 

Die beſchwerdeführende Gefelihaft geht von der Anſchauung aus, 
daß nur der dem vom Percipienten wirklich empfangenen Betrage ent» 


-*) Siehe auch Erkenntuiß sub Nr. 935 (Baub IV, Jahrgang 1880). 
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ſprechende Stempel zu verrechnen fei, weil bier eigentlih ein aus der 
Verrechnung verſchiedener Forderungen und Gegenforberungen entflandener 
Saldo quittirt wird und bie im legten Jahre zu leiftende Ergänzungs- 
prämie fi als eine Rechnungspoſt varftellt, welche bei der Auszahlung in 
Abzug kommt. 

Der B. ©. Hof fand die Beſchwerde nicht begründet. — Bezüglich 
ver Gebühr von Empfangsbeftätigungen wird bemerkt, daß biefelbe nach 
Tarifpoft 47 des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. 3. Nr. 50 
nad dem Werthe bed übernommenen Oegenftandes zu bemeffen ift. Im ge⸗ 
gebenen Falle werben die Ouittungen von ben Percipienten auf ben ihnen 
anläßlich der Berfiherung gebührenvden und ſonach auszuzahlenden Betrag 
andgeftellt, weldhen Betrag fie jedoch nur mit dem nad Abrechnung ber 
der Berfiherungsgefellfchaft zuftehenden Gegenforberungen entfallenden Reſte 
erhalten. 

Da aber als übernommen jene Werthfunme angenommen werben 
muß, welde in der Urkunde als übernommen ausgedrückt ift und ſelbſt in 
dem Falle, wenn diefe Quittungen als Reftzahlungsquittungen angejehen 
werden follten, nad der Anmerkung zu dem im Tarife zum Gef. vom 
9. Februar 1850 enthaltenen Schlagworte: „Reftzahlungsquittungen“ die 
Gebühr, wenn nebft der Reſtzahlung zugleih der Empfang der Geſammt⸗ 
forderung beflätigt wird, nah dem als empfangen beftätigten Ge— 
fammtbetrage zu entrichten ifl, fo war bie Yinanzverwaltung im Rechte, 
tie Empfangsbeflätigungsgebühr nach dem vom Bercipienten als empfangen 
beftätigten Betrage abzufordern. 

Ebenſo ift die Abforberung der Gebühr nah Scala II für bie 
Prämienergänzung, welde ber Bercipient des verficherten Betrages der 
Geſellſchaft zu Leiften bat und welche ihm auch bei ber Auszahlung dieſes 
Betrages in Abzug gebraht wird, in Gemäßheit der ZTarifpoft 57 F des 
Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 begründet. Nah 
tiefer Tarifpoft haben nämlich die Berfiherungsanftalten dieſe Gebühr 
von allen wieberlehrenden, wegen der Berfiherung bepungenen Leiftungen 
an tiefelben unmittelbar und nad dem Betrage jeber einzelnen gebähren- 
pflichtigen Empfangs- oter Ausgabspoft monatlich” nachhinein zu entrichten. 

Da num bie fraglie Prämienergänzung fich als eine für das lebte 
Jahr bebungene Leiftung wegen ber Berfiherung, fonady als eine Empfangs- 
poſt der Anſtalt darſtellt, die Gebühr für jede einzelne Empfange- oder 
Ausgabepeſt, fomit nicht nach gegenfeitiger Compenfirung der Forderungen 
und Gegenforterungen, zu entrichten ift, fo war bie Finanzverwaltung 
berechtigt, auch für tiefe Leiftung vie Gebühr nah Ecala II abzufordern. 

Zuſeferne aber die Geſellſchaft nach der Fin.-Min.-Berorbuung vom 
38. April 1866, 3. 18840, Bogs. B. Nr. 19 in Abficht auf bie 
Sehähren ren Berfiherungsverträgen über eigenes Berlangen behandelt 
werden jclte, fe erſcheint der ven ter Finanzverwaltung eimgehaltene 
Berzanı mit ven Deflimmungen tiefer Berortuung im vollſten Einklange. 
Es miete daher tie Beſchwerde als unbegräntet abgewieſen werten. 
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Ar. 1444. 


Dffenhaltung eines Öffentlihen Saum: und Fußpfades. 
Erkenntnig vom 14. Iuni 1882, 3. 10. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat über die Befchwerbe des Grafen Gabor 
Feſtetits ca. Entſcheidung des‘ nieder-öfterr. Landesausſchuſſes vom 12. No- 
veniber 1881, 3. 19783, betreffend die Deffentlichkeit eines Weges, nad; 
barchgeführter d. m. Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Guſtav 
Mitlacher, des Adv. Dr. Joſef Kopp, in Vertretung des belangten nieder» 
öfterr. Landesausſchuſſes, dann des Adv. Dr. Moriz Weitlof, in Vertretung 
ver mitbetheiligten Gemeinde Lunz, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen." 


Entſcheidungsgründe. 


Nach Anſicht der Beſchwerde iſt die angefochtene Entſcheidung zunächſt 
darum geſetzwidrig, weil der Landesausſchuß in der ſtreitigen Frage, ob 
nämlich der von Seehof zur Neuländ und von da durch das Seebachthal 
zu den Lunzer Seen, zur Herrnalpe und zum Dürrnſtein führende Weg 
ein öffentlicher ſei, bezw. ob der Gemeindevorſteher von Lunz mit Recht 
verfügen durfte, daß der Domaänebeſitzer die zu Neuländ aufgeſtellte 
Wegeverbotstafel zu befeitigen habe, zu entjcheiden nicht competent war. 
Denn inſoweit e8 fih um die legterwähnte Verfügung des Lunzer Gemeinde- 
vorftande8 dto. 13. October 1878, Nr. 185 hantle, wäre e8 nad 8. 97 
der Gem. Ordg. Sache der politifhen Bezirksbehörde, nicht aber Sade 
bes Landesausfchufjes gewejen, zu entfcheiden, ob derſelbe ven beftehenven 
Geſetzen entſpreche; infoweit aber über die Deffentlichleit des Weges felbft 
entichieden werben follte, wäre nad 8. 16 des Gef. vom 29. December 
1874, 8. ©. B. ex 1875 Nr. 7 zunädft der Straßenausfhuß berufen 
geweſen, darüber abzufprechen. 

Der DB. ©. Hof fand dieſe Beſchwerdepunkte nicht‘ begründet. — 
Eine Berlegung des 8. 97, bezw. des $. 92 der Gem. Org. hat 
nicht ftattgefunden, weil nah ber Actenlage es fi allerdings um 
Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes in einer der Gemeinde nicht vom Staate 
übertragenen Angelegenheit gehandelt hat und die Verfügung des Gemeinde- 
vorftandes fih nur als der Vollzugsact eines folhen Ausſchußbeſchluſſes 
darftellt. 

Mit Beichluffe vom 29. September 1878 hat der Lunzer Gemeinde» 
ausſchuß in Anerkennung, „daß die Befeitigung der fraglichen Wege- 
verbotstafel im Interefje der Gemeinde gelegen fei,* den Borfteher beauftragt, 
wegen Befeitigung verfelben die f. k. Bezirkshauptmannſchaft anzugehen. — 
Da der Gemeindeausfhuß auf diefe Weife feine Willensgmeinung, daß das 
Wegeverbot zu beheben fei, in unzweideutiger Weife fund gegeben hatte, 
war ber Gemeindevorfteher, nachdem er durch ven Erlaß der k. k. Bezirke. 
bauptmannfchaft dto. 4. October 1878, 3. 5464 darüber aufgellärt worden 
war, daß die Angelegenheit nah 8. 26 ad 3 der Gem. Ordg. in 
ven Wirkungskreis der Gemeinde falle, mohl berufen, den Beichluß des 
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„cation Jedermann, ob einheimifch oder fremd, ohne Beichränlung und 
„insbefontere ohne früher eingeholte Erlaubniß zur Benützung freigeftanden 
„und auch fo bis zur Aufitelung ber Wegeverbotstafel benüßt worden.“ 
Nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. Nr. 36, hatte 
der B. ©. Hof dieſen Thatbeſtand — infoferne er weder actenwibrig 
angenommen, noch auch in wefentlichen Punkten ergänzungsbebürftig erjcheint, 
feiner Entfceidung zu Grunde zu legen. — Die Beſchwerde behauptet 
nun, daß dieſer Thatbeſtand ſowohl unrichtig als auch unvellftändig fei 
und überdies das Ergebniß eines mangelhaften Adminiſtrativverfahrens bilde. 

Was nun die lettere Behauptung anbelangt, fo ift durch die Admini⸗ 
ftrativacten dargethan, daß ber Thatbeftand an Ort und Stelle, in Gegen⸗ 
wart der Parteien, von Organen des Landesausſchuſſes felbft aufgenommen 
und den Parteien nad) Ausweis des Protofolles Gelegenheit zu Erinne- 
rungen und zur Trageftellung an die Gebentmänner geboten worden ift. 
E83 wurden demnach alle Momente beachtet, welche nad der Natur der 
Sache geeignet waren, eine objective Feſtſtellung des Thatbeſtandes zu 
fördern und e8 Tann von einer Verlegung wefentliher Formen des Admini⸗ 
ſtrativverfahrens umſoweniger die Rede ſein, als für derlei Angelegenheiten 
ein beſtimmtes Verfahren geſetzlich überhaupt nicht vorgeſchrieben iſt. 

Ebenſowenig liegt ein Anlaß vor, den anzeuommenen Thatbeſtand 
ſelbſt als unrichtig oder ergänzungsbebärftig anzufehen. Aus den Ausfagen 
der einvernommenen Gedenkmänner geht allerdings hervor, daß ber obbe⸗ 
fhriebene Weg bis zum Jahre 1878 von Vebermann beliebig benügt 
wurde und ebenfo erfcheint durch die Ausfagen der Gedenkmänner ficher- 
geftellt, daß dur diefen Weg eine allerdings nicht bequeme, aber doch 
fürzere Verbindung mit Rothwald und Wildalpen vermittelt wird. Kin 
Grund an ber Wahrheit der Autfagen ber Gedenkmänner Eslitzbichler, 
Leichtfried, Vollmann, Mayerhofer zu zweifeln, liegt umfoweniger vor, ala 
auch die von dem Befchwerbeführer nambaft gemachten Gedentmänner 
Danzer und Tengauer die beliebige Benügung des Weges durch Jedermann 
beftätigen, und als ver Lebtgenannte, ganz fo wie Mayerhofer des gewiß 
bedeutfamen Umftantes gedenkt, daß dieſen Weg auch die alljährlih am 
Balobitage auf den Dürnftein wallfahrenden Proceffionen benügten. 

Wenn die Befchwerte die freie Benützung des Weges auf eine zeit 
weife widerrufliche Geſtattung des Domänenbefigerd zurüdzuführen verfucht, 
jo ift dem gegenüber zu erinnern, daß es Suche des Beſchwerdeführers 
gewefen wäre, im Zuge des Abdminiftrativverfahrend jene Momente zur 
Geltung zu bringen und zu erweifen, welche darzuthun geeignet wären, 
daß, foweit nicht Wegefervituten in Frage ftehen, es fih bis nun Lediglich 
um eine precariftifhe Benützung der Privatwege des Beſchwerdeführers 
gehandelt habe. — Ein folder Nachweis, wurde nicht erbracht und es 
muß fomit als dargetban angenommen werben, daß ber fraglihe Weg 
bisher dem öffentlichen Verkehre gedient bat. 

Nah $. 26 ad. 3 der Gem. Ordg. obliegt die Sorge für die Offen⸗ 
haltung folder Wege ter Gemeinde. — Da die bei Neuländ aufgeftellte 
Berbotstafel zugeftandenermaßen den Zwed verfolgte, den Verkehr auf dem 
fraglichen Wege zeitweife einzufchränten und zu verhindern und überhaupt 
deſſen Zuläffigfeit in das Belieben des Beſchwerdeführers zu fielen, war 
ber ©emeinvevorfteher, bezw. der Gemeindeausſchuß zu Zweden der Auf⸗ 
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rechthaltung des bisher thatfächlih unbehinderten Berlehrs, bereditigt, die 
Befeitigung der Berbotötafel zu verfügen. — Durch dieſe Berfügung hat 
der Oemeindeausfhuß weder feinen Wirkungskreis überſchritten, noch gegen 
befiehende Geſetze verſtoßen oder viefelben fehlerhaft angewendet, weshalb 
aud der Landesausſchuß nach $. 92 der Gem. Orbg. keinen gefetlichen Anlaß 
zur Aufhebung berjelben hatte. 

Chen deshalb mußte die gegen die Entſcheidung des Landesausichufies 
angebrachte Beſchwerde als unbegründet zurädgewiefen werben. 


Qr. 1445. 


Die Berechtigung zur Ausübung der Jagd wird durch Ermwerbung eines 

jufammenbängenden Grunbcompleres von wenigftens 200 Joch, oder dur 

ie Bereinigung von Brundftüden zu oder mit einem ſolchen Srundeom: 

plexe, fraft des Befeges erworben und foferne es fih um Grundſtücke 

handelt, auf welden die Jagd der Gemeinde zugewiefen war, erliſcht mit 

der Erwerbung des Jagdrechtes durch einen Brundbefiger, die Zuweiſung 
dieſes Rechtes an die Gemeinde. 


Erfeuntuiß vom 15. Iuni 1882, 3. 1174. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dr. Bictor Capeſius, 
ca. Aderbau-Min., anläßlid der Entfcheidung desjelben vom 21. October 
1881, 3. 12338, betreffend die Ausübung des Jagdrechtes auf Grund» 
ftüden des Beſchwerdeführers in der Gemeinde Ranıfau, nad durchgeführter 
d. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Kopp, des k. k. 
Min,Bice»Eecr. Freiherrn v. Zrauttenberg, dann des Adv. Dr. Felir 
Neumann, in Bertretung des an der Streitfache mitbetheiligten ZJagdpächters 
Matthäus Salzer und der mitbetheiligten Gemeinde Ramſau zu Recht erfannt: 

„Die angefochtene Entiheidung wird nah 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, 8. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde außgefproden, daß ber 
Beichwerdeführer das Jagdrecht auf in der Ortögemeinte Ramfau gelegenen 
Grundſtücken, welche er angelauft bat und welche nad feiner Behauptung 
fowie nach dem Erlaffe der Bezirkshauptmannſchaft Tilienfeld vom 30. Yuni 
1881, 3. 2028 mit dem felbfiftändigen Jagdgebiete bes Befchwerbeführers 
zufammenbängen, erft nad Ablauf des vor Erwerbung jener Orunpdftäde 
durch den Beſchwerdeführer abgefchloffenen Vertrages über die Verpachtung 
der Gemeindejagd ausüben dürfe und daß über das felbftftändige Fagdrecht 
des DBejchwerdeführers auf den angelauften Grundſtücken erft dann zu 
entfcheiden fei, wern die neuerliche Verpachtung der Ramſauer Gemeindejagd 
zur Verhandlung kommt, 

Zur Motivirung diefer Entfcheidung wurde angeführt, daß der Erfteher 
der Gemeindejagd während der Dauer der Pachtzeit gefegmäßig zur Aus⸗ 
übung der Jagd auf den in das Pachtobject fallenden Grunpftüden berechtigt 
fei, dag ben einzelnen Örundbefigern während diefer Zeit nur ein verhält⸗ 


Rr. 1445. — El. v. 15. Juni 1882, 3. 1174. 323 


nißmäßiger Antheil am Pachtſchillinge gebühre und daß Befigveränderungen, 
welche ſich durch Privatredtstitel während biefer Zeit ergeben, eine Auf⸗ 
löfung des Pachtvertrage, bezw. eine Ausſcheidung einzelner Grund» 
ftüde ans dem Pachtverhältniſſe nicht bewirken können. Im legterer Hinficht 
wird fih anf die Beſtimmung bed 8. 16 der Min.-Verorbnung vom 
15. December 1852, R. ©. B. Nr. 257 berufen, welde Einwendungen 
aus Privatrehtötiteln gegen den Vollzug der Beſtimmungen dieſer Verord⸗ 
nung ausſchließt. 

Der DB. ©. Hof fand jedoch diefe Anfiht des Minifteriums in den 
gefeglichen Beftinnmungen über das Jagdrecht nicht begründet. Nah 8. 5 
des Gef. vom 7. März 1849, R. ©. 3. Nr. 154 ift jedem Beſitzer 
eined zufammenhängenden Grundcomplexes von wenigftend 200 Joch 
(115 Heltar) die Ausübung der Jagd auf dieſem eigenthümlichen Grund⸗ 
complere geftattet, und nad 8. 6 dieſes Gef. ift der Gemeinde die Jagd 
nur auf ben übrigen in $. 5 (und 8. 4) nicht ausgenommenen Grund⸗ 
jtüden zugewiejen. Die Beredhtigung zur Ausübung der Jagd wird daher 
dur die Erwerbung eines nah $. 5 qualificirten Grundcomplexes fowie 
durch die Bereinigung von Orundftüden zu oder mit einem folden Grund⸗ 
complere vom Grundbeſitzer kraft des Geſetzes erworben und foferne es fich 
um Orundftüde handelt, auf welden die Jagd nah 8. 6 des bez. Gef. 
ber Gemeinde zugewiefen war, erlifcht mit der Erwerbung des Rechtes zur 
Jagdausübung durch den Orunpbefiger die Zuweifung dieſes Rechtes an 
die Gemeinde. Das Jagdgebiet einer Gemeinde, auf weldem nah 8. 1 
der Min.⸗Verordnung vom 15. December 1852, R. ©. B. Nr. 257 das 
Jagdrecht nur durch Verpachtung ausgeübt werden darf, kann daher jederzeit 
fomohl verkleinert als auch im Falle des Abverlaufs non Beftandtheilen 
felbftftändiger Jagdcomplere, vergrößert werden. Da nun die Gemeinde 
einerfeitd dem Jagdpächter nicht mehr Rechte Übertragen kann, als fie felbft 
beſitzt und da fie andererfeits im alle einer Vergrößerung des Jagdgebietes 
an die Beftimmung des 8. 7 des Jagdgeſ. gebunden ift, welcher bie 
ungetbeilte Verpachtung der Gemeindejagd anorbnet, jo ergibt fi, daß die 
Berträge über die Verpachtung von Gemeindejagden nur unter Vorbehalt 
jener Aenderungen des Oemeindejagdgebietes gelten können, welche ſich bei 
dem Eintritte der bezeichneten Borausfegungen kraft des Geſetzes ergeben. 
Wenn ein folder Vorbehalt in dem Bertrage keinen Ausdruck gefunden 
hat, fo kann dies dem im Geſetze begründeten Rechte eines Dritten, welcher 
einen, die Befugniß zur felbftftändigen Jagdausübung begründenden Grund» 
compler erwirbt, feinen Eintrag thun, verjelbe ift daher nur an bie 
Beſchränkungen gebunden, welde fih aus den Beringungen einer regel- 
mäßigen Ausübung der Jagdbarkeit und insbefondere aus 8. 8 ber 
Min.-Berorbnung vom 15. December 1852 ergeben, wonad vom Pächter 
der Gemeindejagd ſtets ein einjähriger Pachtſchilling in vorhinein zu 
erlegen ift. 

Die Anordnung des $. 16 der Min.-Verordnung vom 15. December 
1852, daß Einwendungen aus einem privatrechtlichen Titel gegen ven 
Bollzug der Beſtimmungen diefer Verordnung nicht ftattfinden, Tann gegen 
den Anſpruch des Beſchwerdeführers mit Grund nicht geltend gemadt 
werden, weil dieſer Anfprucd ſich nicht auf einen Privatrechtstitel, fondern 
auf die Anordnung des Jagdgebietes ftügt. 
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Geber Eh wen ber Bieireiung beß belangsen Minfferiume in ber 


@. 2. beruien wurze, if zu bemerken, daß tie Aufhebung älterer Pacht⸗ 
re&ite zur iräter erworbene Eigenthuusrechte auch auf dem Gebiete des 
Pr-rairchts turb Tas Geſetz nidt ausgeſchlefſen if. Imöbefondere ifl in 
—* XAtunʒ auf 8. 1120 a. b. G. B. himzumweilen, wonach im Falle 
ter Seränperun; eines Beftautflüdes ver Beftanrinhaber, deſſen Recht in 
€ Zrirutlichen Yücer wicht eingetragen if, vem nenen Defiber weichen muß. 
Aas ven angeführten Grünten wnite tie Aufhebung ber angefochtenen 
Uzriberung erfelgen, 


Ar. 1446. 


Ka den Beimmungen ber Belfsiäulgeich: iſt Far | die Einfhnlung nur 
Der Aufenthalt ober Bohnert der Kınder und nicht deren Grmeindeauge: 
hörigkeit entſcheidend. 


Erfruutnif vom 15. Juni 1882, 3. 12397. 


Da k. k. B. ©. Hof bat über die Befchwerte ver Gemeinde 
Wawrowitz ca. Min. für Eultus und Unterriht anläßlich ter Enticheidung 
tesfelben vom 30. November 1881, 3. 14358, betreffend die Erweiterung 
der Vollsſchule in Wamrowig turd eine zweite Schulclaffe, nach durchge- 
führter 5. m. Berhanplung und Anhörung des Auton Kubefla, Gemeinde⸗ 
verfieher8 und des Ignaz Drhel, Gemeindeausſchußmitgliedes von Wawro> 
wi, daun des F. E. Sectionsrathes Dr. Ritter v. Spaun, zu Recht erkannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde im Inſtanzenzuge auf 
Grund des $. 11, Abſ. 2 des Reichsvolksſchulgeſ. vom 14. Mai 1869, 
R. G. B. Nr. 62 die Erweiterung der einclaffigen Volksſchule in Wamro- 
wig durch eime zweite Schulclafle verfügt. Der cit. $. 11, Ab. 2 jagt: 
„Erreicht die Schülerzahl in drei aufeinander folgenden Jahren im Durch⸗ 
fhnitte 80, jo muß unbedingt für eine zweite Lehrkraft... . geforgt werden.“ 
Daß an der Bolksſchule in Wawrowig die Schülerzahl in ten drei Fahren 
1879, 1880 und 1881 im Durchſchnitte BO erreicht, ja fogar dieſe Ziffer 
weit überfchritten bat, ift äntlich conftatirt worden und wird aud von 
feiner Seite beftritten. In der Befchwerde wird aber behauptet, daß bie 
im Geſetze für die Erweiterung der Schule durch Errichtung einer zweiten 
Clafſe vorgefehenen Bedingungen gegebenenfall® deshalb nicht zutreffen, 
weil eine große Zahl der im fehulpflichtigen Alter ftehenven, die Schule 
in Wawrowig befuchenden Kinder in der Gemeinde Wawrowig nicht 
heimatberedhtiget feien, die nur fo lange in der Schulgemeinde Wawrowitz 
wohnen, als deren Eltern als Arbeiter in ber dortigen Zuckerfabrik be- 
Ihäftiget find, weil im Yale der Berminderung der Fabrifsarbeiter aud) 
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die Schülerzahl in Wawrowitz abnehmen wirb und weil für die ſchul⸗ 
pflichtigen, in der Gemeinde Wawrowitz zuftändigen Finder die Schule 
mit einer Lehrkraft ausreichend fei. 

Der V. ©. Hof vermodte jedoch diefe Befchwerbeausführung nicht 
als gejetlich begründet zu erkennen, weil vie bezüglichen Beftimmungen ver 
Sculgefege darauf hinweifen, daß für die Einfchulung nur der Aufenthalt 
oder Wohnort der Kinder und nicht deren Gemeindeangehörigkeit entfcheidend 
ft. So ift nah 8. 59 des Reichsgeſ. vom 14. Mai 1869 Nr. 62 
und 8. 1 des jchlej. Landesgef. vom 7. Mai 1870 Nr. 16 eine öffent⸗ 
liche Volksſchule unter den fonftigen gefeglihen Borausjegungen überall zu 
errichten, wo fi) mehr als (mindeftens) 40 jchulpflichtige Kinder vorfinden 
(befinden) zc. Der $. 16 des cit. Landesgeſ. ordnet Beſchränkungen für 
die Aufnahme in eine beftimmte Schule nur bezüglich jener Kinder an, 
weldhe außerhalb der Schulgemeinde wohnen. Nah 8. 20 desſelben Gef. 
ift alljährlich die Aufzeichnung aller im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden 
Rinder der Schulgemeinde ohne Unterfchiev ihrer Confejfion und Heimaths⸗ 
berechtigung vorzunehmen. 

Nachdem übrigens die Anwendung der pofitiven und Haren Beſtim⸗ 
mung des bejagten 8. 11, Abj. 2 von einer möglichen Abnahme der Schüler- 
zahl nicht abhängig gemacht wird, fo kann dem Vorausgeſchickten zufolge 
in ber angefochtenen Entſcheidung eine Geſetzwidrigkeit nicht erblict werben. 
Die Beſchwerde mußte daher al8 ungegründet abgewiefen werden. 


Wr. 1447. 


Berweigerte Wiederaufnahme der Berhandlung und Entfcheidung in einer 
bereits rechtskräftig abgethanenen Sade, bie Berpflidtung zur Leiftung 
eines Schulfondsbeitrages betreffend. 


Erkenntniß vom 16. Iunt 1882, 3. 1181, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der brauberechtigten 
Dürgerfhaft in Zabor ca. Entſcheidung ver f. t, Min. für Eultus und 
Unterridt vom 5. November 1881, 3. 14939, betreffend die Verpflichtung 
zur Leiſtung eines Schulfondsbeitrages, nad) durchgeführter d. m. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des k. k. Sectionsrathes Ritter v. Spaun zu 
Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiesen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Das k. k. Minifterium bat mit der angefochtenen Entſcheidung aus» 
geſprochen, daß darüber, ob die brauberechtigte Bürgerfchaft Labor zum 
Zaborer Ortsſchulfonde den jährlichen Beitrag pr. 41 fl. 58 kr. zu zahlen 
verpflichtet fei, nicht nenerbings verhandelt und entſchieden werben folle, 
weil über die Berpflihtung der brauberechtigten Bürgerſchaft aud zur 
fünftigen 2eiftung dieſes Beitrages rechtskräftig bereitd mit Erlaß bes 
Bezirksſchulrathes vom 26. September 1878, 3. 619 abgefproden 
worden ift. 
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Gegen die Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung wendet tie Beſchwerde 
zunächſt ein, daß mit dem Erlafſe bes Bezirksſchulrathes dto. 26. September 
1878 Nr. 619 nit über den Befland der Berpflihtung ber branbe- 
rechtigten Bürgerfchaft zur fortdauernden Leiftung des Beitrages, fondern 
nur über die Verbindlichleit zur Abflattung ter in den Jahren 1875 bis 
1878 fällig gewordenen Raten aberfaunt worden ifl. 

Diefer Beſchwerdegrund wiberflreitet dem Wortlaute des cit. Er⸗ 
laſſes vom 26. September 1878, da laut besfelben bie braukereditigte 
Dürgerfhaft ausdrücklich verpflichtet erfannt wurde, „nit blos die rüd- 
fländigen Beträge bis inc. 1878, fondern auch tie künftig fällig 
werdenden Raten bei Erecutisusvermeidung“ in Abfuhr zu bringen. Da 
die brauberedhtigte Bürgerfhaft gegen dieſe Entſcheidung innerhalb ver 
feftgefegten Friſt eine Berufung nicht eingelegt hat, konnte die Rechtskraft 
ber Entſcheidung weder durch die Geſuche de präs. 4. Mai 1879 und 
27. Yuni 1879 um Ertheilung einer Abſchrift des in ber vorcit. 
Entſcheidung dto. 26. September 1878 berufenen PBrotofelles dto. 29. Ro- 
vember 1833, noch auch durdy die fortgeſetzte Unterlaflung der Abſtattung 
gehemmt werden. Demzufolge kann e8 fi nur darum handeln, ob barin, 
daß ter angefochtene Erlaß der brauberechtigten Bürgerſchaft die Wieder⸗ 
aufnahme der Berhaudlung zum Zwecke der Aufhebung der rechtöfräftigen 
Entſcheidung dio. 26. September 1878 verfagt, eme Gefetwibrigfeit 
gelegen iſt. 

Auch diefe Frage war zu verneinen. Die Beſtimmung des $. 196 
der polit. Schulverfaſſung, welde allerdings zur Wiederaufnahme und 
nenerlihen Entſcheidung bereits entſchiedener Fälle führen ann, fonnte 
fhon darum keine Anwendung finden, weil die brauberechtigte Bürgerſchaft 
keineswegs unter Vorlage von nenen Behelfen, über den Urfprung und die 
Deichaffenheit der ftreitigen Leiftung eine neuerliche inftanzmäßige Ent⸗ 
ſcheidung begehrte, fondern ſich vielmehr darauf befchränkte, in den wider 
die Berfügungen zum Bollzuge ber rechtskräftigen Entſcheidung vom 
26. September 1878 angebrachten Recurſen die Richtigkeit und Rechts⸗ 
beſtändigkeit diefer letzteren Entfcheidung unter Aufftellung ganz allgemeiner 
Dehauptungen zu beftreiten. Ein feldhe® Vorgehen konnte zur Wieder- 
aufnahme der Verhandlung und neuerlihen Entſcheidung in der bereits 
rechtskräftig abgethanenen Sache ſchon deshalb nicht führen, weil nad) 
8. 26 ad b des Gef. vom 24. Februar 1873, 8. ©. B. Nr. 17 ın 
berlei Angelegenheiten zur Entſcheidung in erſter Inſtanz der Bezirks⸗ 
fhulrath berufen erfcheint. 

Die angefochtene Entſcheidung ift demnach in der Sach⸗ und Rechts⸗ 
de volllommen begründet, weshalb die Beſchwerde zurüdgemiefen werben 
mußte, 
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Ar. 1448. , 


Das Bolksſchulgeſetz nimmt bei Berehnung ber Schülerzabl, auf vorüber: 
“ per ee rehungn des Sulbefudes a aa 


Erfenntniß vom 16. Juni 1982, 3. 1274. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Kampf 
ca. Entſcheidung des 8, k. Min. für Eultus und Unterricht vom 30. Octo- 
ber 1881, 3. 8674, betreffend die Erweiterung der öffentlihen Volks⸗ 
fhule in Kamyf, nah durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung 
des k. k. Din.-Bice-Secr. Freiherrn von Pidoll, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdgeidungsgrände. 


Nah den ämtlihen Ausweiſen des k. k. Bezirksſchulrathes dto. 
22. Yuni 1880 Nr. 794 betrug tie Zahl ver fehulbefuhenden Kinder 
in der Kamyker Volksſchule im Schuljahre 1877/78 180, 1878/79 169, 
1879/80 186, alfo nah dem dreijährigen Durdfchnitte 178, die Zahl 
der fchulpflichtigen Kinder aber nad ten Ausmeifen des Ortsfchulrathes 
dto. 14. December 1880, in ben Yahren 1878/79 184, 1879/80 196, 
1880/81 193, nad dem breijährigen Durdfchnitte demnach 191. Diefe 
Daten haben durch den zur Sicerftellung des Thatbeftandes vom V. ©. 
Hofe requirirten Ausweis des k. k. Bezirksſchulrathes dto. 2. Juni 1882 
ihre Beftätigung erfahren, indem nad dieſem Ausweife vie Zahl der ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder in ven Jahren 1878/79 182, 1879/30 189, 1880/81 197, 
alfo im dreijährigen Durchſchnitte von 568: 189; jene der ſchulbeſuchenden 
1878/79 169, 1879/80 186, 1880/81 188, alſo im breijährigen Durch⸗ 
jhnitt von 543: 181 beträgt. 

Im Hinblid auf dieſe Schülerzahl war nad der Maren Vorſchrift 
des 8. 11, Abſ. 2 des Reichsvolksſchulgeſetzes unbedingt für eine britte 
Lehrkraft und folgerichtig und in Gemäßheit ter VBorfchrift des $. 14 des 
Gef. vom 19. Februar 1870 Nr. 22 für ein drittes Lehrzimmer Vorſorge 
zur treffen. 

Die Behauptung der Beichwerbe, daß wegen Erkrankungen und wegen 
Störimgen der Communication die Zahl der ſchulbeſuchenden Finder öfter 
unter 160 herabſinke, konnte vom B. ©. Hofe nicht in Betracht gezogen 
werben, weil das Geſetz bei Berechnung der Schülerzahl auf vorübergehende 
Unterbrechungen des Schulbeſuches feine Rückſicht nimmt. 

Die angefochtene Min.-Enticheidung, welde die Eröffnung der 3. Claſſe 
on der Kampfer Volksſchule verfügt, ift demnach volllommen geſetzlich. 

Auch dem dieſer Enticheibung zu Grunde liegenden Berfahren wohnt 
ein wejentlicher Mangel nicht inne, da das für die Entſcheidung maßgebende 
thatfächliche Moment den Sculbehörben durch bie jährlich zu verfafiende 
Sculfinderbefchreibung ohnehin bekannt fein mußte, die im 8. 7 tes 
vorcit. Geſetzes vorgejhriebene Verhandlung für die allein getroffene Ver⸗ 
fügung auf Eröffnung einer weiteren Schulclaffe nicht nöthig war. Die 
Beſchwerde mußte daher abgewiejen werden. 
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. Ar. 1449. 


Bei Bemeflung der Steuer vom Einfommen I. Claſſe werden Capitals: 
inveftituren nicht als Betriebsauslagen behandelt. — Amortifation des 
Anlagecapitales. 


Erkenntniß vom 20. Suni 1882, 3. 1289. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Wiener Tramway⸗ 
Geſellſchaft ca. Entfcheidung der nieber.öfterr. k. I, Fin.Landesdirection 
vom 21. Februar 1882, 3. 1919, betreffend vie Einkommenfteuerbemeilung 
für das Yahr 1881, nach turdhgeführter Bd. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ *) 


Ar. 1450. 


Ginfommenfteuer II. Claſſe von Dienftbezügen. 
Erkenntniß vom 20. Juni 1882, 3. 1368. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Ferdinand Urbänef 
ca. Entſcheidung der k. k. Yin,-Landesdirection in Prag vom 2. December 
1881, 3. 60192, betreffend die Einkommenfteuerbemefjung von feinem 
Gehalte als Zuderfabritsoberinfpector in Prag, den er aus dem Dienftvertrage 
vom 8. Yuli 1881 bezieht, nady burchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Abo. Dr. Lothar Johanny, fowie des k. k. Min.-Secr. 
Johann Kolazy zu Recht erkannt: 

„Der Einwendung der Incompetenz des V. ©. Hofes in 
biefer Streitfahe wird nicht flattgegeben. — Die angefochtene 
Entfheidung wirt nad 8.7 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex. 1876 Nr. 36 aufgehoben, jedoch der Anfprud des 
Beihwerdeführers daß ihm nebft dem ungebührlich entrichteten 
Steuerbetrage auch 6°/, Zinfen hievon vergütet werben, zurück— 
gewiefen." 

Entſcheidungsgründe. 

Der Beſchwerdeführer bezog auf Grund eines mit der k. k. Fin.- 
Landesdirection in Prag für bie nmeunmonatliche Periode vom 1. Auguft 
1881 bis Ende April 1882 zur Beforgung ber Obliegenheiten eines 
Zuckerfabriksoberinſpectors abgefchloffenen Dienftvertrages vom 8. Yuli 1881 
einen Monatsgehalt von 400 fl. für die erwähnte Bertragdtauer. Nachdem 
dieſer Bezug bei einer Staatscaffe, nämlih dem k. k. Gefällsamte in 
Prag zur Auszahlung angewiefen war, fo wurde Seitens bes Letzteren bei 
Auszahlung jedes Meonatsgehaltes gleichzeitig auch eine Einkommenfteuer- 
quote pr. 22 fl. 50 fr. eingehoben. 


*) Siehe Enticheibungegründe bei Nr. 57 (Band I, Jahrgang 1876/77) und 
bei Nr. 451 (Band III, Jahrgang 1879). 
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Die genannte Staatscaffe ift nämlich bei der Bemeffung der Einfommen- 
feuer von der Anficht ausgegangen und die k. k. Fin.-Randespirection in 
Prag hat dieſelbe gebilliget, daß als Grundlage der Steuerbemeflung ein 
dem Monatsbezuge pr. 400 fl. entjprechender Yahresgehalt von 4800 fl. 
angenommen werben müfje, von welchem nach tem für vie II. Einfommens- 
clafie im 8. 19 des Kinkommenfteuerpatentes vom 29. October 1849 
bezeichneten Abftufungen ein Einfommenfteuerbetrag ſammt Staatszufchlag 
von 270 fl., fomit monatlih 22 fl. 50 fr. entfällt. Die Fin.Landes⸗ 
birection findet diefen Vorgang aus dem Grunde geſetzlich begrüntet, weil 
es fih um einen, im monatlichen Gehaltsbetrage vorhinein vertragsmäßig 
beftimmten, ftehenden Bezug handelte, ver nach 8. 4 II 1 des Einlommen- 
fteuerpatentes ftenerpflichtig ift und von welchem nad 8. 22 des gedachten 
Patentes die Steuer gleih monatlich bei Auszahlung und zwar in bem 
Berhältniffe zum jahresfälligen Betrage zu bemeilen und einzubeben 
war, weshalb fih auch das im $. 19 des Einlommenfteuerpatentes feſt⸗ 
gefegte Percentualausmaß nach dem jahresfälligen Betrage zu richten hatte, 
woran der Uniftand, daß dieſer in vorhinein feſtgeſetzte monatlihe Gehalts- 
betrag nicht das ganze Yahr hindurch dauert, nichts ändert, weil bie 
Steuer nad dem obigen Ausmaße und für die Dauer des thatſächlichen 
Bezuges in Abzug gebracht wurde. 

Die dem B. ©. Hofe vorliegende Beſchwerde nimmt jedod in Anſpruch 
daß, nachdem Bejchwerbeführer im Jahre 1881 und zwar aus dem früheren 
Dienftvertrage für die Periode vom 15. September 1880 bis Ente 
April 1881, jomit 4 Monate (Yänner bie April) 1881 à 400 fl..... 
1600 fl. und auf Grund des zweiten, eben in Rebe ftehenden Dienft- 
verfrages vom 1. Auguft bis Ende December 1881... . 2000 fl., zufammen 
pro. 1881... 3600 fl. bezogen habe, ihm für das gedachte Jahr nur eine 
Einfommenfteuer jammt Zuſchlag im Betrage von 162 fl. geſetzlich auferlegt 
werden könne, wonach, da diefer Bezug in 9 Monatsraten zur Auszahlung 
gelangt, pr. Monat nur ein Eintommenfteuer-Abzug von 18 fl., nicht 
aber von 22 fl. 50 fr. entfalle, daher ibm um 4 fl. 50 fr. für jeden ver 
Monate Auguft und September 1881 ungebührlich abgezogen wurde, weshalb 
er die Nüdvergütung fammt 6 Percent Zinfen vom Zahlungstage ter Monats⸗ 
raten beanfprudt und um Behebung der angefochtenen Entjcheidung bittet. 

Die Fin.Landesdirection zu Prag hat in ihrer Gegenſchrift in erfter 
Linie die Einwendung der Incompetenz tes V. ©, Hofes teshalb erhoben, 
weil fie im Principe bereit ‚am 13. Juni 1881, 3. 29114 anläßlich 
bes Recurſes des Ferdinand Urbaͤnek gegen die Einfommenfteuervorfchreibung 
aus dem Dienfivertrage vom 23. September 1880 abweislich entſchieden 
babe und der über den Recurs des Urbänel gegen die Einlommenfteuer- 
vorjchreibung auf Grund des Dienftvertrages vom 8. Yuli 1881 erflofjene 
Erlaß ter genannten Landesbehörde, gegen welchen die vorliegende Beſchwerde 
an den V. ©. Hof gerichtet ift, Feine neue abminiftrative Entjcheidung, 
fondern nur eine Hinweifung auf die Gründe ber Entſcheidung vom 
13. Yuni 1881, 3. 29114 beinhalte. 

Der DB. ©. Hof fand jedoch der Einwentung ber Incompetenz nicht 
ftattzugeben. Denn die Stenervorfchreibung auf Grund des Dienflvertrages 
vom 8. Yuli 1881 muß fowohl formell wie materiell als eine neue 
angefeben werden, da die Steuerperiode rüdfichtlic der Vorjchreibung aus 
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dem Dienftvertrage vom 23. September 1880 mit ber Dauer dieſes 
letzteren d. i. mit Ende April 1881 abgelaufen war und ber Dienftvertrag 
vom 8. Juli 1881 eine neue Bemeflung und Vorfchreibung ber Einkom⸗ 
menfteuer bedingte, wie fie auch thatſächlich ftattgefunden hatte. 

Es handelt fi überdies gegenwärtig nicht um die Prüfung ber 
Geſetzlichkeit des adminiftrativen Vorganges bei der Steuerbemeflung für 
die Beriode vom 15. September 1880 bis Ende April 1881, welche aud 
feinen Gegenſtand der vorliegenden Befchwerbe bildet und, e8 iſt irrelevant, 
daß bie Finanz Ranbespirection in ihrem Erlaffe vom 2. December 1881, 
3. 60192, welcher übrigens dem Ferdinand Urbänel als eine Entſcheidung 
intimirt worben war, was fie auch fein mußte, ſich Iebiglih auf bie 
Gründe ihrer Entfcheivung vom 13. Juni 1881, 3. 29114 berufen hat. 

In meritaler Beziehung fand nun der V. ©. Hof, daß die vorliegende 
Befchwerbe begründet if. Nah 8. 4 des Einkommenfteuerpatentes gehört 
in die II. Claſſe in der Regel das Einkommen, welches als Entgelt für 
ſolche Arbeiten oder Dienftleiftungen, bie der Erwerbftener nicht unterliegen, 
von dem Dienftfeiftenden bezogen wird, und werben unter Abſ. 1 biezu 
ausdrüdlich die ſtehenden (vorhinein feftgefeten) und nicht onerofen Bezüge 
im Dienfte des Staates gereibt. Es ift vom Beſchwerdeführer nicht 
beftritten, daß der ihm von ber Finanzverwaltung vertragsmäßig zugefidherte 
Monatsgehalt nach der II. Claſſe einfommenfteuerpflichtig if. Es handelt 
fih nur darum, welder Betrag in vorliegenden Falle ald fteuerpflichtiges 
Einkommen anzufehen fei. 

Diefe Ürage findet num in bem eben cit. 8. 4, lit. a bes Patentes 
vom 29. October 1849 die Beantwortung, wonach in ber II. Claſſe das 
für die Dienftleiftung bezogene Entgelt Object der Steuer fei. Ferdinand 
Urbänef bezieht vertragsmäßig für 9 Monate einen Gehalt von 400 fl. 
pr. Monat, mithin beträgt das Entgelt für die bedungene Dienftleiftung 
3600 fl. und ift nah 8. 19 des cit. Patente auf diefer Grundlage die 
Einfonmenfteuer zu bemeflen gewefen, 

Ungefihts dieſer gefetlich geregelten und auch naturgemäßen Bafis 
ift e8 für die Frage, weldes Einkommen der II. Claſſe dem Betrage nad 
in jedem Falle zu beftenern fei, nicht mehr von entſcheidendem Belange, 
wenn im 8. 22 des Einlommenfteuerpatentes bie Beftimmung enthalten 
ift, daß die Steuergebühr von den in der II. Claſſe begriffenen ſtehenden 
Bezügen von den Caſſen glei unmittelbar bei der Auszahlung ber für 
den erfien Tag des bezüglichen Steuerjahres beginnenden und am letten 
Tage desfelben endigenden jahresfälligen Beträge nah Verhältniß ter 
legteren abzuziehen ift. Denn zunächſt gehört, wie die Ueberſchrift zeigt. 
der 8, 22 zu denjenigen Beftimmungen des Patente, welche anorbnen, 
von wem die Stenerbemeflung vorgenommen wird. Der 8. 22 ordnet 
weiters nur an, daß bei jahresfäligen Beträgen die Einfommenfteuer 
II. Clafie gleih unmittelbar bei der Auszahlung bes Bezuges pro rata 
mittelft Abzuges eiuzubeben fei. 

Hieraus Könnte höchſtens gefolgert werben, daß die Einkommenſteuer 
von den nicht für ein ganzes Jahr in vorhinein beftimmten Bezügen nad 
8. 30 de8 Batentes, fomit am Scluffe eines jeden Bierteljahres zu 
bezahlen je. — Daß jedoch die Einkommenſteuer aud von Bezügen der 
leßterwähnten Art, wenn felbe von Staatscaffen ausbezahlt werben, 
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unmittelbar von biefen letteren nah Maß ver Fälligkeit dieſer Bezüge 
mittelft Abzuges einzubeben ift, ergibt fih aus dem $. 17 der Vollzugs- 
vorfhrift vom 11. Juni 1850, R. ©. B. Nr. 10, welder Paragraph 
unter lit. a bie Staatscaflen, bei welchen ſtehende Bezüge der II. Eintom- 
mensclaſſe (im Allgemeinen) ansbezahlt werden, verpflichtet, bei ver 
vorſchriftsmãäßigen Verrechnung ihrer Gebahrung auch die an Einfommenftener 
von folden Bezügen eingehobenen Beträge auszumeifen und abzuführen; 
welche Verpflichtung felbftverftändlih die Berechtigung ber Staatöcafien 
vorausjegt, von den bei vdenfelben angewiejenen ftehenden Bezügen ter 
U. Einfommengclaffe vie Einfommenfteuer, foweit ſolche Bezüge der Letteren 
unterliegen, pro rata d. i. mittelft Abzuges einzubeben. 

Der B. ©. Hof vermochte fomit den Anſpruch der k. 1, Fin.Landee⸗ 
direction in Prag, daß das Einfommen II. Claſſe des Ferdinand Urbänel 
aus tem Dienftvertrage vom 8. Yuli 1881 auf Grund eines fictiven 
Jahresbezuges von 4800 fl., flatt des wirklich bezogenen Betrages von 
3600 fl., welcher dem ihm vertragsmäßig zugeficherten Entgelte entjpricht, 
nicht als gefeglich begründet zu erfennen und mußte deshalb bie ange- 
fochtene Entſcheidung aufheben. — Hingegen wird die Forderung bes 
Beſchwerdeführers, daß demfelben nebft der ungebührlich von ihm in einer 
höheren, als nad dieſem Erkenntniffe entfallenden Betrage eiugehobenen 
Einlommenfteuer auch Berzugszinfen vergütet werden, ald gefetlich unftatt- 
haft zurüdgewiefen. 


Ar. 1451. 


Einfluß einer Refolutivbedingung auf bie Sebührenpflidt. 
Erkenntniß vom 20. Suni 1888, 3. 1269. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beichwerde des Heliodor Heibl 
als väterlihen Curators der minderjährigen Rinder Clementine, Antonia 
und Anna Heidl, dann deſſen Ehegattin Elementine Heivl ca. Entſcheidung 
des k. k. Finanz- Min. vom 17. October 1880, 3. 14158, betreffend bie 
Gebübrenbehannlung eines Vertrages vom 3. April 1872 und einer 
Erklärung vom 14. April 1877 über die Abtretung und Räückübergabe 
der Hälfte des Gutes Klenau, nad durdhgeführter 5. m. Verhandlung 
und Anhörung tes Adv. Dr. Anton Wellner, ſowie des E. k. Min.⸗Vice⸗ 
Seer. Ritter von Froſchauer, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Clementine Heidl hatte von der Euratel ihrer und des Heliobor Heibl 
geborenen und noch ungeborenen Kinder mit dem Bertrage dto. 3. April 
1872 die Hälfte des den Iegteren gehörigen Ianbtäflihen Gutes Klenau 
gegen Uebernahme von auf biefem Gute haftenden Paffiven im Betrage 
von 80.000 fl. und mit der Beringung in ihr Eigenthum erworben, daß 
fie das Gut von diefen Baffiven innerhalb 2 Yahren durch Selbftzahlung 
depurirt und falls fie diefer Verbindlichkeit nicht nachkommen follte, der 
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gegenwärtige Vertrag als aufgelöft anzujehen ſei und bie abgetretene Guts- 
hälfte wieder an tie abtretenden Kinder zurädfalle.e Im VII. Bertrags- 
abfage wurde beftimmt, daß das Miteigenthumsreht an ber fraglichen 
Realität mit der Unterfertigung des Vertrages an bie Clementine Heid! 
übergehe und dieſelbe wurbe auch landtäflich an den Mitbefig gefchrieben, 

Am 14. April 1877 wurde von Clementine Heidl eine curatels- 
behördlich, vorbehaltlich eventueller Schadenerfaganfprüde an fie, geneh⸗ 
migte Erklärung audgeftellt, womit diefelbe, unvermögend, der im Bertrage 
vom 3. April 1872 eingegangenen Depurirungsverbinblichleit nachzukommen, 
die ihr abgetretene Gutshälfte an die Kinder wieber zurädftellt, daher ber 
gedachte Bertrag als aufgelöft anzufehen fei und fie die unbebingte Ein⸗ 
willigung ertheile, daß vie ihr als Eigeuthum landtäflich zugefchriebene 
Sutshälfte wieder an die im ihrer Ehe mit Heliodor Heid! bereit ge- 
borenen und fpäter geboren wertenden Rinder landtäflich übertragen werde. 

Die vorliegende Befchwerde umfaßt zwei Punkte: 1) weil dem An« 
ſuchen um Rüderftattung der vom Bertrage dto. 3. April 1872 bemeffenen 
und am 6. Juli 1873 entrichteten Percentualgebühr von 1500 fl. 37'/, fr. 
fanımt Berzugszinfen pr. 70 fl. 2 kr. Keine Folge gegeben worben ift; und 
2) deshalb, weil die begehrte Abſchreibung der von ber Erklärung dto. 
14. April 1877 auf Grund des einbelannten Realwerthes pr. 80.020 fl. 
mit 21/, Percent bemefjenen Gebühr |. Zuſch. pr. 2000 fl. 50 tr. nidt 
bewilliget worten ift. Die Befchwerbe geht nämlid von der Rechtsanſicht 
aus, daß in Folge der Erklärung dto. 14. April 1877 der unter einer 
Refolutivbebingung am 3. April 1872 abgefchloffene Vertrag fo anzufehen 
fei, als wäre er nie gejchloffen worden. Im Sinne des $. 1 lit. A, 
Abf. 1 des Geb. Gef. könnten aber Rechtsgeihäfte, welche blos betingt 
abgefchloffen worden find, und existente conditione ihre Wirkfamleit ver- 
Ioren haben, keinen Gegenſtand einer Gebührenpflicht bilden. 

Der V. ©. Hof konnte jedoch diefe Anfhauung nicht für haltbar 
anjeben. Der 8. 1 A des Gef. vom 9. Februar 1850 unterzieht jedes 
Rechtsgeſchäft, durch welches nad den bürgerlichen Gefeßen Rechte be- 
gründet, übertragen, befeftiget oder aufgehoben werben, der Gebühr und 
nah 8. 44 tritt das Recht des Staatsſchatzes auf die Gebühr bereits 
mit dem Zeitpuntte ein, in weldem das Gefhäft im Inlande gefchloffen 
wurde. Bedingt abgefchloffene Rechtsgeſchäfte find daher in Abſicht auf 
bie Gebührenpfliht in der Negel den unbedingt abgefchloffenen gleichzu- 
halten. Eine Ausnahme bievon enthält nur der 8. 10 des ©ef. vom 
13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89, wonach tie Percentualgebühr 
von Rechtsgeſchäften, deren Erfüllung von einem Ereigniſſe, deſſen Ein- 
tritt ungewiß ift, abhängig gemacht wurde (melde fomit unter einer auf- 
jhiebenden Bedingung abgefhloffen worden find) erft beim intritte 
diefe8 Ereignifjes zu entrichten ift. 

Im vorliegenden Falle war der Bertrag vom 3. April 1872 nicht 
unter einer auffchiebenden, fondern wie die Beſchwerde ſelbſt zugibt, unter 
einer auflöfenden Bedingung abgefchloffen worden. Clementine Heidl war 
durch dieſes Rechtsgeſchäft, welches mit dem Tage ber Unterfertigung des 
Bertraged ausdrücklich als geſchloſſen erflärt wurde, nicht nur in ben 
phiftfchen, fondern auch in den tabularmäßigen Befig der Hälfte des Gutes 
Klenau getreten. Es ift demnach aud die Einhebung ter Vermögend- 
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übertragungsgebühr nicht, wie bie Beſchwerde behauptet, eine bedingte ge- 
wejen und nachdem biefe Gebührenvorfchreibung weder unrichtig noch durch 
einen Irrthum oder Rechnungsverſtoß irgend welcher Art veranlaßt, aud 
feit deren Entrichtung bis zur Einbringung des Anſuchens um Zurück⸗ 
erftattung mehr als drei Jahre verfloffen waren, fo ift auch nicht Ein 
Moment vorhanden, welches die von der Beſchwerde verlangte Anwendung 
des 8. 77 des Geb. Gef. gerechtfertigt erfcheinen ließe. 

Mußte aber der Vertrag vom 3. April 1872 als eine perfecte und 
gebührenpflichtige Vermögensübertragung angefehen werben, fo folgt von 
felbft, daß die Erklärung der Clementine Heibl dto. 14. April 1877 fid 
als eine Rüdübertragung ber von ihr am 3. April 1872 erworbenen 
Hälfte des Gutes Klenau an die abtretenden Finder darſtellt, nachdem 
hiedurch die Ießteren gegen Uebernahme der durch Clementine Heidl nicht 
getilgten hypothecirten Paffiven die gedachte Gutshälfte wieder in ihr 
volles Eigenthum übernahmen. 

Die Vorſchreibung der Gebühr nad Zarifpoft 106 A 2 von bdiefer 
Erklärung ift demnach in der Tarifpoft 101 IT Ai des Gef. vom 13. De- 
cember 1862, R. ©. B. Nr. 89 begründet. — Die Befchwerde mußte daher 
in beiden Punkten abgewieſen werten. 


Ar. 1452. 


Gebührenbehbandlung der Ausdgedinge bei Sutsabtretungen. 
Ertenntniß vom 20. Juni 1882, 3. 1242. 


Der E. 1. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Eheleute Franz 
und Anna Plesnivy, Grundbefiger in Tfebonig, ca. Enticheibung bes 
k. k. Sinanz- Din. vom 25. Auguft 1881, 3. 20540, betreffend die Ueber: 
tragungsgebühr von einem Wbtretungsvertrage, nach burchgeführter ö. m. 
Berbandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der Koften des Berfahrens vor dem Verwaltungs— 
gerihtähofe findet nicht ftatt.“ *) 


*) Siehe Entigeidungsgründe bei Nr. 1090. 
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Nr. 1453. 


Einer Gemeinde fteht zum Zwecke ber fiheren Ginbringung der ihr bewil⸗ 
ligten Bierumlage das Recht au, die Einhebungd: und Gontroldmodalitäten 
gegen die im Bemeinderayon liegenden Bräubausverwaltungen zu erlaflen 
und Die Lepteren können die Mitwirkung. zu Gontrolmaßregeln, durch 
welche die Abgabepfliht auf fie nicht überwälzt wird, nit verweigern. 


Erkenutniß vom 21. Juni 1883, 3. 19585. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Borftandes der 
Berwaltung des bürgerlihen Bräuhaufes in Tabor ca, Entfeheidung des 
Landesausfchufies für das Königreih Böhmen vom 1. Yuli 1881, 3. 6235, 
betreffend vie Einhebung der ©etränleabgabe in der Stadt Tabor, nad 
durchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Der Stadtgemeinde Tabor wurde die Bewilligung ertbeilt, von bem 
im Oemeinderayon verbrauchten Biere 2 Tr. per Liter für die Zeit vom 
1. October 1879 bis zum 80. September 1889 als Gemeindeumlage 
einzubeben. Zum BZwede der Durchführung biefeg Maßregel bat ber 
Stadtratb in Tabor am 18. November 1879, 3. 3828 an die Berwal- 
tung des brauberechtigten bürgerl. Bräuhaufes in Tabor die Verfügung 
erlaffen: „daß die Bräuhausverwaltung über jenes Bier, welches aus deren 
Bräuhaufe ausgeführt wird, den Dienſtknechten und jenen, welche es fonft 
binausführen, Lieferungsfcheine einhändige, aus welchen erfichtlich wäre, 
wen und wie viel Bier ausgeführt wird und daß die Bräuhausverwaltung 
ıhre Angeftellten und wer fonft das Bier aus dem Bräubaufe ausführt, 
dazu verhalte, damit diefelben bei dem Heraustreten aus dem Bräubaufe 
fih bei der nächſt dem Bräuhaufe aufgeftellten Standbude, wo die Ge⸗ 
tränfeabgabe eingehoben wird, anmelden und bort die Lieferfcheine den 
Pächtern der Getränkeabgabe oder ihren Bevollmächtigten zu dem Zwecke 
übergeben, damit die Controlmarfen auf die Gefäße angeheftet werden 
können.“ 

Dieſe im Inſtanzenzuge aufrecht erhaltene Verfügung wird von der 
Verwaltung des bürgerl. Bräuhauſes in Tabor in der Richtung angefochten, 
daß, wenn auch die Stadtgemeinde Tabor zur Erlafjung der diesfalls 
nöthigen Einhebungsbeftimmungen, betreffend dieſe Bierumlage und zur 
Anordnung der nöthigen Controldmaßregeln im Principe als beredtigt 
anerfannt werden müſſe, dieſes Hecht der Gemeinde doch nur gegen jene 
Perfonen geübt werden Lönne, welde zur Zahlung ber bezüglihen Ge⸗ 
tränfeumlage verpflichtet find, und daß die diesfalls erforderlichen Ein- 
bebungs - und Controldmaßregeln nur auf Soften der Gemeinde Tabor 
getroffen werben können. 

Der B. ©. Hof vermag in der angefochtenen Verfügung des Stadt⸗ 
rathes Tabor, bezw. in der angefochtenen Entjcheidung des Landesausſchuſſes 
für das Königreih Böhmen eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erfennen. Der 
Stadtgemeinde Tabor muß unzweifelhaft das Recht zuerkannt werden, zum 
Zmede der ficheren Einbringung der derfelben bewilligten Bierumlage bie 
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Einhebungs⸗ und Controlgmodalitäten auch -gegen die befchwerbeführende 
Bräubausverwaltung zu erlaffen und die letztere kann die Mitwirkung zu 
Eontrolmaßregeln, durch welche die Abgabepflicht auf fie nicht überwälzt 
wird, nicht verweigern. Daß aber mit ber angefoctenen Maßregel bie 
Grenzen einer orbnungsmäßigen Controle überfchritten worden wären, Tann 
nicht behauptet werben. 

Auf die Frage, auf weſſen Koſten die Controlmaßregeln zu handhaben 
find, fand der V. ©. Hof fchon aus dem Grunde nicht einzugehen, weil viefelbe 
im abminiftrativen Inſtanzenzuge gar nicht geltend gemacht worden ıfl. — 
Es mußte daher die Befchwerde als unbegründet abgewiefen werden. 


Ar. 1454. 


Zur Interpretation einer Poſterblichkeits⸗Privilegiumsſsurkunde. 
Erkenntniß vom 21. Juni 18823, 3. 1186. 


Der i k. V. ©, Hof hat über die Bejchwerde des Paul Wranitzky ca. 
Entfheidung des k. k. Handeld-Min. vom 20. December 1881, 3. 8754, 
womit das Erblichleitsprivilegium der Poſtſtation Frainersporf als erlofchen 
erklärt wurde, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des 
Abo. Dr. Heinrich Jaques, dann des Concipienten der k. k. nieber.»öfterr, 
Sinanzprocuratur Dr. Guſtav Khittel, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.” 


Entſcheidungsgründe. 


Es beſteht kein Zweifel, daßz der Beſchwerdeführer, welcher ſich 
erwieſener⸗ und zugegebenermaßen mehrfache Ordnungswidrigkeiten im 
Poſtdienſte zu Schulden kommen ließ, von der Verſehung des letzteren 
rechtmäßig entfernt wurde. — Fraglich kann nur fein, ob mit dieſer gegen 
die Perſon des Beſchwerdeführers gerichteten Mafregel fofort aud die 
Einziehung des für die Poflftation Frainersedorf verlicehenen Erblichkeits⸗ 
privilegiums verbunden werben Fonnte ? 

An fi wäre nänlih eine Auffaflung wohl denkbar, wonach unbe» 
fchadet der Amovirung des Beichwerveführers vom Poftvienfte das Erbliche 
feitöprivilegium ſelbſt aufrecht verbliebe, fo daß Beſchwerdeführer zwar 
nicht mehr ſelbſt die Poft verwalten, wohl aber durch. eine andere 
tauglihe Perfon verwalten laſſen könnte, oder daß er doch wenigftene 
das Hecht bebielte, die Realität Nr. 14 in Frainersdorf mit dem 
Boftprivilegium, das ift aljo mit einem dem Käufer, befien Be⸗ 
fähigung zum Poſtdienſte voraudgefegt, anfallenden Anjpruche auf Ver⸗ 
leihung des Poftvienftes zu veräußern, in welchem Galle alſo Beſchwerde⸗ 
führer neben dem ihm burd feine perſönliche Entfernung vom Poſtdienſte 
zugebenden Nachtheile nicht auch noch den ihm durch die Einziehung des 
Privilegiums erwachſenden der Entwerthung feiner Realität um den 
Verkehrswerth des Privilegiums erleiden würde. 

Allein diefe im Grundſatze zuläffige Auffafiung, auf welche auch bie 
Ausführung in der mündlichen Verhandlung im Wejentlichen hinauskömmt, 
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entfpricht nicht den Verhältniſſen des vorliegenden Falles. Denn nad 
tem Inhalte ter bier maßgebenden Privilegiumsurkunde vom 25. Yebruar 
1808 ift für einen Fall, wie der hier vorgelommene, die Erlöfhung des 
Erblickeitsprivilegiums nicht etwa blos fubjectiv, das ift für den den 
a. 5. Anforderungen nicht entiprechenden einzelnen Privilegiumsanwärter, 
fondern objectiv, das ift für bie BPoftftation felbft und bezw. für alle 
nah der Privilegiumsurkunde berufenen Anwärter ausgeſprochen, ober, 
wie fi dieſe auch ausprüden läßt, es fol in einem foldhen Yale das 
Privilegium nit auf einen anderen Unmwärter übertragen werben können 
und möüflen, fondern erlöfhen. Daß dies der Sinn der Urkunde ift, 
ergiebt eine kurze Analyſe der daſelbſt getroffenen Einzelbeftimmungen. 

In der Urkunde wird für den a. h. Berleiher des Privilegiums und 
deſſen Nachfolger das Privilegium „auf bie Poftftation“ dem Franz 
Spalek und nah ihm einer Reihe anderer Perfonen, nämlich feinen männ- 
lichen Erben, Todtermännern, deren weiterer Descendenz, endlich auch dem 
Käufer der Poftrealität verlieben — unter Fixirung gewiſſer Voraus⸗ 
fegungen, insbeſondere der erforberlichen perfünlichen Fähigkeit und Vertrauens⸗ 
würdigkeit. Der Umftand, daß biebei ein fpecielles Anlangen für jeden 
Tall des Privilegiumsübergangg und die Prüfung ber perfünlichen 
Eigenfhaften des Impetranten vorbehalten ift, fann für fih allein den 
continuirlihen Charakter des Privilegiumd nicht aufheben und etwa bie 
— dem Anfheine nah in der Gegenfchrift des belangten Deinifteriums 
vertretene — Anſchauung hervorrufen: daß eigentlich von jeden Anwärter 
ein neues Privilegium zu erwerben war. Bielmehr war das Rechtsver⸗ 
hältniß hienach Died, daß zwar bei jedem Uebergangsfalle tie perjänliche 
Fähigkeit und überhaupt da8 Zutreffen der Borausfegungen der Privilegiung- 
urkunde immer ſpeciell ausgeiwiejen werben mußte, daß aber im Falle ale 
diefer Nachweis erbradht wurde, der YImpetrant in Kraft des Privilegiums 
ein Recht auf die Berleihbung des Poſtdienſtes hatte, ihm dieſelbe alſo 
nicht vermeigert werben konnte. Aus diefer Auffaffung, ohne weldye die 
Einbeziehung der eben genannten Anwärter in den a. h. Berleihungsact 
gar feine Bedeutung hätte, würde fih nun allerdings zunächſt die Conſe⸗ 
quenz ergeben: daß der Mangel der perfönlicdhen Wähigfeit bei einem 
Anwärter aud nur für deſſen Berfon den Anſpruch auf den Genuß des 
Privilegiums ausfhlöffe, daß aber diefer Anfpruh mit dem Beflge bes 
Poſthauſes auf einen andern tauglichen Anwärter übertragen, alfo auch — 
unbejchadet des eingetretenen perjünlichen Verluftes des Anſpruches — mit 
der gedarhten Realität rehtswirkfam verkauft werden könnte und es würde 
daher, wenn bie Teflfegungen der Privilegiumsurkunde fih auf die eben 
erörterten Beftimmungen beſchränkten, aud im vorliegenden Falle nicht 
ausgejchloffen fein, daß ver Befchwerveführer das Recht zur Berfehung bes 
Poftdienftes zwar für feine Perſon verwirft hätte, e8 aber noch immer 
— mit ber BPoftrealität — rechtöwirkfan auf einen andern fauglichen 
Käufer dieſer leßteren oder fonftigen Rechtsnehmer übertragen könnte, 

Allein in der Privilegiumsurfunde findet id — am Schluſſe — 
ausbrüdlich die weitere Deftimmung, daß derjenige Beſitzer des Pofthaufes, 
welchem die an diefer Stelle der Urkunde angeführten Ordnungswidrigkeiten 
zur Laſt fallen „des privilegii ipso facto verluftiget“ und fohin „der 
Poftdienft einem andern tauglichen Subjecte verliehen werben folle.* Da 


Veilage der Ariſtiſchen Biätter, 
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nun unter biefem „tauglihen Subjecte”, weldem in einem folden Falle 
der Poftdienft verliehen werben fol, nad dem ganzen Conterte offenbar nicht 
blos ein „taugliches Subject” aus ber Reihe ter in ber Urkunde aufge» 
zählten Anwärter, alfo insbefondere nicht etwa blos ein tauglicher Rechts⸗ 
nehmer des des Privilegiumd verluftig erflärten Privilegiums⸗Inhabers, 
fondern ein von der Poftverwaltung beliebig, ohne Rückſicht auf den Inhalt 
des Privilegiumd ausgewähltes taugliches Individuum verftanden werden 
kann, fo ift damit allerdings ausgefprochen, dag im falle einer folden 
Contravention das Privilegium nicht blos fubjectiv für den augenblidlichen 
Befiger desſelben, jondern objectiv und zur Gänze erlöfchen und zur Ber: 
fügung der Staatöverwaltung heimfallen joll, daß alfo auch ber betreffende 
{egte Inhaber tesjelben es nicht mehr. wirkſam veräußern, das heißt vie 
Anwartfchaft auf dasjelbe nicht mehr wirkſam auf den Käufer der Realität 
Nr. 14 Übertragen kann. Es war alfo im vorliegenden Falle, wo die die 
Borausfegung dieſes Heimfalles bildenden Contraventionen thatfächlich 
einzuleiten waren, die Stantöverwaltung nah dem Wortlaute der Privi- 
legiumsdurfunde vollfommen berechtigt nicht blos die perfönliche Unfähigkeit 
des Bejchwerbeführers zur weiteren Verſehung des Boftvienftes, ſondern 
auch die Erlöſchung und ben Heimfall des Privilegiums der Poftftation 
felbft auszufprechen und die Privilegiumsurkunde einzuziehen, 

Das Moment, daß dem Paul Wranitzky in Folge zufälliger 
Umftände das Privilegium noch nicht förmlich verliehen war, konnte an 
dem Eintritte diefer Mechtsfolge offenbar nicht® ändern, da ja ber 
Senannte jedenfalls die einzige Perfon ift, welche zur Zeit die aus ber 
Urkunde vom 25. Februar 1808 abfliegenden Rechte, alſo auch das durch 
die Einziehung des Privilegiumd aberfannte Necht einer weiteren Ueber⸗ 
tragung des Privilegiums an irgend welde Rechtsnehmer geltend machen 
kann. Paul Wranitzky bat biefe Rechte durch den mit feiner Rechtsvor⸗ 
gängerin Anna Glaß abgefchloffenen Kaufvertrag dio. 13. November 1858 
zechtögiltig erworben und wie fomit einerſeits alle Befugniffe, melde 
überhaupt aus ven Privilegium abgeleitet werben können, ihm allein 
zuftehen und auch feither thatfächlih von ihm ausgeübt worden find, fo 
tann ihn auch andererfeitd die auf eine orbnungswidrige Ausübung biefer 
Befugniffe geſetzte Rechtsfolge treffen und konnte insbefondere aud in 
Folge feines Verhaltens die gänzlihe Erlöfhung tes Privilegiums ausge. 
ſprochen werben. 

Belangend die erft in ver 3. m. Verhandlung erhobene Einwendung, 
daR ein durch Majeſtätsbrief verliehenes Privilegium nicht durch einen 
Min.⸗Erlaß zurüdgenemmen werben könne, ift zu bemerken, daß eine 
befondere gefetliche Beftimmung, nad) welcher über die durch ein. Privelegium, 
vefien Inhalt Boftgerehtiame find, geichöpften Rechte von viefer Staatd- 
behörde nicht abgefprocdhen werben könnte, nicht befteht und daß baher im 
Hinblid auf die allgemeine Beftimmung des $. 13 a. b. ©. B. in der 
Entſcheidung des Handeld.-Min. ein incompetenter Act nicht erblidt 
werden ann. 

Die Beihwerde mußte fomit als gejeglih nicht begründet abe 
gewieſen werben, 


Budwinsti, B. G. H. Ertenntniffe. VL, 22 
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Ar. 1455. 
Bu ben $$. 11 und 12 des Waſſerrechtogeſebes für Böhmen vom 28. Auguſt 


Erkenutniß vom 22. Inni 1882, 3. 1881. 


Der k. 1.38. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Mühlenbeſitzerin 
Anna Ralina ca. AderbauMin. und die k. k. Privatgliterdirection für 
Böhmen anläßlich der Entſcheidung des Erfteren vom 24. Auguft 1881, 
3. 3722, betreffend die Veränderung des Wafferabfluffes aus den Gräben 
P.⸗Nr. 599 und 602 der Cataftrafgemeinde Tachlowig, nach durchgeführter 
ö. m. Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Banef, des 
}. k. Min.-Bice-Secr. Freiherrn v. Trauttenberg, dann des k. k. Baurathes 
Franz Scherhant, in Bertretung des k. k. Ackerbau.Min., enblid des Adv. 
Dr. Anton Spigner, in Vertretung ver mitbelangten 8. k. Brivatgüter- 
direction für Böhmen zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerte wird als unbegründet abgewiefen. — Ein 
Erfag der vom Bertreter der. k. k. Privatgüterdirection für 
Böhmen angefprohenen Koften des Berfahrens vor dem FE E, 
Derwaltungsgerihtshofe findet nicht ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Berwaltung der Domäne Tachlowitz hat im Jahre 1879 bie 
obrigkeitlihe an dem Habotiner Bache gelegene Wiefe P.⸗Nr. 337, welche 
in einen Ader umgewandelt ift, neu brainiren laſſen, wobei der daß 
Wieſenquellwaſſer anfammelnde Abzugegraben, aus welchem dasſelbe in das 
Reſervoir oberhalb der Mühle Nr. 2 in Tachlowitz abgeleitet wurde, 
aufgeluffen und das Grundwaſſer der Drainage in einer Richtung abgeleitet 
worden ift, daß dasfelbe von der Mühlenbefigerin Anna Kalina zum Be⸗ 
triebe ihrer Mablmühle feiner zu tiefen Ausmündung wegen, nit mehr 
benäüßt werben konnte. 

Die Beichwerveführerin hat fih daher an bie k. k. Bezirkshaupt- 
mannſchaft Smichov gewendet und aus den Grunde, weil die Güterbirection 
von Tachlowitz durch Anlegung einer Drainage den Zufluß des Waſſers 
aus ber Wiefe P.⸗Nr. 337 refp. des bezüglihen Abzugsgrabens P.- 
Nr. 549, fowie aud aus dem Graben P.-Nr. 602 in das Referpoir 
der Mühle C.⸗Nr. 2 in Tachlowitz verhinderte und weil durch Ableitung 
des Wafſers in den Bach unterhalb der Mühle bei eintretenden Fröſten 
das vom Mühlengebäude abfallende Waſſer geftaut werde, das Begehren 
geftellt, an die erwähnte Güterbirection wegen Wiederherftellung des Wafler- 
nn in das oberhalb der Mühle befindliche Refervoir, den Auftrag zu 
erlaflen. 

Das in Folge diefer Beichwerde von der k. k. Bezirkshauptmann- 
ſchaft in Smidyov aufgenommene Localaugenſcheinsprotokoll conftatirte Fol⸗ 
gendes: Die Mahlmühle E.-Nr. 2 in Tachlowitz wurde durch das in einen 
Borteih (Refervoir) P.-Nr. 341 einfließende Wafler des NRabotiner 
Baches und durch Zufluß ter oberhalb ver Mühle angelegten Drainagen 
in dasſelbe Refervoir in Betrieb gefett und ift das Wafler aus ben 
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Drainagen durch einen beftandenen offenen Wiefengraben (P.-Nr. 549) 
in das Nefervoir oberhalb der Mühle abgeleitet, die Wafferzuleitungsröhre, 
welche vor der neuen Drainirung beftand, ift nicht mehr vorgefunden 
worden. 

Durch Anlegung neuer Drainagen auf der ehemaligen Wieje, welche 
jest zu einem Felde aufgeadert worden ift, P.-Nr. 337, wurde der 
Drühle. das in dem früher beftandenen Wiefengraben (P.-Nr. 549) fich 
anfammelnde Wafler entzogen, weil durd die Drainage der Waflerabfluß 
tiefer ausmündet. 

Der in der Beſchwerde erwähnte Graben P.-Nr. 602 dient blos 
zur Ableitung des Waſſers bei großen Nieverfchlägen, ift fomit fein per- 
manenter Bach und konnte das in diefem Graben fi allenfall® anfam- 
melnde Waffer, bei dem tiefen Ausfluffe in den Radotiner Bad zum Be- 
triebe der Mahlmühle, welche höher Liegt, niemald benütt werben. 

Durch Unlegung der dermaligen Drainirung wird der Nüdflau des 
Waſſers in dem Radotiner Bade unterhalb der Mühle gegen die Rad⸗ 
ftube im linterwaffer — wie die Beſchwerde behauptet — mit Rüdficht 
auf das raſche Gefälle, nicht bewirkt. Der Grund einer allenfälligen Rüd- 
ftauung liegt vielmehr darin, daß der Radotiner Bad) unterhalb des Aus- 
flufjed des Ableitungsgrabens durch herabgeftürzte Terraſſenmauern unmit- 
telbar bei der Ueberfahrtsbrüde längs der Mühle auf 0°3 Dieter verengt 
und im weiteren Berlanfe durch unterlafjene Reinigungen vertragen ift, 
was den rafchen Abflug des Unterwaflers von der Radſtube und des Rado⸗ 
tiner Baches beinmt. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Smihov bat, nachdem beide 
Parteien nach abgehaltener Commiſſionsverhandlung und erftatteten obigem 
Befunde, ihre diesbezüglichen Aeußerungen vorgebradht hatten, der Bes 
ſchwerde aus den Gründen Feine Folge gegeben, weil die Befitvorgänger 
ver Befchwerbeführerin gemäß des ob ihrer Mühle grundbücerlih aus- 
gezeichneten Bertrage® vom Yahre 1825 nur ein befchränftes Wafler- 
bezugsrecht auf das in das Reſervoir zu= und abfließende Waſſer erlangt 
und laut des gleichfalls ob der getadhten Mühle grunpbücherlich ausge⸗ 
zeichneten Vertrages vom „Jahre 1843 das auf der obrigfeitlihen Wiefe 
‘fi anfammelnde Wafler blos precario modo abzuleiten bewilligt erhielten, 
daher die Befchwerteführerin Feine weiteren Rechte als ihre Befitvorgänger 
erworben hat und weil in der Entziehung des auf der Wieſe B.-Nr. 337 
abfließenden Quellwaſſers keine Störung der Beichwerbeführerin in ihrem 
MWafferbezugsrechte erfannt werben fann. 

Bezüglich des Wafjerbezuges aus dem Graben B.-Nr. 602 fei 
der Anfpruch der Befchwerde unbegründet, weil nach dem Outachten ber 
Sachverſtändigen, dieſes tiefer abfließende Wafler für die höher gelegene 
Mühle nie benügt werden fonnte und weil endlich der Befchwerbepunft 
wegen des vorgegebenen Rückſtaues des Waflers in dem Nabotiner Bade 
unterhalb der Mühle jedes Anhaltspunkte entbehrt, wie das technifche 
Gutachten es auseinanbergefett hat. 

Diefe Entjheidung I. Inſtanz wurde von der II. Inſtanz aus den⸗ 
jelben Gründen und mit dem Zufage beftätigt, daß im vorliegenden alle 
ver 8. 11 des Wafl. Gef. feine Anwendung findet, indem der Waflerlauf, 
defien Wiederherftellung angeftrebt wird, ſoweit es fih um den Graben 
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BR. 549 handelt, bei dem lUmflante, als das Bafler auf denſelben 
zur Mühle mittel Röhren geleitet wurde, nicht als ein matärlicher an- 
gefchen werden kaum und als der Bezug des Waſſers aus dem erwähnten 
Graben nur gegen Widerruf von der Domänenverwaltung Zadlowig ein- 
geräumt wurde, welcher Widerruf thatſächlich erfolgte; Ta die Beſchwerde⸗ 
führern ein förmliches ſtandhaftes Recht zu den WBaflerbezuge ans dem 
Graben nit nachgewieſen bat, Fönne fie als waſſerberechtigt im Sinne 
bes 8. 12 infolange nit angefehen werten, als berfelben das fragliche 
Recht nit durch den Civilrichter rechtsgiltig zugeſprochen wird. 

Die letzte Inſtanz hat die Entſcheidnugen der untern Iuflanzen aus 
ben Gründen ter J. und IL Inſtanz aufrecht erhalten. 

Die Beſchwerdeführerin beflreitet, mit der Tachlowitzer Domänen- 
verwaltung in einem precariftiichen Rechtsverhältufie bezüglich der Waſſer⸗ 
ableitung von P.-Rr. 337 zu fichen, weil der Bertrag vom Yahre 
1843 in dem neuen Örundbuchsertracte über ihre am 11. Mai 1861 
executiv verlanfte Mahlmühle nicht mehr eingetragen if. Es feien hier 
nur bie 88. 11 u. 12 des Waſſ. Gef. maßgebend, venenzufolge der natür- 
liche Abflug des Gewäflers zum Nachtheile eines Anderen nicht willkürlich 
geändert werden dürfe; durch die cit. Geſetzesſtelle ſei im Gegenſatze zu 
der bisherigen Geſetzes⸗ und Rechtslücke ein neuer felbfifländiger, von den 
Beflimmungen bes Privatredytes unabhängiger, im Waflergefege als einem 
Theile des öffentlihen durch Privatablonımen nicht veränderlichen Rechtes 
begrändeter Anfpruc für die Beichwerdeführerin erwachſen, über welden 
Anſpruch nicht der Civilrichter, auf welchen die II. und letzte Inftauz hin« 
gewiefen hat, fondern einzig und allein die politifche Behörde abzuſprechen 
vermag. Weiterd fei die Annahme, als handle es ſich um einen nicht 
natürlichen Abfluß des Waſſers, unridhtig, weil die in den Entſcheidungs⸗ 
gründen erwähnte Röhre lediglich ein mit Holz ausgefätteter Durchſtich im 
Damme des Borteihed P.-Nr. 341 ift, zu dem Zwecke, damit das 
abfließende Wafler denfelben nicht unterſpüle. 

Der V. ©. Hof vermag in der angefochtenen Entſcheidung eine ®e- 
fegwidrigfeit nicht zu erfennen. Die Mühlenbefigerin Auna Kalina erhebt 
teshalb Beſchwerde gegen die Entſcheidung der Berwaltungsbehörben, weil 
erſtens durch die zur Ableitung ber Wiefenqguellwäfler von dem Grundſtücke 
P.⸗Nr. 337 neu angelegte Drainage, der natürliche Abfluß diefer Wähler 
zu Ungunften der Waflerkraft der Mühle der Beſchwerdeführerin geändert 
werde, was gegen den 8. 11 des Wafl. Gef. für Böhmen vom 28. Auguft 
1870 verftoße und zweitens, weil tie Einleitung dieſer Wäfler in den 
Mühlbach unterhalb der Radſtube einen dem Mühlenbetriebe ſchädlichen 
Einfluß übe. 

Was nun ben erfteren Beichwerdepunlt betrifft, hat das k. k. Ader- 
bau-Min. feiner Entſcheidung den Thatbeftand zu Grunde gelegt, daß ber 
natürliche Abflug der Wäfler von P.Nr. 337 weder in den Radotiner 
Boah, noh auch in das oberhalb der Mühle befindliche Reſervoir 
P.⸗Nr. 341 erfolgt, daher zur Vermehrung des Nutzwaſſers für die Tachlo⸗ 
wiger Mühle C.Nr. 2 nicht beitragen könne. 

Der V. ©. Hof konnte diefen Thatbeftand weder als unrichtig noch 
al8 actenwidrig erkennen. Denn es ift nicht ftreitig, daß bei Beſtand bes 
gemwejenen offenen Abzugsgrabens P.-Nr. 549, an deſſen Stelle bie 
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neue Drainageanlage getreten ift, die Wäfler von felbft gleichwohl nicht 
dem Bade und auch nicht dem Reſervoire zugefloffen find und daß eine 
Zuleitung dieſer Wäffer erft durch Anlage einer Stauvorrichtung in den 
Graben und durch ein Abzugsrohr, demnach dur künftlihe Vorrichtungen 
ermöglicht wurde, während nad) dem technifchen Gutachten das im Abzugs⸗ 
graben P.⸗Nr. 602 zeitweilig angefammelte Waſſer niemals für bie 
Mühle verwendet werden konnte. 

Im erften Falle konnte daher nicht der natürliche Abflug des Waſſers, 
fondern bie Benügung einer künſtlichen Anlage durch die nene Drainage 
anlage in Frage geftellt werden. Auch in diefer Beziehung Hat jedoch die 
angefochtene Entſcheidung die Rechte der Befchwerbeführerin nicht verlekt. 
Denn, abgeſehen Hievon, daß dieſe künftliche Vorrichtung, wie bei der 
Localcommiffton conftatirt wurde, damals bereit8 nicht mehr beſtand, es 
fih alfo um einen Schuß derſelben nicht handeln fonnte, wird burch die 
Adminiſtrativacten auch dargethan, daß jene fünftliche Ableitung der Wäſſer 
in den Sammelteih nur in Folge befonverer, jederzeit widerruflichen Ge⸗ 
ftattung Seitens der Domäne Tachlowitz Pla gegriffen hat und die an- 
gefochtene Entjcheivung bie Geltendmachung allenfälliger Privatrechte ber 
Beſchwerdeführerin freiftellt. 

Betreffend den zweiten Beſchwerdepunkt, wird die Behauptung der 
Beichwerde, daß durch die abgeleiteten Drainggewäfler ein Rüdftau ver- 
urfacht werde, durch den technifchen Befund widerlegt, welcher conftatirt, 
daß, foweit ein Rückſtau des Abfallwaflers ftatt bat, dDiefer nur durch den 
Einfturz der Terraſſenmauern und durd die Unterlaffjung der gehörigen 
Reinigung des Mühlgrabens verurfacht wird. Es mußte daher die Be» 
ſchwerde als uflbegründet zurüdgewiejen werben. 


Ar. 1456. 


Die Abweifung des Begehrens auf Schuldigerflärung und Beſtrafung 
eines widerrechtlichen wiſſentlichen Eingriffes in das Markenrecht prä: 
judieirt noch keineswegs der Entfcheidung darüber, ob ein nit wiſſent⸗ 
licher und daher nicht ftrafbarer Eingriff in da8 Markenrecht ftattgefun= 
den habe. — Der —AF ob eine Nachahmung der Marke, welche 
einen Eingriff in das Markenrecht begründet, ſtattgefunden habe oder 
nicht, hat nicht den Gegenftand des Befundes ber —— HL fon= 
bern den Inhalt des den Behörden obliegenden Erkenntnifjes zu bilden. 


Erkenntniß vom 23. Juni 1888, 3. 1371. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde des Andreas Klinzer 
ca. Entfcheidung des k. k. Handeld-Min. vom 3. September 1881, 
3. 19615, betreffend ven Markenſtreit des Bejchwerbeführere mit der 
Firma F. Wertheim und Schmölzer, nad durdgeführter 5. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Befchwerdeführers und feines Vertreters tes Adv. 
Dr. Moriz Baumann, dann des Dr. Buftav Khittel, Concipienten ber 
k. k. nieder-öfterr. Fin.Procuratur, und des Abo. Dr. Theodor Schuloff, 
in Dertretung der mitbetheiligten Firma F. Wertheim und Schmölzer, zu 
Recht erkannt: 
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„Die Beſchwerde wird al® unbegrändet zurüdgewiefen. — 
Der vom Bertreter der mitbetheiligten Firma %. Wertheim 
und Schmölzer angefprodene Erſatz der Koften des Verfahrens 
vor dem Verwaltungsgerihtshofe findet nicht ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde der Gewerksbeſitzer 
A. Klinzer zu Weißenfels in Krain vom 8. k. Handels⸗Min. in Beſtäti⸗ 
gung der Erkenntniſſe der beiden unteren Inſtanzen ſchuldig erkannt, einen 
Eingriff in das Markenrecht der Firma F. Wertheim und Schmölzer, Be⸗ 
ſitzer der Senſenfabrik in Wafſerleit (Steiermark) durch widerrechtliche 
Aneignung und Nachahmung der für die klägeriſche Firma ſeit 15. Februar 
1859 regiftrirten Schugmarle: „Zanmenbaun“, dadurch begangen zu haben, 
daß er dieſe Schugmarle auf den von ihm in feinem Werte Weißenfels 
erzeugten und vertriebenen, an verfchiebenen Orten mit Beſchlag belegten, 
zum Berlaufe beflimmten Senfen gefchlagen bat. 

Gegen diefe Entſcheidung wird in der Beſchwerde angeführt: 1) daß 
die beanftändete Marke mit einer vom Befchwerbeführer ſchon früher ger 
brauchten Marke identifh fer, über welche bereit in Yolge einer von 
Wertheim und Schmölzer zu Ende des Jahres 1877 überreichten Klage 
rechtöfräftig entjhieden und von allen drei Inflanzen anerlannt worden 
fei, daß der Befchwerbeführer durdy den Gebraud einer aus zwei Bäumen 
beftebenden Marke das gegnerifhe Markenrecht nicht verlegt habe. — Es 
gebe daher nicht an, dielelbe Marke nohmals zum Oegenftande eines neuer- 
lihen Markenſtreites zwifchen venfelben Parteien zu machen; — 2) daß 
bie angefochtene Entſcheidung mit dem Befunde ber Sachverſtändigen im 
Widerſpruche ſtehe. 

Der V. G. Hof vermochte aber dieſe Einwendungen nicht als ſtich⸗ 
hältig zu erkennen. — Zu 1. Die Einwendung der entſchiedenen Sache, 
bezw. die Behauptung, daß dem Beſchwerdeführer durch die angerufenen 
früheren Entſcheidungen der Bezirkshauptmannſchaft Radmannsdorf vom 
31. Mai 1878, 3. 3689 der Landesregierung zu Laibach vom 29. No⸗ 
vember 1878, 3. 5033 und der Min. des Innern und des Handels 
(Handelsmin.Erlaß vom 26. Mär; 1880, 3. 7905) das Recht zum 
Gebrauche der ftreitigen Marke zuerkannt worden fet, läßt fi aus biefen 
Entſcheidungen nicht ableiten, weil in der Klage der Firma Wertheim und 
Schmölzer de praes. 23. December 1877 daS Begehren nur auf bie 
Scduldigerflärung und Beſtrafung A. Klinzer's, wegen eines widerrecht⸗ 
lihen und wiſſentlichen Eingriffs gerichtet war und weil die Entfcheivung 
der Bezirkshauptmannſchaft Radmannedorf vom 31. Mai 1878 nur dahin 
lautete, daß der Sellagte A. Klinger von der augeſchuldeten Uebertretung 
des 8. 15 des faiferl. Patente vom 7. December 1858, R. G. B. Nr. 230 
durch Gebrauch des Zeichens „zwei Bäume“ im Werke zu Weißenfels frei« 
geiprohen und das Sllagebegehren abgewiefen were. 

Daß in den Entſcheidungsgründen der I. Inftanz die auf jener ein⸗ 
zelnen, damals (nebft 151 andern) vorgelegenen Senfe, befindliche Marke, 
welche die Sadverflänbigen in der gegenwärtigen Verhandlung mit ben 
Marken der jept beanftändeten Klinzer'ſchen Senfen weſentlich identiſch 
fanden, als von der Wertheim und Schmölzerihen Marke „Tannenbaum“ 
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verfhieden erflärt worden war, kommt ebenfowyenig in Betracht, als ber. 
Umftand, daß in dem Erkenntniſſe der Bezirkshauptmannfhaft nur der 
S. 15 und nidt aud der $. 18 des Markenſchutzgeſ., welcher fpeciell 
von der Beftrafung wiflentliher Eingriffe in das Markenrecht handelt, 
berufen wurde, weil bei Beurtheilung der Tragweite des fraglichen Er⸗ 
Tenntniffes deflen Inhalt und nicht die Motivirung entſcheidend ift und 
weil die Bedeutung des Erkenntniffes fi) (abgefehen von dem gebrauchten 
Ausdrucke „Uebertretung”) aus dem Zufammenhange besfelben mit tem 
vorerwähnten Klagebegehren ergibt. 

Jeder Zweifel über die Bedeutung der Entſcheidungen aus ven 
Jahren 1878 und 1880 wird aber dadurch ausgefchloffen, daß tie Ent« 
fheidung der Bezirkshauptmannfhaft auch in der höchſten Inftanz nur als 
ein Ausfprud Über die Frage eines wiflentlihen Eingriffs aufgefaßt und 
behandelt wurde, — Dies ergibt ſich daraus, daß laut des Handelsmin.⸗ 
Erlafjed vom 26. Mär; 1880, 3. 7905 der Recurs ter Firma Wert« 
beim und Schmölzer gegen die gleichlautenden Erkenntniſſe der beiden un- 
teren Inftanzen vom Min. des Innern im Einvernehmen mit dem Handels» 
Min. auf Grund der Min.Verordnung vom 31. Jänner 1860, R. ©. 2. 
Nr. 31, welde nur von den der politifhen Amtshandlung zugewielenen 
Straflahen handelt, als unftatthaft zurüdgewiefen wurde, während das 
Handels⸗Min. allein, in Erledigung der Übrigen Recurspetite, nur über 
den ven den untern Inflanzen ausgefprochenen theilmeijen Verfall der er: 
legten Sicherftellungsfumme, fowie über die Vertretungsfoften und die Ge» 
bühren der Sachverftändigen erkannt, eine Entſcheidung aber darüber, ob 
ein nicht wiſſentlicher und daher nicht ftrafbarer Eingriff in das Marlen- 
recht von. Wertheim und Schmölzer ftattgefunten babe, nicht gefällt hat. 

Hiernah mußte die der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde lie 
gende Anfiht, daß den Gewerken U, Klinzer duch die mehrerwähnten 
früheren Entjheidungen fein Recht zum Gebrauche ber ftreitigen Marke 
zugefprochen wurde, als begründet und tie von dem Öenannten in ber 
vorliegenden Befchwerbe erhobene Einwendung der entfhiedenen Sache als 
unſtatthaft erlannt werben. 

Zu 2. Bezüglich des in der Beſchwerde behaupteten Widerſpruchs 
der angefochtenen Entſcheidung mit dem Gutachten der Sachverfländigen 
iſt folgendes zu bemerken: Ueber das Zeichen: „Tannenbaum“, felbft er- 
klärte der Sachverſtändige Albin Sliger, es fei nicht zu läugnen, „daß 
"vie beiden Baummarken bis auf den fehlenden Perlenfranz, welcher auf 
ven Wertheim’fhen Senfen erfcheint, auf jenen des Klinger aber nicht vors 
tommt, ſich fehr ähnlich find.” — Der Sachverſtändige B. Schuller ers 
Härte: „Die minutidfen Unterfchieve in den beiberfeitigen Tannenbäumen 
find fo gering, daß fie nicht auffallen, bei einiger Aufmerkfamfeit jedoch 
bemerkt werden müſſen.“ 

Diefe beiden Sachverſtändigen fanden jedoch ein weſentliches Unter» 
fheidungsmerfmal in dem bei den Senfen von Wertheim und Schmölzer 
aufgefchlagenen und bei jenen von Klinger fehlenden Buchſtaben J. — Sie 
betrachteten diefen Buchftaben als einen weſentlichen Beitandtheil der Schuß 
marke und fanden dieſes Merkmal fo geartet, daß es felbft bei geringer 
Aufmerkfamleit jedem Käufer auffallen müfje und eine Täuſchung bei nor« 
malen Sinuen nicht zulaſſe. — Hiernach erflärten dieſe beiden Sach⸗ 
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verftändigen im vorliegenden Yale eine Nachahmung der Wertheim'ſchen 
Marke durch U. Klinzer nicht zu erfennen. 

Der Obmann M. Pire ſchloß fih im Befund und Gutachten den 
beiden anderen Sachverſtändigen an und erflärte im vorliegenden Falle 
eine Nachahmung der Marke Waflerleit umfoweniger erkennen zu können, 
als zwifchen den Tannenbäumen der beiterfeitigen Marken auch ver Unter- 
fhied obwaltet, daß die Wertheim'ſchen Bäume keinen Wurzelflod, jene 
Klinzer’8 aber maffive Wurzelftöde aufweifen und das ganze Markenbild 
des Erfteren mehr geftredt, des Letzteren aber mehr gebrungen fei. 

In der Beſchwerde wird es nun als geſetzwidrig bezeichnet, daß die 
Behörden das oberwähnte Gutachten der Sachverftändigen: „es habe feine 
Rahahmung ber Marke flattgefunden*, ihrer Entſcheidung nicht zu Grunde 
gelegt, fondern im entgegengefegten Sinne erkannt haben. 

Der B. ©. Hof fand jedoch, daß die Behörden im Rechte waren, 
wenn fie bei der Beurtheilung der Streitfrage das Schugzeihen „Zannen- 
baum” allein in Betracht zogen, wenn fie ben beigefeßten Buchſtaben J 
weder als Beftanptheil der Marke, noch als unterfcheidendes Merkmal 
gelten ließen und auf den Ausſpruch der Sachverfländigen, daß eine Nach⸗ 
ahmung der Marke nicht vorliege, feine Rüdfiht nahmen. — Denn, da 
nah 8. 3 des Markenſchutzgeſ. auf Buchftaben fein Alleinrecht erworben 
werden Tann, fo können auch, wie in ber Entfcheidung I. Inſtanz richtig 
bemerft ift, beigefeßte Buchſtaben weder als integrirende Beftandtheile, noch 
als unterfcheidende Merkmale der Marken, welde den Gegenfland eines 
ausſchließlichen Gebrauchsrechtes bilden, betrachtet werben. 

Der Ausſpruch aber, ob eine Rahahmung der Marlke, welche einen 
Eingriff in das Markenrecht begründet, flattgefunden habe oder nicht, hat 
nicht den Gegenſtand des Befundes der Sacdverftändigen, fondern den 
Inhalt des den Behörden obliegenden Erkenntniſſes zu bilden, «8 kann 
daher in der Nichtberüdfichtigung des hierauf bezüglichen Ausſpruchs der 
Sadhverftändigen Seitens ver erfennenden Behörden eine Geſetzwidrigkeit 
nicht erkannt werden. 

Angefihts der vorerwähnten Ausſprüche der Sachverftäntigen über 
die große Aehnlichleit der Marken und über die Geringfügigfeit der minu⸗ 
tiöfen, nicht auffallenden Unterjchiede verfelben fann auch der, der unge- 
fochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegte Thatbeſtand, daß eine nach den 
88. 15 u. 16 bed Markenſchutzgeſ. unzuläffige Nachahmung der Marle 
„zannenbaum” der Firma Wertheim und Schmölger ftattgefunden habe, 
nicht als actenwidrig angefehen werden. — Die in ber Aeußerung des 
Obmannes der Sachverſtändigen enthaltene Bemerkung über den Unter⸗ 
fhied der Marken, melden er in dem Borhandenfein und bezw. Fehlen 
des MWurzelftodes und in der mehrgeftredten Form des einen und in der 
mehr getrungenen Form des anderen Marfenbildes fand, konnte nidt in 
Betracht gezogen werden, weil biefer Bemerkung die Heußerung ber beiden 
‘anderen Sadjverftändigen über die Aehnlichkeit des Zeichens „Zannenbaum* 
gegenüberfteht, welcher fi auch der Obmann felbft, im Widerfpruche mit 
feiner obenerwähnten Bemerkung anzuſchließen erflärt bat. 

In dem von ben Behörden angenommenen, weder actenwibrigen, 
noch ergänzung&bebürftigen Thatbeftande findet die angefochtene Entfchei- 
dung ihre volle gejeliche Begründung, weshalb die Befchwerde abgewiefen 
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werben mußte. Der von Seite der mitbetheiligten Firma angejprochene 
Erfag der Koften bes Verfahrens nor dem V. ©. Hofe wurde dem DBe- 
fhwerbeführer nicht auferlegt, weil verfelbe durch die behördlichen Ent- 
fheidungen aus den Jahren 1878 bis 1880, insbeſondere durch die Mo⸗ 
tieirung bes Erkenntniſſes der Bezirkshauptmanuſchaft Radmannsdorf vom 
31. Mai 1878, 3. 3589 immerhin zu ber Annahme beſtimmt werden 
fonnte, taß der Gebrauch der ftreitigen Marke feinen Eingriff in ba& 
Markenrecht der Firma Wertheim und Schmölzer begrünbe. 


QAr. 1457. 
Propinationsgebühr vom Ausſchanke verfüßter geiftiger Getränke in 
Galizien. 


Erkenntniß vom 23. Juni 1882, 3. 1264. 


Dert.t. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Selig Kirſchen 
ca. Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Yemberg vom 9. Yebruar 1882, 
3. 7822, beireffend die verweigerte Abfchreibung einer Propinatioysgebühr, 
nach durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung bes k. k. Min.Rathes 
v. Medvey, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwervde wird al8 unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Am 21. Juni 1877, 3. 7071 hat die Bezirkshauptmannſchaft 
Stanislau dem heutigen Beſchwerdeführer Selig Kirſchen die Conceſſion 
zum Ausſchanke verſüßter geiſtiger Getränke in Halicz verliehen und unterm 
18. März 1878, 3. 3359 auf Grund des 8. 20 des galiz. Landesgeſ. von 
80. December 1875, R. ©. B. ex 1877 Nr. 55 von diefem Ausfchanfe die 
zu Gunſten des galizifchen Propinationsfondes zu entrichtende Gebühr mit 
80 fl. jährlich bemefien. 

Mit der Eingabe de präs. 3. December 1881, 3. 16578 bat 
Selig Kirſchen der Bezirkshauptmannſchaft angezeigt, daß er vom 1. Jänner 
1882 an bis jedenfalls den 1. Yuli 1882 fi blos auf den Berlauf der 
verfüßten geiftigen Getränke in unverſchloſſenen Gefäßen und zwar nur im 
Mengen von mindeftens ein Achtelliter mit dem beſchränken werde, daß 
die verabreichten Getränke in den Räumlichkeiten, über welche ihm das 
Berfügungsrecht zufteht, nicht genoſſen werden, wobei er ſich jedoch für die 
Folge den Betrieb des ihm verliehenen conceffionsgmäßigen Ausſchankes vor⸗ 
behielt. Derfelbe verlangte daher die Abfchreibung der ihm vorgefchriebenen 
Bropinationsgebühr jährliher 80 fl. vom 1. Jänner 1882 an und begrüns 
dete diefes fein Anſuchen damit, daß die von ihm in dem befchräntteren 
Umfange vom 1. Jänner 1882 an beabfidhtigte Gewerbenusübung im 
Örunde des 8. 1 des Gef. vom 23. Juni 1881, R. ©. B. Nr 62 blos 
als Kleinverſchleiß und nicht als Ausſchank zu betrachten if. 

Nachdem durch das Gef. vom 23. Juni 1881, R. ©. B. Nr. 62 
die Beflimmungen des für Galizien erlaflenen Landesgef. vom 30. December 
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1875, 8. ©. 8. ex 1877 Nr. 55 nicht berührt werben und nachdem im 
Grunde tes S. 20, Abf. 2 des cit. Landesgeſ. auch derjenige, der ben 
Ausſchank mit geiftigen Getränfen aus einem anderen Titel als dem tes 
Propinationsrechtes betreibt, der darin fpecificirten Abgabe zu Gunſten des 
Propinationsfondes unterliegt, fo kommt es vorliegendenfalles lediglich 
darauf an, was als ein, biefer Gebühr unterliegender Ausſchank anzufehen 
ift und diesſalls muß mit Hinblid auf den Zeitpunlt der Erlafſung dieſes 
Landesgefeged die Gew. Drbg. vom 20. December 1859, R. ©, 2. 
Nr. 227 als maßgebend angefehen werben. 

Der 8. 29 der Gew. Ordg. fagt: „Ale Ausſchank wird bie Ver⸗ 
abreihung von Getränken an Sitz⸗ und Stehgäſte oder über die Gaſſe 
in unverfchloffenen Gefäßen betrachtet." Dieſemnach muß auch die Aus⸗ 
übung bed Gewerbes in dem vom Befchwerbeführer bezeichneten beſchränk⸗ 
teren Umfange al® genligend zur Abforderung der erwähnten Propinatiend« 
gebühr angefehen werden. Die Befchwerde mußte ſonach als nicht geſetzlich 
begründet abgewieſen werben. 


Ar. 1458. 
Gebühr von Webertragung des Eigentums mit Borbehalt des Frucht⸗ 
genufles. 


Erkenntniß vom 27. Iuni 1882, 3. 1893. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerbe der Witwe Clemen⸗ 
tine Keppel in Roveredo ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. von 
28. November 1881, 3. 21336, betreffend die Bemeffung einer Nachtrags⸗ 
gebühr von 121 fl. 80 fr. von dem Vorbehalte ver Nutznießung eines ver- 
tauften Haufes, nad) durchgeführter 8. m. Berhandlung und Anhörung des 
#, f. Min.»Bice-Seer. Ritter von Froſchauer zu Recht erlannt: . 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet adgemwiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Jakob und Clementine Keppel hatten mittelſt Notariatsurkunde vom 
4. Mai 1875, einen Vertrag dahin abgeſchloſſen, daß Jakob Keppel ſich 
gegenüber ſeiner Gattin Clementine als Schuldner mehrerer ihr zuſtehender 
Forderungen in der Summe von 6276 fl. 82 fr. 5. W. befennt und an 
BZahlungsftatt ihr feine in der Stadt Roveredo gelegene Hausrealität 
Nr. 619 in das unbedingte Eigenthum, jetod mit dem Vorbehalte ber 
lebenslänglichen Nutznießung für ihn käuflich überläßt. 

Die Beſchwerde ficht die Gebührenbemeflung von biefem Rechtsge⸗ 
{häfte aus dem Grunde an, weil die Finanzverwaltung aufer dem mit 
6633 fl. 36 Er. richtig geftellten Raufpreife nachträglich auch den nach dem 
legten VYahreszinsertrage des Hauſes pr. 346 fl. 80 fr. im zehnfachen 
Betrage desfelben (8. 16 lit. c Geb. Gef.) ermittelten Werth des Borbe- 
haltes pr, 3468 fl., zufammen alfo einen Betrag von 10101 fl. 36 kr., 
abgerundet 10120 fl. ver Gebũhrenbemeſſung zu Grunde gelegt hatte, 
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Der B. ©. Hof vermodte jedoch Hierin eine Geſetzwidrigkeit nicht 
wahrzunehmen. &8 ift zweifellos, daß auf daß vorliegende rein entgelt- 
liche Rechtsgeſchäft unter Lebenden der 8. 58 Geb. Gef. keine Anwendung 
finden könne, was fih aus dem Inhalte desfelben, fowie dem Abſ. 4 des 
$. 2 ber Faif. Verordnung vom 19. März 1853, R. ©. 2. Nr. 53 
ergibt. 

Der vorliegende Vertrag, mit welchem, wie bie Notariatsurkunde fich 
felbft ausdrückt, Joſef Keppel feiner Gattin Elementine das fraglihe Haus 
verfauft (vende), reiht ſich unter die in ber Tarifpofl 16 des Geb. Gel. 
vom 9. Yebruar 1850 bezeichneten Raufverträge mit Vorbehalten, bei 
welchen leßtere behufs der Gebührenbemefiung nad ihrem Werthe als ein 
Theil des Kaufſchillings anzuſehen und zu behandeln find, Hiebei macht 
es nad ver cit. Geſetzesſtelle feinen Unterſchied, auf welchem entfernteren 
Rechtstitel die Vorbehalte bafiren. 

Die Behauptung der Befchwerde aber, daß die fragliche lebensläng⸗ 
liche Nutznießung des Hauſes dem Joſef Keppel aus ven Ehepacten zuge- 
ftanden fei, ift ſchon darum unbaltbar, weil in der Rotariatsurtunde das 
abzutretende Haus als fein ausfchließliches Eigenthum angegeben tft unt 
nad Abf. a der gedachten Urkunde das Heirathsgut der Elementine Keppel 
nur in einem Betrage von 2500 fl. abus. W., welde ihr Vater Franz 
Kanzi nebft einer Summe von 812 fl. für Ausftattung beftellt hatte, 
beftand. (SS. 1227--1229 a. b. ©. 2.) 

Der V. ©. Hof mußte demnach die Beichwerde als unbegründet 
abweifen. 


Ar. 1459. 


Erwerbfteuerabfehreibung wegen Gewerbsniederlegung. 
Erkenntniß vom 97. Iunt 1889, 3. 1297. 


Der k. 1.3. ©. Hof hat Über die Beſchwerde bes Rafael Jonas 
Anisfeld ca. Entſcheidung der galiz. k. k. Fin.Landesdirection vom 
30. Jänner 1882, 3. 3605, betreffend die verweigerte Abſchreibung ber 
Erwerbfteuer vom Betriebe der Geldgeſchaͤfte, nach durchgeführter d. m. Ver⸗ 
handlung au Pr erfannt: 

Beihwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Der Befgwerveführer bat der f. k. Finanz Landesdirection in 
Lemberg 10 fl. binnen vierzehn Tagen nah Zuftellung des 
Erlenntniffes an Koften des Berfahrens zu bezahlen.” *) 


*) Siehe Enticheibungsgrände bei Nr. 687 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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Ar. 1460. 


Bemeflung der Einkommenſteuer I. Glafie. Berechtigung des Gemeinde: 
vorftehers zur Einbringung der Saffion für die Gemeinde, — Bertrauenss 
männer, 


Erkenntniß vom 237. Iunt 188%, 3. 1208. 


Der k. £. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Sambor ca. Entſcheidung der galiz. k. 8. Fin.Landesdirection vom 
7. Yänner 1882, 3. 61451 wegen Eintommenfteuer für das Jahr 1880 
vom Propinationsertrage, nad durdhgeführter 5. m. Berhandlung und 
Anhörung des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird al® unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nah 8. 9 des Einkommenſteuerpatentes vom 29. October 1849, 
.R. ©. B. Nr. 439 iſt die Steuer von dem Einkommen I. Clafſe, und 
um ein ſolches handelt es ſich aber im gegebenen alle, auf der Grund⸗ 
lage von Belenntniffen zu bemeflen und nad dem legten Alinea des 8. 3 
der Bollzugsvorjchrift zum erwähnten Patente vem 11. Jänner 1850, 
R. DB. Nr. 10 haben für Gemeinden die zur Vertretung berfelben 
geſetzlich Berufenen dieſe Nachweiſung zu leiften. 

Da nad $. 54 der galiz. Gem. Ordg. zur Vertretung der Gemeinde 
der Gemeindevorſteher berufen ift, fo war nur er allein nicht nur berechtigt, 
fondern auch verpflichtet, das bezügliche Einfommensbelenntnig für bie 
Gemeinde einzubringen und die allfälligen weiter erforderlichen Aufflärungen 
und Nachweiſungen der Steuerbehörde zu liefern. Es hat demnach die 
Steuerbehörde ganz vorſchriftsgemäß gehandelt, wenn fie das vom Gemeinde- 
vorfieber eingebrachte und von ihm unterfertigte Einkommensbekenntniß zur 
Grundlage der weiteren Amtshandlung nah den Beſtimmungen des 
Eintommenftenerpatentes angenommen hat und da das Einfommensbelenntnf 
auch nicht als eine der im bezogenen Paragraphe der Gem. Ordg. ange- 
führten Urkunden angefehen werden kann, fo war es auch nicht nothwendig, 
daß dasjelbe außer von Gemeindevorfteher noch von anderen Gemeinde- 
räthen unterfertigt ober mit den für die erwähnten Urkunden weiter vors 
gezeichneten Formalitäten ausgeftattet werde, 

Aus den dem B. ©. Hofe vorgelegten abminiftrativen Berhandlungs- 
acten ergibt fi, daß die Steuerbehörde bei ter Prüfung des ihr von 
dem Gemeinbevorfteher vorgelegten Eintommensbelenntnifjes im Zwede der 
Ermittlung des für das Jahr 1880 der Einkommenfteuer aus dem 
Propinationsertrage zu unterziehenden reinen Einlommens ven nad) $. 25 
des Einkommenſteuerpatentes vorgezeichneten Vorgang eingehalten hat. 
Es wurde nämlich über die Nahweifung, welde vom Gemeindevorfteher 
darüber geliefert wurbe, welche Beträge aus dem Geſammipachtſchillinge 
für Propination, Gemeindeanflage auf geiftige Getränfe und Gebäude, 
ba lestere zwei Objecte unter die Einkommenfteuer nicht fallen, für tiefe 
Objecte auszufheiden find, um den Pachtnugen für ben fleuerpflichtigen 
Propinstionsertrag feftzuftellen, das Gutachten ſachverſtändiger Vertrauens⸗ 
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männer eingeholt, welches Gutachten die Steuerbehörden nach dem lestcit. 
Paragraphen des Einlommenftenerpatentes, bezw. nad dem Fin.⸗Min.⸗Erlaſſe 
vom 18. November 1850, R. ©. B. Nr. 445 in allen jenen Fällen 
in Anfprud zu nehmen angemwiefen find, wo es fih um bie Erhebung und 
Richtigſtellung der auf die Steuerbemeflung Einfluß nehmenden Thatfachen 
handelt. Es wurde auch weiter dem Gemeindevorfteher Gelegenheit gegeben, 
feine Bemerkungen über das Gutachten der Sadhverftändigen zu machen. 

Beim Abgange ganz beſtimmter Daten, welder Betrag von dem 
Pachtzinſe auf die Gemeindeauflage und welcher auf die Propination ent- 
fällt, wa8 auch beim Abgange individneller Auffchreibungen und bei der 
cumulativen Verpachtung der Propination nebft Gemeindeauflage und 
Localitäten ganz erklärlich ift, konnte e8 fih nur um approrimative Ziffern 
handeln, um das fteuerbare Einfommen aus dem Propinationsrechte 
zu ermitteln. 

Die Stenuerbehörde hat, wie e8 die Acten darthun, als Propinationd- 
ertrag nach Ausfcheidung des Nutzens aus den mitverpacdhteten Gebäuden 
in dem vom Gemeindevorfteher angegebenen Betrage unter Berüdfichtigung 
der weiteren Angabe besfelben, dag von dem Hefte ein Drittel auf bie 
Communalauflage für geiftige Getränke, Meth und Bier entfalle, fomit 
der Betrag von 31.273 fl. 66 Fr. ven Pachtzins für das Propinations- 
recht bilde, dieſen leßteren Betrag angenommen, d. i. denjenigen Betrag, 
weldher vom Belenntnißleger angegeben war. 

Da die einvernommenen Sacdverftändigen den auf die Communal⸗ 
auflage aus dem Pachtſchillinge entfallenden Betrag weit unter einem 
Drittel des Pachtſchillings angeben, fo kann die Annahme der Finanzver- 
waltung des auf die Communalauflage entfallennden Betrages in jener 
Ziffer, wie fie vom Gemeindevorfteher augegeben wurde, als eine Ber- 
letzung der Rechte der Gemeinde oder als eine Geſetzwidrigkeit nicht an⸗ 
gefehen werben. 

Nachdem ferner auch die Adminifirationstoften in jenem Betrage von 
der Fin.-Randesbirection zum Abznge zugelaffen wurben, welchen die ſachver⸗ 
fländigen Bertrauensmänner in dem übrigens aud von ber Gemeinde 
felbft angegebenen Betrage als angemeflen anerlannten, fo mußte ber 
V. ©. Hof bei dem Umftande, als die Feſtſetzung des ftenerbaren Ein⸗ 
kommens formell ganz gejeg- und vorſchriftsmäßig und auch actenrichtig 
erfolgte und nach 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Nr. 36 dem Erkenntniſſe des B. ©. Hofes der von der 
legten Inſtanz actenmäßig und unter Einhaltung bed vorgefchriebenen 
Berfahrens angenommene ZThatbeftand zu Grunde gelegt werden muß, bie 
Beſchwerde als unbegründet abweifen. 


u‘ 
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Ar. 1461. 


Bebingung der Gelbftftänd igeeit eines Grebitvereines, für die Anwendung 
des Geſetzes vom 27. December 1880, R. 8. B. Nr. 151. 


Erkenntniß vom 27. Juni 1862, 8. 1299. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Budweiſer 
Sparcaffe und ber Bertretung bes Erebitvereined an derſelben ca. Ent 
ſcheidung der böhm. k. k. Fin.-Laubesdirection vom. 14. Jänner 1882, 
3. 262, betreffend die Einkommenſteuerbemeſſung für das Jahr 1881, 
bezw. die Berweigerung der Subfummirung des Vereines unter das Se. 
vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151, nad burdgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Wendelin Rzicha, fowie 
des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiesen.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Nah den Statuten des Creditvereines der Budweiſer Sparcafle 
bat diejelbe einen auf Wechfelfeitigleit feiner Mitglieder beruhenden Credit⸗ 
verein gegründet, um vorzugsweife ven Handels- und Gewerbetreibenpen 
ihre Gelphilfe unmittelbar zumenden zu können, zu welchem Zwecke bie 
Sparcafje dem von ihr gegründeten Ereditvereine eine Summe bis zum 
Betrage von 300.000 fl. zur Berfügung ftellte. Die erften 40 Mit- 
glieder des Vereines nimmt die Sparcaffebirection jelbft auf, nah Con⸗ 
ftituirung des Vereines kann die Aufnahme von Grevittheilnehmern nur 
im Einverſtändniſſe des Ausſchuſſes des Creditvereine® und der Sparcafie- 
birection erfolgen. Der Sparcafjedirection ſteht das Recht zu, die vom 
Creditvereinsausſchuſſe als zuläſſig erkannte Creditſumme herabzuſetzen, 
eine vermehrte Sicherſtellung zu verlangen oder das Geſuch ganz abzu⸗ 
weiſen, ohne zur Angabe der Gründe verhalten zu ſein. 

Die Ausſchließung aus dem Vereine erfolgt durch den Creditvereins⸗ 
ausſchuß oder die Sparcaffebirection.. Die Sparcaffe bezieht 40 Percent 
des NReinerträgniffes aus der Gefchäftsgebahrung bes Crebitvereines für 
die Beforgung der Geſchäfte des Legteren, fie nimmt Theil durch Bevoll⸗ 
mächtigte an ber Plenarverfammlung und an den Ausfhuffigungen des 
Creditvereines, führt durch ein Mitglied der Direction den Borfig im 
Senfurcollegium und hat das Recht, den von ihr in's Leben gerufenen 
Ereditverein jederzeit wieder aufzulöfen. Aus biefen Statutenbeftimmungen 
geht hervor, daß der Grebitverein der Budweiſer Sparcaffe in einem 
genau begränzten Abhängigkeitsverhältniſſe zu der Sparcaffe fleht und die 
erforderlihen Gelbmittel von berfelben erhält. 

Die Stenerbehörde hat entfchieden, daß auf den genannten Credit⸗ 
verein das Gef. vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 nicht 
Anmenbung finde, weil derſelbe, wenn er felbft als eine felbfiftänpige 
juriftifhe Perfon angejehen wird, nicht als eine felbftftändige Erwerbs 
und Wirtbichaftsgenoffenfhaft im Sinne des 8. 1 dieſes Gef. angefehen 
werden Tann. 
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Nah 8. 1, 3. 1 des berufenen Geſetzes hat dasſelbe Anwendung zu 


finden auf die dem Geſ. vom 9. April 1873, R. G. B. Nr. 70 ge⸗ 
mäß regiſtrirten, auf dem Principe ter Selbſthilfe beruhenden, nicht regi⸗ 
ftrirten ſelbſtſtändigen Erwerbs⸗ und Wirtbichaftsgenofjenfchaften (Vor⸗ 
ſchuß⸗ und Erebitvereine, Conſum⸗, Robftoffe und Magazinsvereine u. dogl.), 
welche ihren Gefchäftsbetrieb flatutenmäßig auf die eigenen Mitglieder be= 
ſchränken, auch wenn fie von Nichtmitglievern Darlehen aufnehmen over 
Waaren kaufen. 

Da das Gef. vom 9. April 1873 zwiſchen ſelbſtſtändigen und nicht 
felbſtſtändigen Ermwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften nicht unterfcheivet, 
fo kommt es Tediglidy darauf an, in weldem Sinne ver Ausprud „jelbft- 
ftändige* bezüglich der Erwerbs⸗ und Wirtbichaftsgenofjenfchaften in dem 
Geſ. vom 27. December 1880 aufgefaßt wurte, da nicht vorausgefegt 
werden kann, daß diefer Ausdrud überflüſſig und chne eine beftinmte 
Abfiht in das Gefeg aufgenommen worden ift. 

In diefer Beziehung liefert die Aufflärung der Motivenbericht zu 
ben dem Abgeorbnetenhaufe vorgelegten Geſetzentwurfe, betreffend einige 
Abänderungen der Erwerb- und Eintommenfteuergefege und Borfchriften 
auf Vorſchußcaſſen und Crebitvereine, welder Entwurf zu dem vorcit. 
Gef. vom 27. December 1880 vie Orundlage biltete. In dieſem Wo: 
tivenberichte (Nr. 113 der Beilagen zu den ftenographifchen Protokollen 
bes Abgeorbnetenhaufes, IX. Seſſion) heißt es nämlich zu 8. 1 wörtlich: 
„Die in diefer Hinficht aufgeftellte Forderung der Selbftftänpigkeit 
zieht den Unterſchied gegenüber foldyen Erebitinftituten, welde mit einer 
Bank oder anderen Erwerbsunternehbmung in Berbindung ſtehen, von der 
letzteren mit den erforderlichen Gelpmitteln gefpeift werben und lediglich 
als Depenvenzen derfelben anzufehen find,“ 

Da e8 nun mit Rüdfiht auf die vorcit. Beflimmungen der Sta- 
tuten des von der Budweiſer Sparcaffe gegründeten Erebitvereines dieſer 
Sparcafle Mar am Tage liegt, daß diefer Erebitverein mit berfelben in 
Berbindung ſteht, von berfelben die erforderlichen Geldmittel erhält und 
auch von derſelben abhängig, ſonach diefer Erebitverein im Sinne bes 
8. 1 de8 Gef. vom 27. December 1880 als felbftftändige Erwerbs- und 
Wirtbfchaftsgenoffenfchaft nicht anzufehen ift, fo war es nach der Abfiht 
des Geſetzes gerechtfertiget, daß die Steuerbehörbe die Einkommenfteuer 
für dieſen Erebitverein nah den Beftimmungen des Gef. vom 27. Des 
cember 1880 für das Yahr 1881 zu bemefjen verweigerte und das Ein- 
foinmenfteuerpatent vom 29. October 1849, R. ©. B. Nr. 439 in An⸗ 
wendung bradte. Diefem nad mußte der V. ©. Hof die Beſchwerde ale 
unbegründet abweiſen. 


— — — — 
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Ar. 1462. 


Die chedem vom Lehrer zugleich verfehenen Schul: und Kirdendienfte find 

öffentlihe und über bie Frage, für weldden der beiden Dienfte nad deren 

Zeennung bie früher vom Lehrer bezogenen Einkünfte gebührten und in: 

wieweit fie_dermalen dem Lehrer oder dem Meßner zuzumweifen feien, 

haben im Streitfalle nur die VBerwaltungsbehörden und zwar lediglich 

nad Beſchaffenheit der beiden a eilen zur Seite ftehenden Titel zu 
entſcheiben. 


Erkenntniß vom 28. Juni 1882, 3. 1221. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde ter Kirchenvorſtehung 
in St. Radegund ca. Min. für Cultus und Unterricht, anläßlich der Ent⸗ 
fcheidung besfelben von 28. December 1881, 3. 15667, betreffend bie 
zwifchen dem Schul- und Kirchendienfte ftreitige Naturalfammlung in 
St. Radegund, nah burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Anton Haßlwanter, dann des E, I. Min.-Bice-Secr. Freie 
herrn v. Pidoll zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die von der beſchwerdeführenden Kirchenvorſtehung aufgeſtellte Be⸗ 
Hauptung: daß der Anſpruch des Schuldienſtes in Radegund auf die in 
Frage ſtehenden Abgaben als ein privatrechtlicher erfcheine und daher ver 
den Civilgerichten geltend zu machen war, ift ungerecdhtfertigt, da die früher 
von ben Lehrer in Radegund zugleich verfehenen Schul- und Kirchendienfte 
öffentlihe Dienfte find, fomit auch die Frage, für welden der beiden 
Dienfte nad) deren Trennung die ehedem von dem Lehrer bezogenen Ein⸗ 
Tünfte gebührten unb inwieweit fie demgemäß bermalen, nad Trennung 
der früher vereinigten Yunctionen, dem Lehrer oder dem Meßner zuzu- 
weijen feien, als eine Frage des öffentlichen Rechts erjcheint, über welche 
im Wale eines Streites, mag diefer das Hecht auf tie Abgabe felbft oder 
nur den Befigftand betreffen, nur von den Berwaltungsbehörven zu ent⸗ 
fcheiden war. 

Außerden ergibt fih die Zuftändigkeit dieſer letzteren und zwar 
fpeciell ver Schulbehörden ſchon aus tem Geſichtspunkte, daß es ſich bei 
der Frage: inwieweit das Einkommen des früher vereinigten Lehrer⸗ und 
Meßnerdienftes in Radegund für den Lehrer in Anfpruch zu riehmen fei, 
um eine Angelegenheit der Lehrerbotation handelte, worüber bie Entſchei⸗ 
dung nad ber ausdrücklichen Beftimmung im $. 55, Abſ. 3 des Reichs⸗ 
voltsfchulgef. vom 14. Mai 1869, R. ©. B. Nr. 62 und 8. 27, 3.5 
dee feiern. Schulauffihtsgef. vom 8. Februar 1869, 2. ©. B. Nr. 11 
den Schulbehörven zufteht. 

Diefe den Schulbehörten im vorliegenten Yale formell zuitehende 
Entſcheidung, erjcheint fernerd audy materiell gerechtfertigt. — Zunächſt 
handelte e8 fi) nicht, wie die beſchwerdeführende Kirchenvorftehung darthun 
will, vorliegend vor Allem um einen Befigftreit, fo daß bauptjächlich zu 
unterfuchen gewejen wäre, ob hinlängliche Rechtsgründe vorlagen, den an⸗ 
geblih zu Gunften des kirchlichen Dienftes beſtehenden Beſitzſtand zu 


Veilage der Juriſtiſchen Blätter, 
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ändern und baß bei gleich ftarfen Titeln auf beiden Seiten, dem kirchlichen 
Dienfte vermöge des Befiges der Vorzug zuzuerlennen war (8. 374 a. b. 
©. 83.) Denn indem ver Schullehrer- und der Meßnerdienft, welche 
ehedem vermöge öffentlicher Einrihtung in berfelben Perſon vereinigt 
waren, in Folge einer Aenderung dieſer Einrichtung getrennt wurben, 
erfhien eine Auseinanderfegung über die Bezüge und Bezugstitel der 
früher vereinigten Dienfte durch die Natur ber Sache geboten und bevor 
diefe zur Durchführung der neuen Organifation gehörende Auseinanderfegung 
gepflegen, bezw. über die wechfelfeitigen Anſprüche der nun auseinander» 
fallenten Dienfte auf das Bisher ungetheilt genofjene Einkommen rechts⸗ 
förmlich entſchieden war, Tonnte für feinen dieſer Dienfte ein rechtlich 
wirffamer Befigftand und ein dem anderen Dienfte nachtheiliges Präjudiz 
erwachſen und insbeſonders war es hiefür ganz gleichgiltig, an melden 
der beiden Functionäre bie Ubgabeverpflichteten thatfählih zu leiſten 
fortfuhren. 

Eine folde Rechte, bezw. Beſitzwirkung ber zwifchenmweilig that- 
fählih erfolgenden Leitung kann ſchon deshalb nicht angenommen werben, 
weil damit die Durchführung der neuen Organifation alterirt und eine 
nur ben zufländigen Behörden gebührende Entſcheidung, mwenigftens in einer 
gewifien Richtung, den Leiftungspflichtigen überlafjen worden wäre. 

Demgemäß mar im vorliegenden alle die Frage, welchem der 
beiden Dienſte bie flreitige Leiſtung zuzufließen habe, noch in feiner Weiſe 
präjndicirt umd lebiglih nad der Befchaffenheit der beiden Streittheilen 
zur Seite ſtehenden Titel zu entfcheiden; nach biefer ergeben fi aber 
lediglich Anhaltspunkte zu Gunften de8 Schuldienſtes. Denn biefer hat 
die von der Kirchenvorftehung mitgefertigte, von ber Provinzial-Staats- 
buchhaltung orbnungsmäßig adjuflirte Stammfaifion ber Schule in Rade⸗ 
gund vom 26. März 1805 für ſich, in welder das Einkommen tes 
Schule, Mefiner- und Organiftendienftes nach getrennten Rubriken ange 
führt und die hier in Frage ftehende Abgabe in der Rubrik „Einkünfte 
des Lehrers“ eingeftellt ift, 

Diefelde Einftelung findet fi in der von der beſchwerdeführenden 
Seite felbft vorgelegten, allerdings nicht adjuftirten aber von dem Pfarrer 
mitgefertigten Faſſion vom 9. Jänner 1810, ebenjo enthält Feines ver 
anderen, in den Acten vorgefundenen (nit adjuſtirten) Einkünftebekenntniſſe 
des Radegunder Schuldienſtes, wie 3. B. tie Schulzuftanpstabelle vom 
18. September 1817 und bie Faſſion vom 15. October 1847, auch 
wenn biefelben, wegen Nichtfonverung der Rubriken, nicht direct für den 
Schuldienſt beweifen, eine pofttio zu Gunſten des kirchlichen Anfpruchs 
beweifende Angabe. 

Hienady mußte, bei Abgang jedes ben Firchlichen Anſpruch ſtützenden 
Anhaltspunktes, nach der allein in beweiswirkender Form ausgefertigten, 
durch kein anderes Document entkräfteten Stammfaſſion vom 26. März 
1805 entſchieden und die in Frage fichende Abgabe dem Schuldienfte in 
Radegund, bezw. nad 8. 23 bes fteierm. Landesgef. vom 4. Februar 
1870, 8. G. B. Nr. 16 dem ſteierm. Landesſchulfonde zuerkannt werden, 


wonach die vorliegende Beſchwerde ſich als unbegründet darſtellt und 
zurückgewieſen werben mußte. 
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Gompeten; der Berwaltungsbehörben zur Entfcheidung von Streitigkeiten 


- über Reiftungen für Gultuszwede, wenn eine foldye Leiftung aus dem all: 


emeinen Grunde der Zugehörigkeit zu einer kirchlichen Gemeinde in An= 
pruch genommen wird. — Mangelbafte Erhebung der die Entfoheidung 
einer ſolchen Streitigkeit präjudicirenden Momente, 


Ertenntnig vom 28. Iuni 1882, 3. 1220, 


Dr k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Andreas- 
Fruhſtorfer ca. Min. für Cultus und Unterridt anläßlih der Entfchei« 
dung besjelben vom 5. November 1881, 3. 12421, betreffend vie Leiſtung 
von Naturalabgaben an ten Cooperator in Berndorf, nach durdgeführter 
6, m. Berbandlung und Anhörung de8 Adv. Dr. Sigismund Wolf 
Eppinger, des k. k. Min.-Bice-Gecr. Freiherrn v. Pidoll, dann des 
Adv. Dr. Victor Fuchs, in Bertretung des an der Streitſache mit- 
betheiligten Cocperatord Anton Lederer, ju Recht erfannt: 

„Die erhobene Einmendung der Incompeienz Der politiſchen 
Behörden wird abgemwiefen. — Die angefohtene Entſcheidung 
wird nah 8. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. 3. 
ex 1876 Nr. 36 wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgrüude. 


Nah 8. 55 des Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 
find Streitigkeiten über Leiftungen für Qultuszwede dann von den 
Derwaltungsbehörben zu entjcheiten, wenn eine ſolche Leiftung aus bem. 
allgemeinen Grunte ter Zugehörigkeit zu einer kirchlichen Gemeinde in 
Anſpruch genommen wird. Diefe Voraueſetzung trifft im vorliegenten 
Tale nah Maßgabe tes bisher erhobenen Sachverhalte zu, da von 
einer Leiſtung, binfichtlich welcher vorerft nur feftftcht, daR fie nah Maß 
eined gewiſſen Grunbbefiges in ber Pfarrgemeinde an den jeweiligen 
Cooperator ter Pfarre entrichtet wird, angenommen werden muß, taß ihr 
Titel in dem Pfarrverbande, bezw. in ber Mitwirkung des Cooperators 
bei der Paftorirung gelegen ift. 

Diefe Annahme ergibt fih ganz unabweisbar aus der Erwägung, 
dag wenn ter Forderungsberechtigte nur durch eine Function bezeichnet 
wird, auch ber Rechtsgrund ter Leiftung nur in diefer Function gefunden: 
werden Tann, bezw. aljo im vorliegenten Falle in jenem kirchlichen Nexus, 
zu deſſen integrirenven Beftandtheilen die da Forderungsrecht gemwährente 
Vunction gehört, rejp. dem der forberungsberechligte kirchliche Functionär 
angehört. 

Auch der, durd das Pfarringentar und tie Erklärung der Bern» 
dorfer Gemeindevorſtehung vom 25. März 1851 bezeugte Umftand, daß 
mit tem orberungsanfprudhe des Cooperators tie Verpflichtung zur 
Berrihtung des „gebräuchlichen Wetterſegens“ verbunden war, weiſt nicht, 
wie die Beſchwerde vermeint, auf einen „beſonderen Titel“ der Leiſtung, 
ſondern, da es ſich dabei um kirchliche Functionen handelte, hinſichtlich 
welcher die Gläubigen doch immer zunächſt an ihre Seelſorge gewieſen 
ſind, auf den Pfarrverband, als den Rechtsgrund der Leiſtung hin. 











Nr. 1463. — Erl. v. 28. Juni 1832, 3. 1220. 355 


Hienach erfdheint die vom Bejchwerteführer erhobene Einwendung 
der Incompetenz der politifhen Behörden zur Entfheidung in vorliegender 
Streitfadhe, wenigſtens nad dem Ergebniß ber in dieſer Sade bisher 
burdhgeführten Erhebungen, nicht gegründet. 

Dagegen mußte ten gegen die Orbnungsmäßigfeit des Verfahrens 
erhobenen Einwendungen ftattgegeben werden. — Es war vor Allen ein 
Fehler in der Procetur, daß die erfte Entfcheidung in der Sache — daß 
Decret der Bezirkshauptmannihaft Salzburg vom 18. September 1880, 
3. 9901 — jofort über das Protofollaranbringen des Cooperators 
Lederer vom 2. September 1880 erging, ohne Cinvernehmung des 
Belangten und ohne irgendweldhe Erhärtung der im gedachten Protofollar- 
anbringen angeführten Thatfachen, welch' Iegtere vielmehr fofort als richtig 
angenemmen und zur Motivirung der Entjcheidung berufen wurten. — 
Nicht beffer war die IL. Inſtanz, melde in der Sade geſprochen hat, 
tie Landesregierung in Salzburg informirt, da diefe Behörte ebenfalls, 
ohne irgend welche Erhebungen zu pflegen, über den gegen das vorcit. 
bezirkshauptmannſchaftliche Decret ergriffenen Recurs des Befchwerve- 
führer mit ihrer Entſcheidung — dto. 30. November 1880, 3. 4944 
— vorging. — Erft das Dein. für Eultus und Unterricht hat ſich, wie 
aus den mitgetheilten Adminiftrativacten hervorging, zufolge Erlaſſes vom 
- 9. Mai 1881, 3. 4510 zur Einleitung gewifler Erhebungen veranlagt 
gefunden und wenn auch demfelben, laut Berichtes der Bezirkshaupt⸗ 
mennfhaft vom 8. März 1882, 3. 3224 nicht vollftändig entſprochen 
worden ift, fo war tod immerhin das Minifterium die einzige Behörde, 
welche in diefem Falle in Kenntniß der Sache judicirt hat. 

Durch diefen Vorgang ift offenbar dem Beſchwerdeführer die gefet- 
lihe Zahl der Inſtanzen benommen und die ©elegenheit zur Ausführung 
und Bertheidigung feines Standpunktes verkürzt worden und dies umſomehr, 
als die von den Unterbehörnen übergangenen und erft von dem Mini. 
ſterium theilweiſe nacdhgeholten Erhebungen gerade jene Momente betrafen, 
von denen die Entfcheidung in der Trage abhing. 

As folhe Womente müfjen nämlich bezeichnet werden: Ursprung 
und Umfang der ftreitigen Abgabe, die Art der Zerftüdung der mit ber 
Abgabe belafteten Realitäten, endlich der derzeit an benfelben beftehente 
phnfifche und bücherliche Befig. 

Ein weiterer Mangel des Berfahrend wurde darin gefunden, baß 
bie abminiftrativen Entſcheidungen unklar und infoferne widerſpruchsvoll 
erfcheinen, als die in vdenfelben angegebenen Motive den Tenor ver 
Entſcheidung nicht rechtfertigen. — Dies gilt in einem gewiffen Sinne 
ſchon von der Entfheidung der I. Inſtanz, indem dafelbft die Verpflich- 
tung unter Anderem aud darauf geftügt wird, daß A. Fruhſtorfer ale 
„Hauptbefiger” ver belafteten Objecte erfcheine, während nach den ſeither 
gepflogenen Erhebungen feftfteht und felbft ſchon nad den ter Entſcheidung 
zu Örunde gelegten Angaben des Cooperatord Lederer vermuthet werden 
konnte, daß 9. Fruhſtorfer binjichtlid der belafteten Realitäten zwar 
vielleicht als „Hausbeſitzer“, Teineswegd aber — nach ter Art, mie dieſe 
Realitäten zerftüdt worden find — als „Hauptbefiger“ gelten kann. 

Allein wenn auch hievon abgefehen werben wollte, weil die I. Inftanz 
in dem übrigen Theile ihrer Motivirung ihren Ausjpruc auf die Annahme, 
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taß hier eine Servitut ober ein anderes binglihes Recht obwolte und 
auf Die weitere Annahme einer Correalverpflihtung jedes einzelnen 
Beſitzers der früher vereinigten Grundparcellen fügte, fo daß aljo jeder 
diefer Befiger nad der Anſicht diefer Inftanz, auf die ganze Leiftung 
belangt werden konnte und es fomit ganz gleichgiltig war, mer ale 
„Haupt“ und wer als „Nebenbefiger“ erſchien, fo kann doch ein anderer, 
in den Entſcheidungsgründen der II. Inftanz wahrgenommener Widerfprud, 
nicht in gleicher Weife Übergangen werben. 

In tiefen Entfgeivungsgränden, welhe auch das Minifterium 
acceptirt hat, heißt es nänılih zuerft, daß ber Cooperator in Berndorf 
jedenfall berechtigt ift, von dem Beſitzer des Zeller- und des Müller 
bauerngute® die flreitige Abgabe zu fordern und daß als Befiger dieſer 
Güter mir A. Fruhftorfer, welcher die Häufer nebft mehreren Grund- 
füden an fi gebradt habe, angefehen werten könne. Alsdann aber 
fährt die Entſcheidung fort: „Sind von diefen Bauerngütern Grunpftüde 
abgetrennt worden, ohne über die Theilung der Sammlung ein Ueberein- 
Tommen zu treffen, fo ift e8 Sade der Befiger der Gutsbeftand- 
theile, die Sammlungsgebühr für das betreffende Gut im Gefammtans- 
moße aufzubringen, und dem Cooperator zu verabreihen oder dieſe 
Gebühr auf die Befiger der allgemeinen Gutsbeftandtpeile unter allfälliger 
Vermittlung der Gemeinbevorftehung zu vertheilen, um dem Cooperator . 
die Einbringung feiner Gebühr, melde durch die Zerſtücklung des Bauern. 
gutes feinen Nachtheil erleiden kann, zu ermöglichen.” 

Diefe Motivirung, welcher das Minifterium nur nod einiges ben 
Competenzpunkt Betreffente beigefügt hat, ift offenbar höchſt unklar. — 
Denn während einerfeits die Landesregierung mit Uebergehung der von 
der I. Inflanz angenommenen Correalverpflihtung jedes Theilbefigers, 
ten zu Laften des A. Fruhſtorfer ergebenden Ausiprud auf deſſen Beſitz 
ter Häufer und einiger Grundſtücke fügt, erklärt fie anderſeits für den 
von ihr allerdings nicht näher erhobenen, aber factifh zutreffenden Hall 
der Abtrennung einzelner Orundftüde, es als (gemeinfame) Sache — ter 
— übrigens ter Verhandlung gar nicht beigezogenen — Vefiger ber 
Outsbeftandtheile, die Sammlungsgebühr aufzubringen, fo daß ſich aljo 
die den U. Fruhſtorfer angefonnene Leiftung nur quasi als die Verpflich- 
tung für die anderen Theitbefiger in Borfhuß zu gehen, darftellen würte, 
für welche Art Verpflichtung dann aber wieder jeve Motivirung fehlt. 

Unter dieſen Umfländen erfdeint das abgeführte abminiftrative 
Verfahren als durchaus uncorrect, es find weſentliche Formen ber 
Procebur außer Acht gelaffen werden und es ift bei dem Abgange einer 
tehtzeitigen Erhebung der factifhen Verhältniſſe und bei dem hiedurch 
zum Theile mitverfhuldeten Wiverfprude in der Vegründung der anger 
fochtenen Iudicate zweifelhaft, welhen Thatbeftand die Apminiftratiobehörden 
ihrer Iudicatur zu Grunde gelegt haben, es bedarf daher das abgeführte 
Berfahren noch in wefentlihen Punkten der Ergänzung. 

Diefes unförmlihe Verfahren ift ferner aud deshalb nicht zu recht⸗ 
fertigen, weil für den Fall, als die Erhebung der factiſchen Verhäliniſſe 
und die orbnungsmäßige Feſtſtellung bes Thatbeftandes eine vom adminis 
frativen Standpunkte bebenklie Verzögerung ter Entſcheidung nach ſich 
gezogen hätte, in ber Vorſchrift tes $. 56 des Gef. vom 7. Mai 1974, 
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R. ©. 3. Nr. 50 der Weg angebeutet erfchien, ein eventuell beſtehendes 
dringende Intereſſe der Seelſorge an ber erbetenen Maßregel mit 
einer correcten und gründlichen Entfcheidvung der Rechtsfrage in Einklang 
zu bringen. 

Hienah mußte das durchgeführte Verfahren im Sinne des $. 6 
bes Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufge 
boben und die Sade zur Behebung der wahrgenommenen Mängel und 
nenerlihen Entſcheidung an die Bermwaltungsbehörbe zurüdgeleitet werben. 


Qr. 1464. 


Berechtigung einer Gemeinde zum Recurfe gegen eine Entfheidung bes 
Bezirksausfhuffes in Baufadhen. Würdigung des Bauvorhabens vom 
Standpunfte der öffentlihen Berkehrsintereſſen. In Bragen, ob dieſe 
Verkehrdinterefſen die Unterfagung des Baues erheiſchen oder nicht, find 
die Adminiftrativbehörden berechtigt, nach freiem Ermeflen vorzugehen. 


Erfenntnig vom 80. Juni 1883, 3. 1350. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Wenzel Kohout 
ca. böhm. Landesausſchuß anläßlid der Entſcheidung vesfelben von 
29. December 1881, 3. 31465, betreffend die Berbauung eine Laub: 
ganges in Brandeis, nad durdigeführter 5. m. Verhandlung und An- 
börung des Adv. Dr. 3. Lenoch, dann des Adv. Dr. Karl Doftal, in 
Vertretung der an ber Streitfache mitbetheiligten Stadtgemeinde Brandeis, 
zu Recht erlannt: 

„Die Befchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


, Dem Beſchwerdeführer wurde die Abſchließung und Verbauung tes 
vor feinen Kramftellen Nr. XI und XII befindlihen Theiles jenes Laub⸗ 
ganges, welder die Borberfronte tes in zwölf Fleiſchkramſtellen getheilten 
Haufes Nr. 23 in Brandeis a/E. ausmacht, fowohl von den Oemeinde⸗ 
behörden, als auch mit der angefochtenen Entfeheidung vom Landesaus- 
ſchuſſe deshalb nicht geftattet, weil „der Laubgang bisher als öffentliche 
Paſſage benütt wurde und eine Erfchwerung der Paſſage durch Verbauung 
der Laube mit NRüdfiht auf den Umftand, daß die Kirchengaſſe (in 
welder das Haus Nr. 23 fteht) von vielen Schulfindern pafjirt wird, 
gefährlich fein würde.“ 

Diefe Unterfagung der vom Bejchwerteführer beabfichtigten Bau⸗ 


führung fol nah den Ausführungen der Beſchwerde deshalb gejegwidrig 


jein, weil 1) der Landesausfhuß incompetenter Weife die dem Beſchwerde⸗ 
führer günftige Entſcheidung der II. Inſtanz aufgehoben hat, weil 2) die 
Entſcheidung auf einem unrichtigen Thatbeftande beruhe, intem der Laub⸗ 
gang keineswegs einen üffentlihen Durchgang gebildet habe und die Breite 
der SKirchengafje für ten Verkehr genüge, weil 3) bie Anerkennung des 
Laubganges als eines Öffentlihen Communicationsmittels den Beſtim⸗ 
mungen der 88. 1 und 4 des Gef. vom 12. Auguft 1864 widerftreitet 
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Ad 1. Incompetent fol die angefochtene Entſcheidung nah Anſicht 
ber Beſchwerde deshalb fein, weil fie durch einen Recurs des Gemeinde» 
vorftandes provocirt wurde. Diefer Recurs hätte nun, weil er eine 
Beichwerde der untern Inflanz gegen den übergeordneten Bezirksausfhuß 
vorftellt, al8 unzuläffig um jo mehr abgewiefen werben follen, als ber 
Gemeindevorfteher zur Anbringung desſelben durch einen Ausſchußbeſchluß 
nit ermächtigt war. Diefer Bejhwerbepunft ift nicht begründet. Denn 
abgefehen davon, daß dem Landesausſchuſſe außer dem Recurſe des 
Semeindevorftanded auch der Recurs des Mitbefigerd des Haufes Nr. 23 
und Befigerd der benachbarten Kramftele vorgelegen war und daß aud 
biefer Recurrent im Sinne des $. 14 ber Bauordg. feineswegs blos 
zur Geltendmachung feiner privatredhtlihen Einwendungen beredhtiget war, 
muß aud bie Gemeinde als zur Beihwerveführung in Baufachen beredhtigt 
anerfannt werben. Bei jeder Bauführung kommen Intereſſen in Frage, 
deren Wahrnehmurg dem Wirkungskreife ber Gemeinden obliegt und zu 
deren Schuße daher die Gemeinde dann, wenn nach ihrem Cradıten die 
Entjheidung einer übergeordneten Inſtanz diefe Intereſſen verlegt, bie im 
Sefege vorgefehenen Rechtsmittel anzuwenden berufen iſt. 

Die Gemeinde und ihre Verwaltungsorgane find eben nicht blos 
eine abdminiftrative Erfenntnißbehörde, fondern Verwalter und Bertreter 
der Gemeinveintereflen ($. 28 der Gem. Ordg.) und zur Wahrung berjelben 
gegen Jedermann berufen. — Wenn überdies erwogen wird, daß nad) 
8. 5 der Bauordg. unter „ven Parteien“, die zu einer Bauccmmiffion 
zuzuziehen find, diejenigen verflanden werben, deren Intereſſen durch die 
Veftftellung der Baulinie und des Niveaus „irgend wie“ betroffen werben, 
und wenn dieſer Beſtimmung aus ben zahlreigen Anordnungen der 
Bauordg., welche finanzielle Laften direct der Gemeinde auferlegen, aud 
nur jene bed 8. 67, Ubf. 2 entgegengehalten wird, fo kann ein Zweifel 
an der Berechtigung ver Gemeinde zum Recurſe gegen eine Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes in Bauſachen füglich nicht entftehen. 

Da der Gemeindeausfhuß die Zuftimmung zu tem Bauvorhaben 
tes Bejchwerbeführers verweigert hatte, fo hat der zur Bertretung ber 
Gemeinde berufene Gemeindevorſteher ($. 51 der Gem. Ordg.) nur im Sinne 
und in Bollziehung des Gemeindeausſchußbeſchluſſes (8. 56 der Gem. Ordg.) 
gehandelt, wenn er gegen die den Gemeindeausſchußbeſchluß aufhebenve 
Entfheidung des Bezirksausſchuſſes recurrirtee Es kann alſo aud von 
einer unberedhtigten Recurdanbringung des Bürgermeiſters vorliegend feine 
Rede fein. 

Ad 2 und 3. Zu diefen Befchwervepunften ift vor Allem bervor- 
zubeben, daß der V. ©. Hof die in der Befchwerde und auch in den 
Motiven der angefochtenen Entfheitung aufgeworfene frage, ob ber 
Taubgang bei tem Haufe Nr. 23 als eine üffentlihde Communication 
un Sinne tes 8. 4 des Gef. vom 12. Auguft 1864 anzufehen fei, als 
Segenftand feiner Entſcheidung deshalb nicht erkannte, weil es ſich nad 
rer Actenlage nit um dieſe Frage, fondern lediglid) um das Bauvorhaben 
des Beſchwerdeführers hantelte, die Sentenzen der verſchiedenen abmini- 
ftrativen Inftanzen nur auf die Zuläffigfeit des Bauvorhabens ſich beziehen 
und vom B. ©. Hofe daher auch nur die Geſetzmäßigkeit der Entjcheidung 
ſelbſt, nicht aber jene eines cinzelnen Entſcheidungsmotives zu überprüfen war. 
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In ter Sade ſelbſt iſt zu conftatiren, daß wenn die Entſcheidung 
das Bauvorhaben des Beſchwerdeführers deshalb für unzuläffig erklärt, 
„weil durch die Berbauung die öffentliche Pafjage verengt und die Sidjer- 
heit des Verkehres beeinträchtigt wurde,“ fie auf einen unrichtigen oder 
actenwibrigen Thatbeftand offenbar nicht bafirt if. Lautet doch der auf« 
genommene Sadverftändigenbefund dahin, „daß, wenn Fuhrwerke ſich 
Treuzen, ein Ausmweihen nur durch Benützung bes Trottoirs möglich fei 
und taß bie Fußgeher in einem foldhen Falle auf den Laubgang an⸗ 
gewiejen find.“ 

Zudem liegt e8 auf der Hand, daß durch eine PVerbauung und 
Schließung der Laube die Paſſage in der ſchmalen Gaffe eine Störung 
auch durch die Aufftelung der die Fleiſchkramſtellen beſuchenden Kunden 
auf dem Trottoir erleiven könnte. Die Baubehörven hatten daher aller- 
dinge Anlaß, das Bauvorhaben des Bejchwerbeführer8 von: Standpunkte 
ter öffentlichen Verfehrsinterefjen zu würdigen. 

In eine Prüfung deſſen, ob bie angeführten Verkehrsverhältniſſe vie 
Unterfagung tes Baues erheifchten oder nicht, hatte ter V. G. Hof nidt 
einzugehen, weil in berlei ragen die Aominiftrativbehörden nad freiem 
Ermeſſen vorzugehen beredhtiget find. | Ä 

Die Beichwerde mußte daher als gefeglich nicht begründet ab» 
gewiejen werben. 


Qr. 1465. 


Nüdzahlung des einen Bezirfsfhulfonde entnommenen Remunerations: 
betrages. Freies Ermeſſen der Berwaltungsbehörden bei Bewilligung 
von Ratenzahlungen. 


Erfenntnig vom 20. Juni 1882, 3. 1334. 


Der k. k. 28. ©. Hof hat Über die Beſchwerde tes Joſef Velk, 
Uebungslehrers an der k. T. böhm. Lehrerbildungsanftalt in Prag, ca. Ent» 
fheidung des f. f. Min. für Eultus und Unterriht vom 24. Juni 1881, 
3. 1028, betreffend tie Berhaltung zum Erfaße von 1000 fl., reip. 900 fl. 
an den Karolinenthaler Bezirksihulfend, nah durdgeführter ö. m. Ber- 
handlung und Anhörung des perfünlid erfchienenen Beſchwerdeführers, 
dann tes k. k. Sect.Rathes Ritter v. Epaun, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemicfen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Der V. ©. Hof hatte Feine Beranlaffung, auf eine meritorifche 
Prüfung der Enticheidung der Unterrichtsbehörren, wodurch der Beſchwerde⸗ 
führer in erfter Linie zur Rückzahlung des fraglihen, ihm vom Bezirkd« 
fhulrathe zuerfannten Remunerationsbetrages verpflichtet erflärt wurde, ein« 
zugeben, weil der Befchwerbeführer gegen den Erlaß des böhm. Landes⸗ 
fhulrathe8 vom 18. Jänner 1879, 3. 1438, womit tie Rüdzahlung 
Diejed Betrages zuerft angeorbnet wurde, nicht vecurrirt hat, fondern in 
ter Eingabe an den böhm. Landesſchulrath de praes. 28. Yänner 1879, 
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Nr. 28/praes. fi zur Befolgung der Aufforderung des Landesſchulrathes 
bereit erklärt, nur um bie Bewilligung von Zahlungsraten angefuht und 
zwei der ihm bemwilligten Raten aud gezahlt hat und weil daher ter in 
dem erwähnten Erlaffe des Landesſchulrathes vom 18. Jänner 1879 ent- 
baltene Ausſpruch über die Erfabpflicht in Rechtskraft erwachlen ift. 

Dem fteht nicht entgegen, daß in diefem Erlaffe für den Fall ter 
Weigerung tes als erfagpflichtig .erllärten Belt vie Schöpfung eines förm⸗ 
Iihen Erfagerlenntniffes vorbehalten war, weil die im dieſem Vorbehalte 
gelegene Boransjegung ter Fällung einer neuen Entſcheidung eben durch 
die vorerwähnte Erklärung Vell's und durch die bienach freiwillig begon- 
nene Abzahlung tes fraglihen Betrages weggefallen ift. 

Infoferne fi daher die angefochtene Entſcheidung als die Zurüde 

weifung eine® gegen den früheren Ausſpruch des Landesfchulrathes gerich- 
teten Einfchreiten® darftellt, war die Beſchwerde wegen ber Rechtskraft 
jenes Ausjpruches abzumeifen. 
Iufoferne mit ter angefochtenen Entſcheidung die Aufrechthaltung 
ter Begünftigung von Ratenzahlungen ubgelehnt wurde, fann darin eine 
Verlegung der Rechte des Beſchwerdeführers nicht erfannt werben, weil 
die bemfelben vom Lantesfchulrathe mit Erlaß vom 24, Februar 1879, 
3. 692 bewilligten Zahlungsraten zur Zeit der Min.-Entfcheidung bereits 
verfallen waren und es fi daher nur mehr um die Bewilligung neuer 
Ratenzahlungen banteln konnte, melde in tem freien Ermeſſen der Ber- 
waltungsbehörben liegt und nad) 8. 3, lit. & des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 der Cognition des k. k. V. ©. Hofes 
entzogen ift. 

Die Beſchwerde mußte daher abgewieſen werben. 


Mr. 1466. 


Zurüdweifung von Freifhurfanmeldungen, wegen Behandlung eines Re⸗ 
fervatfeldes als eine befondere für rehtsbeftändig anerkannte Bergbau: 
beredtigung, bezw. als ein ausſchließliches Schurfgebiet. 


Erfenntnig vom 1. Juli 1882, 3. 162. 


Der ii. 2. ©. Hof hat über die Befchwerben des Victor Nobad 
ca. Entfheidungen ber E. f. Berghauptmannfhaft in Prag dto. 21. No⸗ 
veınber 1881, 33. 2974, 2976, 2978 u. 2979, betreffend Die ver- 
weigerte Annahme ven Freifchurfanmeltungen, nad durchgeführter ö. m. 
Derbantlung und Anhörung des Dr. Joſef Fanderlik, des k. k. Bergrathes 
Lhotsky, des Dr. Hermann Hampe al® Vertreters des mitbetheiligten 
Grafen Weftphalen, endlich tes Freiheren v. Seiller als Vertreters ber 
gleichfalls betheiligten Staatseiſenbahngeſellſchaft, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerden werden als unbegründet abgemwiejen. — 
Ein Erjaß der Koften des Verfahrens vor dem Verwaltungs» 
gerihtshofe findet nicht ftatt.“ 
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Entfdjeidungsgründe. 


Die mit ben angefechtenen Erläffen ausgeſprochene Zurücdweifung 
der vom Beichwerbeführer im fogen. Sobodlebner Refervatfelve ange⸗ 
meldeten Freiſchürfe, fol nad) den Ausführungen der Befchwerte deshalb 
‚gefeßwibrig fein, weil die Bergbehörden, indem fie die Freifchurfanmel- 
dungen „wegen Lage ber angemeldeten Schurfbaue und Standorte ber 
Schurfzeihen innerhalb des Bergbaurefervatfeldes des Grafen Weftphalen” 
unbedingt abwieſen, vollftändig außer Acht gelaffen haben, daß das frag. 
liche Refervatfeld nicht zu Recht beftehe. Die Beſchwerde beſtreitet nicht, 
daß mit der a. h. Entfhließung vom 7. October 1853 „bie Refervirung 
„eines mit geböriger Begränzung zu bezeichnenden bergfreien Kohlenter⸗ 
„rains bei Sobochleben nädhft Teplig in Böhmen in einer Ausdehnung 
„von 150—160 Feldmaßen“ verfügt wurde. Es wird au nicht in 
Abrede geftellt, daß die angemelveten Schurfbaue und die Stantorte ber 
Schurfzeihen innerhalb des fhon durch die obbezogene a. h. Entſchließung 
bezeichneten und am 14. September 1858 bergbehördlich verpflodten Ter- 
rains ſich befinden. 

Gleichwohl ſollen die Freiſchurfanmeldungen für bergfreies Gebiet 
erfolgt ſein, weil die durch die a. h. Entſchließung vom 7. October 1858 
conftituirte befondere Bergbauberedhtigung — als auf eine gewiſſe Zeit be- 
ſchränkt — nad $. 273 des allg. Berggef. durch Zeitablauf, eventuell nad 
8. 272 de8 allg. Berggef. in Folge unterlaffener Anmeldung und nicht ers 
folgter Betätigung erlofchen fei. 

Diefe Feſtſtellung der Beſchwerdepunkte zeigt, daß die von dem mit» 
betheiligten Grafen Weftphalen darauf geftüßte Einwendung ter Incom⸗ 
petenz des V. ©. Hofes, daß die Beſchwerde die Rechtswirkſamkeit und 
Giltigkeit der a. h. Entfchliefung vom 7. October 1853 beftreite und 
gegen tiefe a. h. Entſchließung gerichtet fei, offenbar unbegründet ift. Die 
Rechtswirkſamkeit und Giltigkeit ver a. h. Entfchließung vom 7. October 
1853 wird durchaus nicht in Trage geftellt, die Beſchwerde gründet ſich 
vielmehr darauf, Laß die durd die a. h. Entſchließung vom 7. Dectober 
‚1853 geſchaffenen Redtsverhältniffe eine tur das nachgefolgte allg. 
Berggeſetz ftatuirte Aenderung erfahren haben, welde in ven angefochtenen 
bergbehördlichen Entſcheidungen zu Ungunſten gefegmäßiger Unfprüche des 
Beichwerbeführers außer Acht gelafien wird. Es treffen fomit die im 
8. 2 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 
für die Zuſtändigkeit des V. ©. Hofes als maßgebend erklärten Momente 
vollfommen zu. 

Nicht minder unbegründet ift die Incompetenzeinwentung, welche Graf 
Weftphalen daraus ableitet, daß er, reſp. fein Befigvorgänger, die k. k. 
priv. öfterr. Staatseiſenbahngeſellſchaft, das Reſervatfeld durch Kauf an 
fi gebracht habe, weshalb es unzuläffig fei, daß über tiefen rein privat» 
rechtlihen und entgeltlihen Titel im abminiftrativen, rejp. verwaltunge- 
gerichtlihen Wege abgefprochen werde. Denn ver Befchwerbeführer nimmt 
feines der befonderen, im 8. 65 ter C. Jur. N. bezeichneten Rechte gegen«- 
über ren Grafen Weftphalen in Anſpruch, er ftüßt fein Recht lediglich 
auf die Bergfreiheit, auf die Beſtimmungen ber SS. 5, 6, 22 des alle. 
Derggef. Die Ausführung dieſer Oefegesbeftimmungen liegt aber ebenfo- 
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jehr in der Competenz ber Bergbehörben ($. 6), wie der Vollzug ter 
88. 270—273 des allg. Berggel. 

Aber aud die Beſchwerde vermochte ter B. ©. Hof nicht als be- 
gründet zu erkennen, Die Beſchwerde ftügt tie Behauptung, es fei das 
Terrain, für weldyes vie Freiſchürfe angemeldet worden find, bergfrei, zus 
nächſt darauf, daß die a. b. Entſchließung vom 7. Detober 1853 als eine 
im Sinne der a. 5. Entſchließung vom 30. Juni 1842 getroffene Map- 
nahme aufzufaffen ſei. Aus viefer vermeintligen Natur der a. 5. Ent⸗ 
ſchließung vom 7. October 1853 folgert ſodann tie Befchwerbe, daß bie 
fragliche Bergbauberedhtigung auf die Dauer von nur 5 Jahren beſchränkt 
war, aljo nah dem 7. October 1858 Erwerbungen von Bergbaubered)- 
tigungen in ben vorbehaltenen Gebiete burd dritte Perfonen nicht mehr 
entgegenftanden. 

Schon wegen des Wortlauted der a. h. Entſchließung vom 30. Juni 
1842 ift ed unmöglich, das Sobochlebner Reſervatfeld ven in der a. h. 
Entſchließung vom 30. Yuni 1842 gedachten befonveren Beglinftigungen 
für den Werarial-Steinfohlenbergbau gleih zu adten. Das Sobodlebner 
Reſervatfeld ift nicht von den „berufenen Apminiftrationsbehörden" bewil« 
ligt worten. Es ift auch nicht in der durch die a. h. Entſchließung vom 
30. Junt 1842 vorgejchriebenen Geſtalt und Ausdehnung gefhaffen werben. 
Die Bildung des Kefervatfeldes erfolgte vielmehr über Anorpnung des 
Landesfürften unmittelbar. Die Form der Gewährung, ter Umfang 
und die Geſtalt dieſes Reſervatfeldes laſſen es als grundverfchieden von 
jenen „ausſchließlichen Schurfräumen“ erlennen, welche der a. h. Ent- 
ſchliehung vom 30. Juni 1842 ihre Entſtehung danken. Es muß daher 
die a. h. Entſchließung vom 7. October 1853 auch dann, wenn von der 
mit Verordnung vom 21. Februar 1849, R. G. B. Nr. 135 publicirten 
a, h. Entſchließung vom 15. Februar 1849 ganz abgeſehen wird, als ein 
durchaus felbftftändiger, in dem Hoheitsrechte des Bergregales gegrünteter 
Act angejehen werden und es kann für die Natur und den Umfang ber 
durch diefen Act gefihaffenen Bergbaurechtigung nur der Inhalt und der Wort: 
laut diefer a. h. Entſchließung felbft maßgebend fein. 

Da nun nad Inhalt dieſer a. h. Entſchließung die Kefervirung 
des fraglihen Kohblenterraind weder für eine befchränfte Zeitdauer ans» 
geordnet, noch aud die Yortdauer des Reſervates von einer Bedingung 
abhängig gemacht wurde, fo ift es klar, daß auf dieſe befontere Bergbau- 
beredhtigung der $. 273 des allg. Berggef. nicht angewendet werben fann. 

Wenn die Beichwerde auf den Umſtand, daß die a. h. Entfehließung 
vom 7. October 1853 im Reichsgeſetzblatte nicht publicirt wurde, Gewicht 
legen zu können vermeint, fo überfieht fie, daß es fih ja nit um die 
Erlaffung einer Rechtsnorm, fondern um die Bethätigung des Hoheitd- 
xechted des Bergregales in einem concreten Falle handelte. Die Beſchwerde 
macht für die Erlöfhung tes in Rede ftehenvden Bergbaureſervates meiter 
geltend, daß dasfelbe gegen die Vorfchrift des 8. 270 des allg. Berggei. 
bei der Bergbehörde nicht angemeldet und vom Finanz.⸗Min. nicht bejtätigt 
werden fei. Zur Befräftigung deſſen weilt die Beſchwerde darauf hin, 
daß bezüglich des Sobocdlebner Reſervatfeldes feine der im $. 128 der 
Bollzugevorfhr. vorgefehenen Amtshandlungen Plag gegriffen hat. 

Was nun die Nichtbeahtung ter Vorſchriften des legtcit. Para» 
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grapben der Vollzugsvorſchrift anlangt, jo ift zu bemerfen, daß der V. G. Hof 
dieſem Umſtande fein entjcheidendes Gewicht beimeffen konnte. Die Boll- 
zugsvorſchrift ift in das Reichsgeſetzblatt nicht aufgenommen worden, fie 
kann fomit nicht als eine allgemein verbindliche Verordnung, ſondern nur 
als eine interne Inftruction für die Bergbehörden angefehen werden. Maß⸗ 
gebend für die Frage, ob die durch die a. h. Entſchließung vom 7. October 
1853 gefchaffene befontere DBergbauberechtigung auch dermalen noch für 
rechtöbeftändig anerfannt werden müſſe, Tann demnach nur die Erfüllung 
oder Nichterfüllung der im $. 270 aufgeftellten Bedingungen fein. 

Der 8. 270 hält nun folde befondere Bergbauberechtigungen im 
vollen Umfange ihrer Verleihung unter der Bedingung aufreht, daß die⸗ 
felben a) binnen 6 Monaten nad eingetretener Wirkfamfeit des allg. 
Derggefege® bei der Bergbehörde angemeldet und b) unter Vorlage ver 
Verleihungsurkunden und genauer Terraindlarten der Betätigung des 
Minifteriums unterzogen, bezw. von diefem für rechtsbeſtändig anerkannt 
werden ($. 271 des allg. Berggef.). 

Es liegt nun allerdings nicht ver, daß die mit a. h. Entſchließung 
vom 7. October 1853 dem Staate verliehene befontere Bergbaubered- 
tigung in Erfüllung des 8. 270 des allg. Berggef. bei der Bergbehörbe 
angemeldet wurde, Allein dieſem Mangel konnte der V. ©, Hof ein ent⸗ 
ſcheidendes Gewiht darum nicht beimefjen, weil Acte des k. k. Finanz⸗ 
Min., der damaligen oberften Montanbehörde, vorliegen, aus welchen mit 
Nothwendigkeit gefolgert werden muß, daß dasfelbe das in Rede ftehende 
Dergbaurefervat „für rechtöbeftändig anerkannt“ babe (8. 271, Alinea 2) 
und weil dem B. ©. Hofe, da diefe Verfügungen vor Wirkfamfeit des 
Geſ. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 getroffen 
worden find, nad $. 49 1. c. nicht zufteht, zu unterfudhen, ob das k. k. 
Finanz-Min. bei diefer Anerfennung alle vom Geſetze für die Beftätigung 
befonderer Bergbauberechtigungen aufgeftellten Borausfegungen entjprechend 
mwahrgenonmen hat. 

Was nun bdiefe Beftätigungsacte des k. k. Yinanz- Min. anlangt, 
jo ift zunächſt feftzuftellen, daß die SS. 270, 271 des allg. Berggeſ. eine 
befondere Form für dieſelben nicht vorſchreiben. Anoronungen, wie Jolde 
z. B. die 88. 39 u. 63 des allg. Berggef. enthalten, treffen die SS. 270, 
271 nicht. Es muß daher im Hinblid auf den $. 272 des allg. Berggeſ. 
allerding8 jeder Act, der den Berechtigten davon verftändigt, daß das 
t. . Sinanz- Min, vie Rechtsbeftändigkeit feiner beſonderen Berechtigung 
anerfenne, als ein Beftätigungsact im Sinne tes 8. 270 des allg. Berggeſ. 
angejehen werben. 

Nach Ausweis des von ter mitbetheiligten Partei in originali vor» 
gelegten Uebergabsprotofolles dto. 31. März 1856 hat nun das k. k. Finanz- 
Min. in Erfüllung des Vertrages vom 1. Jänner 1855 der Staatdeijen- 
bahngefellichaft da8 Sobochlebner Refervatfeld unter genauer Befchreibung 
jeiner Gränzen, unter Ausfolgung der die Verleihung beinhaltenden 
Urkunde, fowie der Terrainsfarten mit dem Beifage übergeben, daß bie 
Staatseifenbahngefelfihaft fi) „bei der Berghauptmannfhaft mit den ver» 
„tragsmäßig an diefelbe übergangenen und hiemit zu ihrer BDenügung über» 
„gebenen Reſervatsrechte auszuweiſen habe.“ Hieraus folgt, daß das 
zur Beftätigung befonderer Bergbauberechtigungen competente k. k. Finanz⸗ 
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Min. nah Wirkfamleit des allg. Berggeſetzes und nad) Ablauf ber 
im 8. 270 feftgefetten Friſt die Rechtsbefiändigkeit des Sobochlebner 
Refervatfeldes im unzweifelhafter Weile anerkannt bat, da es ja dieſes 
Reſervatfeld als foldyes ver k. k. priv. öfterr. Staatseiſenbahngeſellſchaſt 
„zue Benützung“ übergab. 

Wenn der Vertreter der Befchwerde bei der mündlichen Verhandlung 
bie Legitimation des für das k. k. Finanz⸗Min. intervenirenten k. I. Sec: 
tionsſschefs v. Scheuchenftuel zur Bornahme des Uebergabsactes in Zweifel 
ftellte und befiritt, fo war der V. G. Hof nicht in der Lage, biefer Be⸗ 
ftreitung ein Gewicht beizulegen, weil einerfeits der Inhalt des Actes dem 
0. 5. genehmigten Kaufvertrage vom 1. Jänner 1855 entfpricht, die Legi⸗ 
timation de8 Genannten durch Amtsacten (Fin.-Min.-Erlag vom 27. Fe⸗ 
bruar 1855, 3. 704) ausgewieſen erfcheint, darin aber, daß die Ueber- 
gabe nah dem im Art. XIV. des Vertrages in Ausfiht genommenen 
Termine erfolgte, der V. ©. Hof eine Ueberfchreitung der Vollmacht ſchon 
darum nicht erfennen Tonnte, weil dieſer Act nach dem vorgelegten Yin.- 
Min.-Erlaffe vom 2. Mai 1856, Nr. 2583 vom E. k. Finanz Min. ge⸗ 
nehmigt worden ift. 

Der vollen Wirlſamkeit viefer Anerkennung fteht weder der Umſtand 
entgegen, daß in dem Webergabsprotofolle eine Beftimmung über vie 
Anwenpbarleit der Vorſchriften des allg. Berggeſetzes auf dieſe befon- 
bere Bergbauberechtigung nicht getroffen wurde, noch aud das Moment, 
dag innerhalb der Frift von 2 Jahren nad erfolgter Verftändigung von. 
der Anerkennung eine Zumeſſung von Grubenmaßen nicht erfolgte. Der 
Wortlaut der diesfalls maßgebenden Befegesbeftimmungen $. 270, Alinea 2, 
u. 272 zeigt, daß von der Befolgung biefer Gefegesbeftimmungen bie 
Rechtsbeftänpigkeit einer befonderen Bergbauberehtigung nicht abhängig 
gemacht wirt. 

Bei der mündlihen Verhandlung bat ber Vertreter der Beſchwerde 
die Abweiſung der Freifhurfanmeldungen auch darum als gefeglich nicht 
begründet bingeftellt, weil nah der a. h. Entſchließung vom 7. October 
1853 das Refervatfeld nur in einer Auspehnung von höchſtens 160 Gruben» 
maßen genehmigt wurde, während das Terrain, das durch die Entſchei⸗ 
dungen gefhügt werben will, weit über 200 Grubenmaße beinhalte, fo 
daß auch bei Befolgung der a. 5. Entſchließung vom 7. October 1853, 
ja im Sinne derjelben bergfreied Zerrain vorhanden fei. Davon ab» 
gefeben, daß die Nichtigkeit des behaupteten Umftande® durch nicht® dar⸗ 
gethan und berfelbe auch im abminiftrativen Inftanzenzuge nicht geltend 
gemacht worden ift, war der V. ©. Hof diefe Behauptung zu berüdfid)- 
tigen deshalb nicht in der Lage, weil die Gränzen des Refervatfeldes durch 
bie a. h. Entfhliefung vom 7. October 1853 und fpäter durch die berg« 
behördliche Verlochſteinung feitgeftellt worden find, weil weiter nicht be« 
firitten wird, daß die angemeldeten Freiſchurfe innerhalb dieſer Gränzen 
zu liegen fommen und weil heute nur die Ausfchließlichleit des Schurf- 
terraind maßgebend ift, dieſe Frage nicht Oegenftand der Entjcheidung 
fein kann. 

Waren demzufolge bie Bergbehörven bereditiget, das Sobochlebner 
Nejervatfeld in der dur die bergbehörtlich beftätigte Gränzverpflodung 
dto. 14. September 1858 beſtimmten Ausdehnung als eine befondere, für 
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rechtobeſtäͤndig anerkannte Bergbauberedhtigung, bezw. ſoweit inzwifchen Zu⸗ 
meſſungen von Grubenmaßen innerhalb derſelben nicht ſtattgefunden haben, 
als ausſchließliches Schurfgebiet des Grafen Weſtphalen zu behandeln, 
dann war auch die Zurückweiſung der Freiſchurfanmeldungen des Beſchwerde⸗ 
führers gerechtfertigt, und es mußte daher die Beſchwerde als unbegründet 
zurückgewieſen werden. 

In einen Zuſpruch der Koſten fand der V. G. Hof nicht einzugehen, 
weil der Uebergabsact dto. 31. März 1856, auf welchem das Erkenntniß 
des V. G. Hofes weſentlich fußt, dem Beſchwerdeführer nicht bekannt 
ſein konnte. 


Ar. 1467. 


Das Erträgniß gewerbsmäßig betriebener Srebitgemährung unterliegt 
der Erwerb: und der Eintommenftener I. Glaffe. 


Erieuntni vom 4. Iull 1888, 3. 1854. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Alois Praßl 
aus Graz ca. Entfheidung der fleierm. 8, k. Fin.⸗Landesdirection vom 
24. December 1881, 3. 10210, betreffend die für Geldverleihbeſchäftigung 
vorgefchriebene Erwerbfteuer, nad turchgeführter d. m. Verhandlung zu 
Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“*) 


Ar. 1468. 


Die im Hofkanzleidecrete vom 18. Juni 1821 vorgeſchriebene abgefondert 

einzubringende Leerſtehungsanzeige zu Bweden der Erlangung einer Ge: 

bäudefteuerabfchreibung, Tann durch eine entfpredhende Anmerkung im 
Binsertragsbetenntniffe nicht erfept werben. 


Erkenntuiß vom 4 Iuli 1882, 3. 1972. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde des Anton und ber 
Franziska Zeugswetter ca. Entfheidung der nieder-äfterr. Yin. Tandes- 
direction vom 20. Jänner 1882, 3. 41750, betreffend die wegen ver- 
ſpäteter Leerfiehungsanzeige verweigerte Gebäudefteuerabfchreibung , nad) 
durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Adolf Eruſt, 
fowie des f, f. Min.Secr. Johann Rolazy, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegrändet abgemwiejen.“ 


Entfeheidungsgründe. 


Die Befchwerdeführer als Eigenthümer des in Neu⸗Rudolfsheim, 
Prinz Karlgaſſe Nr. 26, liegenden Haufes haben in der am 16. Auguſt 


®) Siehe Enticheibungegründe bei Nr. 444 (Band III, Yahrgang 1879). 
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1877 für das Jahr 1878 überreihten Zinsfaffion in ben betreffenden 
Rubriken 1 u. 11 die im Augufttermine 1877 eingetretene Leerſtehung 
mit Nacftehendem erfichtlih gemacht: „Miethpartei weigert die Unter⸗ 
ſchrift. Wohnung feit Auguft 1877 leer. Proceß über die Giltigfeit des 
Miethvertrages im Zuge;“ die Leerfiehungsanzeige haben fie am 7. Jänner 
1878 eingebracht, nachdem ein gegen Auguft Selinger (als gewejene Mieth⸗ 
partei) angeftrengter Auffündigungsproceß durch ein bedingtes Urtheil des 
oberften Gerichtshofes vom 19. September 1877 und durch die am 19. De- 
cember 1877 erfolgte Eidesablegung zu ihren Ungunften entſchieden worden 
war. Auf Grund dieſer Teerftehungsanzeige de praes. 7. Jänner 1878 
wurde von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Sechshaus die Abfchreibung 
ber Hauszinsſteuer für die fhon im Auguft 1877 leer gewordenen Woh⸗ 
nungen 1 u. 11 blos für tie Zeit vom 7. Yänner bis 1. Mat 1878 
bewilliget und die bezüglihe Entiheitung über ein innerhalb der Recurs⸗ 
frift eingebradhtes Gefuh um Bewilligung der Steuerabfchreibung für die 
ganze Dauer der Leerſtehung, mit der endgiltigen Entſcheidung der nieber- 
öfterr. Yin.-Landesdirection vom 20. Jänner 1882, 3. 41750 beftätigt. 
Die Beichwerdeführer verlangen die Aufhebung der angefochtenen 
Entſcheidung, weil fie meinen, in der Zinsfaffion für das Jahr 1878 
bie Leerftehung rechtzeitig zur Kenntniß der Steuerbehörde gebracht zu haben 
und hiedurch ihrer Verpflichtung, um wegen Leerftehung von Wohnungen 
die Abfchreibung der Hauszinsfteuer fordern zu können, nachgelommen zu fein. 
Der B. ©. Hof vermodte in der angefochtenen Entſcheidung eine 
Geſetzwidrigkeit nicht zu erbliden. — Allerdings ertheilt der $. 12 der 
Beftimmungen über die Einführung der Ocbäudefteuer vom 1. März 1820 
(Prov. ©. S. für Niederöfterr., 2. Theil, Nr. 63) — und auf biefe 
Geſetzesſtelle ftüten fich wefentlic die Beſchwerdeführer — einem Haus« 
eigenthümer das Recht, pie Rüdvergütung der Steuer anzufprehen, wenn 
er eine Wohnung mit Zinsertrag einbefennt, dafür die Steuer entrichtet hat, 
bieje Wohnung aber weder verniiethet, noch von ihm benüßt werben konnte. 
Allein behufs der praftifhen Anwendung dieſer Beftimmung bat die 
k. k. vereinigte Hofkanzlei das Decret vom 18. Juni 1821, 3. 1058 
(Prov. ©. ©. für Niederöfterr., 3. Theil, Nr. 206) erlafien, im beflen 
Abf. 1 es ausdrücklich heißt: „Wenn der Fall eintritt, daß eine Wohnung 
von einer Partei aufgegeben wird, ohne daß fie der Hauseigenthümer an eine 
andere vermiethet oder felbft auf was immer für eine andere Art benütt, 
jo muß verfelbe hievon der Behörde, welche zur Einhebung und Richtig⸗ 
ftellung der Haußszingertragsbefenntniffe beftimmt if, längftens binnen 
14 Tagen vom Tage an, an welhem die Wohnung leer fteht und dafür 
fein Zins bezogen wird, die Anzeige erftatten. Nah Abf. 3 dieſes 
Hoffanzleitecretes hat fi) die Behörde von dem Leerftehen ver Wohnung 
zu überzeugen, und erft auf Grund des tiesfäligen Localaugenſcheines ge⸗ 
ftattet der Abſ. 5 die entfprechende Abfchreibung, eventuell Rüdvergütung 
ber Zinsſteuer. 
Wenn es ſchon im Geifte des cbencit. Hoffanzleitecreted vom 18. Juni 
1821 gelegen ift, daß Geſuche um Steuerabfhreibungen wegen leerftehender 
Wohnungen nur dann und nur infomweit berüdfichtiget werten, als fie in 
dem fejtgefettten Termine von 14 Tage vorkommen, fo bat auch nod daß 
Soffanzleiteeret vom 14. Jänner 1823, 3. 2436 (Prov. ©. ©. für 
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Niederöfterr., 5. Theil, Nr. 5), um jeden Zweifel zu benehmen, die Ein» 
leitung getroffen, daß der obgedachte 14tägige Termin neuerdings und mit 
dem kundgemacht werde, daß Geſuche, die nad diefem Termine vor» 
gebracht werden, nur von dem Tage an, wo fie bei ber betreffenden 
Behörde eingelangt find, berüdfichtiget werben können, mithin für bie 
frühere Zeit eine Vergütung ber Steuer und zwar felbft dann nicht be⸗ 
williget wird, wenn das Leerftehen der Wohnung für dieſe frühere Zeit 
wirklich nachgewieſen wäre. 

Im gegebenen Falle find die Wohnungen Nr. 1 u. 11 des Hauſes 
Nr. 26. der Prinz Karlgafle in Neu⸗Rudolfsheim den ämtlihen Erhebungen 
und ber eigenen Angabe der Bejchwerpeführer zufolge, am 12. Auguft 
1877 geräumt worden; bie Bejchwerteführer hätten daher, um die Steuerrück⸗ 
vergütung vom Augufttermin zu erlangen, längftens bis 26. Auguſt 1877 
vie vorſchriftsmäßige Leerftehungsanzeige erftatten müflen und zwar. ohne 
Rückſicht auf die in dem Zinsertragäbelenntniffe de praes. 16. Auguft 
1877 über die Wohnungsleerftehung angebradhte Anmerkung, welde an⸗ 
geſichts der obcit. gefeglihen Beftimmungen die nad dem Hoffanzleidecrete 
vom 18. Juni 1821 vorgefchriebene, abgefondert einzubringende Leer⸗ 
ftebungsanzeige nicht erfegen kann. Auf tie Verpflihtung zur Einhal⸗ 
tung des geſetzlich feſtgeſetzten 14tägigen Termines konnte aud ter Um⸗ 
ftand des anhängig gewordenen Auffündigungsprocefjes feinen Einfluß üben, 
weil bei der Hauszinsſteuer-⸗Rückvergütung, um die es fidh handelt, nicht 
das civilrechtliche Moment, ſondern ausfcließlih die Thatfache der Leer- 
ftehung einer Wohnung maßgebend ift. 

Die Beichwerde mußte daher als unbegründet abgewieſen werben, 


Ar. 1469. 


Individuelle Ladung und Berftändigung der einzelnen Wähler von ben 
Wahltagen ift in Dalmatien gefeglid nit vorgefchrieben. — Eine geien 
lich unzuläffige Stimmabgabe madt, wenn ihr Entfallen auf das Wahl: 
ergebniß nit von weientlidem Einfluß ift, den Wahlvorgang nid. 
ungiltig. 
Erfenntniß vom 5.-Iuli 1882, 3. 1413. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befhwerde des Ivo Zegaraz 
und Oenofien ca. Entſcheidung der k. k. Stutthalterei in Zara vom 
19. December 1881, 3. 15958, betreffend die Gemeindewahlen in Caftel 
Sucuraz, nach durdgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Joſef Kopp, dann des f. f. Min.-Eecr. Dr. v. Hörmann, zu Ned. 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Betreff3 der in der Beſchwerde beftrittenen Geſetzmäßigkeit der 
Kundmachung ter Wahltage des I. und II. Wahlförpers, ift aus dem den 
Adminiſtrativacten beiliegenden Evicte vom 14. Juni 1881 zu erjehen, 
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daß die zur Wahl beftimmten Tage, nämlidy der 23. und 24. Juni 1881, 
Öffentlich kundgemaht wurden. — Da nad $. 19 des Landesgeſ. vom 
3. März 1873, L. G. B. Nr. 19 die intividuelle Yadung und Berftändigung 
ber einzelnen Wähler von den Wahltagen, in beren Unterlaflung die Be⸗ 
ſchwerde eine Ungefeglichleit erblidt, nicht vorgefchrieben ift, fo begründet 
die gerägte Unterlafliung feine Nullität und ift daher diefer Beſchwerde⸗ 
punft haltlos. 

Belangend den Beichwerbepunft, daß Stephan Katalinic als Pächter 
der k. Domänengüter S. Maria Zaurello zur Stimmabgabe zugelaffen 
wurbe, ohne den Titel hiezu nah $. 4, Abſ. 3 ter Gem. W. Ordg. 
nachgewiefen zu haben, fo ergibt fit aus dem Berichte der Statthalterei 
in Zara vom 26. Yuni 1882, 3. 8751, daß feine Stimme deshalb an⸗ 
genommen wurde, weil in der Wählerlifte des I. Wahlkörpers die Poſt 10 
lautet: „Kofler von ©. Rainer und ©. Maria di Taurello vorgeftellt 
durch den Unternehmer der Güter Stefan Ratalinic” und gegen diefe Ein- 
tragung des Ratalinic in die Wählerlifte während des Reclamationsver- 
fahrens keine Einwendung eingebradht worden war. — Erſt in dem, an die 
Statthalterei gerichteten Recurſe gegen das Wahlverfahren wurde bie 
Wahlberehhtigung des Katalinic beftritten. 

Nun ift die Etatthalterei deshalb, weil die betreffende Einwendung 
keineswegs das Wahlverfahren, fondern nur bie Wahlbereihtigung eines 
in der Wählerlifte nady Beendigung des Reclamationeverfabrens infcribirt 
erſcheinenden Wählers anbelangte, bei Prüfung ver Gefemäßigfeit des 
Wahlverfahrens in jene Einwendung nicht eingegangen und hat Ratalinic 
als zur Stimmabgabe berechtigt angefehen, nachdem derſelbe in der Wähler- 
liſte ausdrücklich als wahlberedhtigt bezeichnet war. 

Diefed Vorgehen konnte der B. ©. Hof nun allerdings nicht als 
richtig erkennen, weil al® die eigentlih wahlberechtigte Partei in der 
Stimmlifte das Klofter S. Rainer und S. Maria di Taurello und Kata⸗ 
linic nur als derjenige angeführt war, der dasſelbe „vorftellt“, d. h. zu 
vertreten hat. — Es war alfo allerdings bei der Stimmabgabe die Berech⸗ 
tigung des SKatalinic biezu zu prüfen und ihm das Recht berfelben in 
Bertretumg diefer Wahlpartei nicht zuzuerfennen, da er nur als Pächter 
aufgeführt, als erfterer aber nad) der Gemeindewahlordnung zur Stimm- 
abgabe nicht berechtigt war. ' 

Da jedoch von den 24 Wählern des I Wahllörpers nur 13 ihre 
Stimmen abgaben und derjenige von ben gewählten Berfonen, ber am 
mwenigfien Stimmen erhielt, 7 und ber nädfte von ihm nur 5 Stimmen 
erhalten bat, fo hätte das Entfallen ter Stimme des Katalinic auf das 
Wahlergebniß einen Einfluß auszuüben nicht vermocht, und haben daher 
die Beſchwerdeführer durch die Zulaffung feiner Stimme eine Verlegung 
ihrer Rechte in keinem alle erfahren. Bei diefem Sachverhalte mußte 
die Beſchwerde abgewiefen werben. 


Veilage der Juriniſchen Blätter. 
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Ar. 1470. 


Bei beabfihtigter Bauführung eines Wirthshauſes in Galizien haben 

die autonomen Behörden nur darüber zu entfheiden, ob und inwieferne 

Dem Baue felbft ein polizeiliches oder politifches Binberniß entgegenftehe, 

nit aber über die Buläffigteit bes Propinationsausfhankfbetriebes in 
dem neu zu erbauenden Lorale. 


Erfenntniß vom 6. Juli 18823, 9. 1871. 


Der i. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Karl Dulemba 
ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 8. November 1881, 
3. 54101, betreffend tie verweigerte Bewilligung zur Erbauung eines 
Wirthshauſes in Gleboka, nad burchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Ludwig Wolski, fowie des in Bertretung des 
belangten Landesausſchuſſes erfhienenen Ado. Dr. Clemens Raczyuski zu 
Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wirb nad 8. 7. des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfheidungsgrände. 


Mit ter angefochtenen Entſcheidung hat der galiz. Landesausſchuß 
im Inftanzenzuge tem Karl Dulemba, Gutsbefiger in ©lebola, den Bau⸗ 
conſens für Errichtung eines Wirthshauſes auf den Aufticalparzellen 
Nr. 119, 120 und 121 in Glebola aus Öffentlichen Sittlichkeitsrückſichten 
und zwar deshalb verweigert, weil das projectirte Wirthshaus 10 Klafter 
von der Schule und 30 Klafter von der Kirche, alſo in der nächſten Nach⸗ 
barſchaft der Unterrichtsanftalt und des Gotteshauſes zu ftehen fomnıen würde. 

Laut des für Galizien maßgebenden Hofvecretes vom 5. März 1787, 
Huf. ©. S. Nr. 641, bezw. des 8. 72 der weftgaliz. Gerichtsorbnung 
fteht bei beabfichtigten Bauführungen ven politiihen — nach dem heutigen 
Stande der Gefeßgebung in Gemäßheit des 8. 27, lit. k ter Gem. Orbg. 
für Galizien, — ten autonomen Behörden nur zu, zu entſcheiden, ob und 
inwieferne dem Baue ein polizeiliche oder politiſches Hinderniß entgegenftehe. 

Nah Inhalt der angefochtenen Entſcheidung kehren ſich aber die als 
Abweifungsgründe aufgeführten politiihen oder polizeilichen Rückſichten nicht 
gegen den Bau als folden, wie died die Entſcheidungsgründe ber ange⸗ 
fohtenen Entſcheidung deutlih entnehmen laſſen, fondern gegen die Erxiftenz 
des Wirthshauſes, bezw. den Standort desjelben. Allerdings obliegt nad 
8. 57 der galiz. Gem. Ordg. den autonomen Behörden die gefeg- und 
vorjhriftsmäßige Sanphabung ter Ortspolizei, aber nur infoferne nicht 
einzelne Geſchäfte verfelden I. f. Organen im Wege bed Geſetzes zuge: 
wieſen find. 

Ein folder Fall liegt eben bier vor. Der Bau bed in Frage 
ftehenden Wirthehaufes ‚wird von dem unftreitig propihationsberedhtigten 
Gutsbeſitzer von Ölebofa angeftrekt und zwar zu dem Zwecke, um bafelbft 
das Propinationsredt auszuüben. Es waren alfo im gegebenen Falle zwei 
verſchiedene Sachen zu erörtern und zu entjcheiden: die Bauſache, infofern 
es ſich um die Errichtung eines Gebäudes handelt und die Propinationd- 

Budwindli, B. G. 9. Erlenntniffe. VI. 24 
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ſache, infofern es fih um das zur Ausübung des Propinatipnsrechtes be⸗ 
ftimmte Locale (ſei Died em Birthshaus pder eine Schänfe) handelt. 

Die Bauſache gehört, wie dies bereits oben anerkannt wurde, aus- 
ſchließlich vor die autonomen Behörden; die Propinationsſache aber in Ge— 
mãßheit der Hoftanzleidecrete vom 29. Juli 1824, 3. 19162 (Brov. G. S. 
für Galizien E. 332), som 8. November 1838, 3. 20772 (Prop. G. €. 
für Galizien ex 1839 ©. 30) amsihliehlid) vor die politiigen Li. Be 


Entj 

Brierung nub Entiheivung ber Baulace beſchränkt, ſondern Rüdjicten 
geltend macht, weldye fih ausnahmsirs gegen Den Standort der PBropina- 
tionsfhänte Tchren, präjndicirt fie ter Seitens ver politiſchen Behörde zu 
treffenden Entſcheidung über bie Zuläffigfeit deB Propinatinndanzichanf- 
betriebee in viefem Lokale (Statth. Berorbnung vom 6. Tebruur 1877, 
3. 4345, galiz. 2. ©. B. Rr. 20) und greift je in Die Ermpetenziphäre 
ber politiihen I. f. Behörden ein. 

Demgemäß mußte tiefelbe nah 8. 7 des Srſ. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Pr. 36 aufgehrben werten. 


Br. 1441. 


Aufersrdeutliger Stroßencoururrengbritreg von landwirthſchaftlichra 
Fuhren neh dem mähr. Kanbesgeirge zoom H. Scptember 187,8... B. 


Erteuntait vom 6. 3sTi 1882, 8 1430. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über tie Beſchwerde ter Leipnik-Lunden- 
burger Zuderfatrild-Actiengefelfbaft ca. Entiheitung des mähr. Landes⸗ 
ausſchufſes vom 19. Jänner 1882, 3. 26661; betreffend die Beitrag 
leiftung zur Drevohoſtitz⸗Leipniker Bezirköftraße, nad) durchgeführter 5. m. Ber⸗ 
bantlung und Anhörung tes Adv. Dr. Victer Mofer, reg Arv. Dr. Adolſf 
Promber, in Vertretung des belangten mähr. Landesausſchuſſes, dann des 
Obmauns des mitbetheiligten Bezirköftragenausihuffee in Biftrig Ichann 
Scheida, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheitung wird nad &. 6 des Geſctzes 
vom 22. October 1875, R. ©. 2. ex 1876 Nr. 36, megen mangel- 
haften Berfahrens aufgehoben und die Sache zur Behebung ber 
Mängel und neuen Entfheidung an ten kelangten mähriſchen 
Landesausſchuß zurüdgeleitet.“ 


Entfdeidungsgründr. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurte ausgeſprochen, daß im 
Straßenbezirke Biſtritz am Hoftein eine Strede der Bezirksſiraße ven Drene- 
boftig bis zur Leipnifer Bezirfögrenze in ber Yänge ven 6116 Meter von 
ver Veipnifer Zuckerfabril turh Abfuhr von Rüben aus ten von ihr ge- 
pachteten Maierhöfen Phogfo und Schiſchma und Zufuhr von Rübenjhnitt- 
lingen aus der Fabrik zu den Höfen in aufßergewöhnlicher Weije benützt 








Nr. 1471. — Ert. v. 6. Juli 1882, 3, 1430, 371 


werde, daß die Fabrik nah 8. 14, Ulinea 2 tes Gef. vom 30. Eep- 
tember 1877, L. G. B. Nr. 38, verpflichtet fei, nach Maßgabe des in Folge 
diefer anfßerordentlichen Benügung erhöhten Erhaltungsaufwandes diefer 
Straßenftrede einen außerordentlichen Beitrag an den Biftriger Straßen⸗ 
fond zu leiften. Ueber vie Höhe dieſes Beitrages und die Art feiner Ab⸗ 
feiftung wurde für den Fall, daß ein gütliched Uebereinkommen durch weitere 
Berhandlungen de8 Straßenausfchuffes mit der Fabriksverwaltung nicht zu 
Stande käme, die weitere Entſcheidung vorbehulten. 

In der Beſchwerde wird gegen dieſe Enticheivung eingewendet: 1) daß 
die bezogene Beftimmung des Gef. vom 30. September 1877 in dem vor- 
fiegenden Falle überhaupt feine Anwendung fine, weil die erwähnten beiten 
Höfe nicht dem Betriebe der auf die Zuderfabrifation gerichteten Induſtrie⸗ 
unternehmung, fondern nur zum Betriebe der Landwirthſchaft dienen und 
weil — nah Anfiht der Beſchwerdeführer — von landwirthſchaftlichen 
Bubren fein außersrdentliher Straßenbeitrag zu leiften fei; 2) daß bie 
thatfächlihen Borausfegungen, auf welchen die Entſcheidung beruht, durch 
die gepflogene, als unvollftändig und mangelhaft bezeichnete Verhandlung 
nit gehörig erwieſen jeien. 

Hierüber ift zu bemerfen. Ad 1. Die Behauptung, daß die frag- 
lihe Geſetzesbeſtimmung auf ven Verkehr zwifchen der Zuderfabrif und den 
gepachteten Maierhöfen überhaupt feine Anwendung finde, ift unbegründet, 
weil durd den im Geſetze gebrauchten Austrud: „zum Betriebe (von Induſtrie⸗ 
unternehmungen) dienende Realität“, auch Maierhöfe, welche Zuderfabrifen 
zun Zwecke der Erzeugung ihres Rohſtoffs innehaben, getroffen werben. 

Ad 2. Dagegen fand ver B, ©. Hof die gegen die thatſächlichen 
Grundlagen des Ausſpruches, daß eine außerortentlihe Benügung ber 
fraglichen Strafenftrede ftattfinde, gerichteten Einwendungen begründet. Daß 
eine Benütung ver Bezirföftraße von Dfevohoftig bis zur Leipniker Bes 
zirfögrenze tur ten Verkehr ver Fabrik mit jenen Maierhöfen auf einer 
Strede von 6116 Metern (un? zwar mit dem Maierhofe Lhotzko auf der 
ganzen Strede, mit dem Hofe Schiihma, auf einem Theile derfelben) ſtatt⸗ 
findet, ift wohl unbeftritten, bezüglich des Unfanges dieſer Benügung ftehen 
fih jedoh die Angaben der DBertreter des Straßenausſchuſſes und der 
Fabrik entgegen. Ä 

Bei Beurtheilung des Ausſpruches des Landesausſchuſſes, daß durch 
den Verkehr der Fabrik mit den genannten Maierhöfen eine außerordent- 
fihe Benüßung der fraglichen Straßenftrede ftattfinde, melde im Sinne 
des bezogenen Gejeges für die Fabrik die Berpflibtung zu einem außer- 
ordentlichen Beitrage begräüntet, konnte ter V. ©. Hof weder auf die in 
tem Erhebungsprotofolle vom 3. September 1881 enthaltenen Daten über 
die Zahl der zwifhen ter Fabrik und den Höfen verfehrenten Fuhrwerke, 
über deren Belaftung und Befpannung u. |. w. nody auf ten in der Öegen- 
ſchrift des Landesausſchuſſes berufenen Ausmeis ter Kandesbauamts-Abthei- 
lung Neutitſchein vom 16. October 1881 Über den Schotterbedarf für die 
Bezirköftraßen Drevohoftig-Leipnif und Hollefhau-Drfevohoftik in ven Jahren 
1876— 1880 Rüdfidht nehmen, auf erftere Daten deshalb nicht, weil ſich die 
hierauf bezüglichen Protofollarangaben der Vertreter des Straßenausfchuffes 
und der Fabrik widerfpreden und weil vie vor beiten Seiten angebotene 
Beweisaufnahme unterblieben ift; auf jenen Ausweis nicht, weil der Fabriks⸗— 
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Mühlfenale, nach varbgeiührter i. m. Berbanriuung zur Yinbomn; mer 
Apr. Dr. Richard Häber, dam zes 1. 1. MinRathes Kar. Pauret. ar 
Rech erlannt: 

„Die ongeinhiene Entibeitung wirt nad £.7 des Beieges 
vom 22. Zcicher 1875, R. E. B. ex :876 Nı. 36 anigeonter* 


Eutfhriiungssränbe. 

Die mü ber angeischtemen Entidrivung zu Guuten ver Zintbülsden- 
jabrik ves Alois Schmit bemilluste Ausleiumg ves vierten Taeiles nee m 
Mühlianale von Le befinnligen Wafſers wirt im per Beibmerne icmen. 
als geſetzwidrig als and wegen nbmwalieuter Mängel pet umiitrate- 
perfahrens angeirchten. In erfier Beziehung mundst nie Beidwerze geirmmr: 
a) bof eme Auslentung des Waſſers bezw. eine finatlide Berleibumg rımer 
Iheils ver Baflerkiofi an Hin Schmit überhaupt mıdı fintthatı max, werı 
dem Beichwerbeiührer ein anschließliches Bentzungsredn binfintlur rıctek 
Mühltanals zufiebe, L; Lak and m vem Kalle. wenn aui nen Mühlen 
von Yeh ter &. 26 Waſfi. Gel Unmwenpung zu foren hätte, nr Gebnsiser 
tob mıdht tie Bewilligung ver Yußlenungsenlasr, jrumern nad &. *- 
Bol. Geſ. mar bütien anfipreden Inanen, toi Dad von Alt Sıbmuit 
beabfihtizte Unternehmen in öfjentlicher Beziehung zuiäffig tei, mei Ber 
Beſchwerdeführer private Umerjagungeredie gegen ven Umernehmer zurlielsen 

Ad = ad vem ver angefodhicnen Entibeipung zu Grunte zelzgter. 
vom Beihwerbeführer mit beſtrutenen Thbatbeſtaude eriolgt dr Bixäleinum; 
bes Waſſers im ven Wii: anal aus dem Yecflufie, eliv aus einem Dem: 
lihen Gewäſſer. Nach &. 26 res tır. Waſſ. Gel. hat in dverlei Käfer 
im Zweifel als Regel zu gelten, daß fich rie Bemiligung mr Enmerhen; 
te Waſſerbenützungsrechies bins auf Dem Berarj ver Unterschuumg rır 
Berechtigten beſchräntt unt Lak, wenn fib eın Waſſerüberjduß zeigt, rer 
Eisstevermaltung tie Verfügung hierüber zufiebt. 

Ter Beibwerteführer vertuchte zum allerrings im abmmiftratmer 
Inftamzenzuge unt vertudt and in ver Beĩbwerde eis weitergebeumes. je 
autihlıchlibes Watlerbenügungerehht an rem Diübifanalmafier zu behammter., 
alleın ohne triitien Orunt. Ter angernirne Vergleib oem 22. Iuh 1537, 
laut teilen tie Moflerbenägungeberehrigten Auten Edmir, Immer Ser 
une Alois Serp übereingefommen fint, vie antſchließliche Penüsung Tes 
Mühltabwoflers am Bientag, Mittnoh nur Freuag im jerer Voche Dem: 
Anten Schmit zu Gunſten feines Waſſerwerks zu überlaflen, erweist zur 
tie Unzureicenheit ter Waflerkraft zu jener Zeit, conſtitnirt Rechte udn 
ven Bertragiclicherm, ten Zaflerwerfbefigern, enthält aber feime Üuwemtuur, 
raß chrigfeitliber Seits bie Ansihlieklisfent des Waflerbeuktungäreäne: 
aller drei Berfbefiger, gejbmeige tenn des Anten Schmid allein aneılanız 
ipprten wäre, 

Daß ter Beſchwertefũhrer weder durch den ſtaufvertrag vom 4.8 
bruar 1860, womit er das tem Anton Schmid gehörige Waſſerwerk un 
ſich bradte, nch auch durch ben Pahtvertrag vom 22. November 1863. 
wemit er bie ihm gehörige Woflerbenügungsanlage und Waſſerkcaft tem 
Joſef Matt padıtweife ſiberließ, ein tas im 8.26 Wafl. Gef. begräsberz 
Tispcfitionsredt ver Etaateverweltung einſchränkendes Recht nicht erwerben 
konnte, fsegt auf ter Hand. Vom rechtlichen Etantpunfte aus beilckt alie 
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fein Anftand, auch auf die Waſſerbenützungérechte des Beſchwerdeführers 
die Regel des 8. 26 Wafl. Gef. anzuwenden nnd «es kann derfelbe ſich 
nicht bejchwert erachten, wenn angenommen wird, daß fein Waflerbenilgungs- 
recht am Mühlkanale in Lech blos auf den Bedarf feiner Unter- 
nehmung beſchränkt jei. 

Demgemäß wäre die Staatsgewalt allerdings berechtigt geweſen, 
„wenn ſich ein Waſſerüberſchuß zeigt,“ über dieſen zu verfügen. 
In einem ſolchen Falle ſind aber nah 8. 93 a des Waſſ. Gef. „vor 
Allem die rechtmäßigen Anſprüche in Bezug auf ſchon beſtehende 
Anlagen ſicherzuſtellen und erſt dann die neuen Anſprüche nach 
Thunlichkeit zu befriedigen.“ Nach dem klaren Wortlaute dieſer 
Geſetzesſtelle im Zuſammenhange mit $. 26 wäre es nun Sache des ab⸗ 
geführten Verfahrens geweſen, den Waſſerbedarf der Unternehmungen des 
Beſchwerdeführers, ferners die Waſſermenge des Mühlkanals feſtzuſtellen. 
Dies iſt nun nach Ausweis des Protokolls vom 14. December 1880 
keineswegs geſchehen. Der als Amtsſachverſtändige intervenirende Straßen⸗ 
meiſter hat ſein Gutachten allerdings dahin abgegeben, „daß im Falle der 
„Mühlkanal im gewöhnlich guten Stande ſich befinde, die vom Schmid 
„erbetene Ausleitung des vierten Theils des Waſſers aus dem Mühlkanale 
„teinesmwegs die Wirkung haben könne, um auf den Gang der Knochen- 
„anıpfe des Herrn Lechner nachtheilig einzuwirken.“ 

Diefe ohne alle Begründung abgegebene Meinungsäußerung entjpricht 
den obenpräcifirten Anforderungen des $. 26 und 93 augenſcheinlich nicht 
und ift umfomweniger ausreichend die angefochtene Entſcheidung zu rechte 
. fertigen, al8 der Sachverſtändige nicht einmal angegeben hat, welden Wafjer- 
ftand er unter dem „gewöhnlich guten Stante des Mühlkanals“ begreift. 

Die zmeifellofe Feftftelung diefes Moments mar um fo unerläßlicher, 

als ja im Sinne des Gutachtens ein Waflerüberfhuß, über ven die Staats⸗ 
verwaltung verfügen fünnte (8. 26), nur „im Falle ter Mühlkanal im 
guten Stande fi befindet,” vorhanden fein kann und al® von einer 
Sicherftellung der Anfprüche des Beſchwerdeführers, vie der 8. 93 den 
Behörden zur Pfliht macht, doch nur dann gefprochen werden könnte, wenn 
der Waſſerſtand, bei weldem eine Ausleitung von Wafler aus den Mühl 
kanal zufäffig fein fol, in zweifellofer, ven Anordnungen der SS. 18 und 22 
entfprechender Weiſe angegeben wird, gleichzeitig aber au im Sinne ter 
S8. 79 a und 86 für eine entjprechende Einrichtung der Ableitungsanlage 
felbft vorgeforgt wird. Da alle diefe Momente unberüdfichtigt geblieben 
find, beruht die Entſcheidung auf einem mangelhaften Verfahren und ent- 
fpriht felhft ven Borfchriften des 8. 86 nicht. 
Ä db. Der Beichwerbeführer bat unter Berufung auf ten Kauf 
vertrag vom 4. Yebruar 1860 weiter geltend gemacht, daß Alois Schmid, 
ter um die Bewilligung zur Wafferleitung aus dem Mühlkanale ſich Ee« 
wirbt, anläßlich des Verfaufes der durch viefe Ableitung gefährbeten Werke 
an ten Bejchwerveführer auf jede Inanjpruhnahme des Mühlkanalwaſſers 
verzichtet habe. In der That enthält der citirte Kaufvertrag bie Bebin- 
gung: „Der Herr Verfäufer (Alois Schmid) macht ſich überdies verbindlich, 
„fein von Alois Sepp am Mühlbache erworbenes Waflerreht in der Nähe 
„der Käufer rejp. der Kaufsrealität nicht zu benügen und die Herren Käufer 
„mit demſelben auf keine Weife zu beeinträchtigen. * 
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Heinerträgnilfe pro 1880 und zwar: 1) Für den Mufilverein „Harmonia* 
300 fl.; 2) für den Dkufitverein „Moniuszlo” 300 fl.; 3) für ven Hand⸗ 
werferverein -„ Owiazta“ 200 fl. und 4) für ten ifraelitifchen Fortſchritts⸗ 
verein 400 fl. verweigert, weil dieſe Vereine nicht ten Intereſſen ber 
minder bemittelten Theilnehmer der Eparcafje entjprehen und nicht die im _ 
8. 7 der Statuten diefer Sparcafje vergefehenen mwohlthätigen und gemein- 
nüßigen Zwecke verfolgen. 

Das k. f. Min. des Innern bat mit der angefochtenen Entſcheidung 
vom 5. Jänner 1882, 3. 17704 dem Recurſe der Sparcafje aus ben 
Gründen der Statth. Entfheitung keine Folge gegeben, wogegen die Be⸗ 
ſchwerde der Sparcaffe gerichtet ift. 

In derfelben wird die Behauptung ausgeführt, daß bie politifchen 
Behörden die Verwendung der von ber Sparcafle aus ten Ueberſchüſſen 
befohlefjenen Widmungen nur aus Rüdfiht für die Sicherheit der Einlagen 
zu unterfagen berechtigt feien, daß dagegen benfelben die Competenz mangle, 
fi in eine Beurtheilung darüber einzulaffen, welche Zwecke die mit den 
Subventionen zu betheilenden Vereine haben, wobei weiter ausgeführt wird, 
daß die erwähnten Vereine wohlthätige und gemeinnüßige Zwede der Stabt 
Stanislau verfolgen. 

Das k. k. Min. des Innern bat zur Begrüntung feiner Entſcheidung 
in der Gegenſchrift nech ten Umftand geltend gemacht, daß aud ans Rück⸗ 
fibt für die Sicherheit der Einlagen eine Reftringirung ter unverhältnif- 
mäßig hohen Geſammtſumme ber Widmungen geboten war. Dieſes erft 
in der Gegenſchrift zur Sprache gebrachte Argument fonnte der V. ©. Hef 
nicht in Betracht ziehen, weil ſolches in der angefochtenen Entjcheidung 
einen Grund der Verfagung der behördlichen Genehmigung nicht gebildet 
hat und weil dasjelbe im Widerfprude mit der angefochtenen Entſcheidung 
ſelbſt fteht, denn die Adminiſtrativbehörden haben nur vie Verwendung der 
erwähnten Geldbeträge zu Zweden ver befagten Vereine nicht genehmigt, 
Dagegen die Bertheilung diefer Summe im Principe nicht unterfagt, ja im 
Gegentheile, es wurde die Sparcaffe aufgeforvert, wegen anderweitiger 
Verwendung ber bezüglichen Geldbeträge einen Ausſchußbeſchluß zu veranlaffen. 

Belangend die Einwendungen der Befchwerde, ift zu bemerken: Nach 
dem in den Statuten der Sparcaffe ter Stadt Stanislau für den Fall, 
als der Rejervefond eine höhere Summe erreicht, als für dieſen Zwed mit 
Rückſicht auf den Stand der Anſtalt erforderlich erfcheint, wegen Verwen⸗ 
bung ber bezüglidyen Weberfchüffe bereits Borforge getroffen ift, jo find 
diesfalls im Grunde der Beltimmung des 8. 12, Abſ. 2 des Sparcaffe- 
regulativs vom 31. Detober 1844 die Beftimmungen der Statuten als 
maßgebend zu betrachten. 

Nah 8. 7 der Statuten ter Stanislauer Sparcaffe „kann auf Antrag 
des Sparcafjenusfchufies, jedoh mit Rückſicht auf die Sicerftellung der 
Spareinleger, ein entfprechender Theil des erzielten Ueberſchuſſes zu anderen 
wohlthätigen und gemeinnütigen Zwecken der Start Stanislau verwendet 
werden; vor Allem aber fol dabei der Nuten der minder bemittelten 
Theilhaber (Intereſſenten) der Anftalt berüdfihtigt werden, wozu bie Be« 
willigung ter f. k. Stattbalterei erlangt werden ſoll.“ Hienach ift ber 
Borbehalt der von ver Statthalterei zu ertheilenden Bewilligung nicht bios 
auf die Frage, ob die Vertheilung eines Ueberſchuſſes ftattfinden, fontern 
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QAr. 1471. 


Veſtſtellung bes fteuerbaren Reinertrages na dem, I ecialgefege vom 
ſiſt 8 27. December 1880, a ®. BR » beſet 


Erkenntniß vom 11. Juli 1882, 1443, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerden des Vorſchußcaſſa⸗ 
vereins in Neubaus, regiftrirter Genoflenfchaft mit unbefchränkter Haftung, 
3. Entfheidungen der f. k. böhm. Yin-Lantespirection vom 10. Februar 
1882, 33. 6164 und 6171, betreffend bie Einkommenfteuerbemeffung für 
die Hahre 1880 und 1881, nad burdigeführter d. m. Verhandlung, zu 
Recht erkannt: 

„Die Beſchwerden werden als unbegründet abgemiefen.“ *) 


Ar. 1478. 


@Bebührenbehandlung der Tanzmufiflicenzen. 
Ertenntniß vom 11. Iuli 1882, 3. 1456, 


Der 1 V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Franz Choc, 
Gaftwirthes in Chejnic, ca. Entſcheidung bes E. f. Finanz.-Min. vom 
17. December 1881, 3. 32781, betreffend die Bermeigerung der Rück⸗ 
ftellung von verwendeten Stempelgebühren auf Licenzen zu öffentlihen Tanz⸗ 
mufifen, nad burdhgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. 
. Min.»-Bice-Seer. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Befchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Der Befhwerbeführer Franz Choc, Gaſtwirth in Chejnic, fuchte 
beim tortigen Gemeindevorftande wiederholt müntlih um die polizeiliche 
Bewilligung zur Abhaltung öffentliher Tanzmufifen in feinem Wirthshanfe 
an, die ihm auch bemilliget worden find, wobei der Gemeindevorſteher vom 
Beſchwerdeführer in jedem Falle zwei Stempelmarfen & 1 fl. abforderte 
und dieſe Marten dann auf die fchriftlich ertbeilten Tanzmuſiklicenzen, durch 
Ueberfchreiben verfelben, verwendete, Der Beichwerbeführer ift jpäter bei 
ver k. k. Finanzbehörde um Rüdftellung der auf jede Mufiklicenz angeblich 
aus Irrthum zu viel verwendeten 1 fl. Stempelmarfe, auf Grund des 
8. 77 des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 eingefchritten, fein ties- 
fälliges Gefuh wurde jedoch in letzter Inſtanz vom k. f. Firanz- Min. 
abfchlägig beſchieden. Gegen diefe Entjcheidung richtet fih die Beſchwerde. 

In derfelben wird ausgeführt, daß mit Rückſicht auf die Vorſchriften 
bes Geh. Gef. das Geſuch, oder das mündliche Anfuchen um die Mufil- 


*) Siehe Enticheibungegründe bei Nr. 1340. 
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ani eine Reihe ven Bergängen fewohl kei ter Serbereitung als bei der 
Zernaime ter Wahl erfircdten, das Ergebniß ter Wahlen vet II. Wahl⸗ 
ferrert Deshalb Für umgiltig erflärt, weil tie Etimmgebunz diefes Wahl⸗ 
förpers an tem !untgemahten Wabltage (dem 20. Zuli 1881) gegen bie 
Berihrift des $. 28 der Gem. B. Ordg. vem 30. Yuli 1864, 2. ©. B. 
1865 Rr. 1, af um 8°, Uhr Abents begonnen und am 21. Sulı um 
2 Uber Mergens beendet wurte, unt weil mit Nücdſicht anf das Berhält- 
niß der Zahl der erſchienenen Wähler zu teren Sefammtzahl ein Einfluß 
ter erwähnten Oefehwitrigfeit auf das Wahlergebniß für möylidh gehalten 
wurte. Dagegen wurden tie übrigeu Cinwentungen mit Rüdfiht auf das 
Ergebniß der Etimmgebung bei ter Bahl ver Bahlcommiffien und bei 
den Wahlacten des IE. und I. Bahllörpers als unznläfjig zurüdgewiejen. 

Ja der Beihwerde wird: 1) die Aufhekung ver angeicchtenen Ent- 
feirmag infeferne damit tie Wahlen tes II. und I. Bahlförpers aufrecht 
erhalten warten; 2) ein Erkenntaiß nad) $. 6 tes Gef. vom 22. October 
1875, R. G. B. ex 1876, Nr. 36 begehrt, damit daB gefammte auf tie 
fraglihen Wahlen bezũgliche Berfahren auf Grund vom men angelegten 
Bählerlifien ergänzt und bezichungemweife reafjumirt werte. 

Die einzelnen Beidwertepunfte beziehen ſich theils auf die Acte 
zur Boertereitung ter Wahl, theils auf vie Wahl ter Wahlcemmiffion, 
theils auf die Wahlkantiunz des IL und I. Bahlkerpers ſelbſt. Im Cim- 
zelnen wird geltend gemacht: 

1. Die Wählerliſten ferien anf Grund älterer nicht mehr ridtiger 
Bibhlerliften un Stenerverfhreibungen verfaßt werten, eine anı 19. Jänner 
1881 ũberreichte Cıngabe an tie Etatthalterei um Anweifung des Stewer- 
amtö zur Mitikeilun; ter Etenerverichreitungen an das (von ter Parthei 
ver Beichiwerteführer beflellte) Wehlcomite fei am 19. Mai 1881, 3. 1110 
mit Küdiiht auf das vergeſchrittene Stadium ter Wahlvorbereitungen ab- 
lehnend beſchieden werten. 

2. Mehrere Wähler ſeien an ter Einfichtnahme in tie Liſten vers 
hintert werten. 

3. Tie Liſten ſeien in ten Ortſchaften Kcara un? Emeloica nidt 
an den gewühnlihen Urten eitizirt werten. 

4. Tie rectificirten Yiren ieien in der Frakt:en Ballegrante gar 
nicht funtzemacht merken nut das Begebren des israncesce Calogera (eimeR 
ter Beſchwerderübrer) ant Geneilen um Annullirung ber Republikatien 
ter Kihterliften ($. 18 des Gem. ®. Gel. vem 6. October 1880, 
?. G. 2. Rr. 57) wrzen ver ten Wählern verwehrten Cinfihtwahme im 
tie Linen ſei ven ter Pexirf2banrtmannihait Carʒela mit Erlaß rem 
19. Juni 1331, 3. 1256 obgelebnt werten, weil tie 5 ehirfehaupimane- 
Itaft dieſe Angelegenbeit als einen Gegenſtand des Wablverfahren? be⸗ 
tradteie, werüber nach &. 33 Sem. W. Ordg. tie Entjteitung ua ver 
£. £ Startbalterei zujtche. 

5. Trasig vom Etmtinderorũende rettifriitig in ten Fühlerhiien 
gelöitte Ferisnen ſcien natir2;'h ver ter Wadl wieder im dieſcelben au 
SCH ERIU wOrTen. 

6. Zei ver Bobl rer Batlcammiiten feien tie Wähler nur einzeln 
zuselaiten, es jeien cirta 20) B:Tmattiinmmen un? tie Eremm den 
Minterjähriscn unt vereride: en Tertrchern anjencmmen werten Kirfür 
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werden beifpieldweife tie Namen von fieben Perfonen mit tem Bemerken 
genannt, daß genauere Ungaben wegen ver Unmöglichkeit der Einfihtnahme 
in die Wahlacten nit gemacht werden können. 

7. Die geſetzwidrige Vornahme der Wahl des IL. Wahlförpers in 
ter Nacht vom 20. auf den 21. Yuli 1881, mezen welder die Wahl dieſes 
Wahlkörpers von der Statthalterei annullirt wurde, müſſe aud die Un⸗ 
giltigfeit der Wahlen des II. und I. Wahlförpers zur Folge haben, weil 
die Wöhler glauben mußten, daß in Felge der durd tie in der Beſchwerde 
näher geſchilderten Ereigniffe (tumultuariſche Vorfälle, welche zum bewaff- 
neten Kinjchreiten der Gendarmerie und zur Verwundung ven 4 Perjonen 
führıen) berbeigeführten Verzögerung des Beginns der Wahlhandlung deb- 
1. Wahlförpers vie Wahlen überhaupt um einen Tag verſcheben wurden 
und weil tarüber eine neue Kundmachung erwartet murde, worin auch die. 
Urſache rer geringen Betheiligung an den Wahlen in tiefen beiven Wahl⸗ 
körpern zu finden fet. 

Das Erkenntniß des V. G. Hofes beruht auf den nachſtehenden Er⸗ 
mwägungen: Die Beſchwerdepunkte 1 bis 3 mußten zurlidgewiefen werben,. 
weil fid) dieſelben durchaus auf Acte beziehen, welche dem im II, Abfchnitte 
der Gem. W. Ordg. felbitftändig unter Feſtſetzung eines befonderen Inſtanzen⸗ 
zuge® normirten Berfahren zur Borbereitung ter Wahl angehören, und 
welche mittelſt der nach vollzgogener Wahl einzubringenden Einwentungen 
gegen das im III. Abſchnitte Gem. W. Ordg. geregelte Wahlverfahren (8. 33- 
Gem. W. Ordg.) nicht mehr angefochten werden Fönnen. Die im 1. Punkte 
erwähnte Statthaltereienticheidung vom 19. Mai 1881, 3. 1110, gegen. 
welche fein Recurs ergriffen wurde, fann wegen Berfäumung des admini⸗— 
ftrativen Inftanzenzuges keinen Gegenſtand ter Beichwerbeführung vor dem: 
B. ©. Hofe bilden, Die Statthalterei war daher im Rechte, indem fie 
diefe Einwendungen als unftatthaft abgewieſen bat. 

Ad 4. Diefer Punkt betrifft tie Einwentung bezüzlih der Publi⸗ 
cation der berichtigten Wählerliften. Die Einwendung, daß dieſe Liſten 
in Ballegrande nicht publicirt worden feien, ift ſchon deshalb ohne Belang, 
weil nad) der Erklärung der Statthalterei, welche mit der Gebietseintheilung 
vom Jahre 1854, 8. ©. B. Nr. 12, ©. 42 übereinſtimmt, VBallegrande 
feine Fraktion der Gemeinde Blatta, fonvern eine zur Fraktion Blatta ge=. 
hörende Ortſchaft ift, und weil das Gef. vom 6. Detober 1880, L. G. 2. 
Ar. 57, die Bublication der berichtigten Liften nur in der Gemeinde und 
ben Fraktionen vorfchreibt. Uebrigens ift die erfolgte Publication in Valle⸗ 
grande auf den vorliegenten Liften beftätigt. 

Die Motivirung des bezirfshauptmannfchaftlihen Erlaſſes von 
19. Juni 1881, 3. 1856, daß die Beſchwerde wegen angeblich verhin⸗ 
derter Einſichtnahme in die berichtigten Wählerliiten eine zum Wahlver⸗ 
fahren und nur zur Competenz der Stutthalterei gehörige Angelegenheit 
fei, war allerdings unrichtig. Gegen dieſen Erlaß ftand aber, va es ſich 
um eine Incompetenzerflärung und nicht um eine im $. 18 Gem. W. Ordg. 
vorgejehene Entfheidung handelte, der Recurs an vie Gtatthalterei frei, 
da ein folder nicht ergriffen wurde, fo konnte die fraglide Entſcheidung 
nit mehr zum Anlaffe von Einwentungen gegen das Wahlverfahren nad 
8. 33 Gem. W. Ordg. und daher audy nicht zum Gegenſtande der Beſchwerde⸗ 
führung ver dem V. ©. Hefe gemacht werven. 
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Ueber tie gegen das Verfahren bei der Wahl der Wahlcommiſſion 
gerichteten Beſchwerdepunkte 5 und 6 ift zu bemerken: Die Einwentung, 
daß dieſe Wahl nicht öffentlich ftattgefunden bat, und daß die Wähler zu 
diefem Wahlacte nur einzeln vergelaffen wurden, wurde bei ter Statt 
halterei nicht vorgebradht, konnte daher nach 8. 5 des Gef. vom 22. October 
1875 vor vem 3. ©. Hofe nicht mehr geltend gemacht werden. Diejelbe 
war daher nicht zu unterfuchen. 

Die Zulaffung von Bevollmädtigten der Wahlberechtigten war nidt 
gefegmidrig, weil tie dem Bevollmächtigten übertragene Befugniß zur Aus⸗ 
übung, des Wahlrechts auch das Recht zur Theilnahme an der Wahl ber 
Wahlcommiffion in fid) begreift. Auch die Beftimmung des $. 21 Gem. W. 
Ordg., daß die Wahlcommiſſion von den „anmwefenden” Wählern zu wählen 
fei, bedeutet nidyt die Ausfchließung der auf Grund von Bollnachten en 
fcheinenten Wähler, jondern fann, wenn nicht eine ganz unzuläffige Ein- 
ſchränkung des Wahlrechteß der im $. 4 Gem. W. Ordg. erwähnten Wahlen 
Pla greifen fol, nur tahin verftanden werden, daß die erft nach ven 
Schluſſe diefer Wahlhandlung (für welchen im Gejege Tein Termin bes 
fiimmt it) erjcheinenden Wähler die Zulaffung zur Stinnmabgabe nidt 
mehr begehren können. 

Mit Rüdfiht auf das Stinnmenverbältniß von 318 gegen 137 war 
auf die Einwentung, daß fieben namhaft gemachte, angeblicy nicht wahl« 
berechtigte Perfonen zur Stimmabgabe zugelaffen wurden, nicht einzugeben, 
weil die Stimmabgabe diefer Perfonen, fowie auch der im Bunlt 5 er- 
wähnten dreißig Perfenen (wenn dieſe letztern wirklich geſetzwidrig in tie 
Liften aufgenommen und zur Stimmabgabe zugelaflen worden wären, was 
vom V. ©. Hofe gleihfalls nicht zu unterfuhen war) auf das Wahlrefultat 
in keinem Falle einen alterirenden Einfluß üben konnte, 

Wenn endlich die Beſchwerdeführer behaupten, daß fie nur deshalb 
feine weitern Detail® nachzuweiſen vermögen, weil! ihnen die Einficht⸗ 
nahme in den Wahlact von dem ©emeindevorftande mit Erlaß vom 
20. Yebruar 1882, 3. 230 verweigert wurde, fo war Darauf jchon deshalb 
nicht einzugehen, weil bie in jenem Erlaffe enthaltene Angabe, daß bie 
Einfiht in ven Wahlact während der im $. 32 Gem, W. Ordg. (Gef. vom 
3. März 1873, 8. ©. B. Nr. 19) vorgefchriebenen adhttägigen Friſt ge- 
ftattet gemwejen fei, in der Beſchwerde nicht widerſprochen wird. 

Dagegen mußte ver B. ©. Hof den Befchwerdepunft 7, welcher bie 
©iltigkeit der Wahlen im II. und I. Wahlkörper betrifft, allerdings als 
begründet und die Behauptung der Befchwerbeführer, daß durch Die von 
der Statthalterei felbft anerkannte Ungefeglichkeit der in ber Nacht vom 
20. auf den 21. Juli 1881 vorgenommenen Wahl des II. Wahlförpers 
die Ungiltigkeit ver Wahl nicht blos biefes, fondern auch ber beiden andern 
Wahlkörper bedingt fei, als richtig anerkennen. . 

Denn nad) $. 22 der Gem. W. Ordg. hat die Wahl fo vollzogen zu 
werden, daß zuerft der IL, fodann der II. und zulegt der I. Wahl 
förper zu wählen hat und nah 8. 28 ift die Wahl eine Stunte ver 
Sonnenuntergang zu fchließen. Da nun erwichener Weife die Wahl des 
III. Wahlförpers an den für dieſen feftgefetten Tage nicht mehr beginnen 
burfte, fo war zur Befolgung der obeit. Beftimmung und zur Durchführung 
einer der Wahlordnung entjprechenden Wahl in allen Wahlförpern eine 
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neue, dem $. 19 Gem. W. Ordg. entiprechenve Anordnung ber Wahltage 
unerläßlih. Dieß ift aber nicht gefchehen. Die Nichtbeachtung diefer An⸗ 
ordnung konnte aber allerdings, wie die Belchwerde mit Recht ausführt, 
von mefentlihem Cinfluffe auf das Wahlergebnig fein, weıl die Wähler 
berechtigt waren, die Beobachtung des Geſetzes von Seite der Wahlcommiflion 
und des Abgeordneten der politifhen Behörde vorauszufegen und die Er- 
fafjung 'ter gefeglich nothmendig gewordenen Kundmadung zu erwarten. 

Auch das faltifhe Ergebniß der Stimmgebung kann nicht, wie es 
in der angefochtenen Entjbeidung gefchiebt, zu Ounſten der Giltigfeit der 
Wahl angerufen werden, da im zweiten Wahllörper von 101 Wahlberech⸗ 
tigten (994-2 Subnummern der Wäphlerlifte) nur 47 und im erften von 
53 Wahlberechtigten nur 47 erjhienen find, daher die Möglichkeit eines 
andern Wahlergebniffes nicht ausgeſchloſſen war. 

Die angefochtene Entfheivung mußte daher in biefem Punkte auf- 
gehoben werden, während die Beſchwerde in den übrigen Punkten abzu= 
weifen war. 


Ar. 1481. 


Die gefehlihen Merkmale des Begriffes einer Gemeindeftraße nad ‚dem 
fleiermärt. Straßengefeße vom 9. Jänner 1870, 2. G. B. Rr. 20 


Erkenntniß vom 13. Juli 1882, 8 13989. 


Der ie V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Gemeinde 
Miffling ca. Entfcheidung des jteierm. Landesausſchufſes vom 28. October 
1881, 3. 9831, betreffend tie rechtliche Eigenſchaft ver Mißlinggraben- 
ftraße nad) durchgeführter 5. m. Berbandlung und Anhörung ded Adv. 
Dr. Karl Grund, tes Landesausſchußbeiſitzers Adalbert Grafen Kottulinsky, 
in Vertretung des belangten Landesausfchufles, dann des Adv. Dr. Johann 
Brichta als Bertreterd des Mitbetheiligten zu Recht erfannt: 

„Der erhobenen Einwendung der Incompetenz des Der- 
waltungsgericht&hofes wird nicht ftattgegeben. — Die Beſchwerde 
wird als gejeglih unbegründet abgewiefen. — Der von der 
mitbetheiligten Partei angeſprochene Erfag der Koften des 
Berfahrens vor dem Berwaltungsgerihtshofe findet nicht ftatt. 


Entfcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entjcheidung wurde über den Recurs des 
Gewerken Mathias Lohninger ver Beſchluß des Bezirksausſchuſſes Win⸗ 
difchgrag, bezw. der durch denſelben beftätigte Beichluß des Semeindeaus- 
ſchuſſes von Mißling, daß die Mißlinggrabenftraße von ihrem Auslaufe 
aus der Cilli⸗Windiſchgrazer Bezirksjtraße bei St. Leonhardt bis zur Com⸗ 
miſſia einer- und bi8 zur alten Glashütte andrerfeits, feine Gemeindeſtraße 
fei, aufgehoben. Diefe Entſcheidung wurde, abgefehen von der vom Landes⸗ 
ausſchuſſe felbft als nicht maßgebend bezeichneten Hinweiſung auf frühere 
Berbantlungen bamit motivirt, daß bei den thatſächlich beftehenden Ver: 
hältnıfjen dieſer Straßenftrede — der. Hauptverkehrsader der Gemeinde 

Bndwinstt, B. G. H. Ertenntnifie. VI. 2 
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Mühlkanale, nad durhgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Richard Hüber, dann bes !, k. Min. -Rathes Karl Bayrer, zu 
Recht erlannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfheidungsgründe. 


Die mit der angefochtenen Entfheibung zu Gunſten der Zündhölzchen⸗ 
fabrit des Alois Schmid bewilligte Ausleitung des vierten Theiles des im 
Mühlkanale von Lech befindlihen Waſſers wird in der Beſchwerde ſowohl 
als geſetzwidrig als auch wegen obwaltender Mängel des Adminiftrativ- 
verfahrens angefochten. In erfter Beziehung macht die Beſchwerde geltend: 
a) daß eine Außleitung des Waflerd bezw. eine ftaatlihe Verleihung eines 
Theils ver Waflerkraft an Alois Schmid überhaupt nicht ftatthaft war, weil 
dem Befchwerbeführer ein ausfchließliches Benützungsrecht binfichtlich Diefes 
Mühlkanals zuftehe, b) daß aud in dem alle, wenn auf den Mühlkanal 
von Lech ter 8. 26 Waſſ. Gef. Anwendung zu finten hätte, die Behörben 
doch nicht die Bewilligung der Außleitungsanlage, fentern nad) $. 88 
Waſſ. Gef. nur hätten aussprechen können, daß das von Alois Schmid 
beabfichtigte Unternehmen in öffentlicher Beziehung zuläffig ſei, weil dem 
.Beſchwerdeführer private Unterfagungsrechte gegen den Unternehmer zuftehen. 

Ad a. Nach dem der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegten, 
vom Befchwerbeführer nicht beftrittenen Thatbeftande erfolgt die Ausleitung 
des Waſſers in den Mühlkanal aus dem Lechflufje, alfo aus einem üffent- 
lihen Gewäſſer. Nah 8. 26 des tir. Wafl. Gef. bat in derlei Fällen 
im Zweifel als Regel zu gelten, daß ſich tie Bewilligung und Erwerbung 
des Wafjerbenügungsrechtes blos auf den Bebarf der Unternehmung dee 
Berechtigten befhränft und daß, wenn ſich ein Wafjerüberfhuß zeigt, der 
Staatsverwaltung bie Verfügung hierüber zufteht, 

Der Beihwerbeführer verfuchte nun allerdings im abminiftrativen 
Inftanzenzuge und verfuht auch in ber Beſchwerde ein weitergehendes, ja 
ausfchliegliches Wafferbenügungsreht an dem Mühlfanalwafjer zu behaupten, 
allein ohne triftigen Grund. Der angerufene Vergleih vom 22. Juli 1837, 
laut deſſen die Wafjerbenütungsberehtigten Anton Schmid, Xaver Krepp 
und Alois Sepp übereingelommen find, die ausfchlieglihe Benütung tes 
Mühlbahmafjers am Montag, Mittwoh und Freitag in jeder Woche dem 
Anton Schmid zu Öunften feines Waſſerwerks zu überlaffen, erweiſet nur 
die Unzureichenheit der Waſſerkraft zu jener Zeit, conftituirt Rechte zwiſchen 
den Bertragfchließern, den Waflerwerkbefigern, enthält aber feine Anventung, 
daß cbrigfeitliher Seits die Ausſchließlichkeit des Waſſerbenützungsrechtes 
aller drei Werkbeſitzer, geſchweige denn des Anton Schmid allein anerkannt 
worden wäre. 

Daß ver Beſchwerdeführer weder durch den Kaufvertrag vom 4. Fe⸗ 
bruar 1860, womit er das dem Anton Schmid gehörige Waſſerwerk an 
ſich brachte, noch auch durch den Pachtvertrag vom 22. November 1865, 
womit er die ihm gehörige Waflerbenügungsanlage und Waflerkraft dem 
Joſef Matt pachtweiſe überließ, ein das im 8. 26 Wall. Gef. begründete 
Dispofitionsredyt der Staatsverwaltung einjchränfendes Recht nicht erwerben 
fonnte, Liegt auf ber Hand. Bon redtlihen Standpunkte aus befteht aljo 
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fein Unftand, auch auf bie Wafferbenütungsrechte des Beſchwerdeführers 
die Regel des 8. 26 Waſſ. Gel. anzuwenden und «8 Tann verjelbe ſich 
nicht beſchwert eradhten, wenn angenommen wird, daß fein Waflerbenübungs- 
reht am Mühlkanale in Tech blos auf den Bedarf feiner Unter: 
nehmung beſchränkt jei. 

Demgemäß wäre die Staatsgewalt allerdings berechtigt geweſen, 
„wenn ſich ein Waſſerüberſchuß zeigt,“ über dieſen zu verfügen. 
„In einem ſolchen Falle find aber nach $. 93 a des Waſſ. Gef. „vor 
Allen die rechtmäßigen Anſprüche in Bezug auf ſchon beftehende 
Anlagen fiherzuftellen und erft dann die neuen Anfprüde nad 
Thunlichkeit zu befriedigen.“ Mad dem Maren Wortlaute biefer 
Sefepesftelle im Zufammenhange mit 8. 26 wäre es nun Sache des ab» 
geführten Verfahrens geweſen, den Waſſerbedarf der Unternehmungen des 
Beſchwerdeführers, ferners die Waſſermenge des Mühlkanals feſtzuſtellen. 
Dies iſt nun nach Ausweis des Protokolls vom 14. December 1880 
keineswegs geſchehen. Der als Amtsſachverſtändige intervenirende Straßen⸗ 
meiſter hat ſein Gutachten allerdings dahin abgegeben, „daß im Falle der 
„Mühlkanal im gewöhnlich guten Stande ſich befinde, die vom Schmid 
„erbetene Ausleitung des vierten Theils des Waſſers aus dem Mühlkanale 
„keineswegs die Wirkung haben könne, um auf den Gang der Knochen⸗ 
„ſtampfe des Herrn Lechner nachtheilig einzuwirken.“ 

Dieſe ohne alle Begründung abgegebene Meinungsäußerung entſpricht 
den obenpräciſirten Anforderungen des 8. 26 und 9% augenſcheinlich nicht 
und ift umſoweniger ausreichend die angefochtene Entſcheidung zu recht⸗ 
fertigen, als der Suchverftändige nicht einmal angegeben hat, welchen Waſſer⸗ 
ftand er unter dem „gewöhnlid, guten Stante des Mühlkanals“ begreift. 

Die zweifelloje Feftftellung diefes Moments war um fo unerläßlicher, 

als ja im Sinne des Gutachtens ein Waſſerüberſchuß, Über den die Staats⸗ 
verwaltung verfügen könnte (8. 26), nur „im Yale ter Mühlkanal im 
guten Stande fi Lefindet,” vorhanden fein kann und al® von einer 
Siderftellung der Anfprücde des Beſchwerdeführers, die der $. 93 den 
Behörden zur Pfliht macht, doch nur dann gefprochen werden könnte, wenn 
der Waflerftand, bei welchem eine Ausleitung von Wafler aud dem Mühl« 
fanal zuläffig fein fol, in zweifellofer, den Anordnungen der SS. 18 und 22 
entjprehender Weife angegeben wird, gleichzeitig aber audy im Sinne ter 
88.79 a und 86 für eine entſprechende Einrichtung der Ableitungsanlage 
jelbft vorgeforgt wird. Da alle diefe Momente unberüdfihtigt geblieben 
find, beruht die Entjheidung auf einem mangelhaften Verfahren und ent- 
fpricht ſelbſt den Borjchriften des 8. 86 nicht. 
Ad b,. Der Befchwerbeführer hat unter Berufung auf ten Kauf: 
vertrag vom 4. Februar 1860 weiter geltend gemacht, daß Alois Schmid, 
der um bie Bewilligung zur Wafferleitung aus dem Mühllanale ſich be- 
wirbt, anläßlich des Verkaufes der durch tiefe Ableitung gefährdeten Werfe 
an ven Beichwerbeführer auf jede Inanfpruchnahme des Mühlkanalwafjers 
verzichtet habe. In der That enthält der citirte Kaufvertrag die Bebin- 
gung: „Der Herr Verkäufer (Alois Schmid) macht ſich Überdies verbindlich, 
„fein von Alois Sepp am Mühlbache erworbenes Waflerreht in der Nähe 
„ter Käufer refp. der Kaufsrealität nicht zu benügen und die Herren Käufer 
„mit demfelben auf keine Weife zu beeinträchtigen,“ 
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Da dieſe Vereinbarung eine offenbar privatredtlice ift und auf 
Berhältniffe, über melde nah dem Waſſ. Gef. die politifchen Behörten zu 
entfcheiven hätten, keinen Bezug bat, fo hatten die Adminiſtrativbehörden 
au dann, wenn gegen die Bewilligung ber Anlage Anftände nicht obwalten 
würden, fid) doch nad Vorſchrift des 8. 88 auf den Ausſpruch befchränfen 
müffen, daß und inwieweit das Unternehmen in öffentlicher Beziehung zu- 
läffig ſei. Die angefochtene Entſcheidung hat jebod die Wbleitung bes 
Waſſers unbedingt bewilligt und dadurch aud den F. 88 Waſſ. Gef. verlekt. 

Es mußte daher die angefochtene Entſcheidung nah $. 7 des Gef. 
vom 22. October 1875 aufgehoben werben.. 


‘ 


Xr. 1474. 


Der in den Statuten der Staniölauer Sparcafie ftatuirte Borbehalt 
der von der Statthalterei zu ertheilenden Bewilligung zur Verwendung. 
eines entſprechenden Theiles bes erzielten Weberfchuffes zu wohlthätigen 
‚und gemeinnüßigen Iweden der Stadt Stanislau, iſt nicht blos auf die 
Brage, ob die Bertheilung eines Weberfhufles ftattfinden, fondern auch 
zu welden Iweden ein folder ae auß vertheilt werden dürfe, zu 
ziehen. 
Erlenntniß vom 8. Iuli 1882, 3. 1865. 


De E83. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Sparcaffe ber 
Stadt Stanislau, ca. Entſcheidung des ka k. Min. des Innern vom 5. Jänner 
1882, 3. 17704, betreffend die verweigerte Bewilligung zur Bertheilung 
von Ueberſchüſſen an gewiffe Vereine, nah burdhgeführter d. m. Verhand- 
lung und Anhörung des Adv, Dr. Ludwig Wolski, dann des ka f, Min.- 
Rathes Freiherrn v. Rotky, zu Recht erkannt: 

„Der Seitens des k.k. Miniſteriums des Innern erhobenen 
Einwenbung der Incompetenz des Berwaltungsgerihtshofes 
wird nicht ftattgegeben. — Die Befchwerbe wird ald unbegründet 
abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der vom FE. k. Min, des Innern unter Berufung des 8. 3 lit. e 
des Gef. von 22. October 1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 erhobenen 
Einwendung der Unzuftäntigfeit des V. ©. Hofes zur Entjcheidung der 
vorliegenden Streitfache konnte nicht ftattgegeben werben, weil tie Frage, 
ob die I. f. Behörden berechtigt und competent waren, bie Verwendung ber 
vom Ausſchuſſe der Stanislauer Sparcaffe aus dem Neingewinn für das 
Jahr 1880 bejchloffenen Widmungen zu unterfagen, nicht eine Frage des 
freien Ermefjens ift, ſondern aus dem Sparcafjeregulatio vom 31. October 
1844 (galiz. Prov. ©. ©. Nr. 167) und aus ben Statuten ber ge« 
nannten Sparcafle gelöft werden muf. 

In ter Sache feldft ift zu bemerken: Die k. T. Statthalterei in 
Lemberg bat die Genehmigung ter vom Ausfchuffe der Stanislauer Spar⸗ 
caffe in der Sigung vom 2. März 1881 befchloffenen Widmungen aus dem 
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Reinerträgnilfe pro i880 und zwar: 1) Für den Mufilverein „Harmonia“ 
300 fl.; 2) für den Dufitverein „Moniuszko* 300 fl.; 3) fr den Hand⸗ 
werferverein -„Owiazta“ 200 fl. und 4) für den ifraelitifchen Fortſchritts⸗ 
verein 400 fl. verweigert, weil dieſe Vereine nicht ten Intereſſen ver 
minder bemiittelten Theilnehmer der Eparcaffe entſprechen und nicht die im 
8. 7 der Statuten biefer Sparcaffe vergefehenen mwohlthätigen und gemein⸗ 
nügigen Zwecke verfolgen. 

Das k. k. Min. des Innern bat mit der angefochtenen Entjcheibung 
vom 5. Yänner 1882, 3. 17704 dem Recurſe der Sparcaffe aus den 
Gründen der Statth. Entſcheidung feine Folge gegeben, wogegen die Bes 
ſchwerde der Sparcaffe gerichtet ift. 

In derfelben wird die Behauptung ausgeführt, daß bie politifchen 
Behörden die Verwendung ber von ber Sparcaffe aus ten Ueberſchüſſen 
beſchleſſenen Widmungen nur aus Rückſicht für die Sicherheit der Einlagen 
zu unterfagen berechtigt jeien, daß dagegen denfelben die Competenz mangle, 
fih in eine Beurtheilung darüber einzulaflen, welche Zwede die mit den 
Subventionen zu betheilenden Vereine haben, wobei weiter ausgeführt wird, 
daß die erwähnten Vereine wohlthätige und gemeinnüßige Zwecke der Stabt 
Stanislau verfolgen. 

Das k. k. Min. des Innern bat zur Begrüntung feiner Entſcheidung 
in der Gegenſchrift nech ten Umftand geltend gemacht, daß auch aus Rück⸗ 
fibt für die Sicherheit der Einlagen eine Reflringirung ter unverhältniß« 
mäßig hohen Geſammtſumme der Widmungen geboten war. Dieſes erft 
in der Gegenfhrift zur Sprache gebrachte Argument fonnte der V. ©. Hof 
nicht in Betracht ziehen, weil ſolches in ber angefochtenen Entſcheidung 
einen Grund der Verfagung der behördlichen Genehmigung nicht gebildet 
bat und weil dasjelbe im Widerſpruche mit der angefochtenen Entſcheidung 
ſelbſt fteht, denn die Aominiftrativbehörten haben nur die Verwendung der 
erwähnten Geldbeträge zu Zweden ver befagten Vereine nicht genehmigt, 
Dagegen die Bertheilung diefer Summe im Principe nit unterfagt, ja im 
Gegentheile, e8 wurde die Sparcaffe aufgefordert, wegen anderweitiger 
Verwendung der bezüglichen Geldbeträge einen Ausſchußbeſchluß zu veranlaffen. 

Belangend die Einwendungen der Befchwerde, ift zu bemerken: Nach» 
dem in den Statuten der Sparcaffe ter Stadt Stanislau für den Fall, 
als der Refervefond eine höhere Summe erreicht, al8 für diefen Zwed mit 
Rüdfiht auf den Stand der Anftalt erforderlich erfcheint, wegen Verwen⸗ 
dung ber bezüglichen Ueberfchüffe bereits Vorſorge getroffen ift, fo find 
biesfalls im Grunde der Beftimmung des 8. 12, Abſ. 2 des Sparcafie- 
regulativs vom 31. October 1844 die Beltinnmungen der Statuten al® 
maßgebend zu betrachten, 

Nah 8. 7 der Statuten ver Stanislauer Sparcafje „kann auf Antrag 
ded Sparcafjeausfchuffes, jedoch mit Rückſicht auf die Sicherftellung der 
Spareinfeger, ein entfprechenver Theil des erzielten Ueberſchuſſes zu anderen 
wohlthätigen und gemeinnüßigen Zwecken der Stadt Stanislau verwendet 
werden; vor Allem aber fol dabei der Nugen der minder bemittelten 
Theilhaber (Interefienten) der Anftalt berüdfichtigt werden, wozu die Be- 
willigung ter k. k. Statthalterei erlangt werden fol.“ Hienach ift ber 
Borbehalt der von der Statthulterei zu ertheilenden Bewilligung nicht blos 
auf die Frage, ob bie DVertheilung eines Ueberfchuffes ftattfinden, fontern 
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auch zu melden Zweden ein ſolcher Ueberfhuß vertheilt werten türfe, zu 
beziehen und die in legterer Richtung gegen tie Competenz ter pelitifchen 
Behörten erhobene Einwendung ift nicht begründet. 

Die gegen die Berfagung tiefer Bewilligung gerichtete Beſchwerde 
mußte aber deshalb zurüdgewiefen werden, weil tie Ertheilung einer ſolchen, 
vom Sparcaffeansfhuß beantragten Bewilligung nad ter bezogenen Be⸗ 
flimmung ber Statuten der Statthalterei ohne weitere Bedingung vorbe» 
Halten ift, weil daher ein Recht der Sparcaffe auf bie Erlangung einer 
von ihr beantragten Bewilligung aus den Statuten nicht abgelsitet und 
daher in der Berfagung der Bewilligung die Berlegung eines Rechtes ter 
Sparcaffe nicht gefunden werten fann, weshalb ter B. ©. Hof auch auf 
eine Prüfung ber Motive der angefechtenen Entſcheidung einzugehen, nicht 
in der Lage war. 


Qr. 1475. 


Erwerbfteuer von Geldverleihbefchäftigung. 
Erkenntniß vom 11. Iuli 1882, 3. 13%. 


Der & 8. B. ©. Hof Hat Über die Beſchwerde der Anna Punſchart 
aus Graz, ca. Entjheidung der k. k. Fin.-Lantesrirection in Graz vom 
22. December 1881, 3. 10221, betreffend vie Ermwerbfteuer von ter 
Öeldverleihbefhäftigung, nad durdgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht 
erfannt: 


„Die Beſchwerde wird als unbegrändet abgemiefen.“ *) 


ir. 1476. 


Erwerbfteuer von Gelbverleihbefhäftigung. Bei Beurtheilung von Be: 
fhwerden über das Ausmaß der Erwerbfteuer ftcht die Prüfung, ob 
hiebei die gefeplich vorgezeichneten Erhebungen gepflogen wurden, bem 
Verwaltungsgerichtshofe zu. 
Erlenntniß vom 11. Juli 188%, 3. 1897. 


Der k. 3. ©. Hof hat über tie Befchwerde des Jakob Mikula 
aus Graz, ca. Entjheidung der fleierm. k. k. Fin.Landesdirection vom 
15. Yebruar 1832, 3. 10230, betreffend die Erwerbfteuer von der Be 
Thäftigung mit Geldverleihung, nad durdhgeführter 5. m. Berhandfung, 
zu Recht erfannt: 


„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ **) 


*) Siebe Entfheibungegründe bei Nr. 44} (Band III, Jabraang 1879). 
*#) Eiche Entiheidbungegründe kei Nr. 444 (Band III, Jahrgang 187%) 
und bei Nr. 16 (Band J, Jahrgang 1816). 








Nr. 1478. — Er. v. 11. Inli 1882, 3. 1456. 379 


Ar. 1411. 


eftftellung Des fteuerbaren Reinertrages na dem z* ecialgefege vom 
Senf 8 27. December 1880, x G. Br p seieh 


Erkenntniß vom 11. Juli 188%, 3. 1442. 


Der E88. ©. Hof hat über die Befchwerven des Vorſchußcaſſa⸗ 
vereind in Neuhaus, vegiftrirter Genoſſenſchaft mit unbefchränkter Haftung, 
03. Entſcheidungen der k. k. böhm. Fin-Lantesbirection vom 10. Februar 
1882, 33. 6164 und 6171, betreffend bie Einfommenfteuerbemeffung für 
die Jahre 1880 umd 1881, nad burdhgeführter d. m. Verhandlung, zu 
Recht erlamnt: 

„Die Beſchwerden werden als unbegründet abgemwiefen.“ *) 


Ar. 1478. 


Gebührenbehandlung ber Tanzmuſiklicenzen. 
Erkenntniß vom 11. Juli 1882, 3. 1456, 


Der EB. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Franz Choc, 
Gaftwirthes in Chejnic, ca. Entjheidung bes f, f. Finanz.-Min. vom 
17. December 1881, 3. 32781, betreffend die Verweigerung der Rück⸗ 
ftellung ven verwendeten Stempelgebühren auf Licenzen zu öffentlihen Tanz⸗ 
mufifen, nad) durdhgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. 
Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Frofhauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer Franz Choc, Gaſtwirth in Chejnic, ſuchte 
beim dortigen Gemeindevorſtande wiederholt mündlich um die polizeiliche 
Bewilligung zur Abhaltung öffentlicher Tanzmuſiken in ſeinem Wirthshauſe 
an, die ihm auch bewilliget worden ſind, wobei der Gemeindevorſteher vom 
Beſchwerdeführer in jedem Falle zwei Stempelmarken & 1 fl. abforderte 
und biefe Marken danır auf die fchriftlich ertheilten Tanzmuſiklicenzen, durch 
Ueberfchreiben verfelben, verwendete. Der Beichwerbeführer ift |päter bei 
der k. k. Finanzbehörde um Rüdftellung der auf jede Mufiflicenz angeblich 
ans Irrthum zu viel verwendeten 1 fl. Stempelmarkfe, auf Grund des 
8. 77 des Oeb. Gef. vom 9. Februar 1850 eingefohritten, fein dies⸗ 
fällige Geſuch wurde jedoh in letzter Inſtanz vom k. ?. Finanz⸗Min. 
abſchlägig beſchieden. Gegen dieſe Entjcheidung richtet fih die Beſchwerde. 

In derfelden wird ausgeführt, daß mit Rüdfiht auf die Vorſchriften 
bes Geh. Gef. das Geſuch, oder das mündliche Anfuchen um die Mufil- 


*) Siehe Entiheidungsgrünbe bei Nr. 1340. 
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licenz nad Zarifpoft 43 b 2 tem Stempel von 1 fl. unterliege, mwelder 
im legteren Falle nach der Anmerkung zu der cit. Tarifpoft und laut Abf. 8 
ber Verordnung des f. k. Finanz. Min. vom 20. December 1862, R. ©. B. 
Nr. 102 zu verwenden ift. Die Licenz felbft ſei aber ftempelfrei, wie 
denn überhaupt jede ämtliche Ausfertigung über die Bewilligungen zum 
Gewerböbetriebe ftemipelfrei fei, tenn fonft wäre im Tarife das Gegen— 
theil ausprüdlich beftimmt worden. Daher denn bei Geſuchen um tie 
ftaatlihe Bewilligung von Conceffionen zum Gewerböbetriebe blos die 
Eingabe dem Stempel laut Tarifpoft 43 b 1 unterliege, nicht aber die Be⸗ 
willigung. Dieſe Anfiht tes Beſchwerdeführers werte aud durd den 
Erlaß des k. k. Finanz- Din. im Einverftändniffe mit dem f. k. Din. des 
Innern vom 3. Auguft 1854, R. ©. B. Nr. 208, unterftügt, demzufolge 
blos beim mündlihen Anfuhen um die Muſiklicenz die Bewilligung dem 
Stempel von 1 fl. unterliegt, font aber der Stempel auf ter Eingabe 
oder auf dem Protofolle zu verwenden ift. 

Der V. ©. Hof vermag jedoch tie hervorgehobene Einwendung der 
Beſchwerde nicht für gefeglid begründet zu erachten. Unridtig ift vor 
Allem die Behauptung der Beſchwerde, daß alle von Staatswegen ertheilten 
Bewilligungen zum Betriebe von Gewerben feiner Abgabe unterliegen, in= 
den ter Zarif zum Geb. Gef. diesfalls unter dem Schlagworte „Berech⸗ 
tigungen*, die ämtlihen Ausfertigungen über Geſuche um Berech⸗ 
tigung zum Betriebe von Gewerben, Unternehmungen und Erwerbsgefhäften 
aller Art ver Zarifpoft 7 g i zuweifet, ſomit unter Umftänden entweder 
nad Zarifpoft 7 g einer Stenipelabgabe von 1 fl. unterwirft, oter nad) 
ZTarifpoft 7 i für abgabenfrei erklärt. 

Die eben bezogene Tarifpoft 7 g reiht nun die „Licenzen“ unter 
bie dort erwähnten, über die Verleihung einer nicht auf einem Titel des 
bürgerlihen Rechtes beruhenten Befugnig ausgefertigten befonderen Ur- 
funden, welde ber Stempelgebühr ven 1 fl. von 1 Bogen unterliegen. 
Zu diefen „Licenzen* gehören zweifelle® auch die zum Zwecke eines beab- 
fihtigten Ermwerbes nah Zarifpoft 43 b 2 ermwirkten, im Tarife ſpeciell 
unter einem befonderen Schlagworte angeführten „Tanzmuſik-Licenzen“, 
welches Schlagwort unter Hinweifung auf dasjenige „Befugniffe”, vie über 
bie Ertheilung der letteren ausgefertigten befonteren Urkunden, tarunter 
bie Ticenzen überhaupt, der Anwendung der Tarifpoft 7 g unterzieht, wobei 
wohl für die „Strazgen-Sammlungslicenzen“, nit aber für „Tanzmuſik⸗ 
licenzen“ eine abweichente Norm ftatuirt worten ift. 

Nachdem im vorliegenven Falle die Tanzınufillicenzen vom Beſchwerde— 
führer, als einem Oaftwirthe offenbar in Verfolgung eines Erwerbszwedes 
mänblih, ohne daß über dieſes Anſuchen ein Protofel wäre aufgenommen 
worben, angeſucht und audgefertigt worden find, waren biefelben nebfl ter 
in Zarifpoft 7 g beftimmten, nad $. 3 der Verordnung des f. k. Finanz⸗ 
Min. vom 28. März 1854, R. ©. B. Nr. 70, durch Ueberfchrift der- 
jelben zu verwentenden Urkunbenfteinpelmarfe von 1 fl. von 1 Bogen auch 
laut Tarifpoft 43 b 2 Anmerkung zu berfelben und Abſ. 8 der Verordnung 
des k. f, Sinanz Min. vom 20. December 1862, R. ©. B. Wr. 102, 
mit dem gleichfalls auf der Muſiklicenz durch Ueberfchrift derfelben zu ver- 
wentenden 1 fl. Eingabenftempelmarke, ſomit jede Ticenz mit 2 fl. Stempel- 
marfe zu verjehen und kann baher von einer irrthümlichen Mehrverwendung 
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von je 1 fl. Stempel auf jede Mufiflicenz Seitens des Beſchwerdeführers 
feine Rede fein. 

Es mußte daher Die Beſchwerde als unbegründet abyewiefen werben, 
umfomehr, al8 auch ter $. 4 der Borerinnerungen zum Tarife bes Gef. 
vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89, keineswegs gegen tie Qu- 
mulirung der Eingabengebühr und ver Ticenzgebühr angeführt werden kann. 


Ar. 1479. 


Gebührenbehandlung der Zanzmufiklicenzen. 
Grienntniß vom 11. Juli 188%, 3. 1455. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Joſef Caſtka, 
Gaſtwirthes in Chejnic, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 
28. November 1881, 3. 24392, betreffend die Verweigerung der Rück⸗ 
ftelung von verwendeten Stempelgebühren auf Yicenzen zu Öffentlichen 
Zanzmufifen, nad) burdhgeführter ö. m. Verhandlung, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiejen.“*) 


Zr. 1480. 


Gemeindewahlen in Dalmatien. 
Erkenntniß vom 13. Suli 1882, 3. 1392, 


Der k. B ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Anton Borroe 
und Genoſſen ca. Entſcheidung der dalmat. k. k. Statthalterei vom 
9. Jänner 1882, 3. 14182, betreffend die Gemeinderathswahlen in Blatta, 
nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Abo, Dr. Joſef 
Kopp, dann des k. k. Min.-Secr. Dr. Robert Hörmann, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entjheidung wird, infoweit die Ge— 
meinderatbswahlen bes II. und I. Wahlkörpers in Dlatta auf- 
recht erhalten wurben, nah $. 7 des Geſetzes vom 22. October 
1875, 8. ©. B. ex 1876, Nr. 36 aufgehoben, im Uebrigen aber 
die Beſchwerde als unbegründet abgewiesen.” 


Entfheidnngsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde über die Einwendungen 
der Gemeindewähler von Blatta, Anton Borreé und Gencfjen gegen das 
Berfahren bei den am 20., 21. und 22. Yuli 1881 vollgogenen Wahlen 
ter Mitglieder des Gemeinverathed von Blatta, welche Einwendungen fich 


*) Siehe Entfcheibungegründe bei Nr. 1418. 
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Ergebarj ver Eiimmgebun; bei ter Wahl rer Rıbicemmiien zur kei 
ten Zablacten veb II. une I. Baslfirpers als unmliliz zurüdgewieien. 
In der DBeidnwerde wirt: 1) vie Aufbe ber angeiechtenen Cut- 
fgeitung ınfeierne ramit tie Zahlen tes II. und I Butlkörpers 
erhalten wurten; 2), ein Erlennteiß nah 8. 6 des Gej. rom 22. October 
1675, 8. &. 8. ex 1976, Rr. 36 begehrt, vamit das gefammte auf tie 


Ä 


Bah 
theil6 auf vie Wahlyautiung des IL und I. Bahlterpers fell. Im Ein- 
zelnen wird geltend gemacht: 

1. Tie Wählerlifien fein auf Grund älterer nit mehr richtiger 
Bählerliflen uud Eteuervorfhreibungen verfaßt werten, eine am 19. Jänner 
1881 fiberreihte Eingabe au tie Etatthalterei um Anmweifung des Stener- 
amts zur Mittheilung ver Stenervorichreibungen au das (von ter Parthei 
der Beichwerteführer beflellte) Bchlcomite fei am 19. Mai 1881, 3. 1110 
mit Rüdfidt auf das vorgefchrittene Stadium ter Bahlverbereitungen ab» 
Ichnend beſchieden worden. 

2. Mehrere Bähler ſeien an der Einſichtnahme in vie Liſten vers 
hindert worten. 

3. Die Liften feien in den Ortſchaften Kcara und Emoloica nit 
an den gewöhnlichen Orten affigirt worden. 

4. Die rectificirten Liften feien in der Fraltion Ballegrande gar 
nicht kundgemacht worden und das Begehren des Francesco Calogera (eines 
ter Deihwerdeführer) und Genoſſen um Annullirung der Republifation 
der Wehlerſten (8. 18 des Gem. W. Ge. vom 6. October 1880, 
2. G. B. Nr. 57) wegen der ten Wählern verwehrten Einfichtnahme in 
die Liſten fei von der Bezirkshauptmannſchaft Curzola mit Erlaß vom 
19. Juni 1881, 3. 1856 abgelehnt worten, weil die Bezirfähauptmann- 
ſchaft diefe Angelegenheit als einen Gegenftand des Wahlverfahrens be- 
trachtete, worüber nah 8. 33 Sem. W. Ordg. die Entſcheidung nur ber 
k. I, Statthalterei zuftehe. 

5. Dreifig von Gemeindevorſtande rehtäfräftig in den Wählerliften 
gelöfchte Perfonen feien nachträglich vor der Wahl wieder in diefelben auf— 
genommen worden, 

6. Bei der Wahl ver Wahlcommifjion feien die Wähler nur einzeln 
zugelafien, es feien circa 200 Vollmachtsſtimmen und tie Etimmen ton 
Minderjährigen und verurtheilten Verbrechern angenommen worden. Hiefür 
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werden beifpielöweife tie Namen von fieben Perſonen mit tem Bemerken 
genannt, Daß genauere Angaben wegen ver Unmöglichkeit der Einfihtnahme 
in tie Wahlacten nicht gemadyt werden fünnen. 

7. Die gefetwidrige Vornahme der Wahl tes III. Wahlfärpers in 
ber Nacht vom 20. auf den 21. Juli 1881, wegen welder die Wahl dieſes 
Wahlkörpers von der Statthalterei annullirt wurde, müſſe aud die Un⸗ 
giltigkeit der Wahlen des II. und I. Wahlkörpers zur Folge haben, weil 
die Wähler glauben mußten, daß in Felge der durch tie in der Beſchwerde 
näher geſchilderten Ereigniffe (tumultuarifbe Vorfälle, welche zum bemwaff- 
neten Kinjchreiten der Gendarmerie und zur Verwundung von 4 Perfonen 
führten) herbeigeführten Verzögerung de Beginns der Wahlhandlung des⸗ 
III. Wahlförpers vie Wahlen überhaupt um einen Tag verfheben wurden 
und weil tarüber eine neue Kundmachung erwartet wurde, worin auch die. 
Urfache rer geringen Betheiligung an den Wahlen in tiefen beiven Wahl- 
fürpern zu finden ſei. 

Das Erkenntniß des V. G. Hofes beruht auf den nachſtehenden Er⸗ 
wägungen: Die Beſchwerdepunkte 1 bis 3 mußten zurlidgewiefen werden, 
weil fidy dieſelben durchaus auf Acte beziehen, melde dem im II. Abſchnitte 
der Gem. W. Ordg. jelbftftändig unter Feſtſetzung eines befonderen Inſtanzen⸗ 
zuges normirten Berfahren zur Vorbereitung ter Wahl angehören, und 
welche wittelit der nad) vollzogener Wahl einzubringenden Einwentungen 
gegen das im III. Abjchnitte Gem. W. Ordg. geregelte Wahlverfahren ($. 33- 
Gem. W. Ordg.) nicht mehr angefochten werden können. Die in 1. Punkte 
erwähnte Stattbaltereienticheidung vom 19. Mat 1881, 3. 1110, gegen. 
welde kein Recurs ergriffen wurde, fann wegen Berfäumung des admini⸗ 
ftrativen Inftanzenzuges keinen Oegenftand ter Beſchwerdeführung vor dem: 
DB. ©. Hofe bilden. Die Statthalterei war daher im Rechte, indem fie 
diefe Einwendungen als unftatthaft abgewiejen hat. 

Ad 4. Diefer Punkt betrifft tie Einwentung bezüglich der Publi⸗ 
cation der berichtigten Wählerliften. Die Einwendung, daß dieſe Liſten 
in Ballegrande nicht publicirt worden feien, ift ſchon deshalb ohne Belang, 
weil nad) der Erflärung der Statthalterei, welche mit der Gebietseintheilung 
vom Sahre 1854, 8. ©. DB. Nr. 12, S. 42 übereinftimnt, Ballegrande 
feine Fraktion der Gemeinde Blatta, fonvern eine zur Fraktion Blatta ge⸗ 
hörende Ortfchaft if, und weil das Gef, vom 6. October 1880, 2. ©. 2. 
Ar. 57, die Publication der berichtigten Xiften nur in der Gemeinde und 
ben Fraltionen vorfcreibt. Uebrigens ift die erfolgte Publication in Valle 
grande auf den vorliegenden Liſten beftätigt. 

Die Motivirung des bezirkshauptmannſchaftlichen Erlaſſes vom 
19. uni 1881, 3. 1856, daß die Befchwerde wegen angeblich verhin- 
derter Einſichtnahme in die berichtigten Wählerliften eine zum Wahlver« 
fahren und nur zur Gompetenz der Statthalterei gehörige Angelegenheit 
fei, war allerdings unrichtig. Gegen diefen Erlaß ftand aber, da es ſich 
um eine Incompetenzerflärung und nicht um eine im $. 18 Gem. W. Ordg. 
vorgejehene Entſcheidung handelte, ter Recurs an vie Statthalterei frei, 
da ein folder nicht ergriffen wurde, fe fonnte die fragliche Entſcheidung 
nicht miehr zum Anlaffe von Einwentungen gegen das Wahlverfahren nad 
8. 33 Sem. W. Ordg. und daher aud) nicht zum Gegenftande der Beſchwerde⸗ 
führung ver dem V. ©. Hofe gemacht werven. 
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Ueber vie gegen das Verfahren bei ver Wahl der Wahleommiſſion 
gerichteten Beſchwerdepunkte 5 und 6 ift zu bemerken: Die Einmwentung, 
daß diefe Wahl nicht öffentlich ftattgefunden bat, und daß die Wähler zu 
diefem Wahlacte nur einzeln vorgelaffen wurden, wurde bei ter Statt« 
halterei nicht vorgebracht, konnte daher nach 8. 5 des Gef. vom 22. October 
1875 vor vem DB. ©. Hofe nicht mehr geltend gemacht werden. Diefelbe 
war daher nicht zu unterfuchen. 

Die Zulaffung von Bevollmädtigten der Wahlberedtigien war nit 
gefeßwidrig, weil tie dem Bevollmädtigten übertragene Befugniß zur Aus⸗ 
übung, des Wahlrecht aud das Recht zur Theilnahme an der Wahl ber 
Wahlcommiffion in fid) begreift. Auch die Beftimmung des $. 21 Gem. W. 
Ordg., daß die Wahlcommilfion von den „anweſenden“ Wählern zu wählen 
fei, bedeutet nicht die Ausfchließung der auf Grund von Vollmachten ers 
fcheinenten Wähler, fondern kann, wenn nicht eine ganz unzuläffige Ein- 
ſchränkung des Wahlrechte® der im $. 4 Gem. W. Drdg. erwähnten Wahlen 
Platz greifen fol, nur dahin verftanden werben, daß die erft nad) dem 
Schluſſe diefer Wahlhandlung (für welden im Geſetze Tein Termin bes 
ftimmt it) erfcheinenden Wähler die Zulaffung zur Stinnmabgabe nicht 
mehr begehren können. 

Mit Rüdfiht auf das Stimmenverhältnig von 318 gegen 137 war 
auf die Einwentung, daß fieben namhaft gemachte, angeblich nicht wahl⸗ 
berechtigte Perfonen zur Stimmabgabe zugelaffen wurden, nicht einzugehen, 
weil die Stimmabgabe’ diefer Perfonen, fowie auh der im Punkt 5 er- 
wähnten dreißig Perfenen (wenn diefe lettern wirklich geſetzwidrig in bie 
Liften aufgenonmen und zur Stimmabgabe zugelaffen worden wären, was 
vom V. ©. Hofe gleihfalls nicht zu unterfuchen war) auf das Wahlrefultat 
in feinem alle einen alterirenden Einfluß üben konnte, 

Wenn endlich die Befchwerbeführer behaupten, daß fie nur teshalb 
feine weitern Details nachzuweiſen vermögen, weil! ihnen die Einſicht⸗ 
nahme in den Wahlacet von dem Gemeindevorſtande mit Erlaß von 
20. Februar 1882, 3. 230 verweigert wurde, fo war darauf ſchon deshalb 
nicht einzugeben, weil bie in jenem Erlaffe enthaltene Angabe, daß bie 
Einfiht in ven Wahlact während der im $. 32 Gem, W. Ordg. (Gef. vom 
3. März 1873, 8%. ©. B. Nr. 19) vorgeſchriebenen achttägigen Friſt ge- 
ftattet gemwefen ei, in der Beſchwerde nicht widerjprochen wird. 

Dagegen mußte der V. ©. Hof den Befchwerdepunft 7, welcher bie 
©iltigleit der Wahlen im II. und I. Wahlkörper betrifft, allerdings als 
begründet und die Behauptung der Beſchwerdeführer, daß durch die von 
der Statthalterei felbft anerkannte Ungefeglichfeit der in der Nacht vom 
20. auf den 21. Yuli 1881 vorgenommenen Wahl des III. Wahllörpers 
bie Ungiltigfeit ter Wahl nicht blos dieſes, fondern auch der beiden andern 
Wahlförper bedingt fei, als richtig anerkennen. . 

Denn nad) $. 22 der Gem. W. Ordg. bat die Wahl fo vollzogen zu 
werben, daß zuerft der III, fodann der II. und zulegt ver I. Wahl 
förper zu wählen hat und nad $. 28 ift die Wahl eine Stunde vor 
Sonnenuntergang zu fchließen. Da nun erwiefener Weife die Wahl des 
III. Wahllörpers an dem für dieſen feftgefetsten Tage nicht mehr beginnen 
burfte, fo war zur Befolgung der obcit. Beftimmung und zur Durchführung 
einer der Wahlorbnung entjpredhenden Wahl in allen Wahlkörpern eine 


Veilage der Juriſtiſchen Blätter. 





Nr. 1481. — Erf. v. 13, Yuli 1882, 3. 1389. 385 


neue, dem $. 19 Gem. W. Ordg. entiprechende Anordnung ber Wahltage 
unerläßlih. Dieß ift aber nicht gefchehen. Die Nichtbeachtung diefer An⸗ 
ordnung fonnte aber allerdings, wie die Beſchwerde mit Recht ausführt, 
von mefentlihem Einfluffe auf das Wahlergebniß fein, weil die Wähler 
berechtigt waren, die Beobachtung des Geſetzes von Seite der Wahlcommiffion 
und des Abgeortneten der politifhen Behörde vorauszujegen und bie Er⸗ 
faffung 'rer gefeglich nothwendig gewordenen Kundmachung zu eriwarten. 

Auch das faktifhe Ergebnig der Stimmgebung kann nit, wie «8 
in ber angefochtenen Entſcheidung geſchieht, zu Ounften der Giltigkeit der 
Wahl angerufen werden, da im zweiten Wahlförper von 101 Wahlberech⸗ 
tigten (99-2 Subnummern der Wäbhlerlifte) nur 47 und im erften von 
53 Wahlberechtigten nur 47 erfchienen find, daher die Möglichkeit eines 
andern Wahlergebnifled nit ausgeſchleſſen war. 

Die angefochtene Entfheitung mußte daher in diefem Punkte auf 
gehoben werden, während die Beſchwerde in den Übrigen Punkten abzu- 
weijen war. 


Qr. 1481. 


Die gefeglihen Merkmale des Begriffes einer Gemeindeſtraße nad ‚dem 
fteiermärt. Stroßengefrege vom 9. Jänner 1870, 2. G. B. Rr. 20 


Erfenntniß vom 13. Juli 1882, 3 1389. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Gemeinde 
Miflling ca. Entjcheidung des fteierm. Landesausſchuſſes vom 28. October 
1881, 3. 9831, betreffend tie rechtliche Eigenſchaft der Mißlınggraben- 
ftraße nad durchgeführter d, m. Berbandlung und Anhörung de Adv. 
Dr. Karl Grund, tes Landesausſchußbeiſitzers Adalbert Grafen Kottulinsky, 
in Vertretung des belangten Landesausſchuſſes, dann ded Adv, Dr. Johann 
Brichta als Vertreters des Mitbetheiligten zu Recht erkannt: 

„Der erhobenen Einwendung der Incompetenz des Der- 
waltungsgerichtshofes wird nicht flattgegeben. — Die Beſchwerde 
wird als gejeglih unbegründet abgewiefen. — Der von der 
mitbetheiligten Bartei angefprodene Erfag der often des 
Berfahrens vor dem Bermwaltungsgerihtshofe findet nit ftatt. 


Entfcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entfcheidung wurde über den Recurs des 
Gewerken Mathias Lohninger der Beihluß des Bezirksausſchuſſes Win- 
bifchgraz, bezw. der durc denjelben beftätigte Beſchluß des Semeindeaus- 
ſchuſſes von Mißling, daß vie Mißlinggrabenftrafe von ihrem Auslaufe 
aus der Eilli-Winvifchgrager Bezirlsſtraße bei St. Yeonhardt bis zur Com» 
milfia einer» und bis zur alten Glashütte andrerjeits, feine Gemeinveftraße 
fei, aufgehoben. Diefe Entjheidung wurde, abgefehen ven der vom Landes⸗ 
ausfchuffe felbft alE nicht maßgebend bezeichneten Hinweiſung auf frühere 
Berbantlungen damit motivirt, daß bei den thatſächlich beftehenden Ver⸗ 
hältniſſen dieſer Straßenftrede — der. Hauptverfehrsaner der Gemeinde 
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Mißling — alle Merkmule des 8. 3 des Tandesgef. vom 23. Juni 1866, 
L. ©. B. Nr. 22 anfleben und andrerſeits erwieſene privatrechtliche 
Berpflihtungen dritter Perjonen zur Herſtellung oder Erhaltung dieſes 
Dbjects nit in Mitte liegen. 

Da die Beſchwerde fih in ter Hauptfahe darauf beſchränkt, die 
Nichtigfeit der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes der Entſcheidung des 
Landesausſchuſſes gegenüber zu behaupten, jo müſſen die Gründe der Be- 
fhwerveführung in den Motiven des Erkenntniffes des Bezirksausichuffes 
geſucht werben. 

Der Ausſpruch des Bezirksausſchuſſes wird damit motivirt: daß bie 
fraglihe Straße imFahre 1813 von der (gegenwärtig Mathias Tohninger 
gehörenden) Gewerkihaft Mißling errichtet und bis zun Jahre 1873 auch 
von ihr allein erhalten worten fei; daß die Straße außer von dieſer Ge⸗ 
werfihaft nur von höchſtens zehn Grundbeſitzern der Gemeinde, melde 
unmittelbar an ver Straße wohnen, benügt werde, daher nicht ald eine 
die Berbindung im Innern der Gemeinte herftellende Straße anzufehen 
fei; daß die Straße auch nicht zur Verbindung mit anderen Gemeinden 
diene, weil nad den Ausfagen der einvernommenen Zeugen und Nachbar⸗ 
gemeinden aus diefen Gemeinden nad oder durch Mißling fein Wagen» 
verkehr ftattfinde und höchſtens Waldproducte aus Mißling berausgeführt 
werden, für welden, lediglih im Intereſſe der Walpbefiger gelegenen 
Verkehr zu forgen die Gemeinde nicht verpflichtet fei. 

Hienach erklärte der Bezirksausſchuß, daß im vorliegenden Falle nicht 
der $. 11 des Lanteögef. vom 23. Yuni 1866, der von der Pflicht der 
Gemeinde zur Erhaltung ter nothwendigen Gemeinteftraßen handelt, fon» 
bern die Beſtimmungen ter 88. 68 und 72 der Gem, Ordg. (vom 2. Mai 
1864, 2. ©. B. Ar. 5), Anwendung finden, baer fi aber über bie 
Trage, ob außer der Gewerkſchaft noch andere die Straße mitbenätende 
Parteien zu deren Erhaltung beizutragen haben nicht ausſpreche, weil viele 
Frage keinen Gegenftand des zur Entſcheidung vorliegenden Recurſes bildete. 

Die der Beſchwerde in der Gegenfchrift enigegengejeste Einwendung 
der entjchievenen Sade wurde vom V. ©. Hofe bereits mit dem Befchlufie 
vom 30. Juni d. J. 3. 1279 zurüdgewiefen. Desgleihen mußte die vom 
Landesausſchuſſe unter Berufung auf $. 3 lit. e des Gef. vom 22. October 
1875, R.©. 23. ex 1876 Nr. 36 erhobene Einwendungder Unzuftänpigfeit 
des V. ©. Hofes zurüdgemiefen werden, weil die nad $. 22 des Landes⸗ 
gef. vom 9. Jänner 1870 den autonomen Bermwaltungsbehörben zuge- 
wiejene Entſcheidung nit nah freiem Ermeflen, fondern nad) den bort 
für den Begriff von Gemeinveftraßen aufgeftellten gefeglichen Merkmalen 
zu fällen if. 

In der Sache beruht das Erkenntniß des V. ©. Hofes auf folgenden 
Gründen: Die maßgebenve gefeglihe Beſtimmung ift 8. 22 des fteierm. 
Landesgef. vom 9. Jänner 1870, 2. ©. B. Nr. 20 (bezw. 8. 3 des 
Landesgeſ. von 23. Juni 1866, 2. G. B. Nr. 22), welde lautet: „Ge 
meindeftraßen und Wege find jene üffentlihen Straßen und Wege, welde 
ohne Bezirföftraßen zu fein, die Berbindungen im Innern der Gemeinde 
oder mit benachbarten Gemeinden herftellen* (8. 3 des Randesgef. vom 
23. Juni 1866, 2. ©. 9. Nr. 22). „Darüber, ob ein Weg oder eine 
Straße ein Gemeindweg fei, hat injoferne die erhobenen Anfprüde nicht 








Nr. 1481. — Erk. v. 13. Juli 1882, 3. 1359, 387 


auf privatredhtlihe Titel gegründet werden, der Gemeindeausſchuß gegen 
den dieefälligen Beichluß des Gemeindeausſchuſſes im Berufungsmwege ver 
Bezirks⸗ und im weiteren Berufungswege der Landesausſchuß zu erkennen.“ 

Da nun die Deffentlichfeit der Mißlinggrabenftraße, nämlich deren 
Zugänglichkeit für Yerermann von keiner Seite beftritten wird und da 
ihon durch die in der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes, bezw. in der 
auf diefelbe ſich ftügenden Bejchwerde en.haltene Angabe, daß vie Straße 
nebft der Gewerkſchaft Mißling nod zehn andern, an der Strafe woh- 
nenden Grunpbefigern zum Verkehre dient, conftatirt ift, daß durch dieſe 
Straße mindeften® eine Verbindung im Innern der Gemeinde hergeftellt 
wird, fo find bei der erwähnten Straße die gefeßlihen Merkmale des 
Begriffs eine Gemeindeweges gegeben und es hatte der V. G. Hof daher 
keinen Anlaß, auf die weiter vom Bezirfdausfhuß vermeinte, aber nit 
mehr in Betracht kommende Frage, ob bie Straße auch zur Verbindung 
der Gemeinde Mißling mit anderen Gemeinden diene, einzugehen. Die 
Entſcheidung des Landesausſchuſſes, womit er den Ausſpruch des Bezirls⸗ 
ausſchuſſes, daß diefe Straße fein Gemeindeweg fei, aufhob, war daher 
im Geſetze begründet. 

Die Behauptung der Gemeinde und des Bezirksausſchuſſes, daß die 
Straße von der Oewerkſchaft Mißling bergeftellt, ſowie daß viefelbe von 
ber Gewerkſchaft bis zum Jahre 1873 erhalten worden fei (welche letztere 
Behauptung in ber Gegenſchrift des Mitbetheiligten M. Lohninger theil 
weife zugegeben wird) konnte ver Landesausſchuß nicht hindern, mit ber 
Entſcheidung über die Eigenfhaft der Straße nah ber cit. geſetzlichen 
Beflimmung vorzugehen, weil ein Titel zur Begründung tes von der Ge- 
meinde gegen den Gewerken Rohninger erhobenen Anſpruchs auf Erhaltung 
und Offenhaltung der Straße (ein Uebereintommen oder ein gerichtliches 
Erfenntniß) nicht beigebradt worden war. 

Infofern die Gemeinde aus der Thatfadye der von der Gewerkſchaft 
geleifteten Herftellungen privatrechtliche Anſprüche gegen Lohninger ableiten 
zu Können glaubt, ift zu bemerken, daß die Gemeinde burch die angefoch⸗ 
tene Entfheidung an der Verfolgung dieſes Anſpruches vor Gericht nicht 
gehindert wird und daß daher durch die angefochtene Entſcheidung in biefer 
Hinfiht die Rechte der Gemeinde nicht berührt werben. 

Ueber die Behauptung, daß für den vorliegenten Streitfall nicht die 
Beftimmungen der Straßengefete, fondern jene der Gemeindeordnung (ins⸗ 
befondere die SS. 68 und 72) maßgebend feien, ift zu bemerken, daß der 
Anwendung der Normen der Gemeindeortnung auf eine Straße im Streit⸗ 
falle der nah den Straßengefeten zu fälende Ausſpruch über die Eigen« 
Ihaft der Straße vorausgehen muß, daß aber die Frage, welche Concur- 
renznormen auf die fragliche Strafe Anwendung finden, feinen Gegenftand 
der angefochtenen Entjcheidung gebildet hat. 

Wenn in der mündlihen Berhandlung ein befonderes Gewicht auf 
das Moment ver Nothwendigkeit diefer Etrafe ($. 11 tes Landesgeſ. 
vom 23. Juni 1866) gelegt wurte, fo muß tem gegenüber conftatirt werben, 
dag auch diefe, durch die angefochtene Entſcheidung nicht berührte Frage 
erft dann zur Austragung gelangen fann, wenn es fih um bie Feſtſtellung 
der Concurrenz zur Erhaltung, eventuell um die Beibehaltung diefer Straße 
handeln follte. — Der B. ©. Hof mußte daher die Beſchwerde zurück⸗ 
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weifen. — Der vom Mitbetheiligten angefpredene Erfag der Koften des 
Verfahrens wurde ter befchwerteführenden Gemeinde nidt auferlegt, weil 
die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes zu ihren Gunſten gelautet hatte. 


Air. 1482. 


NRüdforderungsanfprühe auf die eingezahlten Gemeindeumlagen Tönnen 

von Riemandem deshalb geltend gemadıt werben, weil von anderen Ums 

lagepflichtigen die auf fie entfallenden Gemeindeumlagen nicht eingehoben 
wurden. 


Erkenntniß vom 14. Yuli 1888, 3. 1480. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchmerde der Eheleute Philipp 
und Sufanna Millegger ca. kärnthner Landesausſchuß anläßlich der Ent- 
ſcheidung desſelben vom 31. December 1881, 3. 8963, betreffend bie 
Einhebung eines Zuſchlages zur Bierverzehrungsfteuer in der Gemeinde 
Obervellach, nah turcdhgeführter 8. m. Verhandlung, zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Laut Sigungsprotofoll des Gemeindeausfchuffes vom 18. März 1878 
wurte die Einhebung eined 25percentigen Zuſchlages zur Berzehrungsfteuer 
pro 1878 beicloffen, diefer Beſchluß verlautbart und die Einhebung vom 
Landesausſchuſſe bewilligt. Aus dem Sıgungsprotololle vom 24. März 
1879 ift zu erjehen, daß in der Liefer Sigung unmittelbar vorangehenten 
(Datum ift nit angegeben und ein Protofoll hierüber liegt ven Admini« 
ftrativacten nicht bei) eine Umlage von eingeführtem Bier einzubeben 
befchloffen wurde. Zugleich wurde eine 20percentige Umlage zur Ber- 
zehrungsfteuer pro 1879 beſchloſſen. Eine Kundmachung über tiefe Um⸗ 
lage ift nicht erfidhtlih, die Genehmigung des Landesausſchuſſes aber 
erfolgt. | 
Laut Sigungsprotofcll vom 29. November 1879 wurde eine 20per⸗ 
centige Umlage zur Verzehrungsſteuer pro 1880 beſchloſſen, Kundmachung 
ift nicht erfichtlih, Landesausfhußgenehmigung aber erfolgt und die Ein- 
hebung derſelben von dem in Dbervellad erzeugten Bier veranlaft. 
Laut Eigungsprotofol vom 23 April 1880 wird befchleffen, vom 1. Mai 
18R0 angefangen vom eingeführten Bier eine 2Opercentige Umlage ein- 
zubeben, der Beſchluß verlautbart, aber vom Landesausſchuſſe nidt 
genehmigt. Cine Publicirung tiefer Genehmigung iſt nit erfichtlid. 

Yant Sigungsproteloll von 21. Februar 1881 wurde ein 15per⸗ 
centiger Zufchlag von tem ın Obervellad confumirten, ſowohl gebrauten 
als eingeführten Bier bejchloffen und dieſer Beſchluß verlautbart. 

Hinfigtlih des Jahres 1880 mußten vie Beſchwerdeführer abgewiefen 
werden, weil ter tie Defchwerdeführer für diefes Fahr belaftende Gemeinde» 
beſchluß bereit® unter tem 29. November 1879 erging und fie biegegen 
ein Rechtsmittel nicht rechtzeitig ergriffen haben, während der fpätere Ge⸗ 
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meindebefhluß vom 23. April 1880, hinſichtlich deſſen vie Beſchwerde⸗ 
führung als rechtzeitig angenommen werden könnte, nur das eingeführte 
Bier betraf und taber für ſich allein vie Beſchwerdeführer gar nit an⸗ 
ging. — Die Einwenvdung, daß diefelben ver Meinung waren, der erftere 
Beſchluß betreffe auch das eingeführte Bier, fonnte nicht berüdfichtigt werben, 
weil „unter der damals bejchlofienen 2Opercentigen Umlage zur Berzeh⸗ 
rungefteuer* nur ein Zufdlag zu der im ©emeindegebiete vorgefchriebenen, 
aljo nur zur Verzehrungsfteuer von dem tm Gemeindegebiete erzeugten 
Biere verftanden werden fonnte, ſemit den Beſchwerdeführern der Rechts⸗ 
irrthum, in meldem fie diesfalls verfirt zu haben behaupteten, nicht zu 
Statten fommt. 

Belangend den zur Beredung des Erforderniffes pro 1881 gefaßten 
Gemeindeausſchußbeſchluß, fo lautet derfelbe allerdings auf Einhebung einer 
Umlage don der Verzehrungsftener für Das in der Gemeinde erzeugte und 
eingeführte Bier und es ift auch nicht beftritten, daß die Gemeinde aus 
Gründen der Schwierigkeit ver Einhebung diefen Beſchluß bezüglich der 
von dem eingeführten Biere entfullenven Verzehrungsfteuer nicht vollftändig 
ausgeführt hat. Ob diefer Vorgang ter Gemeinde ein correcter oder in⸗ 
correcter war, fann nicht Oegenftand der Entſcheidung fein, die Trage ift 
nur die, ob die Beihwerbeführer einen gefetlihen Rückforderungsanſpruch 
auf die von ihnen gezahlten Umlagebeträge deshalb geltend machen können, 
weil von anderen Umlagepflidtigen die nad dem Beſchluſſe auf fie ent⸗ 
fallenden Umlagen nicht eingehoben wurden. 

Diefe Frage mußte der V. ©. Hof verneinen. Durd den giltigen 
Beſchluß vom 21. Februar (1881) ift für die Beſchwerdeführer die Ber- 
pflihtung zur Zahlung der fie treffenden Umlage unbevingt erwachſen 
und eben deshalb können fie eine Nüderftattung der ſchuldig gewejenen 
Beträge nicht begehren. 

Aus tem gleihen Grunde mußte auch die Beſchwerde, foweit fie die 
für die Jahre 1878 und 1879 gezahlten Zuſchläge als nicht rechtmäßig 
eingeboben darzuftellen verfucht und deren Nüderftattung anftrebt, umjomehr 
abgewiefen werden, als viedfa .8 weder gegen die Ausfchreibung der Zu⸗ 
ſchläge jelbft, noch gegen die Art und Weife der Einhebung, rechtzeitig 
Beſchwerde erhoben wurde. 

Mit der angefochtenen Entfcheidung hat num der Landesausſchuß die 
von den Eheleuten Millegger gegen vie Einhebung der obbezeichneten Ver⸗ 
zehrungßfteuerumlage gerichtete Beſchwerde und das Begehren auf Rüde 
erftattung der von ihnen bezahlten Beträge als verfpätet zurückgewieſen. 
Der V. ©. Hof vermochte in dieſer Entjheidung eine Geſetzwidrigkeit 
nicht zu erbliden. 
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Ur. 1489. 


Zum mähr. —A vom 18. März 1865, 8.8.3. Ar. 9, betreffend 
die Herftelung und Erhaltung der nicht ärarial:öffentlihen Straßen und 
ege. 
Erkenntniß vom 14. Iuli 18823, 3. 1487. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerte der anglc-öfterreichifchen 
Bank in Wien ca. mähr. Landesausſchuß anläßlich der Entfoheidung des⸗ 
jelben vom 4. März 1882, 3. 4851, betreffend die Leiftung eines Straßen« 
concurrenzbeitrages, nach durchgeführter 5. m. Berhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Guftav Haas, dann des Dr. Adolf Promber, Landesaus⸗ 
ſchußbeiſitzers und Advocaten in Brünn, in Vertretung des belangten Landes⸗ 
ausſchuſſes, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfceidungsgräude. 


Mit der angefochtenen Entfheitung wurde das Anfuchen der Be- 
fchwerbeführerin, e8 möge der vom mähr. Randesausfchuffe mit Erlaß vom 
25. Jänner 1873, Nr. 23437 der k. k. priv. mähr. Bank für Induſtrie 
und Handel „als Befigerin der Güter Schüttborig, Klobouk, dann der 
Babrifsetablifjements in Martinig“, anläßlidy der Erbauung der Aufpig- 
Klobouker Straße auferlegte befondere Concurrenzbeitrag von 34 Percent 
der jührlichen Confervirungsauslagen in Folge eingetretener Befigverän« 
berungen auf die obgenannten einzelnen Entitäten vertheilt, bezw. der ber 
Beichwerbeführerin als terzeitigen Befiterin de8 Gutes Schüttberig zur 
Loft fallende Concurrenzbeitrag beſonders beftimmt werben, deshalb zu« 
rückgewieſen, „weil tiefe Cencurrenzleiftung eine Reallaſt öffentlich⸗recht⸗ 
liher Natur fei, welhe im Ganzen auf den fämmtlich zur Leiftung ver- 
pflihteten Realitäten haftet;" „weil die fällige Bahresleiftung kraft der foli« 
darifhen Bela ftung entweder von allen im Befige der Güter befindlichen 
Perfonen, oder von einigen, oder auch nur von einer derſelben gefordert 
werden kann.“ — Zugleich erfannte der Landesausſchuß, „daß in Anfehung 
bes Erſatzanſpruches eined der Realitätenbefiger . . . oder bezüglih der 
etwaigen Theilung der fraglichen Concurrenzleiftung unter bie einzelnen 
Nealitätenbefiger ihm ein Verfügungsrecht nicht zuftehe, daß vielmehr bie 
Regelung viefes rein privatrechtlihen Verhältniſſes entweder der freien 
Bereinbarung der Realitätenbefiger, oder die biesfällige Entſcheidung dem 
Civilrichter anheimfalle.“ 

Der V. G. Hof war nicht in der Lage, die auf dieſen Grundſätzen 
baſirte angefochtene Entſcheidung als richtig und geſetzmäßig zu erkennen. 
Nach dem Wortlaute der Entſcheidung vom 25. Yünner 1873 ſteht es 
außer Zweifel und es wird auch in der neuerlichen Entſcheidung des Landes⸗ 
ausfchuffes anerkannt, daß der für die Herftellung ter Aufpig-Kloboufer 
Bezirksſtraße feſtgeſetzte „befonvdere SKoftenauftheilungsmedus” nicht nad 
Maßgabe des befonveren Interefjes der E. k. priv. mähr. Bank als folder, 
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-ondern nach dem Grade des Nutzens mitkeftimmt werben follte, welden 
die zu erbauende Straße dem Gute Schüttberig, dem Gute Klobouk, den 
Fabriksetabliſſements in Martinitz, zu verfchaffen geeignet war. 

Daß die durd, den Erlaß von 25. Jänner 1873 feftgefeßte Con⸗ 
<urrenz in diefer Weife aufzufaffen ift, tafür ſpricht nicht nur der Umftand, 
daß tie mähr. Bank nur „als Befigerin diefer Güter und Fabriken“ zur 
Concurrenz herangezogen wurde, fondern auch das Moment, daß eine für 
die Dauer ter Erhaltung der Straße durch den Klebouker Bezirföftraßen- 
fond beflimmte Concurrenzleiftung firirt, alſo ein Koftenauftheilungsmopus 
gewählt worden ift, welcher die Fortdauer des Nugens, des Intereſſes der 
mähr. Bank, ja dieſes felbft als nebenſächlich behandelt. 

Mar aber der Umftand, daß zur Zeit der Feſtſtellung der Concurrenz 
alle jene Entitäten, welche der Landesausſchuß als an der Ausführung 
der Straße tm befonderen Grabe interefjirt anerkannte, im Befige der 
mähr. Bank fih befanden, für die Beitimmung des Concurrengbeitrages 
nebenſächlich, dann ftellt fi auch die mit 34 Percent des Confervirungs- 
aufwandes feftgeftellte Concurrenzquote blos als eine, dur den zufälligen 
Umftand der zeitlichen Bereinigung aller al8 concurrenzpflichtig erfannter 
Dbjecte in einer Hand veranlaßte ziffermäßige Zufammenfaflung jener 
Concurrenzquoten dar, welde das Gut Klobouk, das Out Schüttbofig und 
die Fabrifsetabliffements in Martinig „je nad dem Grade bed Nutzens“ 
zur Erhaltung der Straße beizufteuern, al8 verpflichtet erfannt wurden. 

Sind aber nah Maßgabe und im Sinne der im concreten Falle 
entjcheitenden Concurrenznorm — d. i. des auf Grund des 8. 9 des 
Gef. vom 18. März 1865, 8. ©. B. Nr. 9 erfloffenen Erlaſſes von 
25. Yänner 1873 vie obbezeichneten Entitäten als befondere Concurrenz« 
factoren anzufehen, dann ift es Har, daß ter Befiger eines dieſer Objecte 
zur Abſtattung nur des auf dieſes Object entfallenden Concurrenzbeitrages 
verpflichtet fein fann, daß aus dem zufälligen Umſtande, der früher vor« 
handen geweſenen Bereinigung aller Objecte in einer Hand, ihm eine meh« 
rere Laft nicht erwachſen kann, daß daher das Begehren der Beſchwerde⸗ 
führerin, den ihr für die Geſammtſumme zugefertigten Zahlungsauftrag 
richtig zu ftellen, bezw. die das Gut Schüttborig treffende Concurrenzquote 
feftzufeten, ein durch den $. 9 1. c. und das vorcit. Concurrenznormale 
geredhtfertigte® war. 

Wenn der Landesausfhuß die tem Gute Schüttbofig, dem Gute 
Klobouk, dem Babriksetabliffements in Martinitz obliegende Concurrenz- 
Teiftung für eine folidarifhe Reallaſt aller dieſer Objecte erflären zu können 
vermeint, fo ift dem gegenüber zu erinnern, daß für einen derlei Vorgang 
jeder gefeglihe Anhaltspunkt fehlt. — Eine Solidarität zwifchen ben vom 
Landesausſchuſſe feftzuftellenden Concurrenzfactoren nimmt das Geſetz nicht 
in Ausficht, ja es jchließt dDiefelbe aus, weil ja für das einzelne wirth- 
Ihaftlihe Subject — das Gut, die Unternehmung ꝛc. — bei Beltimmung 
des Beitrages der Grad des ihm erwachſenden Nutzens maßgebend fein fell, 

Da endlich die Feftftellung des Concurrenzbeitrages Sache des Landes⸗ 
ausſchuſſes ift, war aud die Vermweifung der Angelegenheit, oder wie ber 
Landesausſchuß fih ausprädt, ber Theilung der Concurrenzleiſtung auf 
den Rechtsweg um fo gewifjer unbegründet, als es auf der Hand liegt, 
daß, fo lange durch den allein competenten Spruch der Adminiſtrativbehörde 
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das den Grad des Nutzens ausbrüdende Maß der Concurrenzleiftung nicht 
feitgeftellt ift, die nothwendige Örundlage für eine privatrechtliche Erſatz⸗ 
forderung mangeln wird. 

Die bei der mündlichen Verhandlung aufgeftellte Behauptung, daß 
die mit Erlaß vom 25. Yänner 1873 auferlegte Concurrenzleftung nicht 
weiter zu Recht beftehe, weil nad Maßgabe des Landeögef. vom 30. Sep⸗ 
tember 1877 eine derlei Concurrenzlaftung, insbeſondere landwirihſchaft⸗ 
lichen Objecten nicht mehr auferlegt werden könne, konnte der B. ©. Hof 
nicht berüdfichtigen, weil diefes Anbringen in Wahrheit auf ein neues, dem 
Landesausfchufle nicht vorgelegenes Begehren hinauskommt. — Es mußte 
baber die angefochtene Entjcheidung nad $. 7 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden. 


Ar. 1484. 


Bei einem Pfarrdotationsgute treffen nicht zu die Merkmale eines öffentlien 

gonbes im Sınne des $. 10 des galiz. Landesgefehes vom 15. Auguft 1866, 

. G. B. Ar. 23, betreffend die Weftreitung der Koften der Herftellung 

und Erhaltung der Kirdens und Pfründengebäude in Pfarren des Tatho= 
\ lifhen Glaubensbekenntniſſes. 


Erkenntniß vom 18. Iuli 188%, 3. 1408. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Waſyl Hrpniuf, 
griech⸗kath. Pfarrlings zu Oftrzefince ca. Entſcheidung des k. k. Din. 
für Cultus und Unterricht vom 25. December 1881, 3. 16750, betreffend 
die Concurrenzpflicht der röm.sfath. Pfarre Kolomea zum Baue der gried.- 
kath. Kirche in Oflrzefince, nah durchgeführter d. m. Berhandlung und 
Anhörung des k. k. Sect.Rathes Ritter v. Spaun, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen." 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung des k. k. Min. für Cultus und 
Unterriht vom 23. December 1881, 3. 16750 wurte im Onftungenzuge 
erkannt, taß der röm.kath. Pfarrer in Kolomen, Sigismund Pamlowsti, 
nicht verpflichtet fei, aus tem Titel der Nutznießung des Pfarrdotations⸗ 
gutes Dfkrzefince zum Baue der griech.⸗kath. Kirche in Dflrzefince zu 
concurriren. 

Die Beſchwerde beftreitet die Geſetzmäßigkeit diefer Entſcheidung, 
indem fie verneint, daß das der röm.kath. Pfarre in Kolomea eigenthüm:» 
lihe Out Ofkrzeſince, rückſichtlich deſſen vem jeweiligen röm.-kath. Pfarrer 
in Kolomea die Fruchtnießung zufteht, al® ein, einem öffentlihen Fonde 
angehörige® Gut angefehen werden müſſe, und daß daher im Grunde de& 
8. 10 des Landesgef. für Galizien vom 15. Auguft 1866, Nr. 28, du 
ein Öffentliher Yond Eigenthümer des befagten Gutes ift, diefes Gut, 
bezw. der röm.lath. Pfarrer in Kolomea als Nutznießer desſelben zur 
Beitreitung der Auslagen des Baues der griech.kath. Kirche in Oſkrzeſince 
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nach Maßgabe der von dieſem Gute entrichteten directen Steuern heran⸗ 
zuziehen war. 

Das Gut Ofſfkrzeſince iſt ein Pfarrdotationsgut, ein Specialvermögen 
der röm.⸗kath. Pfarre in Kolomea, ausſchließlich beſtimmt zur Verwendung 
für Zwecke dieſer Pfründe. — Hiernach treffen die Merkmale eines öffent⸗ 
lichen Fondes im Sinne des eit. 8. 10 im vorliegenden Falle nicht zu. 
— Es war daher die Beſchwerde als geſetzlich unbegründet abzuweifen. 


Ar. 1485. 


Der fanitäts: und der baupolizeilihe Wirfungsfreis der Gemeinden 
erhält feine nähere Beftimmung im Reichögefege vom 30. April 1870, 
N. ©. B. Nr. 68 und in den Bauordnungen. — Rach erflerem Geſetze 
fteht die Bewilligung zur Errichtung einer Yrivatheilanftalt der Staats⸗ 
verwaltung, ohne Ingereuz der Gemeindevertretung zu. — Rad) der nieders 
öfterreihifhen Bauordnung bat in allen VBauangelegenheiten lediglid, 
die Bälle des $. 26 ausgenommen, ber Semeindevorficher ohne Mitwirkung 
der Semeindbevertretung vorzugehen und geht der Recurs an die politifchen 
und nicht an die autonomen Behörden. — Unter der in den $$. 29 und 36 
der nieder:öfterr. Bauordnung erwähnten „VBerbauung freier Pläge und 
Brandftätten“ ift nit fhon Die Berbauung eine einzelnen bisher unvers 
bauten Grundftüdes zu verftehen. 


Erkenntniß vom 19. Juli 1882, 3. 1448, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde der Gemeinde Unter- 
Döbling ca. Min. tes Innern anläßlib der Entiheitung desſelben vom 
10. Februar 1882, 3. 1975, betreffend die Erbauung eines Privat- 
Krankenhauſes in Unter-Döbling, nach durchgeführter 3. m. Verhandlung 
und Anhörung des Dr. Eduard Ritter dv. Wiedenfeld, des k. 1. Min. 
Secr. Rudolf Fiſchbach, dann des Adv. Dr. Theodor Reiſch, in Vertretung: 
des an der Streitfache mitbetheiligten Rudolfiner Vereines, zu Recht erfanntr 

„Die Befchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — Ein 
Erſatz der vom mitbetbeiligten Rudolfiner-Bereine angefpro> 
henen Koften des Verfahrens vor dem, k. Berwaltungsgerichts» 
hofe findet nidt ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die beſchwerdeführende Gemeinde behauptet, die Ungeſetzlichkeit der 
angefochtenen Verfügung aus einem zweifachen Grunde, nämlich erſtens 
desholb, weil die Entſcheidung Über die Errichtung eines Krankenhauſes 
als eine Angelegenheit der Sanitätöpolizei in den felbftftäntigen Wirkungs- 
freis der Gemeinde gehört und zweitens deshalb, weil die vorliegende 
Angelegenheit auch als Bauſache in den felbftftändigen baupofizeilichen 
Wirkungsfreis der Gemeinde refp. tes Gemeindeausſchuſſes fiel, weil alfo 
in ber einen wie in der andern Richtung die in diefer Angelegenheit er⸗ 
gangenen Berfügungen der Staatöverwaltung incompetent, nämlich -mit 
Nichtbeachtung der von der Gemeinde innerhalb ihres felbftftändigen Wir- 
kungskreiſes gefaßten Befd,lüffe, bezw. mit Uebergehung der in dieſer felbft- 
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ftändigen Sphäre der Öemeindeverwaltung eintretenden zweiten autonomen 
Iuftanz, des Landesausſchuſſes, gefällt feien. 

In beiden Beziehungen find jedoch tie Ausführungen der Gemeinde 
unrichtig und gefeglich wicht begründet. 

Ad 1 ift zwar ridtig, daß nah $. 26, Abſ. 5 der niever-öfterr. 
Gem. Ordg. die Gefundheitspolizei im Allgemeinen zum felbfiftändigen 
Wirkungsfreife ter Gemeinde gehört, allein im 8. 3 ded Gef. vom 
50. April 1870, R. ©. B. Nr. 68 Über die Organifation des äffent- 
lihen Sanitätsdienſtes ift auch ganz genau beftimmt, welche einzelne 
Agenden „tie dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreife der Gemeinde durd vie 
©emeindegefege zugewiejene Geſundheitspolizei“ umfaßt und wie ſich femit 
bie gefunpheitspolizeilihen Agenden zwifchen der Gemeindevermwaltung und 
ber durch 8. 1 desfelben Geſetzes zur „Oberauffiht über das gefammte 
Sanitätöwefen und der oberften Leitung aller Medicinalangelegenheiten“ 
berufenen Staatöverwaltung vertheilen. In dem gedachten $. 3 ift nun 
aber der Gemeinde eine Mitwirkung bei Errihtung von Brivatheil« 
anftalten nicht eingeräumt und felbft der tie Sanitätsugenden ber Gemeinde 
im übertragenen Wirkungefreife regelnde $. 4 ſpricht ihr diesfalls — 
lit. e — nur die unmittelbare Ueberwachung ber in ber Gemeinde be= 
ftehenven (alſo bereits als errichtet vorausgefegten) Privatheilanflalten zu, 
während auf ber andern Seite der den Wirkungsfreis der Staatsverwal⸗ 
tung in Sanitätsangelegenheiten umfchreibende 8. 2 des cit. Gef. dieſer 
Berwaltung ausdrücklich — sub lit. b — die Oberauffiht über alle 
Krantenanftalten und die Bewilligung zur Errichtung derfelben 
zuweiſt. Es beftcht gar fein Anhaltspunkt dafür, dieſer Beftimmung, 
wie die Beſchwerde will, die Deutung zu geben, daß die Staatövermwaltung 
die Erribtung einer Kranfenanftalt nur dann bewilligen könnte, wenn em 
die betreffende Anlage principiell genehnigender Beſchluß der Gemeinde, 
wo die Anftalt errichtet werben foll, bereits vorliege. 

Es fiel daher auch in vorliegenden Falle tie Frage, ob die von 
dem Rubdolfiner:Bereine angeftrebte Errihtung eines „Rrankenpavillon®“ 
in Unter Döbling genehmigt werden follte, mit Richten in ven felbfiftän- 
digen Wirkungskreis der Gemeinde, es ftellte fih fomit auch meter der 
mit Decret des Bürgermeifteramtes vom 27. September intimirte Ge» 
meindebefhluß vom 25. September 1880 als eine innerhalb des felbft- 
ftändigen Wirkungekreifes der Gemeinde getroffene Entſcheidung dar, bie, 
dafern fie nidt im Sinne des $. 92 der nieder-öflerr. Gem. Ordg. recht 
zeitig vor dem Landesausſchuſſe angefochten wurde, in Rechtskraft erwuchs, 
noch fland gegen ven fpäteren im diefer Angelegenheit gefaßten Gemeinde⸗ 
beihluß dto. 7. Auguft 1881 vom Standpunlte der Sanitätsnerwaltung 
ein Recurs an den nieder-öfterr. Tandesausfhuß offen, fonvdern vie An- 
gelegenheit wurde in Kraft ter cit. Beflimmung des $. 2, lit. b des Gef. 
vom 30. April 1870 ganz correct von den Staatsbehörden in deren 
geſetzlichem Inftanzenzuge behandelt. 

Ad 2 mag es dahin geftellt bleiben, ob es zwednäßig war, wie 
mit dem Erlaß der nieter-öflerr. Statthalterei vom 7. December 1880, 
3. 39371 geſchehen ift — die bauämtlihe Behandlung ter Angelegenheit 
feloftftändig und in erfter Linie zur Entſcheidung zu verweilen, während 
doch von beiten Seiten nur die Errichtung der Kranfenanftalt in’ Auge 





Nr, 1485. — Erk. v. 19. Juli 1882, 3. 1448. 395 


gefaßt wurde und die baulihe Eeite der Sache, dafern nur erft über die 
Errichtung des Spitals entſchieden war, vorausfihtlih nad Feiner Seite 
bin Schwierigkeiten machen konnte. Allein auch nachdem tiefe Art Be- 
bantlung der Angelegenheit angeorbnet war, konnte die Gemeindevertretung 
nicht im felbftftändigen Wirkungskreife vorgehen, da zmar aud die Bau⸗ 
polizei nah 8. 26, Abf. 9 im Allgemeinen in diefen Wirkungstreis ges 
wiejen ift, gleichzeitig jedoch auch bier durch die Bauordnung für Nieder 
öfterreich vom 28. März 1866, 2. ©. B. Nr. 14 die Fälle genau fpecificirt 
und bezeichnet find, in Denen bie bauämtliche Behandlung einer Angelegen- 
beit nicht vom ©emeindevorfteher beforgt wird, fondern durch Die vor« 
gefchriebene Ingerenz des Gemeindeausſchuſſes volftändig in den felbftitän- 
digen Wirkungskreis der Gemeinde gewiefen erfcheint, von melden im 
8. 36 der Bau-Drdg. tarativ aufgezählten Fällen vorliegend keiner zutrifft. 
Insbeſondere kann deshalb, weil der bier zu verbauende Pla ım Katafter 
angeblih als Gartengrund ericheint, nicht, wie die Beihwerte will, an- 
genommen werben, daß es fi hier um bie im $. 36 cit. Gef. vorgefehene, 
an eine Beichlußfaflung des Gemeindenusfhufjes gebundene „Berbauung 
freier Pläge und Branpftätten" handle. Denn was unter diefen Aus 
drüden zu verftehen jei, beftimmt der im $. 36 anbezogene $, 29 und 
diefer handelt nad feinem ganz deutlihen Wortlaute „von der Vornahme 
größerer Verbauungen“, weldhe nad einem Reyulirungsplane erfolgt, alfo 
von der Einbeziehung einer größeren Area in das Straßenſyſtem einer 
Oemeinde, wonad diefe Beltimmung auf. den vorliegenden Yall, der nur 
die Erbauung eines einzelnen Gebäudes innerhalb der bisherigen Baulinie 
involvirt, offenbar feine Anmendung leidet. 

Someit aber $. 36 — und folgeweife $. 93 der nieber-öfterr. 
Bau⸗Ordg. nicht Anwendung findet, bat der Gemeindevorfteher in Bau⸗ 
ſachen überhaupt und insbefontere auch in Bauangelegenheiten ver hier 
vorliegenden Art nad $. 1, bezw. 9 und 92 ber niever-äfterr. Bau⸗Ordg. 
feloftftändig ohne Mitwirkung der Gemeinvevertretung vorzugehen und ent- 
fcheidet über Beſchwerden gegen feine Verfügungen, infoweit hiedurch die 
Bauortnung verlegt oder fehlerhaft angewenvet wurte, in Gemäßheit bes 
$. 94 der Bau⸗Ordg. die politifhe Bezirksbehörde und im weiteren In⸗ 
ftanzenzuge die Statthalterei (8. 97 der Bau⸗-Ordg.). — Es verfteht fich 
ferner von felbft, daß dort, wo nad ter gefeglihen Vorſchrift der Ge⸗ 
meindevorfteher Amt zu handeln hat, und der Recurs an bie Staatöbehörde 
geht, der Gemeindevorfteher nicht beliebig Gemeindeausſchußbeſchlüſſe pros 
vociren und hiedurch den Necurd an den Landesausſchuß eröffnen kann. 

Hienah war im vorliegenden Falle der Gemeindevorfteher nicht be⸗ 
redhtigt, die von dem Rudolfiner-Bereine mit Eingabe vom 1. Auguft 1881 
nachgeſuchte Amtshandlung nah $. 9 der Bau Ordg. unter Berufung 
auf einen Beihluß der nad dem Geſetze zur Mitwirkung in einer ſolchen 
Angelegenheit nicht berufenen Gemeindevertretung abzulehnen und die 
Staatsbehörden waren volltommen bereditigt, der biegegen im Wege bes 
8. 94 der Bau⸗Ordg. an fie gelangten Befchwerte Folge zu geben. 

Da fomit die behauptete Ungefeglichkeit, nämlich der behauptete in- 
competente Eingriff der Stuatöverwaltung in den autonomen Wirkungs⸗ 
freis weder mit Rüdficht auf die fanttätspolizeiliche noch mit Rüdfiht auf 
bie banpolizeiliche Seite der vorliegenden Angelegenheit nachweisbar erfcheint, 
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vielmehr die angefochtenen Berfügungen volllommen in dem Geſetze ger 
gründet find, mußte die Beſchwerde akgemiejen werben, 


Ar. 1486. 


Rad) dem mähr. Landesgeſetze vom 24. Jänner 1870, 2. ©. B. Nr. 18 
gebührt Unterlebrern weder für die vor, noch für die nah Wirkſamkeit 
ieſes Geſetzes qurüdgelegte Dienftzeit ein Be auf Dienftalterszus 

em rechtokräftigen Sufprude rüherer erwächſt Fein An⸗ 
fprud auf die fpateren Dienftalterszulagen. 


Erfenntniß vom 19. Yull 1888, 3. 1447. 


Der 1. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Johann Rentel 
und Genoffen, Lehrer in Brünn, ca. Dein. für Eultus und Unterricht 
anläßlich der Entſcheidung desfelben vom 4. Februar 1882, 3. 19500 
wegen Aberkennung der dritten Dienftalterszulage, nach durchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung tes Adv. Dr. Moriz Weitlof, dann des k. k. 
Sect.Rathes Ritter v. Epaun, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


lagen. — Aus 


Entſcheidungsgründe. 


Inſoweit die Beſchwerdeführer ibren Anſpruch auf Zuerkennung der 
dritten Dienſtalterszulage lediglich aus den Beſtimmungen des mähr. 
Landesgeſetzes vom 24. Jänner 1870, L. G. B. Nr. 18 ableiten wollen, 
iſt derſelbe gewiß nicht begründet. — $. 91 dieſ. Gef. ſpricht allerdings 
ganz allgemein von „definitiv angeſtellten Mitgliedern des Lehrſtandes“, 
welder Ausdrud in einem weiteren Sinne auch definitiv angeftellte Unter» 
lehrer umfaßt, allein andererfeits ift Mar, daß die Beftimmung dieſes $. 91 
nur im Zuſammenhang mit jener des 8. 31 interpretirt werden kann, da 
8. 91 lediglich mormirt, wie weit die im $. Ai ertheilten echte auf 
Dienftalterdzulagen ausnahmsweiſe auch den vor Wirkſamkeit des Geſetzes 
und alſo aud des 8. 31 angeftellten Lehrperfonen und für eine früher 
volftredte Dienftzeit erreichbar fein follen. 

8. 31 bezeichnet aber als anſpruchsberechtigt binfichtlich der Dienft- 
alterszulage ausfchlichlih die „Lehrer“ und es ift hienach fowie nad der 
ganzen Anordnung des zweiten Abjchnittes tes Gef. vom 24. Jänner 1870 
nicht zu bezweifeln, daß 8. 31 auf Unterfehrer keinen Bezug bat. — Es 
ergibt ſich dies ganz Mar daraus, daß im befagten zweiten Abfchnitte des 
Gefeges zuerft (88. 22—36) nur Die Bezüge der Lehrer, ſodann ($. 37 ff.) 
nur die Bezüge der Unterlehrer und zwar terartig feltftftändig und vonein- 
ander unabhängig normirt werten, taß eine und diefelbe Beflimmung in 
Bezug auf Lehrer und Unterlehrer in zwei verfciedenen Paragraphen 
(88. 35 und 38) getroffen wird, was fi nur fo erklären läßt, daß daß 
Geſetz analoge Anwendungen ber für die eine Lehrerfategorie erlafjenen 
Beitimmungen auf die andere Kategorie außfchließen wollte. 

Es unterliegt alfo feinem Zweifel, daß den Bejchwerbeführern für 
eine nad Wirkjamkeit des einen Geſetzes vollftredte Dienftzeit als Unter⸗ 
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lehrer Fein Anſpruch auf Dienflalterszulagen gebübrte und es wäre wahr⸗ 
li nicht abzufehen, warum ihnen ein Recht, das ihnen felbft durch das 
neue Geſetz nicht zu Theil wurde, für eine vor Wirkſamkeit diefes Gefeges, 
welches erft die Dienftalterszulagen einführte, volftredte Dienftzeit gebühren 
ſollte. — Es würde alsdann vie „Uebergangsbeftiimmung” des $. 91 
weiter reihen, al® jene Beftimmung des neuen Gefeges (8. 81), zu welder 
fie den „Uebergang“ vermitteln follte. 

Nur unterftägend kann biefür noch angeführt werben, daß aud bin» 
fihtlidy einer anderen, tie Bezüge der früher angeftellten Lehrer betreffenden 
Beitimmung — 8. 90 des cıt. Gef. — die Unterlehrer anders als vie 
Lehrer behandelt erjcheinen, indem tiedfalls hinſichtlich ihrer ausdrüdlich 
bemerft wird, daß ihre Bezüge „ohne allen Unterſchied“ nad den Beſtim⸗ 
mungen der 88. 87 und 38 zu bemeflen feien (8. 90, Abſ. 5). 

Hienach fünnte nur noch fraglich erfcheinen, ob die Beſchwerdeführer 
ten von ihnen geltend gemachten, aus den gejeglihen Beftimmungen allein 
nicht abzuleitenden Anſpruch nit etwa Tadurd erlangt haben, daß ihnen 
die erfte und zweite Dienjtalterözulage, unter Unrehnung der vor Wirf« 
ſamkeit des Geſetzes vollitredten Unterfehrerdienftzeit, thatſächlich bereits 
angewieſen worden iſt — ob ſie alſo jenes, was ihnen das Geſetz nicht 
gewährt, nicht in Kraft eines, über ihre Anſprüche bereits vorliegenden 
rechtskräftigen adminiſtrativen Spruchs zu verlangen berechtigt wären? — 
Auch dieſe Frage mußte der V. G. Hof verneinen. Denn eine ſolche 
Begründung des erhobenen Anſpruchs müßte von der Vorausſetzung aus⸗ 
gehen, daß mit dem Zuſpruche der erſten auch über den aller folgenden 
Dienſtalterszulagen judicirt ſei, welche Vorausſetzung offenbar unrichtig 
wäre, da die einzelnen Dienſtalterszulagen nicht lediglich in Ausführung 
des über die erfie derfeiben ergangenen Abſpruchs anwachſen, ſondern felbft- 
ftändige Gehaltsanſprüche involviren, von denen jeder beſonders bedingt if, 
daber auch beſonders erboben und bejonter® zuerfannt werden muß, ohne 
daß aus ber Über einen derſelben ergangenen apminiftrativen Verfügung 
Conſequenzen binfichtlic eines anderen abgeleitet werden können. 

Die Beichwerde mußte ſonach als unbegründet zurüdgewiejen werben. 


Qr. 1487. 


Auch in ben Fallen des ⸗ 4, Abf. 3 des Militärtargef. vom 13. Juni 
1880, 8. G. B. Rr. 70 önnen die Zarpflidhtigen in eıne höhere Zarclaffe 
als bie durch dıe Jahresſchuldigkeit an Steuern und durch Die Bahl der 
Kinder grgebene und zwar nad) Mafgabe der gefammten übrigen zu be: 
rüdfitigenden Verhältniffe eingereiht werden; freie Ermeſſen der 

Bemeflungsbrehörden in diefer iotune 


Ertenntniß vom 20. Iuli 1882, 3. 1626. 


Der k. k. 2. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Eheleute Vincenz 
und Juliana Oecnen ca, Stattbalterei in Prag anläßlich der Entfheidung 
berfelben vom 19. März 1882, 3. 13276, betreffend die Bemeſſung ber 
Militärtaxe für ihren Sohn Bruno Geömen, nad vurdgeführter d. m. 
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Verhandlung und Anhörung des Min.Vice⸗Secr. Frhrn. v. Lattermann, zu 


Recht erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Gegen die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Entſcheidung macht die 
Beſchwerde geltend, daß bei Vorſchreibung des Militärtarbetrages pr. 100 fl. 
die Beſtimmungen des 8. 4, Abſ. 3 des Gef. vom 13. Juni 1880, 
R. ©. B. Nr. 70 offenbar außer Acht gelaffen worden find, intem bie 
Beichwerveführer, welde außer dem zum Kriegsdienſte nicht tauglichen 
Sohne Bruno noch fünf Kinder zu verforgen haben, jenen Tarbetrag nur 
im Falle einer Steuerleiflung von 6000 fl. zu entrichten gefeßlich ge⸗ 
halten wären. 

In tharfähliber Beziehung ift zunächſt hervorzuheben, daß nad 
Ausweis der Adminiftrativacten der Militärtarcommiffion ſowohl ver Um⸗ 
ſtand, daß die. Beſchwerdeführer für ſechs Kinder zu forgen haben, als 
aud der Betrag ihrer Jahresſchuldigkeit an directen Steuern — 1657 fl. 
— bekannt war, und daß die Commiffion die Einreihung der Beſchwerde⸗ 
führer in die höhere reſp. höchſte Taxclaſſe in Berüdjihtigung der übrigen 
Berhältnifie (Vermögen, Erwerb, reines Einkommen) verfügte. 

Die Vorausſetzung, welde in der Befchwerde Ausdruck gefunden 
bat, daß die Bemeflung auf rund eines unrichtigen oder unvellftänbigen 
Thatbeftandes Plag gegriffen habe, trifft ſonach nicht zw. Demzufolge 
hatte der B. ©. Hof nur noch zu unterfudhen, ob auch in den Fällen bes 
8. 4 des cit. Gef. vie Zarpflictigen in eine höhere Taxclaſſe als bie 
durh die Jahresſchuldigkeit an Steuern und durch bie Zahl der Kinder 
gegebene eingereiht werden können. Diefe Frage war zu bejahen. Nach 
8. 4, Abſ. 3 des obeit. Gef. haben auch für die Bemefjung der Militär- 
tare, welche Eltern, Großeltern und Wahleltern zu entrichten haben, die 
im $. 3 aufgeftellten Grundfäge maßgebend zu fein. Im $. 3 wirb num 
der Grundſatz aufgeftellt, daß die Einreihung jedodh nad Maßgabe der ge- 
fammten übrigen zu berückſichtigenden Berbältniffe (Vermögen, Erwerb, 
reines Einkommen) auch in eine höhere oder niedrigere Clafſe erfolgen 
könne, als welche nad ver Regel — der zehnte Theil der Jahresſchuldig⸗ 
feit an directen Steuern ſammt Staatszuſchlägen — fich ergeben würde. 
Nah 8. 3, Abf. 4 hat die Steuerſchuldigkeit nit den Maßſtab, fondern 
nur einen Anbaltspunft bei der Taxbemeſſung zu bilden. 

Eine Abweichung von viefem Grundfage normirt uun ber 8. 4 nicht, 
weshalb denn auch jener Paffus feines 3. Abf. nur dahin verftanden 
werden kann, daß damit der Taxcommiſſion ein Anhaltspunkt gegeben, 
nicht aber die Höhe der Taxe ſelbſt gefetzlich feftgeftellt werden wollte. — 
Darüber aber, in welcher Weife „die gefammten übrigen zu berädfichtigenden 
Berbältniffe” bei Bemefjung rer Tore in Anfchlag zu bringen find, in 
welche Claſſe der ZTarpflichtige nad feinem Vermögen, Erwerb, reinem 
Einkommen einzureiben ift, trifft da8 Gefet eine Beftimmung nit, wes⸗ 
halb tie Bemeſſungsbehörden in diefer Richtung nad freiem Ermeflen fid 
zu entſchließen haben. 

Der V. ©. Hof war demzufolge im Hinblide auf die Beſtimmung 
des 8. 3, lit. e des Gef. vom 22. October 1575 nicht in der Lage, in 
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eine Unterfuhung und Entjheidung darüber fich einzulaſſen, ob den Be- 
ſchwerdeführern tie Taxe angemeſſen oder nicht vorgefchrieben wurde. — 
Die Befchwerde mußte daher abgewieſen werden. 


Ar. 1488. 


Weber die Ingerenz ber Staatsverwaltung bei Ueberwadung der Einhal⸗ 
tung ber ftatutarifhen Beſtimmungen über den Sig einer Geſellſchaäft, 
nad dem Bereinögefehe vom 26. Rovember 1252. 


Erkenntniß vom 20. Juli 18823, 3. 1597. 


Dear !. E83 ©. Hof hat Über die Befchwerte der Zuckerfabrik⸗ 
Actiengejelihaft in Wawrowig ca. Min. des Innern anläßlich der Ent» 
fheidung desjelben vom 10. Yebruar 1882, 3. 620 wegen Einhaltung. 
der ftatutarifchen Beftimmung über den Sig der Geſellſchaft, nad durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Richard Schön, 
bann des f. Ef. Min.Rathes Frhrn. v. Rotky und des k. k. Sect.⸗Rathes 
Dr. Steinbach, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nach 8. 7. des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die angefechtene Entfcheidung verfügt, daß die befchwerbeführende 
Geſellſchaft zur „Verlegung ihrer commerciellen Geſchäftsleitung nad 
Troppau” zu verhalten fei und erfennt vie diefe Verfügung begründende 
Außerachtlaſſung der ftatutarifchen Beſtimmungen über den Sit ber Geſell⸗ 
Ihaft darin, daß nicht in Troppau, fondern in Wawrowitz, wo daß Fabriks⸗ 
etabliffement fich befindet, „die Handelsbücher der Gejellichaft geführt werben 
und die Bureaur der Direction fammt ter Geſellſchaftscaſſe find.” 

Es ift zweifellos, daß nah $. 22 des Gef. vom 26. November 
1852 Nr. 253 die Staatöverwaltung eine Verfügung, wie die angefochtene, 
zu treffen, dann berechtiget wäre, wenn die Gebahrung der beſchwerde⸗ 
führenden Geſellſchaft eine foldhe fein würde, daß nicht weiter behauptet 
werten könnte, der factiſche Sig der Geſellſchaft jet mit dem ftatutarifchen 
übereinftimmenv. | 

Dies ift num aber nicht der Fall. Es mag zugegeben werden, daß 
nah ter im Art. 210, Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuches getroffenen Be⸗ 
fimmung der im Art. 209 und 210 des Handelögefegbuches erwähnte 
Sig einer Actiengefellfchaft mit jenem Orte zufammenfällt, weldhen Art. 19 
des Handelsgeſetzbuches im Sinne hat, daß alfo der Ort ber Handels» 
nieterlaflung (des Etabliffenents) gemeint ift. — Allein hieraus folgt für 
ben vorliegenden Fall nur, daß der Sig der Wawrowitzer Actiengeſellſchaft 
nicht beliebig, fondern nur dahin beftimmt werden konnte, daß ale Sit 
dieſer Gefelfchaft entweder der Ort zu gelten hätte, wo fi dad Fabriks⸗ 
etabliffement befindet oder wo das Fabrikat in den Handel gebracht wird, 
— Der Dirt, mo die Bücher und Caſſen des Unternehmens fih befinden, 
mochte immerhin als ein äußeres Kennzeichen dafür gelten, daß fich daſelbſt 
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die faufmännifche Leitung befinde, in feinem Falle aber konnte dieſer Um⸗ 
ftand allein den Ort „der Handelsniederlaſſung“ bezeichnen. 

Was nun aber jene zwei wirklich maßgebenvden Drte anbelangt, fo 
wurde im vorliegenden Yalle der Ort des Tyabrifsetabliffements für ſich 
allein von Feiner Seite für entfcheidenn gehalten. — Belangend nun aber 
den Ort, wo der faufmänniiche Theil des Unternehmens ſich befindet, erhellt 
aus den Ucten, daß hiefür Troppau keineswegs willkürlich genannt wurde, 
fondern daß diefer Ort für diefen Theil des Unternehmens mindeften® die- 
felbe Bereutung hat, wie Wamwrowig. — Denn zunächſt haben die come 
petenten Vertreter der Geſellſchaft felbft mit aller Beſtimmtheit erklärt, 
daß die faufmännifche Leitung ihres Handelsgewerbes von Zroppau aus 
ftatıfinvet und dieſe ihre Erklärung wurde fowohl von der Localbehörde, 
dem Bürgermeifteramte Troppau, als au von der k. k. Bezirföhauptmann- 
ſchaft bekräftigt, Die conftatirten, daß alle gefhäftlihen Yunctionen ber 
Wawrowig.r Zuderfabrits-Actiengefelihaft in dem Locale des bei allen 
Behörden als gefeplichen Vertreter der Geſellſchaft ausgemwiefenen Landes⸗ 
advocaten Dr. Neufler in der Weife vorgenommen werden, daß nad Ber 
darf hiezu entweder ein Directionsmitglied oder cin Beamter entjendet wird. 

In volftändiger Uebereinftimuung biemit ift auch actengemäß er- 
wiefen, daß alle Fucturen der Geſellſchaft nah Zroppau geftellt, alle 
Wechſel derfelben nicht nur dort domicilirt, fondern auch dort audgeftellt 
find, und felbft was den Wohnort der Directoren anbelangt, erhellt aus 
den Acten, daß wenigſtens zwei derjelben, wenn nicht in Zroppau felbft, 
fo deb in folder Nähe von Troppau wohnen, daß es ihnen immerhin 
möglich ift, ihre ftatutenmäßige Thätigkeit in Zroppau zu entfalten. — 
Es ift ferner auch conftatirt, daß die Directoren, von denen immer zwei 
zu den Beſchlüſſen der Gejellfchaft zufammenwirten müſſen, auch tbatfäd» 
lich zu diefer Beihlußfaflung in Zroppau zuſammenkommen und «es läßt 
fih endlih audh aus dem Umftande, daß ein Vertreter der Geſellſchaft im 
Zroppau aufgeftellt ift, Fein Argument für eine, entgegengeſetzte Anfchauung 
gewinnen, weil nad dem eben hinfidhtlich der Directoren Bemerkten vie 
Unmefenheit dieſes Bevollmädtigten keineswegs die Abweſenheit der eigent- 
lichen Vertreter der Geſellſchaft, nämlih der Directoren, zur Voraus⸗ 
ſetzung hat. ’ 

Wenn nun alfo aud zugegeben werden mag, daß immerhin aud 
MWawrowig, weil Bücher und Caſſen dort geführt werben, für ven kauf⸗ 
männifhen Betrieb ded Unternehmens in Betracht komme, fo ift doch an⸗ 
derſeits fo viel Har, daß nach den eben gefchilverten thatſächlichen Verhält- 
niffen e8 füglih im Ermeffen der Geſellſchaft ftand, ob fie bei Verfaſſung 
ihrer Statuten Troppau oder Wamrowig als Eig der Gefellichaft be⸗ 
ftimmen wollte und es ift ferner Mar, daß, da fich feither in den wirklich 
maßgebenten Berbältniffen nichts geändert bat, auch heute noch Troppau 
als Sitz der Geſellſchaft gelten kann. 

Eben deshalb war aber auch die Regierung nicht berechtigt, von der 
Geſellſchaft eine Aenderung ihrer ſtatutariſchen Beſtimmung oder aber eine 
entſprechende Aenderung in geſchäftlichen Einrichtungen zu verlangen und 
hatte auch ein ſolches Verlangen im 8. 22 des kaiſ. Patentes vom 
26. Noveniber 1852, R. ©. B. Nr. 253, welches der Regierung keines⸗ 
wegs eine ſo weit gehende Ingerenz auf den Geſchäftsbetrieb eines 
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Privatetabliſſements einräumen will, nicht ihre Begründung. — Die Ent« 
ſcheidung war daher nad $. 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. 
ex 1876 Nr. 86 aufzuheben. 


Ar. 1489. 


GSrundfteuervorfhreibung für unverfteuerte Grundſtücke in Tirol nad) dem 
Deragquationsiyftem. 


Erkenntniß vom 16. September 1883, B. 1351. 


Der tt. ®. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinden und 
Confortien des Gerichtöbezirtes Mald und zwar: der Gemeinden Zerzolaß, 
Samoclevo, San Giacomo, Gellentino, Eogolo, Pejo, Comaſine, Pellizano, 
Merzana, Muld, Vermiglio und Magras; dann der Confortien Monti 
Sratte, Piazuolla, Plan, Monte Sole, Cercen und Caldeſe in Rabbi ca. 
Entſcheidung des k. k. Finanz Min, vom 19. April 18x21, 3. 183, be. 
treffend die Einbeziehung der bisher unverfteuerten Alpen, Waldungen und 
Weiden zur Orunpfteuer vom Jahre 1877 an, nady turcgeführter d. m. 
Berbandlung und Anhörung des Aro. Dr. Alois Millanid, dann des k. k. 
Min.-Eoncipiften Dr. Schrn. Menfi v. Klarbach, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird, infoweit fi derfelben das Eon» 
fortium Plan angefhloffen bat, weil die Angelegenheit im 
admimftrativen Wege nicht ausgetragen ift, als unzuläffig; 
rüdfihtlih der Gemeinden und übrigen Confortien als unge» 
gründet abgemwiefen. — Ein Erjaß der Roiten des Verfahrens 
wird nit auferlegt.” 


Entfdjeidungsgrände. 


Es handelt fih für ven V. ©. Hof im vorliegenden Valle, welchen 
derjelbe nit vom Standpunkte der Oppertunität oder der Billigfeit zu 
prüfen bat, lediglich um die Frage, ob die beſchwerdeführenden Gemeinden 
and Confortien durch deren Heranziehung zur Grundſteuer, bezüglich ihrer 
bis dahın fteuerfrei gebliebenen Alpen, Waldungen und Weiden vom Jahre 
1877 an, auf Grund des a. h. Patentes vom 26. März 1777, eine 
Rechtsverletzung erlitten baten. 

Nach ver gleichzeitig mit dem cit. Patente über die Grundbeſteuerung 
in Zırol erlaffenen a. h. genehmigten Echätungsinftruction dto. 26. März 
1777 (8. 10) waren die den Gemeinden eigenthümlich zugehörigen Häufer, 
Güter und nugbringenden Realien gleih ven „Privatvermögenheiten“ in 
einem befonvderen Katafter zu befchreiben und zu tariren, das ift der Grund⸗ 
fteuer zu unterziehen. — Bon diefer Regel war jedod dann, wenn bie 
Alpen, Beiden und Waldungen einzig und allein zum gemeinen Bedarf 
des Gerichtes oder der Gemeinde, welcher fie eigenthümlich gehören, das ift 
zu ihrem Biehauftrieb, au nöthigen Brenn. und Bauholz und zwar un« 
entgeltlih Seitens der Gemeindeinſaſſen benugt und gebraudt 
wurden, die Steuerfreiheit für die Gemeinde zuerlannt worden, und zwar 
deshalb, weil diefe Oemeindenugung oder Gerechtigkeit gemäß $. 9 ter 
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Schägungsinftruction fhon bei Bewerthung, daher auch Belteuerung ber 
Privarhöfe und Gründe, denen jenes Nutzungsrecht zuftand, veranfchlagt 
werden mußte. 

Die Schäßungsinftruction fügt. jedoch weiters ausdrücklich bei, daß, 
wenn jene gemeinen Weiden, Alpen und Waltungen von den Gemeinde 
inſaſſen nicht unentgeltlih, fondern gegen Bezahlung eines Preiſes benugt 
werden, oder wenn jene Orundobjecte Über den Bedarf der Gemeindeinfaffen 
einen Ueberfhuß abwerfen würden, mit weldhem die Gemeinde eine Art 
Handel treibt, jo müßten tiefe Gemeindegründe gleich einem Privateigen- 
thum geichäßt, bezw. befteuert werden. — In jedem Falle jedoch mußten 
dieſe Gemeinderenlitäten, auch wenn fie von der Befteuerung freigelaffen 
wurden, im Satafter ausführlich befchrieben werden. 

Nah den vorliegenden actenmäßigen Thatbeftande Handelt es ſich 
ausihlieglid um Wald- und Weidegründe, welde den beſchwerdeführenden 
Gemeinden und Confortien gehören, die zwar im Kataſter eingetragen, 
jedoch bis einfchläffig zum Jahre 1876 mit feiner Steuer belegt worden 
waren. — Nah ven gepflogenen Erhebungen und eingeholten Faſſionen 
ber Befchwerveführer beziehen diefelben von jenen Wuld- und Weitegründen 
infofern einen Nuten, als die Gemeindeinfaſſen für ven Biehauftrieb und 
die Holzgewinnung eine theils fire, theils veränderlie Zahlung an die 
©emeindecaffe zu leiften haben; außerdem ziehen die Gemeinden als jolde 
durch Berwertbung ihres Holzes im Handel namhaften Nuten. 

Gegen die auf Grund diefes Thatbeftandes vom Jahre 1877 an 
nad voraudgegangener Werthſchätzung eingeleitete Befteuerung der be⸗ 
fhwerbeführenden Gemeinden und Confortien wird nun von biefen im 
Weſentlichen geltend gemadt, daß die Finanzverwaltuug angeſichts der be⸗ 
vorgefiantenen Kegulirung der Örundfteuer nad) dem Gef. von 24. Mai 
1869, R. ©. B. Nr. 88 nicht berechtiget war, eine Steuernadholung 
auf Grund des Patente® von 1777 eintreten zu laflen und wenn aud) 
dieſes Recht der Yinanzverwaltung beſtünde, eine Herabfegung der Grund- 
fteuer für die Gemeindeinfafjen Platz greifen müßte, weil bei ber 
Werthſchätzung ihres Orundbefiged auf die Unentgeltlichleit ver Weide- 
und Waldnutzung aus den Gemeindegründen Rüdfiht genommen worden 
war, daher, wenn die Gemeinde-Weiden und ⸗Waldungen nun der Be- 
fteuerung unterzogen wurden, eine Doppelbefteuerung desfelben Realwerthes 
ſtattfände. 

Der V. G. Hof iſt zwar der Anſicht, daß eine Meliorirung der 
kraft des Patentes vom Jahre 1777 beſteuerten Grundſtücke in Tirol nach 
dem dortigen Grundſteuerſyſteme keinen geſetzlichen Anlaß zu einer neuen 
Werthſchätzung und Steuererhöhung bieten könnte. — Allein im gegen- 
wärtigen alle wurde der Vorgang der Finanzverwaltung nicht durch eine 
Meliorirung des Örunvbefiges der Gemeinden des Bezirkes Mole, fondern 
durch die Wahrnehmung von Thatfachen hervorgerufen, welche eine fernere 
Steuerbefreiung nicht mehr für gefeglich gebührend erfcheinen Tiefen. 

Zunähft macht bereit® der $. 162 der mit dem a. h. genehmigten 
Compilationswerfe Über das Steuer- und Peräquationswefen in Tirol vom 
Jahre 1783 erlaffenen Directiven den Steuerlocalcommiffären zur firengften 
Pflicht, tarauf zu fehen, daß die von Zeit zu Zeit erfcheinenden neuen 
fteuerbaren Gegenftände mit der Orundfteuer belegt werden. — Nach 
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dem oben cit. 8. 10 der Schäßungsinftruction vom Yahre 1777 waren 
im Principe die den Gemeinden gehörigen Grundobjecte gleih jenen ber 
Privaten der Grunpfteuer unterworfen, im Kataſter einzutragen und zu 
beſchreiben. — Eine Ausnahme hievon durch Unterlaffung der Werth⸗ 
ſchätzung und Zarirung folder Grundſtücke hatte dann einzutreten, wenn 
die Gemeinde -Walvungen und «Weiden ausſchließlich und unentgeltlich den 
Oemeindeinjaffen zum Nußgenuße überlafjen waren. — Diefe Steuer- 
befreiung war daher ihrer Natur nad eine ausnahmsweiſe und zeitlich 
bedingte, batte ſomit aufzuhören, jobald die Borausfegung hinwegfiel, unter 
welcher die Steuerbefreiung zugeftanden worden war. 

Daß diefe Auffaſſung im Sinne des Geſetzes liegt, gebt aus dem 
für Tirol erfloffenen a. 5. Patente vom 19. Juni 1802 (Pol. ©. ©. 
Nr. 48, 17. Bd.) hervor. — Dort heißt es wörtlich: „Daher verortnen 
und befehlen Wir... ., daß ale neuen Gründe und alle anderen neu 
entftandenen oder fonft nody unverjteuert gebliebene Enzien ſowohl 
im ganzen Lande Tirol, als auch in den beiden ftiftifchen Bezirken Trient 
und Briren in das allgemeine Steuermitleiden eingezogen werben follen.“ 

Es ift nun wohl fein Zweifel, daß, wenn zur Zeit der Erlaffung 
des Patented vom 19. Yuni 1802 die Unentgeltlichkeit der Weide⸗ und 
Waldnugungen für die Infaffen der heute beſchwerdeführenden Gemeinven 
und Confortien bereitd aufgehört hätte, die legteren kraft jenes Patentes 
zur Steuerentrichtung herangezogen worden wären; benn ihr vieafälliger 
Beflg wäre in jenem Momente fteuerpflihtig, aber noch unverfteuert ge» 
wejen. — War es aber tamals Pflicht der Steuerbehörten, im gegebenen 
Galle mit der Befteuerung der fraglichen Gemeindegrundobjecte vorzugehen, 
jo beffand diefe Pfliht auch no im Jahre 1877. 

Die Geſetzlichkeit des Vorganges der apminifirativen Behörden im 
vorliegenden Falle ergibt ſich aber auch weiters aus folgender Erwägung: 
Unter Berufung auf das Patent vom 19. Juni 1802 hat das Gubernium 
für Tirol und Vorarlberg mit dem Circulare vom 6. October 1826 
(Prov. ©. ©. Nr. 133, 13. Bd.) angeordnet, daß auch alle Gebäude zu 
fatiren und nad ihrem Ertrage zu befteuern feien, welche nad ihrer vor- 
maligen Eigenfchaft, 3. B. als Klofter, Kafernen, Spitäler u. f. w. ent» 
weder noch ganz fteuerfrei find oder nur nach ihrer Grundflähe (Area) 
bie Steuer entrichten und gegenwärtig Privateigenthum find. 

Es ift nun naheliegend, daß das, dieſer Anordnung zu runde 
liegende Princip, wonach eine veränderte Widmung eines an fich der 
Grundſteuer unterliegenden Objectes die bedingte Steuerbefreiung oder 
Begünſtigung aufhebt, ſobald die Bedingung nicht mehr zutrifft, auch auf 
andere Grundſteuerobjecte, als Gebäude, Anwendung finden muß. 

Da nun nad den, den Apminiftrativacten zuliegenden Faſſionen 
der befchwerdeführennen Gemeinden und Confortien jedenfall® ſchon im 
Sahre 1877 die VBorausfegungen beftanden hatten, unter welchen bie 
Steuerpflicht der fraglichen Grundobjecte eintrat, fo war auch die Finanz⸗ 
verwaltung im Rechte, mit deren Befleuerung vom gedachten Yahre an 
vorzugehen. — Dies gilt insbefondere und umſomehr hinſichtlich der Con⸗ 
jortien, da denſelben in dem Patente vom Jahre 1777 nicht die gleiche 
bedingte Steuerbefreiung, wie den Gemeinden zugeflanden worden war, 
baher diefelben der Steuerpflicht gleich Privatperfonen unterliegen. 
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abzugsfähig von ber Steuerbehörde ausgeſchieden worden find: 1) 7916 fl. 
58 fr. an Fabrikalöhnen; 2) 7586 fl. 44 fr. des Spefenconto; 3) 11009 fl. 
51 fr. des Mafchinenerhaltungsconto, endlich 4) 4852 fl. 23 fr. des 
Materialienconto, 

Al I. Zur Erflärung bes erften Beſchwerdepunktes wird Folgendes 
vorausgeſchickt: Die Steuerbehörde hat bis einfchläfftg des Jahres 1878 
bie Eintommenfteuer auf Grund der jährlihen Rechnungsabſchlüſſe (Cam⸗ 
pagnen) bemefien, welche lebteren ftet8 die Periode vom Mai des einen, 
bi8 Ende April des nächſten Yahres umfaßten. — So fam es, daß die 
Steuerbemeflung für das Jahr 1877 nah dem Durchſchnitte der drei 
Bilanzjahre der Fabriksgeſellſchaft 1874/75, 1875/76 und 1876/77 ftatte 
gefunden, folglih für das gedachte Steuerjahr auch fon die Ertrage- 
periode vom 1. Jänner 1877 bis 30. April 1877 umfaßt hatte, was 
nit der Fall geweſen fein würde, wenn den 8. 10 des Einkommenfteuer- 
patented vom 29. October 1849, R. ©. B. Nr. 459 und dem $. 6 
der Bollzugsvorfhrift vom 11. Jänner 1850, R. ©. B. Nr. 10 gemäß 
bie Steuerbemeflung auf Grund eine® nach diefen gefeglichen Beftimmungen 
verfaßten Bekenntniſſes und des hieraus ermittelten Durfchnittsertrages 
der Solarjahre 1875, 1876 und 1877 vorgenommen worden wäre. 

Der V. ©. Hof bat anläßlih einer Beſchwerde ver Dolloplaffer 
Auderfabrifd-Actiengefelfchaft gegen die Einfommenfteuerbemeflung für das 
Jahr 1879 den gedachten Vorgang der Steuerbehörde mittelft feines Er- 
fenntnifjes vom 14. December 1880, 3. 7028, als im Geſetze nicht ber 
pründet erfannt. — Im Sinne diefer Entſcheidung hat die Steueradpmini- 
ftration in Brünn der Einfommenfteuerbemeflung zwar ordnungsmäßig 
verfaßte Belenntniffe der genannten Geſellſchaft über die Einnahmen und 
Ausgaben ver betreffenden Solarjahre fernerhin zu runde gelegt und es 
it auh zur Einfommenftenerbemeffung für das Steuerjahr 1880 der 
durchichnittliche Reinertrag aus dem Ergebniffe der Solarjahre 1877, 
1878 und 1879 ermittelt worden. — Die Beſchwerde beanjprucht aber, 
daß aus tiefem Heinertrage jene Duote ausgefchieden werde, melde auf 
die Periode vom 1. Jänner 1877 bie Ende April 1877 entfällt, weil 
diefe bereits, wie oben erwähnt, bei der Einfommenfteuerbemeflung für das 
Jahr 1877 in dem zu Grunde gelegten Durdyfchnittsertrage begriffen war, 
folgih nun zum viertenmale Gegenftand ver Befteuerung würde, was 
geſetzwidrig fei. 

Der V. ©. Hof mußte die Beſchwerde in diefen Punkte für be— 
gründet auſehen. — Allerdings ordnet der $. 10 des Einfommenfteuer- 
patente8 an, daß das der Beſteuerung nad) ver I. Claſſe zu Grunde zu 
legende reine Einfommen für ein gegebened Steuerjahr nad dem Durch⸗ 
fchnittsergebniffe der drei vorangegangenen Jahre zu ermitteln fei, das ift, 
daß das zu verfleuernde Reineinfommen eines beftinimten Steuerjahres 
durch die Summirung je eines Dritteld des fteuerbehörplich feftgeftellten 
Reineinkommens der drei zunächſt vorausgegangenen Yahre ermittelt wer⸗ 
den folle, 

Es ift nun naheliegend, daß wenn das Drittel eined diefer Steuer» 
jahre, oder auch mur eine Quote desfelben ein vierted Mal zur Bildung 
der Befteuerungsgrundlage herangezogen würde, in dem hierauf entfallenden 
Eintommenfteuerbeirage eine, das Maß vefien, was der Steuerträger zu 
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feiften bat, überfchreitende Anforderung läge, welche insbeſondere dann 
— wie im vorliegenten Yale — nicht gerechtfertigt ift, wenn diefelbe 
auf einem ungejeglihen Vorgange der Steuerbehörde bei der Ermittlung 
des fteuerbaren Neinertrages früherer, in Betracht kommender Jahre 
berubt. 

Der B. ©. Hof fand es daher im Sinne und in der Abficht des 
Geſetzes gelegen, daß bei der Ermittlung des fieuerbaren Reineintommens 
der befchwerdeführenden Gefellfhaft zur Bemeſſung der Einkommenfteuer 
für das Jahr 1880 aus dem Durcdhſchnittsertrage der Jahre 1877, 
1878 und 1879 ein Drittheil jener Quote ausgeſchieden werde, welde 
auf die Periode vom 1. Jänner 1877 bis 30. April 1877 entfällt, weil 
ber dieställige Betrag, wie die Steuerbehörde felbft nicht in Abrede ſtellt, 
bereit8 in der vorgefchriebenen Einfommenftener für das Jahr 1877 ent 
halten war. 

Eine unzuläffige, ftilfhweigende Steuerreftitution für das Icht- 
erwähnte Jahr kann hierin umfominder erblidt werten, als es fidy über- 
haupt nit um die Zurückvergütung eined Steuerbetrages, fondern nur 
um die Nichtigftelung ter Steuergrundlage für das Jahr 1880 handelt 
und ald die Dolloplafier Zuderfabrifd-Actiengefelichaft erft jest, wo es 
fi) um die Befteuerung für das Jahr 1880 handelt, eine Rechtsverletzung 
in ter unterlaflenen Abrechnung ter fragliden Quote erleiden fonnte, 
dieſe aber rechtzeitig im adminiſtrativen Recurszuge geltend gemacht hat. 

Der B. 9. Hof mußte daher die Beſchwerde im erften Punkte für 
begrlindet anſehen, während er biejelbe im zweiten Punkte für nidt halt⸗ 
bar erlannte, 

Nah dem Gutachten der vernommenen fachverfländigen Bertrauend- 
männer war: 1) bie im Jahre 1879 auf den Conto für Arbeitslöhnungen 
verrechnete und fatirte Ausgabe nur nad einem Abzuge von 7916 fi. 
68 fr. paffirbar, weil diefer legtere Betrag laut den von der Unterneh 
mung vorgelegten Tohnbüdyern eine Ausgabsfumme betrifft, welche an vie 
Delonomie für die von den Arbeitöfräften verfelben im Intereſſe bes 
Fabriksbetriebes ausgeführten Arbeiten durch Gutſchrift rüdvergütet worden 
fein fol, was die Vertrauensmänner nad der gefhäftlihen Gepflogenheit 
und aud deshalb nicht als bei ver Eteuerkehandlung zur Beachtung ge 
eignet eradhteten, da ter karge Stand der Arbeitsfräfte bei ter Oekononiie 
eine Verwendung derfelben beim Yabrifsbetriebe in der Regel nicht zuläßt 
und aud in biefer Beziehung eine Aufflärung Seitens ver Fabriksunter⸗ 
nehmung nicht geliefert wurde; übrigens auch der Umfang des Fabriks⸗ 
betriebe8 im DBergleihe mit anderen, gleihartigen Unternehmungen die 
Annahme zuläßt, daß die Auslage auf Löhnungen nicht mehr ala 37.423 fl. 
34 fr. beitragen babe, welder Betrag von ver Eteuerbehörde als Betriebs⸗ 
auslage auf Töhnungen paffirt wurde. — 2) Die Ausſcheidung eines 
Betrages von 7586 fl. 44 fr. im Epefenconte, welder für Fracht⸗ 
auslagen verbudt wurde, ift nad dem Gutachten der Sacverftändigen 
deshalb erfolgt, weil die Budung auf den Spefenconto unridtig if, 
intem Frachtauslagen gewöhnlich bei ven hbezüglihen Betriebscontis ver- 
rechnet werden und eine Aufflärung, daß eine ſelche Berrehnung bei den 
Betriebscontis nicht ftattfand und feine Doppelaufrehnung eingetreten fei, 
von ber Unternehmung unterlaffen worden if. — 3) Die Ausfceibung 
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von 11.009 fl. 51 fr. aus dem Mafcinenerhaltungsconto und 4) von 
4852 fl. 23 fr. aus dem Materialienconto erfolgte gleichfalls nach dem 
Gutachten der Sahverftändigen, welde erllärten, daß dieſe Beträge zur 
M-lioration der Fabrik ausgelegt worden feien, wodurd ſich das in ber 
Unternehmung enthaltene Capital vermehrte. 

Die Ausfcheidung aus den paffirbaren Auslagen mußte demzufolge 
in Gemäßheit des 8. 7 der Vollzugsverordnung vom 11. Jänner 1850, 
R. © B. Nr. 10 ftattfinden. 

Der 3. ©. Hof konnte auf Grund der ihm vorgelegten Aomini- 
ftrativacten nach klemer Richtung einen Mangel im XThatbeftande oder 
einem Vorgange der Steuerbehörde wahrnehmen, welcher eine Außeracht⸗ 
laſſung der im 8. 25 des Einkommenſteuerpatentes vorgezeichneten Anord⸗ 
nung in ſich ſchließen würde. 

Nachdem nun der V. G. Hof gemäß 8. 6 des Geſ. vom 22. Octo⸗ 
ber 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf Grund des in der lebten 
abminiftrativen Inftanz angenommenen Thatbeſtandes zu erkennen bat, 
wenn bderfelbe over das eingehaltene adminiſtrative Verfahren nicht mangel- 
baft ift, fo mußte die Befchwerde im zweiten Punkte nad deffen ganzem 
Umfange abgewiefen werben. 


Ar. 1491: 


Bedingung der Selbftftändigkeit eines Ereditvereines für die unmenbung 
bes Geſetzes vom 27. December 1880. R. 8. B. Rr. 151. 


Erkenntniß vom 19. September 1882, 3. 1815. 


Der f. f. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Creditvereines 
der Gemeinvefparcafje in Graz ca. Entfheitung der k. k. fteierm. Fin.- 
Landesrirection vom 24. Jänner 1882, 3. 14132 wegen verweigerter 
Anwendung des Gef. von 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 auf 
den genannten Creditverein, nad burdhgeführter 5. m. Berhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Guſtav Kokoſchinegg, dann des k. k. Min.-Secr. 
Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen."*) 


*) Siehe Entiheibungsgründe bei Nr. 1461. 
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Ar. 1492. 


Erwerbfteuer von gewerbömäßig betriebener Geldverleihung. — Ausmaß: 
der Erwerbfteuer. 


Erfenntniß vom 19. September 1882, 3. 1809. 


Der i. 1. V. ©. Hof hat Über bie Beſchwerde bes Franz Frenz 
aus Graz ca. Entfheidung der fteierm. k. k. Fin.Landesdirection vom 
1. März 1882, 3. 10234, betreffend die mit 52 fl. 50 fr. vom I. Semefter 
1874 vorgefchriebene Erwerbfteuer von der Beihäftigung mit Geldverleihung, 
nad durdgeführter d. m, Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr.. 
Julius Kofjek, fowie des FE, k. Min.Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird al8 unbegründet abgewieſen. — Ein 
Erſatz der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“ *) 


Qr. 1493. 


Bann eine flempelfreie Handelscorrefpondenz angenommen werden Fann? 
Erkenntniß vom 19. September 1883, 3. 1816. 


Der E k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerbe des Alexander 
Schwertafjet, in Firma Ludwig Schwertaffels Nachfolger in Prag ca. 
Entſcheidung des }. k. Finanz-Dlin. vom 28. November 1881, 3. 22731, 
betreffend die Vorfchreibung eines erhöhten Gebührenbetrages von 1168 fl. 
91 kr., wegen Annahme ungeftempelter Kaufe und Beftelliheine, dann 
Schuldanertennungen von nicht Handel- und Gewerbetreibenden, nad durch⸗ 
geführter 8. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Sigmund 
Grab, dann des k. . Min.Vice⸗Secr. Ritter v. Frofhauer, zu Recht 
ertannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erjag der Koſten des Verfahrens wird nicht auferlegt."**) 


Mr. 1494. 


Die Frift des 5. 77 des Geb. Gef. ift eine Falffriſt. 
Ertenntniß vom 19. September 188%, 8. 1817. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Jaromir Grafen 
Czernin von und zu Chudenitz ca. Entfheidung des k. k. Finanz⸗Min. 


*) Eiche Entiheibungsgrünbe bei Nr. 16 (Band I, Jahrgang 1876/77) und 
bei Ar. 444 (Band III, Sabrgang 1874). 
**) Siehe Entieidungsgrüude bei Nr. 764 (Band IV, Sabrgang 1880). 
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vom 29. November 1881, 3. 31171 wegen verweigerter Abrechnung eines ' 
angeblich vom Fideicommißnachlaſſe des Grafen Eugen von Czernin zu 
viel entrichteten Gebührenbetrages von 710 fl. 25 fr., bei der von Allod- 
nachlaffe ebendesfelben zu entrichtenden Crbgebühr, nach durchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung ded Adv. Dr. Auton Spigner, dann 
des f. f. Min.»-Bice-Seer. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der Koſten des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Der am 11. Yuli 1868 verflorbene Graf Eugen v. Czernin von 
und zu Chudenitz hatte nebft Fideicommißgütern aud ein Allodvialvermögen 
hinterlafjen. — Auf Grund des vom k. k. Landesgerichte in Prag unternt 
3. Mai 1873, 3. 11520 mitgerbeilten Ausweifes über den Stand des 
Fideicommißnachlaſſes, wonach derfelbe an die Allodmaſſe den Betrag von 
234.916 fl. 30 fr. jchuldete, war Seitens des Prager Gebührenbemeflungs- 
amtes ter reine fiveicommifjariihe Nachlaß mit 3.333.810 fl. 18 k De. W. 
angenommen, hievon eine Gebühr pr. 107.272 fl. 62'/, fr. bemeſſen und 
biefelbe ratenweije im Taufe der Yahre 1874 und 1875 einbezablt worden. 
— Die Gebührenbemeflung vom abgefontert abgehandelten Allopnachlaffe 
fand auf Grund des Seitens des k. k. Landesgerichtes in Prag unterm 
8. Jänner 1878 verlaß- und ſubſtitutionsbehördlich richtig geftellten eines» 
ftättigen Bermögensbelenninifjes ftatt, wonach der reine Allodnachlaß ſich 
mit 1.664.699 fl. 49 fr. beziffert hatte und worin bie Forderung des 
Allodnachlaſſes an den Fideicommißnachlaß mir 291.731 fl. 91 kr. aus⸗ 
gewiefen war, daher um 56.815 fl. 61 fr. höher, als dieſe Forterung 
bei der Abhandlung des Fideicommißnachlaſſes ald Schuld gegenüber dem 
Ulleonaclaffe angenommen war. 

Die vorliegende Beſchwerde ftellt, wie dies auch in abminiftrativen 
Verfahren Seitens des Bejchwerdeführers, jedoch ohne Erfolg geſchah, vor 
dieſem Gerichtshofe den Anſpruch, daß nachdem die bei Abhanplung des 
Allodnachlaſſes feitgeitellte Ziffer ter Forderung vesfelben an den Tyibei- 
commißnadylaß die richtige uno dadurch die vom leßtermähnten Nachlaffe 
entrichtete Gebühr ſammt Zuſchlag um 710 fl. 25 fr. zu hoch bemeſſen 
war dieſer ungebührlich entrichtete Betrag durch Gutrechnung, bezw. Ab⸗ 
fhreibung an der vom Allodnachlaſſe zu entrichtenden Gebühr zurüd- 
vergütet werde. 

Das k. k. Finanz Min. hat jedoch in der angefochtenen Entſcheidung 
biefen Anſpruch nah 8. 77 des Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. 2. 
Nr. 50 abgelehnt, weil die in der gedachten Gefegesftelle feitgefegte Fall⸗ 
frift zur Nüdftellung gezahlteer Gebühren audh außer dem alle eined 
Irrthums over Rechnungsverftoßes entgegenfteht. 

Gegen diefe Abweiſung ift die vorliegende Beſchwerde gerichtet, weil 
fie meint, daß die im adminiftrativen Wege eingebradten Recurje nicht 
gegen die Bemefjung der Gebühren vom Fideicommißnachlaſſe, fondern 
gegen jene vom Allodnachlaſſe gerichtet waren und durch biefelben fein 
Ruückerſatz geforderi, fonvern nur die Einftellung correfpondirender Activ⸗ 
und Paſſiopoſten mit gleihen Beträgen begehrt worden fei. — Es könne 
daher der $. 77 des Geb. Gef. nicht vorgefhügt werden, weil nur bie 
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“ verweigerte Ermäßigung der Gebühr vom Allobnadlaffe um ven Be 
trag von 710 fl. 25 fr. angefochten werte, welche Abweiſung umſemehr 
geſetzwidrig fei, da Graf Yaremir Ezernin Erbe ſowohl des Fideicommiß⸗ 
wie des Allodnachlaſſes, ſomit ſowohl Schuldner wie Gläubiger jet, daher 
die Üctivforderung nicht höher als die gegenüberfichente Paſſivpoſt ver- 
anfchlagt werden dürfe. 

Der B. ©. Hof vermodte in dem Vorgange der Finanzverwaltung 
eine Geſetzwidrigkeit nicht wahrzunehmen, — Nah 8. 618 des a. b. G. 2, 
ift ein Fideicommiß (Familienfiveicommiß) eine Anordnung, fraft melder 
ein Vermögen für alle künftige, oder doch für mehrere Geſchlechtsfolger, 
als ein unveräußerlihe® Gut der Familie erflärt wird. — Der 8. % 
bes kaiſ. Patentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. B. Nr. 208 verfügt 
deshalb auch, daß wenn ber Berftorbene außer feinen freivererblicyen Ber: 
mögen ein Fideicommiß bejeflen hat, „die verſchiedenen Erbſchafts— 
maffen“ ber der Abhandlung ganz abgefendert behandelt werden müllen 
und nah 8 224 desſ. Putentes ift, wenn das Fideicommiß an die Ale 
dialverlaffenfihaft einen Erfag zu leiften oder von ber leßteren zu fordern 
bat, terfelbe und zwar felbft dann auszuweiſen, wenn alle Allodial» und 
Fideicommißvermögen des Erblaſſers dem nämlichen Erben zufält. 

Diefen gefeglihen Anordnungen hat das k. F. Landesgericht in Prag 
als Fideicommiß- und Berlaffenfchaftsabbandlungsbehörde bei dem Tode 
des Grafen Eugen von Czernin entfprochen; es find demnach auch fowohl 
bezüglich des Fireicommißvermögens, wie des Allodialnadylafjes abgeſon⸗ 
derte Einantwortungen erfolgt und wurten über jede Erbſchaftsmaſſe be 
fontere Nachlaßnachweiſungen an tie Finanzbehörde zur Gebührenbemeflung 
geleitet. 

Aus ven citirten gejeglihen Anordnungen folgt aber aud vom 
Gebührenftantpunfte, daß an ten Befchwerpeführer Grafen Jaromir Czernin 
als Fideicommiß- und Univerfalerben des Allodnachlaſſes zwei Vermögens— 
übertragungen ftattgefunden haben, nämlich jene des Fideicommißvermöqgens 
der gräflihen Familie Czernin von und zu Chudenig und jene des Alod- 
nachlaſſes des Grafen Eugen von Czernin. — Bon beiten Bermözend 
übertragungen find die Gebühren bereits endgiltig bemefjen, die Gebühren 
für die Uebertragung des Fideicommiſſes aud bereits einbezahft worden. 

Nachdem ein Rechtsanſpruch auf Compenfation der von einer Ber 
mögensübertragung in einem höheren, ald dem gefetlichen Betrage bemefienen 
Gebühr, dur‘ Abrechnung bei der Gebühr von einer anderen Vermögens⸗ 
übertragung an und für fi im Gefege nicht begründet ift, fo kann fid 
im vorliegenden Falle die Entfcheivung nur darauf bejchränfen, ob, nad 
dem die Beichwerde die vom Fideicommißnachlaſſe vorgefchriebene Gebühr 
um 710 fl. 25 fr. zu body bemefien erachtet, eine Gebührenrüdvergätung 
dieſes vermeintlich ungebührlich entrichteten Beirages derzeit geſetzlich noch 
gefordert werten Fönne. 

Nah 8. 77 des Gebührengef. vom 9. Februar 1850 fann bie Zu 
rüderftattung einer nad dieſem ©efege ungebuͤhrlich entrichteten Abgabe 
dann gefordert werden, wenn 1) die Bemeſſung eines höheren als des 
geſetzlichen Betrages durch einen Irrthum oder einen Rechnungsverftoß 
erfolgte und wenn 2) nebftvem feit der erfolgten Zahlung der Abgabe 
noch nicht drei Jahre verfloffen find. 
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Die Beſchwerde behauptet, es fei bei der Gebührenbemeflung von 
dem Fideicommißvermögen die Schuld des Fideicommiſſes an ven Allod» 
nachlaß mit 234.916 fl. 30 fr. um den Betrag von 56.815 fl. 61 fr. 
zu gering angenommen worden. — Allein wenn auch ein Irrthum bei 
ber Abhandlung des Fideicommißnachlaſſes ſtattgefunden hätte, fo wäre 
biefer Umftand im vorliegenden alle irrelevant, es könnte fchon deshalb 
der Rechtsanſpruch auf die verlangte Gebührenreftitution Seitens des 
V. ©. Hofes nicht zuerkannt werben, weil ber gedachte Anſpruch erft in 
der Eingabe an das Gebührenbemeflungsamt in Prag dto. 10., praes. 
12, December 1879 geftellt, die Gebühr vom Fideicommißnachlaſſe aber, 
wie actenmäßig vorliegt, ſchon im Jahre 1875 volftändig einbezahlt 
worden, mithin die dreijährige Yalfrift zur Gebührenrüdforderung bereits 
abgelaufen war. 

Dem Befchwerbebegehren konnte demnach nicht flattgegeben werben. 


Ar. 1495. 


Bemeindewahlen in Dalmatien. 
Erkeunntniß vom 20. September 1888, 3. 1471. 


Der k. 1. V. ©. Hof bat Über die Beichwerde des Antonio Andreis 
und Genoſſen ca. Entfheidung der f. f. dalmat. Statthalterei vom 8. Nor 
venıber 1881, 3. 14147, betreffend die Gemeindeausfhußwahlen in der 
Wahlſection Almıffa, nad) durchgeführter 8. nı. Verhandlung und Anhörung 
tes Adv. Dr. Joſef Kopp, dann des f. E, Diin.-Secr. Dr. Robert v. Hör- 
mann, zu Recht erfannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird na $. 7 des Geſetzeé 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurden die vom II. und L. 
Wahllörper der erſten Fraction (Almiſſa) der Ortsgemeinde Almiſſa am 
22. Juni 1881 vorgenommenen Gemeinderathswahlen über die von ben 
Wählern Dr. BL. Karzotic und Genoſſen eingebrachten Einwendungen für 
ungiltig erllärt. Bezüglich des II. Wahlkörpers erfolgte die Annullirung 
deshalb, weil die Statthalterei die von der Wahlcommifflon verfügte Zu« 
rüdweifung von ſechs Wählern für ungefeglich bielt und weil viele Zu- 
rüdweifung von entfcheidendem Einfluffe auf das Wahlrefultat fein konnte, 
da von den als gewählt proclamirten Kandidaten zwei 34 und einer 33, 
bie Gegencandidaten aber 28 Stimmen erbalten hatten, da ferner von 
den ausgefchloffenen Wählern drei für die unterlegenen Kandidaten flimmen 
zu wollen erflärt hatten, während bei den drei andern gegen die Unordnung 
des Luandesgef. vom 3. März 1873, 8%. ©. B. Nr. 19, zu 8. 26 der 
Sem. -Wahl-Ordg. die Angabe ihrer Candidaten unterblieben war. Die 
Wahl des I. Wahlkörpers wurde darum annullirt, weil, nad) der Meinung 
der Statthalterei ungefeglicher Weife, vier Wähler, die für die al® gewählt 
proclamirten Candidaten geftimmt hatten, zugelaflen, dagegen ſechs Wähler 
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fiber die durch leinerlei Nachweis unterflägte Behanptung ber Statthafterei, 
daß Deskovic notoriſch in Luffin piccolo wohne, nicht in Betracht gezogen 
werden kann. 

Der Ausfprudy der Statthalterei, daß die Zurädweifung tes Bes 
vollmädtigten Nıtolic geſetzwidrig geweſen fei, war daher nicht begründet. 

2) Ivan Bauk, welder als Bräjes der Kirhenverwaltung für bie 
Himmelfahrtölirhe in Rogasnica erjchienen wer, wurde zurädgewiefen, 
weil die Kommilfion ein von ihm vorgewiefenes bifchöfliches Decret vom 
Jahre 1872 über feine Ernennung zum Präfes nicht mehr ald einen 
giltigen Beweis dafür, daß er aud zur Zeit der Wahl noch Präſes war, 
anerfannte und weil ein Beweis dafür, daß die Unterzeichner einer von 
Dank producirten Vollmacht wirklich Mitglieder der Kirchenverwaltung 
feien, nicht beigebradyt wurde. 

Der B. ©. Hof fand dieſe Zurüdweifung gerechtfertigt, da mit 
Rückſicht anf die Yunctionsdauer der Mitglieder der Kirdyenvermwaltung 
(Punkt 7 des vorerwähnten Regulativs von 1819) eine im Jahre 1872 
erfolgte Beitellung im Jahre 1881 jedenfalls erlofchen war und weil der 
Eommiffion nah 8. 26 der Gem.⸗Wahl⸗Ordg. das Recht nicht beflritten 
werden kann, über die Eigenfchaft der Auafteller ver probucirten Vollmacht 
als Mitglieder ver Kirchenverwaltung einen Nachweis zu fordern. 

3) Jakob Bulic erſchien ald Präfes der Kirchenverwaltung für 
die Pfründe bes heiligen Sacraments in Zalulad, — Seine Zurüd- 
weilung wirb damit begründet, daß zwar in der probucirten Bollmadt der 
Präfes der Kirchenverwaltung zur Bertretung ermädtigt wurbe, daß aber 
für dieſe Eigenſchaft des Bulic kein Beweis beigebracht worden fei. 

Diefe Begründung ift unrichtig, weil in der dem Wahlacte beiliegen- 
den Vollmacht felbft Bulic als Präfes der Kirchenverwaltung bezeichnet 
und zur Vertretung ermächtigt wird, was fowohl zum Beweije dafür, daß 
Bulic Präfes ift, ald auch abgejehen von dieſer Eigenſchaft zum Nachweiſe 
feine® Vertretungsrechtes genügt. (8. 6 der Gem.⸗Wahl⸗Ordg.) Die 
Zurüdweifung war daher geſetzwidrig und die Statth.-Entfcheidung in 
dieſem Punkte begründet. 

4) Ivan Jelic wurde als Vertreter feiner Frau Mara Yelic, geb. 
Benkovie, zurüdgemiefen, weil der Name ihres Baterd nicht angegeben 
und fie felbit der Kommifflon unbefannt war. Der V. ©. Hof erachtete 
diefe Zurüdweifung deshalb als gerechtfertigt, weil ein Nachweis darüber, 
daß Yelic der Gatte ver Wählerin fei, nicht erbracht wurde. ($. 26 ber 
Sen.-Wahl-Ordg.). | 

5) Ivan Zafra des jel. ‚Georg wurde zurädgemiefen, weil zwei 
dieſes Namens eriftiren, wovon einer im III. und einer im 1. Wahltörper 
eingetragen ift und weil al® nicht mit Beſtimmtheit bekannt angenommen 
wurde, welchem von ihnen das Wahlrecht im erſten Wahlkörper zuſtehe. — 
Die Statthalterei bemerkt in der Gegenſchrift, die Zurückweiſung wäre 
nur dann gerechtfertigt geweſen, wenn ſich im J. Wahlkörper zwei Perſonen 
dieſes Namens gemeldet hätten, oder wenn der einzige Erſchienene ſeine 
Stimme ſchon im III. Wahlkörper abgegeben hätte. Da jedoch dies nicht 
ber Fall war, ſei die Nichtzulaſſung des erſchienenen Wählers nicht ge⸗ 
rechtfertigt geweſen. 

Der V. G. Hof vermochte dieſe Anſicht nicht als richtig anzuerkennen. 
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Da bie Ioentität des Erfchienenen mit dem im I. Wahlkörper eingetragenen 
Wähler wegen der doppelten Eintragung desfelben Namens in der Wähler- 
lifte jedenfall zweifelhaft war und weil dafür, daß der Erjbienene der 
im I. Wahlförper Wahlberechtigte war, feinerlei Beweife beigebracht wur⸗ 
den, muß die Entfcheidung der Wahlcommiffton als gerechtfertigt angefehen 
werben. 

6) Anton Franceschi, der als Bertreter der Erben nach Joſef 
Puovic erfhien, wurde zurüdgewiefen, weil die für den minderjährigen 
Anton Puovic von ter Mutter und Vormünderin Cornelia ausgeftellte 
Bollmadt von dem Mitvormunde Ivan Branceschi nicht mitunterzeichnet 
war. Dieſe Berfügung war ungerechtfertigt, da nad) den 88. 212—214 
des a. b. ©. B. die Austellung einer ſolchen Wahlvolmadht der Mit 
wirfung des Mitvormundes nicht bedarf. Im diefem Punkte war daher 
die Statth.-Entfcheidung begründet. 

Hieraus ergibt fi für den I, Wahltörper folgendes Refultat:- Bon 
den 26 Stimmen, weldhe ben als gewählt proclamirten Kandidaten zu⸗ 
gerechnet wurden, find 4 Stimmen ber geſetzwidrig zugelaflenen Wähler 
abzurechnen, dagegen ift 1 Stimme (de8 Franceschi noe. der Erben Puovic) 
zuzuzählen, es erübigen daher 23 Stimmen. — Den 19 Stimmen der 
in der Minderheit gebliebenen Candidaten ift 1 Stimme des gefeßwidrig 
zurüdgemiefenen Vulie (13, Punkt 3) zuzurechnen. — Es ergibt ſich da= 
ber zu Gunſten ber ald gewählt proclamirten Kandidaten noch immer ein 
Stimmenverhältniß von 23 gegen 20. — Diejenigen Verfügungen ber 
Wahlcommiſſion, welde der B. ©. Hof als ungefeglidh erfannte, waren 
daher auch im I. Wahlkörper ohne entfcheidenden Einfluß auf das Refultat. 

Hienach mußte die angefochtene Enticheidung, womit die erwähnten 
Wahlen wegen Wlterirung des Wahlergebniffes durch ungefegliche Ber- 
fügungen der Wahlcommiffion ungiltig erflärt wurden, nad 8. 7 des 
Gef. von 22. October 1875 aufgehoben werben. 


Wr. 1496. 


Die Frage, wem ein Kirchen: ober Pfründenpatronat zukomme, bezw. 

wen die MB atronatslaft obliege, Tann von der Gultusverwaltung nur pro= 

viforifh und nicht mit Ausfhluß bee Rechtsweges definitiv entſchieden 
werden. 


Erkenntniß vom 21. September 1882, 3. 1472. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat über die Befchwerde des Fürſten Alfred 
von Montenuovo ca. Entſcheidung des k. k. Min. für Eultus und Unter- 
richt vom 6. November 1881, 3. 19176, betreffend die Leiftung eines 
vom nieder-öfterr. Religionsfonde vorfhußweife beftrittenen Patronatsbei⸗ 
trages für Baulichkeiten an der Bfarrfirde in Galbrunn, nad durch⸗ 
geführter 5. m. Verhandlung und Anhörung bes Adv. Dr. Joſef Stöger, 
dann des FE. Min.⸗Vice⸗Secr. Frhrn. v. Jacobi d'Eckholm, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad $. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 
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Entiheidungssründe. 

Mit der angefochtenen Entiheidung des f. !. Min. für Eultus und 
Unterrigt wurde in Beflätigung der Entſcheidungen der Bezirkehauptmann⸗ 
fhaft Bruck a. d. Leitha und der nieder-öflere. Etatthalterei erfannt, daß 
die Pfarrtirhe zu Gallbrunn dem Patronate des Fürſten Alfred Monte⸗ 
nucvo, als Befiter des Gutes Margarethen am Moos, uaterliege, daß 
denfelven die Baulaft rüdfihtlih dieſer Kirche treffe und daß er die für 
Bauherſtellungen vom nieder-öfterr. Religiensfonde vorſchußweiſe beftrittenen 
Batronatsanslagen im Betrage von 2374 fl. 40 fr. jenem Fonde zu er« 
fegen habe. — Diele Entſcheidung ftägt fib lant ihrer Motivirung weient- 
{ih darauf, daß eine Borbefigerin von Wargareıken am Moos (Gräfin 
Harſch) in einem mit der Eongregation ver Barnabiten abgefchlofjenen, 
firhlih und flaatlih genehmigten Zransacte vem 14. Yuni 1745 fid 
das Patronatérecht bezüglid der tamaligen Kapelle in Galbrunn vor⸗ 
behalten babe, daß fpäter, werer bei der erfolgten Erweiterung dieſer 
Kapelle zu einer Kirhe und Erhebung dieſer legteren zu einer Pfarre, 
noch fonft eine Aenderung dieſes Rechtsverbältniſſes eingetreten fei, daß 
der Beſtand tiefes Patronate® auch fpäter anerfannt und daß deshalb auch 
mit einer Entfheitung des Wiener Kreidamte® vom 11. April 1323 die 
damalige Gutsherrſchaft zur Darthuung ibrer Anfprüde an die Gemeinde 
Gallbrunn (wegen Beftreitung der ganzen Bauauslayen) auf den Rechts⸗ 
weg gewiefen worden fei. — Diefe Entfheitung wurde als eine definitive, 
die Betretung des Rechtsweges in der Sache ausfchliehende erlaflen. 

In der Beſchwerde wird zunächſt tie Competenz der Verwaltungs» 
behörden in der Sade beftritten, weil es fih nicht um die Frage, ob bie 
Kirche zu Gallbrunn einem Patronate überhaupt unterliege, oder ob das 
freie Verleihungsrecht des Biſchofs eintrete, fondern darum handle, wen 
das Patronat zukomme, bezw. die Patrenatslaft oblıege, über welche Trage 
nah 8. 33 des Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 die ricıter- 
liche Competenz eintrete. 

Der V. G. Hof fand dieſe Einwendung, inſoweit ſich dieſelbe gegen 
die Competenz der Verwaltungsbehörden zur definitiven Entſcheidung handelt, 
begründet. — Angeſichts des Wortlautes des 8. 33 des cit. Geſ., wonach 
nur Streitigkeiten über die Frage, ob eine Kirche oder Pfründe einem 
Patronate unterliege oder ob hinſichtlich der letztern das freie Beſetzungs⸗ 
recht des Biſchofs eintrete, der ſtaatlichen Cultusverwaltung zugewieſen 
find, dagegen ausgeſprochen iſt, daß bezüglich der Trage, wen ein Kirchen⸗ 
oder Pfründenpatronat zukemme, die richterliche Competenz eintrete, kann 
von ber Cultusverwaltung das Recht zur definitiven, den Rechtsweg aus⸗ 
liegenden Entſcheidung in Fällen der legtern Art, zu welden der vor- 
Tiegende ohne Zweifel gehört, nicht in Anfprudh genommen werden und e8 
war Daher in dem gegenwärtigen Yalle für die Verwaltungsbehörden nur 
der Anlaß zu einer proviforıfhen Anorbnung im Sinne des 8. 56 des 
Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. 3. Nr. 50 gegeben. 

Da nun die angefochtene Entſcheidung als eine definitive, den Rechts⸗ 
weg ausjchließenve, erlaffen wurde, mußte diefelbe aus dieſem Grunte nad 
8. 7 de8 Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 
aufgehoben werden und e8 entfiel hiedurch für den V. ©. Hof die Veranlaſſung, 
auf den meritorifhen Inhalt der Beſchwerde und der Entſcheidung einzugeben. 


Beiloge ber Juriſtiſchen Blätter. 











Nr. 1497. — Ert. v. 22. September 1882, 3. 1454, 417 


Qr. 1497. 


Bei geimatbelofen. deren Staatsbürgerſchaft in Brage geftelt it, muß 
der Entfheidung über die Bumeifung zu einer Gemeinde der competente 
Ausfprud über die Stantsbürgerfchaft des Zuzuweiſenden vorausgehen. 


Erkenntniß vom 22. September 188%, 3. 1454. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ber Gemeinde Holic 
in Mähren ca. Entfheidung der k. k. Statthalterei in Brünn vem 14. Oeto⸗ 
ber 1881, 3. 17010, betreffend die Heimathszuſtändigkeit des Daniel Fried⸗ 
berg, nad burdgeführter d. m. Berbandlung und Anhörung des Abo, 
Dr. Johann Hynek, dann des k. k. Min.-Rathes Dr. Ritter v. Helm, 
enblih des perfönlich erſchienenen mitbetheiligten Daniel Friedberg, zu 
Recht erfamnt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nad) $. 6 des Geſetzes 
vom 22. Detober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen mangels» 
haften Verfahrens aufgehoben und die Sade zur Behebung der 
Mängel und neuerliden Entſcheidung an die VBerwaltung®- 
behörde zurüdgeleitet." 


Eniſcheidungsgründe. 


Der in Berlin geborene Daniel Friedberg kam mit ordentlichem 
Reiſepaſſe in's Ausland verſehen nach Groß⸗Wardein, wo er ſich am 
14. April 1843 freiwillig gegen Handgeld auf zehn Jahre zum 37. k. 
Linien-Infanterieregimente aflentiren ließ, ohne daß er babei einer Gemeinde 
oder einem Bezirke gutgejchrieben worden wäre. — Nach feiner mittler- 
weile in Sebenico erfolgten Verehelihung wurde er im Kegimente zum 
Stabsfeldwebel befördert, — dann im Yahre 1871 zur Geniebirection 
neh Olmütz überfeßt, dort am 1. April 1873 Iaut Zuſchrift des k. k. 
Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 20. Februar 1880, 3. 106, Abth. 4, ale 
in die Kategorie der Reſervations- und Patentalinvaliden nicht gehörig, 
als Gagift des k. k. Heeres mit Penfion in den Ruheftand verjegt. — 
Nachdem er noch drei Wochen in der Kaferne zu Olmütz gewohnt hatte, 
trat er am 20. April 1873 in den Dienft zu Paul Primaveft als Auf- 
jeher auf deſſen Werkhofe bei Holic, wo er mit feiner Familie ven Auf⸗ 
enthalt bis Ende des Yahres 1874 genommen hat. — Hierauf hielt er 
ih durch fünf Monate in Klofter- Hradifh bei Olmütz auf, bis er am 
1. Juni 1875 nad Horn, feinem derzeitigen Wohnfige, überfiebelte. 

Beim dortigen Gemeindeamte ftellte er am 31. December 1875 das 
Erſuchen um Einleitung der Erhebungen zum Zwede der Sicerftellung 
feiner Zuſtändigkeit, wobei er zu Protokoll erflärte: „Obwohl ich durch 
dreißig Jahre im öſterr. Militärvienfte geftanden und vom öſterr. Staate 
eine Penfion genieße, jo wurde ih doch niemald von meiner Hei⸗ 
mathögemeinde (Berlin) entlaffen.” — Nah vielfeitigen Erhebungen 
wurde Daniel Friedberg von der k. k. Bezirlshauptmannfhaft Olmütz 
mit Entfheitung vom 4. Auguft 1881, 3. 4343 im runde ter 
SS. 18, 19 lit. b des Heimathögef. vom 3. December 1863, R. G. 2. 
Nr. 105 als heimathslos der Gemeinde Holic als dahin zufländig zu. 
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gewiefen, weil er ſich bort länger als ein halbes Yahr aufgehalten, bevor 
feine Heimathezuftändigfeit fraglid” geworben if. — Ueber Recurs der 
Gemeinde Holic bat die k. k. Statthalterei in Brünn mit Erlaß vom 
14. October 1881, 3. 17010, ohne über bie Staatsangehörigfeit des 
Daniel Friedberg zu erkennen, lediglich die Entſcheidung ver I. Inſtanz 
beftätigt, mit der weiteren Begründung, daß mit Rückſicht darauf, daß 
Daniel Friedberg ununterbroden vom Jahre 1843 bis 1873 im U. f. 
Heere Dienfte geleiftet und demnach auf den Yortbezug des Nuhegehaltes 
Anfprud hat, ſowie auch mit Rückſicht darauf, daß berfelbe der preußifchen 
Stantsangehörigfeit nad den bortlands in Geltung ftehenden Vorſchriften 
durch feinen mehr als zehnjährigen Aufenthalt im Auslande verluftig ge⸗ 
worden ift, das öſterr. Staatsbürgerredht demfelben umfoweniger bean« 
flandet werden könne, als kein Grund vorliegt, ihn aus ben öſterr. 
Staaten auszuweiſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung richtet ſich die Beſchwerde der Gemeinde 
Holic, in welder vor Allem das öſterr. Staatsbürgerreht des Daniel 
Friedberg beftritten wird. — Da nad $. 2 tes Gef. vom 3. December 
1863, R. ©. B. Nr. 105 nur Staatsbürger das Heimathsrecht in einer 
Gemeinde erwerben können und nad $. 18 desſ. Geſetzes Heimathsloſe in 
ber Gemeinde, welcher fie zugewieſen wurben, bis zur Ausmittlung ihres 
Heimathsrechtes oder Erwerbung eines andern ſolchen Rechtes als heimaths⸗ 
berechtigt zu behandeln find, muß bei Perfonen, deren Staatsbürgerjchaft 
in Frage geftellt ift, der Entſcheidung über bie Zumweifung zu einer Ge⸗ 
meinde ber competente Ausſpruch über die Stantsbürgerjchaft des Zuzu⸗ 
weiſenden voraudgehen. 

Da nun Daniel Friedberg in Preußen geboren ift und eine aus⸗ 
brüdliche Verleihung bes öoſterr. Staatsbürgerrechtes an ihn von Teiner 
Geite behauptet wird, fo muß darin, daß über die Vorfrage der Staats» 
bürgerjchaft Friedbergs nicht inftanzmäßig entfchieden wurde, eine Ber⸗ 
legung wefentliher Formen des Aominiftrativverfahrens erkannt und da⸗ 
ber die angefochtene Entſcheidung nah $. 6 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 86 aufgehoben und die Angelegenheit 
zur Behebung dieſes Mangels und neuerlichen Entſcheidung an die Ver⸗ 
waltungsbehörbe zurüdgeleitet werben. 


Ar. 1498. 


Die im 8. 42 der böhm. Gem. Ordg. ausgeſprochene Ungiltigkeit ber 

gefaßten Beſchlüſſe einer Gemeindevertretung tritt überhaupt dann ein, 

wenn bei Einberufung derfelben zur Sitzung nicht alle in der bezogenen 
Gefegeöftelle vorfommenden Behtimmungen beobachtet worden find. 


Erkenntniß vom 22. September 1882, 3. 1799. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Stabtrathes 
unb der Gemeindevertretung der Stadt Schüttenhofen ca. Erlaß des böhm. 
Landesausſchuſſes vom 3. November 1881, 3. 25330, betreffend die Ent» 
laflung des Gemeindearztes Engelbert Matous, nach durchgeführter d. m 
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Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Edmund Markbreiter, zu Recht 
erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgrüude. 


Der Bürgermeifter ber Stadtgemeinde Schättenhofen Hat mittelft Circu⸗ 
lars vom 21. Februar 1881 die Mitglieder des Gemeindeausſchufſes zu 
einer ordentlichen Sigung anf den 28. Februar 1881 um neun Uhr Früh 
eingeladen, unter Mittheilung des Programmes ber Verhandlung, auf 
weldhem als der fünfzehnte Punkt „vie Erledigung einer vom Stabtrathe in 
Antrag gebrachten Perjonalangelegenheit" geftelt war. — Die Abhaltung 
biefer äffentlihen Sigung wurde auch durch bie übliche Kundmachung in 
der Gemeinde verlautbart. — In ben erwähnten Antrage empfahl ber 
Stadtrath dem Gemeindeausſchufſſe die Entlafinng des nicht flabil, fondern 
blo8 gegen Remuneration angeftellten, jederzeit amoviblen Gemeindearztes 
Engelbert Matous zu bejchliegen, und zwar geſchah dies mit dem Beiſatze, 
daß, falls der Gemeindeausſchuß die Entlafjung nicht befchließt, der Stadt⸗ 
rath fofort refigniren würde. 

Bei Beiprechung diefes Antrages im Gemeindeausfchuffe wurde ver 
erwähnte Zuſatz als eine Beſchränkung der freien Abſtimmung angefehen, 
daher der Antrag nit zur Abflimmung gebracht, fontern der Bürger» 
meifter erfucht, mit dem Stabtrathe wegen Mobdificirung dieſes Antrages, 
reſp. Weglafſung des Zufates aus demfelben zu verhandeln und dieſen 
Gegenftand eheſtens und zwar in einigen Tagen dem Ausfchuffe wieder 
vorzulegen, aus welchem Anlaſſe die Verhandlung über diefen Gegenftand 
für die nächſte, längfiens bis Ende des Monates Februar 1881 abzu- 
haltende Gemeindeausſchußſitzung vertagt worden ift, 

Mit dem Circular vom 28, Februar 1881 berief der Bürgermeifter 
in Schüttenhofen die Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes zu einer aufßer- 
ordentlihen Signng anf denfelben Tag um vier Uhr Nachmittags, in 
welder als Gegenftand ber Verhandlung vie in der legten Situng bes 
Gemeindeausſchuſſes nicht erledigte Angelegenheit auf die Tagesordnung 
geftellt war. — Die fonft üblihe Kundmachung dieſer öffentlichen Ge⸗ 
meindeausſchußſitzung ift unterblieben. 

In dieſer Sitzung des Gemeindeausſchufſes, von welcher vier Mit⸗ 
glieder mit Entſchuldigung, ſechs Mitglieder ohne Entſchuldigung aus⸗ 
geblieben find, wurde der Antrag des Stadtrathes „auf Entlaſſung 
des Gemeindearzted Engelbert Matous, als ſich fonft der 
Stabtrath feine freie Entfhließung porbehalte,” von den zwanzig 
anwefenden Ausfchußmitglievern, von denen eines (ein Arzt) ſich der Ab⸗ 
fiimmung enthielt, einhellig angenommen und demzufolge Engelbert Matons 
von feiner Entlaflung unter Belaffung feiner bisherigen Bezüge noch durch 
drei Monate verftändigt. 

Der Bezirksausſchuß von Schüttenhofen hat, der int Necurfe bes 
Engelbert Matous erhobenenen Einwendung gegen ben formalen Vorgang 
bei Faſſung dieſes Gemeindeausfhußbefchluffes Folge gebend, die am 28. Fe⸗ 
bruar 1881 vom Gemeindeausſchuſſe beſchloſſene Entlaffung des genannten 
Gemeindearztes für ungiltig erklärt, weil bei Einberufung des Ausſchuſſes 
zur bezüglichen Sigung die Vorſchriften des 8. 42 der böhm. Gem. Ordg. 
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vom 16. April 1864 nicht beobachtet worden find. — Der böhm. 
Landesausſchuß hat diefe Entſcheidung beftätigt, mit ber weiteren Bes 
gründung, daß die Dringlichkeit des in der Sigung bed Gemeindeaus⸗ 
fhufles vom 28. Februar 1881 verhandelten Gegenſtandes nicht derart 
gegeben war, um von ber Borfchrift des $, 42 der böhm. Gem. Ordg. 
binfichtlih der Anberanmung der GSigung und wegen Belannigabe bes 
Berhandlungsprogrammes abzuweichen und daß weiter die Einwendung ber 
Stadtgemeinde Schüttenhofen unbegrünbet fei, daß bie Situng vom 28. Fe⸗ 
bruar 1881 blos eine aufßerorbentlihe und zwar eine Fortſetzung der⸗ 
jenigen vom 23. Februar 1881 gewefen fei; beun dad Geſetz Tennt 
einen folden Unterſchied nicht, überdies ſtehe die Abweſenheit von zehn 
Mitgliedern des Ausſchuſſes mit orbnungswidriger Anberaumung ver 
Sigung im Zufammenhange und fei diefer Umftand einer gränblichen Er⸗ 
wägung des Gegenſtandes im Wege geftanden. 

Diefe Entfgeitung wird durch vorliegende Beſchwerde angefochten. 
— Der B. ©. Hof konnte jedoch eine Geſetzwidrigkeit in der angefochtenen 
Entfgeivung nit erkennen. — Bor Allem muß hervorgehoben werben, 
daß der Fall der Dringlichfeit bes in der Gemeindeausſchußſitzung vom 
28. Februar 1881 zu behandelnden Gegenftandes Seitens des Bürger- 
meifters weder bei der Anberaumung berjelben, noch auch von der bes 
fhwerbeführenden Gemeinde im abminiftrativen Inſtanzenzuge überhaupt 
geltend gemacht worden ift. 

Erſt in der an ben V. ©. Hof gerichteten Beſchwerde wird bie 
Dringlichkeit des Gegenftandes behauptet, auf welden Umftand jedoch, 
abgefehen davon, daß bie Beurtheilung der Dringlichkeit des Verhandlungs⸗ 
gegenftandes dem freien Ermefien der Auffichtsbehörben über die Gemeinden 
überlaflen ift, der B. ©. Hof, welder mit Rüdfiht auf die Vorſchrift 
des 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 
auf Grund des in der letzten abminiftrativen Inftanz angenommenen That- 
beftandes zu erkennen bat, feinen Bedacht mehr nehmen könnte, 

Es war daher bei Anberanmung der Ausſchußſitzung auf den 28. Fe⸗ 
bruar 1881 die Regel des $. 42 der böhm. Gem. Ordg. vom 16. April 
1864 zu beobadten, wonad die Mitglieder zu den Ausſchußſitzungen drei 
Tage vor deren Abhaltung unter gleichzeitiger Belanntgabe des Verhand⸗ 
lungsgegenſtandes einzuberufen find. 

Die weitere Einwendung der Beſchwerde, daß die am 28. Februar 
1881 abgehaltene Gemeindeansfhußfigung blos eine Fortſetzung jener 
drei Tage vorher anberaumten Sigung vom 23. Yebruar 1881 gemefen 
ift, verdient feine Beachtung, zumal — abgejehen davon, daß bei ber 
gefonverten Anberaumung der Sigung vom 23. Februar 1881 biefelbe 
als eine ordentliche, jene vom 28. Februar 1881 als eine aufßer- 
ordentliche bezeichnet worden ift, jede biefer Sigungen nad Borfchrift 
des 8. 47 und 50 ber böhm. Gem. Ordg. vom Borfigenden eröffnet und 
geſchloſſen und über jede derfelben ein beſonderes Protofoll angefertigt 
worden ift, baher jede dieſer Situngen als eine ſelbſtſtändige, von ber 
anderen getrennte, anzufehen kommt. 

Wenn endlih die Beſchwerde behauptet, daß die im Abi. 3 dee 
8. 42 der böhm. Gem. Ordg. feftgefettte Ungiltigkeit der Befchlüffe eines 
Gemeindeausſchuſſes blos für den im Abf. 2 desſ. Paragraphen „vor- 
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geſehenen Fall der Einberufung des Gemeindeausſchuſſes durch eine hiezu 
unberufene Perſon, nicht aber für den Fall des 4. Alinea dieſes Para⸗ 
graphen eintreten ſoll, ſo muß dieſe Auslegung der bezüglichen Geſetzes⸗ 
ſtelle als unrichtig bezeichnet werden und tritt die im bezogenen 8. 42 
ausgeiprochene Ungiltigkeit der gefaßten Befchlüffe einer Gemeindevertretung 
überhaupt dann ein, wenn bei Einberufung zur Gemeindeausſchußſitzung 
nicht alle in ber bezogenen Gefetesftelle vorfommenven Beltimmungen be- 
obachtet worden find, da im Allgemeinen die Ungiltigfeit einer gegen eine 
gefegliche Vorſchrift unternommenen Rechtshandlung als die Regel angefehen 
werden muß und fomit nicht die Ungiltigkeit, ſondern bie gleihwohl troß 
der Nichtbeachtung einer gejeglihen Borjchrift in einem Falle zugelaſſene 
Giltigkeit einer ſolchen Rechtshandlung, einer befonveren geſetzlichen Feſt⸗ 
ſtellung bedarf. 

Auch iſt klar, daß die geſetzliche Anordnung wegen der Einberufung 
bes Gemeindeausſchufſes drei Tage vor der Abhaltung der betreffenden 
Sitzungen Feine praltifhe Bedeutung hätte, wenn bei Nichtbeobachtung 
diefer Vorſchrift die dafelbft ausgeſprochene Folge nicht eintreten follte. 
Es mußte daher die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Wr. 1499. 


Die den Directoren der Sparcafia gebührenden Bergütungsbeträge find 
nit als abzugsfähige Betriebsauslagen zu behandeln. 


Erkeuntniß vom 26. September 1882, 3. 1810. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde der galiz. Sparcafia 
in Lemberg ca, Entjheidung der galiz. k. & Fin.-Landespirection vom 
14. December 1880, 3. 495, betreffend die Einfommenftenerbemefjung 
für das Jahr 1879, nad) durchgeführter d. m. Verhandlung und An⸗ 
börung bes Adv. Dr. Ludwig Wolski, dann des E. k. Min.-Secr. Johann 
Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde wird deshalb erhoben, weil von dem nach dem 
Stande des Vermögens und Einkommens vom 31. December 1878 für 
das Jahr 1879 beſteuerten Einkommen der galiz. Sparcaſſa die Aus⸗ 
ſcheidung des Betrages pr. 4890 fl., welcher im Jahre 1878 dem Ober⸗ 
director und einem Director der Sparcafla, welche aus der Mitte der 
Dereinsmitglieder gewählt und Feine Beamten der Sparcafia find, als 
Entlohnung für den Zeitverluft für jeden Tag ihrer Functionen und zwar 
dem Oberdirector mit 10 fl. und dem Director mit 5 fl. täglih aus⸗ 
bezahlt wurde, verweigert wird. 

Der V. ©. Hof war nicht in der Rage, in dem angefochtenen Vor» 
gange der Steuerbehörbe eine Geſetzwidrigkeit zu erbliden. — Das 
Einkommen der beſchwerdeführenden Sparcafia unterliegt nämlich un« 
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Ar. 1500. 


Erwerbfteuer vom Betriebe eines Belbverleihgefchäftes. Ausmaß derfelben. 
Erkenntniß vom 23. September 1888, 3. 1811. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerbe des Stefan Wart- 
bichler aus Graz ca. Entſcheidung der fleierm. Fin.⸗Landesdirecton vom 
3. Februar 1882, 3. 17120, betreffend die bemfelben vom Jahre 1878 
angefangen mit 31 fl. 50 fr. vorgefchriebene Erwerbftener vom Betriebe 
bes Geldverleihgeſchäftes, nach ducchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht 
erlannt: 

nDie Befhwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“*) 


Ar. 1501. 


Als Berleiher der Pfründe ift nit der Patron, fondern in der Regel 
der betreffende Biſchof zu betrachten. Bur Tarifpoft 40 a bes Gef. vom 
13. Dersmber 1862. 


Erfenntniß vom 236. September 1888, 3. 1801. 


Der k. k. V. ©, Hof hat über die Beſchwerde des P. Bincenz 
Kleprlik, Dechantes in Reichenau a / ſt, ca. Entſcheidung bes k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 28. November 1881, 3. 26888, betreffend die Bemeſſung 
der Gebühren für die Verleihung von ÜBeneficien, nah burdgeführter 
z. m. Verhandlung und Anhörung des perfönlic erjchienenen Beſchwerde⸗ 
führers, dann des k. I, Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
ertannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Dem Beichwerbeführer P. Vincenz Kleprlit wurde, als einem auf 
dem Patronate des Johann Grafen Kolowrat⸗Krakowsky im Seeljorgeamte 
verwendeten Clienten, laut Zufchrift des biſchöfl. Eonflftoriums in Budweis 
vom 1. December 1868, 3. 6234 die Scloßcaplanftelle in Hrapifcht 
verliehen, von welder Berleihung dieſes mit einem Jahreseinkommen von’ 
735 fl. 62 fr. dotirten Beneficiums dem Beſchwerdeführer nady Tarife 
poft 40 a die Gebühr mit 46 fl. 25 fr. bemeflen und von bemfelben 
auch bezahlt worden ifl. Später erhielt diefer Beneftciat über Präfentation 
besjelben Patrones laut Zufchrift des bifhöfl. Eonfiftoriums in Königgräß 
vom 25. April 1872, 3. 2001 das in diefer Diöcefe befindliche Pfarr⸗ 


©) Siehe Entſcheidungsgründe bei Ar. 16 (Band I, Jahrgang 1876/77) und 
bei Nr. 444 (Band III, Iahrgang 1879). 
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benefictum im Katſcher und bat das k. k. Steneramt in Rofetnic von- der 
Verleihung diefes mit 442 fl. 53°), Tr. dotirten Deneficiums bie Gebühr 
mit 50 fr. vorgejchrieben, welche gleichfalls bezahlt ift. 

Als dann derfelbe Beneficiat zufolge Zuſchrift des biſchöfl. Conſi⸗ 
floriums in Königgräß vom 24. September 1878, 3. 5788 bie Dechantei 
in Reichenau verlieben erhielt, welche unter dem Patronate bes Zdenko 
Grafen Kolowrat ⸗Krakowsky, Rechtsnachfolgers des Johann Orafen Kolowrat- 
Krakowsky ſich befindet, iſt im Zuge ber Gebührenvorſchreibung von der 
Verleihung diefes letzten, mit einem Jahreseinkommen von 1052 fl. 58'/, fr. 
botirten Beneficiums unter Reafjumirung der früheren, bezüglich des Bene⸗ 
fieiums in Katſcher ftattgefundenen Gebührenbemeſſung die Gebühr folgender- 
maßen vorgefchrieben, reſp. richtig geftellt worden: Bon dem zehnfachen 
Jahreseinkommen des Pfarrbeneficiums Katfcher pr. 4425 fl. 35 fr. nad 
Scala III 28 fl. 75 fr. und biezu von dem Zehnfachen des Yahresein- 
fommens bes Beneficiums Neichenau pr. 10.525 fl. 85 kr., bezw. nad 
Abrechnung obiger 4425 fl. 35 kr., von dem hievon verbleibenden Reſt⸗ 
betrage pr. 6100 fl. 50 fr. nad Scala III die Gebühr pr. 38 fl. 75 kr., 
zufammen baher beide Gebühren mit 67 fl. 50 kr., welde Borfchreis 
bung, reſp. Richtigftellung vom k. k. Yinanzminifterium aufrecht erhalten 
worden ift. 

Durch die Beſchwerde wirb dieſe Entſcheidung in ber Richtung an- 
gefochten, weil von der leßtbemefienen Gebühr nicht auch bie für die Ber- 
leihung der Schlofcaplanei in Hradifh vom Beſchwerdeführer bezahlte 
Gebühr pr. 46 fl. 25 fr. zum Übzuge gelangte. Nach den Ausführungen 
der Beſchwerde foll der jeweilig präfentirende Kirhenpatron und nidt 
ber Bifhof als Dienftgeber des Beneficiaten betrachtet werben, weil nad 
canonifchem Rechte der Bifchof einen jeden qualificirten und vom Kirchen⸗ 
patrone gehörig präfentirten Priefter inveftiren muß, während der Biſchof 
feinen, auch den beftqualificirten Priefter ohne frühere gehörige Präfen- 
tation von Seite des Kirchenpatrones inveftiren darf, ausgenommen, daß 
der Bischof felbft das Bräfentationsreht ausüben würde, — und weil 
der Beſchwerdeführer obige drei Beneficien jedesmal von demfelben Kirchen- 
patrone, rejp. deſſen Rechtönachfolger erhalten, babe er nur bie Gebühr 
vom Mehrgenuffe zu entrichten, wie dies in ber Anmerk. 3 zur Tarif⸗ 
poſt 40 a vorgejchrieben ſei. 

Der V. ©. Hof vermag jedoch diefe Behauptung der Beſchwerde 
nit als im Geſetze begründet zu erachten. — Es handelt fi im vor- 
liegenden Falle um eine Gebühr, weldhe nach Vorfchrift der mit dem Gef. 
vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 veränderten Zarifpoft 40 a 
für die Uebertragung von geiftlihen oder weltlihen Aemtern u. ſ. w. 
nad dem Betrage aller mit der Bedienflung verbundenen Jahresbezüge 
mit Berückſichtigung des $. 16 des Geb. Gef. nah Scala III zu ent- 
richten ift, wobei laut Anmerk. 3 A zu biefer Zarifpoft die Ausnahme 
eintreten kann, daß „fal8 der Bedienftete von demſelben Dienftgeber oder 
feinem Rechtsnachfolger eine andere, gleich oder höher botirte Bebienftung 
erhält, im erfteren Galle nur die fire Stempelgebühr von 50 fr. von 
jedem Bogen, im zweiten Falle die Gebühr nur von dem Mehrgenuffe zu 
entrichten ift. 

Im Sinne bdiefer gejeglichen Beſtimmungen ift als Dienfigeber ber 
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jeweilige Berleiher des Amtes anzunehmen; daher ift im vorliegenven 
Halle nur der Bifchof als der Dienftgeber des Beſchwerdeführers zu be= 
traten. — Wenn auch ber Biſchof bei Belegung der Beneficten zu 
Katſcher und Reichenau an die Präfentation des Kirchenpatrones gebunden, 
fein diesfälliges Ernennungsrecht fomit beſchränkt geweſen war, fo ift e® 
doch unzweifelhaft, daß der hier allein maßgebenve, weil gebührenpflichtige 
Act der Uebertragung des mit jenem Beneficium verbundenen Seelſorge⸗ 
amtes, zumal biefelben zugleich Euratpfründen find, nur allein vom Biſchofe 
ausgeben Tonnte, 

Bon einer Berjährung, welche verjpätet erft in ber mündlichen Ver⸗ 
handlung eingewenbet wurde, Tann nad der Klaren Borfchrift des 8. 9 des 
Geſ. vom 18. März 1878, R. ©. B. Nr. 31 keine Rebe fein. — Es 
mußte daher die Beſchwerde ald unbegründet zurückgewieſen werden. 


) 


Ar. 1502. 


Freies Ermeſſen der Behörden bezüglich der Würdigung anugebotener Bes 
weife über den Dirt, wo ein Wechſel acceptirt wurbe. 


Erkenntniß vom 26. September 1882, 3. 1760. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Salomon Weiß 
ca. E. !. Finanz Min. anläßlich der Entfcheivung desfelben vom 6. April 
1882, 3. 5392, betreffend die Bemeflung einer Steigerungsgebühr pr. 
147 fl. von einem Wechfelaccepte, nad burchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Karl Lueger, dann des k. k. Min.-Bice- 
Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — Ein 
Koſtenerſatz findet nicht ſtatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Das k. k. Finanz-Min. hat mit der Entſcheidung vom 6. April 
1882, 3. 5329 dem Recurfe de8 Salomon Weiß in Bielig gegen die 
demfelben von dem ungeftempelten, von Heinrich Lasker in Breslau am 
11. Yuni 1881 über 3500 fl., zahlbar am 15. September 1881 aud«- 
geftellt, von Salomon Weiß in Bielit acceptirten und mittelft breier aus⸗ 
ländifcher Giri zulegt an das Bank» und Wechslergefchäft der nieder-äfterr. 
Escomptegejellihaft in Wien gelangten Wechſel mit 147 fl. vorgefchriebene 
und mit Entſcheidung der Finanzdirection für Schlefien vom 5. Jänner 
1882, 3. 12216 aufrecht erhaltene Steigerungsgebühr aus dem runde 
nicht flattgegeben, weil Recurrent den Beweis für die Behauptung, er 
babe den fraglichen Wechjel im Auslande acceptirt, nicht erbracht habe, 

Salomon Weiß bringt in feiner, beim V. ©. Hofe gegen obige 
Entſcheidung überreichten Beſchwerde, bie bereits im Inſtanzenzuge dem 
Finanz-⸗Min. vorgelegenen Doten, ald den Atteſt des Ausſtellers und 
äweier Zengen dto. Breslau 29. Jänner 1882, einen Antrag auf ämt- 
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liche Einvernahme der Zeugen, fowie auch eine ansführliche Entſtehungs⸗ 
gefhichte des in Rede ſtehenden Wechſels zur Geltung und vermeint, ba 
dur alle diefe Daten die Annahme auch nur einer Möglichkeit, daß er 
den Wechſel in Defterreich acceptirt hätte, geradezu ausgeſchloſſen, daher 
die Vorſchreibung der Steigerungdgebühr ganz ungeredtfertigt fei. 

Nah 8. 24 des Gef. vom 8. März 1876, R. ©. B. Nr. 26 tft 
die Finanzverwaltung verpflichtet, jo Lange, bis von der Partei bad Gegen- 
theil bewiefen ift, anzunehmen, daß ber im Auslande ausgeftellte Wechſel 
im Inlande in Umlauf geſetzt (8. 13 des cit. Gefeges), bezw. dafelbſt 
aceeptirt worben fei (8. 10 des cit. Geſetzes); das Geſetz überläßt fonad) 
in Fällen, wie der vorliegende, wo aus dem Wechjel felbft der Umſtand, 
von welden die Erhöhung der Gebühr abhängt (hier die Umlaufſetzung, 
bezw. bie Ücceptation des Wechfeld im Imlande) nicht deutlich zu ent 
nehmen ift, ver Partei ben Beweis des Gegentheiles und bürbet ber 
Finanzverwaltung weber die Verpflichtung auf, einen angebotenen Gegen- 
beweis von Amtswegen burchzuführen, noch fehreibt es berfelben vor, fid 
an beftimmte Beweisregeln oder Beweisarten zu halten, daher ed bem 
freien Ermeflen der Verwaltungsbehörten überlafien erfcheint, einen von 
der Partei nicht gelieferten Beweis, fondern blos eine angebotene Ber 
weisart, als unzuläffig oder unzulänglic abzulehnen, 

Der Atteft des Wechfelausftellerd und zweier Zeugen dio. Breslau 
29. Jänner 1882 kann über ven im felben beftätigten Umftand, daß der ob» 
gedachte Wechfel in Breslau, alfo im Auslande, acceptirt worden ift, als 
ein gelieferter Beweis nicht gelten, weil demſelben die Merkmale 
einer Bffentlihen Urkunde abgeben und nur einer folden in Anfehung des 
Factums, worüber fie errichtet worden ift, vollee Glauben beizumefien 
hi N 111 der allg. Ger. Orbg. und 8. 179 der weft«galiz. Ger. 
rdg.). . 

Infoferne aber diefer Atteft als eine Privaturkunde aufgefaßt werben 
wollte, erjcheint es angeſichts der für ven gegebenen Fall zutreffenden 
freien Beweiswärdigung der Finanzbehörben unzuläfftg, auszufprechen, ob 
und inwieferne einer ſolchen Urkunde Glauben beigemeffen werben kann, 
gleihwie es unzuläffig erfgeint, von den Finanzbehörden die Durdführung 
des Zeugenbeweifes durch die im Attefte unterfertigten Zeugen und in ber 
dafelbft angegebenen Richtung zu verlangen, zumal als bei einer ſolchen 
Zeugenvernehmung jene Momente fehlen würden, durch deren Vorhanden⸗ 
fein nad ben Grundſätzen ber Gerichtsordnung die Beweiskraft bebingt 
wäre (Form ber Vernehmung, Beeidigung der Ausfage, die Erhebung ber 
Umftände, wovon die Beweiskraft der Zeugenausfage abhängt u. dgl.). 

Wenn fhlieglih auf die Entftehungsgefchichte des Wechfels ein be⸗ 
fondered Gewicht gelegt und behauptet werden will, daß felbft aus dem 
Inhalte des Wechfeld die Finanzverwaltung zur Annahme nicht berechtigt 
gewefen wäre, daß der gedachte Wechſel in Bielitz, alfo im Inlande, 
acceptirt wurde, fo ift auch tiefe Behauptung vollftändig unbegründet. — 
Aus dem Art, 14 und ven folgenden der allg‘ Wechfel-Ordg. vom 
25. Jänner 1850, R. G. B. Nr. 51 geht klar hervor, daß der Remittent 
den Wechſel an einen Unberen buch Indofſament (Giro), noch vor 
erfolgter Annahme übertragen kann; es kann daher aus dem Umftanbe, 
daß der Wechſel am Ausftellungstage weiter begeben wurte, noch keines⸗ 
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wegs gefolgert werben, daß die Annahme ſchon damals (d. i. am Aus⸗ 
ftelungdtage) unb baher nothwendigerweife in Breslau, alfo im Auslande, 
erfolgen mußte. — Nah Art. 91 der Wechſel⸗Ordg. gilt als Negel, daß 
die Präfentation zur Annahme, ſowie alle fonftigen, bei einer beftimmten 
Berfon vorzunehmenden Acte in deren Gefchäftslocal und in Ermanglung 
eines folhen in deren Wohnung vorgenommen werben müflen. 

Zwar ift nad Art. 18 der Wechſel⸗Ordg. der Inhaber eines Wechfels 
berechtigt, den Wechfel dem Bezogenen fofort zur Annahme zu präfentiren 
und in Ermanglung der Annahme Proteft erheben zu laſſen; aus dieſer 
gefeglihen Berechtigung des Wechjelinhabers kann aber an und für 
ſich noch nicht gefolgert werben, daß der Wechlel dem Bezogenen that« 
fählih fofort am Lage der Ausftellung zur Annahme präfentirt worben 
und daß baher die Annahme an einem anderen Orte geſchehen fei, als 
an dem Wohnorte des Bezogenen, als welder nah Art. 4, Punkt 8 der 
Wechſel⸗Ordg. der Drt zu gelten bat, der bei dem Namen bed Bezogenen 
angegeben if, — im gegebenen Falle „Bielig“, alfo Inland, wobei nur 
noch bemerkt werden muß, daß es dabei anf das Vorwort „in“ oder „aus“ 
(Bielig) gefetlih gar nicht weiter anlommt, — Der V. ©. Hof konnte 
daher im Vorgange ber Finanzverwaltung eine Geſetzwidrigkeit nicht er- 
bliden und mußte ſonach die Beſchwerde als unbegründet abweifen, 


Ar. 1503. 


Die Gemeindewählerliften find für die Frage ber Wählbarkeit zur Bes 

giefevertretung igrelevant. — Der Ausfchließungsgrund des $. 4, lit. a 

er böhm. Sen Bebl-Drkg. findet auch auf das Wahlrecht und bie 
Wählbarkeit zur Bezirksvertretung feine Anwendung. 


Erkenntniß vom 27. September 1882, 8. 1841. 


Der tt V. ©. Hof bat über die Befchwerde des Wilhelm 
Schirmer, Realitätenbefigers in Bofecan, ca. Entfheidung des k. k. Din. 
bes Innern vom 1. October 1881, 3. 14523, betreffend die Aberkennung 
der Wählbarfeit des Beſchwerdeführers in die Bezirfövertretung, nad 
durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Befchwerbeführers, 
dann bes ka k. Min.-Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erfannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgemiefen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Dem Beihwerbeführer Wilhelm Schirmer, Realitätenbefiger in 
Bofecan, welder am 24. Auguft 1880 in die Bezirkövertretung Seltan 
gewählt worden war, bat bie dortige k. k. Bezirkshauptmannſchaft die 
Ausfertigung des Woahlcerlificates im Sinne bed 8. 88 des Gef. über 
die VBezirkövertretung in Böhmen vom 25. Juli 1864, 2. ©. B. Nr. 27 
verweigert; und auch die Bezirfövertretung hat am 13. December 1880 
die Nichtzulaffung des Befchwerveführers nach 8. 39 desſ. Geſetzes ein- 
hellig befchloffen. Die ſohin beſchloſſene Ansſchließung desſelben von 
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aber im dieſen Wählerliſten erventlih eingetragen erjcheint umd mad Ab⸗ 
lauf der im 8. 15 der böhm. Gem.⸗Wahl⸗Ordg. beiiiumten Frift ſein 
erworbene WBahlscht in tie Gemeindevertretung fpäter weder nad 8. 31 
neh auch nah 8. 32 angefochten werben Tonne, ſohin derfelbe jebeufalls 
wahlberehtigt und wählbar in bie Gemeinbevertretung fei und thatſächlich 
auch zum Mitgliede des Gemeindeansſchufſes in Bofecan, fowie zum Ge⸗ 
meinbenereher dafelbſt gewählt wurde. 

Ein Ruckſſtand mit Gemeindegiebigkeiten könne dem Beſchwerdeführer 
nicht entgegen gehalten werden, da die beigebrachte Beflätigung des Ge⸗ 
meindevorſtandes in Bofelan rũdfichilich ter am 17. October 1880 
erfolgten Eonipenfation feiner Schuldigfeit mit feiner Gegenforderung, ſo⸗ 
bin vie Zahlung derſelben ausgewieſen vorliegt und über den Act der 
Compenſation nicht die politiſche Behörde, ſondern nur das Gericht abzu⸗ 
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ſprechen competent fei, weldhe Compenfation übrigens nad dem Geſetze 
ipso facto bie Tilgung der Schuld bewirkend, nicht erſt am 17. October 
1880, welcher als der Tag der Abrehnung zu betrachten fei, fondern viel 
früher eintrat. 

Der V. ©. Hof vermochte jedoch in ber angefochtenen Entſcheidung 
eine Geſetzwidrigkeit nicht zu ertennen. In Gemäßheit des 8. 21 des 
böhm. Landesgef. Über die Bezirfönertretung fließen ober nehmen die⸗ 
felben Gründe, welche von dem Wahlrechte und von der Wählbarfeit zur 
Öemeindevertretung ausfchließen over ausnehmen, auch von dem Wahl- 
echte und ber Wählbarkeit zur VBezirfövertretung aus. Dabei nimmt 
das cit. Gefeß auf die Wählerliften zur Gemeindevertretung keinen Bezug, 
normirt vielmehr die Wahl der Mitglieder zur Bezirksvertretung ganz 
ſelbſtſtändig, weshalb and, da die Gemeindewählerliften für das Wahl- 
reht zur Bezirlövertretung irrelevant find, dieſelben für bie Frage ber 
Wählbarkeit zu verfelben nicht weiter Ausfchlag gebend fein können, biefe 
Trage daher ſelbſtſtändig nah den Beflimmungen des Geſetzes geldft 
werden muß. Zufolge $. 4, lit. a der böhm. Gem.⸗Wahl⸗Ordg. find 
nun vom Wahlrechte ausgeſchloſſen: Jene, weldhe mit einer ihnen 
obliegenden ©emeinbegiebigfeit feit mehr als einem Yahre im Nüd- 
ftande find. 

Es entfteht die Frage, ob letzterer Ausfchliegungsgrund vom Wahl⸗ 

echte und folgerichtig au von der Wählbarkeit auf die Perſon bes Bes 

ſchwerdeführers rüdfichtlih ver auf benjelben am 24. Yuguft 1880 ge- 
fallenen Wahl zur Bezirkövertretung zutrifft oder nicht? Diefe Trage 
muß bejaht werden. Nah den Adminiftrativacten flieht e8 außer Zweifel, 
daß dem Beſchwerdeführer in ver Gemeinde Bojecan an Gemeindegiebig⸗ 
feiten für die Jahre 1878—1880 und an laut $. 12 des böhm. Landes- 
gefeßes vom 24. Februar 1873, 8. ©. B. Nr. 16 denfelben gleich 
gehaltenen Ortsſchulumlagen für vie Zeit vom Jahre 1877—1880, im 
Ganzen 59 fl. 33"), kr., zur Gebühr vorgefchrieben worden find und 
liegt Seitens des amtirenden Gemeinderathes in Bofecan bie behörpliche 
Anzeige dto. 10. Yänner 1880, 3. 8 vor, berzufolge Befchwerbeführer 
mit obigen Gemeindegiebigfeiten im Rückſtande if. 

Dem entgegen hatte der Bejchwerbeführer eine Beftätigung besfelben 
Gemeinderathes dito. 19. December 1880 beigebradt, wonad der erftere 
feine Schuldigkeit an Gemeinvegiebigkeiten feit den Jahren 1878—1880 
und die Ortöfhulumlagen feit den Jahren 1877—1880, im Ganzen 
59 fl. 33"/, tr. mit feiner an die politifhe Gemeinde Bofedan geftellten 
Gegenforderung pr. 183 fl. 3'/, fr. am 17. October 1880 compenfirte 
und ſucht Befchwerveführer hiedurch die rechtzeitige Zahlung feiner ihm 
obliegenden Gemeindegiebigfeiten zu erweifen. 

Auf diefe vom Beſchwerdeführer vorgebrachte Behauptung, daß feine 
Schuldigkeit an Umlagen durch die ihm an die Gemeinde zuftehende Gegen- 
forderung erlojhen und getilgt ſei, war ſchon deshalb fein Bedacht zu 
nehmen, weil der über bie Gegenforderung und durchgeführte Compen⸗ 
fatien vorgelegte Nachweis aus einer Zeit datirt — 19. December 1880 
— wo die Wahl ſchon durchgeführt war (amı 24. Auguft 1880), während 
doch für die Wählbarkeit des Einzelnen nur maßgebend fein fann, ob 
demjelben zur Zeit der Wahl die Erforberniffe der paffiven Wahlfähigkeit 
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zur Seite geſtanden find. — Mit Rädfiht darauf lag für ven B. &. Hof 
fein Anlaß vor, in die Frage einzugehen, ob im Sinne de8 Geſetzes eine 
Compenfation der privatrechtliden Forderung des Beichwerbeführers nit 
feiner öffentlich rechtlihen Schulvigkeit überhaupt flatthaft geweſen war. 

Auf die verfpätet erft bei der mündlichen Berhandlung vorgebracdhten 
Belege rüdfihtlih der vom Beſchwerdeführer behaupteten Erwerbung bes 
Ehrenbürgerrehtes in Kamik konnte deshalb vom B. ©. Hofe kein Be- 
dacht genommen werten, weil berfelbe gemäß F. 6 des Gef. vom 223. Octo⸗ 
ber 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 nur ben der legten abminifira- 
tiven Inftanz vorgelegenen Zhatbeftand zu berüdfichtigen hat. 

Es mußte daher die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Ar. 1504. 


Aus der Einbeziehung eines nicht Wahlberechtigten in bie Wählerliften 

Tann blos das nad Berlauf einer beftimmten Frift nit mehr anfechtbare 

Recht zur Stimmabgabe bei der Wahl, Feineswegs aber die Unzuläffig- 

Leit der Prüfung der Bählbarkeit desfelben in die Semeindevertretung 

abgeleitet werden. — Musthliehungegrund Des $. 4, lit. a der böhm. 
Gem.⸗Wahl⸗Ordg. 


Erkenntniß vom 27. September 1888, 3. 1848. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerbe des Wilhelm Schirmer, 
Realitätenbefigers in Vofedan, ca. Entfheidung tes k. f. Min, des Innern 
vom 1. October 1881, 3. 14524, betreffend die Außerkraftfegung feiner 
Wahl in den Oemeindeausfhuß und zum Gemeindevorfteher in Bofedan, 
nad) burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Befchwerbe- 
führers, fowie des 8. !. Min.-Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erfaunt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Rückſichtlich des Beſchwerdeführers Wilhelm Schirmer, Realitäten⸗ 
beſitzers in Voſeẽäan, welcher am 22. September 1878 zum Mitgliede 
des dortigen Gemeindeansſchuſſes und am 28. December 1879 zum Ge⸗ 
meindevorfteher gewählt worden war, wurde anläßlich der Anfechtung ber 
legteren Wahl vom Gemeindevorftande daſelbſt der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannfhaft Seldan am 12. Jänner 1880, 3. 8 zur Anzeige gebracht, 
daß Wilhelm Schirmer feit mehreren Yahren mit Gemeindegiebigfeiten 
und Ortsfchulumlagen im Nüdftande if. Mit der angefochtenen Ent- 
ſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern wurbe die von ben unteren 
Inſtanzen ausgeſprochene Ausſchließung des Befchwerbeführere aus dem 
Gemeindeausſchufſe beftätigt, fomie deſſen Wahl zum Gemeindevorſteher 
als ungiltig erklärt. Motivirt ift diefe Entfcheidung damit, „weil Wil- 
helm Schirmer zur Zeit feiner Wahl mit der Zahlung von Ortbéſchul⸗ 
umlagen in die Gemeindecaffa in Bofecan feit dem Sabre 1877 im Rück⸗ 
ftande war, die Ortsfchulumlagen im Sinne des 8. 12 des böhm. Lan⸗ 
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deögef. vom 13. Februar 1873, 2. G. B. Nr. 16 als Gemeinvegiebig- 
keiten bezeichnet find und dieſelben in Bofecan in vierteljährigen, vom 
2. Jänner eined jeden Jahres beginnenden Anticipativraten eingehoben 
werben, daher Wilhelm Schirmer mit einer ihm obliegenden Gemeinde» 
giebigkeit feit mehr als einem Jahre zur Zeit feiner Wahl im Rückſtande 
gewefen und demgemäß laut 8. 10 und 8. 4, lit. a der böhm. Gem.- 
Wahl⸗Ordg. von ver Wählbarkeit in den Gemeindeausſchuß ausgeſchloſſen war.* 

Durch die beigebrachte Beſtätigung des Gemeindevorſtandes in VBofedan 
vom 19. December 1880, wonach der Beſchwerdeführer ſeine Schuldigkeit 
an Gemeindegiebigkeiten ſeit dem Jahre 1878—1880 und die — 
umlagen ſeit dem Jahre 1877—1880, im Ganzen pr. 59 fl. 33'/, kr 
mit feiner an die politiſche Gemeinde Voſedan geftellten Gegenforberung 
pr. 183 fl. 3%, Ir. am 17. October 1880 compenfirt hat, wird befien 
Ausihließung von der Wählbarkeit nicht aufgehoben, weil die auf öffent⸗ 
lihem Rechte beruhenten Gemeindeumlagen mit Privatforderungen an bie 
Gemeinde als ungleichartig, nah 8. 1438 bed a. b. ©. B. nit com⸗ 
penfirt werden können und weil überdies jene angebliche Compenſation 
am 17. October 1880, alfo erft nah der am 22. September 1878 
ftattgefundenen Wahl desjelben zum Gemeinbeausfhußmitgliede erfolgte. 
— Nachdem gemäß $. 36 der böhm. Gem.-Wahl-Orbg. zu Mitgliedern 
des Gemeindevorfiandes nur die Ausſchußmitglieder wählbar find, jo er. 
fheint die am 28. December 1879 ftattgefundene Wahl des Wilhelm 
Schirmer zum Gemeindevorſteher in Voſedan gleichfalls ungiltig.“ 

Dieſe Entſcheidung wird durch vorliegende Beſchwerde angefochten. 

— In derſelben wird geltend gemacht, daß des Beſchwerdeführers Wahl⸗ 
berechtigung in die Gemeindevertretung durch deſſen Eintragung in die 
Waͤhlerliſten und durch Unterlaſſung der Einwendungen dagegen innerhalb 
der in den 88. 18 und 82 der böhm. Gem.⸗Wahl⸗Ordg. normirten 
Hriften, formell unanfechtbar geworden ift und auch deſſen Wählbarkeit 
außer Zweifel ſtehe. — Ein Rüdftand mit der Zahlung von Oemeinde⸗ 
umlagen ftehe ihm nicht entgegen, weil berfelbe als mittelft Vollmacht 
dio. 27. Dat 1876 heftellter Sachwalter der Gemeinde Bofelan für 
biefelbe diverfe Auslagen präftirte, worüber die biesfall am 20. April 
1877 gelegte Rechnung am 10. November 1877 vom Gemeindeausfchufie 
genehmigt worden fei und in der ©emeinderehnung pro 1877 durch⸗ 
zuführen war, 

Durch bie weiters beigebrachte Beftätigung des Gemeindenorflandes 
in Bofedan dto. 19. December 1880 fei die Begleihung ‘ver den Be 
fchwerdeführer obliegenden Gemeinbegiebigleiten, in Folge der am 17.Octo« 
ber 1880 flattgefundenen Kompenfation ausgewiefen, über welchen Act 
ber Compenfation nicht die politifche Behörde, ſondern nur das Gericht 
abzuſprechen competent ſei. Dieſe Compenſation babe übrigens ipso facto 
die Tilgung der Schuld bewirkt. 

Der V. G. Hof vermochte dieſe gegen die angefochtene Entſcheidung 
vorgebrachten Einwendungen im Geſetze nicht für begründet zu erlennen. 
Kraft des nach 8. 20, Abſ. 2 der böhm. Gem.⸗Wahl⸗Ordg. der politiſchen 
Behörde zuſtehenden Aufſichtsrechtes über die genaue Beobachtung ber 
geſetzlichen Vorſchriften bei Gemeindewahlen find die k. k. politiſchen Be⸗ 
zirksbehörden von Amtswegen berechtigt und nach 8. 31 der böhm. 
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Gem.⸗Wahl⸗Ordg. Überdies ausprüdlich beauftragt, Wahlen, welche auf 
von ber Wählbarfeit — und da letztere nad) 8. 10 ebendort von dem 
Wahlrechte bedingt ift — auch vom Wahlrechte ausgeſchloſſene Perſonen 
gefallen find, von Autswegen als ungeſetzlich außer Kraft zu ſetzen, ohne 
daß für die Fällung einer folden Eutſcheidung im Gefete eine Frift be» 
flinmt wäre, 

Diefer ſonach jederzeit zuläffigen Prüfung des Wahlrechtes der in 
die Semeindevertretung gewählten Berfonen fteht deren allfällige irrige 
Eintragung in die Wählerliften nicht entgegen, weil aus einem folchen 
formalen Acte der Einbeziehung eines nit Wahlberechtigten in die Wähler- 
Uften nah $. 18 der böhm. Gem.⸗Wahl⸗Ordg. blos das nad Berlauf 
der dort bezeichneten Frift nicht mehr anfechtbare Recht zur Stimmabgabe 
bei der Wahl, keineswegs aber auch fchon bie nicht mehr zu prüfende 
Wählbarleit desfelben zur Ausübung des Amtes eines Gemeindeausſchufſes 
abgeleitet werben kann, 

Es eutfieht nun die weitere Frage, ob der im $. A, lit. a ber 
böhm. Gem.⸗Wahl⸗Ordg. erwähnte Ausſchließungggrund vom Wahlrechte 
und demzufolge auch von der Wählbarkeit in die Gemeindevertretung auf 
den Beichwerveführer zutrifft oder nicht? — Diefe Frage muß jedoch nad) 
Lage der Ücten bejaht werben. Nah den Apminifirativacten ſteht es 
außer Zweifel, daß dem Befchwerbeführer in der Gemeinde Bofecan an 
Gemeindegiebigkeiten für die Jahre 1878—1880 und an laut $. 12 des 
böhm. LTandesgef. vom 24. Februar 1873, 2. ©. B. Nr. 16 benfelben 
gleichgehaltenen Ortsſchulumlagen für tie Zeit vom Jahre 1877—1880, 
im Oanzen 59 fl. 33'/, kr., zur Gebühr vorgefchrieben worden find und 
liegt Seitens des amtirenden Gemeinderathes in Bofecan die behörbliche 
Anzeige dito. 10. Jänner 1880, 3. 8 vor, berzufolge Befchwerbeführer 
mit obigen Gemeindegiebigkeiten im Rückſtande war. 

Dem entgegen behauptet der Befchwerbeführer, den Ausgleich feiner 
Schuldigkeit durch feine am 20. April 1877, 3. 83 dem Gemeindeans- 
ſchuſſe in Bojedsan als mit Vollmacht dito. 25. Mai 1880 beftellter Sadı- 
walter desſelben gelegte Rechnung bewirkt zu haben. — Leber ben Iu« 
halt diefer Rechnung liegen nun gar eine ziffermäßigen Angaben vor und 
kann daher durch felbe die rechtzeitige Zahlung der hier in Betracht kom⸗ 
menden, erft jpäter dent Beſchwerdeführer nad) gelegter Rechnung für den 
Zeitraum eine® Jahres vom Tage der Wahl (d. i. vom 22. September 
1878 zurüdgerechnet) zur Gebühr erwachſenen Gemeinbegiebigleiten nicht 
als erwiefen angenommen werben. 

Ebenfowenig ift dur die Beftätigung des amtirenden Gemeinde 
rathes in Bofedan dto. 19. December 1880 Über die erft am 17. Octo⸗ 
der 1880 erfolgte Compenfation der bereits für die Jahre 1877 und 
1878 ſchuldigen Oemeindegiebigfeiten mit den Gegenforderungen des Be⸗ 
fchwerdeführers an die politiihe Gemeinde Bofetan die rechtzeitige Tilgung 
der Schuldigkeit dargetban. Denn auf diefe vom Beſchwerdeführer vor- 
gebrachte Behauptung der rechtzeitigen Tilgung feiner Schuldigkeit com- 
pensando mit feiner an die Gemeinde geftellten Gegenforderung konnte 
ſchon deshalb Fein Bedacht genommen werben, weil der über die Gegen- 
forderung und durchgeführte Compenfation vorgelegte Nachweis aus einer 
Zeit datirt — vom 19. December 1880 —, wo die Wahl fon Tängft 


Beilage der Jurififgen Glätter. 
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(am 22. September 1878) durchgeführt war, während doch für die Wähl- 
barkeit des Einzelnen nur maßgebend fein kann, ob bemfelben zur Zeit ber 
Wahl die Erforberuifje der paffiven Wahlfähigkeit zur Seite geftanden find, 

Mit Rüdfiht darauf lag für ven V. ©. Hof kein Anlaß vor, in 
die Trage einzugehen, ob im Sinne des Geſetzes eine Compenfation der 
privatrechtlihen Yorberung des Beſchwerdeführers mit feiner öffentlich⸗ 
rechtlichen Schuldigkeit überhaupt ftatthaft geweſen ſei. 

Der vom Beſchwerdeführer bei der mündlichen Verhandlung vor⸗ 
gebrachte Umſtand, daß die Entſcheidung zweiter Inſtanz einen andern 
Ausſchließungsgrund zur Geltung bringt, als jene der erſten Inſtanz, kann 
nicht als relevant angeſehen werden, da auch dieſer Ausſchließungsgrund 
laut der Aeten zur Zeit der Schöpfung des erſten Erkenntniſſes vorlag. 
Es mußte daher die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Ur. 1505. 


Straßenconfervirungspaufchale nad) dem böhm. Landesgeſetze vom 2. April 
1867, 2. G. 8. Nr. 32, betreffend die Mauthen auf Öffentlihden, nicht 
ärariſchen Straßen, 


Erkenntniß vom 28. September 1889, 3. 1860. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde bes Franz Plavy, 
Pächters der Ziegelei „Laurova“, Bezir! Smichow, ca. Entjheidung des 
böhm. Landesausſchuſſes vom 26. Jänner 1852, 3. 1677, betreffend bie 
dem Beichwerdeführer auferlegte Zahlung eines Pauſchalbetrages für Straßen- 
abnügung, nad durdhgeführier d. m. Verhandlung und Anhörung des per⸗ 
ſönlich erfhienenen Bejchwerbeführers, zu Hecht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“*) 


Ur. 1506. 


1) Wurde von der legten adminiftrativen Inftanz über einen verfpätet 
angebradten Recurs gleihwohl in der Sache felbft erfannt, fo kann im 
verwaltungsgerihtlidhen Berfahren die Berfaumung des adminiftrativen 
Inftanzenzu es einwendungsweife nicht geltend gemacht werden. — 2) Die 
zeitweilige Unterlafjung der Einhebung von Auflagen, welde in die 
Kategorie von Steuerzufhlägen nicht gehören, macht das Recht der Ge: 
meinde zum Bezuge jener Auflagen no nicht erlöſchen. — 3) Einhebung 
eines Armenpercentes bei freiwilligen Realitätenverfäufen in Königinhof.**) 


Erfenntniß vom 233. September 1882, 3. 1800. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Augufte Winter 
nig und Pauline Friedmann, Yabrilsbefigerinnen in Königinhof, ca. Ent⸗ 


*) Siehe Entfheibungsgräinde bei Nr. 583 (Band III, Iabraang 1879). 
**) Siehe auch Erkenniniß bei Nr. 273 (Band Il, Jahrgang 1878), 
Budwinski, B. G. H. Erfenntniffe. VI 28 
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ſcheidung des böhm, Landesausfhufles vom 23. November 1881, 3. 26441, 
betreffend die Einhebung eines Armenpercentes bei freiwilligen Realitäten- 
verfäufen, nad burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung bes Adv. 
Dr. Albert Kuh, dann des Dr. Yulius Haniſch, in Vertretung des ber 
Tangten Landesausſchuſſes und ver mitbelangten Gemeinde Königinhof, zu 
Recht erlannt: 

„Den erhobenen Einwendungen wegen Unzuſtändigkeit des 
Berwaltungsgerihtshofes wird nit flattgegeben. — Die Be— 
ſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. Der Augufte Winter- 
nig wird der Erfag der Koſten des Verfahrens vor dem Ber- 
waltungsgerihtshofe in dem theilmeifen Betrage von 60 fl. 
und zwar 80 fl. zu Handen ber Stadtgemeinde Röniginhof und 
30 fl. zu Handen bes Landesausfchufles des Königreiches Bäh- 
men zur Zahlung binnen 14 Tagen bei Ereeutiongvermeidung 
auferlegt.“ 

Entfheidungsgründe. 


Die von der Stadtgemeinde Königinhof in beren Gegenfchrift er- 
hobenen Einwendungen ber Unzuftändigfeit des B. ©. Hofes zur Ent« 
ſcheidung diefer Streitfahe, fand der V. ©. Hof nicht begründet. — 
Denn foweit diejelbe auf ven Umftand geftügt wird, daß bie Beſchwerde · 
führerinnen gegen den Zahlungsauftrag des Gemeindevorftandes in Königin. 
hof ven Recurs an den Bezirksausſchuß verfpätet angebraht, alfo den 
abminiftrativen Inftanzenzug verabfäumt haben, ift zu erinnern, taß bie 
vor dem V. ©. Hofe angefochtene Entſcheidung des böhm. Lanbesaus- 
ſchuſſes die Verabfäunung des Recurfes nicht geltend macht, fondern in 
der Sache ſelbſt erfloffen if, und daß die Stadtgemeinde Königinhof, welche 
allein durch das meritorifhe Eingehen des böhm. Landesausſchuſſes im bie 
vorliegende Streitfahe gegenüber der Entſcheidung des Bezirlsausſchuſſes 
fi beeinträchtigt hätte erachten Fönnen, gegen biefe Entfheidung des 
Landesausſchuſſes feine Beſchwerde erhoben hat. — Der B. ©. Hof mußte 
daher, da bie angefochtene Entſcheidung ber legten autonomen Inftanz eine 
meritorifhe ift, in der Sache ſelbſt erkennen. 

Ebenfowenig Tann die Unzufländigfeit des V. ©. Hofes auf Grund 
des 8. 3, lit. a des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 geltend gemacht werben, denn über bie Frage, ob die in Rede 
ſtehenden Auflagen nad den Veftimmungen ver böhm. Gemeindeorbnung 
vom 16. April 1864, 2. ©. B. Nr. 7 zu Recht beftehen ober nicht, hat 
das Civilgericht nicht entſchieden und es gehört bie Beantwortung diefer 
Trage zweifellos zur Competenz der Verwaltungsorgane, bezw. zur Ente 
ſcheidung des B. ©. Hofes. 

Uebergehenb in das Meritum der Entſcheidung felbft ift folgendes 
hervorzuheben: Dur das Hofvecrei vom 13. Februar 1846, 3. 2289 
wird conflatirt, daß in Königinhof bei freiwilligen Realitätenbefigverände- 
tungen feit jeher von fremden , Bercent, fowie von Einheimiſchen 
1), Bercent des Raufpreifes für das Armeninftitut abgenommen worden 
iſt und durch beſagtes Hofvecret wurde fohin der Magiftrat der gedachten 
Stadt für befugt erklärt, dieſen Wrmenbeitrag no fortan in ber bi 
herigen Art abzunehmen. — Laut der beigebrahten Grundbuchsauszüge 
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über die Realitäten der Bejchwerbeführerinnen C.Nr. 1 und 2 in Pod— 
hart, erſcheint im Laftenftande diefer beiden Realitäten folgende Ein- 
tragung: Nr. 6, 9, 13. — Auf Grund des im Urkundenbuche genannt 
„mit dem goldenen Schnitt”, pag. 497 sub praes. 6. April 1846, 
3. 2289 recte 639 einverleibten Hofdecretes vom 3. Februar 1846, 
3. 2289 ift die Stadtgemeinde Königinhof berechtigt, bei Befigänderungen 
von dem jeweiligen Käufer diefer Realität '/,, eventuell !), Percent des 
Kaufpreifes als Beitrag zum hierſtädtiſchen Armenfonde einzuheben. 

Als Augufte Winternig Befigerin ber obigen Realitäten mit Vertrag 
vom 30. Auguft 1879 die Hälfte derſelben an Pauline Friedmann um 
ven Preis von 50.755 fl. 40°), kr. O. W. verkauft hatte, wurde ber 
[eßteren von der Stabtgemeinde Königinhof vom obigen Werthe !/, Bercent 
als Armenbeitrag pr. 253 fl. 78 fr. zur Vorſchreibung gebradyt, melde 
Borfchreibung im Inftanzenzuge aufrecht erhalten worden ift. 

Diefelbe wird nun von Augufte Winternig und Pauline Friedmann 
mit vorliegender Befchwerde angefochten, aus dem Grunde, weil zur rechts⸗ 
giltigen Abnahme diefer Armenabgabe im Sinne des $. 89 der böhm. 
Gem. Orbg. vom 16. April 1864 ein Landesgeſetz erforderlich fei, diefes 
aber nicht erwirft worben tft und weil ferner das Hofdecret vom 13. Fe⸗ 
bruar 1846, 3. 2239, welches aus Anlaß der Recurserledigung anläßlich 
eined fpeciellen Kechtsfalles erging, nicht als allgemeine Norm aufgefaßt 
werden könne, dasfelbe Überdies den Abgang einer. gefeglichen Beflimmung 
für die Abnahme eines Armenbeitrages bei Käufen außer dem Licitations⸗ 
wege ausdrücklich erwähnt, eine folhe Abgabe beim Nichtvorhandenfein 
einer ausdrücklichen Geſetzesnorm nicht durch Ufus entftanden fein könnte, 
und wenn ber Uſus als Rechtsquelle hiefür angenommen werben wollte, 
diejes Recht eben wieder durch den Ufus als erlojchen betrachtet werben 
muß, weil diefe Abgabe von der Stadtgemeinde Königinhof durch eine 
Reihe von Jahren, bis zum Jahre 1879, wirklih nicht eingehoben 
worden fei. 

Der B. ©. Hof vermag diefe Einwendungen der Beſchwerde nicht 
für begründet zu erkennen. — Wenn aud das obeit. Hofvecret einen 
fpeciellen Fall entſchieden hatte, fo wird anderfeitd durch dasfelbe im All 
gemeinen der aufrechte Beſtand der feit jeher in Königinhof bei Realitäten» 
befitveränderungen eingehobene Abgabe für das dortige Armeninftitut be- 
ftätigt, fowie nebflvem die Befugniß zur ferneren Einhebung viefer Abgabe 
von der damals competenten Behörde anerlannt wurde, — Diefe Bedeu» 
tung des Hofdecrete® wird durch beffen Nichtaufnahme in die Gefegfamm- 
fung nicht gemindert, weil dasſelbe kein allgemeines Geſetz zum Inhalte 
bat, fondern nur die Anerkennung eine in einer Gemeinde beftehenden 
Nechtözuftandes ausſpricht und nach der damals beftandenen Rechtsordnung 
für derlei Acte die Form eines Geſetzes nicht erforderlich war, 

Durh die grundbilherlihe Eintragung des Nechtes der Stadt- 
gemeinde zur Abnahme diefes Beitrages für das Armeninftitut von allen 
Königinhefer bürgerlichen und emphyteutiſchen und unterthänigen Realitäten 
iſt dieſes Recht der Stadtgemeinde außer allen Zweifel geftellt und auch 
zur ausreichenden Publicität in der Gemeinde gelang. — Durd die 
böhm. Gemeindeordnung vom 16. April 1864, %. ©. B. Nr. 7 wurde 
dieſes Recht keineswegs alterirt, da zufolge des 8. 89 dieſes Gef. nur 
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QAr. 1507. 


Eine über ein polizeiliches Benbrwilligungegeiuh eingeleitete Berhand⸗ 
lung wird Deöwegen, weil in Derfelben privatredtlige Einwendungen 
Ceitens der Bertreter der Bemeinde erhoben wurden, ned zu Feiner 
privatrchtliden —— im Sinne des $. 103 der gell. Gem. Orbg,, 
melde der Entfheidung ie der Gemeinde als Erkenntnißbehör € 
Bege fünde. 
Erlenntui vom 29. September 1882, 3. 1762. 


Zet.t. 8 ©. Hof bat über tie Beſchwerde des Karl Lengsfeld 
ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 20. Jänner 1882, 
3. 646, mit welcher tie vom Bezirksausſchuſſe in Biala ertheilte Bau⸗ 
bemilligung behoben und der Gemeindevorſtehung in Biala aufgetragen 
wurde, das Baubewilligungsgefudh in I. Inſtanz zu erledigen, nad durch⸗ 
geführter Bd. m. Verhbantlung und Anhörung des Abo. Dr. Raczyÿöski, 
in Vertretung des galiz. Landesausſchuſſes, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
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Der vom belangten Landesausſchuſſe angefprodene Erſatz der 
Koften des Berfahrene vor dem Berwaltungsgerichtähofe wird 
nicht auferlegt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Karl Lengsfeld bat beim Gemeindeamte in Biala die Bitte geftellt, 
ihm die Bewilligung zum Aufbaue eines Wagenfchopfens und eines Maga⸗ 
zins im Hofraume feiner Realität Nr. 15 in Biala zu ertheilen. Bei 
der Baucommilfion haben Dr. Eifenberg als Nachbar und zwei belegirte 
Gemeinderäthe in Bertretung der Gemeinde gegen den zu führenden Bau 
Einwendungen und zwar aus dem Grunde erhoben, weil durch den Thor- 
weg ber Realität Nr. 15, dann durch den zu verbauenden Hofraum feit 
unvorbdenflihen Zeiten ein Weg führt, der von den Bewohnern der an« 
grenzenden Gaſſen und Stadttheile als öffentlicher Communicationsmeg 
benügt wird. 

Nachdem die Gemeinbevorftehung die Sache — ohne in diefelbe 
weiter einzugehen — dem Bezirksausſchuſſe zur Amtshantlung vorgelegt 
hat, hat diefer nach neuerdings durchgeführter commiffioneller Berhandlung, 
bei welder die gleihen Einwendungen erhoben wurden, unterm 7. December 
1881, 3. 1586 ben angejtrebten Bau in öffentliher und polizeiliher Be⸗ 
ziehung als zuläffig und techuiſch ausführbar erflärt, jedoch mit Rüdficht 
auf die erhobenen Einwendungen den Bauwerber, fowie die Snterefjenten 
auf den ortentlihen Rechtsweg gewiefen. — Diefe Entſcheidung ift im 
Inftanzenzuge vom galiz. Landesausjhuffe unterm 20. Jänner 1882, 
3. 646 in der Art abgeändert worden, daß der Gemeindevorftehung in 
Biala aufgetragen wurde, die Angelegenheit in I. Inftanz zu erledigen. — 
Dagegen ift die heute im Verhandlung genommene Beſchwerde gerichtet, 
welche im Wefentlihen ausführt, daß, nachdem die Gemeinde in viefer 
Baufahe nur privatrechtlihe Einwendungen erhoben bat, es fih um eine 
privatrechtliche Angelegenheit handelt, an dem Privatintereffe der Gemeinde 
aber auch die Gemeinderäthe, welche einen Theil aller Gemeindemitglieder 
bilven, betheiligt find, daher zur Entſcheidung der Sache ver Gemeinderath, 
bezw. die Gemeindevorftehung im Sinne des $. 103 der galiz. Gem. Ordg. 
nicht competent ſei. 

Der V. ©. Hof fand zunädft die bei der öffentlich mündlichen Ver- 
handlung vom Vertreter des galiz. Randesausfchufjes erhobene Einwendung 
der mangelnden Legitimation des Karl Lengsfeld zur Befchwerbeführung 
ungegrändet, da jede Partei auf die Einhaltung der gejeglich georbneten 
Inftanzen ein Recht hat. 

In der Sade felbft fand der B. ©. Hof die Beſchwerde geſetzlich 
nicht begründet. — Die Gemeinde und ihre VBerwaltungsorgane find nicht 
blo8 eine adminiftrative Erfenntnißbehörde, ſondern auch Berwalter und 
Dertreter der Gemeindeinterefjen und zur Wahrung derfelben gegen Jeder⸗ 
mann berufen. In dieſer letzteren Cigenſchaft bat nun die Gemeinde 
Diala in der Baufahe des Beſchwerdeführers allerdings bei der Baus 
commiffton privatrechtlihe Kinwendungen, wie dies im Hofdecrete vom 
5. März 1787, Juſt. G. S. Nr. 641 vorgefehen ift, erhoben, nicht dieſe 
aber find im gegebenen Falle Gegenftand der Verhandlung und Entjchei« 
dung (wie dies im cit. Hofvecrete für derlei Fälle ebenfalls vorgefehen ift), 
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ſondern es iſt dies in erfler Linie das polizeilihe Baubewilligungsgeſuch 
des Beſchwerdeführers, über welches, da es das öffentliche Intereſſe ber 
Gemeinde zunãchſt berührt, als über eine öffentlich⸗rechtliche Angelegenheit 
die Gemeinde in ihrer Eigenſchaft als adminiſtrative Erkenntnißbehörde in 
ihrem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe ($. 27, lit. k der galiz. Gem. Ordg.) 
zu entfcheiden und auszuſprechen berufen ift, ob und imwieferne dem an⸗ 
gefirebten Baue ein polizeiliche8 oder politifches Hinderniß entgegenftehe. 

Da es ſich ſonach hier offenbar nicht um eine privatredtlihe An⸗ 
gelegenheit, welche zwiſchen ber Gemeinde und einer gewifjen Claffe von 
Gemeindemitgliedern oder einzelnen diefer Mitglieder fireitig wäre ($. 103 
ter Gen. Ordg.), handelt und da aud gar nichts vorliegt, was auf ein 
Brivatinterefje der Gemeinteräthe, d. i. ein Intereſſe, welches biefelben 
als Privatperfonen an der Sade haben lönnten, hinweiſen würde, fo findet 
gegebenenfall® vie Beftimmung des angerufenen $. 103 ver galiz. Gem. 
Drdg. keine Anwendung und muß fonad die Befchwerte als ungegrünbet 
abgewiejen werten. 


Ur. 1508. 


Die Beſtimmung des $. 26, it. f ber Bau⸗Ordg. für die Hauptſtadt 

Lemberg, wonad im Innern der Stadt, fowie in allen volkreichen Bors 

ſtädten die Dächer mit feuerfiherem WMateriale einzudecken find, findet 

auf die als notgwrudig conflatirte Reuherftelung einer Bedachung volle An⸗ 
wendung. 


Erienntuig vom 29. Erptember 1882, 3. 1763. 


Ter k. k. B. G. Hof hat über die Beſchwerde tes Aron Bhilipp 
ca. Entiheirung des galiz. Landesausſchuſſes vom 24. Februar 1883, 
3. 1646, betreffend die fenerſichere Bedachung des Haufe Nr. 732'/, im 
Lemberg, nad turhgeführter 6. m. Berhantlung und Anhörung tes Adv. 
Dr. S. Zatt, ſewie des in Bertretung des galiz. Landesausſchuſſes 
eribienenen Atv. Dr. Raczynski, zu Recht erkannt: 

„Tie Beibwerte wirt als unbegrüntet abgewiefen — 
Der Beihwerrtetübrer hat tem belangten Lantesausichuniie die 
Leñen des Berjabrens vor tem Berwaltungsgerihtshefe im 


erzäitizten Vetrage von 30 fL binnen 14 Tagen bei Ereca- 
t:cmerermeitung zu erſetzen.“ 


Euifdeidungsgründe. 

Tırh die unterm 10. Juni 1881 in Gegenwart des Eigenthũümers 
Arsen Fiiicp ertaunzemäfig vergenemmene commiiiicnelle Erhebung des 
zeiten SZuftandes ter Realität Wr. 732°, im Lemberg if conflatirt 
zerten, das ale Dãder tiefer Realität, bezw. tie Cintedung terfelben 
sokryeie,, jswehl am Frentgebãnde, wie auch auf tem Eeitengehäuten 
kereris verfallen if (jest zniszezone. nat daß daber tiefe Tücher einer 
f2.2:gem und beimabe gän;liten Renerirung benütbigen. 

Nıb dieſem ven ter Icgten atminiitratinen Jaflan; angencmmenen 
Tbatbeſtande, welher nah $. 6 tes Gef. vom 22. Octeber 1875, 
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N. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aud der Entſcheidung bes V. ©. Hofes zu 
Grunde zu legen ift, Tann nicht bezweifelt werben, daß im gegebenen Falle 
Anlaß zur Anwendung bes 8. 26, lit. f der Ban-Orbg. für bie k. k. 
Hauptftabt Lemkerg vom 10. Jänner 1855 vorlag, wonah im Innern 
der Stabt, fowie in allen vollreihen Vorſtädten die Dächer mit feuer- 
fiherem Materiale einzubeden find. 

Allerdings if der $. 26 der obecit. Bau-Orbg. im II. Abfchnitte 
berfelben, welcher die Borfchriften in Unfehung bes Baues felbft zum 
Segenftande hat, enthalten und Tann daher nur bei vorzunehmenden Baus 
änderungen und VBauführungen Überhaupt zur Anwendung gelangen. Ge- 
gebenenfalle erjcheint aber nad obigem Befunde eine Neuberftellung, näm⸗ 
lich eine neue Bedachung nothwendig, welche nach 8. 1 der cit. Bau⸗Ordg. 
in die Kategorie einer Bauführung gehört und auf welche daher der 8. 26 
des cit. Geſetzes Anwendung findet. 

Sonach mußte die Beſchwerde als ungegründet abgewieſen werden. 
— Der Ausſpruch über den Erſatz der Koſten des Verfahrens vor dem 
V. G. Hofe iſt im 8. 40 des Geſ. vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 gegründet. 


Ar. 1509. 


Erwerbfteuer vom Betriebe eines Geldverleihgeſchäftes. 
Erkenntniß vom 9. October 1882, 3. 1887. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Selgwerbe des Sebaſtian 
Veit aus Graz ca. Entjheidung der fleierm. k. Fin.⸗Landesdirection 
vom 21. Februar 1882, 3. 10217, betreffend die ———— vom Be⸗ 
triebe des Gelpverleihgeſchaftes, nah durchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung der Beronila Beit, Witwe nah dem Befchwerbeführer, 
dann des kak. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“*) 


Ar. 1510. 


Einkommenſteuer von Binfen nothleidender Sazpoſten. 
Erkenntniß vom 8. October 188%, 3. 1688. 


Da k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Firma M. 
Kreindl's Witwe, Ziegelwerke in Heiligenſtadt, ca. Entſcheidung der nieder⸗ 
öfter. k. k. Fin. -Landesbirection vom 28, Jänner 1882, 3.3445, betreffend 
die Einfommenfteuerbemeflung für das Jahr 1879 von den Binfen eines 


*, Eiche Entiheidbungsgründe bei Nr. 16 (Band 1, dabrgang 1876/77) unb 
bei — * 414 (Band III, Jahrgang 1879). 
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auf dem fteuerfreien Haufe Nr. 97 in Roſſau hypothecirten Kapitalsbetrages 
pr. 2830 fl. 40 kr., nad) durchgeführter ö. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.*) 


Ar. 1511. 


t d thfrei. U ied zwi Wirt to⸗ 
Wirthſchaftsfuhren fin u. Hl ER Pr > zwifchen sthfhef 


Erlenntuiß vom 3. October 1888, 3. 1889. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerbe der k. k. Gutsver⸗ 
waltung in Göring ca. Entfheidung des k. k. Yinanz- Min. vom 2. März 
1882, 3. 40530, betreffend die Mauthbehandlung der Kartoffel umd 
Schlempefuhren am Mauthſchranken in Göding, nad) durchgeführter 8. ur. 
Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Alois Redlich, dann des k. k. 
Sect.⸗Rathes Rudolf Türk, zu Recht erlannt: 

„Die angefochtene Entjheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. Detober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfheidungsgründe. 


Die beſchwerdeführende £, T. Gutsverwaltung Göding ſpricht die 
Mauthbefreiung am Mauthſchranken in Gbding für jene Fuhren an, 
mittelft welchen die herrſchaftlichen Erdäpfel aus Göding in die Spiritus- 
brennerei des selber und Nebenmwurzel in Göding einerfeitd® und bie 
Schlempe aus diejer Brennerei in die gutsherrlichen Maierhöfe in Göding 
anderjeit8 verführt werden. — Die Finanzverwaltung bat diefen Fuhren 
bie Mautbhbefreiung unter Berufung auf den $. 4, lit. 0, 3. 3 des 
Mauthnormales vom 17. Mat 1821, Pol. ©. ©. Nr. 74 verweigert, 
weil die daſelbſt feftgefetzten Bedingungen bezüglich der Wirthſchafts⸗, reſp. 
Gewerbefuhren der Ortsbewohner eines Ortes, wo ein Wegmautbhfchranten 
aufgeftellt ift, im gegebenen alle nicht eintreten und zwar bei den Kar⸗ 
toffelfuhren nicht, weil wie erhoben vorliegt, es fih um die Verführung 
der auf ben gutöherrlichen Feldern gefechöten, jebod an die Brennerei⸗ 
befiger Telber und Rebenmwurzel bereitd verlauften Kartoffeln in die Bren- 
nerei dieſer letzteren handelt, dieſe Fuhren fomit nicht als Wirthſchafts⸗ 
fuhren angeſehen werden können und bei den Schlempefuhren deshalb 
nicht, weil mit denſelben nicht ein und dasſelbe Naturale oder die Fechſung 
vom Felde, ſondern ein aus den eigenen Stoffen der Brennerei gewonnenes 
Erzeugniß in die gutsherrlichen Maierhöfe verführt wird. 

Der V. G. Hof vermochte nicht dieſe Entſcheidung als geſetzlich 
gegründet anzuerkennen. — Nach der berufenen geſetzlichen Beſtimmung 
ift in den Ortſchaften, wo ein Mauthſchranken aufgeſtellt iſt, die Mauth⸗ 
befreiung den Ortsbewohnern bezüglich aller Wirthſchaftsfuhren, welche die 


*) Siehe Sntjheibungsgrünbe 1 El) Nr. 736 (Band IV, Jahrgang 1880) und 
bei Nr. 1062 (Band V, Sabräang 109 
**), Siehe auch Erlenntniffe in N. at und 494 (Band III, Jahrgang 1879). 
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Bewohner dieſes Ortes mit ihrem eigenen oder in demfelben gemietheten 
Zugviehe verrichten oder zum Betriebe ihrer Wirthichaft, ihres Gewerbes 
vergeftalt nothwentig baben, daß eigentlih nur das nämlidhe Naturale 
oder die nämliche Waare hin» und hergeführt wird, zugeflanden worten. 
— €&8 find femit bier die eigentlichen Wirtbfcafts- und Gewerbefuhren 
gemeint. — Im weiteren Abſatze dieſes 8. 4, lit. o wird jebod) beftimmt, 
daß von biefer MWegmantbbefreiung an den Localſchranken die Induſtrial⸗ 
fuhren, d. i. Fuhren ausgenommen find, mit weldhen Protucte: als 
Körner, Heu, Stroh u. ſ. w. oder Fabrikate zum Berlaufe aus dem 
Drte anderswohin verführt werben. 

Aus diefer Beſtimmung gebt offenbar hervor, daß bezüglich der 
Ortsbewohner am Localmauthſchranken als Induſtrialfuhren nur jene Fuhren 
angefehen werben follen, melde Broducte und Fabrikate der Ortsbewohner 
aus dem Drte anderswohin zum Verkaufe verführen, daß aber 
dagegen jene Fuhren, mittelft welchen die Ortsbewohner ihre Producte 
oder Fabrifate zum Verkaufe im Orte felbft verführen, am Local« 
Schranken gleich den Wirthſchafts- und Gewerbefuhren zu behandeln find, 
d. i., daß bdenfelben die Mauthbefreiung zufteht, wenn die fonftigen Be- 
dingungen des 8. 4, lit. o, 3. 3 bezüglich folder Fuhren zutreffen. 

Da nun im gegebenen Yalle die in Göding von der Outsherrſchaft 
erzeugten Kartoffeln einerfeitd an die in Oöding beftehende Brennerei und 
anderfeit8 die Schlempe aus dieſer in die herrichaftlihden Maierhöfe in 
Göding geliefert werden, jomit Producte der Wirtbjchaft eines Gödinger 
Drtsbewohners zum Verkaufe an einen anderen Ortsbewohner im Orte 
ſelbſt und die Schlempe eined Gemwerbetreibenden in Oöding, ein Fabrikat 
ſonach eines Ortsbewohners blos zum Verkaufe im Drte jelbft und nicht 
anversmohin verführt wird, fo fand der V. ©. Hof, daß auf die bier 
in Frage ftehenden Fuhren die Beftimmung des $. 4, lit. o des cit. 
Mauthnormales Anwendung findet und ſonach diefelben am Mauthſchranken 
im Mauthorte Göding die Mauthbefreiung zu genießen haben. 

Es mußte demnad die angefochtene Entſcheidung nach 8. 7 des 
Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben 
werben. 


Ar. 1512. 


Hequivalentpflidt der Karlbader Bräucommune. 
Erkenntniß vom 8. October 1882, 3. 1914. 


Der 8. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Bräucommune 
Karlsbad ca. Entſcheidung des k. k. Finanz: Min. vom 30. Auguſt 1881, 
3. 17540, betreffend die Vorſchreibung des Gebührenäquivalentes für das 
U. und III. Decennium vom unbeweglihen Vermögen viefer Geſellſchaft, 
nah durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Obmanned der 
bejchwerbeführenden Bräucommune in Karlsbad, Dr. Rudolf Knoll, fowie 
bes 8. f. Min.Vice⸗Seer. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
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Ein Erfag der Koften des Berfahrens vor dieſem Gerichts hofe 
wird nicht auferlegt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nach den Statuten der Bräucommune in Karlsbad erſcheinen als 
bräuberechtigt nebſt der Bräugeſellſchaft mit 5 Bräurechtsantheilen die in 
den Stadt Rarlsbader Grundbüchern als Befiger von Bräulofen der Karls⸗ 
bader Bräucommune eingetragenen Perfonen, welche gegenwärtig die übrigen 
295 Antheile der Bräugerectigleit innehaben. Diefe Befiger bilden unter 
fih eine Geſellſchaft zur Ausübung des ihnen gemeinſchaftlich zuſtehen⸗ 
den Bräugewerbes ($. 2), und jedem Geſellſchaftsmitgliede fteht es frei, 
feinen Geſellſchaftsautheil an die Bräugefellihaft oder wem immer zu 
veräußern oder alzutreten (8. 3). 

Auf eine von der Yin.Lanbesvirection in Prag geftellte Aufrage 
über die Abtrennbarleit ver gedachten Bräuredhte hat das k. k. Bezirks⸗ 
gericht in Karlsbad unterm 23. Mai 1881, 3. 8999 eröffnet, „daß bie 
Bräurechte von den Nealitäten bisher als abtrennbar behandelt worben 
find, die von einer Realität abgetrennten Bräurechte können ſohin, falle 
tie Belaftung nicht etwa verfchieden ift, mit anderen Realitäten vereinigt 
werden. Gelbftftändige Einlagen für Bräurechte, wenn fie unbelaftet find, 
werben nicht mehr bewilliget.“ 

Bei diefem Thatbeftande hat die Finanzverwaltung auf Grund ber 
Zarifpoft 106 B e 2 des Gef. vom 13. December 1862 das unbeweg- 
Lihe Bermögen der Bräucommune in Karlsbad ale dem Gebührenäqui⸗ 
valente unterworfen erflärt und dasſelbe für da® IL. und II. Decennium 
in Anſpruch genommen. 

Der V. ©. Hof konnte hierin eine Geſetzwidrigkeit nicht wahr⸗ 
nehmen. Es ift fein Zweifel und auch fein Gegenſtand des Streites, daß 
tie Bräucommune in Karlsbad eine Erwerbsgeſellſchaft ſei und daß als 
folde ihr unbewegliches Bermögen nach der durch das Gef. vom 13. Des 
cember 1862, R. ©. B. Nr. 89 geänderten Zarifsbeftimmung 106 Be, 
Abſ. 2 dem ©ebührenäquivalente unterliegt, infofern ihr nicht die Be- 
freiung nah dem Geſetze zukömmt. Unter den verfchiedenen Befreiungd- 
titeln kömmt bier nur ber in der Anmerk. 2 zur cit. Tarifsbeftimmung 
eingeräumte in Frage, wonach unbeweglihe Sachen, deren Eigenthum zwar 
einer Gemeinſchaft ungetheilt zufteht, wovon aber das Recht auf ven Ge- 
nuß oder Gebrauh mit anderen abgefonderten und verfügbaren Grund» 
oder Haudbefigungen untrennbar verbunden ift, dem Gebührenäquivalente 
und zwar ſelbſt dann nicht unterliegen, wenn dieſes Recht von einer 
Orund« oder Hausbefigung auf eine andere mit oder ohne behördliche Be- 
willigung übertragen werben fann. 

Im Sinne diefer gefetlichen Anordnung müßten daher, foll die Be⸗ 
freiung vom Gebührenäquivalente zutreffen, die fraglihen Nutzungsrechte 
ber Bräuberedtigten ftet8 mit anderen abgefonderten, d. i. von jenen ber 
Geſellſchaft (Bräucommune), verfchiedenen Realitäten untrennbar verbunden 
fein, was durd die büderlihe Eintragung ($. 321 des a. b. ©. 3.) 
nachzumeifen ift. 

Nun geht einerfeits fhon aus den Statuten der Bräucommune 
Karlsbad hervor, daß die Bräuberechtigungen felbftftänpdige Objecte der 


Nr. 1513. — Erk. v. 4. Octoser 1882, 3. 1513. 443 


Abtretung fein können, indem fie wer immer zu erwerben in der Tage ift. 
Ferner erflärt das Bezirksgericht Karlsbad ausdrüdlich, daß tie gedachten 
Bräurechte nur dann, wenn fie unbelaftet find, keine felbfiftändigen 
Grundbuchskörper bilden können, was wohl darauf fchließen läßt und bei 
der Abtrennbarleit diefer Rechte von Realitäten in der Natur der Sache 
liegt, daß belaftete Bräurechte auch gegenwärtig noch felbftftändige Einlagen 
im Grundbuche bilden können. — Bei dieſer Rechtslage trifft demnach bie 
Borausfegung der untrennbaren Verbindung der Bräurechte mit irgend 
einem Grund⸗ oder Hausbefige nicht zu, um dem unbeweglichen Vermögen 
der Bräucommune Karlsbad nach der cit. Anmerk. 2 a der Tarifpoft 106 B e 
die Befreiung vom Gebührenäquivalente zugeftehen zu können, 

Es muß übrigens betont werden, baß der V. ©. Hof nur das in 
Geſellſchaftsrealitäten beftehende unbeweglihe Vermögen der Bräucommune 
für äquivalentpflihtig findet. — Die Einwendung der Verjährung rüd- 
ſichtlich des Wequivalentanfpruches feit 1. Jänner 1863 ift durch bie 
88, 1 und 9 bes Gef. vom 18. März 1878, R. G. B. Nr. 31 widerlegt. 

Wenn im Laufe früherer Jahre Exrwerbern von Bräuredten für 
tiefen Erwerbungsact die Percentualgebühr für Bermögensübertragungen 
unbeweglicdyer Sachen vorgefchrieben worden ift, wie die Beſchwerde be⸗ 
bauptet, fo Tann diefer Umftand an der Verpflihtung der Bräucommune 
zur Entrichtung des Gebührenäquivalentes nichts ändern. E8 mar eben 
Sade ter Erwerber von Bräurechten, wenn fie ſich hiedurch geſetzwidrig 
belaftet erachteten, die ihnen zugeflandenen Hechtömittel dagegen zu ge- 
krauden. Der 3. ©. Hof mufte demgemäß die Beſchwerde abweijen. 


Ur. 1513. 


Gompetenz des V. ©. Hofes in Markenrechtsſachen. — Durd das Belek 
vom 7. December 1858, R. G. B. Rr. 230 ift die Nachbildung der Marke 
eine Handeldmannes, Dann die Aneignung ſdes Ramens, ber Firma 2er. 
eines Stablifjements lediglich infoweit unterfagt, als es fih um die con= 
srete, ſachliche Bezeichnung von Waaren und Erzeugniffen oder der Um: 
hüllungen folder handelt. 
Erkenntniß vom 4. October 18823, 3. 1518. 


Drei... V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Zadik W. Pop- 
povits, Verſchleißers von türkifchen Randeserzeugnifien in Wien, ca. Handels⸗ 
Min. und 3. Zacherl, Infectenpulverhändler in Wien, anläßlich der Ent- 
ſcheidung des erfteren vom 13. Jänner 1882, 3. 35449, betreffend die 
Einleitung eines Markenſchutzverfahrens, nah durchgeführter d. m. Ber« 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Wilhelm Zuder, dann des f, k. 
Vinanz-Proc.»Eoncipienten Dr. Guſtav Khittel, endlich des Adv. Dr. Hein« 
rich Bloch, in Vertretung des mitbelangten I. Zacherl, zu Recht erlannt: 

„Die erhobene Einwendung der Incompetenz des Berwal- 
tungsgericht&hrfes wird zurüdgewiefen. — Die angefochtene 
Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 
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die Bezeihnung von Waaren und Erzeugniffen unterfagt fei. Vielmehr 
kann aud in biefer Gefegeöftele — nad dem Zufammenhange mit 8. 1 
und 4 — nur die Wneignung zu dem gebachten Zwecke gemeint fein. 
Desgleihen ift nah 8. 6 des Geſetzes die Aneignung des Namens, ber 
Firma, des Wappend oder der Benennung eined Etabliffements nicht un« 
bedingt, fondern wieder nur „zur Bezeichnung von Waaren ober Erzeug- 
niffen® unterfagt und 8. 17 geftattet das Verfahren nah $. 15 nur in 
dem Galle, wenn die Aneignung des Namens, der Firma 2c. zum Zwede 
der „Bezeihnung von Waaren, die für den Berkauf beftimmt 
find," erfolgt. 

Unter diefer überall im Geſetze vorausgefegten „Bezeihnung” ber 
Waare kann aber, ba es fi) dabei um ein concretes, fachliches Unterjchei- 
bungsnuittel handelt, auch nur eine concrete, ſachliche Art ver Bezeichnung, 
alfo die Anbringung des Zeichens auf den hiedurch bezeichneten Gegen⸗ 
ftande, nicht eine abftracte, figürlihe Bezeihnung in dem Sinne einer 
Hinweifung oder Hindeutung auf ten bezeichneten Gegenſtand verftanden 
werben, und dies umſomehr, als im $. 7 des Geſetzes außer der Bezeich⸗ 
nung ter Waare felbft nur noch die der Verpadung, des Gefähes, der 
Umbüllungen unterjagt erſcheint, fo daß Har ift, daß das Geſetz immer 
eine fachliche, nicht figürlihe Art der Bezeihnung vorausfegt. 

Da nun nah dem in der abminiftrativen Verhandlung erörterten, 
der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegten Thatbeftande im vor« 
liegenden Falle dem Beichwerbeführer nicht eine ſolche „Bezeichnung“ feiner 
Waaren oder der Umhüllung derfelben mit ber regiftrirten Marle des 
I. Zacherl zur Laft fällt, diefe Waaren vielmehr ausfchließlih mit ber 
eigenen Marke des Beſchwerdeführers in den Kandel gebracht werben, jo 
liegt bier die ven dem Gef. vom 7. December 1858 unterfagte Hand 
Iungsweife, welche allein zur Einleitung des in dieſem ©efege normirten 
Markenſchutzverfahrens Anlaß geben konnte, nicht vor. Der Thatbeſtand, 
daß dem Beſchwerdeführer eine — Übrigens nad ihrer vollen Identität 
beftrittene — Nachbildung der Marke de8 J. Zacherl auf Placaten und 
Annoncen, oder doch eine gewille Nachahmung eines von legterem zur 
Dezeihnung feines Geſchäftes gewählten Emblem® in feinem, des Be⸗ 
ſchwerdeführers, Geſchäftslocale zur Laſt liegt, Tann die Anwendung des 
Geſ. vom 7. December 1858 nicht rechtfertigen, da das letztere ausſchließ⸗ 
lich nur von einer Bezeichnung der Waaren oder ihrer Umhüllungen handelt 
und jede durch das Geſetz nicht austrüdlih unterfagte Form der Con« 
currenz — nad) der im Eingange bervorgehobenen grundſätzlichen Freiheit 
von Handel und Wandel — als geftattet gelten muß. 

Diefem Grundſatze würde es insbefondere auch wiberftreiten, wenn, 
wie in der Gegenſchrift des Mitbelangten verlangt wird, ftatt des ftrikten 
Wortlauted des Geſetzes allgemeine Erwägungen über die Loyalität ber 
gewerbsmäßigen Concurrenz zur Richtfehnur genommen würden. Ein folcher 
Borgang wäre ſchon nad dem für fich vollftändig ausreichenden, einer 
ertenfiven Ünterpretation in feiner Weife bepürftigen Wortlaute des 
Geſetzes nicht zuläffig, er ift aber Überdies, wie gezeigt, nad) dem Geiſte 
bes Geſetzes, welches jede nicht ausprüdlich unterfagte Eoncurrenz geftattet, 
ganz und gar unzuläſſig. 

Da nun die angefochtene Entſcheidung, im Widerfprude mit den bier 
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ausgeführten Rechtögrundfägen, in der dem Befchwerbeführer zur Laſt ge- 
legten Handlungeweiſe einen durch das Geſetz vom 7. December 1858 
unterfagten, im {alle des Erweiſes mit den dort normirten Folgen ver- 
bundenen Thatbeftand erkannte und deshalb die Einleitung bes in eben 
diefem Geſetze ftatuirten Verfahrens anorbnete, mußte biefe Entſcheidung, 
als im Geſetze nicht gegründet, nah 8. 7 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86 aufgehoben werden. 


Ar. 1514. 


Der Streit, ob eine Wafferleitung Gemeindeeigenthum (Gemeindegut aber 
Wemeindevermögen) fei, gehört vor den Givilrichter. — Ob eine der Ge⸗ 
meindeverwaltung übergeordnete autonome Jnſtanz bie Bemeinde zur 
außergerichtlichen Anerkennung eines an diefelbe — tsen 

ver alten win, iR Sade ihres Srmeflend. — Aus $. 36 und 37 Des babe 
Ball. Geſ. Tann nicht die Verpflichtung der Bemeinde zur Uchernahme 
einer beffimmten (fhon beftehenden) Waflerleitung abgeleitet werden. 


Grienutnif vom & UÜctsber 1838, 3. 1514. 


Der k. 88 ©. Sof hat über die Beſchwerde tes Karl Fürüee 
LPewenflein-Wertbeim-Rofentern ca. boöhm. Lantedautihuh zur tee Ee⸗ 
meinte Zebau anläßlich der Eutſcheidung des erfteren vom 8. März 1382, 
3, 36470, betreffend die Uebernahme einer Waflerleitung ım Scham ı= 
die Hrmeintenermaltung, nad turdhgeführter ðñ. m. Berhantlunz zu Ie- 
däruny ed Add. Dr. Saflmanter, tuan des tr. Dr. Yalms Humnt, 
in Vertretung des böhm. Landetausſchufſet, zu Recht erfammt: 

„Tie Beſchwerde wirt als unbegräntet abgewicien — 
Sin Koſtenerſat findet nicht Ratt.® 


Gartrermaltung im Dat zefetie Begthren: ef mäse tie im ter Geneone 
Xaa Küchen, Niker we ver it Oxieeremlzn mmmılıce 
Ruakıicmamz ın Tr Fermeieng der Gemriere iterzrcmez werden, meiden 
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Seitens der Beihwerbeführung wird nun zunächft der erflere Stand- 
punft eingenommen und die Behauptung aufgeftellt, daß die in frage 
ftehende Wafferleitung ein öffentliches Gut und die Gemeinde deshalb zur 
Uebernabme und Erhaltung berjelben verpflichtet fei. Allein wenn aus 
diefem Yundamente geklagt wird, fo handelt es fih um nichts Anderes, 
als um einen Eigenthumsftreit, welcher privatrechtlicher Natur ift und nicht 
vor den Verwaltungsbehörden, fondern vor dem orbentlihen Richter an- 
bängig zu machen war. Die Abmweifung des geftellten Begehrens war 
bienach ſchon aus tem Grunde der Unzuftändigkeit ner angerufenen Behörde 
gerechtfertiget und die hiegegen ergriffene Beſchwerde erfcheint unbegründet. 

Wollte aber etwa die Behauptung aufgeftellt werden, daß «8 fi 
beit der Anrufung des Bezirks⸗, reſp. Landesausſchuſſes, nicht fomohl um 
eine Entſcheidung über die ftreitige Eigenthbumsfrage, als vielmehr darum 
handelte, durdy die der Gemeindeverwaltung übergeordneten autonomen In» 
ftanzen die Anerkennung des von ber erfteren in Abrete geftellten Gemeinve- 
eigenthums zu erwirken, um fo den Rechtsſtreit zu vermeiden, fo ift hierauf 
zu bemerfen, daß alsdann der angefochtene Ausfpruch des Landesausſchuſſes 
fih nicht als eine Entſcheidung, fondern nur als eine Parteierflärung der 
mit ber Aufficht über die Gemeindewirtbichaft befaßten Inſtanz Parftellen 
würde, welche als in das Ermeflen der leteren fallend, ter Anfechtung 
vor dem V. ©. Hofe nad 8. 3, lit. e des Gef. vom 223. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 entzogen wäre. Denn offenbar ift es ledig⸗ 
lih Sade des Ermeſſens, ob der Landesausſchuß im Wege der ihm zu⸗ 
fommenden Aufficht Über die Gemeindeverwaltung einen an eine Gemeinde 
geftellten Anſpruch für hinlänglich fundirt erachtet, um bie Gemeinde zur 
freiwilligen außergerichtlichen Anerkennung desſelben zu verhalten. 

Die befchwerdeführende Gutsverwaltung hat nun allerbings auch den 
zweiten oben bezeichneten Stantpunft zur Yundirung ihres Begehren her⸗ 
angezogen, indem fie den in der Gemeinde Zebau angeblich beftehenden 
Wafjermangel und tie hieraus refultivende Berpflihtung zur Uebernahme 
ber fraglichen Wafferleitung zu bebuciren ſucht. Allein aud in dieſer 
Beziehung erfcheint die Befchwerde nicht gejetzlih gegründet. Denn aus 
dem — übrigens keineswegs eriwiejenen und von der Gemeinde durchaus 
widerfprochenen — Waſſermangel würde nur folgen, daß in biefer Ger 
meinde die Wafjerverforgung in Kraft des 8. 36 des böhm. Wafl. Gef. 
vom 28. Auguſt 1870, 2. G. B. Nr. 71 Sache ver Gemeindeverwaltung 
ift und bie legtere würde, nad 8. 37 des. Geſetzes, das Recht auf die 
Enteignung der fraglichen Wafferleitung haben, keineswegs aber würde, 
wie ſchon der Landesausfhuß richtig hervorgehoben hat, daraus folgen, 
daß die Gemeinde zur Dedung ihres Waflerbevarfes gerade die in Frage 
ſtehende Wafferleitung zu übernehmen verpflichtet fei. ‚Auch würden zu 
einem ſolchen, den Eintritt der Bedingungen des $. 36, reſp. 37 des cit. 
Geſetzes conftatirenden Ausſpruche im Falle eines Rechtsſtreites wieder 
nicht die Gemeindeauffichtsorgane, fondern nad) der allgemeinen Regel bes 
8. 75 des cit. Waſſ. Gef. nur die politiihen Behörden zuftändig fein, 

Hienad) erfcheint die vorliegende Beſchwerde als nad feiner Richtung ge= 
jeglich gegründet und mußte daher abgewiefen werden. — Dem Ausſpruche auf 
Erſatz der Koften wurde mit Rückſicht auf die in Mitte liegende Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes von Weferig vom 3. Auguſt 1881 keine Folge gegeben. 
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Ar. 1515. 


Zur Thatbeftandsfrage, die Deffentlichkeit eines Fahrweges betreffend. 
Beweistraft des Zeugniſſes eines Staatstechniters oder eines autorifirten 
Givilingenieurs. 


Erkenntniß vom 5. October 18823, 3. 1557. 


Der k. k. V. G. Hof hat Über die Befchwerbe der Gemeinde Spibnic 
und Genofjen ca. Entjheivung des böhm. Landesausſchuſſes vom 26. Jänner 
1882, 3. 2131, die Deffentlichkeit eines Fahrweges betreffend, nad durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Johann Sabate, in 
Vertretung der beſchwerdeführenden Gemeinde, zu Recht erfannt. 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen. — 
Ein Roftenerfag findet nicht ſtatt.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die angefochtene Entfcheidung des Landesausſchuſſes, daß ber von 
Üolerkofteleg an der Podhorner Mühle in das Dorf Rybna führende 
Weg, Parz.-Nr. 2594, 2596, 2597, kein Öffentlicher Gemeindeweg fei 
und daß die Gemeinde Üblerkofteleg zur Erhaltung dieſes Weges und zur 
Inſtandhaltung der im Zuge desſelben befindlichen Brüden nicht verpflichtet 
fei, gründet fih im Wefentlihen darauf, daß 1) mit der in Rechtskraft 
erwachſenen Entſcheidung tes beftandenen k. k. Bezirksamtes Aolerfofteleg 
dto. 12. Auguſt 1856, Nr. 5473 erlannt worden iſt, es ſei der fragliche 
Meg nicht Öffentlich und die Gemeinde Üplerkofteleg zu feiner Erhaltung 
nicht verpflichtet, daß 2) die Erhaltung ver im Zuge des Weges befind- 
lihen Brüden bis nun Sade der anläßli der obcit. Entſcheidung zu 
Stande gelommenen Privatconcurrenz gewejen war, endlich daß 3) ber 
Weg für den öffentlihen Verkehr nicht nöthig fei und daß ter Aufwand, 
welcher gemadht werden müßte, um den Weg als öffentliches Communi- 
cationsmittel in Stand zu fegen, außer jedem Berhbältniffe zu der Beden⸗ 
tung dieſes Weges für den Öffentlichen Verlehr wäre, - 

Diefe vom Landesausfhuffe für feine Entſcheidung zur Geltung ge» 
bradten Momente find in der Sad. und Rechtslage durchaus begründet. 
— Es iſt actenmäßig erwiefen, daß mit dem Erlaſſe des Molerlofteleger 
Bezirksamtes dto. 12. Auguft 1858, 3. 5473 ver private Charalter 
dieſes Weges anerfannt worden if. — Wenn die Befchwerde vermeint, 
daß dieſe Entſcheidung mit Rüdfiht auf die inzwifchen erfolgte geſetzliche 
Neuregelung der Wegverhältniffe nicht weiter maßgebend fein könne, fo 
überfieht fie, daß das Gefeg vom 12. Auguft 1864, 8. ©. 3. Nr. 46 
laut 8. 13 an den in bejonderen Rechtstiteln gegründeten Rechten und 
Berpflichtungen bezüglich der Straßen jeder Kategorie nichts ändern wollte 
und daß nad $. 14, Abſ. 2 desf. Gefeges die Umwandlung dieſes zweifel- 
108 privaten Weges in ein öffentlihes Communicationsmittel nur durch 
einen formellen Act der hiezu berufenen Organe hätte erfolgen fünnen. 

Die Beſchwerde behauptet zwar, daß durch die feit ber obcit. Ent- 
fheidung eingetretenen Aenderungen in ven Verkehrsverhältniſſen der frag- 
liche Weg thatfählih ein nothwendiger öffentlicher Gemeinteweg geworden 
und als folder benügt worden fei, allein der V. ©. Hof vermochte nicht 
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zu finden, daß ber Landesausſchuß feiner Entfcheitung in diefer Richtung 
einen unrichtigen oder auch nur unvollftändigen Thatbefland zu Grunde 
gelegt hätte. — Denn der Ausfage der Gedenkmänner, daß der Weg von 
den Inſaſſen der umliegenden Ortfchaften allgemein benügt wurde, kann 
ein entſcheidendes Gewicht nicht beigemeflen werben. 

Denn abgefehen davon, daß eine ſolche Benützung auch bei einem 
Privatwege eintreten kann und erfahrungsgemäß des öfteren aud) eintritt, 
weil die Berechtigten diefelbe ſtillſchweigend geftatten, ift durch die Admini⸗ 
ftrativacten dargethan, daß aud in der Yolgezeit die private Eigenſchaft 
des Weges dadurch Anerkennung gefunden hat, daß die Erhaltung des⸗ 
felben durchaus ale Sache der Privatconcurrenz angefehen wurde und daß 
fogar eine theilweife Abfperrung des Weges Play gegriffen hat (Ausfage 
der Gerenkinänner von Doubbeb). 

Desgleichen find die Angaben der Gedenkmänner und ber betheiligten 
Gemeindevertretungen über die Nothwendigkeit des Weges widerſprechend, 
während die zur Sache gehörten Sachverſtändigen ausdrücklich conftatiren, 
daß der Weg als Verbindungsweg nicht nothwendig und nad) feiner Lage 
und Beichaffenheit zu einem öffentlihden Communicationsmittel nicht ge« 
eignet fei. 

In dem Umftande, daß der Randesausfchuß feiner Entſcheidung ba 
Gutachten des k. k. Dberingenieurd zu runde legte, obwohl dasſelbe 
ohne Intervention der Parteien aufgenommen worden war, liegt die von 
der Beichwerde behanptete Verlegung welentliher Yormen des Adminiſtrativ⸗ 
verfahrens durchaus nicht, da dieſes Gutachten als Zeugniß von der Ge⸗ 
meinde Wdlerkofteleg probucirt worden ift und dem Zeugniſſe des Staats⸗ 
techniferd nach der Organifation des Baudienſtes (Dein. Vdg. vom 8. De- 
cember 1860, R. ©. B. Nr. 268) die gleihe Beweiskraft beigemeffen 
werden muß, wie dem Amtszeuznifie eines autorifirten Civilingenieurs 
(Statth.-Bdg. vom 21. December 1860, 8. ©. B. ex 1861 Wr. 1, 
8. 2 ad f). 

Auf den bei der mündlichen Berbandlung vorgelegten Befund bes 
Reichenauer autorifirten Civilingenienrs konnte der V. ©. Hof, abgefehen 
davon, daß berjelbe neue Momente nicht enthält und gerade in den ftrei- 
tigen Punkten allgemein und unbeftimmt lautet, ſchon nad) 8. 6 des Geſ. 
vom 22. October 1875 feine Rüdficht nehmen. 

Da fomit der fragliche Weg nah Maßgabe ber Veftimmungen bes 
Gef. vom 12. Auguſt 1864 eine Gemeinvdeftraße oder ein Gemeindeweg 
der Stadt Aolerkofteleg nicht ift, erfcheint die angefochtene Entfcheidung im 
8. 12 des cit. Geſetzes gegrünvet, weshalb die Beſchwerde abgemiefen 
werden mußte. 


Budwinski, B. &. H. Erlenntnifle VI 29 
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Exrfruntuii wem 5. ° cteber 1908, 3. 1555. 


Der k. 1. B. ©. Hof hat üßer tie Beidwerte ter Gemeinde Raben- 

ea. Entjheivung des böhm. Lanresansichafies vom 18. Yänner 1852, 

Ei 36607, betreffend bie Verpflegung der Baijen nach Joſef Hefmeifter, 

nad turchgefährter ö. m. Berhantiung und Anhörung des Apr. Dr. Julius 

Haniſch, in Bertretung des belanzten Yantesansihufleh, zu Recht erfaunt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abzewiefen — 

Die Gefgwerdeführenpe Gemeinde hat dem belangten Landes⸗ 

ausſchuſſe 40 fl., ter beiheiligten Partei Anton Schmiedbach 

15 fl. 15 &. an ermäßigten Koflen des Berfahrens vor dem 

Berwaltungsgerihishofe binnen 14 Zagen bei Executiens— 
vermeidung zu bezahlen.” 


Entfeidungssrände. 

Die Gemeinde Rabenflein befireitet vie Geſetzmäßigkeit der ihr mit 
der angefochtenen Entfheitung anferlegten Berpflidiung, vom 1. Auguft 
1878 angefangen vie Koflen der Berpflegung der mündigen Kinder nad) 
Hofef Hofmeifter zu beftreiten, bezw. ten für bie Zeit von 1. Auzuft 
1878 bi6 1. April 1881 feige ten Serpflegsfoftenbetrag pr. 166 fl. 

an den Bermund tiefer Kinder, Anten Schmierbadh, zu berichtigen, aus 
* Gruͤnden: Zunäihft treffe fie die Berrfligtung zur Berpflegung ber 
genannten Waiſen gar nicht, weil diefelben in Rabenflein nicht heimaths- 
beredhtiget fein follen. (8. 1 des Geſ. vom 3. December 1863, R. G. 2. 
Nr. 105, 8. 3 des Armengef. vom 3. December 1868,2. ©. 2. für Böhmen 
Ar. 59). — Des weiteren habe die Gemeinte nad) 8. 25 des Heimathögef. fich 
dafür entfhieden, die genannten Waiſen im eigene Pflege zu übernehmen, 
weshalb Anton Schmierbach, der die Berpflegung befergte, ein Recht auf 
ven Erfag des gehabten Aufwantes gegen tie Gemeinde nicht habe, und 
es feien aud bie autonomen Behörden zur Entſcheidung darüber nicht 
competent. 

Bas num den erfieren Beſchwerdepunkt anlangt, fo ift zu conftatiren, 
daß bie beſchwerdeführende Gemeinde im abminiftrativen uflanzenzuge bie 
Auftändigkeit der genannten Waifen nah Rabenftein nicht nur nicht be- 
firitten, fondern vielmehr wieterholt — fo in ihrer Eingabe an bie f. k. 
Bezirkohauptmannſchaft dio. 17. October 1880 — dur Zahlung des 
Schulgeldes an die Aufenthaltsgemeinte und durch die Zufchrift des Bürger⸗ 
meifteramtes dto. 19. September 1881 megen Uebernahme ver Waiſen 
in die eigene Verpflegung, austrüdlich anerkannt hat. — Mit Recht hat 
daher der Tantesausihuß den Umftand der Zuftändigleit ver Waifen Hof- 
meifter nach Rabenftein als nicht ftreitig behandelt und feiner Entſcheidung 
als Thatbeftand zu Grunde gelegt, daß Kabenftein die zur Berpflegung 
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berufene Heimathögemeinde ſei. Ebendarum ift dieſer Beſchwerdepunkt 
durchaus unzuläſſig, ja muthwillig und zu einer Berückſichtigung im ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Verfahren nicht geeignet. (88. 5 und 6 des Geſ. 
vom 22. October 1876, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36.) 

Aber auch der zweite Beſchwerdepunkt ift durchaus haltlos. — Es 
ift erwiefen und bie Gemeinde Rabenftein gibt austrüdlih zu, daß der 
Bormund der genannten Waifen, Anton Schmiebbady, bereit am 24. Juli 
1878 die Heimathögemeinde um tie Gewährung der Armenunterftügung 
für die genannten Kinder angegangen bat. Dur die Apminiftrativacten 
ift meiter dargethban, dag durch die heute angefochtene Entſcheidung über 
ven fo erhobenen Anſpruch inftanzmäßig aberfannt wurde, daß es ſich for 
mit allerdings um den im $. 44 des Heimathegef. und 8. 35, Abſ. 2 
ded Gef. über Armenpflege vorgejehenen Hall handelt, wo über Anſprüche 
anf Armenunterftügung zu entfcheiden war. 

Doß über verlei Anfprüde, in dem durch die Gemeindeorbnung feft- 
gefegten Beſchwerdezuge, durch die autonomen Behörden zu entſcheiden ift, 
befagen die vorcit. Sefegesftellen ausprädiih. — Die rechtlihe Natur der 
Streitfahe konnte ſelbſtverſtändlich eine Aenderung nicht erfahren, daß bie 
Gemeinde entgegen ber Anorbnung des 8. 6 des letzteit. Armengejegeß 
in eine Entjcheidung über ven erhobenen Anſpruch erft nad zwei Jahren 
eingegangen iſt. Es hat darum der Landesausſchuß mit vollem Grunde 
die Entſcheidung ausdrücklich darauf gerichtet, daß den genannten Waiſen 
die Armenverforgung gebühre und in welchem Maße. 

Durchaus unbegründet iſt auch die Aufftellung der Beſchwerde, als 
ob durch die Entjheidung das in dem 8. 25 tes Heimathögef. und 8. 11 
des Armengef. gegründete Recht der Gemeinde, die Art und Weife der 
Armenverforgung zu beflimmen, verlegt worden wäre. Es bedarf feiner 
Ausführung, daß der darüber am 10. April 1881 gefaßte Beſchluß — 
die Waiſen in eigene Verpflegung zu übernehmen, — für die Zeit vom 
1. Auguft 1878 bis 10. April 1881 fach und zwedwidrig war. Über 
aud für die kommende Zeit war nad) 8. 24 bes Heimathsgef. und 8. 13 
bed Armengef. vom Jahre 1868 eine Beftimmung über die Erziehung 
der Rinder nöthig und gefetlich gerechrfertiget und es konnte ber Landes⸗ 
ausſchuß dieſelbe nach 8. 35, Abſ. 2 und 3 des Armengef. unzweifel- 
haft treffen. 

Die Beſchwerde mußte daher ald zur Gänze unbegründet abgewiefen 
werden. — Der Sprud über die Koſten ftägt fih auf 8. 40 des Gef. 
vom 22. October 1875. 


Ar. 1517. 


Competenz des Landesausſchuſſes zur Ausaleichung privatrechtlicher An: 
gelegenhetten im Falle —8 100 der mähe, Gem, Ordg. 


Erlenntni vom 6. October 1882, 3. 1556. 
Der f. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Häusler Franz 
Matejicet und Genofien, dann der Gemeinde Brumov ca. Entſcheidung 
29* 
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des mähr. Lantesausihufles vom 4. Februar 1882, 3. 1947, betreffend 
bie Regelung der flreitigen Srundeigenthbumsverhälthifie in der Gemeinde 
Brumov, nad durchgeführter 5. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Yobann Kaifer, des Dr. Brember, als Vertreter des belangten Landes⸗ 
ausſchufſes, dann des Dr. Leopold Krebs, in Bertretung der betheiligten 
Orundbefiter von Brumov, zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfak der Kofen des Berfahrens vor bem Berwaltungs- 
gerichtshofe findet nicht flatt.“ 


Eutfdeidungsgrände. 


Die vom Landesausfchuffe gegen die Legitimation der Gemeinde 
erhobene Einwendung fand der B. ©. Hof nicht begrüntet, denn die Be» 
fhwerde erfcheint deshalb erhoben, weil vermeintlih durch die angefochtene 
Berfügung in das Selbfiverwaltungsredht der Gemeinde eingegriffen, dieſes 
vom Landesausſchuſſe incompetenter Weiſe verlegt werden iſt. Die ®e- 
meinde umd ihre Vertretung flieht dem Lanbesansichufle in viefer Beziehung 
nicht als umtergeerpnete Behörde, fondern als Selbfiverwaltungeförper 
gegenüber und ift daher allervings zur Beichwerbeführung legitimirt. 

Dem Umflande, daß der Gemeindevorſteher tie Beſchwerde vor Zu⸗ 
flandefommen eines Gemeindeansſchußbeſchluſſes angebraht hatte, konnte 
ver B. ©. Hof im concreten Falle deshalb fein Gewicht beimeſſen, well 
— wie aus dem gemeinteämtlihen Protokolle vom 9. Auguft 1882 her» 
vorgeht — der Gemeindevorfteher bereitd am 29. März 1852, alfo vor 
Anbringung der Beihwerde, die frage der Beſchlußfaſſung tes Ausfchuffes 
vorgelegt bat, diefer aber die Schlußfaſſung vertagte und tie inzwiſchen 
zur Wahrung der Friſt überreichte Beſchwerde nidht nur genehmigte, ſon⸗ 
dern au den Rechtöfrennd für die Gemeinde beflellte. 

In Ungelenenheit der Benügung und Verwaltung des unbeweglichen 
Eigenthums der Gemeinde Brumoo hat der Landesausſchuß mit der an- 
gefocbtenen Berfügung in Erwägung, dag nad den gepflonenen Erhebungen 
einige Brumover Örundbefiger einzelne der Gemeinde zulataftrirte Grund 
parzellen im Ausmaße von 477 Ich 318 Do feit untenflihen Zeiten 
ausihliehlih und ohne Widerſpruch benügt und die auf Tiefen Grundſtücken 
haftenden Raturallaften aus Cigenem abgelöf haben, daß viefelben vagegen 
auf jeden weiteren Anfprud auf das Gemeindeeigenthum Berzicht leiften, 
verfügt, daß unter Anderen: A. der fraglihe Gruntcomplex pr. 478 Joch 
1436 [J® aus dem Katafter der Gemeinde ausgeſchieden uud als unbeftrit- 
tenes Cigentbum ter 96 Grundbeſitzer anerfanut werde, und daß B. ten 
Brumover Häuslern an tiefem Complexe Oemeindenugungeredhte nicht zufteben. 

Gezen diefe Punkte der in ihrem übrigen Inhalte auf die Regelung 
der zwifchen ter Gemeinte und ven Örunttefigern ftreitigen Befigverhält- 
niſſe abzielenden Entfheidung wird in der Beſchwerde geltend gemadıt. 

Ad A. Diefer Ausſpruch fei ein Eigenthumserfenutniß, wie ed nur 
das ordentliche Gericht zu fällen berufen if. Der Landesausſchuß fei hiezu 
nicht competent; er babe nah 88. 60, 61, 96 der Gem. Ordg. über die 
Erhaltung des Stammvermögens zu wachen, nidt aber feine Berminderung 
zu Tecretiren, am wenigften fönne er dies ohne — ja gegen den Beſchluß 
des Gemeindeausſchufſes. 
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Ad B. Auch diefer Ausſpruch fei wegen Incompetenz des Landes⸗ 
ausſchuſſes geſetzwidrig, denn er enthalte eine Entſcheidung über das Pri⸗ 
vatrechtöverhättnig der Häusler zu der Gemeinde, fowie auch zu den An⸗ 
ſaſſen. Die Beſchwerde beftreitet demnach die Geſetzmäßigkeit der Ber- 
fügung in den angefochtenen Punkten ausjchließlic wegen ber obwaltenven 
Incompetenz des Landesausſchuſſes, weshalb auch die Entſcheidung des 

G. Hofes lediglich auf dieſen Streitpunft zu beichränten war. 

Der V. ©. Hof vermochte in der angefochtenen Verfügung eine 
Competenzüberfhreitung nicht zu finden. 

Ad A. Was den sub A gelennzeichneten Befchwerbepunft anlangt, 
fo ift zunächſt hervorzuheben, daß zeuge der Abminiftrativacten und bem 
Zugeflänpniffe der Beſchwerde das Eigenthumsrecht der im Kataſter der 
Gemeinde zugefchriebenen Gründe zwifhen der Gemeinde und 96 Grund» 
befigern ftreitig war, indem die leßteren, geftüßt auf ältere Urkunden, das 
Protokoll der k. k. Orundentlaftungscommiffton dio. 25. Februar 1881 
und bie bisherige Benägung — das augsſchließliche Eigenthumsrecht bes 
baupteten. Die vom Landesausſchuſſe getroffene Beſtimmung, welcher die 
96 Grundbefiger zuflimmten, bezwedt nun, vie ftreitige Angelegenheit im 
außergerichtlichen, im Bergleichöwege zu ordnen, indem der Landesausſchuß 
in Vertretung und Namens der Gemeinde auf einen Theil der Grunpitäde 
zu Ounften ver 96 Grundbeſitzer Verzicht Leiftet, wogegen die leßteren 
bezüglich des Rechtes aller weiteren Anſprüche fich begeben und das volle 
Eigenthum der Gemeinde anerlennen. 

Ein folder Act hat zwar bezüglid ber Eigenthumsverhältniſſe beider 
Parteien feine Conſequenzen, iſt aber mit Nichten eine Entſcheidung darüber. 

Es frägt ſich nun, ob nach der Gemeindeordnung das Machtbefugniß 
des Landesausſchuſſes ſo weit reicht, daß er durch eigenen Beſchluß auf 
— wenn auch ſtreitige — Rechte der Gemeinde mit Rechtswirkung Ver⸗ 
zicht leiſten kann? Dieſe Frage war zu bejahen. Nah Art. V des Ein⸗ 
führungsgeſ. zur Gemeindeordnung vom 15. März 1864 übt der Landes⸗ 
ausſchuß die in dem Gemeindegeſetze dem Bezirksausſchuſſe und der Be⸗ 
zirksvertretung vorbehaltenen Befugnifſe aus. 

Der 8. 96 beſtellt die Bezirksvertretung und den Bezirlsausſchuß 
als Auffihtsbehörde über die Gemeinden und räumt denfelben ganz all« 
gemein, in Handhabung der im $. 96 normirten Auffiht, das Recht ein, 
„erforderlihen alles die entjpredende Abhilfe zu treffen.” Diefer Er- 
mädtigung des Geſetzes liegt offenbar der Sinn bei, daß ber Bezirks⸗ 
ausſchuß, refp. der Landesausſchutz im concreten Falle berechtigt fein fol, 
giltig und ſelbſtſtändig an Stelle der Gemeindevertretung jene Maßregeln 
zu treffen, Die geeignet find, die Unterefien ver Gemeinden zu wahren. 
Diefe der Aufſichtsbehörde ganz allgemein ertbeilte Ermächtigung muß 
naturgemäß tete eher Platz greifen können in Fällen, wo die Gemeinde- 
vertretung überhaupt nicht ſelbſtſtändig, fondern nur gegen Einholung der 
Genehmigung des Landesausſchuſſes vorzugehen berechtigt ift, alfo nad 
8. 97, ad 1 der Gem. Ordg. insbefondere in Fällen, wo es fih um 
Verfügungen über da8 Stammgut und Stammpermögen handelt. 

Die Anordnung des $. 100 der Gem. Orig. enthält eine weitere 
für den concreten Fall befonderd bedeutfame Beftätigung ver im 8. 96 
aufgefellten Regel. Iſt nämlich eine Angelegenheit privatrechtlicher Natur 
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des mähr. Randesausfchuflese vom 4. Yebruar 1882, 3. 1947, betreffend 
die Regelung der ftreitigen Grunbeigentbumsverhälthifie in der Gemeinde 
Brumov, nah durdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung bes Adv. 
Dr. Johann Kaifer, des Dr. Prember, als Bertreter des belangten Landes⸗ 
ausſchufſes, dann des Dr. Leopold Krebs, in Vertretung ber betheiligten 
Grundbeſitzer von Brumov, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird ald unbegründet abgewieien — 
Ein Erſatz der Koften des Berfahrens vor dem Berwaltungs- 
gerichtöhofe findet nicht ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die vom Landesausſchuſſe gegen die Legitimation der Gemeinde 
erhobene Einwendung fand der V. G. Hof nicht begründet, denn die Be⸗ 
ſchwerde erſcheint deshalb erhoben, weil vermeintlich durch die angefochtene 
Berfügung in das Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinde eingegriffen, dieſes 
von Landesausſchuſſe incompetenter Weife verlegt worden ıfl. Die Ges 
meinde und ihre Bertretung fteht dem Landesausſchuſſe in diefer Beziehung 
nicht als umtergeerpnete Bebörbe, fondern als Selbfiverwaltungeförper 
gegenüber und ift daher allerdings zur Beſchwerdeführung legitimirt. 

Dem Umftande, daß der Gemeintevorfieher die Beſchwerde vor Zu⸗ 
ftandefommen eines Gemeindeausſchußbeſchluſſes angebracht hatte, konnte 
ver B. ©. Hof im concreten Falle deshalb fein Gewicht beimefien, weil 
— iie aud dem gemeindeämtlichen Protefolle vom 9. Auguſt 1882 her⸗ 
vorgeht — der Gemeindevorſteher bereitd am 29. März 1852, alfo vor 
Anbringung der Beichwerde, vie frage der Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes 
vorgelegt bat, diefer aber bie Schluffaffung vertagte und die inzwifchen 
zur Wahrung der Frift überreichte Beſchwerde nicht nur genehmigte, ſon⸗ 
bern auch den Rechtöfreund für die Gemeinde beftellte. 

In Angelegenheit der Benügung und Berwaltung des unbeweglichen 
Eigentbums der &emeinde Brumoo hat der Landesausſchuß mit der an⸗ 
gefochtenen Verfügung in Erwägung, daß nad dem gepflonenen Erhebungen 
einige Brumover Orundbefiger einzelne der Gemeinde zufataftrirte Grunds 
parzellen im Ausmaße von 477 Ioh 318 Do feit undenklihen Zeiten 
ausſchließlich und ohne Wirerfprudy benügt und die auf tiefen Grundſtücken 
haftenden Naturallaften aus Eigenem abgelöft haben, daß diefelben dagegen 
auf jeden weiteren Anſpruch auf das Gemeindeeigenthbum Verzicht leiften, 
verfügt, daß unter Anderen: A. ber fragliche Grundeomplox pr. 478 Jod 
1436 D0 aus dem Katafter der Gemeinde ausgefchieden und als unbeftrit- 
tened Eigenthum ter 96 Orunpbefiger anerfannt werde, und daß B. ten 
Brumover Häuslern an diefem Complexe Gemeindenugungsredhte nicht zuftehen. 

Gegen diefe Punkte der in ihren: Übrigen Inhalte auf die Regelung 
der zwiſchen ter Gemeinde und den Grundbeſitzern ftreitigen Befigverhält- 
nifje abzielenden Entſcheidung wird in der Beſchwerde geltend gemadıt. 

Ad A. Diefer Ausſpruch fei ein Eigenthumserfenntuiß, wie ed nur 
das ordentliche Gericht zu fälen berufen if. Der Landesausſchuß ſei hiezu 
nicht competent; er babe nah 88. 60, 61, 96 der Gem. Ordg. über die 
Erhaltung des Stammvermögens zu wachen, nicht aber feine Verminderung 
zu decretiren, am wenigften könne er dies ohne — ja gegen ven Beidluß 
des Gemeindeausſchuſſes. 
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Ad B. Auch biefer Ausſpruch ſei wegen Incompetenz des Fanbes- 
ausfchufles geſetzwidrig, denn er enthalte eine Entfcheidung Aber das Pri- 
vatrechtöverhältmig der Häusler zu der Gemeinde, ſowie auch zu den An⸗ 
ſaſſen. Die Beſchwerde beftreitet demnach die Geſetzmäßigkeit der Ver⸗ 
fügung in den angefochtenen Punkten ausſchließlich wegen der obwaltenden 
Incompetenz des Landesausſchufſes, weshalb auch die Entſcheidung des 
8. ©. Hofes teriglic auf diefen Streitpunft zu befchränten war. 

Der B. ©. Hof vermodte in der angefochtenen Verfügung eine 
Eompetenzüberfhreitung nicht zu finden. 

Ad A. Was ven sub A gelennzeichneten Beſchwerdepunkt anlangt, 
fo ift zunächſt hervorzuheben, daß zeuge der Aominiftrativacten und dem 
Augeftänpnifie der Beſchwerde das Eigenthumsrecht der im Kataſter ber 
Gemeinde zugefchriebenen Gründe zwiſchen der Gemeinde und 96 Grund» 
befigern ftreitig war, indem die legteren, geſtützt auf ältere Urkunden, das 
Protokoll der ?. k. Orundentlaftungscommiffton dio. 25. Februar 1881 
und bie bisherige Benützung — das augſchließliche Eigenthumsrecht bes 
baupteten. Die vom Landesausſchuſſe getroffene Beſtimmung, welder bie 
96 Grundbefiger zuflimmten, bezwedt nun, die ftreitige Angelegenheit im 
anßergerichtlichen, im Bergleichswege zu ordnen, indem der Landesausſchuß 
in Bertretung und Namens der Gemeinde auf einen Theil der Grunpitäde 
zu Gunſten ver 96 Grunpbefiger Verzicht Leiftet, wogegen bie leßteren 
bezüglich des Rechtes aller weiteren Anfprüde fi begeben und das volle 
Eigenthum der Gemeinde anerkennen. 

Ein folder Act hat zwar bezüglich der Eigenthumsverhältnifle beider 
Parteien feine Confequenzen, ift aber mit Nichten eine Entſcheidung darüber. 

Es frägt fih nun, ob nad) der Gemeindeorbnung das Muctbefugnig 
des Landesausſchuſſes fo weit reicht, daß er durch eigenen Beſchluß anf 
— wenn aud ftreitige — Rechte der Gemeinde mit Rechtswirkung Ber- 
zicht leiften kann? Diefe Trage war zu bejahen. Nah Art. V des Ein« 
führungsgef. zur Oemeindeortnung vom 15. März 1864 übt der Landes⸗ 
ansihuß die in den Gemeintegefege dem Bezirksausſchuſſe und der Be⸗ 
zirfövertretung verbehaltenen Befugnifle aus. 

Der 8. 96 beftellt die Bezirkövertretung und den Bezirksausſchuß 
als Auffichtsbehörde über die Gemeinden und räumt denfelben ganz all 
gemein, in Handhabung der im 8. 96 normirten Auffiht, das Recht ein, 
„erforderlichen Falles die entſprechende Abhilfe zu treffen.” Diefer Er- 
mädtigung des Geſetzes Liegt offenbar der Sinn bei, daß der Bezirks⸗ 
ausfhuß, reſp. der Landesausfhuß im concreten Falle berechtigt fein fol, 
giltig und ſelbſtſiändig an Stelle der Gemeindevertretung jene Maßregeln 
zu treffen, die geeignet find, die Intereffen ver Gemeinden zu wahren. 
Diefe der Aufſichtsbehörde ganz allgemein ertbeilte Ermächtigung muß 
naturgemäß tefto eher Pla greifen können in Fällen, wo die Gemeinde- 
vertretung überhaupt nicht felbitfländig, fondern nur gegen Einholung der 
Genehmigung des Landesausſchuſſes vorzugehen berechtigt ift, alfo nad 
8. 97, ad 1 der Gem. Ordg. insbefonvdere in Fällen, wo es fih um 
Berfügungen über das Stammgut und Stammvernögen handelt. 

Die Anordnung des 8. 100 der Gem. Ordg. enthält eine weitere 
für den concreten Fall beſonders beveutfame Beftätigung der im 8. 96 
aufgefellten Regel. Iſt nämlich eine Angelegenheit privatredtliher Natur 
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zwifcgen der Gemeinde und einer ganzen Claſſe von Gemeinbemitgliedern 
oder einzelnen derſelben flreitig und ift der Gemeindeausſchuß befangen, 
fo Tann nah 8. 100 1. 6. der Bezirksausſchuß, „falls eine gütlihe Aus⸗ 
gleihung nicht zu Stande kommt,” einen Vertreter für die Gemeinde zur 
Austragung der Sache befielen. Da vie Befangenheit des Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes eine giltige Beſchlußfaſſung desfelben ausſchließt (8. 43 ter Gem. 
Drdg.), fo ift es einfeuchtend, daß, wenn das Geſetz zunädft die Zuftandes 
bringung eines gütlihen Vergleiches als Aufgabe des Bezirksausſchuſſes 
hinftellt, die Löfung dieſer Aufgabe rechtlich nur dadurch möglid wird, 
daß der Bezirksausſchuß für die Gemeinde mit dem anderen Streittheile 
pactirt. 

Auch der Umftand, daß das Gefe dem Bezirksausſchuſſe Die Be⸗ 
ftelung des Verireterd zur Austragung der Sache überträgt, den Bes 
zirksausſchuß in der VBeftimmung der Örenzen der Bollmadıt für den Ver⸗ 
treter nicht beſchränkt, freitet für Das vom Landesausfchuffe in Anſpruch 
genommene Befugniß. — Es ift daher die Kompetenz des Landesausſchuſſes 
zu dem in frage fiehenden Acte wie in der Natur der Sache, fo aud in 
den pofitiven Beftimmungen der Gemeinteerbnung begrüntet. 

Ad B. Dieſer Beſchwerdepunkt gründet ſich eigentlich auf eine durch⸗ 
aus unrichtige Auffaſſung des bezüglihen Ausſpruches des Landesausſchuſſes. 
— Aus dem Sefammtinhalt des angefochtenen Erlaſſes und aus der ganzen 
atminiftrativen Verhandlung ergibt ſich, daß Liefer Theil der angefochtenen 
Entſcheidung fi Lediglich auf folhe Nutzungsanſprüche bezieht, welde und 
infoweit viefelben ihren Grund in der Gemeindemitgliedfchaft haben. ($. 63 
der Gem. Ordg.). Auf privatrechtlihen Titeln beruhende Anfprühe Ein- 
zelner werden durch jenen Ausſpruch nicht berührt und es jollte weber, 
noch konnte auch durch die Verfügung des Landesausſchuſſes der Geltend- 
machung folder Rechte im ordentlihen Rechtswege irgendwie präjudicir 
werden. > 

Daß aber der Landedausfhuß über Nutzungsanſprüche, welde und 
infoweit diejelben unter 8. 63 der Gem, Ordg. fallen, abzufpreden com» 
petent ift, ftcht ebenfo ſehr außer Zweifel, al8 daß fein viesfälliger Aus- 
ſpruch fi) al® eine nothwendige Confequenz der ad A beiprodenen Maß- 
nabme darſtellt. Denn es ift einleucdhtend, daß es an Grunpftäden, welche 
nit Gemeindegut find, auch nicht in der Gemeindemitgliedſchaft gegründete 
Nugungen am Gemeindegute geben kann. 

Die wegen Incompetenz des Landesaueſchuſſes erhobenen Beſchwerde⸗ 
punkte ftellen fi daher als nicht begrünpet dar und da der V. ©. Hof 
in eine Erörterung der Frage, ob die nit den Örurbbefißern getroffene 
Bereinbarung auch vortheilbaft und zwedmäßig war, nad $. 3, lıt, e des 
Gef. vom 22. October 1875 nicht einzugeben hatte, fo mußte die Be» 
ſchwerde abgewiefen werden, 
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Ar. 1518. 


Die Erwerbfteuerpflit ber böhm. othekenbank ift durch jene Befchäfte 
begründet, I —28— die An Hals Star bereotiot 304 


Erkenntniß vom 10. October 1882, 3. 1994. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat Über die Beichwerde der Hypothelenbank des 
Königreiches Böhmen ca. Entfheidung der k. 8. Fin.-Landesdirection im 
Prag vom 15. November 1881, 3. 53380, betreffend die Erwerbfteuer- 
pflicht dieſer Anftalt, nady durchgeführter 8. m. Berbandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Joſef Kopp, ſowie des t. f, Min.Vice⸗Secr. Johann Kolazy, 
zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegrändet abgewiefen,“ 


Entfcheidungsgrände. 


Die Beſchwerde ift gegen die Heranziehung ber Hypothekenbank des 
Königreiches Böhmen zur Erwerbftenerentrichtung weſentlich deshalb ge- 
richtet, weil Gründer dieſes niittelft a. h. fanctionirten Landesgeſetzes vom 
4, Auguft 1864, 8. ©. B. Nr. 37 errichteten Inſtitutes die Landesver⸗ 
tretung des Königreiches Böhmen, folglich Fein, einen Erwerb hieraus ab- 
zielender Unternehmer und der Zweck der Hypothekenbank lediglich auf die 
Förderung des Realcredite gerichtet fei. 

Diefe Bank könne auch in feine der im Erwerbftenerpatente vom 
81. December 1812 benannten vier Hauptabtheilungen fteuerpflichtiger 
Unternehmungen gereiht werden. — Aus der ftatutenmäßig beftimmten 
Verwendung eined Theiled der Ueberfhäfle zur Prämirung ver Pfanpbriefe 
laffe fi aber vie Erwerbfteuerpfliht deshalb nicht begründen, weil die 
Prämirung nur zeitlich eintrat und bereit8 im Jahre 1881 vorüberging. 

Der B. ©. Hof konnte jedoch die angefochtene Belegung ber be- 
ſchwerdeführenden Bank mit der Ermwerbfteuer nicht als geſetzwidrig anjehen. 
Nicht der ftatutenmäßige Gründungszwed diefer Anftalt, Darlehen auf in 
Böhmen liegende Realitäten in Pfandbriefen zu gewähren, noch der Um⸗ 
ftand, daß ein Theil der Ueberſchüſſe zur Prämirung der zur Berlofung 
gelangenvden Pfanpbriefe verwendet werden fol, find es, welche den B. ©. 
Hof zu jener Rechtsanſchauung Leiteten. 

Nah dem Eingange zum Erwerbfteuerpatente vom „Jahre 1812 
unterliegen der gedachten Steuer nit nur Gewerbe, Fabriken und Hand» 
Inngsunternehmungen, fondern auch andere gewinnbringende Beihäftigungen 
biefer Art. — Zu diefen leßteren Beſchäftigungen gehören ohne Zweifel 
jene, welde im $. 4 des Statute® der Hypothekenbank aufgeführt find, 
als a) die Escomptirung bereits gezogener Pfandbriefe oder auch von 
Coupons; b) die Belehnung der Pfanpbriefe over Staatöpapiere; c) bie 
Escomptirung von Wechſeln. — Diefe Belhäftigungen — zu welden, 
was entfcheidend ift, die Anftalt durch das Statut berechtiget erfcheint, — 
gehören aber nad 8. 272, 3. 2 des Handelsgeſetzbuches zu den Handels⸗ 
gefhäften, begründen fomit für vie bezügliche Unternehmung die Erwerb« 
fteuerpflicht. 

Denn das. f, k. Finanz Min, ans dffentlihen oder Billigkeitsrück⸗ 
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fihten in feinem Wirkungsfreife den Eintritt der Erwerbſteuerpflicht für 
die Hypothekenbank bis zur Ergänzung des Refervefondes auf eine beftimmte 
Höhe‘ vertagte, fo ift hieraus für die letztere fein Rechtsanſpruch erwachſen. 
Der V. ©. Hof konnte aber nur die Rechtöfrage prüfen, ob die Hypo⸗ 
thefenbauf des Königreiches Böhmen kraft ihrer ftatutarifhen Einrichtung 
der Erwerbfteuer nad dem Geſetze unterliege? Diefe Frage mußte er 
bejahen und deshalb die vorliegende Beſchwerde abweifen. 


Ar. 1519. 


Pfandbriefe der Bodencreditanſtalt find zu fatiren. In der Unterlaffung 
Der fofortigen Batirung liegt Feine Die Verjährung hemmende Thatſache. 


Erkenntniß vom 10. October 1883, 3. 1992. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Dr. Franz 
Mumelter als Curators des irrfinnigen Alfred Widmann ca. Entfcheidung 
der k. k. Fin.-Randespirection in Innsbruck vom 5. April 1882, 3. 2496 
wegen nacträglicher Fatirung des Einkommens von Pfanpbriefen der 
Öfterr. Bodencreditanftalt, nach vurchgeführter d. m. Verhandlung und An⸗ 
börung de@ k. f. Min.Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen. — Der 
Befhmwerveführer wird für verpflichtet erfannt, der tirolifchen 
Binanzlandespdirection die angefprohenen Koften des Berfahrens 
vor dem . E. Berwaltungsgerichtähofe im Betrage von 10 fi. 
binnen 14 Zagen bei Erecutionsvermeidung zu erfegen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entjheidung ter Innsbrucker Fin.-Landes- 
birection wurde bie Berpflitung des Dr. Franz Mumelter ald Curators 
des irrſinnigen Alfred Widmann zur nachträgligen Yatirung der Zinfen 
der beim Bozner Hauptfteueramte für feinen Curanden im Jahre 1868 
bis 1878 beponirten Pfanpbriefe der Öfterr. Bodencretitanftalt aus dem 
Grunde aufrecht erhalten, weil der eingewendeten Verjährung der dies⸗ 
fälligen Steuerabgabe der F. 2 des Gef. vom 18. März 1875, R. G. B. 
Nr. 31 entgegenfteht, wonad wegen eines Pflichtwerfäumnifies der Partei 
ter Berlauf der Berjährungefrift im gegebenen Yalle ale noch nicht vollendet 
angeſehen werben kann. 

Dagegen wird von Seite des Beichwerbeführers eingewendet, daß 
ihm ein Pflihtverfäumnig in der angedeuteten Richtung nidt zur Faft 
gelegt werden könne, weil ihm die Pflicht zur Yatirung, reſp. die Steuer. 
fhuldigleit aus dem Einkommen der Bovencreditpfandbriefe nicht befannt 
wer und ihm aud nicht befannt fein konnte, auch das Steueramt, bei dem 
tod diefe Pfandbriefe deponirt waren, ihn zur diesfälligen Yatirung zur 
rechten Zert nicht aufgefordert hat, von feiner Seite bei den Umftanve, 
als ihm die zwifchen der Regierung uud der Bodencreditanftalt getroffenen 
defonderen Beftimmungen nicht zur Kenntniß kamen, überhaupt fein ab» 
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fichtfiche8 Berfäumniß angenommen werden kann. — Da ihm alio fein 
Pflihtverfäumnig zu Schulven kommt, fo fei die Unwenpbarkeit des 8. 2 
bes’ erwähnten Geſetzes audgefchlefien, die bezügliche Einkommenſtener ver- 
jährt und daher eine Fatirungspflicht gegenſtandslos geworden. 

Diefe Einwendungen konnte jedoch der V. &. Hof nidt für ſtich⸗ 
Baltig erfeunen. — Der 8. 3 des Gef, vom 18. März 1878 kann feines» 
wegs dahin ausgelegt werden, daß das dort erwähnte Pflichtverfäumniß 
eine abfichtliche, gleichfam doloſe Nichterfüllung einer Verpflichtung zur Vor⸗ 
ausfeung habe, fo daß dieſe Außerachtlafſung eine Art Straffanction im 
der Behandlung der Verjährung in fi ſchließe. 

Ein Pflihtverfäumniß ift nach der natürlichen VBebentung des Wortes 
fhon dann vorhanden, wenn die Erfüllung einer Berpflihtung aus was 
Immer für einem Grunde verfäumt worden iſt. — Es ift daher hier ganz 
gleihgiltig, ob der Bartei die Eriftenz der Pflicht bekannt war oder nicht 
oder ob die Partei bei gewöhnlicher Aufmerffamteit von diefer Verpflichtung 
Kenntniß haben mußte oder konnte. Uebrigens if die Fatirungspflicht der 
Beſitzer von Pfanpbriefen der öfterr. Bodencreditanſtalt fchon dur die 
Stutnten diefer Anftalt begründet, und dieſe Beſtimmung im R. ©. B. 
ex 1864 Rr. 50 kundgemacht worden, es erjcheint daher unſtatthaft, ſich 
mit der Unfenntniß diefer Statuten entſchuldigen zu wollen. 

Nachdem die Anorpnung des 8. 2 jenes Geſetzes die erhobene Ein- 
wendung der Verjährung im vorliegenden Yale gänzlich ausjchließt, da 
fett Anfang des Jahres 1880, von welchem Zeitpunfte in Folge der Be» 
fiimmung des 8. 2 des fraglichen Geſetzes erft der Lauf der Verjährungs⸗ 
frift beginnen kann, nod nit vier Jahre verflofien find, fo mußte die 
auf diefe Verjährung allein geftügte Beſchwerde abgewiefen werben. Der 
Zufprud der Koften gründet fih auf 8. 40 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1520. 


Die Aenberung einer Hypothek in eine Berpfändung von Wertbpapieren 
unterliegt der Scalagebühr. 


Erkenntniß vom 10. October 1882, 3. 1938. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Befhwerde des Grafen Moriz 
St. Genois ca. Entfheidung des k. k. Finanz-Din. vom 22. Mär) 1882, 
3. 5902, betreffend eine Gebühr pr. 855 fl. 75 fr. für eine Pfand- 
rechtsübertragung, nach durchgeführter d. m. Berbandlung und Anhörung 
des Adv: Dr. Guſtav Haas, fowie des k. k. Min.»Bice-Secr. Ritter v. 
Brofbauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Beſchwerdeführer wird fhuldig erkannt, dem k. k. Finanz- 
minifterium die angefprohenen Koften des Berfahrens vor 
bem 8.8. Berwaltungsgerihtshofe im Betrage von 10fl. binnen 
14 Tagen bei Erecutionsvermeidung zu erfegen.“ 
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Eutfgeidungsgrüände. 


Die Grau Aleraudrine Gräfin Demblin bat in ihrer am 13. März 
1881 ansgeftellten Erflärung in die lanptäflihe Löſchung des zu ihren 
Bunften auf dem Gute Paskan als Nebeneinlage haftenden Pfandrechtes 
bezüglich des Theilbetrages pr. 274.000 fl. gegen dem gemilligt, daß Graf 
Moriz St. Genois zur Sicherſtellung viefer Forderung depcefitenämtlich 
hinterlegte Affentlihe und Privatſchuldtitel im gleichen Betrage ald Pfand 
beftelle, welches Pfand auch vom letzteren, ver biefe Urkunde mitfertigte, 
ausdrücklich beftellt wurde. 

Bon Eeite der 8. 8. Finanzbehörden wurde für biefe Pfandrechts⸗ 
umänderung nad ber Tarifpoft 78 a eine Gebühr nah Scala II mit 
855 fl. 75 fr. bemeflen, da in der fraglichen Erflärung ein neues Pfand 
zur Sicherſtellung der genannten Theilforderung eingeräumt worten if. 

Beſchwerdeführer beftreitet tie Anwendbarkeit ter befagten Gefeges- 
ftelle, weil in der otenerwähnten Erklärung feine neuen Rechte begründet, 
übertragen, befeftiget, umgeändert oder aufgehoben wurden, fondern bei 
dem unveränderten Fortbeflande des Forderungérechtes nur ein anderes 
Pfand fubflituirt wurde, daher fhon nad $. 1 A des Geb. Gef. das 
fragliche Rechtsgeſchäft keiner Gebührenabgabe unterliegen kann. — Die 
Richtigkeit deſſen fei auch in dem Yin. Min.-Erlaffe vom 20. April 1853, 
3. 11289 beflätigt worden, wonady nur die fire Gebühr pr. 50 fr. nad 
Zarifpoft 34 zu entridten ifl, wenn, wie im vorliegenden alle, das 
fihergeftellte Recht unverändert forttauert und Feine theilweife Aufhebung 
der Eicherftellung erfolgt. 

Diefer Auffaſſung konnte jedoh ver f. E. V. ©. Hof nidt bei. 
pflihten. — Nah Zarifpoft 78 a unterliegen Berfchreibungen, d. i. Urs 
kunden, wodurd Jemandem zur Sicherſtellung einer Berbindlichkeit eim 
Pfandrecht eingeräumt wird, nad dem Werthe der Bertinplichleit, für 
welche das Pfandrecht eingeräumt wird, ber Scala II. Wenn num bie 
Finanzbehörden für die in der gedachten Erklärung enthaltene Einräumung 
des Pfandrechtes auf die Wertbpapiere die Scala II nah dem ficder- 
geftellten Betrage forterten, fo ift dies allerdings in der Zarifpoft 78 a 
gegründet, zumal kein Gefeg beſteht, daß bei einer Umftaltung einer Hypothek 
in ein Fauftpfand nur der fire Stempel gefordert werden kann. — Da 
bier wirklich Pfandrechte umgeändert werven, fo fteht hiemit die allgemeine 
Anordnung des 8. 1 A des Geb. Gef. keineswegs im Widerfpruce, 

Was den cit. Fin.-Min.-Erfaß betrifft, fo fand der V. ©. Hof mit 
Rückſicht auf den Haren Wortlaut des cit. Gefeges feinen Anlaß, in bie 
— dieſer in der Beſchwerde angezogenen Fin.⸗Min.⸗Verordnung ein⸗ 
zugehen. 

Bei dieſem Sachverhalte konnte in der angefochtenen Fin.⸗Min.⸗ 
Entſcheidung keine Geſetzwidrigleit erkannt und mußte demnach dieſe Be⸗ 
ſchwerde als unbegründet zurückzewieſen werden. — Der Zuſpruch ver 
Koften gründet fih auf $. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Wr. 36, 
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Ar. 1521. 


Gerichtlicher Gebrauch von bedingt gebührenfreien Handelscorrefponbenzen.*) 
Erkenutniß vom 10. October 1882, 3. 1949, 


Der. t V. ©. Hof hat Aber die Befchwerde des Julius Weißs 
ftein, Hof- und Gerichtsadoocaten in Wien, ca. Finanz Min. anläßlich der 
Entſcheidung besjelben vom 22. December 1881, 3. 36161, betreffend 
die Borjchreibung einer erhöhten Gebühr von 32 fl. 50 kr., nach durch⸗ 
geführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Yulius Weiß- 
ftein, dann des 8. f. Min.Vice⸗Secr. Rıtter v. Brofhauer, zu Recht 
erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Befchwerbeführer wird fhuldig erfannt, dem f. k. Finanz⸗ 
minifterium die angefprodhenen Koften des Verfahrens vor 
dem k. f. Berwaltungsgerihtshofe im Betrage von 10 fl. binnen 
14 Tagen bei Erecutionsvermeidung zu erfegen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Mit dem Zahlungsauftrage vom 9. December 1879, 3. 61670 
wurde dem Dr. Julius Weißftein in Betreff des von der Firma Ritſchel 
und Bloos an Steinfeifer & Comp. in Kıferfeld gerichteten Schreibens 
dto. Wien, 25. November 1876, in weldhem die Fäuflihe Uebernahme 
von Blechwaaren zu den in diefem Briefe feftgefegten Preifen zugefichert 
wird und welcher Brief von Weißftein als Vertreter der Firma Eteinfeifer 
& Comp. in deren Streitfahe mit der obbenannten Firma Ritfchel und 
Bloos in der Replik beim ek. k. Handelsgerichte Wien producirt wurde, im 
Grunde der Tarifpoft 65, der 88 23, 71 und 79 des Gef. vom 9. Februar 
1850 und des 8. 9 des Gef. vom 29. Februar 1864, R. G. B. Nr. 20 
bie einfache und erhöhte Gebühr im Sefammtbetrage von 32 fl. 50 Fr. 
vorgeichrieben und dieſe Gebührenvorfchreibung ift im Inſtanzenzuge mit 
Entſcheidung der nieder-öfterr. Yin.-Ranpespirection vom 25. Yebruar 1881, 
3. 47562 und mit der angefochtenen Entjcheivung des Yinanz- Din. aufe 
recht erhalten werben. 

Der V. ©. Hof war nicht in der Lage, der gegen dieſe Gebühren⸗ 
vorſchreibung eingebrachten Beſchwerde ftattzugeben. — Das fragliche 
Schreiben trägt vor Allem an fih alle Merkmale einer kaufmänniſchen 
Eorrefpondenz, welche in Gemäßheit des $. 9 des Gef. vom 29. Februar 
1864, R. ©. B. Nr. 20 bedingt gebührenfrei war; das Schreiben der 
Firma Nitfchel und Bloos dto. Wien, 25. November 1876 an bie Firma 
Steinfeifer & Comp. ift nämlich eine Eorrefpondenz zweier Handelsfirmen 
unter fi über einen Gegenſtand ihres Handelsbetriebes (gegebenenfalls 
über Blechwaaren) und enthält ein auf diefen Gegenftand Bezug nehmendes 
Rechtsgeſchäft. Der Beſchwerdeführer beftreitet zwar, daß durch das ob» 
bejagte Schreiben überhaupt ein Rechtsgeſchäft oder eine Bertragsurkunde 


*) Bergi. auch Erlenutniß Nr. 1300. 
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zu Stande gelommen wäre, — aber offenbar mit Unrecht; denn das 
Screiben der Firma Ritſchel and Bloos dito. Wien, 25. November 1876 
ift eine Antwort auf ein Schreiben der Firma Steinfeifer & Comp. dto. 
21. Rovember 1876, das fogar im jener Antwort ansdrüdlid angezogen 
erſcheint und ſtellt fi feinem ganzen Inhalte nady al® die von der einen 
Firma geſchehene jchriftlihe Annahme des Seitens der anderen Firma 
gemachten Berfprecdhens, bezw. Anbotes, eine näher beſtimmte Ouantität 
Blechwaaren per medio December und per medio Jänner zu den in 
jeuem Schreiben ansdrücklich angegebenen Preifen zu liefern; durch biefe 
fhriftlihe Annahme des giltig gemachten Verſprechens (Anbotes) ift alfo 
ein zmeifeitig verbindliches Rechtögefchäft und zwar im Sinne des 8. 861 
des a. b. G. B. ein Bertrag zu Stande gefommen, welber in ſich alle 
charakteriſtiſchen Momente eined Lieferungsvertrage® nad) Tarifpoft 69 ent- 
hält, wobei gleichzeitig hervorgehoben werden muß, daß jenes die befagte 
fopriftlihe Annahme des Anbotes beinhaltende Schreiben in Gemäßheit der 
Zarifpoft 10, fowie des 8. 37 des Geb. ef. vom 9. Februar 1850, 
NR. ©. 3. Nr. 50 im Bezug anf vie Stempelpflicht wie eine förmliche 
Urkunde zu behandeln ift. 

Nah dem Schlußalinea des 8. 9 des Gef. vom 29. Februar 1864, 
R. ©. 3. Nr. 20 unterfiegen die bedingt befreiten Correfpondenzen, wenn 
davon ein gerichtliher Gebrauch gemadt wird, ter für das bezügliche 
Rechtsgeſchäft, rüdjihtlih für die bezüglihe Rechtsurkunde feftgefeigten 
Sebüyr. Es liegt nun actenmäßig erwiejen vor, daß das fragliche Schreiben 
im Original, ohne taß dasfelbe der Gebührenbemefjung unterzogen worden 
wäre, dem Wiener Handeldgerichte in der Streitfahe der Firma Steinfeifer 
& Comp. ca. Birma Ritſchel und Bloos peto. 5045 R. M. 11 Pf. als 
Behelf zur Replik (Beilage G) beigebradt wurde; dadurch iſt dieſet 
Schreiben bei Gericht zur Verwendung gelangt und es ift im Gebühren- 
gefege gar kein Anhaltspunkt tafür vorhanden, daß es weiterhin darauf 
anfäme, ob diefe Verwendung, diefer „gerichtliche Gebrauch“ ein Refultat 
zu erzielen geeignet war oder nit. Es war baber eben mit Rüdlicht 
auf den $. 9 des foeben cit. Geſetzes diejenige Partei, welche von jenem 
Schreiben den gerichtlihen Gebrauch zu machen im Begriffe war, zufolge 
8. 12 des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 verpflichtet, bevor fie viefen 
geridhtlihen Gebrauch gemacht hat, d. i. vor Ueberreihung der Replik, 
welder das Driginal des oftgebachten Schreibens angefchloflen war, da «8 
fi) im gegebenen alle um eıne nady Scala III zu entrichtenve, nad Ab» 
ftufungen des Werthes des Gegenftandes wachſende Gebühr handelt, in 
©emäßheit des 8. 6 des Gef. vom 13. December 1862, R. ©. 2. 
Nr. 89 die entfallende Gebühr zu entrichten, oder dieſes Schreiben zur 
©ebührenbemefiung dem hiezu beflellten Amte anzuzeigen. 

Da nah 8. 79, 3. 3 des Gef. vom 9. Februar 1850 in bem 
alle, wenn von einer betingt flempelfreien Urkunde ober Schrift ohne 
vorſchriftismäßige Entrichtung der Stempelgebühr ein Gebraud, der bie 
Berbinplichfeit zur Leiftung der Stempelabgabe begründet, gemacht wird, 
ohne Einleitung eines Strafverfahrens das Dreifache des vorſchriftomäßig 
entfallenden Gevührenbetrages einzubeben ift, fo war auch die Anforderung 
ber erhöhten Gebühr geſetzlich gerechtfertigt. 

Nah 8. 71, 3. ı, lit. b des Gef. vom 9. Februar 1850 haftet 
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für die Entrichtung der Stempelgebühr nebft den im $. 64 bezeichneten 
Perſonen mit viefen und unter fib zur ungetbeilten Hanb Jedermann, 
ber von einer bedingt ftempelfreien Urkunde orer Schrift einen die Etempel- 
pfliht begründenden Gebrauch macht. Nachdem im gegebenen Falle con- 
fatirt vorliegt, daß Beſchwerdeführer das obbefagte Schreiben vom 25. No⸗ 
vember 1876, alfo eine betingt ftempelfreie Urkunde mit der von ihm 
verfaßten Replik beim Wiener Handeldgerichte überreicht hat, fo ift deflen 
Haftungspfliht für die Gebühr geſetzlich begründet. 

Es mußte demnach die Beichwerde als unbegründet abgewiefen werben. 
Der Zuſpruch der Koften des Verfahrens ftügt ſich auf die Beftimmung 
des 8.40 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1522. 


Rechtsfall zum Befehe vom 13. September 1864, 8. ©. B. Nr. 33 für 
Böhmen, betreffeud das Schulpatronat und die Koftenbeftreitung für die 

Localitäten der Volkoſchulen, fowie zum a. 5 des Kandesgef. vom 4 Fe⸗ 
bruar 1873, womit das Bolksſchulgeſez für Böhmen abgeändert wird. 


Erlenntniß vom 11. October 1888, 3. 1569. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Antonie Gräfin 
Waldſtein ca. Entjheidung des ?. & Min. für Cultus und Unterricht vom 
21. Yänner 1832, 3. 17854, betreffend Naturalleiftungen für die Schulen 
in Liblig und Schemanowig, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Heinrih Modern, fewie des k. k. Sect.-Rathes 
Nitter v. Spaun, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde beſtreitet die mit der angefochtenen Entſcheidung aus⸗ 
geſprochene Fortdauer der Verpflichtung der Domäne Liblitz, dem Schullehrer 
in Liblitz 6 Metzen Getreide und 1%, Faß Bier, jenem in Schemanowitz 
2 Klafter weiches Holz, 2 Sched Klaubholz und 1 Faß Bier zu leiften, 
bezw. dieſe Naturalleiftungen an die Bezirksſchulcaſſa abzuführen, weſentlich 
aus dem Grunde, weil diefe Naturalleiftungen von ten Domänenbefigern 
entweder in ihrer Eigenſchaft als Patrone oder aber als Obriykeit präftirt 
worden find und weil mit dem Aufhören diefer Berbältniffe auch die Ver⸗ 
pflibtung zur Tragung der damit verbundenen Laſten aufgehört hat. 
(Gef. vom 13. September 1864, 8. ©. B. Wr. 33.) 

Für die Behauptung, daß die Domäne die fraglihen Naturalleiftungen 
als Patron der Schule übernommen und präftirt babe, bat die Beſchwerde 
feinen Beleg beigebracht. Die vorliegenden Arminiftrativacten widerftreiten 
diefer Aufftellung, da die Schulfafftonen die obangeführten Naturalleiftungen 
als Präſtationen der Obrigkeit bezeichnen und darthun, daß diefelten auch) 
nah Wirkſamkeit des ‘8. 1 des Gef. vom 13. September 1864 Seitens 
ber Domäne präftirt worden find. Es liegt fomit fein gegründeter Anlaß 
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1859, 8. ©. ©. Wr. 56, & 12 2x6 GHeimeihägri. nom 3. Derember 
1663, X. G. ©. Ar. 105. 
Tie Beſcwerde mute tvaher als gefeylich mid kegränbet zurkd- 


gewieſen werben. 
Br. 1324. 
- Dem 163, 8. ©. B. Rı —— IR na Dr ——* me 
Bens aber cin Sehr un: , wit wafreimiligen Sek 
enthalte im einer 


Erieuntnif vom 13 Ccisber 1882, 3- 1561. 
Der k. k. 8. G. Hef hat über die Bejgwerde ber Gemeinte Moed⸗- 


4. Februar 1842, 3. 306, betreffend daS Heimathérecht des Wenzel 
Ehepf, nad durchzeflhrter 6. m. Berhantiung und Anhörung des Are. 
Dr. Wilhelm Revier, des f. 1. Min.-Ratbes Dr. Ritter v. Helm, baun 
des Adv. Dr Johaun Erle, im Bertretung der am der Streitſache mit- 
beiheiligten Bemeinte Sahorz, zu Necht erfanut: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefjen.“ 


Enifdeiduugseründe. 

Die beſchwerdeführende Gemeinde behauptet tie Zuftäntigfeit des — 
ihr mit der angefodhtenen Eutſchedung im Einne des 8. 19, Abf. 2 eb 
Heimathögef. vom 3. December 1863, R. ©. 3. Nr. 105 zuaewiefenen 
— Wenzel Echopf nah Sahorz hauptſächlich deshalb, weil deſſen Vater 
Hofef Schopf nah feinem Militärabfhiere von Sahorz gebürtig war, 
Wenzel Schopf felbfl nah eigener Ausſage ein ihm von der Gemeinde 
Sahorz ansgeftellte® Heimathobuch befaß und audy anläßlich feiner Ab⸗ 
flellung zur k. k. Landwehr, bezw. anläßlıd feines fpäteren Anſuchens um 
Befreiung vom Militärvienfte als nah Sahorz zuſtändig behandelt wurde 
und weil endlib tie Schwefter des Wenzel Schopf, Therefia Schopf, ein 
von der Gemeinde Sahorz als Zuftäntigleitögemeinde ausgefertigtes Dienft- 
botenbuch befiße, 

Allein viefe Argumente können zur Begründung der aufgeſtellten 
Behauptung nicht genügen. Zunächſt ift die Thatfade, daß der Vater 
des Heimathswerbers, Joſef Schepf, aus Sahorz gebürtig war (welche 
Thatfache allerdings noch durch Die gepflogenen Erbebungen, in&befondere 
das Zeugniß des Pfarramtes Chieſch beftätigt wırd) zur Begrüntung bes 
behaupteten Heimathsrechtes in Saherz deshalb nicht ausreichend, weil 
das Heimatheérecht nicht blos durch die Geburt in einer Gemeinde erlangt 
wird, daher, felbft wenn erwiefen wäre, daß Wenzel Schepf der Zuſtändig⸗ 
keit feine Vaters Joſef folgte, zur Begründung feiner Zuftändig’eit in 
Sahorz nicht bloß ter Umftand, daß der Bater Joſef in Saborz geboren 
war, fendern die aus einem andern gefeglihen Grunde erfolgıe Erwerbung 
der Zuſtändigkeit in Sahorz durch den Vater erforderlih war, welder 
Nachweis volllommen fehlt. 


Beilage der Jurifiifgen Blätter. 
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Desgleihen kann der Umftand, daß Wenzel Schopf ein von ber 
Gemeinde Sahorz audgeftellte® Arbeitsbuch beſaß, nicht als erwielen an⸗ 
genommen werben, weil dasſelbe nicht vorliegt, für deſſen Ausfertigung 
auch durch die Acten Fein Anhaltspunkt gegeben erfcheint und ſchließlich 
die Thatſache dieſer Ausfertigung, fowie überhaupt die einer jemals erfolgten 
Anerkennung der Zufländigleit des Wenzel Schopf in der Gemeinde Sahorz, 
von diefer Gemeinde ausdrücklichſt beftritten wird. Uebrigens würde auch 
ein ſolches Arbeitsbuh, wenn es vorläge, nicht unter allen Umftänden, 
fondern nur dann für das Heimathsreht beweifen, wenn es auf Grund 
einer ausdrüdlihen Aufnahme in ven Heimathöverband ausgefertigt wor⸗ 
den wäre. 

Der weitere Umftand, daß Wenzel Schopf für bie Gemeinde Sahorz 
zur k. k. Landwehr abgeftellt und überhaupt anläßlich diefer feiner Ab⸗ 
ftelung als Angehöriger der Gemeinde Sahorz behandelt wurde, kann 
ebenfalls nichts beweiſen, da auch dieſe Thatſache ein Heimathsrecht nicht 
zu begründen vermag, vielmehr die Abſtellung zum Militär für die Frage 
der Zuſtändigkeit nur inſoferne von Bedeutung iſt, als nach 8. 19, Ubf. 1 
des cit. Geſetzes ein Heimathsloſer vor Allem derjenigen Oemeinde zuzu⸗ 
weifen kommt, in welcher er fih zur Zeit feiner Abftellung zum Militär 
befunden bat. Daß aber Wenzel Schopf in der Gemeinde Sahorz ab« 
geftellt worden fei, ift nicht ermweislich, vielmehr hat fich derfelbe zur Zeit 
feiner Abftellung nach feiner erften Ausſage in der Gemeinde Luditz, nad) 
einer fpäteren protofollarifhen NRichtigftelung diefer Ausſage aber bei dem 
Eifenbahnbaue in Schelle, mit dem ordentlichen Wohnfige in der Ge⸗ 
meinde Modſchiedl befunden. Daß endlich der Schwefter des Heimaths- 
werbers Thereſia Schopf von der Gemeinde Sahorz als Zuſtändigkeits⸗ 
gemeinde ein Dienftbotenbuch und felbft (wie dur die Vormerke des Ge⸗ 
meindeamted Sahorz beftätigt erjcheint) ihr, ſowie ihrer Mutter Elijabeth 
Schopf ein Heimathsfchein ausgefolgt worden ift, vermag ebenfalls nicht 
als entfeheidend angefehen zu werden, weil ganz abgefehen davon, daß 
biefe Heimathsſcheine nicht vorliegen, es ſich bier nicht um die Zuſtändig⸗ 
keit der Thereſia oder der Eflifabeth, fondern um die des Wenzel Schopf 
handelt und zu einem Beweife ber letzteren offenbar nicht der Nach⸗ 
weis der Zuſtändigkeit ſeiner Schweſter oder Mutter genügt, zumal ja 
die letzteren auch ſelbſtſtändig für ſich ein Heimathsrecht erworben haben 
konnten. 

Erſcheinen ſonach die zur Erbärtung des Beichwerbebegehrens er- 
braten Nachweiſe als volftändig ungenügend, fo ergibt ſich auf ber 
anderen Seite aus den Ucten über die abgeführte Verhandlung, daß nicht 
nur hinſichtlich des Heimathswerbers Wenzel Schopf die Erwerbung eines 
eigenen Heimathsrechtes nicht nachgemwiejen werben konnte, fondern daß ſich 
auch die Zuftänvigfeit feines ehelichen Vaters Joſef Schopf in feiner Weife 
beſtimmen ließ, daß alfo Wenzel Schopf mit Recht als heimathslos an» 
gefehen und fomit, da der Fall einer Zumeifung im Sinne des $. 19, 
Abſ. 1 des Heimathögef. nach den oben Bemerkten nicht eintrat, mit vollem 
Rechte im Sinne des 8. 19, Abſ. 2 des cit. Geſetzes der Gemeinde Mod» 
jhiedl, in welcher er fi) nach feinem eigenen Zugeftändniffe (im Protofolle 
vom 12. Februar 18x0) feit dem Jahre 1874 aufhielt, wo er alfo vor _ 
dem Zeitpunfte des in Trage gefommenen Heimathsrechtes den längiten, 
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Eprünschur es Den Ragungen bei Gemrinbegutes 
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Des Veſen eines Discislmarerfcuntziliee gehört — Berautwert: 
emes Gemerndevorfchers nal }. Gi Der ge Sm. Drdg; Be 
sehtsgung des Landrbeudihuflcs, dırfe Berastweriiglcit anduahmemcife 
mit Umgehung des Zuflauzujngrs autjuipreden. 
Erienuteif vom 13. Ccisber E82, 3. 177. 
Ta 1.1.8.©. Hef bar über tie Beihwerte tes Nıtkar Malmweli, 
geweienen Burgermeiſters der Siatt Stryj, ea. galiz Panvebansiheß 


anläßlich veflen Eutihertung vom ı. Jänner 1532, 3. 62384, mit welder 
Malewsli für alle Ebäcen, welde der Stadt Etryj ım folge ter daurch 
den Caffier Bejnaremic, verlitien Defraudation erwadien find, verani- 
wortlich erlannı wıree, nah turdgejührter ö. m. Berbandlung un As- 
börung te6 Arv. Dr. Hermann Nefenter,, dann des Arv. Dr. Clemens 
Raczymsli, in Bertretung des teianıten Pandesansihuflee, zu Recht erfannt: 
„Ter vom galiziſchen Yanpesausfhufie erhobenen Ein⸗ 
wendung ber Incompetenz des Berwaltumgsgerichtöhofes wird 
nicht flatigegeben. — Die angefechtene Entiheitung wird, 
infoferne hiemit die Berantwortlihleit des Beſchwerdeführers 
aub für den ver ſtädtiſchen Eparcaffe in Stryj verurfadten 
Schaden ausgeiproden wurte, nah 8. 6 des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. 9. 2. ex 1876 Nr. 56 wegen mangelhaften 
haften Berfahrens aujzeboben; im Uebrigen wird die Befhwerde 
als unbegründet abgewicfen. — Ein Erfag der Koften des Ber⸗ 
fahrens vor vem Berwaltungsgerihtshofe findet nicht flatt.” 


2) Siebe Entſcheid ugegıfinde bei Nr. 1045 (Band V, Zabrgang 1881). 
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Entfceidungsgründe. 


Aus Anlaß der in der flädtifhen Caſſa in Stryj Seitens des Caſſiers 
Johann Beinarowicz verübten Defraudation hat der galiz. Landesausſchuß 
in Erledigung der durdy eine Commiſſion des Stadtrathes in Stryj durch⸗ 
geführten und in ®emäßheit des Gemeinderathsbeſchluſſes vom 30. März 
1881 dem Bezirksausſchuſſe zur weiteren Verfügung vorgelegten Erhebungs« 
actes, wie audy in Erledigung der von einem belegirten Rechnungsbeamten 
bes Landesausſchuſſes durchgeführten Actes ver Liquidation des Gemeinde- 
vermögens und bed Berichtes des zur Kaffafcontrirung und Thatbeftands- 
erhebung delegirten Commiffärd des Landesausſchuſſes, enolih nach genom- 
mener Einfiht der Acten der ftrofgerichtlihen Unterfuhung, mit der an» 
gefochtenen Entfcheidung, im Grunde des Gef. vom 18. Februar 1875, 
2, ©. 3. Nr. 14, fowie des Gef. vom 17. Juni 1874, L. © 2. 
Nr. 49, womit ter $. 102 der Gem. Ordg. abgeändert wurde, endlich 
in analoger Anwendung des $. 64 ver Gem. Ordg. den Arthur Malewski, 
gewefenen Gemeindevorfteher ver Stadt Stryj, der Bernadläfligung der 
Pflinten des von ihm befleiveten Amtes für ſchuldig erfannt und aus⸗ 
geſprochen, derfelbe ift für ale Schäden, melde die Stadtgemeinde Stryj 
in Folge der durd den flüchtigen Caſſier Johann Bejnarowicz verübten 
Defraudation erlitten bat, verantwortlich. 

Dagegen befchwert fi Arthur Malewski beim B. ©. Hofe. 

Die der Beſchwerde in der Gegenfchrift Seitens des galiz. Landes⸗ 
ausſchuſſes entzegengefegte Einwentung, daß es ſich gegebenenfalls um 
eine Discıplinarangelegenbeit handle, die Sache daher nah 8. 3, lit. g 
des Gef. vom 22. October 1875, %. ©. B. ex 1876 Nr. 36 von der 
Zuftändigfeit des V. G. Hofes außgefchloffen fei, wurde nicht al® begründet 
erfannt. Das in der Eınleitung ver angefochtenen Entjcheidung berufene 
Geſetz vom 17. Juni 1874, 8. ©. 3. Nr. 49, dur welches die Be⸗ 
flimmungen ver 88. 102 und 108 tes Gem. Gef. vom 12. Auguft 1866 
abgeändert werden, enthält ausprüdliche Beltimmungen darüber, wer zu 
ertennen bat und worüber erfannt werben darf, e8 regelt die Dieciplinar- 
gemalt über den Gemeindeporftand hinfichtlid” der Competenz der Behörden 
und auch hinſichtlich des Umfanges des zu fällenden Erkenntniſſes. Cs 
mag dahingeftellt bleiben, ob der galiz. Landesausſchuß im Grunde des 
Gef." vom 18. Februar 1875, 8. ©. B. Nr. 14, welches nur die Ueber⸗ 
wahung des Stammvermögens und des Stanımgutes der (demeinden und 
der Gemeindeanftalten regelt, berechtigt gewejen wäre, mit Umgebung ber 
im Gef. vom 17. Juni 1874 in beftimmter Weife normirten Competenz 
in Dieciplinarſachen ein Disciplinarerfenntniß zu fällen; fo viel ift gewiß, 
daß eine Entſcheidung, welche keine Disciplinarftrafe, — ein wefentliches 
Erforvderniß eines Disciplinarertenntniffes, — aueſpricht, nit als ein 
Disciplinarerfenntnig betrachtet werden kann und zwar aud dann nicht, 
wenn felbe, wie im vorliegenden Falle, unter ausprädliher Anrufung des 
das Disciplinarverfahren regelnden Geſetzes, Seitens der entjcheidenden 
Behörden als ein Disciplinarerkenntniß gedacht und gefällt wurde. 

Daß aber die in der angefochtenen Entſcheidung ausgeſprochene Ver⸗ 
antwortlichkeit des Gemeindevorſtehers nicht als eine Disciplinarſtrafe für 
denſelben angeſehen werden darf, braucht angeſichts des die Disciplinar⸗ 
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ftrafen tarativ aufzählenden Geſetzes vom 17. Innt 1874 und angefidts 
der abgefonderten Stellung, welde die geſetzliche Beftimmung über pie 
Berantwortlichleit des Gemeindevorſtehers (8. 64 der galiz. Gem. Orbg.) 
in ter Gemeindeordnung einnimmt, nicht des Näheren erörtert zu werben. 

Allerdings war aber der galiz. Landesausſchuß, wenn auch nicht im 
Disciplinarwege, fo doch in Ausübung des Oberauffihtsredhtes über das 
Stammvermögen und das Stammgut der Gemeinden und der Gemeinde: 
anftalten, im Grunde des Gef. vom 18. Februar 1875, L. G. B. Nr. 14 
und des 8. 64 ber Gem. Ordg. beredhtigt, die Verantwortlichleit bes 
Gemeindevorſtehers „erforderlichen Falles”, alfo ausnahmsweiſe aud mit 
Umgehung des Inftanzenzuges, aufzufpreden. Entfhäpigungsanfprüde der 
Gemeinde, welde aus der im 8. 64 der Gem. Ordg. ausgefprochenen 
Verantwortlichleit des Gemeindevorftehers abgeleitet werden, gehören zwar, 
wie diefer Paragraph ausprüdlic beftimmt, auf den ordentlichen Rechts⸗ 
weg; nichtöbeftoweniger muß dieſe Berantwortlichleit im adminiftrativen 
Wege feitgeftellt und ausgefproden werden, weil die Würdigung und Bes 
urtheilung ber in den Normen des Öffentlichen echtes wurzelnden Amts- 
bandlungen eine® Gemeindevorſtehers und der ihn für jene treffenden 
Haftungspfliht tem Civilrichter nicht zugemuthet werden barf, zumal ja 
nur bie berufenen Apminiftratiobehörden zu beurtheilen in der Lage find, 
ob in einem gegebenen Falle den Gemeinvevorfteher eine und weldye Amts⸗ 
banplung oblag, ob er und inwieweit eine ſolche gethan oder unterlafjen 
und ob wegen dieſes Thuns oder Laſſens die Gemeinde an den Functionär 
bed Gemeindevorftandes Erfaganfprüde zu erheben hat. 

Denn in der Beihwerde auf ten 8. 34 der Gem. Orbg. Bin» 
gewiefen und aus dem Umftande, daß diefer Paragraph den Gerichten nur 
tie Entfheidung über tie Höhe des Schavens vorbehält, die Entfcheivung 
über die Erſatzpflicht felbft aber ausdrücklich ven Aominiftrativbehörden 
beläßt, während der $. 64 der Gem. Ordg. des Entſcheidungsrechtes ber 
Aominiftrativbehörden mit feinem Worte erwähnt, abgeleitet werden will, 
taf das legte Alinen des $. 64 der Gem. Ordg. betreff Geltendmachung 
des Erfaganfpruches im ordentlihen Rechtswege, fih ſowohl auf die Erjaß- 
pflicht felbft al® auch auf die Höhe des au leiftenden Erfages beziehe, fo 
muß dem gegenüber erinnert werben, daß die im 3. Abſ. des $. 34 ent» 
haltene Beſtimmung, daß da® Erkenntniß über die Berpflihtung zum Er⸗ 
fage des Schadens von der pelitifhen Bezirksbehörde, nad vorläufiger 
Einvernahme des Bezirksausſchuſſes zu fällen ift, ſich als eine fpecielle 
Competenzanrufung der politiihen Bermaltungsbehörde darftellt, wie ſolche 
mit Rüdfiht darauf, daß es fih um die Haftung ver Gemeinde jelbft 
handelt, welche Tod über ihre eigene Haftungspflicht nicht erkennen kann, 
gerechtfertigt erfcheint, Daß aber eine analoge Beſtimmung im $. 64 der 
em. Ordg., wo es fih um die Perſon des Gemeindevorflehers hanpelt 
und mo daher die allgemeine Competenz der autonomen Berwaltungs- 
behörden Plat zu greifen bat, nicht nur nicht nothwendig, ſondern geradezu 
überflüffig gemwefen wäre. 

Da zufelge dem Obgefagten die angefochtene Entſcheidung ihrem 
Ausiprude und ganzen Inhalte nah fich keineswegs als ein Disciplinar⸗ 
erfenntniß, wohl aber als eine nady 8. 64 der Gem. Ordg. gefällte Ent» 
jheidung über die Verantwortlichfeit des Gemeindevorſtehers darftellt, fo 
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ift der V. ©. Hof allerdings berufen, über die gegen diefe Entfcheirung 
erhobene Befchwerde zu judiciren. 

Hiedurch find aud bie gegen die Kompetenz des Landesausſchuſſes 
zur Fällung der angefochtenen Entfheidung gerichteten Ausführungen ver 
Beſchwerde wiverlegt. 

Die Anerkennung der Competenz des Landesausſchuſſes zu einer 
ſolchen Entjheidung über die Erfüllung oder Nichterfüllung der 
Amtspflihten und ihre geſetzliche Folge, die Verantwortlichkeit 
gegenüber der Gemeinde, führt zu einer Collifion mit der im $. 64 
der Gem. Ordg. vorgefehenen Competenz ver Gerichte, — wie bie Be⸗ 
fhwerde meint — durdaus nit. — Denn biefe find nach dem Wort» 
laute des Geſetzes berufen, über die Erfaganfprücde der Gemeinde, 
alfo darüber abzuſprechen, ob und inwieweit die civilrehtlihen Vor— 
ausfegungen gegeben find, um den liquidirten Schadensbetrag dem be- 
langten Sunctionär zum Erfage aufzuerlegen, Die Entfcheidung diefer Frage hat 
aber die Landesausſchußentſcheidung wortdeutlih den Gerichten vorbehalten. 

Belangend tie weiteren, das Meritum ver Sache betreffenden Be- 
ſchwerdepunkte ift zunächſt hervorzuheben, taß der Landesausſchuß feiner 
Entjheivung den Thatbeftand zu Grunde legte: 1) daß feit 20. December 
1879 bis 26. Februar 1881 Fein Scontro der ftäptifchen Caſſen vor» 
genommen wurde; 2) daß die Monatsjournale der ftäntifchen Fonde ver 
Semeindevorftehung nicht vorgelegt und nicht verificirt wurden; 8) daß 
beim Aufe und Zufperren der Kaffalocalitäten, der Caffatruhen und der 
Thüren zur Caſſe die Caſſavorſchriften vernadläffigt worden find; 4) daß 
bein Caſſier Bejnarowicz Seiten® des Gemeindevorſtehers ein Urlaub 
ertheilt wurde, ohne daß die für ſolche Fälle vorgefchriebenen Vorſichten 
eingehalten worden wären, und fchließlih 5) daß in ter ftäptifchen Hand⸗ 
cafe Cautionen, Vadien, Depofiten und das Stammvermögen der Ges 
meinde fi befanden, melde in der hiefür beſtimmten Nefervecaffe hätten 
erliegen follen. 

Die Beichwerde behauptet nun, daß dieſer Thatbeſtand fomohl un- 
richtig ale aud) unvollftändig ſei und Überdied das Ergebniß von fubjectiv 
ausgelprochenen Anjihten und nit das eined gehörig durchgeführten 
Urminiftrativverfahrens bilde. 

Was vor Allen die leßtere Behauptung anbelangt, fo ift durdy die 
Aominiftrativacten dargethan, daß der Thatbeſtand an Ort und Stelle, in 
Gegenwart des Beihwerdeführers, fowohl von Organen der Stadtgemeinde, 
als auch des Landesausſchuſſes felbft aufgenommen und den Beſchwerde⸗ 
führer nach Ausweis der bezüglichen Protokolle zu öfteren Malen Oelegen» 
heit zu Erinnerungen und zur Wahrung feiner echte geboten worden 
war. Es wurten daher alle Momente beachtet, welche nad der Natur 
der Sache geeignet waren, eine objective Feſtſtellung des Thatbeſtandes 
zu erörtern und ed kann von einer Verlegung wefentliher Yormen des: 
Arminiftrativverfahrens umfoweniger die Rede fein, ald für verlei An— 
gelegenheiten ein beflimmtes Verfahren geſetzlich Überhaupt nicht vorgeſchrieben 
ift und dem Landesausſchuſſe auch das Recht nicht benommen werden kann, 
den Thatbeftand durch feine eigenen Organe und durch Ausfagen von 
Zeugen und Sachverſtändigen feftzuftellen, denen er vollen Glauben ſchenken 
zu können vermeint. 
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Ebenſowenig liegt ein Anlaß vor, den angenommenen Thatbeftand 
ſelbſt als unrichtig oder ergänzungsbedürftig anzuſehen. 

Ad 1. Dur die Ausfage tes Controlors Brzuhomeli, aber ind- 
befondere durch ten Liquidatiensact vom 27. Februar 1881 ift conflatirt, 
daß die Stadtcafje im Jahre 1880 bis zum Tage der Verübung ver 
Defraudation (19. Februar 1881) kein einziges Mal fcontrirt wurde; bie 
Behauptung des VBefchwerbeführers, er habe die Caſſe alle Monate im 
kurzen Wege fcontrirt, kann abgefehen davon, daß fie ganz unerwiefen ift, 
ſchon aud deswegen nicht weiter maßgebend fein, meil e8 fi) hier nicht 
um eine ganz einfeitige Econtrirung des Gemeindevorſtehers „im kurzen 
Wege”, fondern um die Scontrirung handelt, wie folhe im 8. 14 des 
Il. Tbeiles der Gaffainftruction vom 14. April 1837, 3. 3768 (Prov. 
©. ©. ex 1837 Nr. 66, republicirt mit tem Circulare des Landesaus⸗ 
ſchuſſes vom 16. Yuli 1872, 3. 16970) genau und indbefondere dahin 
vorgezeichnet erfcheint, daß vderfelten die Caſſabeanmten und jedesmal die 
Ausſchüſſe (gegebenenfalls die dazu gewählte Conmiſſion des Stadtratbe6) 
beizuziehen find und daß, wenn ter Befund mit ten Journalsabſchlüſſen 
übereinftimmt, dem Liquidationsinftrumente eine befonder® vorgejchriebene, 
tie Richtigkeit des Befundes zum Ausdruck bringente Beflätigung beizu- 
fügen if. Daß die foeben cit. Caſſavorſchrift die Pflicht ver Caſſaſcon⸗ 
trırung in erfter Linie tem Gemeindevorſteher auferlegt wiſſen wollte, 
geht unzweifelhaft daraus hervor, daß tiefelbe gerade in dem I. Abſchnitte 
enthalten ift, welder von den befonderen Pflichten, ter Verantwortlichkeit 
und Haftung der die Berwaltung leitenden Magiſtratsglieder handelt, 
weiter aus den allgemeinen Beftimmungen der 88. 1, 2 und 3 des cit. 
11. Theile der Inftruction über die Hauptverantwortlichfeit des Magiſtrats⸗ 
vorftantes, termalen des Gemeindevorſtehers, fowie aus der Beftimmung 
ver 88. 12 und 13 des II. Theiles der Inſtruction, welche insbefondere 
die Amtehanrlungen bezüglid der Caſſe ter eigenen Berantwertung und 
Haftung des Magiftratsvorftandes (Gemeinvevorftehers) unterftellt. Nun 
it Seitens des Beſchwerdeführers, al8 gewefenen Gemeindevorſtehers, die 
Vornahme einer folden Econtrirung, wie fie in jener Caflavorfchrift vor. 
gefehen ift, unterlaffen worden, zumindeftens ift der Beſchwerdeführer 
nicht in ter Lage, auf einen Econtrirungsact binzumweifen, ber body bei 
Einhaltung jener Caſſavorſchrift ſich nothwendigerweife hätte vorfinden 
müflen. Daß aber vie in Gemäßheit te 8. 38 der galiz. Gem. Ordg. 
aus dem Stadtrathe zur Scontrirung der Stadtcaffe und Ueberwachung 
des Gemeindevorſtehers gewählte Commiffion ihren Pflichten nicht ent 
ſprechen bat, konnte den Gemeindevorſteher noch keineswegs entheben, die 
ihm obliegenden DBerpflichtungen zu erfüllen. 

Ad 2. Daß die Prüfung und Cenfurirung der Monatsjournale in 
ber legten Zeit vor Verübung der Defraudation (der Revident behauptet 
feit vem Jahre 1874) gar nicht flattgefunden hat, was zu veranlafien, 
nach der Karen Beftimmung des 8. 20 des I. Theiles der obcit. Inftruction, 
fowie nad $. 19 des II. Theiles desfelben, Sache des Gemeindeoorftehers 
war, gebt nit nur aus der kategoriſch lautenden Ausfage des Revidenten 
Borodajfiewicz, welder vom Beſchwerdeführer felbft als malellofer, red⸗ 
liher und ehrlicher Beamte gekennzeichnet wird (Protokoll vom 1. März 
1880), fondern aud aus den Ausfagen des Beichwerveführers (im felben 
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Protokolle) hervor, denen zu entnehmen ift, daß Beſchwerdeführer, ſich eben 
auf tie Redlichkeit jene® Beamten verlaffend, es einfach unterlaffen hat, 
fi) darüber zu vergewillern, ob die Monatsjournale überhaupt vorgelegt 
und jemal® geprüft wurden. 

Ad 3. Die Thatſache, daß beim Auf- und Zufperren ver Caſſa⸗ 
focalitäten, der Caflatruben und der Thüren zur Kaffe die Caſſavorſchriften 
außer Acht gelaflen worden find, wird als folhe vom Bejchwerdeführer 
‚gar nicht in Abrede geſtellt und er verfucht diefelbe nur damit zu ent« 
träften, daß er behauptet, es fei ihm Über viefes Gebrechen Seitens der 
Caſſabeamten keine Mittheilung gemacht worden. 

Nah $. 12 des 11. Theiles der Caſſainſtruction hat der Gemeinde⸗ 
vorfteher die Amtshandlungen der Caſſe und der Rechnungsführer im 
"Allgemeinen und die genaue Erfüllung aller ihnen in der Inftruction vors 
‚geichriebenen Pflichten zu Überwachen und er hat nad) $. 13 des II. Theiles 
derfelben Inſtruction für die Sicherheit des gefammten Gemeindegutes und 
ver ämtlichen Caſſe bei eigener Verantwortung und Haftung zu forgen. 
Danach beftand für den ®emeindevoriteher die Pflicht, vie beiden Caſſa⸗ 
deamten (den Caſſier und den Controlor) zur Beobachtung ver Über die 
Sicherheit der Caſſatruhen und Caffalocalitäten im $. 22, ferner in den 
88. 70—72 des I. Theiles der Safjuinftructton, für diefelten unter ihrer 
gemeinfhaftlihen Haftung ($. 63, I. Theil der Inſtruction) gegebenen 
Beftimmungen zu verhalten, auch außer dem alle, wie folcher im legten 
Abſatze des cit. 8. 13 des II, Theiles der Caſſainſtruction vorgefehen ift, 
‘wo die von den Caflabeamten felbft wabrgenommenen Gebrechen zur An« 
‚zeige gebracht, ohne Aufichub abgeftellt werden müſſen. 

Ad 4. Was vie Ertheilung des Urlaubes an den Caſſier Beinaro- 
wicz ohne Einhaltung dev für ſolche Fälle vorgefchriebenen Vorſichten an⸗ 
belangt, jo wird auch diefe Thatfadhe als ſolche vom Beſchwerdeführer 
nicht weiter in Abrede geftellt. Der Landesausſchuß war aber berechtigt, 
auch dieſe Unterlaffung dem ©emeindevorfteher zur Laft zu legen, weil 
nad den 88. 22 und 63 des I. Theiles der Inftruction beide Caſſabeamten 
für die Sicherheit und Sperre der ſtädtiſchen Handcafje gemeinichaftlich haften, 
mithin der Gemeindevorſteher jedenfalls verpflichtet war, die Einhaltung 
Diefer Caſſavorſchrift duch entjprehende Borfihtsmaßregeln zu ermöglichen. 

Ad 5. Auch die Thatfache, daß in der ftäntifhen Handeaſſe Cau⸗ 
tionen, Vadien, Depofiten und das Stammvermögen der Gemeinde fi 
befanden, weldhe in der hiefür beflimmten Wefernecafie hätten erliegen 
ſollen, wird als foldhe vom Befchwerbeführer nicht in Abrede geftellt; die 
Behauptung aber, daß ihm Über die in der Handcaffe inftructionswidrig 
erliegenten Wertbeffecten nichts befannt war, weil ihm darüber feine An⸗ 
zeige gemacht murde, ift theilweife, wie bezüglich des Stiftungscapital® Des 
Baron Brunidi pr. 3000 fl. in Pfantbriefen, fowie des Licitationsvadiums 
Schiff pr. 1400 fl. nad der Xctenlage geradezu unrichtig, weil ermwiejen 
vorliegt, daß er felbft diefe Beträge an die Kaffe vergeben bat, ohne 
deren Mebertragung in die Refervecafle zu veranlaflen, theilweiſe aber, 
angefiht® ter ausdrücklichen Beftimmung des $. 24 des I. Theiled ver 
Caffainftruction, fowie der bereits oben sub 3 erdrterten Beſtimmungen der 
88. 12 und 13 des II. Theiles der cit. Inftruction nicht geeignet, ren in 
diefem Punkte angenommenen Thatbeftand in irgend einer Weife abzuſchwächen. 


hätten Bepswirt werzen 'olen, such „ingere Jet ame zumese Öeuriıie 
m e gener Berzairuug zu heiten: mrn meer ermegee, BR wur tab 
suterLiftene Be: Saſen 1er baten Sıfcbereer zım jemeruikuftlichen Auf- 
aus AÄufgeren 28 JsTiiscalcieze muB 3er Ticc’den Tustroffe tem 
Site ale Ediried gr Zerrigeng Tuer mE um ale 

wurze, ogwe ale 2suzsle wnerzert Selieiue Gelriummene ker kürtichem 
Laa::ı7r7 as entıchmes, zur 2... ermeger, dag ne S-iaubtertbertemg 
stwe BerTintizaug tes Zumrrsiore, ehe Sstaubrehunng zus ser Fei- 
helazg, m meer Cinter te Sıts’alitel geräfrieien, tem Sxfruer 
sie Terrintstiom wiht wur ermüschen, 'oetere much shentrem Nakarıı 
erieihtern maüte, LıT tie Rihtrummefumg berieier mer veruherem für 
linere Zex geñchert wurte, Lanz BIT jujezeien werten, Taf die ruhe 
rien Laterlitzıen Tem Aalıy zu Dem ber Startcaũe m Staj ermachtensen 
Echaten geben founten. 

Le anzeishtene Eurideruug ericheint teuıh, cricterme fie Tem 
Leihiwertefährer fir jenen Shut varzımet:h erfiist, welder ter 
E:azigememte Es im Felge ter turh dem Carter Derzurmwig, am ter 
Birt:’den Camzcate zerütten Teirantarıın ermadien ik, nad $ 64 er 
gali;; Gem. Irzg kesränzet, werhuik tie Beitwerte m tuejem Pustie 
#16 umlesrhuter abjezieien werten muste. 

Ass ven Aramtratıwacen ar;ict Rd aber weiter, tat mit wur 
die Cañe ver Ztzztzememmte, jeutern auch tie Tate ter hitrifien Spar- 
cafte uch Johaun Yeinırewicz, welder ieit Dem Jahre 187% bei ter 
Erartzemeiate mar jet 1. Februar 1580 amd bei ter ftittiiden Spar- 
cafle dae Amt eines Cajñiers veriehen hat, beſtoehlen werten ik, tab nad 
ven 85. 1 war 7 ter Statuten ter Eparcafie, Ber Etart Ennvi tie all 
gemeine Haftung für tie Erarcafie ebliegt, daß tie ZStattgemeinte Stryj 
unterm 2%. Aekrmar 1331 m Ausführung tiefer ihr ebliegenden Daitung 
die Tedung des ganzen durch die coberwähnte Teirantutien bei ker flätti- 
fen Sparcañ̃e berbeigeführten Teficite® aus eigenen Fenden beſchleſſen 
bag alfo rie Startzemeinde mittelbar auch von jenem Schaden getreifen 
wirt, welden tie ftädtiſche Zparcafie erlitten bat. 

Danach, fewie nah rem Bortlaute des augefechtenen Cmunciatet, 
welches ven Beihwerteführer ganz im Allgemeinen für alle Edären 
verantw orlich erlennt, welche ver Etattzemeinde Stryj in Felge ter tur 
ven Caſſier Bejnaromicz veräbten Defraudatien erwachſen find, fcheint es, 
daß Beſchwerdeführer auch fhr jenen Schaden verantwortlich erliärt werben 
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wollte, welchen die Studtgemeinte Stryj aus Anlaß der Defraudation der 
Stryjer ftäntifhen Sparcaffe mittelbar erleidet. Die Gegenſchrift des 
galiz. Landesausſchuſſes fpricht dies direct aus und motivirt es fogar 
damit, daß die Caflatruhe der Sparcafje im ©emeindecaflalocale unter- 
gebracht, durch die Stadtgemeinde garantirt, ihr in Obforge übergeben war 
und in Folge Bernadläfftgung jedweder Vorſicht Seitens der Stadt. 
gemeindevermwaltung beftohlen wurde. — Der in der Begründung der an» 
gefochtenen Entſcheidung enthaltene, derfelben zu Grunde gelegte That⸗ 
beftand bezieht ſich aber lediglich — wie bereitd oben auseinandergeſetzt 
wurde, — auf die in der Gemeindehandcafle, dagegen keineswegs auf die 
auch in der ftäptifhen Sparcafle verübte Defraudation. 

- Offenbar war es aber, wollte über die Verantwortlichkeit des Ge⸗ 
meindevorſtehers auch rüdfichtlich der Defraudation in der ſtädtiſchen Spar- 
cafje im Sinne des $. 64 der Gem. Ordg. abgefprohen werden, Sade 
des abgeführten Apminiftrativverfahrens und der Entjheibung, 
jene Handlungen und Unterlaffungen des. Gemeindevorftehers feftzuftellen, 
welche nach den beftehbenden Normen über die den Gemeindevorſteher bei 
ber Berwaltung der Sparcafje obliegenden Amtspflihten fih als Ber: 
legungen dieſer Pflichten herausftellen und eben darum eine Verantwort⸗ 
lichleit de8 Gemeindevorſtehers begrünten. 

Die — wie oberwähnt — in der Gegenſchrift des galiz. Landes⸗ 
ausfhufjes verfuchte Begründung der Berantwortlichfeit de8 Gemeindevor⸗ 
fiehers auch für den aus ver Defraudation der ſtädtiſchen Sparcaflen refuf« 
tirenden Schaden kann aber den Mangel der Feſtſtellung des bezüglichen 
Thatbeftandes in der Entjcheidung felbft umjomweniger erjegen, als dieſe 
legtere eine Orundlage für die im ordentlihen Rechtswege auszutragende 
Entſchädigungsklage zu bilden haben wird; dieſe Erwägung ift es aud 
bauptfählih, welche, fol die Entſcheidung überhaupt eine praftifche Be⸗ 
deutung erlangen, ganz beſonders erforderlich erjcheinen läßt, diesbezüglich 
fpeciell die Verantwortlichkeit des Beſchwerdeführers auszufpreden und in 
der Entſcheidung felbft jene Momente zu fubftantüiren, welche den Caufal- 
nexus zwifhen den dem Oemeindevorfticher geſetzlich obliegenden Amts⸗ 
bandlungen und dem aus der Unterlaffung verjelben herbeigeführten 
Schaden als unzweifelhaft erkennen zu laffen geeignet wären. Bei der 
Feſtſtellung der VBerantwortlichkeit eined Gemeindevorftehers nad $. 64 ver 
galiz. Gem. Ordg. fommt es nämlich auf feine Amtshandlungen an, denn 
nach diefer Grfegeäftelle ift er nur für tiefe der Gemeinde verantwortlich. 

In der angefochtenen Entſcheidung werden allerdings die Amtshand- 
[ungen feftgeftellt, welche der Gemeindevorfteher in diefer feiner Eigenjchaft 
bei der Stadtgemeinde zu verrichten verpflichtet geweſen fei und deren 
Unterlaffung die Defrautation bei der ftäntifchen Caffe herbeizuführen ge⸗ 
eignet war, es gefchieht aber mit keinem Worte Erwähnung derjenigen 
Amtshandlungen,.turd deren Unterlaffung die Defraudation bei der ftädtifchen 
Sparcajle herbeigeführt wurde; dieſe befondere Feltftelung war aber um 
fo nothwendiger, ald in den Etatuten der Sparcaffe nirgends einer Amts⸗ 
handlung des Gemeindevorfteherd gedacht, vielmehr die Verwaltung ber 
Sparcafje einem befonderen Bermwaltungsorganiemus übertragen (88. 30 
bi8 AO der Statuten) und der Controle der Staatöverwaltung unterftellt 
ift ($. 49 der Statuten). 
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Dana mußte tie angefochtene Euntſcheidung, infoferne felbe die 
Berantwertlichleit red Beſchwerdeführers für alle Schäden, alſo implicite 
auch für venjenigen Schaden ausſpricht, welder ver Stadtgemeinde Stryj 
in Folge der durch ten Gaffier Bejnarowicz kei ter flättifhen Sparcaſſe 
verübten Defrandation erwachſen ıft, in Gemäßheit des 8. 6 tes Geh. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen diesbezũglich 
mangelhaften Berfahrens aufgehoben werten. 


Ar. 1527. 


Erwerbfieuer vom Milgmaiereigewerbe. 
Erkenutuiß vom 17. Dctsber 1888, 8 1950. 


Der f. k. B. ©. Hof hat über die Beichwerde des Joſef Berndl 
aus Inzersdorf ca. Entfheidung der nieder-öfterr. f. E. Fin.-Landesdirection 
vom 8. December 1881, 3. 39272, betreffend die ihm vom Milchmaierei⸗ 
gewerbe in Inzersdorf vorgeſchriebene Erwerbfteuer, nach durchgeführter 
8. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.**) 


ir. 1528. 


Handel mit geiftigen Getränken; Straffanction wegen nit rechtzeitiger 
Bahlung der Abgabe. 


Erfenntniß vom 17. October 1388, 3. 1951. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat Aber die Beſchwerde des Karl Meisner 
aus Prag ca. Entfheidung der böhm. k. k. Fin.:Landesdirection vom 
7. März 1882, 3. 6484, betreffend die Strafe pr. 25 fl. wegen Ueber⸗ 
tretung des Geſetzes vom 23. Juni 1881, R. ©. 3. Nr. 62, in Betreff 
des Handels mit gebrannten geiftigen Flüſſigkeiten, nah durchgeführter 
d. ın. Verhandlung und Anhörung des k. k. Fin.Rathes Johann Ierabed, 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhmwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Der Beichwerdeführer als Handeldmann in Prag bat den von ihm 
betriebenen Handel mit gebrannten geiftigen Getränken, welcher ber mit 
dem Geſetze vom 23. Juni 1881, R. ©. B. Nr. 62 eingeführten bejon- 
deren Übgabe unterworfen ift, beim k. k. Gefällsamte in Prag am 15. October 


®, Eiche Entiheibungegrünbe bei Nr. 477 (Band III, Jahrgang 1879) unb 
bei Ar. 1240 (Band V, Jahrgang 1881). 
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1881 für das zweite Haltjahr 1881 angemeltet und bie entfallende Ab⸗ 
gabe an dieſem Qage entrichtet. 

Da nah $. 14 des berufenen Geſetzes, welches am 1. October 
1881 in Wirkſamkeit getreten ift, jeder, welcher dieſes Gefchäft fortführen 
will, dasfelbe fpäteften® vierzehn Tage nach dem Beginne der Wirkfamteit tiefes 
Geſetzes bei dem beftinmten Amte anzumelden und gegen Ausfolgung einer 
Zablungsbollete die halbjährige Abgabe zu entrichten bat, Beſchwerdeführer 
diefer Berpflihiung nicht nachgelommen ift, indem er erit am fünfzehnten 
Tage nah Wirkſamkeit des Geſetzes die Anmeldung überreiht und bie 
Abgabe entrichtet hat, fo wurde er in Gemäßheit dee 8. 17 vieles Geſ., 
wonad jede Ausübung eines diefer Abgabe unterworfenen Geſchäftes ohne 
vorausgegangene Entrichtung der hiefür entfallenden Abgabe mit dem Zwei« 
bis Zwölffadhen der verkürzten Abgabe zu beftrafen ift, mit dem zweifachen 
Betrage der auf ihn entfallenden Abgate, d. i. mit 25 fl., von der k. k. 
Fin.Bezirksdirection in Prag beftraft und es murte das diesfällige Straf- 
erkenntniß mit der angefochtenen Entſcheidung im Recurswege beftätigt. 

In der Beichwerte wird eingewendet, daß Beſchwerdeführer durch 
feine Berienfteten tie Anmeldung am 14. October 1851 überreichen und 
tie Abgabe entrichten wollte, daß jedoch dieſe Bebienfleten wegen Menfchen- 
andrang beim k. k. Gefälsamte in Prag an biefem Tage dieſes Vorhaben 
nicht ausführen konnten. 

Da der ff V. ©. Hof die angefochtene Entſcheidung auf ihre 
Geſetzmäßigkeit zu prüfen hat, fo mußte verfelbe angefihts der Thatſache, 
daß diefe beionvere Abgabe von Beſchwerdeführer nit in der gejeglichen 
Präckufivfrift, fondern erft nach Ablauf derfelben entrichtet wurde, fomit 
die nah dem Geſetze ftrafbare Ausübung des Geſchäftes ohne voraus- 
gegangene Entrichtung der Abgabe ftattfand und in Anbetracht ver berufenen 
SS. 14 und 17 des Gef. die angefochtene Entſcheidung als im Geſetze 
begründet anerfennen. Es ift überdies nad Ausſage von vier einver- 
nommenen Beamten des Gefällsamtes in Prag, die am 14. October 1881 
amtirten, conftatirt, daß keine von den anweſenden Parteien auf den fol- 
genden Tag vertröftet, fondern fänmtlihe Anmeldungen am 14. October 
1881 von acht Uhr Früh bis drei Uhr Nachmittag und von vier bis fieben 
Uhr Nachmittag übernommen und die Bolleten den Parteien mit tem 
Datum vom 14. October 1881 am ı5. October 1881 ausgefolgt wurden 
und dur die Ausſagen ver al8 Zeugen berufenen Bedienfteten dargethan, 
daß fie vom Amte amı 14. October 1881 mit der Anmeldung nidyt zurück⸗ 
gewiefen wurden. 

Da es nun feflftcht, daß im gegebenen Falle die Abgabe erft am 
15. October 18831 entrichtet wurde und in diefem Yactum die ftrafbare 
Handlung objectio gegeben ift, fo fonnte der V. ©. Hof in dem Umitande, 
daß die vom Beſchwerdeführer ald Zeugen berufenen Bedienfteten desfelben 
über feinen Recurs nicht einvernommen wurden, ein mangelhaftes Ver⸗ 
fahren nicht erbliden, zumal auch durch ihre nachträglichen Ausfagen, die 
für die Entfheitung in der Angelegenheit maßgebende Thatſache weder 
verrüdt wurde, noch verrüdt werden fonnte. 

Es mußte daher die Beichwerde als unbegründet abgewiefen werben. 
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Ar. 1529. 


Abgabe von in einem Handelsgeſchäfte betriebenen Ausſchanke gebrannter 
geifiger Getränte. 


Erfenntniß vom 17. October 1882, 3. 1952. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Lorenz Parzensfi, 
Specereimanrenhäntlers in Czernowitz, ca. Entſcheidung dest. L. Finanz 
Dein. vom 9. Mär; 1882, 3. 6946, betreffend Das Ausmaß der befon- 
deren Abgabe für den in feinem Handeldgefhäfte betriebenen Ausſchank 
gebrannter geiftiger Getränke, nad) durdhgeführter ö. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Joſef Brunftein, fowie des k. k. Fin.Rathes 
Johann Yerabel, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfheidungsgrände. 


Der Befchwerdeführer ald Specereiwaarenhändler erhielt vom Czer⸗ 
nowiger Magiftrate die Conceffion zum Ausſchanke verfüßter geiftiger 
Getränke als Acceſſorium zu feinem Specereiwaarengeihäfte.e — Die 
Finanzverwaltung ift der Anſicht, daß er für diefen Ausſchankbetrieb die 
mit dem Gef. vom 23. Juni 1881, R. ©. B. Nr. 62 eingeführte 
befondere Abgabe und zwar in tem im 8. 11, 3. I für jede Stätte, in 
welcher der Ausſchank gebrannter geiftiger Getränfe betrieben wird, feſt⸗ 
gefegten Ausmaße (45 fl.) zu entrichten bat, nachdem die im $. 11, 3. IV 
dieſes Geſetzes zugeftandene Begünftigung auf den im Handelsgewerbe be» 
triebenen Ausſchank gebrannter geiftiger Getränke keine Anwendung findet. 

Beſchwerdeführer meint aber, es fei für den von ihm nur nebenbei 
in feinen Handelsgewerbe betriebenen Ausſchank die befondere Abgabe in 
den niederen Ausmaße nah 8. 11, 3. IV viefes Geſetzes zu entrichten, 
was im gegebenen Falle 2 fl. 63 kr., al® der fünfte Theil ter von ihm 
entrichteten hulbjährigen Ermwerbfteuer, ausmachen würde. 

Die Conceffion des Befchwerveführers berechtigt ihn zum Ausſchanke 
gebrannter geiftiger Flüſſigkeiten, d. i. zur Berabreihung folder Flüſſig⸗ 
feiten an Sit: und Stehgäſte oder Über die Gafle in unverſchloſſenen 
Gefäßen und zwar in beliebigen, auch den geringften Mengen ($. 1, Alinea 2 
des cıt. Geſetzee) und überdies auch zum gemwöhnlihen Handel mit den 
bezeichneten Flüſſigkeiten in verfchloffenen Gefäßen in was immer für 
Mengen, alfo auch in verfcloffenen Gefäßen von nur Einem Liter und 
darunter (8. 1, Alinea 4, und 8. 2). — Das Gefeg unterwirft laut 8. 2 
ben Ausſchank und den Kleinverſchleiß von gebrannten Flüffigfeiten ($. 1), 
fowie den Handel mit folden, falls letterer in verfchlofienen Gefäßen ven 
nur Einem Liter und darunter betrieben wird, ter befonderen durch dieſes 
Geſetz feitgefegten Abgabe und beftimmt im 8. 11 das Ausmaß diefer 
Übgabe. 

Aus den Beflimmungen des 8. 11 über das Abgabenausmaß und 
aus der ganzen Tendenz des Geſetzes geht offenbar hervor, daß durch die 
eingeführte Abgabe der Ausſchank im Sinne des 8. 1 am höchſten getroffen 
werden wellte, daß ein bedeutend niedrigerer Sag für ben Kleinverſchleiß 
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im Sinne des 8. 1 normirt wurde und daß am niedrigften jener Handel 
mit gebrannten geiftigen tlüffigkeiten, welder nah $. 2 auch der befon- 
deren Abgabe unterworfen wurde und zwar leßterer Handel, je nachdem 
er das ausfchließlihe oder das Hauptgefhäft (8. 11, 3. III) ober aber 
nur ein Nebengefhäft bei einem Handelsgewerbe ($. 11, 3. IV) bildet, 
mit der befonderen Abgabe belegt werden wollte. 

In Beziehung auf das Ausmaß bdiefer Abgabe hat man dem letzt⸗ 
erwähnten, als Nebengejhäft bei einem Handelsgewerbe betriebenen Handel 
gleichgeftellt die im $. 5 des Geſ., Alinea 2 angeführten Gewerbe, d. i. 
Saftgewerbe zur DBeherbergung von Fremden, zur Berabreihung von 
Speifen und von Kaffee, Zuderbäder und Mundolettibädergewerbe, in 
melden der Ausſchank nur nebenbei betrieben wird. 

Der DB. ©. Hof ift der Anfhauung, daß dur die im 8. 11, 3. IV 
getroffene Beftimmung: „und für die Handeldgewerbe, welche ven Verlauf 
im Sinne des $. 2 nur nebenbei betreiben“, nur der Gegenfag zu dem 
der beſonderen Abgabe nad) $. 2 untermorfenen und im $. 11, 3. II 
böber belegten Handel mit gebrannten geiftigen Wlüffigfeiten (d. i. in 
geſchloſſenen Gefäßen von nur Einem Liter und darunter), wenn berjelbe 
nämlih das auefchließlihe oder das Hanptgefhäft bildet, zum Ausprude 
gebracht wurde, weil man eben dieſen im 8. 2 gemeinten Handel dann 
böber belegen wollte, wenn er das ausſchließliche oder das Hauptgefchäft 
bildet, dagegen dieſen Handel einer niedrigeren Abgabe unterziehen wollte, 
wenn er nur im geringeren Umfange neben einem Handelsgewerbe be- 
trieben wird. 

Es findet auch dieſe Auffaflung den Ausdruck in dem Berichte bes 
E tenerausschuffes des Abgeorenetenhaufes vom 20. Mai 1881, Nr. 357 
der Beilagen zu den ftenographifchen Protolollen des Abgeordnetenhaufes, 
wo es zu 8. 11 heißt: „Nachdem die den Ausſchank und den Kleinver⸗ 
fhleiß im Sinne des vorliegenren Geſetzes treffenden Abgaben beftinmt 
worden find, wurde conform mit dem Befchluffe des hohen Abgeorpneten- 
hauſes für die anderen im 8. 2 des Gef. bezeichneten Betriebsftätten 
bie Abgabe mit dem vierten Theile der vom Ausſchank zu entrichtenden 
Abgabe befchloffen. Es wurde jedoch diefe Abgabe nur für jene Betriebs⸗ 
Nätten in Ausfiht genommen, in welden der Handel mit gebrannten gei- 
ftigen Flüſſigkeiten das ausfchliehlihe oder das Hauptgefchäft bildet.” 

„Es entfpriht nun in der That den beftehenvden Verhältniffen, bei 
jenem Berlaufe von gebrannten geiftigen Getränken, welcher vie hohe 
Rentabilität des Ausſchanles und Kleinverſchleißes nicht befitst, eine um fo 
geringere Abgabe eintreten zu lafjen, je geringer der Umfag von Spirituofen 
it.“ — „Letzteres hängt nun damit zuſammen, ob der Spirituofenverfauf 
als ausfchließgliched oder doch als Hauptgefhäft oder aber nur als Neben- 
geichäft betrieben wird." — „Diefem Momente haben die von dem hoben 
Herrenhaufe im $. 11 als Abjäte III und IV befchlofjenen Abänderungen 
Rechnung getragen, indem bie in Rede .ftehenden Geſchäfte als ausſchließ⸗ 
lihe oder Hauptgefchäfte mit dem vierten und al8 bloße Nebengefchäfte mit 
dem fünften Theile der für den Ausſchank beſtehenden Sätze beiteuert 
werden.” — „Daß unter diefen niedrigeren Sag aud tie im $. 5, Abf. 2 
a lu) bezeichneten Geſchäfte zu fallen haben, Teuchtet von 
elbft ein.“ | 
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Birre mun die AUnfiht des Beſchwerdeführers acceptiren, fe m te 
mau zu ter offenbar vom Geſetzgeber midht keabfihtigten Incenſequenz 
gelangen, daß cım Handels zewerbe, welches, wie das feinige, zum Aus- 
ſchanke und ım Folge deſſen and zum Aleimverfchleige un Hamtel mit 
gebramnten geiſtigen Hläffigleitem berechtigt if, einer gleichen Abgabe unter- 
worfen wäre, wie eın feldhes Gewerbe, weldes blos ven Dantel ım ge- 
ſchlefſenen Gefäßen von nur Einem Liter und tarunter (8. 2) als Reben- 
geſchaft betreibt. 

Bei der ausgeſprochenen Rechtsanſchauung des B. G. Hofes mußte 
derfelbe auch cenjequent auerleunen, daß tie Berorvmung des Ef. Aiman- 
Min. vom 2. Yuli 1881, R. ©. DB. Wr. 74 zur Bolljichung ter Ab⸗ 
gabereftiimmmungen des Gef. vom 23. Yun 1881, mamentli tie Anorr- 
nungen berfelben in den SS. 1, 3, 3. 2 und 4 dem Sinne und ber 
Abfiht des Geſetzes entſprechea und mit ven Beflimmungen tesfelten nicht 
im Birerfprucde ſtehen. 

Der B. & Hof war demmach nicht in ber Page, im der angefochtemen 
Entfhewung eine Geſetzwidrigkeit zu erbliden uud mußte tie Beſchwerde 
als unbegräntet zurädweifen. 


QAr. 1530. 


Die Wetterläutgebühren waren dem Schullehrer, in deſſen Pfarrbezirke 
Die Grundſtücke Iagın, zu verabfolgen, weshalb der Umſtand, Daß die 
leiſtungspflichtigen Gemeinden zu der bezugsberechtigten Schule nit ein: 
geſchult waren, Fein entſcheidendes Merkinal für den kirchlichen Charalter 
Der Raturalleıfiung bildet. — Waren die beſtandenen Raturalgiebigkerten 
Ieffionomäßine Eınfünfte des Schuldienſtes, fo bleiben es aud die an 
Stelle jenes Giebigkeiten getretenen Zinfen der Brundentlaftungsobligatien. 


Erfenntnif vom 19. October 1882, 3. 1588. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über vie Beſchwerde des Pfarrers Wen⸗ 
delin Zbonek in Etielna und des Patrons der Pfarre Alfred Fürften 
Windiſch⸗Grätz ca. Entfheivung des k. k. Min. für Eultus und linter- 
right vom 19. September 1881, 3. 13649, betreffend die Excindirung 
einer auf die Schule in Stiekna lautenden Grundentlaſtungsobligation zu 
Bunften der Kirche, nady turchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Guſtav Mitlacher, fowie des k. f, Min.-Concipiften Dr. Franz 
Hye, zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Die Zurüdweifung der von dem Patronatsamte Stielna für bie 
Kirhe erhobenen Anſprüche auf die der Schule Stiekna zugefchriebene 
Grundentlaſtungs ⸗Schuldverſchreibung dto. 1. Mai 1852, Nr. 472 pr. 
1300 fl. C.M. wird in der vorliegenden Beſchwerde wejentlih darum 
angefodyten, weil nad Anficht des beſchwerdeführenden Patronatsamtes der 
Umſtand, daß die abgelöften Naturalleiftungen audy von folden Gemeinden 
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präftirt worden find, welche nad Stiefna wohl eingepfarrt, aber nicht ein= 
gefhult waren, ven kirchlichen Charakter dieſer Naturalleiftungen und eben 
darum auch das Eigenthumsrecht der Kirche an der obbezeichneten Grund⸗ 
entlaftungsobligation darthun. 

Diefe Anfiht der Beſchwerde ift aber irrig. Dean die früher in 
Wirkſamkeit beftandenen Vorſchriften über das in Naturaleinfünften be» 
ftehende Dienfteinfommen der Lehrer: Reggs.Vdg. vom 18. Jänner 1788, 
Studien-Hofcommiffionsvecret vom 15. September 1815, 22. Juli 1837 (vgl. 
$. 188 der pelit. Schulverfaffung) beftimmen rüdjichtlid einer Oattung 
folder Naturalleiftungen — der Wetterläutgebühren — ausdrücklich, daß 
dieſe denn Schulfehrer, in deſſen Pfarrbezirke die Grundſtücke liegen, zu 
verabfolgen find und daß dieſelben nur im alle der Auspfarrung an 
einen anderen Echullehrer liberzugehen haben. Jenes Moment alfo, 
welhes nah Anfiht ver Beſchwerde ein entſcheidendes Merkmal für den 
kirchlichen Charakter der Naturalleiftungen fein fol, der Umftand nämlich, 
daß die leiftungepflihtigen Gemeinden zu der bezugsberechtigten Schule 
nicht eingeſchult find, ift alfo vom Standpunfte der früheren Geſetzgebung 
für vie Trage ganz belanglos. 

Wenn die Bejchwerde vermeint, daß dem vom Patronatsamte er. 
bobenen Anfprude tie vercit. Geſetzesbeſtimmungen ſchon deshalb nicht 
entgegengehalten werden können, weil einzelne der leiftungepflichtigen Oe⸗ 
meinden niemal® zur Stielnaer Schule zugefhult waren, fo ift dieſer 
übrigen® ganz unerwiefenen Behauptung gegenüber auf den Wortlaut des 
8. 188 ver polit. Schulverfafjung zu verweifen. Das Recht zum Vezuge 
war eben lediglich davon abhängig, daß die verpflichteten Grundſtücke im 
Pfarrbezirle Lagen. 

Allerdings fprechen die vorcit. Sefegesbeflimmungen nur von ben 
Abgaben für das Wetterläuten. Es ift nun, foweit die Naturalleiftungen 
der Gemeinden Brus, Preftovic, Slanik und Rovna in Frage kommen, 
direct erwiefen, daß diefe Leiftungen urfpränglihd Abgaben für das Wetter- 
läuten waren, da in den vom Patrenatscommifjär, vem Pfarrer, dem. 
Sculpiftrictsauffeher gefertigten Zabellen lit. G, womit die fraglichen 
Naturalleiftungen zur Grundentlaftung angemeldet worden find, ausdrücklich 
bemerkt wird: Alle diefe Garben erfcheinen unter tem Namen Wetterläut- 
garben, und werden für den ganzjährigen Chordienſt dem Pfarrlehrer ver- 
abfolgt. — Uber auch bezüglid der anderen Gemeinden muß mit Rück⸗ 
fiht auf die Behandlung, welche diefe Naturalleiftungen ſtets erfahren 
haben, das Gleiche angenemmen werden. — Durd das Hofdecret von 
9., fundgemadt 25. Weinmonat 1784, 6. Bb., pag. 373, ferner durch 
das Hofdecret vom 10. October 1787, 13. Bd., pag. 500 haben num 
diefe Wettergarben, ſowie auch jene Gaben, welche für das Ausräudern 
präftirt worden find, den Charakter einer Entlohnung für den Schulpienft 
erhalten und find von Gefeteswegen Einkünfte des Schuldienſtes ge⸗ 
worden. 

Mit Rüdfiht auf dieſe Geſetzesbeſtimmungen und auf die Art ter 
in Rede ftehenden, nunmehr abgelöften Giebigkeiten ift es nun von ent« 
ſcheidender Bedeutung, daß die fraglihen Naturalleftungen in allen Schuls 
fafftonen feit 1794 als rechtlich eine und diefelde Abgabe, cumulativ als 
Einfünfte der Schuldienfte bezeichnet werden und daß aud in den Grund⸗ 
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Unflam 

Lehrer von Stiekna, von tem ÄAbrigen an ten Lehrer einer auteren Schule 

präflirt wird, auf den Charakter ter Abgabe als eines Schuleintennmens bin. 
Ale obcit. Acte find vom Pıtreuıiösmute, vom Edufriftrictäauficher 


getretenen Zimfen ter Gruupentlaftiunsschligetien fefiomtmähige Einfünfte 
des Schuldienſtes gebilrer haben. — Chen iR and tie angefochten 
Entfheivung dur tie 88. 196, 197 ter pelit. Edmiverfaffung, fowie 
durch ven 8. 26 ad b res Schulaufſichtsgeſ. vom 24. Februar 1873, 
rt. ©. B. Ar. 17 volllommen gerechtfertigt. 


Ar. 1531. 


Ueber die Frate, ob irgendwo rin Bntögebiet befücht, ind nicht die auto: 
nomen, fondern Die politiſchen Bchörden competent, zu entſcheiden. Gıne 
GSutsoherrſchaft, welche Fein Gutsgebiet bildet, iſt nit verpflichtet, bas 
Holjmateriale zur Hrerfichung und Erhaltung der Gemeindeſtraßen beis 
juftellen. 
Erlenutuißj vom 19. October 1982, 3. 3015. 


Da k. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeinde 
Milowla ca. Entfheivung des galiz. Landesansihufjes vom 9. October 
1881, 3. 43707, betreffend die Beitrageleiftung der erzherzogl. Albrecht’fchen 
Gutsherrſchaft in Saybuſch zu den im Zuge der Gemeinteftrake in Miloͤwka 
liegenden Brüden, nach burchgeführter 5. mı. Berhantlung und Anbörung 
des Adv. Dr. Et. Lazarsli, des Adv. Dr. Clemens Raczynski, in Ber- 
tretung des belangten Zandesausihufles, dann des Adv. Dr. Edlen v. 
Weinzierl, in Vertretung der erzherzogl. Gutsherrſchaft Saybuſch, zu Recht 
erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens vor dem Berwaltungs- 
gerihtshofe findet nicht flatt.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Der galiz. Landesausfhuß hat unterm 9. Dectober 1881, 3. 43707 
in Abänderung der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes Saybufh vom 
28. Auguſt 1880, 3. 814 entfchieden, daß die Direction der erzberzogl. 
Albrecht'ſchen Herrſchaft Saybuſch nicht verpflichtet ift, zum Baue von 
Brilcken auf der Gemeindeſtraße in Milowka Holz zu verabfolgen, fondern 
dasſelbe biezu wie jeder andere Gemeindeeinwohner beizutragen habe. 

Dem Landesausſchuſſe lag hiebei bereits eine Entſcheidung der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Saybuſch vom 16. Juli 1881, 3. 7ı16 ver, 
mit welcher der Gemeinde bedeutet wurde, daß in Milowka kein Gutögebiet 
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beftehe und die erzberzogl. Güterbirection deshalb nicht verpflichtet werben 
tönne, das Holzimaterial für den Brüdenbau zu verabfolgen. Diefe Ent- 
ſcheidung ift in der Hauptfrage, nämlid was den Beftand des Gutsgebietes 
anbelangt, im Zuge bed Berfahrens nicht weiter angefochten worden. Die 
Gemeinde bet nämlich zwar gegen biefe Verfügung einen Recurs an die 
galiz. Statthalterei ergriffen, — in demjelben aber lediglich bie Competenz 
der 8, k. Bezirkshauptmannfhaft zur Entfcheidung der Frage über die 
Holgbeitragsleiftung der erzherzogl. Güterdirection für den Orüdenbau, 
nicht aud bie Erflärung bezügli der Nichtexiſtenz des Gutsgebietes im 
Milöwfa angefochten, ja fte bat fogar dieſen Ießteren Thatumftand im 
Recurſe ausprüdlich zugegeben. 

Der Landesausfhuß war daher vollfommen berechtigt, von biefer 
Entſcheidung auszugehen und dies umſomehr, als über die Frage, ob 
irgendwo ein Gutsgebiet beſteht, nicht die autonomen, ſondern die politiſchen 
Behoörden zu entſcheiden competent find. 

Unter dieſer Vorausſetzung aber, daß ein Gutsgebiet in Milowla 
nicht befteht, war bie Entjcheidung des Landesausfchuffes auch materiell 
vollkommen berechtigt. Denn wenn die erzberzogl. Outsherrfchaft als ein 
Gutsgebiet in Milowka nicht befteht, fo kann ſie auch nicht zu der im $. 12, 
Abf. 3 des geliz. Straßengef. vom 18. Auguſt 1866, 2. ©. B. Nr. 15 
vorgefehenen Herbeilhaffung des erforderlichen Holzmaterials zur Herftellung 
und Erhaltung der Gemeinveftraßen, bezw. ⸗Brücken herangezogen werben, 
zumal dieſe Verpflichtung lediglich das Gutsgebiet als ſolches trifft. — 
Daraus, daß die erzberzogl. Gutsherrfchaft nady der Behauptung ber be⸗ 
ichwerveführenden Gemeinde bis nunzu da8 erforberlihe Holzmateriale 
zu Brüdenherftellungen in Miloͤwka ſtets verabfolgt habe, konnte weder 
für die befywerbeführende Gemeinde das Recht erwachſen, darauf zu be» 
ftehen, daß die Outsherrſchaft weiter leifte, wozu fie nicht ausfchließlich 
verpflichtet if, noch auch für die Gutsherrſchaft das Recht verloren gehen, 
von nun an auf das im Jahre 1866 erlaffene Straßengeſetz fich zu berufen. 

Wenn fchließlich der Vertreter der Gemeinde bei der mündlichen Ber- 
handlung auszuführen Anlaß nahm, daß der obeit. Ausſpruch der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft, in Mildwia beftehe kein Gutögebiet, der Rechtslage nicht 
entipreche, fo konnte ver B. G. Hof hierauf nicht weiter Bedacht nehmen, 
weil die Ausführung der gegen dieſen Ausfpruch etwa offen ftehenden Ein- 
wendungen feinen Gegenftand der gegenwärtigen Verhandlung bildet (8. 5, 
Abf. 2 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36), 
in welder nicht diefer Ausfpruch der politifchen, fondern die Entfcheidung 
zer oberften autonomen Behörde angefodhten worden ift. 

Sonach mußte die Beſchwerde als ungegründet abgewielen merben. 


Budwinski, B. &. H. Erkenntniffe. VI. 31 
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Ar. 1532. 


Ein nad) dem Belche zu der in der Eigenjagb liegenden Ausübung feines 
Eigenthumsrechtes befugter Srundbefiger kann durch Jagdpachtrechte nicht 
befhränft werben, welde, fei e8 vor Erwerbung des betreffenden Grund⸗ 
befiges dur ihn überhaupt, fei es vor Eintritt der ihn zur Eigenjagd 
berechtigenden Bedingungen begründet wurden. 


Erlenutni vom 20. October 1882, 3. 2025. 


Der 1.1.8. ©. Hof hat über die Befchwerbe des Friedrich Hampel 
ca. Aderbau-Min. anläßlich ver Entfheidung desfelben von 28. März 
1882, 3. 4437, betreffend die Ausübung des Jagdrechtes auf Grundſtücken 
des Beſchwerdeſührers in der Gemeinde Wartberg, nad durchgeführter 
d. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Victor Capeſius, des 
k. t. Min.Rathes Karl Peyrer, dann des Abo. Dr. Bictor Trotter, in 
Bertretung der an ber Streitfahe Mitbetheiligten und zwar: der Gemeinde 
Wartberg und der Yagbpäcter Friedrih Graf Attems und Bictor Frhr. 
v. Seßler⸗Herzinger, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfdieidungsgründe. 


Nah dem kaiſ. Patente vom 7. März 1849 ift das Jagdrecht 
nicht irgend ein fpecielles, felbftftändiges, unter die allgemeinen Kategorien 
der Rechte nicht fubfummirbares Recht, ſondern es erfcheint einfach als ein 
Ausflug des Eigenthums an Grund und Boten; es ift in dem Geſetze 
Iediglih der Grundſatz anerkannt, daß ter Eigenthümer, wie er überhaupt 
feine Sache nad Willkühr zu benügen berechtigt ift ($. 362 des a. b. 
G. 3.), fo aud auf feinem Grund und Boden das Jagdrecht auszuüben 
das Befugniß hat, infoferne nicht beſtimmte gefetzlihe Beſchränkungen dieſes 
Rechtes beftchen. 

Als eine ſolche Beſchränkung erfcheint aber nad obigem Patente 
lediglich die, daß aus jagtwirtbichaftlihen KRüdfichten das jedem Grund 
eigenthümer zuftehende Jagdrecht nicht audy von Jedem, fondern nur vom 
Eigenthämer eined zufanımenhängenden Grundcomplexes von 200 Joch 
jeloft ausgeübt werden fann, daß hingegen für alle übrigen Grundeigen⸗ 
thümer das ihnen zuftehende Jagdrecht durch die Gemeinde auszuüben ift 
(8. 6 des Patentes). 

Daß dies der Sinn des Geſetzes ift, folgt ar aus $. 1 des Pa- 
tentes, wonad das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden aufgehoben 
ift, jowie aus $. 8 vesfelben, wonach der Reinertrag der der Gemeinde 
zugewiefenen Jagd nicht als Gemeindeeinnahme zu behandeln, fondern an 
fämmtlihe Örunpbefiger nad Maßgabe der Auspehnung ihres Grund⸗ 
befige® zu vertheilen if. — Sonach ift das Jagdrecht des Eigenthümers 
von 200 Joch zufammenhängenden Grundbeſitzes nichts Singuläres, fondern 
die Regel, welde von felbft eintritt, foweit die oben erwähnte Befchränfung 
der Ausübung des Eigenthbums nicht reicht. 

Es ift ferner Far, Daß eben, weil das Jagdrecht vom Geſetze nur 
als Ausflug des Eigenthumsrechtes behandelt wird, aud Alles, was die 
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Geſetze Hinfichtli des Verhältnifjes zwifchen dem Eigenthümer nnd anderen 
perfönfich Berechtigten beftimmen, aud auf das Jagdrecht Anwendung hat 
und daß ſonach ganz ebenfo, wie fi der Eigenthümer die vor feinen 
Eigentbumserwerbe begründeten perfönlihen Rechte Dritter an der Sache 
nicht gefallen zu laſſen braucht ($. 1120 des a. b. ©. DB), auch der nad) dem 
Geſetze zu der in der Eigenjagd liegenden Ausübung feines Eigenthumsrechtes 
befugte Örundbefiger durch Jagdpachtrechte nicht beſchränkt werden fann, 
welche, jet e8 vor Erwerbung des betreffenden Grundbeſitzes durch ihn über- 
haupt, fei es vor Eintritt der ihn zur Eigenjagd berechtigenden Bedingungen 
begründet wurden. 

Da unbeftritten iſt, daß Beſchwerdeführer durch Ankauf von Grund⸗ 
ſtücken, welche allerdings früher zum Gemeindejagdgebiete gehörten, Eigen⸗ 
thümer eines 200 Joch umfaſſenden Grundveſitzes geworden iſt, daß 
ſomit hinſichtlich ſeiner Perſon die geſetzliche Beſchränkung der Eigenjagd⸗ 
ausübung nicht mehr beſteht, ſo können der Ausübung dieſes ſeines Rechtes 
auch jene Jagdpachtverträge nicht entgegengeſtellt werden, welche von der 
Gemeinde Wartberg im Jahre 1876 auf zehn Jahre im Sinne des 8. 6 
bes Putentes abgefchloffen wurden. 

Inwieferne endlih im Falle eines folhen Uebergangs von der Jagd» 
ausübung durch die Gemeinde in die Eigenjagd — ebenfo, wie dies nad 
8. 1120 des a. b. ©. B. allgemein dem neuen Erwerber einer vordem 
in Beftand gegebenen Sache auferlegt erfcheint — der zur Cigenjagd über- 
gehende Grundeigenthümer gegenüber dem Pachtberechtigten eine befondere 
Kündigungsfrift (vgl. $. 1116 des a. b. ©. B.) einzuhalten hatte und 
im vorliegenden alle eine ſolche thatſächlich eingehalten bat over nicht, 
bildete Teinen Gegenſtand der Verhandlung und war daher darüber vom 
B. ©. Hofe nicht zu erkennen. 

Die angefochtene Entſcheidung mußte baher nach 8. 7 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden. 


Ar. 1933. 


Die Stornirung eines Dertra e8 begründet Teinen Rechtsanſpruch auf 
Rückſtellung der Gebühr. 


Erfenutniß vom 24. October 1882, 3. 2029. 


Der k. k. V. G. Hof hat Über die Befchwerde des Joſef Wondrak, 
Fabrikanten in Dörfel, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz- Min. vom 
17. December 1881, 3. 31807, betreffend die Gebühr von einem Kauf⸗ 
vertrage dto. 14. Zuli 1871 über mehrere Realitäten, nad burchgeführter 
d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.*) 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 47 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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Ar. 1534. 


Gebührenbehbandlung von Berträgen über unbeweglihe Sachen — Liefe⸗ 
zungsvertrag — Bürgfchaft. 


Erfenntniß vom 24. October 1882, 3. 2030, 


Der k. k. V. © Hof bat Über die Beſchwerde des ‚Simon 
Bränfel und Ignaz Popper ca. Entſcheidung des f, f. Finanz-Min. vom 
25. Mai 1861, 3. 7398, betreffend die Gebührenbemeffung von zwei 
Derträgen vom 7. März 1875 und 28. Jänner 1876, nach durchgeführter 
ö. m. Verhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird ale unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag ber Koften des Verfahrens wird nidt auferlegt."*) 


Ar. 1535. 


NRüdforderung einer eingezahlten Gebühr. 
Erfenniniß vom 24. October 1883, 3. 2.31. 


Der & 8.8. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der mähr. Escomptes 
bank in Brünn ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Min. vom 28, Jänner 
1882, 3. 40193 ex 1881, betreffend die verweigerte Zurüdvergätung 
einer unmittelbar einbezahlten Scalagebühr ven 303 fl. 75 kr., nad) 
burchgeführter ö. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag ber Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt."**) 


Ar. 1596. 


Gebührenpfliht bei Empfangnahme eines im gerihtlichen Depofite ges 
legenen Vadiums. 


Erfenntniß vom %. October 1882, 3. 2038. 


Der E23. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Dr. Friedrich 
Flanderka, Tandesadvecaten in Reichenau, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 28. Februar 1882, 3. 9731, betreffend die Vorſchreibung 
einer erhöhten Gebühr von der Empfangsbeftätinung Über die Zurüdftellung 
eines im „gerichtlichen Depofite gelegenen Badiums pr. 30 fl, nad durch⸗ 


*) Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 2, 47 (Band I Jahrgang 1876/77) 
bei Nr. 533 (Band III, Zabrgang 18:9) und ter Nr. 145 
*®) Siehe Enfheidungsgründe bei Nr. 341 (Band . gabrgang 1878). 
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geführter 5. m. Berhantlung und Anhörung des f. k. Min. Bice-Secr. 
Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 
„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Das Gebührengeſetz beſtimmt in der Tarifpoſt 48, lit. a, dat Em- 
pfangsbeftätigungen über die Zurädftellung überhaupt, außer ben ge- 
rihtlihen Depofiten, von allen ©egenftänden, welche blo8 in dem 
Gewahrſam ter Staatöverwaltung ... . . . waren und dem rechtmäßigen 
Befiger wieder übergeben werben, insbeſondere auch über Vadien .... u. ſ. w., 
wenn der zur Sicherftellung übergebene Gegenſtand nicht als Darlehen 
gegeben wurde, unbedingt gebührenfrei find. Es find alſo ſelbſt nad 
diefer von Beichwerveführer angerufenen Zarifpoft die Empfangebefläti« 
gungen über die Zuräditelung von Vadien nur dann unbedingt gebühren- 
frei, wenn das betreffende Vadium nicht Gegenſtand eines gerichtlichen 
Depoſitums geworden iſt. 

Das in Frage ſtehende Vadium pr. 30 fl. erlag, wie‘ died dem 
amtlihen Befunde vom 9. April 1881 zu entnehmen ift, beim Steuer- 
als gerichtlichen Depofitenamte in Reichenau sub Depoſ.⸗Journ.⸗Art. 37, 
e8 war daher als ein gerichtlices Depofit behandelt worden und fann 
diefer Thatumftand vom Beſchwerdeführer umfoweniger in Abrede geftellt 
werden, als die in Rede ftehende Empfangsbeftätigung von ihm felbft beim 
Steuer- als gerichtlichen Depofitenamte abgegeben wurde, woſelbſt fie unter 
dem obcit. Depof.-Fourn.-Art. 37 erliegt. 

Da weder das Gebührengefeg noch auch die Verordnung der Mini- 
fterien der Yufliz und der Finanzen vom 16. November 1850, R. G. 2. 
Nr, 448 betreffs der Behandlung des Depoſitenvermögens irgend einen 
Unterſchied machen zwijchen den gerichtlichen Depofiten, weldye über Ber- 
langen, und denen, weldhe ohne Berlangen der Parteien, nur über eigene 
Ingerenz des Gerichtes, ſolche geworten find, fo fonnten auch die Finanz« 
behörden auf dieſe Unterfcheidung nit weiter eingehen und am aller- 
mwenigften fi in die Prüfung deſſen einlaffen, ob ver Vorgang Seitens 
des Gerichtes, das betreffende Badium in die bepofitenämtlihe Verwah⸗ 
zung zu geben, im Geſetze gegründet war ober nidt. 

Ungefihts diefer Sadlage konnte ver V. ©. Hof in der Behand- 
[ung der Empfangäbeftätigung des Befchwerbeführere vom 5. März 1881 
über die Zurfiditellung des Vadiums pr. 30 fl. aus dem gerichtlichen 
Depofite, als einer folden, welche über ein erfolgte® gerichtliches Depofit 
ausgeſtellt wurde und folgerichtig in der Anwendung ber Zarifpoft 47, 
lit. ce des Geb. Gef. eine Gefegwidrigfeit nicht erbliden und mußte daher 
die Beſchwerde ald unbegründet abmeifen. 

Auf den weiteren Beichwerdepunft, daß der Zahlungsauftrag blos 
gegen den Bejchwerdeführer und nicht zugleich gegen feinen Mandanten 
Franz Fogl gerichtet ift, Tonnte der V. ©. Hof nicht eingehen, meil dies⸗ 
bezüglich der atminiftrative Inflanzenzug verfäumt wurde, die Beſchwerde 
daher in diefer Richtung nad 8. 5, Abf. 3 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 unzuläffig erfcheint. 
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Aus dem Wortlaute diefer Anorbnung ergibt fih, daß das Geſetz 
die von der Beſchwerde behauptete Beftimmung, daß jede betheiligte Ge- 
meinbevertretung unter allen Umftänden und ohne Rüdficht auf die Steuer» 
leiftung mindeſtens ein Mitglied in den Ortsſchulrath zu entfenden berech⸗ 
tiget fein foll, durchaus nicht trifft. — Nah dem Wortlaute haben viel« 
mehr die Gemeindevertretungen die nad dem Berhältniffe der directen 
Befteuerung auf die betreffenden Gemeinden oder deren Theile entfallenve 
Anzahl von Abgeorpneten zu wählen. 

Im Sinne diefer Unordnung muß alſo allerdings zunächſt und zwar 
nad dem Berhältniffe der directen Beftenerung der auf bie betreffenden 
Gemeinden, alfo wortdentlich eventuell auch auf mehrere berfelben, ent⸗ 
fallende Theil von der für den Ortsfchulrath beftimmten (8. 5, Alinea 4 
ibid,) Anzahl der Vertreter feftgeftellt und ſodann jede der betheiligten 
Gemeindevertretungen zur Ausübung des Wahlrechtes veranlaft werden. 
— Wenn daher nad dem Berhältniffe der directen Beſteuerung von der 
beftimmten Zahl der Vertreter nur Einer anf mehrere der betreffenden 
Gemeinden entfällt, jo muß, da eine Theilung nicht möglich ift, die Wahl 
dieſes Bertreterd durch die betreffenden Gemeinbevertretungen gemeinfam 
erfolgen. 
Daß den beſchwerdeführenden Gemeinden nach Verhältniß der virecten 
Beiteuerung eine mehrere Bertretung im Ortsſchulrathe gebühren würde, 
wird nicht behauptet und kann auch mit Rüdfiht auf die Steuerleiftung 
der eingefrhulten Gemeinden mit Grund nicht behauptet werden. — 8. 
wurde darum auch durch die angefochtene Entfcheidung das im 8. 5, Abf. 2 
des cit. Geſetzes begründete Recht der Gemeinden nicht verlegt, weshalb 
die Befchwerde abgewiefen werden mußte. 


Ar. 1539. 


„Grundbeſitzer einer Ortſchaft“ nad $. 4 des Banbac für Böhmen; ın 

der Anordnung dieſes $. 4 liegt Fein die Adminittrativbehörben abfolut 

verpflihtendes Moment, eine Aenderung in den Grenzen zweier Jagd: 

ebiete fofort dann zu veranlaflen, wenn fidh ergibt, Daß einzelne Grund: 

Hide einer Jagdgenoſſenſchaft mit dem Jagdgebiete einer anderen ver: 
einigt erfcheinen.*) 


Erlenntniß vom 26. Dctober 1882, 3. 2069. 


Der f. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Jagdausſchufſes 
in Zupetfhing ca. böhm. Landesausſchuß anläßlih der Entſcheidung vom 
26. April 1882, 3. 11959, betreffend ven Jagdgebietsumfang in Lupet⸗ 
Thing, nad durdgeführter Bd. m. Verhandlung und Anhörung ded Adv. 
Dr. Karl Doftal, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird, infoferne mit der— 
felben die fofortige Audfcheidung der Friedberger Inſaſſen— 


*) Bol. aud Erkenntniſſe: Nr. 322 (Band II, Jahrgang 1878), Nr. 622 
(Bad 111, Jahrgang 1879), Nr. 1437, ſowie Nr. 100 der 8. 6⸗Erkenntniſſe. 
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um Zmede erfelzt, um außer Zwericl zu ſtellen, ta tie Zagegeliete mich 
nah Orta⸗ uns Ratafiralgemenzen, fenzern nah Ortjchaften gebtizet 
wersen foßen une Ta nur tıe Urte- mu Kutaftralgemeinten jchichimmie 
Grenzen haben, fomnte für tie Vildung ter gencilenichaitlihen Jagdgebiete 
folgerihtig nur mehr Tas im 8. 4 aufzenemmene fubjective Mement als 
maßgebene erlannt werten. 

Ta nun vie Beſchwerde nicht beftreitet, daß tie obbezeichmeten 
Parzellen ſaͤmmtlich Prierberger Imfaflen, Orunbtefigere ber Ortjchaft 
Frierberg gehören und taß dieſe Grundſtücke mit dem übrigen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Jagdgebiete zuſammenhängen, fo iſt der erſterwähnte Beſchwerde⸗ 
puntt offenbar nicht begrüntet. 

Belangend den zweiten Beſchwerdepunkt, fo iſt zunächft hervorzuheben, 
daß der Umſtand, daß mit dem Lupeiſchinger genofſenſchaftlichen Jagd⸗ 
gebiete dermal Friedberger Inſaſſengründe vereinigt find, fein ſolcher iſt, 
der mit den Anordnungen des Jagdgeſetzes Über die Bildung ber Jagd⸗ 
gebiete abſolut unvereinbar wäre, da der zuſammenhängende Grund⸗ 
complex dieſes Jagdgebietes auch ohne die Friedberger Inſaſſengründe 
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200 Zoch beträgt (88. 4, 5 bes Jagdgeſ.) und ber $. 21 des Jagdgeſ. 
Arrondirungen und Zufammenlegungen angrenzenter Yagdgebiete für zu« 
läſſig erklärt. 

In dem Umſtande, daß einzelne Grundſtücke einer Jagdgenoſſenſchaft 
mit dem Jagogebiete einer auderen vereinigt erſcheinen, kann demnach aller⸗ 
dinge ein die Adminiſtrativbehörden abſolut verpflichtendes 
Moment, eine Aenderung der thatſächlich beſtehenden Grenzen der Jagd⸗ 
gebiete ſofort zu veranlaſſen, nicht erkannt werden. 

Allein als geſetzwidrig — wie die Beſchwerde meint — könnte 
eine derlei Verfügung doch nur dann bezeichnet werden, wenn vorliegen 
würde, daß die zwiſchen den beiden Jagdgebieten thatſächlich beſtehenden, 
dem F. 4 des Jagdgeſ. nicht entſprechenden Grenzen als das Ergebniß 
einer eingetretenen Arrondirung anzuſehen ſind. — In dieſer Richtung 
hat aber eine Erhebung: durch die Adminiſtrativbehörden gar nicht ſtatt⸗ 
gefunden. Eine ſolche Erhebung war aber vorliegendenfal® umfomehr 
geboten, als der Umſtand, daß der Bezirksausſchuß die Verpachtung der 
Lupetſchinger Jagdbarkeit in ihrer dermaligen Ausdehnung auf die Dauer 
von ſechs Yahren zur Kenntnig nahm, ebenfo wie die zugeftandene That⸗ 
fadhe, daß die Aenderung der heutigen Jagdgebietsgrenzen durch Ansjchei- 
dung der Friedberger Inſaſſengründe noch anderweitige Verfügungen unaus- 
weichlich nöthig macht, follen alsdann die beiten Jagdgebiete dem Geſetze 
gemäß gebildet und abgegrenzt erſcheinen, auf einen rechtlich begründeten 
Beſtand der derzeitigen Jagdgebietsgrenzen hinzuweiſen ſcheinen. 

Dieſen Umſtänden iſt umſomehr Gewicht beizumeſſen, als die Recla⸗ 
mation des Friedberger Jagdausſchuſſes gegen bie derzeit beſtehenden fac« 
tiſchen Grenzen des Lupetſchinger Jagdgebietes zu einer Zeit erfolgte, wo 
bereits die neue Verpachtung dieſes letzteren Jagdgebietes und die An⸗ 
erkennung desſelben durch den Bezirksausſchuß erfolgt war. 

Aus dieſen Gründen mußte daher die Entſcheidung, inſoferne damit 
die ſofortige Ausſcheidung der obbezeichneten Friedberger Inſaſſengründe 
aus dem Lupetſchinger Jagdgebiete verfügt wurde, als auf einem unvoll« 
ftändigen Thatbeftande beruhen, nach $. 6 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben, im Uebrigen aber die 
Beichwerde als unbegründet abgewiefen werben. 


Wr. 1540. 


Die politifhen Ortsgemeinden als ſolche Fönnen zur Tragung von Kirchen⸗ 
baufoften, den Fall eines PBatronates der Gemeinde audgenommen, nad 
dem Geſetze nicht verhalten werden.*) 


Erkenntniß vom 26. October 1883, 3. 2062. 
Der it. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Fractioniften in 
Bo Caſaro ca. Min. für Cultus und Unterricht anläßlic der Entſcheidung 


*) Bgl. Erkenntniffe: Nr. 133 (Band I), Nr. 556 (Band III) und Nr. 87% 
(Banb IV). 
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desfelben vom 2. April 1882, 3. 15271, betreffend tie Koften ter Her- 
ftellung der Filialkirche in Bo Caſaro, nad durchgeführter 6. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Adv. Dr. Giacomo Crepaz, des f. f. Sect.⸗Rathes 
Ritter v. Spaun, dann des Adv. Dr. Theodor Mopdreiner, in Vertretung 
der an der Streitfache mitbetheiligten Gemeinde Avio, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der von der Gemeinde Avio angefprohenen Koften 
bes Verfahrens vor dem E. k. Berwaltungsgerihtshofe findet 
nicht ftatt.” 


Entfdjeidungsgrände. 


Es iſt unbeftritten, daß die Kirche in Bo (Caſaro over Siniftro), 
wenngleib Bo einen Xheil der Ortsgemeinde Avio ausmadt, in feeljorg« 
liher Beziehung nicht zur Pfarre Avio, fondern zu jener von Ala gehört. 
— Während nun das k. k. Cultus⸗ und Unterrichts⸗Min. mit der an- 
gefochtenen Entfheidung auf Grund dieſes Thatbeftandes bei dem Beſtande 
der Beftimnungen ter 88. 35 und 36 des Gef. vom 7. Mai 1874, 
R. © B. Nr. 50 erlannt bat, die Ortögemeinde Avio könne keinesfalls 
zu den Koſten ter Bauberftellungen an der Kirche in Bo, welde in den 
Jabren 1879 und 1880 im Betrage von 1169 fl. 42 kr. erliefen, ver- 
pflichtet erfannt werden, beftreiten die beſchwerdeführenden Fractioniſten von 
Bo die Gefegmäßigfeit Tiefer Entſcheidung und halten die Ortsgemeinde 
Avio zur Tragung diefer Koften verbunden, weil die 88. 35 und 36 des 
Geſ. vom 7. Mai 1874 im Hinblide auf ven 8. 37 dieſes Geſ., welcher 
bie näberen Borfchriften über die Eonftituirung und Bertretung der Pfarr- 
gemeinden, dann über die Beforgung der Angelegenheiten derfelben einem 
beſonderen ®efege vorbehält, dermalen nicht wirkſam feien, weshalb die 
bisherigen thatſächlichen und rechtlichen Berhältnifje zur Grundlage ver 
Entſcheidung zu nehmen und die älteren Directiven über Kirchenbauconcur⸗ 
ven; in Anwentung zu bringen feien, denen zufolge (Hofdecret vom 
15. September 1800) vie Kirchenbaukoſten nah Abzug eined eventuellen 
Patronatsbeitrage8® und Inanfprudinahme des verfügbaren Vermögens der 
Mutterlirhe und der Filialfirden nad dem Steuerfuße auf fämmnitlidhe 
Steuerzahler der Gemeinde umzulegen find, 

Der B. ©. Hof vermodte in dem Ausſpruche des k. k. Diinifteriums, 
daß die Ortögemeinde Avbio zu den fraglichen Koften nicht verpflichtet 
werden Fönne, eine Oejegwitrigfeit nicht zu finden. — Wenn, wie bie 
Beſchwerde ausführt, die Ortsgemeinde Avio nach älteren Normen ver- 
pflihtet gewefen, für die Koften ver Herftelungen an der Kirhe in Bo 
aufzufommen und auch thatſächlich diefe Verbindlichkeit erfüllt habe, fo ift 
dem gegenüber zu bemerken, daß durch den 8. 35 des Gef. vom 7. Mai 
1874, R. ©, B. Nr. 50 alle einen kirchlichen ©egenftand betreffenden 
Berbintlichfeiten, melde in den Gefegen den Gemeinden auferlegt werden, 
als den Pfarrgemeinden, fomit jedenfall® nicht den politifhen (Drts-) 
Gemeinden obliegend bezeichnet werden und daher, infoferne fie nach früheren 
Normen den politifhen Gemeinden obgelegen fein follten, diefen abgenommen 
worden find und daß im $. 57 dieſes Gef. die Borfchriften, welde in 
den einzelnen Sönigreihen und Ländern in Betreff der Herftellung und 
Erhaltung der katholifhen Kirchengebäude beftchen, nur unbeſchadet der 
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dem S. 57 voranftehenden Beitimmungen in Kraft erhalten werben. Geit 
der Wirkſamkeit des erwähnten Geſetzes können daher die politifchen (Orts⸗) 
Gemeinden als folde zur Tragung von Kirchenbaukoſten — den im 
8. 35 vorgedadten Fall eines Patronated der Gemeinde, der bier nicht 
vorliegt, außgenommen — nad dem Geſetze nicht mehr verhalten werben. 

Wenn die Befchwerveführer behaupten, daß die Bellimmung des 
8. 35, Abſ. 2 des obigen Geſetzes dermalen deshalb nicht in Wirkſamkeit 
fei, weil ein im $. 37 in Ausficht genommenes beſonderes Geſetz über 
bie Conftituirung und Vertretung der Pfarrgemeinden und Beforgung ihrer 
Ungelegenheiten noch nicht zu Stande gelommen fei, fo ift diefe Einwen- 
dung nicht begründet. — Die 88. 35 und 36 des cit. Geſetzes normiren 
den Begriff ver Pfarrgemeinden, veren Obliegenheiten und die Mittel der 
Devedung für deren Bepürfniffe Was unter Pfarrgemeinden zu verftehen 
fei, weldye Aufgaben viefelben haben und wie diefe zu löſen find, ift 
zweifello8 feſtgeſtellt. Es war daher keineswegs ein fpäteres neues Geſetz 
erforderlih, um die Wirkſamkeit diefer Beftimmungen zu ermöglichen, um- 
fomeniger, als Kirchen« oder Pfarrgemeinden aud nad) der älteren kirch⸗ 
lihen und weltlichen Geſetzgebung immer beftanden und heute nody beftehen, 
die nicht nothwendig mit den Grenzen ber Ortsgemeinde zufammenfallen, 
größer oter Heiner als tiefe find, mehrere Ortögemeinden oder Theile 
verfchiedener Ortsgemeinden umfaflen u. ſ. mw. 

Im vorliegenden alle befindet ſich die Fraction ber Ortsgemeinde 
Avio, Bo Caſaro, nicht in der kirchlichen Gemeinde Avio, fondern bildet 
einen Theil der Pfarrgemeinde Ale. Die Beflimmungen der 88. 35 
und 36 des Gel. vom 7. Mai 1874 find daher als fofort in Wirkſam⸗ 
feit getreten anzufehen und es kann dermalen von einer gejetlichen Ver⸗ 
pflihtung der Gemeinde Avio zur Tragung der fraglichen Kirchenreparaturs⸗ 
foften von Bo Caſaro Feine Rede fein. — Inſoferne alfo in der Be⸗ 
fhwerde die angefochtene Entſcheidung deshalb als geſetzwidrig bezeichnet 
wird, weil fie die Ortsgemeinde Avio als folche zur Tragung der frag. 
lihen Koſten geſetzlich nicht verpflichtet erkennt, ift fie im Geſetze nicht 
begrünbet. 

In der angefochtenen Entfheidung wird aber weiter ausgeſprochen, 
daß bei dem Umftanvde, als die Kirche in Bo Caſaro lediglich eine Expo» 
fitur, bezw. eine Filiale ver Pfarre in Ula.ift, auf diefe aber die Vor⸗ 
ſchriften über Erhaltung der Pfarrkichen feine Anwendung finden, vie auf- 
gelaufenen Koften in Ermanglung eines verfügbaren Kirhenvermögend von 
den im Bereiche der Erpofitur wohnhaften katholiſchen Steuerträgern der 
Fraction Bo Caſaro zu tragen find, wonad) alfo nicht die Pfarrgemeinde 
Ala, zu der Bo Caſaro gebört, als folde, fonvdern nur ein Theil derfelben, 
nämlich die Yraction Bo Caſaro als das zur Zahlung verpflichtete Subject. 
bezeichnet ift. 

Da jedoch die Nichtverhaltung der Pfarrgemeinde Ala, d. b. 
biefer ganzen Pfarrgemeinde zur Tragung der fraglichen Koften und ebenfo 
die Nichteinbeziehung eines Patrond oder verfügbaren Kirchenvermögens 
feine Beſchwerdepunkte bilden, hatte der V. ©. Hof darüber aud nicht 
zu eriennen. 

Snfoferne endlich in der Beſchwerde das Begehren geftellt wird, ber 
B. ©. Hof wolle ertennen, die Fraction Bo, als nicht zur Pfarre Avio 
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gehörig, fei nicht verpflichtet, in irgend einer Weile zu den Eultusauslagen, 
zur Congrua, zu Bauten, zur WReftauration und Wieberherftellung der 
Pfarrlirche von Avio beizutragen, fo halte diesfalls eine Yudicatur bes 
V. ©. Hofes aus dem Orunde nicht einzutreten, weil hierüber eine Ber- 
handlung und Entfheidung im ordentlihen Inftanzenzuge ten vorgelegten 
Apminiftrativacten zufolge nicht flattgefunden hat. 

Die Befchwerde mußte daher nah $. 7 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 abgewiejen werben. 


Qr. 1541. 


Ein der Partei nicht intimirter Beifap einer Entfcheidung Tann diefer 

(Pariei) gegenüber nicht in Rechtokraft erwachſen und nit ausgeführt 

werden. — Zum $. 11 des fteierm. Straßengef., betreffs Herftellung und 
Erhaltung der Gemeindeftraßen. 


Erienntniß.vom 27. October 1882, 3. 2061. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Jakob Kniebeiß 
und Genoſſen ca. Entſcheidung bes fteierm. Landesausfhufles vom 12. März 
1882, 3. 1403, betreffend die Herftellungstoften des Rannacher Gemeinde- 
weges in Schattleiten, nah burdgeführter 5. m. Berhandlung und An- 
börung der Befchwerdeführer Jakob Sniebeiß und Joſef Maurer, dann des 
Semeindevorfteherd Franz Rumpf, in Vertretung der mitbetheiligten Ge⸗ 
meinde Schattleiten, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. 2. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.” 


Entfdeidungsgründe. 


Daß der den Gegenſtand des Etreites bildende Weg von Linzhalmer 
durch Gabriach bis zum Kirchplatze in St. Beil ein &emeindeweg ift, ift 
unbeftritten und ift verjelbe in den Acten ald „Rannadher Gemeindeweg“ 
bezeichnet. — Nah 8. 11 des fleierm. Landesgeſ. vom 23. Juni 1866, 
Nr. 22, betreffend die Herftellung und Erhaltung der nicht ärarifden 
Öffentlichen Straßen und Wege ift die Ortsgemeinde verpflichtet, die noth- 
wendigen ©emeindeftraßen und Wege, d. i. nah $. 3 jene öffentlichen 
Straßen und Wege, welche, ohne Bezirköftraßen zu fein, die Verbindung 
im Innern ber ©emeinde oder mit benachbarten Gemeinden herftellen, 
bherzuftellen und zu erbalten. e 

Was fpeciell den Rannacher Gemeindeweg betrifft, fo bat der Landes⸗ 
ausſchuß nad dem Inhalte des der Beſchwerde beiliegenden, an den Be 
fhweroeführer und Genoſſen gerichteten Intimates der Gemeinde vom 
21. Auguft 188i, 3. 823 anläßlih eines Recurſes gegen einen vom 
Gemeindeausſchuſſe am 7. Yuni 1881 gefaßten Beſchluß, daß die Ort- 
[haft Rannach allein biefen Weg zu maden habe, entihieden, daß 
diefer Weg von der Gemeinde und auf deren Koften berzuftellen und zu 
erhalten fei. 

Der den Ucten beiliegende, an die Gemeinde Schattleiten gerichtete 





Nr. 1542. — Erf, v. 31. October 1882, 3. 2038. 493 


Erlaß des Landesausſchuſſes vom 13. Auguft 1881, 3. 6870 enthält 
zwar am Schluffe den Beifat: „bis nicht Ausnahmen hievon, entweder 
im Wege der Vereinbarung oder rechtöfräftigen Gemeindebeſchluſſes geihaffen 
werden.” — Diefer Beifaß ift jedoch den Beſchwerdeführern im oberwähnten 
Intimate der Gemeindebehörde nicht eröffnet worden, ift alfo für erſtere 
fhon deshalb unpräjudizirlih, weil fie nicht in die Lage geſetzt wurden, 
im Falle fie ſich durch denſelben verlett eracdhteten, venfelben im Wege ber 
Beſchwerde beim V. ©. Hofe anzufehten. — Für fie beſtand nur bie 
geſetzliche, durch Recursentſcheidung des Landesausfchuflfes fpeciell aus⸗ 
geſprochene Verpflichtung der Ortsgemeinde Schattleiten zur Herſtellung 
und Erhaltung des Rannacher Gemeindeweges. 

Nun hat aber der Gemeindeausſchuß von Schattleiten unterm 2. No⸗ 
vember 1881 mit ſieben gegen zwei Stimmen beſchloſſen, daß die Beſitzer 
der Ortſchaft Rannach in Gemeinſchaft mit den angrenzenden Beſitzern ber 
Ortſchaft Gabriach an den Rannacher Gemeindeweg denſelben vom Sırd- 
platze zu St. Veit bis zur Grenze bes vulgo Linzhalmer Grundes neben 
der Steingruber Bildlfähre zu machen haben, während die Beſitzer von 
Rannach die Strecke von Rannach bis zur beſagten Grenze allein machen 
müſſen. — Dieſer Beſchluß, zu welchem die Gemeinde durch den — 
oben erwähnt — den Beſchwerdeführern nicht mitgetheilten, an ſich 
ter Beſtimmung des 8. 11 des erwähnten ſteierm. Landesgeſ. vom 23. Juni 
1866, Nr. 22 widerſprechenden und daher geſetzlich unzuläſſigen Schlußſatz 
der Landesausſchußentſcheidung vom 13. Auguſt 1881, 3. 6870 ſich ver: 
anlaßt jehen mochte, jtand glei biefem im Widerfpruche mit der mehr- 
erwähnten Beftimmung des Geſetzes und fonnte daher nicht als rechts⸗ 
Träftig angefehen und ausgeführt werden; es ift ſomit die auf bie Rechts⸗ 
kraft dieſes Gemeindebeſchluſſes geftügte Abweifung der Beſchwerdeführer 
durch den Landesausſchuß geſetzlich nicht begründet. 

Die angefochtene Entſcheidung mußte daher nah 8. 7 des Gef. vom 
223. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 38 aufgehoben werden. 


Ar. 1942. 


Gebäudeftener von Bemeindehäufern. 
Erfenntniß vom 81. October 18823, 3. 2038. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes ber Landeshauptftapt Brünn ca. Entjcheidung des k. k. Yinanz- 
Din. vom A, Mai 1882, 3. 10717, betreffend die Befreiung bes 
ſtädtiſchen Schlachthaufes von der Gebäudefteuer, nad durchgeführter d. m. 
Verhandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erſatz der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ *) 


*) Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 1348, 
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Ur. 1543. 
Die Möglifeit — ciner Gebührrnägn malcutpfliät iR [eIbE bei weihfel eitigen 
* Afferusanigefehfgaften nicht ausgeſchloſſen ' 
Exrfeasuinik vom 31 Octeber 1882, 3. 3850. 


Der l. L B. ©. Hof hat über tie Beſchmerde des Stadtrathes von 
Prag als Bertreters der wechjelfeitigen färtifchen Berfiherungeanflalt ca. 
Finan, Min. anläßlih ter Eutſcheidung desjelken vom 14. Fchruar 1882, 
3. 29773, beirefi-un das Einbelenntnig zur Aequivalentgebũhr, nach durch⸗ 
geführter 3. m. Berhantiung und Anhörung des Arv. Dr. Bier Mofer, 
fowie tes f. f. Min. -Bice-Serr. Rüter v. Froſchaner, zu Recht erlamt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der beihwerbeführende Etadtraih wird ſchuldig erlannt, dem 
f. L. Finanzminiflerinm die angefprodenen Koflen des Ber- 
fahrens vor dem f. f. Berwaltungsgerichtshefe pr. 10 fl. binnen 
14 Tagen bei Erecutionsvermeidung zu erfetzen.“ 


Eutidgeiduusssrände. 

Die vom Prager Stadtrathe gegen die Aufforterung, das Vermögen 
der Prager wedfelfeitigen ſtädtiſchen Berfiherungsanftalt behufs Bemefjung 
des Gebührenäguivalente® einzubelennen, erhobene Einſprache wurde mit 
Erlaß ver f. f. Fin.Landesdirection dito. 3. Yuni 1881, 3. 27501 und 
mit ter angefodhtenen, ven letzteren Erlaß beflätigenven "Eutfceivung des 
L. I. Finanz Mın. dto. 14. Februar 1882, 3. 29773 dahin erledigt, daß 
die Prager fläntifhe wecjelfeitige Berfiherungsanftalt für verpflichtet er⸗ 
fannt wurde, von ihrem Bermögen das Gebührenägquivalent für das 
IV. Decennium zu entrichten. 

Die Beſchwerde beftreitet nun biefe Verpflichtung ber Berficherungs- 
anflalt: 1) weil dieſelbe ein Bermögen überhaupt und insbeſondere ein 
ſolches nicht beſitzt, das im Sinne der Tarifpoſt 106 B e als Bermögens- 
flamm ver Gemeinſchaft bezeichnet werben könnte; 2) weil, wenn etwa ber 
Nefervefond der Anftalt als ein Vermögen angefehen werben wollte, biefes 
Bermögen doch nur ren Theilnehmern der Anftalt gehören würde, da der 
Refervefond zur Dedung der fie treffenten Schäden und zur Vermeidung 
anßerordentliher Beiträge beflimmt if; 3) weil die Anftalt keine Cor⸗ 
poration fei, da die Theilnehmer feine Corporationsredhte, fein Wahlrecht 
befigen und die Anftelt in Wahrheit keine Gemeindeanftalt fei; endlich 
4) weil die Anſtalt feine Erwerbsunternehmung fei, fondern vielmehr 
Humanitätszweden diene, daher nad) Zarifpoft 106 B e 2 die Befreiung 
vom Geblihrenäquivalente genieße. 

Der B. ©. Hof fand die Beſchwerde nicht gegründet. 

Was ven ad 1 erwähnten Beſchwerdepunkt anlangt, fo ift vor 
Allem hervorzuheben, daß die Finanzbehörden bis nun darüber, ob bie 
Anftalt über ein Vermögen verfügt und welche Activbeſtände allenfalls als 
ein Vermögen der Anftalt anzufeben find, gar nicht entjchieden haben. 
Die viesfälligen Ausführungen der Beſchwerde find denmach verfrüht und 
nah 8. 5 des Gef. vom 22. October 1875 nicht zuläffig. 
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Für die principielle Verpflihtung der Anftalt, ein Einbefenntniß zu 
Zweden der Bemefjung des Gebührenäquivalente8 einzubringen, veicht 
offenbar die rechtliche Möglichleit hin, daß die Anftalt ein Vermögen er» 
werben und befigen könne und dieſe Möglichkeit follte angeſichts der Ber 
flimmung des $. 43 der Statuten, daß bei Auflöfung der Anftalt „deren 
ſämmtliches Vermögen der Prager Stadtgemeinde zufällt”, fügli nicht in 
Abrede geftellt werben. 

Ad 2, Die QAufftelung, daß das Vermögen der Anftalt, wenn als 
folhe® ihr Refervefond angefehen werden wollte, den Theilnehmern ver 
Anflalt gehöre, ift offenbar haltlos. — Auch nit eine Beſtimmung ver 
Statuten kann dahin gedeutet werden, daß den Theilnehmern der Anftalt 
„ein Antheil am Bermögensftanıme zufteht” und doc ift nach dem Haren 
Wortlaute der Zarifpoft 106 B e 1 gerade dieſes Moment für vie Ge- 
bührenpflicht der juriftifchen Perſonen entſcheidend. 

Wenn die Beichwerde darin, daß aus dem Refervefonde — wie über- 
haupt aus den Mitteln der Anftalt — bei vorfallenden Schäden den Mit. 
gliedern der Erſatz geleiftet wird und daß durd die Anfanımlung des Fondes 
bie außerordentlichen Beiträge der Mitglieder ſich verringern, eine Antheil« 
nahme der Mitglieder am Bermögensftamme erbliden zu können vermeint, 
fo ift diefe Deruction wohl nicht ernft zu nehmen. Die Theilhaberſchaft 
an einem Bermögen in der redtlihen Bedeutung des Wortes und das 
Recht auf Befriedigung gewiffer Forderungen eventuell aus diefem 
Bermögen find nicht leicht zu verwechſeln und ift der Verwaltung der 
Anftalt, welcher der Wortlaut des 8. 42 der Statuten zweifeldohne ge» 
läufig ifl, eine foldhe Verwechslung jedenfalld nicht zuzumuthen. 

Ad 3. Nach dieſem Beſchwerdepunkte fol die Zarıfpoft 106 Bei 
auf die Prager ftädtifche Verfihlrungtanftalt deshalb principiell niht anwend⸗ 
bar fein, weil nad dem Wortlaute der Zarifpoft „und andere Corporationen” 
nur ſolche Anftalten gebührenäquivalentpflidhtig find, vie zugleich Corpo« 
rationen find, eine Bedingung, die bei der ftädtifchen Verficherungsanftalt 
nicht zutreffe, weil ihre Mitglieder fein Wahlrecht, keine Corporationsrechte 
befigen und die Anftalt in Wahrheit eine Gemeindeanftalt jei. 

Daß den in der Tarifpoft 106 B e 1 lediglich zur Bindung bes 
Satzes gewählten Worten „und andere” bie vindicirte weittragende Bedeu⸗ 
tung nicht zufemmt, geht daraus hervor, daß in der gleichen Weife wie 
Anſtalten, — Stiftungen, Beneficien und Kirchen als äquivalentpflichtige Sub⸗ 
jecte bezeichnet werden und von Stiftungen, Kirhen und Beneficien ficher- 
lich nicht behauptet werden Tann, daß fie Corporationen fein können. — 
Aus dem Umftante, daß ven Theilnehmern der Prager ftäptifchen Ver⸗ 
fiherungsanftalt ein fintutarifches Recht nicht zufteht, die Verwaltung und 
Bertretung der Anftalt durch Wahl zu beftimmen, entfleivet die Anftalt 
ihrer juriftifchen Perſönlichkeit nicht. | 

Wäre übrigens die Behauptung der Beſchwerde, daß die Prager 
ftädtifche Berfiherungsanftalt eine Gemeindeanftalt fei, richtig, obwohl fie 
es augenscheinlich nicht ift, fo würde dadurch tie Anwendbarkeit der Tarife 
poft 106 B e 1 amı allerwenigften ausge,chloffen. 

Ad 4. Nach 8. 2 der Statuten bat die Anftalt den Zwed, „im 
Gemeindebezirke wechfelfeitig in der Art zu verfihern, daß alle ihre 
Theilnehmer diefe Gefahr gemeinfchaftlih tragen.” Diefer Zwed der 
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gewählt wurbe, bereit8 abgelaufen war und weil Eiftg Lille bei ber neuer⸗ 
tihen Wahl nicht wieder gewählt worden iſt. 

Da ſonach das ?. !. Min. für Eultus und Unterricht den erwähnten 
Diin.-Recurs aus formellen Gründen nicht verworfen und auch eine Ent- 
fheivung in Merito über venfelben nicht gefällt hat, fo kann auch von 
einer Rechtskraft der in biefem Recurſe angefochtenen Statth.-Entfheidung 
von 27. Mai 1874, 3. 18700 dem Eifig Lille gegenüber Feine Rede fein. 

Wenn die k. k. Statthalterei fi in ihrer Gegenfchrift zur Begrün- 
dung ber Einwendung auf die factiiche Rechtekraft ver Statth.⸗Entſcheidung 
von 27. Mai 1874, 8. 18700 beruft, fo ift Dagegen zu bemerken, daß, 
wenn dem Befchwerdeführer in Folge der von ihm geſetzlich angefochtenen, 
alfo thatfählih als noch nicht in Rechtskraft anerlannten Berfügung ber 
Unterbehörden, die Führung der Gefchäfte des ifraelitifhen Cultusgemeinde⸗ 
vorftandes für die noch Übrige Zeit des Trienniums abgenommen wurbe, 
die Fortdauer bdiefer Thatſache noch nicht die fehlende Rechtskraft fup- 
pliren kann. 

Wenn aus einer Amtsentfeßung ber Verluſt von Rechten abgeleitet 
werben fol, jo muß folhe auch durch ein vechtsfräftiges Erkenntniß aus» 
geiprodhen worden fein. Nachdem hier ein vechtölräftiger Ausſpruch, auf 
welhen fih die Ausſchließung des Eifig Lille von der Wählbarfeit in bie 
Oemeindevertretung auf Grund des $. 11, lit. d ber Gem.⸗Wahl⸗Ordg. 
zurüdführen Tieße, nicht vorliegt und nachdem feine fonfligen geſetzlichen 
Ausihließungegründe geltend gemacht wurben, fo entfällt damit auch jeder 
Anlaf, die Wahl des Eifig Lille zum Gemeinverathe zu beanftänden, 

Aus dem Oefagten folgt, daß die Außerlraftfegung der Wahl bes 
Eifig Lille zum Gemeinverathe in Kozlow gefeglicdy nicht gegründet war, 
weshalb die angefochtene Statth.⸗Entſcheidung nad) 8. 7 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden mußte. 


Ar. 1545. 


Die Borausfegungen, unter denen bad Beleg vom 12. Jänner 1870, 

2.8.8, Rr. 3 für Mähren, Die — betreffend, einer Religions⸗ 

genofienfhaft eine eigene Bertretung im Ortsſchulrathe gugeftedt, find: 

Das Borhandenfein von Schulkindern des beftimmten Bekenntniſſes und 
die Ertheilung des Religionsunterrichtes für dieſelben. 


Erkenntniß vom 8. November 1882, 3. 2086. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Eibenfhig ca. Entfheidung des k. k. Min, für Cultus und Unterricht 
vom 9. November 1881, 3. 10012, betreffend die Wahl eines Vertreters 
ver ifrael. Cultusgemeinde in Eibenfhig in den Ortsfchulrath der Stadt⸗ 
gemeinde Eibenſchitz (Ehriften), nach burchgeführter 8. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Anton Dvokak, fowie des k. !. Min.Conci⸗ 
piften Dr. Franz Hye, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 

Budwinstt, B. G. H. Erlenntniffe VL 323 
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Entfdeidungsgründe. 


Die Entfheitung fteht zunächſt anf ber Trage, welde die Boraus- 
fegungen find, unter tenen ver 8. 3 b des Gef. vom 12. Yänner 1870, 
L. ©. B. Nr. 3 einer Religionsgencifenfhaft eine eigene Bertretung im 
Ortsfdulrathe zugeficht. Diesfalls kann dem Wortlaute des 8. 3 nicht 
die Auslegung gegeben werden, daß uur jene Religionsgencfjenfchaften in 
der Schulgemeinde vertreten feien, die eine anerfannte Repräfentanz inner- 
halb des Schulſprengels (oder dech des Schulortes) befigen, fondern nady 
dem natürlichen Epradigebraude muß jede Religionsgenoſſenſchaft als in 
ter Schulgemeinde vertreten gelten, welcher Echullinder angehören. Außer 
einer folhen Vertretung im weiteren Einne kann aber aus dem WVortlante 
tes cit. $. 3 mit Rüdjiht darauf, daß bie Beftimmung über die ven 
den Eultusgemeinten gewählten Bertreter im unmittelbaren Zuſammenhange 
mit jener anteren Beftimmung desſelben Alinea gebracht if, wonach vie 
chriſtlichen Religionsgeſellſchaften durch die Religionslchrer vertreten werben, 
behujs Ausübung dieſes Rechtes nur noch das verlangt werten, daß für 
das Bekenntniß, um deſſen Vertretung im Ortsſchulrathe es ſich hantelt, an 
der betreffenden Schule ein ortnungsmäßiger Religionsunterricht ertheilt werde. 

Beide Boransfegungen treffen im vorliegenten Falle zu. Die Eiben- 
fhiger Bürgerfchule wird von jüdiſchen Kindern befucht und es wird den⸗ 
felben an der gedadhten Schule jüdischer Religionsunterricht ertheilt. Es 
kann alfo auch diefer Religionsgeneſſenſchaft die eigene Vertretung im Orts- 
ſchulrathe nicht abgeſprochen werten. 

Gegen die Behauptung der Beſchwerde, daß die jüdiſche Religions⸗ 
genoffenfhaft nur dann in der Schulgemeinde vertreten wäre, wenn die 
Eultusgemeinderepräfentang in verfelben ihren Ei hätte, kann übrigens 
noch da8 erinnert werden, daß das Gef. vom 12. Jänner 1870, 8. G. B. 
Nr. 3 nicht einmal für den Bezirksſchulrath eine folde Bedingung aufs 
ftellt, vielmehr im $. 20 felbft für viefe Schulbehörde allen Glaubens⸗ 
geſellſchaften, die eine beftimmte Seelenzahl im Bezirke aufweijen, eine 
eigene Bertretung ganz ohne Rüdfiht tarauf zugefteht, ob aud die Cultus⸗ 
repräfentanz innerhalb des Bezirkes ihren Sig hat. 

Diefe Beftimmung muß im vorliegenden Yalle umfomehr beachtet 
werben, weil aus ihr nicht nur das folgt, daß das Geje den Begriff der 
Vertretung nicht von dem Site einer Qultusrepräfentang abhängig madıt, 
fondern aud das, daß, wenn das Geſetz beim Drtsfchulrathe tie Beſtimmung 
einer für die Beftellung eines Vertreters niaßgebenden Minimalzahl von 
Glaubensgenoſſen unterlaffen hat, es dieſe Vertretung lediglich von den 
zwei andern dort, nämlid im 8. 3 b, feftgeftellten Boransjegungen, d. i. 
dem Borhandenfein von Schulkindern eines beftimmten Bekenntniſſes und ver 
Ertheilung des Religionsunterrichted für tiefelben, abhängig machen wollte. 

Die vorliegende Beſchwerde mußte demnach als unbegründet ab⸗ 
gewiefen werden. 
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Ar. 1546. 


Steuerperägnation in Zirol.*) 
Erkenntniß vom 5. November 1882, 3. 2088, 


Der k. k. 8. ©. Hof bat über die Befchwerde der Firma Luigi 
Jacob u. Comp. in Rovereto ca. Entſcheidung des k. k. Yinanz- Min. 
vom 6. Yänner 1882, 3. 206, betreffend die der genannten Yirma von 
ihren Bapierfabrilsgebäuren als Novalien feit dem „Jahre 1847 nach⸗ 
träglich vorgefchriebene Grundſteuer von 3850 fl. 49 kr., nach durdhgeführter 
d. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Kopp, dann. des 
k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erlannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird in Abfiht auf ben 
abminiftrativen Vorgang bei der Schätzung ber Novalien ber 
bejhwerdeführenden Firma wegen mangelhaften Berfahrens 
nah $. 6 des Geſetzes vom 22, October 1875, R. G. B. ex 1876 
Nr. 36; dann wegen der von der Finanzverwaltung bean» 
ſpruchten Nachzahlung ‘der Orunpdfteuer vom Yahre 1847 bis 
einſchließig 1876 nad $. 7 des obigen Geſetzes aufgehoben. — 
Im Uebrigen wird die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die Beichwerbeausführungen bewegen fih um vier Punkte: 1) Sei 
das abminiftrative Verfahren mangelhaft, weil zur Wertbichägung der in 
Trage ftehenden Novalien der Beſchwerdeführer nicht zugezogen worden jei; 
2) feien die Fabriksgebäude im Sinne der Normen des Compilations- 
werkes über das Steuer- und Peräquationswefen Tirols von Jahre 1793 
nicht als Häufer, fondern nah dem Qurrentwerthe der Grundarea zu 
Ihägen und zu befteuern; 3) könne, wenn der Gerichtöhof gleichwohl finden 
follte, daß auch Fabrilsgebäude im Sinne jener Normen ald Häufer an- 
zufehen feien, doch deren Schätungsfumme mit dem Generalzujage von 
1044 ix. pr. Gulden, wie folder bier Seitens der Steuerbehörven an« 
gewendet wurde, nicht belegt werben; 4) könne die Grundſteuer nur von 
dem Zeitpunkte der Aufforderung zur Einbefennung ber fraglichen Novalien 
für das nächſte und die weiteren, nicht aber auch für die früheren Jahre 
in Anſpruch genommen werden. 

Der V. ©. Hof ift bei der Erwägung biefer Beſchwerdepunkte zu 
folgender Anſchauung gelangt. — Bei der Prüfung des ber adminiftrativen 
Entjheidung legter Inftanz zu Grunde gelegten Thatbeftandes, welche dem 
B. ©. Hofe nad dem $. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. 6.2. 
ex 1876 Nr. 36 von Amtswegen oblag, fand derfelbe das adminiftrative 
Berfahren zwar nicht in der angefochtenen, aber in anderer Richtung für 
mangelhaft. 

Bor Allen muß hervorgehoben werden, baß nah dem Eingange 
bes von Sr. k. k. Majeftät mittelft Hofbirectorialdecretes vom 14. Juni 


*) Bgl. die Erfenntniffe Rx. 493 (Band IIT, Jahrgang 1879) und Nr. 1489. 
32” 
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1793 in feinem ganzen Inhalte genehmigten, chronologiſch fyftematifchen 
Compilationswerle über das Steuer- und Peräquationswefen Tirols, die 
a. h. Abfiht bei Einführung dieſes Steuerſyſtems nicht nur dahin ging, 
die von dem Lande Tirol aufzubringende Grundſteuerſumme bei allen Be- 
figern der fleuerbaren Gegenftände nad dem Fuße ter mittleren Raufpreife 
zuverläffig ausfindig zu machen und zu ergänzen, jondern unter biefelben 
auch die Grundſteuer (melde auch die Befteuerung der Gebäude umfafte) 
nad einem billigen Fuße mittelft der möglichſten individuellen Gleichheit zu 
vertheilen und zu erhalten. — Zur Durdführung dieſes Steuerſyſtems 
hatten al® Grundlage die nad den Patente von 6. Auguft 1774 von 
den Grundeigenthümern einzubringenden Faſſionen zu dienen. 

In diefem Patente wird genau vorgefhrieben, wie diefe Belenntniffe 
zu verfaflen find und rüdfichtlih der Häufer im erften Punkte allgemein 
angeorbnet, daß jedes Daus, nebft dem Orte, der Gemeinde und dem Ge⸗ 
richte, wo dasſelbe gelegen ift, nad feinem Nummer genau zu befchreiben, 
fowie die Angabe deſſen Größe und Lage nebfl den Anrainern (Confinen) 
zu enthalten hat. — Erft auf Grund der nad diefen, durch den Abſ. 1 
des a. h. Patente® vom 19. Juni 1802 (Pol. ©. ©. Nr. 48, 17. 3b.) 
auch auf Novalien ausgedehnten Beltimmungen, verfaßten Belenntnifle, 
follte nah $. 17 des Steuercompilationswerldd zur Schätzung nad) ber 
im Patente vom 26. März 1777 und ber dazu gehörigen Inſtruction 
enthaltenen Norm gefchritten werben. 

Statt deffen wurde in ber Zeit von Juni bis October 1876 bie 
Schätzung der Fabrilögebäude der Firma Luigi Jaceb u. Comp. vor» 
genommen und nadträglih eine Erklärung der genannten Firma dto. 
12. November 1876 eingeholt, welche nichts weiter befagt, als daß jene 
Novalien Eigentum der Firma feien, folglih nicht entfernt eine Faſſion 
vertreten können, wenngleich fie das Verzeichniß der mitgetheilten Admini⸗ 
ftrativacten als folche bezeichnet. 

Über auch die Schäßung wurde nicht in geſetzlich vorgefchriebener 
Weiſe vollgogen. — Nach $. 19 des Compilationswerkes hatte die Schätzung 
der Gleba und Häufer unter der Leitung der Ortsobrigleiten, welde als 
Steuerlocalcommifjäre fungirten, unter Zuziehung zweier beeideter Schaͤtz⸗ 
männer ftattzufinden. — Nah dem 6. Ubi. des a. h. Patentes vom 
19. Juni 1802 haben tie Stenerlocalcemmilfionen zur Schätung fowohl 
einen außergerichtlichen, als aud einen innergerichtlihen Schägmann nebft 
einem Informator über die ärtlihen Berhältniffe zu beftimmen, ihnen vie 
Inftruction deutlich vorzulefen und begreiflih zu machen, fowie auch diefe 
Shägmänner nad vorgefchriebener Form in Eidespflicht zu nehmen. — 
Nah 8. 22 des Kompilationswerkes follten diefe Localcommifjäre im An- 
fange felbft bei der Schäßung gegenwärtig fein, fpäterhin konnte aud ein 
hiezu abgeorbneter Schreiber genügen, welder die Bemerkungen der Sach⸗ 
verfländigen fhriftlih aufzunehmen und ſolche dann ver Obrigkeit zur förm⸗ 
lihen Protofollirung zu übergeben hatte. 

Ein ſolches Schäßungeprotofoll, aus weldem die Beobadtung aller 
geſetzlich vorgeſchriebenen Formen zu erſehen wäre, liegt nicht vor; der 
B. ©. Hof mufte daher die Nichteriftenz eines ſolchen Scäßungeproto- 
olle8 annehmen. — Den adminiftrativen Acten ift unter Poft 2 des Acten- 
verzeichniffe® nur ein als Schägungscperat bezeichnete® Schriftſtück bei« 
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geſchloſſen, welches aber lediglich von zwei Schägmännern unterfertigt ift, 
daher als ein legaler Schägungsact nad dem Borausgefhidten nit an- 
gejehen werten Tonnte. 

Es wäre Übrigens, da es fih um die Ermittlung des Schäßungs- 
werthes zum Zwecke der Befteuerung handelte, auch angemeſſen gemejen, 
daß der betheiligten Bartei Gelegenheit geboten worden wäre, ſich von ber 
Beobachtung der für die Schägung geltenden Vorſchriften und von ihren 
Refultaten Kenntniß zu verfchaffen. — Da jedod das Gefe die Zuziehung 
der Partei zur Schägungscommiffton nicht ausdrücklich anordnet, fo konnte 
der V. ©. Hof in der Unterlaffung diefer Beiziehung nicht die Verlegung 
einer wefentlihen Form des Apminiftrativverfahrens erkennen, daher aud 
dem diesfälligen Beſchwerdepunkte nicht ftattgeben. 

Die Schägmänner hatten die aus vier Gebäuden für den Fabriks⸗ 
betrieb und einem Wirthſchaftsgebäude zur Aufbewahrung von Holz und 
Heu beftcehende Papierfabrif der Firma Luigi Jacob u. Comp. und zwar 
die vier Gebäude, welche an der Stelle von vier anderen Heinen, mit der 
Grundſteuer belegten Betrieböftätten, nänılic einer ©etreivemühle, einer 
Summachmühle, einer Seidenfpinnerei und einer Sclofjerwerkftätte fammt 
Wohnungen feit dem Jahre 1836 allmählig erbaut worden waren, auf 
12.000 fl. gejhägt, wobei jedoch ohne nähere Motivirung bemerkt wurde, 
daß bei diefer Schägung ein Abſchlag (detassazione) von 35 Percent 
ftattgefunden habe. — Das Wirthſchaſtsgebäude, defien Area früher nicht 
beftenert war, wurde mit 130 fl. bewerthet. 

Der B. ©. Hof konnte der Einwendung der Beichwerve nicht ftattgeben, 
infoweit fie dahin gebt, daß es ſich bier niht um die Schäßung von Häuſern, 
d. i. Wohnhäufern, hätte handeln follen, fondern lediglich um die Schätung der 
Area, die früher ohnehin chon befteuert war. — Diefe Einwendung fand der 
V. G. Hof deshalb nicht haltbar, weil die gedachten Fabriksgebäude in Gebiete 
der Stadtgemeinde Rovereto gelegen, nicht zum Landwirthſchaftsbetriebe (ad 
rem agrariam), fondern einem techniſchen Induſtriezweige gewidmet find 
und als Stabthäufer gemäß Abſ. 6 der dem Schägungspatente vom 26. März 
1777 beigegebenen Inftruction nach der allgemeinen Regel, nämlich nad 
dem currenten, d. i. mittleren Kaufswerthe gefhägt werden follten, und es 
weiters nicht zuläſſig erfcheint, die nur für einzelne, mit Rückſicht auf ihre 
Widmung beftimmt bezeichnete Arten von Gebäuden ausnahmsweiſe gewährte 
Schätzung nad) der Area, auf Fabriksgebäude, die darunter nicht begriffen 
find, auszudehnen. 

Der B. ©. Hof mußte jerch das cberwähnte Schätzungsoperat, 
abgefehen von tem bereits bemerkten formellen Gebrechen, binfichtlich feiner 
Motiviruny als in wefentlihen Punkten einer Ergänzung bedürftig anfehen, 
weil nicht angegeben ift, worauf fih die Annahme einer Detaration von 
35 Percent ftüte. 

Es kömmt nun die Frage zu erörtern, welche Gegenftand eines 
weiteren Beichwerdepunftes ift, nämlich, ob die Anwendung eined Oeneral- 
zufage® von 1043 fr. zu jedem Gulden der Schäßung im Geſetze be« 
gründet war. — Der V. ©. Hof hätte fih den vom Vertreter der Be⸗ 
ſchwerde bei der mündlichen Verhandlung gegen die Anwendung des 
Generalzuſatzes im vorliegenden Galle mit Überzeugender Klarheit angeführten 
Momenten nit verfchließen können, würde nicht das Geſetz ausdrücklich 
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aud bei ter Beitenerung ver Nevalien vie Anmentung des General-Ab> 
oder Zuſatzes bei Stätten oter Gerichtsbezirlen, wo ein folder angeortne 
ift, austrädlih zur Pflicht machen. 

Es ift nämlich richtig, daß bei ter urfprünglichen Steuerbereitung 
ein Generals Ab» eder Zufab nad ben tirclifhen Eteuertirectiven in ber 
Abweichung der Echätuugsergebnifle gegenüber tem currenten Werthe kei 
Ermittlung des Durchſchnittes einer Reihe von Realverläufen, jeine Be 
grändung fand, weil gruntfäglih zur Bafis der Befleuerung ter currente 
oder Kaufswerth tienen jellte, taher wenn tiefer geringer al3 tie Schätzungs⸗ 
ſumme ſich darftellte, einen Abfag von lepterer, im gegentheiligen Falle 
einen Zuſatz ketingte. — Es wäre taher ſachgemäß anzunehmen, daß der 
General⸗Ab⸗ oder Zufag nur bei der urfprünglichen Eteuerbereitung An- 
wendung finden konnte, weil er eben tur die damaligen Echäbungk 
ergebniffe hervorgerufen wurde, daß fomit bei ten nah Abſchluß des 
Steueroperate8 in tie Befteuerung einzubeziehenden Novalien, wenn, was 
vorausgefegt werden muß, die legteren von den Schäßmännern pflichtgemäß 
nach der Regel, das ift nah tem Kaufswerthe geſchätzt werten, bie 
Schägungefumme einer Regulirung nit bedarf. 

Allein ver 8. 162 des Compilationswerkes, welder den Etener- 
localcommifjären die Befteuerung der Novalien zur Pfliht gemacht hatte, 
bezeichnet den diesfälligen Vorgang der gedachten Functionäre dahin, daß 
fie die Eigenthümer von Nevalien zur ordentlichen Fatirung zu verhalten, 
folhe neue fteuerbare Gegenftände nah der Schägungsnorm vom Yahre 
1777 bewerthen zu laſſen, in den SKatafter einzuftellen, nicht minder 
mit dem General⸗Ab- oder Zufage des Gerichtes die Steuer 
zu repartiren und die ausgefallene Steuergebühr der Landſchaft anzu 
zeigen haben. 

Angeſichts dieſer pofitiven Beftimmung konnte der B. ©. Hof in 
dem Borgange ber Apminiftrativbehörden eine Geſetzwidrigkeit nicht er- 
fennen, wenn fie bei Ausmittlung des zu verfteuernden Betrages bes 
Schätungswerthe8 den für Häufer in Novereto geſetzlich beftimmten 
Generalzufag mit der Ziffer von 1044 fr. pr. Gulden zur Anwendung 
gebradht haben. 

Es wird nun Sade der Steuerverwallung fein, darauf Einfluß zu 
nehmen, daß bei der zu reafjumirenden Schätung der fraglichen Fabriks⸗ 
gebäude die mit Gub.-Circulare dto. Innsbrud vom 1. Webruar 1828, 
3. 432 (Prev. ©. ©. für Tirol und Vorarlberg, Bd. 15, ©. 23) er 
laffene Norm über die Befteuerung ter Novalien fi gegenwärtig gehalten 
werte, welche Norm binfihtlih der Schätung anorbnet, daß die Novalien 
nad einem dem Schätzwerthe der librigen befteuerten Entien entſprechen⸗ 
den Verhältniſſe zu jhägen feien; eine Maxime, welde aud ber bereits 
oben hervorgehobenen, bei Einführung bed Grundſteuerſyſtems in Tirol vem 
Jahre 1783 fundgegebenen a. h. Abficht entfpricht, daß die Grundſteuer 
nad einem billigen Fuße, mittelft der möglichften individuellen Gleichheit 
zu vertheilen und zu erhalten fei. 

Es handelt fich fchlieglih nur noch um die Trage, ob die Finanz⸗ 
verwaltung — was die Beſchwerde beftreitet — beredhtiget war, von ben 
Novalien der Firma Luigi Jacob die nachträgliche Entrihtung ter Grund» 
fteuer auch für die der Aufforderung der Faſſion verausgegangenen Jahre, 
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d. i. feit 1847 zu fordern. — Der V. ©. Hof fand dieſen Anſpruch 
im Gefege nicht begründet. — Dieſe Steuernahholung würde bedingen, 
daß eine gefetliche Beſtimmung beftünde, kraft welcher der Anſpruch des 
Staate® auf die Orundftener in Zirol mit dem auf tie Entftehung des 
Novales nächftfolgenden Jahre beginne. — Eine foldhe gefegliche Beftim- 
mung, welde allgemein verlautbart worden fein müßte, befteht jedoch 
nicht; ihre Erxiftenz wird auch von der Finanzverwaltung nicht behauptet, 

Aus den Umftande allein aber, daß ten Novalien in Tirol eine 
zehnjährige Steuerbefreiung eingeräumt war, konnte der B. ©. Hof die 
Schlußfolgerung nicht für haltbar finden, daß, fowie bie Steuerbefreiung 
mit dem Entftehen des Novales beginnt, auch ſchon für ren Beſitzer des» 
felben nad Ablauf des Decenniums die Pfliht zur Steuerleiftung er« 
wachſe. — Der B. ©. Hof fand nämlih aud bier feine gefeßliche Be⸗ 
ftimmung, wonach jeder Befiter eines Novaled, um ber Steuerbefreiung 
theilbaftig zu werden, bei der Entitehung des Novales rechtzeitig die An⸗ 
zeige bei ber Steuerbehörde gemacht haben mußte. — Rechtsüberzeugung 
des V. ©. Hofes ift es jedoch, daß die Geltendmachung der Steuerbe- 
freiung nur infoweit Play greifen könnte, als fi) conftatiren ließ, daß und 
inwieweit das fteuerfreie Decennium zur Zeit der Yatirung noch nidt 
abgelaufen war, welche Konftattrung bezüglich der fraglihen Novalien ber 
Firma Jacob möglich gemefen und auch von der Steuerbehörde anerkannt 
worden ift. 

Nach den Directiven Über die Orundftener in Tirol und zwar nad 
8. 162 des Compilationswerkes, dann nah dem kaiſ. Patente vom 
19. Juni 1802, fowie nad) den biesbbezüglichen fpäteren Verordnungen, 
war die Wahrnehmung entftehenvder Novalien zur ausſchließlichen Pflicht 
ber jeweiligen Localfteuerbehörden gemacht worden; es ift in keiner biefer 
Beftimmungen, felbft gegenüber Grunbobjecten, bie feit undenklicher Zeit 
in die Befteuerung zu fallen hatten und noch unbefteuert blieben, die An 
ordnung einer Steuernadhholung getroffen worden. Diejelben follten 
lediglich in den SKatafter eingeftellt, gefhätt und vom nächſten Jahre an 
befteuert werden. 

Nachdem eine ſolche Befteuerung pro praeterito nicht einmal bei 
Dbjecten, die bishin ganz unbefteuert geblieben waren, den Behörden vom 
Gefege aufgetragen worden ift, fo konnte der V. ©. Hof umfominder 
eine Steuernadhholung für geſetzlich vorgelhrieben in dem gegenwärtigen 
Falle anerkennen, in welchem, wie der Thatbeftand ermeifet, an der Stelle 
der Papierfabrilsgebäude ver Firma Luigi Jacob früher andere Meine und 
befte uerte Induftrieftätten beftanden hatten, die fraglichen Fabriksgebäude 
daher nicht auf einem bishin unbeftenerten Grunde erftanden, fondern nur 
auf derfelben ein werthvolleres Induſtrieobject hergeftellt worden war. — 
Der B. ©. Hof fand demnach, baß die Firma Luigi Jacob u. Comp. 
für die fraglichen Novalien, infoweit fle nicht noch weiterhin die Steuer- 
freiheit genießen, nur vom Jahre 1877 angefangen, in Befteuerung zu 
ziehen war, daher die Steuervorfhreibung rüdfihtlih der dem Yahre 
1877 vorausgegangenen Yahre, al® im Geſetze nicht begründet angefehen 
und in biefer Beziehung die angefochtene Entſcheidung nah 8. 7 des Gef. 
vom 22, October 1875 aufgehoben werben mußte. 
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Der L 18.6. HSef hat über tie Beiimerde des Srasuns Bellina 


de Cyehewsli, Privaten in Kasſaa, ea Erti vSeitung des LT Sm. 
Pin. vem 13. Tommer 1881. 3. 30750, betreñ̃en Tee Berieigerung 
Den Behäfrennahlafch, nah turdgefästter ẽ. m. Berhautiung zu Recht 


„Die DBeigmerbe wirt als uukbegrüäntet abzemwiefen.””) 





Ur. 1548. 
GchficHung der Grundlage sur Bemrfiung der Einfommenfiraer. 


Erieuztnif vom 7. Rıermbrr 1008, 3. 2089. 


Ta L L 8. ©. Sei har über tie Beſchwerde des Midael 
Tſchinder, Pferdefleiſchhauers in Klagenfurt, ea. Untiheitung ver LE 
Gin -Tirection in Klagenfurt vom 28. März 1882, 3. 5143, betreffenb tie 
——— der Emlemmenſtener für das Zahr 1881, mad durchgeführter 

. m. Berhandlung zu Recht erfannt: 

„Tie Beihwerte wird als unbegrüäntet abgewiejen. — 
Tem Bejgwerreführer wird ter Erjap ter Koſten tes Ber- 
fahrens vor tem Berwaltungsgerihtäshofe im Betrage vom 10 fl. 
an bie f. Ef. Finanztirection in Klagenfurt binnen 14 Tagen 
auferlegt.” **) 


Ar. 1549. 


Hanszinsfteuerpflit für Miteigenthümer. 
Ertenataiß vom 7. Nevenber 1883, 3. 2134, 


Der k. . 83 9. Hof bat über tie Beſchwerde des Karl Findeis 
ea. Entfheidung des ?. f. Finanz⸗Min. vom 17. November 1881, 
3. 18155, betreffend die Forderung einer Nachtragshauszinsſtener von 
der Hälfte des Hanfes C.⸗Nr. 6 in der Brünner Vorſtadt Mühl. 
graben für tie Eteuerjahte 1872 bis 1. Juli 1876, nad durchgeführter 


2) Eiche Entiheidungegrände bei Ar. 1101 (Baud V, Jahrgang 1881). 
” Siche Entiheibungsgränbe bei Ar. 253 (Band IT, Jahrgang 1876) und 
bei Rr. 503 Band III, Jahrgang 1879). 
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d. m. Berhandlung und Anhörung bes k. k. Min.Seer. Johann Kolazy 
zu Recht erfannt: 
„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde ift Lediglich dagegen gerichtet, daß dem Beſchwerde⸗ 
führer, welcher feit 31. December 1870 Miteigenthümer, feit 23. Mat 
1879 aber Wlleineigentbümer des Haufe C.⸗Nr. 6 in der Brünner 
Borftadt Mühlgraben (Drient.-Nr. 13 Dornichgafle)‘ ift, anläßlich ber 
wegen Minderfatirung des Miethzinſes am 15. December 1879 für die 
Steuerjahre 1871— 1872 bi8 1878— 1879 begonnenen und burchgeführten 
adminiftrativen Strafverhandlung, die Nachtragsfteuer zwar nur zur Hälfte, 
aber für die erwähnte ganze neunjährige Periode zur Zahlung vorgejchrieben 
worden ift, objchon er erft für das Jahr 1876—1877 und die weiteren 
Jahre die Zinsertragsbelenntniffe verfaßte. Die Beſchwerde in bieler 
Richtung wird dahin motivirt, daß Befchwerbeführer erft in ber zweiten 
Hälfte des Jahres 1876 in die jelbfiftändige Verwaltung feiner zuvor 
mit einen Fruchtgenuſſe belafteten Haufeshälfte gelangt war, daher für 
die frühere Periode, fomit für den verheimlichten Zins rüdfichtlich der 
Zeit vom Steuerjahre 1871—1872 bis 1. Yuli 1876 nicht zahlungs- 
pflichtig erfannt werden könne. 

Nach den vorliegenden adminiftrativen Acten und zwar zunächſt nadı 
einer Zujchrift des Brünner k. k. Landeögerichtes in Civilfachen an die 
bortige Steueradminiftration vom 10. Auguſt 1880, 3. 8163 befigt ber 
Deichwerbeflhrer Karl Findeis und zwar bie eine Hälfte bes oberwähnten 
Haufes auf Grund der Einantwortungsurlunde dto. 31. December 1870, 
3. 11843 nah dem am 3. März 1869 verftorbenen Ignaz Findeis, 
die andere Haufeshälfte hingegen auf Grund der Einantwortungsurkunde 
dto. 23. Mai 1879, 3. 5561, nachdem er diefe Hälfte am 5. December 
1878 im Crecutiondwege gegen Joſef Hofpauer erflanden hatte, welder 
Letztere diefelbe auf Grund des mit Antonia Hofpauer, geb. Findeis, am 
23. Yänner 1874 gejchloffenen Abtretungsvertrages befaß. 

Laut des Grundbuchsauszuges dio. 25. Auguſt 1880 war im 
Grunde der bereits erwähnten Einantwortungsurtunde vom 31. December 
1870 nad Ignaz Findei® auf die dem Karl Findeis angefallene Hauſes⸗ 
hälfte das Pfandrecht für den der erblafjerifhen Schwefter Antonia Hof- 
pauer auf die Dauer vom 3. März 1869 bis 3. März 1876 gebührenven 
Nutzgenuß diefer Haufeshälfte mit der ter Lebtgenannten auferlegten Ver⸗ 
pflihtung einverleibt worden, dem Karl Findeis für die Zeit des Frucht⸗ 
genufjes jährlih 50 fl. auszuzahlen, fämmtlihe Hauslaften mit Inbegriff 
der Binfen von den Sascapitalien zu berichtigen, das Haus ſelbſt in 
gutem Bauzuftande zu erhalten und die Krankheits⸗ ſowie die Leichenkoſten 
nah Ignaz Findeis zu tragen. 

Zufolge dieſes Rechtsbeſtandes war Karl Findeis, wie er auch in 
ber Befchwerbe behauptet, bi® zum 3. Mai 1876 von dem Fruchtgenufle 
feiner Haufeshälfte ausgefchleffen. — Es ift ferner zwar auch konſtatirt, 
daß die Steuerbehörde die Zinsfaffionen bis einfchließig jener für das 
Stenerjahr 1875—1876 ohne die Fertigung des Karl Findeis entgegen 
genommen und auf deren Örundlage die Hauszinsfteuer vorgefchrieben hatte. 
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Kıhb 8. 5 res Circefars über tie Eim’ütrzng rer Gehiuiciiemer 
vom Jahre 1220 (Prer. E. S. für Mabren mr Eiichen 2 IE 
S. 158, müiten tie Sant; wie von tem Cisembämer rier yermanenien 
Nutznießer ter Gebãnde im Wege itrit:l;der Aziüoren eırtelamnt werbem. 
Eine mehrere M:teigentbämer, ie ı* tie Faifen r2$ & 2% ter Del 
rung für tie Daubeiscnttämer über rie Terraftion: ver Zinteriraztteieuer- 
nifie vom 26. Iami 1520 (Brer. E. S. Pr. U, E. 334: wer em 
felben oder ihrem hiezu Bereimättizten eimicbrnzen — Es ı wur 
conftatirt mut rem Peitwertetäbrer ſeltſt nıkt beürnttem, daß er jez 
dem Yahre 1870 Miteigentbämer ter frazsichen Realität wur daturch 
nicht nur beredbtiget, jentern and verrflitiet zemweien it, die Halncwem 
feit dem Zeitpunfte jeines Miteisentbumes mitzunntertertigen umt baturıb 
felbfiverftäntlih tie Berantwort:tieit für tie Nichtigkeit der Yatirunz 
mitzuübernchmen. 

Der Umitaud, daß ter auf tie Berwaltung tes Hauies bis zum 1. Yulı 
1876 feinen Einfing nehmen fennte, in ſemu irrelevant unt zwar wie 
mehr, da nach temjelben $. 28 ter Belehrung tie zur Fatirung Perufemem 
in solidum für die Richtigkeit des Belenntn:fies verantwertih fin. Tie 
Beſchwerde mußte demnach als unbegründet atgemiejen werben. 


Ar. 1550. 
Ausle einer Gteuerbegünftigung bei gerantirten Gifenbahnca. 6s: 
tirungsfoften und Sarantievorſchuſßſtempel können bri Fe des 


ſtenerbaren Einfommens nit als abzugsfähige Auslagen ancerlaunnt 
werden.*) 


Erienutnif vom 7. Revember 1882, 3.2108. 


Da k. k. B. G. Hof hat über tie Befchwerte ber k. L. priv. öflerr. 
Norpwefibahn ea. Entſcheidung ter nieder-öfterr. k. f. Fin.-Pandestirectien 
vom 7. Mai 1882, 3. 8904, betreffend die Einfommenfteuerbemeflung 
für die Zeit vom 1. Yuli bis Ente Tecember 1881, nad darchgeführter 
ö. m. Berhaublung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Freiherrn 
v. Daimberger, fowie des f. f. Min.⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht 
erlannt: 

"Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiejen.” 


Entſcheidungsgründe. 


Die k. k. priv. öſterr. Nordweſtbahn, welcher laut Gef. vom 1. Juni 
1868, 8. G. B. Nr. 56 für die im Art. L dieſes Geſetzes angeführten 
Bahnlinien die Befreiung von ter Einfommenfteuer durch neun Jahre, vom 
Zage der Betriebseröffuung aller diefer Linien gerechnet, zugeftanden war, 
ft vom 1. Iuli 1881 in die Einfommenfteuerpflicht getreten. — Die 
für die Zeit vom 1. Juli 1881 bis Ende December 1881 erfolgte und 


*) Berg. au Erkeuntniß sub Nr. 446 (Band III, Jahrgang 1879). 
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mit der Entſcheidung der niebder-öfterr. Fin.Landesdirection aufrecht er 
baltene Einfommenfteuerbemeflung wird angefochten, weil die Koſten ver 
Cotirung der Xctien und Prioritäten der Norpweftbahn an der Parifer 
Börſe, dann der Öarantievorfhußftempel für die Yahre 1878, 1879 und 
1880 al® Betriebsausloge nicht anerkannt, fomit aus dem fteuerbaren 
Reineinkommen nicht ausgeſchieden wurden, und weil bie Einfommienftener 
für die obige Periode vom 1. Yuli bi8 Ente December 1881 für hundert- 
vierundadhtzig Tage und nicht für ein halbes Jahr vorgefchrieben wurde. 

Der B. ©. Hof war niht in der Lage, tie Beſchwerde als bes 
gründet zu erfennen. — Bor Allem muß hervorgehoben werden, daß die 
beſchwerdeführende Eifenbahngefellfhaft in Beziehung auf die Feftftellung 
des fteuerbaren Einlommens von ihrem Gefchäftsbetriebe nach Ablauf der 
ihr gefeglih ausnahmsweise zugeftandenen neunjährigen Einkonmenfteuer- 
befreiung vom Tage der Eröffnung ber betreffenden Linien nur nad) den 
allgemein geltenden Beftimmungen über die Einkommenfteuer behandelt 
werden kann, da das Gef. vom 1. Yuni 1868, R. ©. B. Nr. 56, und 
die Conceffionsurfunde vom 8. September 1868, R. ©. B. Nr. 143 
mit Ausnahme der Anordnung, daß für die betreffenden Linien eine Be- 

freiung von der Einfommenfteuer durch bie erwähnten neun Jahre bewilligt 
“ wird, in Beziehung auf die Ermittlung des fteuerbaren Reineinkommens 
feine die allgemeinen Normen abändernden Beftimmungen enthält. 

Die im Art. III des erwähnten Gef. und $. 21 der Conceffiond- 
urlunde enthaltenen Beflimmungen, welde Auslagen in die Betriebsrech⸗ 
nung als Ausgabspoft eingeftellt werden dürfen, finden ihre Erklärung im 
Zufammenhange mit ben rt. I und II des erwähnten Gef. und ben 
88. 15—19 der Conceffinsurfunde, bezw. in der Seitend ber Staatöver- 
waltung übernommenen Verpflichtung zur Leiftung eines jährlichen Garantie⸗ 
zufchuffes, fofern aus dem Betriebe das garantirte Reinerträgniß nicht er- 
zielt werden follte. Aus der Bewilligung ter Einftelung gewifler Auslagen 
ale Ausgabspoſt in die Betriebsredhnung, um beurtbeilen zu können, in» 
wieferne das garantirte Reinerträgnig nicht erreicht wurde, daher der 
Staat den Zufhuß zu leiften hat, Tann aber keineswegs gefolgert werden, 
daß dieſe Auslagen aud bei der Berechnung des Neinertrages im Zwecke 
der Bemeſſung der Einkommenfteuer als Ausgabspoft behandelt werben 
follen und weil dies fpeciell nicht angeorpnet wurde, fo müſſen folgerichtig 
bie allgemeinen Regeln in Anwendung kommen. 

Nah der allgemeinen Regel aber des 8. 10 des Einkommenſteuer⸗ 
patente® vom 29. Dctober 1849, R. ©. B. Nr. 439, bezw. bes 8. 6 
der Bollzugsvorfchr. zu vemfelben vom 11. Jänner 1850, R. ©. B. Nr. 10, 
wonah in dem Beleuntniffe zur Eintommenfteuerbemeilung das Reinein- 
tommen von dem fteuerpflihtigen Geſchäftsbetriebe anzugeben ift, 
follen nur folde Einnahmen und Ausgaben Gegenftand der Yatirung fein, 
weldhe aus dem Gefchäftsbetriebe hervorgegangen find, d. i. nur jene Aus- 
gaben, tie durch den Gefchäftsbetrieb verurfacht worden find. 

Da nun die fraglihen Cotirungstoften nit aus dem Gejchäfts- 
betriebe hervorgegangen find, aud nicht zur Kealifirung des Betrieböergeb- 
niffes, fondern zur Capitalsbeihaffung, eventuell Capitaldvermehrung er- 
forderlidd waren, fih als Finanzirungsauslagen darftellen, fo können fie 
ſchon nad diefer allgemeinen Regel, aber auch darum nidt als abzugs⸗ 
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fähige Betriebsauslagen bei Feftftellung des fleuerbaren Einfommens aner- 
fanıt werden, weil and das Anlagecapital oder die buch Cotirung der 
Prioritäten und Actien erzielten Einnahmen nicht als Betriebsein- 
nahmen bei der Einfommenfteuerbemefiung in Auſchlag kommen. 

Aus denfelben Gründen kann auch ter Garantievorſchußſtempel nicht 
als abzugsfähige Auslage von dem ftenerpflictigen Einfommen aus bem 
Geſchäftsbetriebe angefehen werben, weil aud der Staatögarantieverfchuß 
nicht als eine Einnahme in das flenerpflichtige Einkommen eingerechnet 
wird und bie diesfälige Stempelanslage nit aus dem Geſchäftsbetriebe 
bervorgangen ift, fondern in der Inanſpruchnahme der Staatsgarantie 
ihren Grund hat. 

Die ausnahmöweife Anordnung des Art. III des Gef. vom 1. Juni 
1868, R. ©. B. Nr. 56, daß für die im Art. I dieſes Gef. an- 
geführten Bahnlinien die Befreiung von der Einfommenfteuer durch neun 
Jahre, vom Tage der Betriebseröffnung aller dieſer Linien gerechnet, 
bewilligt wurde, hatte zur Folge, daß die Eintommenftener nicht für das 
ganze Yahr 1881, fondern vom Zage angefangen, als mit Rädfidt 
auf den Betriebseräffnungstag vie Frift von neun Yahren abgelaufen war, 
d. 1. vom 1. Juli 1881 angefangen für den Reſt des Jahres zu be- 
meflen war. Durch dieſe geſetzliche Anordmung war fonady die Steuer: 
freiheit, bezw. die Steuerpfliht vom Zag auf den Tag beſtimmt und 
keineswegs durch die gefeglihen Termine zur ratenweifen Berichtigung der 
Eintommenftener, wie fie im 8. 30 tes Einfommenfleuerpatentes® normirt 
find, bedingt. Es handelt fi bier aud nicht um die Frage, in welden 
Zeitpunkten tie für die Zeit vom 1. Yuli 1881 an zu entridtende Ein 
fommenfteuer bezahlt werben fell, fondern lediglih darum, für welche Zeit 
die Steuer zu bemeflen if. 

Da der Tag, von welchem an bie Nordweſtbahn einfommenftener: 
pflichtig geworten iſt, d. i. der 1. Yuli 1881, nicht beftritten wird und ter 
Zeitraum von diefem Zage angefangen bis Ende December 1881 unzweifel- 
haft Hundertvierundadhtzig Tage umfaßt, fo kann werer eine Geſetzwidrigkeit 
noch eine Rechtsverletzung darin erblidt werben, wenn die Steuerbehörde tie 
Einfonmenftener für vie fleuerpflichtige Zeit nach Tagen, vom Tage der Steuer: 
pfliht angefangen, berechnet, da fie nur auf diefe Weife aud in dem Falle 
vorgehen müßte, wenn der Tag des Eintrittes der Steuerpflicht nicht zu. 
fäligerweife auf einen Semefter- oder Bierteljahrbeginntag fallen würde. 

Bei diefer Rechtsanſchauung konnte der V. ©. Hof die angefochtene 
Entſcheidung nicht als gefegwibrig erfennen und mußte demnad die Be⸗ 
ſchwerde abweifen. 
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Ar. 1951. 


Der Aufwand für den Religionsunterriht an Volks⸗ und Bürgerfhulen 
in Böhmen ift als Aufwand für Volksſchulzwecke anzufehen und vom 
Schulbezirte, eventuell aus Kandesmitieln zu beftreiten.*) 


Erkenntniß vom 8. November 1883, 3. 1682. 


Der 1. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerden des böhm. Landes⸗ 
ausfchuffes ca. Entfheidungen des f. f. Min. für Eultus und Unterricht 
vom 23. Auguft 1881, 3. 7866 und vom 24. Auguſt 1881, 3. 20183, 
betreffend vie Beftreitung der Koften des Religionsunterrichtes an den 
Bürgerfchulen in Blatna und in Pifel, nad durdhgeführter 5. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Landesausfhußbeifigerd Dr. Voltelt, fowie des 
t. . Min.-Bice-Secr. Freiherrn Jakobi d'Eckholm, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerden werden ald unbegründet abgewieſen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Mit den angefochtenen Erläſſen hat das k. k. Min. für Eultus und 
Unterricht außgefproden, daß auch der Aufwand für den Xeligionsunter- 
riht an Volks. und Bürgerfchulen als „Aufwand für Boltsihulzmede* 
anzufehen und demgemäß in dem im 8. 25 des Gef. vom 24. Februar 
1873, Nr. 16 gedachten Falle mit Beobadhtung des Art. 10 des Gef. 
vom 25. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 49 aus Landesmitteln zu bebeden fei. 

Die Beſchwerden beftreiten nun die Gefegmäßigfeit diefer Entſchei⸗ 
bungen wejentlih darum, weil „die Inanſpruchnahme der Mittel des 
Schulbezirkes und juhfiviär des Landes zur Beftreitung ver Koften des 
Neligiondunterrichte® an den äffentlichen Volksſchulen nur dann zuläffig 
wäre, wenn biefe Koften zum ordentlichen Aufwande der öffentlichen Volls⸗ 
ſchulen gehören würden und für die Aufbringung der Mittel zur Beftrei- 
tung derjelben die beſtehenden Koncurrenzgefeße maßgebend wären, wenn 
demnach die Koften eine eigentlihe Schullaft wären.“ 

Diefe Borausfegung treffe aber nicht zu. Nah $. 2 des Reichs⸗ 
Volksſchulgeſ. vom 14. Mai 1869, R. ©. B. Nr. 62 feien die dffent- 
Iihen Vollsſchulen „als konfefſionslos erflärt“. In Berückſichtigung des 
„confeffionslofen Charakters" der Schulen habe das Concurrenzgeſetz vom 
19. Februar 1870 und 24. Februar 1873 den nicht bebedten Aufwand 
für Bollsfhulwefen „immer ohne alle Rüdfiht auf die Eonfeffion auf die 
einzelnen Steuerträger und Steuerobjecte vertheilt.” Dagegen gelte für 
die Beftreitung des Aufwandes für den Religiondunterriht nad 8. 3 des 
Gef. vom 20. Juni 1872, 3. 86 der Grundſatz, „daß kein Eonfeffions- 
genoffe zu den Koften für ven Religionsunterriht einer anderen Confeffion 
herangezogen werben kann.” — Die Beichwerbe folgert hieraus, daß bie 
Koften des Religionsunterrichtes zum Aufwande für Volksſchulzwecke nicht 
gehören. 

Davon ganz abgejehen, daß eine derlei Yolgerung, welche aus einer 
ausnahmsweilen, die Beftreitung des Aufmandes für gewiſſe Aufgaben 


2) Bgl. auch Erfenntniffe sub 372 (Band II, Yahrgang 1878) und Nr. 1825, 
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regelnden ©efegesbeftimmung auf die Natur und den Charalter dieſer 
Aufgaben gezogen wird, an ſich weder ald richtig noch als zuläjfig an- 
gefehen werden kann, find auch die Prämiffen diefer Schlußfolgerung un 
richtig und im offenbaren Widerfpruche mit unzweideutigen Haren Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes. 

Es iſt vor Allem nicht richtig, daß durch das Reichs-Volksſchulgeſetz 
die „Volksſchule für confeffionslos*, „der confeſſionsloſe Charakter der 
Volksſchule“ in dem Sinne anerfannt worten ift, als ob der Keligions« 
unterriht nit Sache der Volksſchule, nicht Volksſchulzweck, fondern nur 
Sade der Kirchen und Religionsgefellihaften wäre. — Nah $. 1 des 
Reichs⸗Volksſchulgeſ. hat die Volksſchule „zur Aufgabe, die Kinder fittlicy- 
religiös zu erziehen“ und nah 8. 3 ibid. ift „Religion“ Lehrgegenftanv. 
Wenn der $. 5 des Reichs⸗BVolksſchulgeſ. zur Beforgung des NReligiond- 
unterrichte8 zunädft die Kirchen und Religionsgefellfhaften beruft, jo läßt 
fih aus dieſer Gefegesbeftimmung nur folgern, daß als Lehrgegenſtand 
nur die ftaatlich anerlannten Religionsbelenntnifjfe gelten können, taß der 
Staat bei Verfolgung dieſes Schulzwedes auf die Mitwirkung der Kirchen 
und Religionsgeſellſchaften in Anbetracht der Aufgaben, die fie fich geftellt 
haben, rechnet, keinerdinge kann aber daraus gefolgert werden, daß ber 
Religionsunterricht eine bloß confefftonelle Angelegenheit, eine reine Eultus- 
ſache fei. 

Dies ift im Sinne bes Geſetzes fo wenig der Tall, daß nach dem⸗ 
felben $. 5 in fine „im Falle eine Kirche oder Religionsgeſellſchaft vie 
Beſorgung des Religionsunterrichtes unterläßt, die Landesſchulbehörde ..... 
bie erforderligde Verfügung zu treffen bat“ und daß das Gef. vom 
20. Yuni 1872 für einen folden Fall die Ertbeilung des Neligions- 
unterrichtes durch einen weltlichen Lehrer in Ausfiht nimmt. 

Die Ertheilung des Religiondunterrichtes ift alfo nicht minder Volls⸗ 
fhulzwed, wie die Ertheilung des Unterrichtes in den übrigen Lehrgegen⸗ 
ſtänden. 

Hiezu kömmt, daß nach dem Gef. vom 30. Juni 1872 rückſichtlich 
des Rechtes zur Befekung ber mit Gehalt oder Kemuneration verbundenen 
Religionslehrerftellen und des hiebei einzuhaltenden Vorganges biefelben 
Borfhriften Geltung haben follen, welche für die weltlihen Dienftftellen 
per betreffenden Schulen beftehen und daß die Religionslehrer in ber 
Ausübung ihrer Lehrthätigkeit unter die Disciplinaroorfchriften der Schul- 
geſetze geſtellt ſind. 

Die Beſchwerde anerkennt, daß das Geſ. vom 20. Juni 1872 
eine Beſtimmung über die Art und Weiſe, wie die Koſten für den Reli⸗ 
gionsunterricht zu beſchaffen find, nicht enthält. Da jedoch dasſelbe Geſetz, 
wie die Beſchwerde richtig hervorhebt, die Entgeltlichkeit des Religions⸗ 
unterrichtes in's Auge faßt und die Fälle, wo dieſe einzutreten hat, 
ftatuirt, fo fann hieraus, will man dem Geſetze nicht eine auffallende Un- 
volftändigfeit und Lückenhaftigkeit imputiren, nur gefolgert werben, daß für 
die Aufbringung der Mittel für viefen Schulzwed dieſelben Grundſätze 
und Normen Maßgebend zu fein haben, wie für die Bebdedung der übrigen 
Schulerforderniſſe, felbftverftändlih unter Beachtung ter durch den 8. 3, 
Abſ. 2 des Gef. vom 20. Juni 1872 ausdrücklich feftgefegten Beſchränkung. 

. Das hiefür maßgebende Gefeg ift nun jenes vom 24. Februar 1873, 
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L. G. B. für Böhmen Nr. 16. — Dieſes Geſetz beſtimmt im 8. 1, daß 
der Aufwand für die nothwendigen Volksſchulen, unter Aufrechthaltung 
ſpecieller Verpflichtungstitel, theils von der Schulgemeinde, theils vom 
Schulbezirke, theils aus Landesmitteln beſtritten werden fol. — Der 8. 2 
bezeichnet tarativ jenen Aufwand, welden die Schulgemeinde zu beftreiten 
verpflichtet ifl und gedenkt Hiebei des Aufwandes für Religionslehrer eben⸗ 
jowenig, wie jenes für das übrige Lehrperſonale. — Durd den 8. 15 
wird der Schulbezirt verpflichtet, Die Bezüge des Lehrperfonales und bie 
übrigen nit nah 8. 2 den Schulgemeinden obliegenden Auslagen zu 
beftreiten. 

Da da8 Geſetz von Bezligen des Lehrperfonales ohne alle Unter» 
fheidung fpricht, fo muß angenommen werben, daß die feftgeftellte Eon 
currenz für alle verlei Bezlige zu gelten bat. Dies ift um fo unabmeis- 
licher, als, wie bereit erwähnt, das Geſetz ſelbſt Fälle vor Augen hat, 
wo der Religionsunterriht durch weltliche Lehrer ertheilt wird und nicht 
abzufeben wäre, warum für die Aufbringung der Koften des Religions» 
unterrichte® andere Grundſätze zu gelten hätten, je nachdem berjelbe von 
einem weltlichen oder nicht weltlichen Lehrer eriheilt wird. 

Daß der 8. 3 des Gef. vom 20. Juni 1872 in einem ſolchen Falle 
von „Remuncrationen“ fpricht, fteht der Anmwenpbarkeit der Concurrenznorm 
bes 8. 15 1. c. offenbar nicht entgegen, weil unter Bezügen, wie beifpiels- 
weife der $. 34 des Gef. vom 19. December 1875, 8. ©. 8. Nr. 86 
zeigt, auch Nemunerationen inbegriffen find. 

Die Grenze, bis zu welcher die Verpflichtung des Schulbezirkes für 
den „burd den Schulbezirt aufzubringenden Aufwand für Volksſchulzwecke“ 
reiht und von wann an „die Dedung des Mehrbedarfes aus Landes⸗ 
mitteln zu erfolgen hat“, ift nun im 8. 25 abermals ganz allgemein, ohne 
jede Unterfcheidung zwiſchen den einzelnen Zweden, rein mathematifch gezogen 
und es geht darum auch hier nicht an, eine Unterfcheidung zwijchen ven 
einzelnen Zweden in das Geſetz hineinzutragen. 

Aus dem Geſagten ergibt fih, daß die angefochtenen Entſcheidungen 
den Unorbnungen des Geſetzes Über die Aufbringung der Mittel für Volks⸗ 
Ihulzwede durchaus entſprechen und daß auch die Aufftelung von Be—⸗ 
ſchwerden, als ob die angefochtenen Erläffe nit Entſcheidungen, ſondern 
über das Geſetz hinausgehende Verordnungen wären, durchaus haltlos ift. 

Die Beſchwerden mußten daher als gefetlih nicht begründet abge- 
wiejen werben. 


Ar. 1552. 

Pflicht der Gemeinden, Die Gcmeindewege innerhalb ihres Gebietes her: 
zuftellen und zu erhalten ($. 12 des böhm. Strafengef.) 
Erkenntniß vom 9. November 1882, 3. 2147. 

Der f, ED. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stabtgemeinte 


Rakonitz ca. böhm. Landesausfhuß, anläßlich der Entfcheidung desfelben 
vom 29. März 1382, 3. 36287, betreffend die Herftelung eines Steges, 
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(svolil;, ver betreffenden Gemeinden zur Concurrenʒlerſtang herwerhebt, 
geſchlefſen werten, Daß es ih nur zum eine einmalige, freimtlige Com- 
currenz der Öcmeiuten gehantelt hat. 

Diemit ficht auch im Einflange tie Thatſache, daß bei dem mädchen 
Gencureenjialle tie Kefien der Etegberficllung nur ven ten Gemeinden 


ken genannten drei Gemeinden gemeinfam fei, noch and, dag durd bie 
Bereinbarungen vom Jahre 1854 ein kefonderer Rechtstitel erwachſen if. 

Ad 2. Es ficht außer allem Zweifel, daß ter Steg lediglich vie 
Beftimmung bat, vie Verbindung der obangeführten WBegparcellen 7 
ſtellen. Mag nun aud zur Erleichterung der Legung des Steges das 
eine Ende desſelben nicht unmittelbar anf die Wegparcellen, ſondern auf 
ein anderes, im Gemeindegebiete von Chlum gelegenes Srundftäd geſtũtzt 
werden, der Gemeinde Chlum kann aus dieſem Umſtande eine Concurrenz- 
pflicht ſchon darum nicht erwachſen, weil der Steg nicht als ein Theil 
eins ©emeindeweges von Chlum (88. 5 und 16 1. c.) angefehen wer 
den Tann, 

Der Anwendung der Regel des 8. 121. c. fland demnach gegebenen- 
falls nichts entgegen und es mußte daher die Beſchwerde als gejeglich 
nicht begründet abgewiefen werden. 


Beilage der Juriſt iſchen Blätter. 
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Vr. 1558. 


Dem Armenfonde (in Böhmen) fteht bie Ipercentige Abgabe von allen 

im Gemeindegebiete vorfallenden freiwilligen öffentlichen Feilbietungen zu 

und nicht bloß etwa von folden, die „im Orte” vor fi} gehen. Die fit 

ur Sahlung diefes Armenpercentes ift weder von der Beobadtung der 

Borfäriften der Beilbietungeorbnung, nody auch von der perfönlidhen In⸗ 
tervention des obrigkeitlichen Organes abhängig. 


Erkenntniß vom 9. November 1882, 3. 2149. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Ruttenberg ca. böhm. Landesausſchuß anläßlich der Entſcheidung besfelben 
vom 19. April 1882, 3. 8002, betreffend das Armenpercent vom Holz⸗ 
verkaufe zu Gunſten des Armenfondes der Gemeinde Stipoklas, nad 
durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Yulius 
Haniſch, in Vertretung des belangten Landesausſchuſſes, zu Hecht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen. Die 
beſchwerdeführende Stadtgemeinde wird ſchuldig erfannt, dem 
belangten Randesausfhuffe die Koften des Verfahrens vor dem 
t. f. Berwaltungsgerichtähofe in dem angefprohenen Betrage 
von 80 fl. binnen 14 Tagen bei Erecutionsvermeidbung zu 
erſetzen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die beſchwerdeführende Gemeinde glaubt den mit 71 fl. 57 kr. feſt⸗ 
geftellten Betrag der Ipercentigen Abgabe von den im Jahre 1880 und 
1881 in freiwilliger öffentliher Verfleigerung vorgenommenen Holzver⸗ 
täufen an den Armenfend der Gemeinde Stipofla® zu zahlen, deshalb 
nicht verpflichtet zu fein, weil 1) die betreffenden Berfteigerungen weder 
von der Gemeinde Stipofla8 bewilligt, nody dur ihren Vorſteher vorge. 
nommen worden find ($$. 28, Abf. 12, 57, 58 ber Gem. Ordg.); weil 
23) die Verfänfe nicht in der Gemeinde, das ift dem Orte Stipoklas vor- 
genommen worben find; weil endlich 3) die Beitimmung des 8. 17 der 
Gub.»Berordnung vom 20. October 1825, Nr. 52331, daß der Ge⸗ 
meindevorfteher bei der Feilbietung gegenwärtig fein und ben Ipercentigen 
Beitrag fofort einheben folle, bei den fraglichen Feilbietungen nicht zutrifft. 
Keiner diefer Beſchwerdegründe ift haltbar. 

Ad 1 und 2, Die Befchwerde beftreitet nit, daß die fraglichen 
Hoizverlüufe in den der Stadt Kuttenberg gehörigen im Gemeindegebiete 
Stipofla® gelegenen Wäldern im Wege freiwilliger öffentlicher Verſteige⸗ 
rung vorgenommen worden find. Nach den Wortlaute des 8. 21 des 
Gef. vom 3. December 1868, 2. ©, B. für Böhmen Nr. 59 verpflichter 
aber die Bornahme einer Veräußerung in freiwilliger öffentlicher Feilbie⸗ 
tung zur Zahlung des Armenpercented® und wird die Gebührenpflichtigkeit 
weder von der Beobachtung der Vorjchrift des 8. 1 der Feilbietungs⸗ 
ordnung und des $. 57 der Gem.⸗Ordg., noch aud von der perſönlichen 
Intervention des obrigkeitlichen Organes, die nah $. 6 der Feilbietungs⸗ 
ordnung nidt einmal abfolnt nothwendig ift, abhängig gemadht. Ein 
gefegliher Befreiungstitel fteht der Stadtgemeinde Kuttenberg nicht zur 
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Zuat. #8, fr ke ki ee Bemaıe ne Berl Fiele, 
Die a Sssshan, 1a. Eatiereız 6 Uerrıs Rz em T. in 
1222, 2. 1 Wr, Ware ve su Ircwerk rer Mike rei Aoidmete 
Myuas wisrzeasmmenen Krsterunsen, sıh tersgziscter # m Berham- 
lung was Bıliizag 6 Ute. Dr. Net Memserr, ie tes LE 
Din.-P-urCes. KFuihin. v. Trastienbers, van 26 1 1 Dxurathes 
Rhrıkıni, za An erlanmt: 

„tie Eelgmerre wire als unbegrüäntet abgewicjen.” 


Eutideidungssründe. 


Zur vie im atminifirativen Berfahren gerilogenen (Erhebungen 
wurte couſtatirt, zaß vie Mähle E.-Rr. 2 im Scbötlau aus einem 
unterfhlädtigen in cin oberfchlähtiges Werl umgewandelt und zu biefem 
Ceyufe tie Schwelle des Müplgerinnes um 82 Centimeter erhöht werben 
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ift, nachdem früher bereits auf die urfpränglihe Schwelle der Einlaß- 
chleuffe ein Auffag von 17.1 Gentimeter Höhe angebradht worden war. 
Daß diefe Aenderungen ohne behörplihe Genehmigung durchgeführt worden 
find, wurde nicht beftritten. — Als Folge diefer Höherlegung der Be⸗ 
triebögerinne wurde ein im Müblgraben bewirkter Rüdftau conftatixt, 
welcher nad dem Ausſpruche des Sachverſtändigen den Befland der Brüde 
gefährdet und die benachbarten Häufer ſchädigt, weil das Wafler in tie 
Kellerräume eindringt und durch Leberfluthung der Kanäle den Abfluß der 
Fäkalien und Schmugmwäfler behindert. 

Aus diefem Sachverhalte ergibt fih, daß die angefochtene Entſchei⸗ 
dung, welche die Wiederberftellung des vorigen Stantes, foweit biefen die 
Rechte der übrigen Mühlgrabeninterefienten erheifchen, verfügt, im Klaren 
Wortlaute der 88. 17, 21, Abf. 2 und 72 des Wafl. Gef. für Böhmen 
vom 28. Auguft 1870, 8. ©. B. Nr. 71 zur Öenüge begründet if. 

Was die Beſchwerde gegen die Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung 
vorbringt, find: blöße Abläugnungen des erwiejenen Thatbeftandes oder 
haltloje Einftreunngen. So ift e8 einfach unwahr, daß eine Localcommiſfion 
nicht abgehalten wurde und daß die Einvernahme von Sachverftändigen 
und des Beſchwerdeführers unterlaflen wurde. Die Rocalcommiffion fand 
am 22. October 1878 ftatt, als Sachverftändiger fungirte ein Staats- 
techniler, der Werköbefiger wurde zur Verhandlung ordnungsmäßig geladen 
und geftand ausprüdlich zu, daß die Aenverungen von ihm theil® in den 
Jahren 1868 und 1870, theils im Jahre 1872 ohne behördliche Ge: 
nehmigung vorgenommen worden find. Auch bie Rückwirkungen diefer 
Aenderungen hat der Werkäbefiger nicht beftritten. Durch dieſes Geftänd- 
niß wird auch die Aufftellung der Beſchwerde, ald ob die Aenderungen 
lange vor Wirkjamleit des Waſſerrechtsgeſetzes durchgeführt worden wären . 
und dieſes darum feine Anwentung finden könnte, witerlegt, davon ganz 
abgefehen, daß auh nah der Mübl-Ordg. vom 1. December 1814 die 
mit dem Mühlwerke vorgenommenen Aenderungen nur nad) Bewilligung 
ber politifchen Behörde hätten durchgeführt werden dürfen. 

Wenn die Beſchwerde behauptet, „daß im Jahre 1861 die Wafler- 
böhe im Mühlcanale vom „Semeindeamte* (!) beftimmt worden fei, daß 
fih des Befchwerbeführers Befigvorfahr daran gehalten habe und daß in 
diefem Stande die Sache ſich noch befinde,“ fo genügt die bloße Anfüh- 
rung folcher Einftreuungen, um bie völlige Haltlofigfeit derſelben klar 
zu machen. 

Die Beſchwerde mußte daher ale zur Gänze unbegründet abge» 
wiefen werben. 


33” 


Erkmeırt mau 1 Temumter EEE > TIB 


ZmeE 2.8 Er ur im ve web Ten bien 
“EL vn Penn a Em ormung * A zn mer zen 
6“. Lımi _ee2 3 She. vr Do Dremmg me meer DR 
Bei.i, v=z Due 1m Lmcaur mummeeE Lore ar <mE 
Freie S ZiIITE. zd Tran ı u E m 
Unierug ve %ı. im Er? Yrırm, oe mi % % 
zn W.nie 3. Zrım. 35 W.-0r Sum: 

„ir % .sgeiio ese Er 02 tııg ur zıü L . mei - 
get ıvE 22. zoı1er „ii. E32 x: IH 
grsıtea 


Er wire me. 


Hz wu surrsirez Cry me ı iin Kor 
Pepe sier Ziwisgte $ gegeE Te j2.0.cterTer Eitiememger zer © © 
rn USE tr Cru am Im ? Erica u Fe mi 
va King VE De ne 14 Lriyeb 1 Scnimoraeler 3 881. 
ar, Ihre, 14ry ur DA nie Eieriüstm ee Brut 
sm 2. F/ü zer E Krserisıee = E_ire mem ze vor 
—— a Cyızue ı7 Imre! m Some ei & 35 ee er 
ir, sfr SEE, sch £ 2= ser Com Erg cs sem zul 
ea ve. — 3% Era ickreen MER ;erint Te — * 
cn Er’ sczg eti.!, .n-_ Tab Sarr res Xeieſs et * 
sa Grm. Iri;, FA zıı 05 jene Aic hu, m mh um 
schuuyn präftıng oe Berchtesisze berg — — 
—E Berme;ert mine.” 

Z ces Fisaertegustt eisen besrünret. — Term nah 38 
ermsi; 1:6 Um, tes Iraera wem 27. Locker 1759, R. ©. © 
Kı. 196 ust na ten Fei:mmun:m Teb IK Gauriüädes ter Gen. 
ri; 753. 191—143, ñatet im ver Regel ach m Comerbeaugxelegen 
krrien 18 Aedt ter Terutung gezem zızeı gleidsamiente Cxtiheitemgen 
fistt, — Tu im $. 3% ter Gm. Ortg. euthalieme Pefımmunz if eine 
Ausnahme ven ter Rezel nur trıtt wur taum ein, wenn mad tard- 
peithrtem Erictalverfahren und gerflegener cemmiijieneller Berbantiung 
ran zwcı Inflanzen gleichfẽrmig die Betriebanlage unberingt eder unter 
genen Lerinuungen genehmigt, eter ater tie Genehmigung verweigert 
wit, — Taäß ver cit. 8. 38 eine felbe Entſcheitung vor Augen habe, 
geht aus feinem Zufammenhange mit ven 88. 33 —36 hervor. 


%, Ey, auch Nr. 28 der B. &. Hefe-Tılenutnifle nach 8. 6. 
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Die recurrirten Entjheidungen betrafen aber die Confentirung oder 
Nichtconſentirung einer Betriebsanlage gar nicht, fondern eine durch die 
rechtskräftig gewordene Min.-Entfcheidung vom 3. Auguſt 1881, 8. 9463 
provocirte Nebenfrage, die keinesfalls ausfcließlichermeife mit ber 
Eonfentirung ber Unlage in Verbindung gebracht werden muß, fondern die 
in der Zulunft, in ganz anderer Richtung und Beziehung für die be⸗ 
ſchwerdeführende Bartei von Bedeutung fein kann (8. 40 der Gem. Drdg.). 
--— Die Zurüdweifung des Min.-Recurfes als unftatthaft ift demnach im 
8. 38 der Gew. Ordg. nicht begrüntet. 

Auf die weiteren Befhmerbeausführungen darüber, daß dem Vysehrader 
Domcapitel die Eigenfhaft eines Unrainers im Sinne des $. 35 der 
Gew. Ordg. zulomme, war vom V. ©. Hofe nicht einzugehen, weil in 
Folge der anerkannten Zuläffigkeit des Min.-Recurfes diefe Frage dermal 
im adminiſtrativen Inſtanzenzuge noch nicht ausgetragen erfheint (8. 5 
bes Gef. vom 22. October 1875). — Es war demnad die angefochtene 
Min. -Entfcheidung nad 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Nr. 36 aufzuheben. 


Ar. 1956. 


Abzugspoften bei der Einkommenfteuer 1. Claſſe. 
Erkenntniß vom 14. November 1882, 3. 2187. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Prag⸗Smichower 
Rattunmannfactur ca. Entfheidung der böhm. k. k. Fin.-Landesdirection 
vom 9. März 1882, 3. 7800, betreffend die Einkommenfteuerbemefjung 
für die Yahre 1876, 1877 und 1878, nad durcgeführter ö. m. Ber- 
handlung zu Recht erkannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Die befhwerveführende Geſellſchaft Hat der ka k. Finanzlandes- 
direction in Prag an Koftenerfaß den Betrag von 10 fl. binnen 
14 Tagen nah AZuftellung diefes Erfenntniffes zu bezahlen.” *) 


Ar. 159. 


Bedingung einer Erwerbfteuerabfhreibung. **) 
Erfenntniß vom 14. November 1882, 3. 2138. 


Der f. l. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Adolf Scheuer 
ca. Entſcheidung der mähr. k. k. Fin.-Landesdirection vom 15. Juni 1882, 


⸗ 


*, Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 52 (Band I, Jahrgang 1876/77) und 
bei Nr. 742 (Band IV, Jahrgang 1880). 
**) Bol. au Erienntnif Nr. 1351. 
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3. 12281, betreffend die werweigerte Abfchreibung der Erwerbftener vom 
Viehhandel in Kunewald, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und An⸗ 
börung des Befchwerbeführere, fowie des k. k. Min.-Serr. Yehann Kolazy, 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


- Entfheidungsgrände. 


Der Beichwerbeführer, welcher für den von ihm mit dem Standorte 
in Sunewald angemeldeten Biehhantel vom I. Eemefter 1880 mit jähr- 
lich 15 fl. 75 fe. der Erwerbfteuer unterzogen ift, bat unterm 31. Des 
cember 1881 bei der k. k. Bezirksohauptmannſchaft in Neutitichein angezeigt, 
daß er im Jahre 1882 den Viehhandel in Kunewald nicht ausüben werde, 
indem er in Sunewald und Umgebung lebiglich den Einkauf für das von 
ibm und Ludwig Scheuer in Wien (richtiger in Sechshaus) angemelvett 
und befteuerte Gewerbe des Viehhandels bejorgen werde, das Gewerbe 
von ihm thatfählih in Wien und nicht in Kunewald ausgelbt wird und 
ftellte das Anfuhen um Abjchreibung der Erwerbfteuer. 

Die Steuerbehörben verweigern die angeſuchte Erwerbiteuerabfchrei- 
bung, weil durdy wiederholt vorgenommene Erhebungen conftatirt erſcheint, 
daß ver Befchwerdeführer In Kunewald ven Kauf und Verkauf von Nut« 
und Zuchtvieh noch im Laufe des I. Semefterd 1882 in verfelben Weile 
und demfelben Umfange wie früher gewerbsmäßig ausübt und der anheim« 
gefagte noch fortbetriebene Handel des Beſchwerdeführers mit dem Handels» 
geihäfte in Sechshaus in keinem nothwendigen Zufammenhange fteht, fon 
dern als eine felbfiftändige Unternehmung anzuſehen ift. 

Aus den adminiftrativen Berhandlungsacten geht hervor, daß der 
ber angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegte Tchatbejtand auf der 
Ausfage des Bürgermeifters von Kunewald und mehrerer, fowohl über die 
urfpränglige Eingabe des Beichwerbeführers, als auch über feinen Recurs 
einvernommenen Bertrauendmänner beruht, welche ausdrücklich erklärten, 
daß der Biehhandel in Kunewald vom Beſchwerdeführer noch immer und 
zwar felbftftändig ganz unabhängig von dem Handel in Wien ausgeübt 
wird. Es ftehen beide Geſchäfte in keinem folhen Zufammenhange, um 
als ein Geſchäft angefehben werden zu können, weil Adolf Scheuer von 
Kunewald aus Zuchtvieh auch direct an viele Delonomen in Mähren und 
Salizien verkauft und nicht blos nah Wien abfenvdet. Beſchwerdeführer 
bat von Kunewald aus noch im Monate Mai 1882 eine Lieferung von 
mehr als hundert Stüd Stiere und Kühe nach Galizien verführt und 





wiederholt in die Brennereien um Prerau und Olmüt mehrere Hundert * 


Rinder zur Mäftung verkauft, weldes Vieh er in der Umgebung von 
Kunewald eingefauft bat. Die Thiere, die er felbft züchtet, machen den 
hundertſten Theil von dem Bich aus, welches er veräußert. 

Auf Grund dieſer Erhebungsrefultate ift ſonach von der Steuer⸗ 
behörde actenmähßig angenommen, daß Adolf Scheuer in Kunewald meiter- 
bin den Handel mit Nutz⸗ und Zuchtvieh betreibt, indem er dort nit nur 
die Einkäufe, fondern auch den Verkauf beforgt. 

Es ift fonach fihergeftellt, daß er nicht den Berkauf in Kunewald 
aufgegeben bat, um ihn in Geſellſchaft mit Ludwig Scheuer nur in Sechs⸗ 
haus zu betreiben, daher auch nicht diejenigen Beftimmungen in Anwendung 
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Tommen Können, welde für ten Wall gegeben find, wenn Jemand feine 
Hishergige der Steuer unterworfene Beihäftigung in der Abſicht aufgibt, 
um fie an einem anderen Orte zu treiben. 

Da aber nad 8. 9 des Erwerbfteuerpatente® vom 81. December 
1812 ohne Erwerbfteuerentrihtung felbft eine fonft freie Beſchäftigung 
nicht audgehbt werden darf und die Abfchreibung der Ermerbfteuer wegen 
Zurücklegung des Gewerbes nad dem SHoflanzleidecrete vom 11. April 
1816, Bol. ©. S. Nr. 38 durd das Aufhören des Gefchäftsbetriebes 
betingt ift, da auch aus den 88. 5, 6 und 7 des Erwerbftenerpatentes 
hervorgeht, daß, wenn ein Gewerbe an verſchiedenen Orten ausgeübt wird, 
8 auch an jedem Orte verhältnißmäßig befteuert werden foll, fomit die 
Befteuerung des Handels in Kunewald neben ver VBefteuerung des Handels 
in Sechshaus gefetlich zuläffig ift, fo mußte der B. ©. Hof, da er feiner 
Entfheivung nah $. 6 des Gel, vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Nr. 36 den von der adbminiftrativen legten Inſtanz angenom- 
menen Thatbeftand zu Grunde zu legen verpflichtet iſt, die verweigerte 
Abfchreibung der Erwerbſteuer als gefetlich begründet anerkennen und ſo⸗ 
nad die Beſchwerde al8 unbegründet zurüdweifen. 


Ar. 1558. 


Empfangsbeftätigungsgebühr nad Scala 1. 
Erlenntni vom 14. November 1882, 3. 2114. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Franz Schögler 
ca. Yinanz- Min. anläßlih der Entſcheidung vesfelben von 14, Jänner 
1882, 3. 34919, betreffend die Vorfchreibung einer Stempelgebühr von 
55 fl. nad durchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung des k. k. 
Min.-Dice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgewiefen. — 
Der Befhwerpdeführer wird für verpflichtet erfannt, dem k. k. 
Binanzminifterium die Koften des Berfahrens vor dem U k. 
Bermaltungsgerihtshofe im angefprohenen Betrage von 10 fl. 
binnen 14 Tagen bei Erecutiondvermeidung zu erjegen.* 


Entſcheidungsgründe. 


Aus Anlaß einer Executivklage des Franz Schögler gegen Karoline 
Wadter von Wahenhain peto. 301 fl. 15 fr. wurde bie der Klage bei- 
gelegene Empfangebeflätigung des Franz Schögler dito. Graz, 26. Yuli 
1879 über 8617 fl. 15 kr. beanftänvet. 

Die Beſchwerde ift gerichtet gegen vie nad Karifpoft 47 a des 
Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 beineffene und mit ber 
angefochtenen Entfcheidung des k. k. Finanz Min. aufrecht erhaltene Gebühr 
nah Scala II von diefer Empfangsbeftätigung. 

Der V. ©. Hof fand die Beſchwerde nicht begründet. — Nach 
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Tanach wäre tie Gehührempl.är ter m Arıge Üchenter Peltitigum; 
such Baum Segräntet, mer MER ımmeimer bürte, daij rieſeſbe Dem Dr 
Eszerif, m Zerzetang ver Eyarııde, utgetelt murze, ta fir Ad alle 
auf tie Im Tex Qctsusurtense din. 24. Jam 18:9 Senens nt Be 
Ihwerrefigrert bereit «iS omriıngen beiilize Urrtentezints bezzeht. 
Zees laus aber ihen az Icm Gıunte ziht axıczsmmen werten, weil 
gıcie Unuagme Tem teuii den Berilsute ter bezwitinteten Urfazte rirect 
mwisertgrehen würte, überries aber mh ein Miztariwerhülmik zmiicdhen 
um Dr. Set su ra Eyarcine, me am jelket vom Bchäwerte- 
führer cm Iukzujenjsze Echezrtet wwrte, gar wist ermirien zerliegt. 

Usi tie Aus’äsrısien ter Peimerre, melde tabın schen, ba 
sur tie Aragiıhe Exrriangebchir:zung ene Aenterag im © 
rechte met kemuft zurte, weil tie GCeitcntrulstz rem Dr. Eamerfid, als 
auzci:hem Beartreter des Beitmwerteführert, kei ter Erarcaite für Fin 
Beigwerteiährer behelen zur letzterem nad Atreiuanz ter Zurlen, Ge 
büßren mur Koften ausbezahlt warte, Tauber tie fragliche Behätigung fich 
leri;i:h als eine nerhiwentige Berechnung jwrihen tem Mantatar Eanerfid 
uns rem Maztanıın Eizler tarieht, Icnmie anzefiht6 ter feinen Zweifel 
Seinhaltenten Rebtsurfunte auch tetwegen nicht weiter Rückſicht genommen 
werten, weil die im ter Beidhirerte vorgebrachte, im directen Widerſpruche 
niit ten Angaten te6 Peihwerteführere im Inflanzenzuge ſtehende De- 
hauptung bezüglich eines zur Zeit ver Autficllung der in Rede fichenden 
Empfangsbeflätigung, d. i. am 26. Juli 1879 erifienten Bevebmädtigungs- 
verhälinifles zwilhen Dr. Eauerfid und tem Beſchwerdeführer nit im 
Enıfernteften dargethan if. 

Tie Binanzbehörten waren daher ım Rechte, rüdjihtlih der ob⸗ 
erwähnten Empfangöbeflätigung die Gebührenpflicht terfelben und zwar 
nad ihrem Wortlaute als feflfichend anzunchmen. 

Die beanfländete Urkunde enthält tie Beflätigung des Beſchwerde⸗ 
füͤhrers, daß er von Dr. Sauerſick, als Vertreter des Fräuleins Karoline 
Wachter von Wachenhain, den Betrag von 8617 fl. 15 fr., bezw. 8832 fl. 
15 Ir, ausbezahlt erhalten hat. — Da ſonach tie Borantfegung vorhanten 
if, unter welder die Zarifpoft 47 a des Gef. vom 9. Februar 1850- 
Empfangsbeftätigungen der Gebühr nach Ecala II unterwirft, die Boraus- 
fetung nämlih, daß vie Beflätigung über den Empfang einer in das 
Eigenthum des Empfängers übergenangenen ſchätzbaren Sache ausgeſtellt 
wurde und es weiter darauf gar nicht ankommt, aus was für Fonden oder 
auf Grund welchen Titels dieſe Ausbezahlung erfolgt iſt, fo war bie an- 
gefochtene Gebührenvorſchreibung im Geſetze begründet und mußte die 
Beſchwerde als unbegründet abgewieſen werden. 
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Der Zufprud der Koften gründet fi auf die Beftimmung des $. 40 
des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1559. 


Unzuläffigfeit der Aberkennung über eine bereits rechtskräftig jubicirte 
- Erfeindirungsfrage. 


Erfenntniß vom 16. November 1882, 3. 2198. 


Der k. 1.2. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des P. Joſef Hozäl, 
Pfarrers in Unter⸗Slivno, ca. Min. für Eultus und Unteridht, das 
Patronatsanıt Brandeis a./d. Elbe und das Pfarramt Pfedméric wegen 
der Entjheidung des genannten Minifteriums vom 10. Auguſt 1881, 
3. 16387, betreffend die Exfeindirung von aus ver Filialfirchencafje in 
Meseriz geleifteten Giebigkeiten aus den Einkünften der Pfarre Bred- 
mefic zu Sunften der Pfarre Unter⸗Slivno, nah durchgeführter d. m. 
Berhanplung und Anhörung des Adv. Dr. Leopold Libitzky, des k. k. 
Min.⸗Vice⸗Secr. chen. Sacobi d' Eckholm, dann des Adv. Dr. Julius 
Haniſch, in Vertretung der mitbelangten Parteien, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nach $. 7 des Ge— 
feges vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Der k. k. V. ©. Hof ift bei feiner Entfheidung von ber Anſchauung 
ausgegangen, daß Über den Anfprud der Pfarre Unter-Slivno auf Erfein- 
dirung der aus der Filialfirde in Meceriz an die Pfarre in Predmerie 
verabfolgten Giebigkeiten bereitd mit der Entfheidung ver k. k. Bezirks» 
hauptmannſchaft Yungbunzlau vom 24. Mai 1876, 3. 682 rechtskräftig 
aberfannt worden ift. 

Die biegegen in der d. m. Berhanblung von der Regierung und 
ben mitbelangten Parteien vorgebrashten Einwendungen erſcheinen durchaus 
belanglos. Zuvörderſt kann nicht eingewendet werden, daß die cit. Ent- 
fheidung der Bezirfehauptmannfhaft ohne vorbhergegangened ordnungs⸗ 
mäßige8 Verfahren erfloffen ift und daß deshalb insbefondere auch dem 
Patronatsamte Brandeis jegliche Baſis zu einer Necnrsführung abging, 
dasfelbe vielmehr erft weitere Information einholen mußte und dann nur 
eine fogen. „Wiederaufnahme des Berfahrens“ verlangen konnte. Denn 
war die cit. Entfheidung orpnungswibrig und das Verfahren unförmlich, 
fo war eben damit auch Anlaß zur Necursführung gegeben und wäre es 
insbefondere Sache des Patronatsamtes geweſen, biefe Momente im. Wege 
ber Recuröführung zur ©eltung zu bringen und bie Aufhebung der ohne 
Berfahren geſchöpften Entſcheidung herbeizuführen. 

Evenfowenig kann fih auf die Bacanz der Pfarrpfründe in Prebmeric 
berufen werden, da die Pfarre audy zu diefer Zeit nicht einer Vertretung: 
entbehrte, vielmehr ihre Intereſſen ſowohl vom beftellten Adminiftrator, 
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wie insbefondere vom Patronatdamte wahrgenommen werben fonnten. 
Endlich ift dawider, daß die Pfarre in Unter-Sliono gegen die in bie 
Sache eingehende Entjcheidung der Statthalterei in Prag vom 25. Yuni 
1880 nicht recurrirt bat, letiglih zu bemerfen, daß die Pfarre diesfalls 
weder formell noch materiell Anlaß zur Recursführung hatte; nicht formell, 
weil mit tiefer Entſcheidung jene der Bezirlshauptmannſchaft Jungbunzlau 
vom 17. November 1877, 3. 1378 vollinhaltlih, alfo auch in dem auf 
die Rechtskraft der früheren Entfheidung vom 24. Mai 1876 verweilen: 
‚ven Bunfte, beftätigt worden war, nicht materiell, weil die Statthalterei 
die mit legterer Entſcheidung angeordnete Erjeindirung aufrecht hielt und 
doch nicht wohl die Anforderung erhoben werben kann, daß das Pfarramt 
lediglich damider hätte recurriren follen, daß eine fhon in I. Inſtanz 
rechtefräftig ausgefprochene Erfeindirung nod von einer II. Inftanz be⸗ 
ftätigt wurde. War aber jene Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
Jungbunzlau redtöfräftig, fo erübrigte für die Amtshandlung der Ber- 
waltungsbehörden nur nod bie von Patronatsamte Brandeis aufgeworfene 
Brage, mie es mit dem, dem Kooperator in Unter⸗Slivno aus der Kirchen⸗ 
cafje zu Meceriz zufliegenden Bezuge von 210 fl. zu halten und welche 
Rechtswirkung diesfalld der rechtskräftig ausgeſprochenen Erfeindirung zuzu« 
erfennen wäre, über welche Trage dann felbftverftändlich ein eigenes Ver⸗ 
fahren! einzuleiten und im Yale eines Streites inftanzmäßig zu ent« 
ſcheiden wäre. 

In der angefochtenen Entfheidung wurde aber biefes Verhältniß 
vollfommen verlannt. Es wurde einerfeitS über die bereits rechtöfräftig 
jubicirte Erfeindirungsfrage aberfannt, anberfeit8 über bie Frage ber 
Aufrehthaltung des Cooperatorsbezuges nur indirect entſchieden, infoferne 
in diefem Punkte der Recurs als gegenſtandslos erflärt, alfo der Coope⸗ 
ratorsbezug implicite aufrecht erhalten wurde. 

Die angefochtene Entſcheidung mußte demnach nad 8. 7 des Gef. 
von 22. October 1875 R. ©. B. ex 1876, Nr. 36 aufgehoben werden. 


| AVTr. 1560. 


Das Jagdgeſetz ermächtigt die Jagdausfhüfle Feineswegs ausſchließlich 
zur Bergebung der Sagdbarkeit, fondern überweift die Ueberwachung der 
gefebmäßigen Durchführung des Geſetzes den Bezirfsausfhüfien. 
Erkenntniß vom 16. November 1882, 3. 8108. 


Der 1.8.8. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Jagdausſchuſſes in 
Miritau ca. Entfheidung des böhm. Landesausſchuſſes vom 7. September 
1881, 3. 28158, betreffend die Verpachtung des Jagdrechtes ter Yagd- 
genoflenfhaft in Mirikau nad durchgeführter d. m, Berhandlung zu 
Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen."*) 


*, Siehe Eniſcheidungsgründe bei Nr. 68 (Band I, Jahrgang 1876/77). - 
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Nr. 1561. 


Bur Entfheidung der Eigenthumsfrage betreffs Grundflächen, weldye durch 
Berfhüttungen der Weberbreite eines Flußbeetes gewonnen wurden, find 
nicht die politifchen Behörden, fondern die ordentlichen Gerichte berufen. 


Erkenntniß vom 17. November 188%, 3. 2371. 


Der 1. k. V. ©. Hof hat über die Beihmerden des Karl Ohmeyer 
und des Anton Franz Ohmeyer, Realitätenbefiger in Graz, ca. Entſchei⸗ 
dung des k. k. Aderbau-Diin. vom 16. März 1882, 3. 14120, betreffend 
das Eigenthum von Murufergründen, nah burchgeführter d. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung bes Adv. Dr. Auguft Reddi, des perfönlid erfchienenen 
Anton Franz Obmeyer, dann des k. k. Min.-Concipiften Karl Stransky 
von Heilfron, zu Recht erkannt: 

„Die Entſcheidung des k. k. Aderbauminifteriums vom 
16. März 1882, 3. 14120 wird in dem angefochtenen Punkte 
nach 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875 R. G. B. ex 1876, 
Nr. 36 aufgehoben.” 


” Entfheidungsgründe. 


Mit der Entſcheidung von 16. März 1882, 3. 14120, hat das 
k. k. Aderbau Min. in dem dur die vorliegenden Beſchwerden ange⸗ 
focdhtenen Punkte den Ausiprudy der ſteierm. Statthalterei beftätigt, womit 
im Adminiftrativwege, jedoh unter Vorbehalt des Rechtsweges für bie 
unterliegende Partei (Art. XV des Staatögrundgel. vom 21. December 
1867, R. ©. B. Rr. 144) in analoger Anmentung des Hofkammer⸗ 
decreted vom 19. April 1842, 3. 13426, Juſt. ©. ©. Nr. 608 er 
kannt wurde, daß beftimmte von Karl und Anton Franz Ohmeyer ale 
Eigentbum beanſpruchte Grundflähen dem Waflerbauärar gehören, da 
diefe Oruntflähen vor Inangriffnahme der Murregulirung durch Ver⸗ 
fhüttungen des ehemaligen an diefer Stelle überbreiten Murbettes gewon⸗ 
nen worden feien und fonad, von den genannten Uferanrainern aus dent 
Titel der SS. 411 und 412 des a. b. ©. B. nicht beanſprucht wer- 
ven können. 

Zur Begründung wurde bemerkt, daß das Eigenthum des Wafler- 
bauärars an den fraglichen Orunpflähen, auch abgejeben von der blos 
analogen Anmenvbarleit der Beſtimmungen des Hofkammerdecretes vom 
19. April 1842, keinem Zweifel unterliege.. Diefe Grundfläche fei näm- 
lich vor ihrer durch Einſchüttungen erfolgten Erhöhung über den Waffer- 
fpiegel ein Theil des Flußbettes, alfo öffentlihes Gut, und der Verfügung 
des Waſſerbauärars unterftchend geweſen. Der Stadtgemeinde feien die 
erwähnten Einfhüttungen Seitens des Waflerbauärard nur zu dem Zwecke 
bewilligt worden, um den Uebelfländen, welde fi aus der übermäßigen 
Breite des Flußbettes ergaben, nad Thunlichkeit abzubelfen. Da ber 
8. 42 des fteierm. Waſſ. Gef. von Regulirungsarbeiten überhaupt fpreche, 
ohne eine planmäßige Regulirung des ganzen Fluſſes oder größerer 
Streden als Bedingung des Erwerbed der dadurch gewonnenen Gründe 
binzuftellen, fo ergebe fi, daß dem Waflerbauärar, welches die Einfchüt- 
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müſſe auch bei ver Entfheidung der Frage im vorliegenden Falle feft- 
gehalten werben, und da nad) dem cit. 8. 22 Edulzimmer, Werkſtätten 
und Amtliche Ubicationen, febalp fie blo® für ihre eigentliche Beftinmung 
benägt werden und nicht vom Eigenthümer des Gebäudes gemiethet fint, 
als Wohnbeftandtheile nicht in Anfchlag gebracht werben bürfen, fo können 
diefe Ubicationen auch bei Bergleihung der vermietheten und nicht ver- 
mietheten Wohnbeftanptheile in einem Orte ebenfalls nicht in Anſchlag 
gebradyt werden. 

Die Beſchwerde geht aber von ter Anſicht aus, daß bei der vorzu⸗ 
nehmenten Zählung und Bergleihung der Wohnbeftandtheile alle abjolut 
bemohnbaren Beftundtheile als MWohnbeftandtheile, alſo auch die im 8. 22 
des berufenen Sebäudefteuergef. vom Jahre 1820 aufgeführten Arten von 
Wohnbeftandtheilen, namentlich Schulzimmer, ämtlidye Ubicationen mitzu- 
zählen feien. 

Der B. ©. Hof ift der Anfhaunng, daß als Wohnbeftanptheile im 
Zwede der Hausfteuerveranlagung nur jene Beftandtheile angefehen werden 
fönnen, welde das Gebäudeftenergefet ale Wohnbeſtandtheile vefinirt. Nach 
8. 22 des Tail. Patente vom 23. Yebruar 1820 werden als Wohnungs- 
beftandtheile zum Behufe der Claffification blos Zimmer und Kanımern, 
die wirklich bemohnt werben oder zur Bewohnung beftinmt find, begriffen. 
Es find auch nad 8. 17 der mit Hoflanzleitecret vom 29. Februar 1820, 
3. 351 zu diefem Patente verlautbarten Inftruction zur Claffification der 
Wohngebäute im Innern des Gebäudes die MWohnungsbeftandtheile an 
Zimmern und Kammern abzuzählen und in das Häuferverzeichniß einzu- 
tragen. Nah 8. 22 des cit. Patentes find Borzimmer, Säle, Gefell- 
fbaftszimmer, Screibftuben u. dgl. als Wohnungsbeftandtheile erklärt, 
weil fie eben Zimmer over Kammern find, nicht aber Küchen, Keller, Böden, 
Stallungen, Scheuern u. dgl., weil diefe eben feine Zimmer oder Kam⸗ 
mern find. 

Wenn nun weiter in biefem Paragraphe beſtimmt wirkt: Auch werden 
als Wohnbeftanptheile nit in Anſchlag gebracht: Schulzimmer, Werk⸗ 
ftätten, ämtlihe Ubicationen, jobald fie blos für ihre eigentliche Beſtim⸗ 
mung benügt werden, es fei denn, daß dieſe Beftandtheile von dem Eigen⸗ 
thümer des Gebäudes vermiethet werden, jo wird dadurch nicht ausgeſprochen, 
daß dieſe Beſtandtheile, infoferne fie Zimmern und Kammern find, feine 
Wobnbeftandtheile find, fondern daß dieſen fonft nach der allgemeinen Regel 
als Wohnbeftantiheile zu behandelnden Beitandtheilen eines Wohngebäudes 
eine bedingte Befreiung ven der Hausclaſſenſteuer zugeflanden wird. Sie 
hören aber nicht auf, nady dem allgemeinen gejetlichen Begriffe über Woh- 
nung&beftandtheile — Wohnbeftandtheile zu fein, da im alle z. B. wenn 
fie gemiethet wären, fie doch als Wohnbeftandtheile in Betracht kommen 
müßten. 

Da nun im $.1, lit. a bes Gef. vom 9. Februar 1882 der Aus⸗ 
drud „Wohnbeftandtheil" ohne weitere Einſchränkung gebraudt wird, fo 
muß angenommen werden, daß al8 folder jeder Beſtandtheil anzuſehen ift, 
welcher nad dem allgemeinen Begriffe im $. 22 ald Wohnungsbeftandtheil 
aufzufaflen ift, d. i. jedes Zimmer und jede Kammer, das, bezw. bie 
wirfli bewohnt wird oder zur Bewohnnng beftimmt ift, ohne Rüdfiht 
auf die Art, auf welche die Benützung erfolgt. 
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Würde der Sefetgeber einen anderen Vorgang beabfichtigt haben, 
fo würde er dies allenfalls durch den Beiſatz „bei Umlage ter Haus— 
claffenfteuer veranſchlagten“ zum Ausdrude gebracht haben. 

Der B. ©. Hof war daher nit in der Lage, den Vorgang ber 
Finanzbehörden als gefeglicy gerechtfertigt anzuerkennen, weshalb die an- 
gefochtene Entfcheidung nah $. 7 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden mußte. 


Ar. 1563. 
Die in einem Kaufvertrage enthaltene Geffion einer Forderung unterliegt 
. einer befonderen Scalagebühr. 


Erfenntniß vom 31. November 18823, 8 27. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerde des Ernſt Pic, 
Privaten in Wien, ca. Entjheidung des ka k. Finanz-Min,. vom 4. April 
1882, 3. 6479, betreffend die VBorfchreibung einer Gebühr nah Scala II 
pr. 67 fl. 50 fr. für die im Raufvertrage vom 17. Mai 1881 berufene 
Seffion von Forderungen pr. 21.500 fl., nad durchgeführter d. m. Ver⸗ 
handlung zu Hecht erkannt: 

„Die Bejhwerde wird al8 unbegründet abgewiejen. — 
Der Beijhwerdeführer hat demk. k. Finanzminifterium an Roften 
bes Berfahrens 10 fl. binnen 14 Tagen nad Zuftellung des 
Erkenntniſſes zu bezahlen.” ”) 


ir. 1964. 


Gebührenpflicht von Schlußnoten eines Börfenfenfales bei einem gericht: 
liden Gebrauche. 


Erkenntniß vom 21. November 1882, 3. 2248. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerbe der Handelsfirma 
Anton Popper & Comp. in Wien ca, Entfheidung bes k. k. Finanz Min. 
vom 4. Februar 1882, 3. 38601, betreffent die erhöhte Gebühr von 
einem Börfefchlußzettel, nach durchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht 
erkannt: 
| „Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfaß der Koften des Verfahrens wirb nicht auferlegt." **) 


*) Siehe Entfcheibungsgründe bei Nr. 376 (Band II, Zabrgang 1878). 
*s) Siehe Entfcheidungsgrüinde bei Nr. 1112 (Band V, Jahrgang 1881} 
und bei Nr. 1300. 





Srfemutug vom 32. Zmunler EB, 3. BEI. 


Ter EE E91 hat ãAer rie Fetimerte 106 Pegirftantidefie 
Kurus ea Extiterumg tes Icam. Yımsehrıt’hutet wem 26. Apr 1883, 
3. 12467, beiretses tie Leierzuiume euer Scirget bei ber Theil; 
seh Beartes sick, sah Burigefisceer 2. m. Terhuzizag zur Anker; 
ue6 R:u. Ir. Arız, Cesvwer, tana teb Araz; Qacht, Uirmmmd te 
Pesirtsuusisun:s Uricı, m Bertrretummg freie mıttetjer’zten Bezirfärat- 
Ikuffes, zı Reit atıma: 

„Lie Beiäzerze mir ale uxnbegräntet abgemiciten” 


Exifhridungserkude. 

T⁊ ren scH ter Fertrerung veB friheren Peiirtes Umhest gefaten 
uns jether sur sgefäärten Peiiu”e wem 25. Tix 1277 weurte ki te 
Erzzer Kirt’hen Spatcañne em Terichen ven OÖ L für ten Feat 
Unbest Su’ jeRSUmER. — Iz twier Beisisk rer Dezztawertretung ſeiner- 
yt sen foner Scie angefechten werte zER der Yınzehamijbug and I 
der heute in Berbanzlınz fichenten Curisetumg tie Nebikwirfiumiet 
dieſes Deisiafies wcht m Grage Kelı, je Icantem tie im vermaltungk 
gerıztichen Berfskren gezen tie Giigleit tiefes Beicbiufles wegen mır 
geluser Zuitmmung des Lantehumejsuieh vwerzehrattem Verenfen mät 
weiter berädiiht:zt werten. 

Temzemig war anzefihts ter Veitimmumgen ter SS. 3, a. I, 
51 un 55 res Bezirkövertretungägel. daren ans;ngchen, daß ducch tickn 
Vejchtxij eime rechtl:che Berrfliotaag vem Geſammtbezirke uud zmur if 

jemem Umfznze erwutfen ıf, anf melden zur Zeit tes Beſchlufſes tie 
Birflamteit der Pezirfövertretung fih erfiredie, alio dem Bezirke Unheil 
einjchließlich ver mit Lanzedyef. vom 24. April 1878, Re. 9 als ter 
malizen Bezirk latno ansgcihietenen Gemeinten. 

Eben taram iſt für vie Frage, za weilen Laſten dieſes Darlehen 
aufgensmmen wurte, tie Art umd Weiſe ter Bermentung tes Darlchen 
durchaus gleihziltig und es werten deshalb tie Ausführungen ter de 
ſchwerde, tat das Tarlchen nicht für tie gemeinfauen Derärfaifie te? 
Geſammtbezirles, ſondern mur für tie Eonterinterejjen jener Gemeint, 
tie ven heutigen Bezirk Unhost bilven, aufjenommen umb verwendet wurde, 
als irrelevant Übergangen. 

Nah ten weiteren Ausführungen ber Beſchwerde ſoll die mit der 
angefochtenen Entſcheirung getroffene Berfügung, daß ein Theil und zwat 
tie Hä:fte jenes Darlehens als eine Laſt des nunmehr ſelbſiſtändigen Br 
zirkes Kladno anzufchen ſei und daß für tie Bedeckung dieſes Theilbetrages 
ter Bezirk Kladno aufzufommen habe, deshalb geſetzwidrig ſein, weil jenes 
Darlehen mit Ende des Jahres 1379 vertrags- und beſchlußmäßig hätte 


EEE. 
Beilcge der Jurikikgen Blätter. 
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zurüdgezahlt werben follen, weil der Bezirk Kladno auch im Jahre 1879 
zu dem Aufwande des früheren Bertretungsbezickes Unhost mit einer 
14percentigen Umlage concurrirt hat und weil der am 28. November 1878 
von der früheren Bezirfsvertretung Unhost gefaßte Beihluß im Einver- 
nehmen mit dem Darlehensgeber die Rüdzahlung des Darlehens in einer 
fpäteren Zeit zu leiften, nicht giltig und nicht rechtsverbindlich war, bar 
bereit3 mit Erlaß der Statthalterei vom 27. Dctober 1878 die Auflöfung 
der Unhoster Bezirlövertretung behufs Vornahme der Neuwahlen für bie 
Bertretungen der nengefchaffenen Bezirke Unhost und Kladno verfügt wor⸗ 
den war, 

Aber auch diefe Bejchwerbeausführungen find durchaus haltlos, — 
Denn abgefehen davon, daß mit dem vorerwähnten, feinerzeit gleichfalls 
von Niemand angefochtenen Statth.-Erlaffe vom 27. October 1878, 
Nr. 58719 vie beftandene Bezirlövertretung Unhost zwar allerbings auf- 
gelöäft, ihr aber zugleich bis zur Conftituirung ber neuen Bezirlövertretungen 
die Beforgung der laufenden Gefchäfte überlaffen wurde, daß alfo dieſe 
Dezirkövertretung allerdings berechtigt, ja verpflichtet war, über die Bezirks⸗ 
bedürfniffe des Jahres 1879, alfo auch wegen Berlängerung des Rück⸗ 
zahlungstermines jenes Darlehens Beſchluß zu fallen, abgejehen weiter 
devon, daß der diesbezügliche Befchluß nicht nur unangefochten blieb, fondern 
geradezu unter Zuftimmung ber Bertreter des befchwerbeführenden Bezirkes 
zu Stande kam, ſteht feft, daß nach dem pro 1879 feftgeftellten Präliminare 
die Darlehensforderung nicht einmal theilweife aus der befchloffenen und 
aud) von den Gemeinden des Bezirkes Kladno eingezahlten 14percentigen 
Umlage rüdgezahlt werben follte, noch fonnte. 

Denn ber präliminirte Abgang wurde nad dem ausbrüdlichen Wort. 
laute des Beichluffes „ausſchließlich der rüdzuzahlenden Darlehensforderung 
der ſtädtiſchen Sparcafje pr. 8000 fl.“, fowie ausfchlieglich des Aufwandes 
für Straßenzwede mit 20.056 fl. feftgeftellt und die votirte 14percentige 
Umlage reichte, wie actenmäßig fichergeftellt ift, eben zur Bebedung biejes 
Abganges hin. 

Es ift ſomit die Aufftelung der Beſchwerde, daß ber feither aus- 
gefhiedene Bezirk Kladno durch Leiftung der 14percentigen Umlage das 
Seinige zur Abftoßung jener zweifellos gemeinfamen Schuld geleiftet babe, 
durhaus unrichtig und deshalb die angefochtene Entſcheidung wohl be- 
gründet. | 

Was die bei der mündlichen Verhandlung vorgebrachten Ausführungen, 
daß der angewendete Theilungsmafftab ein nicht zutreffender fei, anbelangt, 
fo konnte in diefelben, da weder im adminiftrativen Inftanzenzuge, noch 
aud in der Beſchwerde vor dem B. ©. Hofe gegen die Repartirung ter 
Schuldpoft nah dem Berhältniß von 1 : 1 Einwendung erhoben worden 
ift, nicht weiter eingegangen werben. 

Es war demnach die Beſchwerde als gejeglich nicht begründet zurück⸗ 
zuweifen. | 


Budwinsti, B. G. 9. Erkenntnifle. VL, 34 
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Wenn die Befchwerde dagegen geltend macht, daß auf dieſes Moment 
deshalb fein Gewicht gelegt werben könne, weil e8 im Belieben des Be- 
fchwerdeführers gelegen ift, durch Verſetzung feines Dienftperfonales das 
Moment der Nationalität der fchulpflichtigen Kinder zu ändern, fo ift den 
gegenüber zu erinneın, daß die Behörden bei verlei Verfügungen nur mit 
den thatjächlic gegebenen Berbältniffen, nicht aber mit bloßen Möglich- 
feiten zu rechnen haben. 

Die Ausfhulung der Ortſchaft Urtinowig von Rudolfſtädt war aber 
auch aus einem anderen Grunde gefetlich geboten. — Nach den gepflogenen 
Erhebungen ift Urtinowig vom Rudolfſtadter Schulhaufe 5.088 Kilometer, 
alfo mehr als eine halbe Meile (3.793 Kilometer) entfernt und es ift 
baher die getroffene Verfügung auch durch den $. 1 tes Gef. vom 19. Fe⸗ 
bruar 1870, 8%. ©. B. Nr. 22 gerechtfertigt. 

Wenn die Befchwerde unter Berufung auf $. 9 1. c. hervorhebt, 
daß der Schulort Jivno zur Ortsgemeinde Hur, Urtinowig dagegen zur 
Ortögemeinde Zoilov gehöre, fo kann aud dieſer Umftand eine Geſetz⸗ 
wibrigfeit der Entſcheidung nicht begründen, weil nad) 8. 9 des vorcit. 
Sefetes „für die Abgränzung der Schulfprengel die Gränzen der Gemeinde- 
gebiete nur in der Regel maßgebend find“ und es den Behörden 
anheimgeftellt ift, „aus Zweckmäßigkeitsgründen auch eine andere Einthei« 
lung“ zu treffen. 

Die Beſchwerde war demnach als geſetzlich nicht begründet zurück⸗ 
zuweiſen. 


Ar. 1567. 


Ueber die nad $. 55 bes Einquartierungsgef. für die Militärverwaltung 
vorgefehene Enteignung des Eigenthumsredhtes und über jene des Be: 
nügungsrechtes. 


Erfenntnig vom 23. November 1882, 3. 23329. 


Der 88. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Franz Tecilaciö 
und Genoſſen ca. Landeövertheidigungs- Min. anläglih der Entſcheidung 
besfelben vom 12. Auguſt 1881, 3. 8390, betreffend die Exrpropriation 
bes Benützungsrechtes von Örundftüden zu einem Erercierplate, nad durch⸗ 
geführter d. m. Berhantlung und Anhörung des Adv. Dr. Heinricy Bloch, 
fowie des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Frhrn. v. Lattermann, zu Recht erfannt: 

„Die Befhmerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Dezüglih der erhobenen formellen Einwentungen ift Folgendes zu 
bemerfen. Die Mängel der erften Ausfertigung des Enteignungserkennt- 
nifjes, nämlih die Aufnahme einer nicht hinein gehörigen und die Aus- 
lofjung einer hinein gehörigen Parzelle, dann die Unterlaffung ver indivi- 
buellen Berftändigung ber einzelnen Miteigenthümer hat die Statthalterei 
jelbft als joldhe erfannt und unter Beranlaffung einer zweiten Ausfertigung 
mit Berichtigung ver Parzellennunmern und inbividuellen VBerftändigung 
der ſämmtlichen Miteigenthümer behoben, 
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Hievon wurde laut Inhaltes der Acten tem k. k. Minifterium bereits 
bei Vorlage des Recurſes der Befchwerbeführer Anzeige erftattet und kann 
fomit ein Zweifel darüber mit Grund nicht erhoben werden, daß mit der 
angefohtenen Min.⸗Entſcheidung das von ber Statthalterei gefällte Er- 
fenntniß mit ber von legterer felbft vorgenommenen Berichtigung beftätigt 
worben jei. 

Eine nähere Bezeichnung der Gründe, welche enteignet und ber Per- 
fonen, gegen welche die Enteignung gerichtet ift, als fie im Erpropriations- 
erfenntniffe angegeben wurden, fonnte umfoweniger als nöthig erachtet 
werden, da weder bezüglich der zu enteignenden Örundparzellen, die im 
berichtigten Erfenntnifje mit Nummern bezeichnet find, noch bezüglid ver 
Eigenthümer verjelben ein Streit oder Zweifel beftand. 

Die gerichtliche Kündigung und der gerichtliche Räumungsauftrag 
bezüglich des Pachtobjectes konnten der Berhandlung der Behörden in Ab⸗ 
ſicht auf ein Enteignungserkenntniß und deſſen Fällung nicht im Wege 
ſtehen; im Gegentheile iſt erſt durch die Kündigung des Beſtandobjectes 
und den gerichtlichen Räumungsauftrag an die politiſchen Behörden die 
Aufgabe herangetreten, für das Bedürfniß der Militärverwaltung im Falle 
eines nicht zu bewerkſtelligenden Uebereinkommens im Wege der Enteignung 
zu ſorgen. 

Betreffend die Einwendung, daß hinſichtlich des Benützungs rechtes 
bezüglich ter Tecilazie'ſchen Gründe ein ordnungsmäßiger Vergleichsverfuch 
nicht vorausgegangen ſei, iſt aus den Protokollen vom 21. Jänner, 3. Mai 
und 15. Juni 1880 zu erſehen, daß ſpeciell laut letzterem nicht nur wegen 
Erwerbung des Eigenthumes, ſondern quch wegen eines Beſtandvertrages 
unterhandelt wurde. Allerdings haben die Verhandlungen nur mit Franz 
Tecilazie flattgefunden. Da jedoch Franz Tecilazié Miteigenthünmer von 
3, Theilen der Grunpftäde ift und ſtets als Bertreter der übrigen Mit- 
eigentbünmer intervenirte, jo kann aud darin, daß die Verhandlungen zum 
Zwede ver Erzielung eines gütlichen Uebereinfommen® ohne Zuziehung ber 
übrigen Intereffenten erfolgten, ein wefentliher Mangel des Berfahrens 
umfominder erblidt werden, als e8 im Hinblide auf 8. 833 des a. 6.6.2, 
Sade der Theilhaber geweſen ift, ihre Entſchließung über die Propofitionen 
des Militärärard der Behörde zur Kenntniß zu bringen und als Franz 
Tecilazic laut des Tettangeführten Protokolles fih ausdrücklich auf das 
mit den Miterben gepflogene Einvernehmen und auf bie Seitens berfelben 
erfolgte Abgabe ihrer Willensmeinung berief. 

Der Geſetzmäßigkeit des Expropriationdactes kann auch der Umſtand 
nicht entgegengehalten werden, daß e8 in der Gemeinde außer den Teci- 
lazic’ihen Gründen andere zu Erercierplägen verwendbare Gründe gibt. 
Denn bdiefer Unftand fett die Gemeinde, bezw. die Behörde nur in bie 
Tage, unter den mehreren geeigneten Objecten vie Auswahl zu treffen, 
nicht aber gibt er Einem der Kigenthümer ein Recht, zu verlangen, daß 
feine Grundſtücke von der Maßregel verfchont bleiben. 

Was aber ven Befchwervepunft anlangt, daß zwar dem Wortlante 
nad eine auf eine beftimmte Zeit befchränkte, in Wirklichleit aber eine 
bleibende Benügung diefer Gründe in Anjprud genommen, trogtem aber 
nur das DBenügungsrecht enteignet werte und dadurch die Eigenthümer, 
chne daß eine Ablöfung der Gründe erfolgt, in dem Rechte ter freien 
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Benütung ihres freien Eigenthumes, nämlich diefer Gründe, welde ale 
Baugründe den Werth eines Vermögens darftellen, gehindert werben, ſo 
vermochte der B. ©. Hof au tiefen nicht für begründet zu erfennen. 

Nah $. 55 des Einquartierungsgef. hat für ven Fall des Nicht. 
zuſtandekommens eines gätlichen Webereinfommensd wegen Erwerbung des 
Eigenthumes, bezw. des Benügungsrechtes für die Militärverwaltung die 
Enteignung ftattzufinden, ohne nähere Feſtſetzung, wann die Enteignung 
des Eigenthumsrechtes, mann jene des Benütungsrechtes Platz zu greifen 
habe. — Aus der Natur der Sache, aus dem Rechte des Eigenthümers 
auf angemeſſene Entſchädigung, aus analogen Beitimmungen verwandter 
Geſetze (8. 7 des a. b. ©. B., fo 3. B. $. 100 des allg. Berggef., 
SS. 4«—9 des Gef. vom 18. Februar 1878, R. ©. B. Nr. 146, 
8. 15 ad b des Reichs⸗Waſſ. Gef.) muß allerdings gefolgert werden, daß 
eine Enteignung des Benützungsrechtes nur bei vorübergehenden 
Bedarfe, die Enteignung des Kigenthumsrehtes aber dann flattzufinden 
hat, wenn eine bleibende Verwendung des erpropriirten Objectes für jene 
Zwecke, au teren Gunſten die Enteignung erfolgt, vorauszujehen ift. 

Auf eine ſolche bleibente Benügung kann nun aus ber Natur ber 
Zwede, für welche tie erproprürten Orundftüde in Anſpruch genommen 
wurten, offenbar nicht gefchloffen werden. Es ift vielmehr aus mannig« 
fahen Gründen fehr mohl möglich und denkbar, daß der Bedarf eines 
Erercierplages in der Oenteinte Spalato überhaupt und des im concreten 
Valle gewählten insbefondere, nur ein zeitweifer und vorlibergehender 
fein kann. 

Aber auch aus dem von der Militärbehörde geftellten und durch das 
Erproprintionsertenntniß erfüllten Anfpruce kann nicht abgeleitet werden, 
daß es fi vorausfihtlih um eine bleibente Verwendung der exrproprürten 
Grundſtücke handelt. Erfolgte ja die Erpropriation nur für den Zeitraum 
von drei Yahren und wurde dorh das weitergehende, der Zeitdauer nad 
ganz unbeftimmt Eerfenntniß der II. Inftanz behoben. 

Allerdings enthält die Entfcheidung den Beifag, daß nah Ablauf 
diefe8 Termines neue Berhandlungen wegen eined Uebereinkommens ge= 
pflogen oder ein neues Enteignungsverfahren eingeleitet werde, — allein 
diefem, eben wegen des Inhalte® der Entſcheidung der II. Inſtanz leicht 
erflärlichen Zufage die Deutung zu geben, daß die Etaatsverwaltung 
dermalen ſchon eine bleibende Verwendung der exrpropriirten Gründe in 
Ausſicht nehme, ift weder zuläffig, nod zutreffend. — Nidt zu- 

läffig, weil durch eine foldhe Deutung der Etuatöverwaltung eine Schein- 
handlung imputirt würde, — nicht zutreffend, weil, offenbar je nachdem 
die Verhältniſſe künftig fich geftalten, die zeitweife over bleibende 
Erwerbung der fraglihen Gründe Gegenftand weiterer Berhanplung 
jein fol. 

Was die Ausführungen ter Bejchwerbe, betreffend den höheren Werth 
der erproprürten Gründe anbelangt, fo fennte im verwaltungsgerichtlichen 
Berfahren darauf feine Rüdfiht genommen werden, weil die Feſtſtellung 
der ten Werthe der Gründe angemefjenen Entſchädigung nur Sade 
der gerichtlihen Schätung fein fann. 

Die Befchwerde mußte daher abgewieſen werven. 
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auf jenen Ruhegenuß und jene Berforgung haben, die ihnen nach den bis 
jeßt geltenden, d. i. nad den bis zur Erlaffung diefes Landesgeſetzes in 
Kraft geftandenen Geſetzen gebühren. 

Die Umftaltung der Hauptfhule in Neufantez in eine etatmäßige 
erfolgte mit dem 1. September 1875. — Franz Aroni, gewefener Director 
und Lehrer an biefer bisherigen Hauptſchule, ftarb im October 1875, 
d. i. zu einer Zeit, wo die meuaudgefchriebenen Lehrerpoften noch nicht 
bejegt waren; Johann Hoſtynek, gewefener Lehrer an jener Schule, ftarb 
im Jahre 1875, alfp no vor Umflaltung ver Schule in eine etatmäßige. 
Da ſonach feiner ver beiden Lehrer in den neuen Lehrftatus der unftalteten 
Schule in Neuſandez überging, fo findet rüdjichtlih der Berforgung der 
nad dieſen Lehrern verbliebenen Witwen Rofalia Aroni und Thereſe 
Hoſtynek das obcit. Landesgeſ. vom 2. Mai 1873, Nr. 251 feine An- 
wendung und können nur die bezüglichen, bis zur Erlaffung des cit. Landes⸗ 
gejeßes in Kraft geftandenen Geſetze in Betracht kommen. 

Die Schule, an der die obgenannten Lehrer — und zwar Aroni 
feit dem Yahre 1856, Hoſtynek feit dein Fahre 1854 — angeftellt gewefen 
find, war unbeftrittenermaßen eine Hauptichule, mas übrigen® aus ben 
bezüglichen Anftellungsvecreten der beiden Lehrer zur Evidenz hervorgeht; 
«8 handelt fi alfo im gegebenen Yale um Berforgung der Witwen nad) 
Hauptſchullehrern und diesbezüglich kommen die 88. 290 und 291 ber 
polit. Schulverfaffung zur Anwendung — Nah dieſen gefeglichen Be- 
flimmungen find die Hauptſchullehrer, fowie die nach ihnen verbliebenen 
Witwen und Waifen für penfionsfähig erflärt und fonad wie andere 
Staatsdiener nad dem auch noch zur Zeit geltenden Penſionsnormale vom 
50. November 1771 und vom 26. März 1781 zu behandeln. 

Unter Zugrunbelegung des im Sinne der beiden cit. Benflonsnermalien 
als von jeher allgemein angenommenen Grundſatzes, daß die normalmäßigen 
Gebühren einer Staatsdienerd-, im gegebenen Falle einer Hauptſchulleh⸗ 
rer8-Witwe aus eben den Fonds und Caſſen zu erfolgen find, aus welchen 
der Mann, von dem ber Anfprud auf eine ſolche Betheilung herrührt, 
zulegt feinen Gehalt bezog, konnte der B. ©. Hof in dem Borgange ber 
Schulbehörden, demgemäß die Verpflichtung zur Zahlung ter Witwen- 
gehalte an Rofalia Aroni und Therefe Hoſtynek der Stadtgemeinde Neu« 
fandez auferlegt wurde, eine Geſetzwidrigkeit nicht erbliden. Denn «8 
liegt actenmäßig erwiefen vor, daß zufolge des unter Berufung auf einen 
Min-Erlag vom 7. Februar 1867, 3. 694 ergangenen Statth.-Erlafjes 
vom 20. Yuli 1867, 3. 30421 die bis dahin beftandene Beitragsleiftung 
des Normaljchulfondes zu den Gehalten des Hauptichultirectors Aroni 
und bes Lehrers Hoſtynek eingeftellt und die Stadtgemeinde Neufanbez 
als zur Uebernahme viefer Auslagen berufen, zur Sicherftelung derjelben 
und Uebermweifung auf vie Rocalmittel angewiefen wurde. Diefe Verfügung 
der Statthalterei Tann, weil vor der Wirkſamleit des Gef. von 22. Octo⸗ 
ber 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 in Rechtskraft erwachſen, nad 
8. 49 diefes Gef. vor dem B. ©. Hofe nicht angefochten werben, wes⸗ 
balb ver V. ©. Hof auch nicht in der Lage war, die Webereinftimmung 
ver Statth.-VBerfügung mit dem darin berufenen Min.-Erlafje oder bie 
Geſetzmäßigkeit des letteren feiner Prüfung zu unterziehen. Auf Grund 
diefer rechtskräftigen Statth.- Verfügung haben die beiden Lehrer Aroni 
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und Hoſtynek auch thatfächlih bis zu ihrem Ableben ihre Gehalte aus 
der Caſſe der Stadtgemeinde Neufandez bezogen, was übrigens von ber 
befchwerbeführenden Stadtgemeinde gar nicht in Abrede geftellt wird.. 

Wenn aber aus dem Umſtande, daß ber galiz. Landesfchulrath feit 
dem Jahre 1867 der befchwerbeführenden Stadtgemeinde alljährlih Zu- 
ichüffe aus dem Normalſchulfonde verabfolgt und dieſelben fogar im Jahre 
1871 aus Anlaß der Penflonirung zweier Lehrer, darunter des Hoſtynek, 
um bie für jene Penſionen nöthige Summe erhöht hat, abgeleitet werden 
will, daß mit der obeit. Statth.-Berfügung die partielle Beſoldung der 
Lehrer aus dem Normalfhulfonde nur de nomine fiftirt, bennod de 
fscto dieſe Zahlungen auch fernerhin geleiftet wurden, jo muß dem gegen 
über erinnert werben, daß dieſe Zuſchüſſe niemals aus dem Titel einer 
Berpflihtung, fonbern ſtets als Subventionen und Unterftüßungen ber 
Stadtgemeinde in Würdigung ihrer prefären materiellen Rage verabreidt 
worden waren und daß alfo daburd die mit jener Statth.⸗Verfügung der 
Stadtgemeinde Neufandez rechtskräftig auferlegte Verpflichtung, die Belol- 
dungen der Lehrer aus Lecalmitteln zu zahlen, in feiner Beziehung eine 
Aenderung erfahren hat. 

Schließlich kommt noch zu erinnern, daß die Entrichtung der ſogen. 
Sarenz- und Charakterdtare einen Anfprud auf Verforgung aus einem 
beftimmten Fonde nicht gemährt, weil diefe Zare, welder „jede ftabile 
Ernennung zu einem Dienfiplage, wonit ein Geld oder Naturalgenuf 
aus dem Staatövermögen oder aus einem bemfelben gleich gehaltenen 
öffentlichen Fonde verbunden ift, ſowie jede Vermehrung dieſes Genußes 
(dafern die vom Geſetze geforderten Bebingungen vorhanden find) unter 
liegt“, als eine Dienftverleihungstare (a. h. Patent vom 27. Jänner 
1840, Zargef., Polit. G. ©. 68. Bd., Nr. 13, II. Theil, II. Abſchn, 
8. 176), und nicht, wie bie Beſchwerde vermeint, als ein Beitrag zu einem 
Penfionsfonbe, geleiftet wird. 

Die Beſchwerde ift fonah im Ganzen unbegründet und mußte ab- 
gewiefen werben. 


Ar. 1569. 


Befondere Abgabe für den Ausſchank gebrannter geifi er Betränfe. Be: 
rechnung der Bevölkerung zum Bwede des Abgabenausmaßes. 


Erkenntniß vom 28. November 1882, 3. 2266. 


Der k. £ 3. ©. Hof hat über die Befchwerde des E. Lichtwitz 
und Comp., Ignaz Öoldberger, Herz und Comp., Sigmund Gold und 
Oppenheim, Mofter, Wurmbrand und Comp., Bernhard Nofenzweig, 
5. Noe und Sohn, Joſef Pollak, Jakob Sclefinger, S. Boxhorn, Alois 
Herzog, Ausfchänker geiftiger Getränfe in Troppau, ca. Entſcheidung dei 
t. ?. Sinanz-Min. vom 5. Juni 1882, 3. 15530, betreffend die für Trop⸗ 
pau nad einer 20.000 Seelen überfteigenden Bevölkerung benfelben auf 
Grund des Gef. vom 23. Juni 1881, R. ©. DB. Nr. 62 auferlegte 
befondere Abgabe, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung 
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des Adv. Dr. Sigmund Zins, fowie des k. k. Oberfinanz-Rathes Johann 
Jekabel, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen — 
Ein Erfag der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt." 


Entfdeidungsgründe. 


Den Beichwerbeführern wurde für den I. Semefter 1882 die gemäß 
bes Gef. vom 23. Juni 1881, R. ©. B. Nr. 62 entfallende befondere 
Abgabe für ven Ausſchank gebrannter geiftiger Getränke mit 45 fl., d. i. 
in dem Ausmaße vorgejchrieben, wie fie nah 8. 11, 3. 5 des cit. Geſetzes 
in Ortfchaften mit einer Bevölkerung von über 20.000 Seelen einzuheben 
if. — Diefes UÜbgabenausmaß wurde im Inftanzenzuge mit Rüdficht auf 
den 8. 9 des bezogenen Gef. bei dem Umftande aufrecht erhalten, ale 
nah der von ber k. k. ftatiftifhen Gentralcommiffion in Wien enpgiltig 
fihergeftellten Bevölterungsziffer die Stadt Troppau — Einheimifche und 
Fremde, alfo auch das Militär — 20.562 Einwohner zählt, aus welcher 
Zahl nur die entfernt gelegene Colonie Karlsau mit 160 Einwohnern 
auszuſcheiden kommt. 

Die Beſchwerde wendet ein, daß die Civilbenölferung der Stadt 
Troppau nah Ausfcheivung der Kolonie Karlsau 19.129 Einwohner be- 
trägt und es fei im Geſetze nicht gegründet, zum Behufe der Bemeflung 
der Abgabe au das Militär der Civileinwohnerfchaft zuzuzählen. 

Der B. ©. Hof war nicht in ter Lage, diefe Einwendung der Be 
ſchwerde als ftihhältig zu erfennen. — Nah 8. 9 des oben berufenen 
Geſ., laut weldem für die Bemefjung der befonderen Abgabe außer der 
Art des Geſchäftes als Mafftab auch die Größe der Bevöllerung der 
Ortſchaft, in welcher das Geſchäft betrieben wird, zu dienen hat, ift unter 
der Bevölferung diejenige Zahl der anmefenden Perfonen (Einheimifche 
und Fremde) zu verftehen, welche bei der jeweiligen legten Volkszählung 
in der Ortſchaft ermittelt wurde. 

In diefer, im gegebenen alle maßgebenden gefeglichen Beſtimmung ift 
fein Anhaltspunkt vorhanden, welder zu dem Schluſſe berechtigen könnte, daß 
bie Zabl der Bevölkerung einer Ortfchaft nur nad der Civileinwohnerſchaft 
zu berechnen fei und daß die Militärperfonen bei der Ziffer der anweſenden 
Perfonen außer Anſchlag zu laffen, eigentlih aus der nach der Bolls- 
zählung ermittelten Bevölkerungsziffer auszufcheiden feien. 

Da nun nah dem vollftändigen Ortfchaftöverzeichniffe der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder nach den Ergebniffen der Volls⸗ 
zählung vom 31. December 1880, herausgegeben von der k. k. ftatiftifchen 
Sentralcommiffion in Wien (2, Aufl., Wien 1882) die Bevölferung von 
Troppau an Einheimifchen und Fremden mit 20.562 Seelen berechnet ift, 
fo mußte fih die Finanzverwaltung an diefe von der competenten Stelle 
(8. 31 der Vorſchrift zum Gef. über die Volkszählung, R. ©. B. ex 1869 
Nr. 67) endgiltig fetgeftellte Ziffer der Bevölkerung von Troppau halten, 
zumal felbft nad ten Beftimmungen der 88. 11, 29 und 31 der bezogenen 
Vorſchrift zum Gef. Über die Volkszählung auch die Militärperfonen bei 
der Vollszählung zu verzeichnen find. 

Es war demnah die Enticheidung des k. k. Finanz Min. geſetzlich 
gerechtfertigt und mußte die Bejchwerde als unbegründet abgewiefen werben. 
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Hay 6. 73, 3 res Geb. Sch. haltet aber für tie Ertrichtung ber 
Ztempelgehöühr Jerermaun, ter im Ramen eines anteren eine ficmpl- 
pflicnige Eingabe, Rubriksabſchrift oder Beilage bei einer Behörde eir⸗ 
hringt und zwar zur ungelbeilten Hand mit demjenigen, im beffen Ramen 
ve Eingabe erfolgte, was auch ter 8. 64 austräd. — Es Tiegl 
aber auch in ver Natur einer Eolitamerpflihtung (8. 891 des a. b. 
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©. 3.) daß der Gläubiger die Wahl hat, welchen Schuloner er in An⸗ 
fprud nehmen will. 

Nun ift in der Tarifpoſt 20, 43 a, 89 und 79 die Stempel- 
pflichtigfeit der vom Beſchwerdeführer überreichten Eingaben und Beilagen 
außer Zweifel gefegt, er war daher als Ueberreicher verfelben zur Ent- 
rihtung der Stempeln verpflichtet, zumal hier feine der Bedingungen ein» 
getreten, unter denen nad dem Schlagworte: Curatoren (8. 29 und Tarif. 
poft 75 p) eine Stempelbefreiung, reſp. eine Stempelvormerkung ftattfinden 
konnte. 

Bei dieſer Sachlage mußte die Beſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen werden. Der Koſtenzuſpruch gründet ſich auf 8. 40 des Geſ. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1971. 


Urtheilsgebühr im alle, wenn es fih um die Berpflihtung zu einer zu: 
geſprochenen Leiftung nit an den Kläger, fondern an eine vom Kläger 
verfchiedene Perſon bandelt.*) 


Erfenntniß vom 28. November 1888, 3. 2239. 


Der it. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Joſef Mumelter 
und Albert Wachtler ca. Finanz Min. anläßlic ver Entſcheidung desfelben 
vom 11. Februar 1882, 3. 1475 wegen Urtheilsgebühr von 244 fl., 
nah durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.- 
Vice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird al8 unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der vom f. k. Finanzminifterium angelprodhenen 
Koften des Berfahrene vor dem k. k. Berwualtungsgerihtshofe 
findet nicht ftatt.* 


Entfcheidungsgründe. 


Mit Urtbeil des k. k. Kreis, als Handelsgerichtes Bozen vom 
20. März 1877, 3. 605 wurde zu Recht erfannt: Der belangte Joſef 
Mumielter ift fchuldig, die Schuld der Geſellſchaftsfirma Tanner und Knoll 
an die Erben der Elife Witwe Mumelter, geb. Knoll, im Betrage von 
31.578 fl. 36 kr. O. W. fammt den feit 31. December 1869 laufenden 
Zinfen zu tilgen und ſich hierüber durch die rechtsförmliche Quittung der 
Gläubiger oder die Beſtätigung der richtigen Deponirung der gefchulveten 
Summe audzuweifen, wofern er es nicht vorziehen würde, dem Kläger 
Albert Wachtler eine rechtöförmliche, die Liberirung desſelben al8 ehemaligen 
Geſellſchafters der Handelsgeſellſchaft Lanner und Knoll von der Haftung 
für obige‘ Schule der genannten Geſellſchaft enthaltende Erklärung der 
Erben der Elife Witwe Mumelter, geb. Knoll, zu übergeben, wenn ver 


*% Bol. auh Erkenntniffe: Nr. 246 (Band II, Jahrgang 1878), Nr. 507 
(Band III, Jahrgaug 1879). 
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I «16 eine Eılsflung veb Sites nah 8. 222 der allzem. Gerichtä⸗Ordg. 
tem. $. 24% ver wefigal. Gerichts⸗Ortg. anzefchen werten fann, d. h. als 
eine jelte Erlaflung, welche mit vefien Ablegung gleihe Wirkung haben 
würte, Tem Geſagten zufelge ift das verlicgende Urtkeil als eim rechts- 
fräftıges Eneurtheil nah Tarifpoſt 103 D tes Gef. vom 13. December 
1462 zu behanteln, 

Infoferne aber Tas befagte rechtẽkräftige Urtbeil, tem Llagebegehren 
entfprediend, wenn auch bedingt, auf die Tilgung einer Schuld im Beträge 
von 41.675 fl. 36 fr. ſammt Zinfen lautet, ift dasſelbe and als ein 
zuerlennendes (im Gegenſatze zum abweislichen) anzufchen und es fann 
nad der Textirung ber gegenwärtig in Kraft fiehenden Tarifpoft 103 Da 
der geänterten Zarifbeftiimmung nicht weiter darauf anfommen, ob das 
Buerlannte in der Zahlung eines Gelpbetrages oder in Uebertragung einer 
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Sade von einem ftreitenden Theile auf den andern beftehbt. Diefe Mo⸗ 
mente waren allerdings nad) Zarifpoft 103 II A b des Gel. vom 9. Ye 
bruar 1850 ausfchlaggebend; die foeben cit. Zarifpoft bat aber durch daß 
Oel. vom 1. December 1862 in der Tarifpoſt 103 D a nidt nur 
ſtiliſiſch — wie die Beichwerbeführer vermeinen — fondern durch bie 
Ausfheidung jener auf eine Bermögensübertragung binweifenden Momente 
auch efientiell eine Aenderung, bezw. Erweiterung erfahren, indem es heute 
hei der Tarifpoft 103 D a nur mehr auf das Moment der Rechtskraft 
des Endurtheiles, der Zuerlennung und auf den Werth des zuerfannten 
Segenftandes ankommt. _ » 

Nachdem nun das befagte rechtäfräftige Endurtheil ein zuerlennendes 
ift, fo handelt es fih im Zwede der Gebührenbemeflung nur nod um die 
Beftimnung des Werthes des zuerlannten (Streit-) Gegenftandes, welcher 
nach Tarifpoft 103 D a als Maßſtab für die Gebührenbemeflung zu 
dienen bat. Angeſichts der ausdrüdlichen Bezifferung der Schuld kann 
über den Werth des Streitgegenjtandee: fein Zweifel beftehen ; viefer Werth 
füllt eben im gegebenen Falle mit dem Betrage der Schuld, auf beren 
Tilgung erfannt wurde, zujammen, denn dieſe Schuldtilgung war eben 
Gegenftand des Streites gewefen. 

Da dem Oefagten zufolge die Behauptung der Befchwerbe, daß ber 
Gegenſtand des Rechtsſtreites nicht ſchätzbar ift, nicht gerechtfertigt erfcheint, 
fo kann von der Anwendung der Zarifpoft 103 D d ver geänderten Tarife 
beftimmung feine Rede fein. 

Daß aber die Anm. 2 der Zarifpoft 103 im gegebenen Falle nicht 
anwendbar ift, braucht angefichtd ihres Haren Wortlautes, wie indbefondere 
des Umftandes, daß diefe Annıerfung keinen jelbftftändigen befonveren Maß⸗ 
ftab für die Gebührenbemeilung enthält, feiner weiteren Erörterung. 

Die Beſchwerde mußte ſonach als im Ganzen unbegründet abgemwiefen 
werden. 


Ar. 1572. 


Anſpruch auf eine fünfzehniährige Steuerbefreiung bei einem im Jahre 
1880 baulich vollendeten, aber in demfelben Jahre nicht benüßbar ge: 
machten Gebäude. *) 


Erdenntniß vom 28. November 18823, 3. 2266. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Adele und 
Joſefine Marek ca. Entſcheidung des k. f. Finanz Min. vom 21. Yuni 
1882, 3. 14494, betreffend die Dauer der Steuerbefreiung für das Haus 
E..Nr. 72, Michelbeuern in Wien, nah turchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Alois Mayer, fowie des k. k. Min.⸗Secr. 
Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Bejhmwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfaß der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


*) Bol. au Erkenntniß sub Nr. 1432. 
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Entfdyeidungsgründe. 


Ueber das von den Bejchhwerbeführerinnen am 6. März 1881 ein- 
gebrachte Geſuch um fünfzehnjährige Befreiung von der Zinsfteuer rückſichtlich 
bes denfelben gehörigen Neubaues C.⸗Nr. 72, Michelbeuern in Wien, wurde 
von der Yinanzverwaltung auf Grund des Gef. vom 25. März 1880, 
R. ©. B. Nr. 39 die Steuerbefreiung für die Zeit vom 1. Mai 1881 
an bis einjchließlih 31. Deceniber 1892 bewilligt, während bie Beſchwerde⸗ 
führerinnen die fünfzehnjährige Steuerfreibeit, refp. anfprechen, daß im 
gegebenen Yalle da8 Gef. vom 15. März 1876, R. ©. B. Nr. 31 in 
Anwendung gebracht werbe. 

In thatſächlicher Beziehung muß hervorgehoben werben, daß laut 
Beftätigung des Wiener Meagiftrates das Haus am 30. December 1880 
ald baulich vollendet anerkannt, mit Befcheid jedoch vom 29. Jänner 1881, 
3. 317517 die Benügungsbemwilligung verweigert und der Benützungs⸗ 
confens erft mit Erledigung des Magiftrats vom 7. Mai 1881, 3. 114038 
ertheilt, worauf dasfelbe am 12. Mat 1881 in Benügung genommen 
wurde, 

Laut 8. 5 de8 Gef. vom 25. März 1880, R. 9. B. Nr. 39, 
betreffend die Steuerfreiheit von Neu⸗, Um- und Zubauten, welches mit 
1. Yänner 1881 in Wirkſamkeit getreten ift, wurden die vor Eintritt 
feiner Wirkfamfeit bereits erworbenen Anſprüche auf zeitlihe Gteuer- 
befreiung nicht berührt und find daher Steuerbefreiungsgefuche, welche fid 
auf vor biefem Zeitpuntte vollendete Bauführuugen beziehen, audy wenn 
fie erft nad dieſem Zeitpunkte eingereicht werden, nad den bis dahin 
geltenven Geſetzen und Berorbnungen zu behandeln. 

Nachdem der Bau dieſes Haufes am 16. Auguft 1880 begonnen 
und dasſelbe am 30. December 1880 baulich vollendet wurde, fo kommt 
e8 im vorliegenden alle nach der cit. Gejegesbeftimmung darauf an, zu 
beurtheilen, ob vor Eintritt der Wirkſamkeit diefes Gefeges, d. i. vor dem 
1. Jänner 1881, der Anfprud) auf Steuerbefreiung nah dem bis dahın 
beftandenen Geſetze bereitd erworben war? — Der B. ©. Hof mußte 
biefe Trage verneinen. Nach dem Gef. vom 15. Mär; 1876, R. ©. 2. 
Nr. 31 hatte nämlich für Neu-, Um- und Zubauten, welde in den Jahren 
1879 und 1880 planmäßig vollendet und benügbar gemacht werden, 
von der Gebäupefteuer eine Befreiung von fünfzehn Jahren flattzufinden. 
— (8 war aljo nad diefem Geſetze Beringung zum Anſpruche der fünf- 
zehnjährigen Steuerbefreiung, daß ter Bau im Jahre 1880 nidht nur plan- 
mäßig vollendet, jondern auch benüßbar gemacht werbe. 

Im gegebenen alle wurde aber das Haus zwar im Jahre 1880 
baulich vollendet, war jedoch in dieſem Jahre nicht benügbar gemacht, da 
der Magiftrat, tie competente Behörde, den Benütungsconfens verweigerte, 
benfelben erft unterm 7. Mai 1881 ertheilte und auch die factifche Be⸗ 
nügung nicht im Jahre 1880, fondern erft vom 12. Mai 1881 erfolgte. 
Es haben ſonach die Beichwerveführerinnen vor dem 1. Jänner 1881 den 
Anfpruh auf die zeitlihe Steuerbefreiung nah dem Gef. vom 15. März 
1876 nicht erworben gehabt, weil die Bedingungen, an welche dieſes Ge- 
fe die zeitlihe Steuerbefreiung gefnüpft bat, nicht erfüllt waren. 

Es Hatte fonah das Gefeet vom 25. März 1880 und da das 
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Geſuch um Steuerbefreiung de praes. 6. März 1881 mit Rüdfiht auf 
den im $. 4 deöjelben feſtgeſetzten Termin von fünfundvierzig Tagen nad) 
vollendetem Bau des Gebäudes zur Ueberreihung des Geſuches offenbar 
verfpätet war, die Beftimmung dieſes 8. 4 über verfpätete Geſuche in 
Anwendung zu gelangen, wie es auch Seitens der Finanzverwaltung ge= 
Icheben ift, weshalb der Anfpruch der Bejchwerveführerinnen auf fünfzehn- 
jährige Steuerbefreiung ald unbegründet erfannt und die Beſchwerde zurück⸗ 
gewiejen werten mußte. 


Ar. 1975. . 


Zum Begriffe eines „radicirten“ Gewerbes in Mähren. 
Erfenntniß vom 29. November 1888, 3. 2380. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Eheleute Franz 
und Therefin Schüffner ca. Entfcheivung des f. f Min. des Innern vom 
26. April 1882, 3. 13961, betreffend die Realeigenſchaft des auf ihrem 
Haufe Nr. 85 in Mähriih-Schönberg betriebenen Schankgewerbes, nad) 
burchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Karl 
Doſtal, dann des kak. Min.⸗Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewieſen.“ 


Entfcyeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entfheidung wurde in legter Inſtanz aus- 
gefprochen, es könne nicht anerkannt werden, daß mit dem, den Eheleuten 
Franz und Thereſia Schüffner gehörigen Haufe Nr. 85 in Mähriſch⸗ 
Schönberg da8 Bier- und Weinfchanfgewerbe als ein felbitftändiges radi- 
cirted Recht verbunven jei, weil dieſes Haus erft im Saufvertrage vom 
29. April 1799, als mit der Weinſchanks⸗ und Bierbräu⸗Gerechtigkeit 
begabt, angeführt wird und font diefe Gerechtigkeit nicht vor dem 15. No⸗ 
vember 1780, al8 dem für Mähren giltigen Wormalzeitpunfte, für radicirte 
Gewerbe in der Hausgemähr grundbücherlich eingetragen war, ferner könne 
auch nicht anerkannt werben, daß mit dem bezeichneten Haufe das Schank⸗ 
recht als Realreht auf Grund des Gef. vom 29. April 1869, L. G. B. 
Nr. 23 verbunden fei, da aus den Verhandlungen und indbefondere aus 
den Propinationsablöfungsacten hervorgehe, daß die Befiger der flebenund- 
ſechzig bierbrau⸗ und bierſchankberechtigten Häufer — worunter auch Nr. 85 
— eine propinationsberehtigte Bürgerfchaft gebildet, welche ihr aue- 
ſchließliches Recht zur Errichtung von Bräuhäufern und zur Biererzeugung 
gemeinſchaftlich ausgeübt haben, daher die dei den einzelnen Häufern vor- 
tommende Anmerkung nichts Anderes zu bedeuten habe, als daß ben je- 
weiligen Befiger ein Untheil an dieſem gemeinfchaftliden Schankrechte 
zuftehe, woraus keineswegs folge, daß auf jedem dieſer Häufer für fi 
ein ſolches Realſchankrecht hafte. Was das Weinfchankrecht anbelange, jo 
fönne, nachdem durh das Landesgeſ. vom 29. April 1869, Nr. 23 bie 
Propinationgrehte in Mähren aufgehoben wurden, von einem Erzeugungs⸗ 
oder Ausfchanksrechte in Bezug auf die ehemaligen Propinationsgetränfe 
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ans dem Titel des Propinationsrchtes nur infoweit vie Rete fein, als 
diefe Rechte durch das erwähnte Geſetz, 88. 42 und 43, aufrecht erhalten 
worden iind, worunter das Weinſchanlsrecht nicht enthalten fei; tie Ans 
übung des Bierausſchaulsrechtes ſtelle fih aber niht Sinne des $. 42, 
Abf. 2 und 3 des bezogenen Geſttzes als ein Ausflug der Biererzeugung 
dar, vie brauberechtigte Bürgerfchaft jei aber derzeit im im Befitze einer 
Biererzeugungsflätte. 

Mit Rüdfiht anf Tiefen eben dargeftellten Inhalt der adminiftrativen 
Entſcheidungen handelt es fi) demnach zunähft darum, immieferne tie 
Beſchwerdeführer bezüglih der in Rede ſtehenden Schankrechte das Bor- 
hantenfein jener Momente nachzuweiſen vermocten, weldye nach den gelteit- 
den Normen als die charakteriſtiſchen Merkmale eines radicirten Gewerbes 
anzufehen find. — Ein folder Nachweis konnte aber vorliegenvenfalls als 
erbracht nicht angefehen werden. — Denn nah dem Hoflanımertecrete an 
das mähr. Gubernium vom 6. November 1779 mußten alle ex titulo 
oneroso erworbenen „verfäuflihen Hantlungs- und Gewerbs-jura” binnen 
Einem Jahre a dato der Kundmachung dieſes Decretes (das ift alfo bie 
zum 15. November 1780) „ſtadt- oder grundbücherlich einprotofolliret” 
werten, wibrigens fie, nad Berlauf diefes einjährigen Termines, „ipso 
facto erlojhen” waren. Hienach fonnte nah Ablauf des bejagten Ter⸗ 
mines fein Gewerbe als verfänflih, folglih, da jedes radicirte Gewerbe 
immer auch verfäuflidy ift, der letztere Begriff alfo den erfteren einſchließt, 
aud) nicht als radicirt gelten, welches nicht bis zum Ausgang dieſes Ter⸗ 
mines in ein Stadt- oder Grundbuch gekommen war. Es konnte daher 
auh fpäter, als mit dem SHoffanzleidecrete vom 20. Februar 1795, 
Juſt. G. ©. Nr. 219 und andern fpätern gejeglihen Beltimmungen, inß« 
befondere au mit dem Hoffanzleidecrete vom 11. Februar 1821, Decret 
des mähr.-fchlef. Ouberniums vom 3. Auguft 1821, 3. 20455 bie Unter- 
ſcheidung der Realgewerbe in „rabicirte“ und „verkäufliche“ normirt worden 
war, der Begriff eines „radicirten* Gewerbes in Mähren immer nur auf 
Gewerbe angewendet werden, weldhe vor dem 15. November 1780 in 
einem Stadte oder Grundbuche vergewährt ericheinen. 

Diefe abfolute Borausfegung für das Vorhandenfein einer rabicirten 
Oemwerbsberehtigung ift im vorliegenden Falle nicht nachgewiefen worden. 
Denn in allen aus der Urkundenfammlung des Mähriih- Schönberger 
Grundbuches producirten Defumpten, welche Rechtsacte von dem Jahre 
1780 bezeugen, find die mit dem Haufe Nr. 85 verbundenen Gerechtſame 
nur ganz allgemein bezeichnet (ex anno 1750 „Redt und Gerechtigkeit, 
wie foldye vorige possessores innegehabt haben,“ ex anno 1762 „NRedt 
und Gerechtigkeiten“) und es ift weder turd andere Angaben dieſer grund« 
bücherlih vergewährten Urkunden, noch überhaupt irgendwie bocumentirt, 
daß zu biefen mit dem Haufe Nr. 85 verbundenen Rechten und Gerechtig⸗ 
teiten das in Anſpruch genommene radicirte Gewerbe gehört habe. Ins⸗ 
befondere folgt dies ganz feltftverftänpfih auch nicht aus dem Umſtande, 
daß in dem Grundbuchſsdeſumpt vom Jahre 1750 als Verkaufsobject auch 
dasjenige bezeichnet wird, was in dem Haufe „zum Wein- und Bierfchant 
gehörig und vorräthig ifi*. 

Erſt in einem aus dem Jahre 1799 herrührenden Berkaufsvertrage 
und in fpätern grundbücerli vergemährten Documenten ex 1802 und 
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1819 wird das fraglihe Haus als ein „mit der Weinſchanks⸗ und Bier- 
braugerechtigleit begabted Wohnhaus“ (reſp. „wein und bierſchanksbe⸗ 
rechtigtes Bürgerhaus“, „bierbraus, dann bier- und weinſchanksberechtigtes 
Bürgerhaus“) bezeichnet, welche fpäteren Zabularbezeihnungen aber nad) 
dem Dbengefagten in der Frage nad dem Beftande des Realrechtes nicht 
mehr entſcheiden können. 

Uebrigens würden au, abgefehen von allem Borangelafienen, bie 
fraglihen Tabularausprüde, foweit es fih um den Bierſchank handelt, für 
die gedachte, zur Entſcheidung ſtehende frage deshalb nichts bemeifen, weil 
tiefe Ausprüde auch das beveuten könnten, daß der jeweilige Befiber bes 
Haufes Nr. 85 einen Antheil an dem gemeinfchaftlihen Schanfrechte der 
Mährifſch⸗Schönberger propinationsberechtigten Bürgerſchaft hatte, zumal 
von feiner Seite widerfproden wurde, daß in Mährifh- Schönberg eine 
ſolche propinationsberedhtigte Corporation beftand, welde durch die Befiger 
ber fiebenundfechzig bierbrau«, reſp. bierſchanksberechtigten Häufer, zu denen 
auch das Haus Nr. 85 gehörte, gebildet war. Dagegen könnte aus jenen 
Tabulardaten allein nicht gefolgert werden, daß auf dem Haufe Nr. 85 
und überhaupt auf jedem der fiebenundjechzig bierbrau- und bierſchanks⸗ 
berechtigten Häufer für fi ein felbftftändiges Realrecht haftet. 

Die Befhwerde mußte demnach als unbegründet abgewiefen werben. 


Ar. 1974. 


Formelle Erforberniffe eines Feldergänzungsgeſuches. — Frage ber Priorität 
eine Berleihunges:, refp. Ergänzungsgefuhes im Falle einer anläßlich 
ber Breifahrung erbetenen Uenderung des Lagerungsbegehrens. 


Erkenntniß vom 30. November 1882, 3. 2299. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde ber Graz-Köflacher 
Eifenbahn- und Bergbaugefellfhaft ca. Entjcheidung des k. k. Ackerbau⸗ 
Diin. dto. 3. März 1882, Nr. 7268 ex 1881, betreffend die Verleihung 
von Ergänzungsmaßen an den Bergwerlöbefiger Auguft Zang, nach durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Moriz Ritter 
v. Schreiner, dann des k. k. Sect.-Rathes Karl Auerhann, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad $. 7 des Ge⸗ 
fees vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.” 


Entfcheidungsgründe. 


Die Entjheidung des k. k. Uderbau-Min. wird von ber Oraz- 
Köflacher Eifenbahn- und Bergbaugefellihaft in zwei Punkten angefochten: 
1) Daß das Berleihungs-, reſp. Ergänzungsgefuh des Bergwerks⸗ 
befiger® Auguſt Zang de praes. 27. Yuli 1878, — um deſſen Priorität es 
fih bier handelt, — wegen Abgang der formellen gefetlichen Erforderniſſe 
von der Bergbehörde nicht zurüdgewiefen, ſondern auf dasſelbe eine Frei⸗ 
fahrungsverhandlung gegründet wurde. 2) Daß auf Grund des er- 
wähnten Ergänzungsgefuches — abgeſehen von deſſen beftrittener Zuläſſig⸗ 
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feit — bie Ergänzungsmaße zum Therefiabaue und zwar die Doppelmafe 
I, IH und das einfahe Maß IV an Auguft Zang verliehen worden find, 
wobei die von der Graz-Köflaher Geſellſchaft gejegmäßig angemelveten 
und barum rechtlich erworbenen Freiſchürfe unberädfichtigt blieben, bezw. 
annullirt wurden. 

Ad 1. Da e8 fi gegebenenfalls niht um ein Berleibungsbegehren 
auf Grund eines neuen Aufjchluffes, fondern un die durd den $. 48 
des allg. Berggef. gewährleiftete Ergänzung bes Feldes handelte, fo durfte 
das Ergänzungsgefuh des Auguſt Bang de praes. 27. Juli 1878 als 
ein derartiges angejehen werden, welches deu gejeglichen Anforderungen, 
fowie ben für Berleihungsgefuhe im $. 49 fpeciell aufgeführten Bedin⸗ 
gungen genügend entſprach. — Es iſt nämlich barin der der Verleihung 
des Therefinfeldes zu Grund gelegte Aufſchluß mittelft des beigefchloffenen, 
ſonach einen integrirenden Theil des Geſuches bildenden Lehensbriefes dio. 
26. April 1851, 3. 1215 feiner Lage und Befhaffenheit nad und nicht 
minder der Auffchlagspunft binreihend genau angegeben, es ift ferner ein 
Wahrzeichen des gemachten Aufjchluffes beigebracht worden und erfcheinen 
auch die fonft für Verleihungsgeſuche vorgefchriebenen Formen erfüllt. 

Wenn nun die Bergbehörbe, reſp. der Freifabrungscommiflär, — 
welcher den Beftand bes angegebenen Mineralaufſchluſſes und die Abbau 
würdigkeit desjelben zu prüfen hatte, — die vom Berleihungs«, bezw. 
Telvergänzungswerber angegebenen Daten für diefen Zwed als ausreichen) 
ertannte und den Einwendungen, welche Seitend der beſchwerdeführenden 
Geſellſchaft wider die Angaben des Geſuches, mamentlicd wegen bed im 
Laufe der Freifahrungsverhandlung ſattſam aufgeffärten Irrthums in ber 
Bezeichnung des Aufſchlußſchachtes, dann wegen der Provenienz des Wahr⸗ 
zeihend erhoben wurden, feine foldye Bedeutung beimaß, um die Zuräd- 
weifung des Ergänzungsgefuches des Auguſt Zang für gerechtfertigt zu 
zu halten und feinen Anjtand nahm, auf dasfelbe eine Freifahrungéver⸗ 
handlung zu gründen, fo konnte der V. ©. Hof hierin eine Geſetzwidrig⸗ 
keit nicht erbliden. 

Der Annahme des Ergänzungsgefuhes und der Amtshandlunz 
darüber ſtand alſo aud ter $. 283 des allg. Berggef., foweit verjelbe 
für die Nothwendigfeit einer dem 8. 49 des allg. Berggef. entſprechenden 
Form des Geſuches geltend gemacht wurde, fowie überhaupt nicht entgegen, 
weil es fi) vorliegenrenfall8 um eine Umlagerung nicht gehandelt hat. 

Ad 2. Laut 8. 40 des allg. Berggef. bat die Verleihung, reip. 
die Yeldergänzung, welche lettere ja das gleiche Ziel anftrebt, den Zwed, 
das Eigenthumsrecht auf die innerhalb einer beflimmten Begrän- 
zung vorkommenden vorbehaltenen Mineralien und das Befugniß zur 
Gewinnung derfelben zu erwerben. — Zu diefem Zwede ift gemäß 8. 49 e 
im Berleihbungsgefuche die Anzahl und Lagerung der verlangten Gruben 
maße anzugeben und gemäß 8. 50 in eine der beiden Tagerungsfarten 
einzuzeichnen. — Darüber, daß der Zeitpunft des Einreichens eines Ver⸗ 
leihungsgefuches dem Berleihungswerber die Priorität binfichtlich Des von 
ihm begehrten Feldes vor allen nad biefem Zeitpunfte angemeldeten 
Freifhärfen gibt, befteht im Hinblid auf den 8. 52 des allg. Berggel. 
fein Zweifel und wird das Gegentheil auch Seitens der befchwerpeführenten 
Geſellſchaft nicht behauptet. 
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Es handelt fi aber bier um die Frage, ob im Fall einer bei der 
Breifahrung eingetretenen Aenderung bezüglich des geftellten Lagerungs⸗ 
begehrens die Priorität des Verleihungs⸗, rejp. Ergänzungsgeſuches auch 
gegenüber der nad Einreihung des legteren angemeldeten und bergbehörb- 
(ich beftätigten Freiſchürfe (8. 22 des allg. Berggef.) aufrecht verbleibe, 
— Diefe Frage muß verneint werden. — Gemäß $. 54 b des allg. 
Berggef. ift bei jeder Freifahrung zu unterſuchen, ob und mit welchen 
Abänderungen das begehrte Feld, ohne früher erworbene Rechte zu ver- 
legen, dem Bewerber eingeräumt werden könne, daher insbejondere den 
benachbarten Freiſchürfen, welchen das Vorrecht der Wahl ihres Gruben- 
feldes zufommt, dasſelbe vorläufig zugemefjen werden muß. — Unter 
„begehrtes Feld“ ift das im Verleihungsgeſuche bejchriebene und zufolge 
8. 50 in ein Exemplar ver Lagerungskarte der Anzahl und Lagerung der 
verlangten Örubenmaße nad, einzuzeichnende Feld zmeifello8 anzufehen. — 
Es werden alfo in der cit. Geſetzesſtelle dem innerhalb beftimmter 
Orenzen begehrten Felde die früher erworbenen Rechte gegenüber 
geftellt, unter welchen letztern allerdings die Rechte der ſchon vor Ueber⸗ 
reihung des Verleihungsgeſuches beftandenen Freifchürfe zu verftehen find. 

Was dagegen das, die verlangten Maße umgebende Terrain, — 
wenn es nicht bereits verliehen oder mit anderen Bergbauberechtigungen 
ocenpirt ifl, — betrifft, fo Liegt Feine geſetzliche Beſtimmung vor, welche 
einen Zweifel geftatiete, daß dieſes Terrain als bergfreies Feld anzujehen 
fei, in welchem jeder fremde Bergbauunternehmer auch nad tem Zeit- 
punkte der vom benachbarten Verleihungswerber bewerkftelligten Einreichung 
feines Verleihungsgeſuches Preifchärfe mit voller Rechtswirkſamlkeit er- 
werben kann. 

Eine anläßlich der Freifahrung erbetene Aenderung in der Lagerung 
des im bezüglihen Verleihungs-, refp. Ergänzungsgefuche begehrten Feldes 
an fi, ift darum nicht unzuläffig. und fieht der gewährenden Erledigung 
des Berleihungsgefuches nicht entgegen. 

Injoferne aber diefe Aenderung des Lagerungsbegehrend die Rechte 
anderer, als der bei dem urſprünglichen Begehren betheiligten Interefjenten, 
bezw. anderer benachbarter Freiſchürfe tangirt, kann fie folgerichtig nicht als 
ein Act angefehen werben, dem bie gleiche Priorität mit dem Datum des 
eingereichten Geſuches zukömmt, denn er betrifft ein neues Verleihungs⸗ 
begehren, welchem gegenüber die vor Stellung besjelben erworbenen Rechte 
zur gejeglihen Geltung gelangen. — Es tritt fomit in dieſem Falle für 
fämmtliche benadybarte Freifhärfe der $. 34 des allg. Berggef. in volle 
Wirkſamkeit, welcher jedem Freifchurfe ganz unbedingt den Anſpruch auf 
Berleihbung von mindeſtens einem Grubenmaße, bei Steinloblen eines 
Doppelmaßes gibt, ſowie der 8. 36, gemäß welchem bei der Verleihung. 
von Bergwerlömaßen in der Nähe eines noch nicht verleihungswürdigen 
Treifhurfs dem Befiter besfelben (wenn er mit dem Berleihungswerber- 
nicht ein anderes Uebereinlommen zu treffen vermag) freifteht, die Rich⸗ 
tung zu wählen, nad welder das Grubenfeld als Rechteck betrachtet, die 
längere Ausdehnung erhalten fol. — Das Gefet unterfcheidet dabei nicht, 
ob es fih um bie Berleihung auf Grund des 8. 47 des allg. Berggei. 
oder um eine Weldedergänzung (8. 43) handelt. 

Mit diefer Rechtsanfhauung fleht aud der Wortlaut des $. 54 b. 
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in vollem Einklange, welcher befagt, e8 fei Aufgabe der Freifahrung, zu 
unterfuchen, ob „und“ mit welden Abänderungen das begehrte Feld, ohne 
früher erworbene echte zu verlegen, eingeräumt werden fünne, welde 
Stelle keine andere Deutung zuläßt, ald daß nicht nur bei dem urjprüng: 
fihen LTagerungsbegehren, fondern auch bei einer vorfallenden Aenderung 
der begehrten Lagerung die früher, d. i. vor diefer Aenderung, er 
worbenen Rechte nicht verlegt werden dürfen, 

Die in der angefochtenen Entfcheidung dem $. 54 b gegebene Deu- 
tung, daß durch denjelben die Berechtigung, refp. die Verpflichtung des 
Berleihbungs- oder Feldergänzungswerbers zur Abänderung des begehrten, 
aber wegen früher erworbener Rechte nicht verleihbaren Feldes enthalten 
fei, würde zu der ganz unftatthaften Rechtsanſchauung führen, daß durch 
die Anbringung eines Berleihungsgefuhes das um einen Auffchluß gelegene 
Terrain jeder weiteren rechtswirkſamen Occupation, wenigftens vorläufig, 
entzogen wird und aufhört, bergfrei zu fein und zwar in jener Ausdeh—⸗ 
nung, die zur Ausmeflung der verleihbaren Zahl von Orubenmaßen nad 
allen Richtungen hin erforderlih erſcheint. — Eine Redhtsanfchauung, 
welche mit der allgemein anerlannten Tendenz des Geſetzes, einer delt: 
jperre vorzubeugen und mit der wiederholt und deutlich aufgeftellten gefeh- 
lihen Forderung (88. 49 e, 50, 54 b, 57 des allg. Berggef.), daß jeder 
Berleihungswerber das von ihm begehrte Feld genau zu bezeichnen habe, 
im unvereinbaren Widerfprude ftebt. 

Im vorliegenden Falle nun find die nah Kinreihung des dell 
ergänzungsgejudhes des Auguft Zang de praes. 27. Juli 1878, 3. 1857 
von der Oraz-Köflaher Bergbaugefellfhaft erworbenen Freifchürfe Nr. 453 
und 550 ex 1879, — wie aus den fFreifahrungs-Berhandlungsacten und 
ten vorhandenen Karten zu erſehen ift und auch vom Verleihungswerber 
nicht beftritten wird, — thatſächlich fo fituirt, Daß die zur GStredung au 
jenen Freifhürfen gewählten VBorbehaltmaße das von Auguſt Zang an 
geſprochene Ergänzungsfeld mit der dort angegebenen Maßenlagerung nicht 
tangirt hätten. — Durch die angefochtene Verleihung des im jeiner ur 
fprüngligen Lagerung völlig geänderten Ergänzungsfeldes wird aber bie 
Stredung der Borbehaltsfelder aus ten lettbezeichneten Freiſchürfen im ver 
vom Treifhürfer zu wählenden Richtung unmöglih gemacht und werben 
damit die der befchmerveführenden Geſellſchaft aus den SS. 34, 36 md 
54 b zuftebenden Rechte verlegt. 

Was fchließlih die gegen den Berluft des Prioritätsrechtes te? 
Berleihbungsgefuches bei vorfallenter Aenderung der begehrten Lagerun) 
erhobene Einwendung betrifft, daß hiedurch die Bergmerfsverleihungen, 
deren Schuß dem Staate obliegt, einem großen Nachtheile ausgejegt wären, 
fo muß dagegen bemerkt werden, daß e8 in die Hände des DBerleihungd- 
werber® gegeben ift, fih vor der Eventualität eines ihm durch nachträg⸗ 
liche Aenderung der begehrten Lagerung erwachſenden Schadens zu wahren, 
inden er vor oder unmittelbar nach Weberreihung des Verleihungsgeſuches 
dad für die Weiterentwidlung feines Bergbaues in der Umgebung te 
verlangten Feldes befinvlihe, zu feinen Zwecken geeignete Terrain durch 
Anmeldung von Freifhürfen fih zu fihern nit verabfäumt, während 
anderfeits, wenn die Priorität des Verleihungs⸗, refp. Ergänzungsgeſuches 
unter allen Umftänden aufrecht zu verbleiben hätte, mit vem Xäge ber 
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Einreihung vesfelben, zwifhen welchem und tem Zeitpunkte ver tefinitiven 
Berleibung Jahre liegen können, — wie died thatfächlich bier ver Fall 
war, — eine den Bergwerksbetrieb im Allgemeinen ſchädigende und darum, 
wie fhon oben bemerkt, ganz unzuläffige Feldſperre eintreten würde, melche 
namentlih für die iFreifchurfsbefiger, die oft namhafte Koften für Auf- 
Ihlußbauten verwendet haben, mit großem Schaden verbunden wäre. — 
Es Liegt fomit aud in der ratio legis, daß die letzteren gegen ſolche Ge- 
fahr einen ausreichenden gefeglihen Schuß finden. 

Es mußte demnad die angefochtene Entſcheidung aufgehoben werden. 


Ar. 1575. 


Für den Zwed der Anlegung von Wählerliften kann Einer, ber bisher 
als Wähler, bezw. Semeindeangehöriger behandelt wurde, im alle der 
Nichterweislichkeit feines Heimathörechtes, aud) weiterhin als Angehöriger 
der Gemeinde behandelt werden, unbefhadet einer eventuellen inftanz- 
mäßigen Entſcheidung über das Heimathsrecht (Dalmatien). 


Erfenntniß vom 1. December 1888, 3. 2189. 


Der f. EB. 9. Hof hat Über die Beſchwerde des Dr. ©. F. Yulat 
und Genoſſen aus Spalato ca. Entſcheidung der k. f. Bezirkshauptmann⸗ 
Ihaft in Spalato vom 5. April 1882, 3. 5908, betreffend die Aufnahme 
tes Dr. Anton Radman in die Oemeinvewählerliften von Spalato, nad 
burchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Heinrid) 
Bloch, ſowie des k. f. Min.-Rathes Ritter v. Groſſer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird al8 unbegründet abgewiesen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Gegen die auf Grund des 8. 1, Nr. 2 e ter Gem.Wabl⸗Ordg. 
für Dalmatien erfolgte Eintragung des Doctors ter Mathematif Anton 
Radman in vie Genteindewählerliften des erften Wahlkörpers von Spalato 
(publicirt am 26. Mai 1881) wurde von den Beſchwerdeführern mit ber 
Behauptung reclamirt, daß Radman nicht Angehöriger der Gemeinde 
Spalato ſei, weil er Gymnaſialprofeſſer in Udine gemwejen, vor 1866 
penfionirt worden, im Jahre 1866, zur Zeit der Abtretung Venedigs, ald 
er für die öfterr. Staatöbürgerfchaft optirte, im Gebiete der Orisgemeinde 
Almiffe feinen Wohnfig gehabt habe und weil er daher — nad Anfidt 
der Reclamanten — entweder ald Angehöriger von Almifja oder von 
Zara, wo er im Jahre 1866 als Mitglied des Landesausſchuſſes fih auf 
hielt, zu betrachten jei. 

Diefe Reclamation wurte vom Genteindevorftande mit ter Begrün« 
dung zurüdgewiefen, daß Radman von jeher bei allen öffentlihen und 
Gemeindewahlen als Gemeinteangehöriger von Spalato behandelt wurde 
und daß die Gemeinte, welche zur Entſcheidung über das Heimathsrecht 
nicht competent fei, bis zu einer anterweitigen competenten Entjcheidung 
hierüber von dem bisherigen Vorgange nicht abweichen könne. 
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Ueber den Recurs der Reclamanten, mit weldem ein Zeugniß ber 
Gemeinde Almiffa beigebracht wurde, daß Radman feit feiner Penfionirung 
im Jahre 1860 in Bifeco (Ortögemeinte Almiffa) bis zu feiner Ueber- 
fiedlung nad) Spalato im Yahre 1874 feinen Wohnſitz gehabt, und in 
den Jahren 1866 bis 1870 als Mitglied des Landesausſchuſſes fih in 
Zara aufgehalten babe, wurde die Entfcheidung des Gemeindevorſtandes 
von der Bezirkshauptmannſchaft beftätigt. Dieſelbe fügte den Motiven der 
erften Entſcheidung noch bei, daß Radman, welcher im Jahre 1866 bie 
öfterr. Staatsbürgerſchaft beibehielt, nicht in der Gemeinde, wo er damale 
wohnte, fondern in jener, der er vor feiner Anftellung in Ubine angehörte, 
als heimathsberechtigt anzufehen fei und daß er übrigens, wenn fein Hei- 
mathsrecht zur Zeit nicht erweislich wäre, nadı den 88. 18 und 19, Nr. 2 
des Heimathsgef. vom 3. December 1863, R. ©. B. Nr. 105 uf 
Orund feines Aufenthaltes in Spalato dort als heimathsberechtigt be» 
handelt werden müßte. 

In der hiegegen erhobenen Beſchwerde wird behauptet, daß bie 
Behandlung Radmans bei frühern Wahlen ber Entjceidung im gegen 
wärtigen Falle nicht präjubiciren fünne, und e8 wird den ſchon im Admin. 
ftsativverfahren geltend gemachten Gründen noch binzugefett, daß Rabman 
nit als Öfterr. Staatsbürger zu betrachten fei, weil er im Jahre 1866 
nicht ausdrücklich für die äfterr. Staatsbürgerfhaft optirt habe und weil 
er feine Penfion für Rechnung der Staatscafje von Italien beziche. 

Hierüber wird bemerkt: Auf die Behauptung der Beichwerbeführer, 
daß Dr. Radman nicht äfterr. Staatsbürger fei, war, felbft wenn bie 
dafür angeführten Gründe ftihhältig wären, vom V. ©. Hofe nicht ein 
zugeben, weil diefe Behauptung im Widerfprude mit der Heclamation 
und dem Recurfe erft in der Beſchwerde vorgebracdht wurde, weil die Frage 
der Staatsbürgerſchaft Radmans daher den Gegenftand der adminiftrativen 
Entſcheidung weder gebildet hat, noch bilden konnte, und deshalb auch vom 
V. ©. Hofe nicht zu unterfuchen war. (8. 2 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36.) 

Bezügli der Frage der Gemeinveangehörigleit muß die Anſicht der 
Bezirkshauptmannfhaft, daß Radman nad den in der Verhandlung vor- 
gebrachten Behelfen, welche lebigli die Thatfache, daß Radman zwilden 
1866 und 1874 in Almiffa und Zara gewohnt habe, betätigen, in feiner 
diefer Gemeinden das Heimatherecht erwerben konnte, fondern daß er nach 
8. 16 des Gef. vom 3. December 1863, R. ©. B. Nr. 105 in de 
Heimathsrecht zurüdtrat, welches er vor feiner Anftellung im lombardiſch⸗ 
venetianifhen Königreiche hatte, als richtig bezeichnet werben. 

Da nun im Recurfe der Beſchwerdeführer eine von Spalato ver 
ſchiedene Gemeinde, welche nad dem $. 16 des Heimathsgeſ. ale Radmans 
Heimathsgemeinde zu gelten hätte, nicht namhaft gemacht worden war, da 
Radman umbeftrittenermaßen bei frühern Wahlen ſtets als Gemeinde 
angehöriger von Spalato behandelt wurde und da auch für die Annahme 
der Bezirkshauptmannſchaft, daß Radman im Falle der Nichterweislichkeit 
feine® Heimathörechtes der Gemeinde Spalato nad 8. 19 des Heimathögel. 
juzuweifen wäre, ausreichende Anbaltspunfte gegeben waren, fo fand ber 
3. ©. Hof, daß der Bezirkshauptmannſchaft hinlängliche Gründe vorlagen, 
um Radman für den Zwed der Anlegung der Wählerliften und unbeſchadet 
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einer eventuellen inſtanzmäßigen Entſcheidung über das Heimathsrecht als 
Gemeindeangehörigen von Spalato zu behandeln, 

Der V. ©. Hof vermochte daher weder eine Gefeßwibrigleit in ber 
angefochtenen Entjcheidung, nody darin, daß weitere Erhebungen über Rad⸗ 
mans Heimathereht unterlaffen wurden, mit Rüdfiht auf den Zwed ber 
der Bezirkohauptmannſchaft obgelegenen Entſcheidung, einen wefentlichen 
Mangel des Berfahrens (8. 6 des Gef. vom 22. October 1875) zu 
erfennen. — Die Beſchwerde wird daher als unbegründet abgeiwiefen. 


Qr. 1576. 


Rad) der Gemeindewahlordnung für Dalmatien haben die Mitbefiger 

einer fleuerpflichtigen Realität nur cine Stimme und ift daher Die abge- 

fonderte Eintragung der einzelnen Mitbefiger in die Wählerlifte, bezw. 
die Zuerkennung einer Wahlſtimme an jeden Einzelnen nicht zuläffig. 


Erkeuntniß vom 1. Deceinber 18823, 3. 2190. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beichwerbe des Dr. ©. F. Bulat 
und Genoſſen aus Spalato ca. Entjheidung der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
{haft in Spalato vom 31. März 1882, 3.5934, betreffend die abgejon- 
verte Eintragung der Simeon, Rados, Diamante und Angela de Micheli- 
Bitturi in die ©emeintemwählerliftien von Spulato, nah durchgeführter 
Bd. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Heinrih Bloc, fowie 
des k. f. Min.-Rathes Ritter v. Groffer, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfceidungsgründe. 


Mit ber angefochtenen Entiheidung wurde verfügt, daß Simeon, 
Rados, Diamante und Angels de Mideli-Bitturi, welde in ten Steuer« 
regiftern als gemeinfchaftlicde Befiger von acht Häufern in Spalato ein- 
getragen find, abgefondert mit je Einer Stimme in die Wählerlifte des 
zweiten Wahlkörpers aufgenommen werden, weil in den Steuerregiftern 
jeder der Genannten bezüglich einer beftimmten Steuerquote, nämlich je 
eines Bierttheild der Oefammtfteuerfunme von 618 fl. 36 fr. als zah⸗ 
lungopflichtig bezeichnet ift. 

In der Befchwerde wird dagegen behauptet, daß nicht alle vier 
genannten PBerfonen, fondern nur zwei Davon, nämlich Simeon und Rados 
de Micheli-Bitturi und zwar gemeinfhaftlih mit einer Wahlftimme (als 
eine einzige Ditta) in die Wählerlifte des erſten Wahlkörpers aufzunehmen 
geweſen wären, weil nur bieje beiden, welche das größte jener Häujer, 
Ne. 477, mit einer Steuerfumne von 528 fl. 74 fr. Iaut eines beim 
Hypothekenamte eingetragenen Meiethvertraged® vom 29. Yuli . . . und 
zwar gemeinfchaftlih der Staatsverwaltung vermiethet haben und welche 
von den Befchwerdeführern überhaupt als alleinige-Befiger der ſämmtlichen 
Häufer betrachtet werden, allein und zwar zur ungetheilten Hand als Be⸗ 
ſitzer jener Häufer in vie Wählerlifte und zwar wegen der Höhe ber 
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Stenerſumme in die Lifte des erflen Wahllörpers einzutragen geweſen 
wären; in zweiter Linie, daß dies wenigſtens bezüglich des Haufes Rr. 477 
zu verfügen gewejen wäre, wonach bezägli der übrigen Häuſer, nad 
Anficht des Beſchwerdeführers, die vier Genaunten mit den entfallenden 
Stenerguoten in ten dritten Wahlkörper aufzunehmen gemwefen wären. 

Bei Beurtheilung der vorliegenden Beſchwerde haudelt es fid um 
bie unmittelbare Eutſcheidung der Frage, welches Wahlreht im Yalle eines 
Mitbefiges von Realitäten, wie er bier vorliegt, gefeglich gebührt. — 
Diefe Frage kann nicht nad der Art der Steuervorſchreibung ober ber 
Berwaltung der Realitäten, fondern nur auf Grund der, den Tall eins 
folden Mitbefites ausdrücklich normirenden Beflimmungen ter Gemeinde 
wahlorduung entfchieden werden. 

Diefe Beflimmungen finden fih im $. 7 der Gem.⸗Wahl⸗Ordg. für 
Dalmatien von 30. Yuli 1864, 2. ©. B. ex 1865 Wr. 1, wonad tie 
Mitbefiger einer fleuerpflichtigen Realität nur eine Stimme haben un 
daher die abgefonderte Eintragung der einzelnen Mitbefiger in die Wähler 
lifte, bezw. die Zuerfennung einer Wahlftiimme an jeden Einzelnen nidt 
zuläffig if. — Die Beflimmung des 8. 1, Nr. 1 der Gem.-Wahl-Ortz. 
kann zur Begrüntung der angefochtenen Entſcheidung nicht mit Grund 
angerufen werden, weil die Ausübung des nah $. 1, Nr. 1 der Gem— 
Wahl ⸗Ordg. gebührenden Wahlrechtes, eben durch den für dieſe Trage 
entfcheidenden 8. 7 geregelt wird. 

Die angefochtene Entfcheidung, wodurch F. 7 der Gem.-Wahl-Ortz. 
verlegt wurde, mußte daher nad $. 7 des Gef. vom 22. October 1875 
aufgehoben werben. 

Auf die Frage, ob das nad 8. 7 der Oem.-Wahl-Drdg. aus 
übende Wahlrecht bezüglich der fraglihen Käufer den genannten vier Per- 
fonen oder im Sinne der Beſchwerde nur zweien von ihnen zulomme, war 
vom V. ©. Hofe nicht einzugehen, weil nur der principielle Ausiprud, 
dak den mit beflimmten Stenerqueten in ben Cteuerregiftern belafteten 
Mitbefigern je eine Wahlftimme zukomme, ven Gegenftand der angelch- 
tenen Entfcheidung gebildet hat und weil daher auch nur die Geſetzmäßiz⸗ 
keit dieſes Ausſpruches vom V. ©. Hofe zu prüfen war. 


Ar. 1577. 


Bor Belegung einer Borfhußcafle mit der Einlommenfteuer und in Ab: 
fat auf Die Feſtſtellung der Befteuerungsgrundlage haben die Finanz: 
ehörden über die Frage, ob die von der Borfchubcaffe Beſchenkten als 
Bohlthätigleitsanftalten anzufehen find, mit den diefe Anftalten beauf: 
fihtigenden politifhen Behörden das Einvernehmen zu pflegen. 


Erlenntnig vom 5. December 1882, 3. 2338. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Befchwerde des Vorſchußvereines 
Uſtredni zalozna in Olmüg, regiftrirter Genofjenfhaft mit unbefchräntter 
Haftung, ca. Entfheidungen ver k. k. Fin.Landesdirection in Brünn vom 
9. Mai 1882, 3. 7227 und 5786, betreffend die Einftommenftenerver: 





Nr. 1577. — rl. v. 5. December 1882, 3. 2338. 553 


fhreibung für die Jahre 1880 und 1881, nad) burchgeführter 3. m. Ber- 
bandlung und Anhörung des Atv. Dr. 9. Lenoch, fowie des f. £ Min.⸗ 
Secr. Johann Kolazy, zu Recht erlannt: 

„Die angefohtenen Entfheidungen werden nad $. 6 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 wegen 
mangelhaften Berfahrens aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


D Generalverſammlungen des beſchwerdeführenden Vorſchußvereines 
in Olmütz, welcher hinſichtlich der Einkommenſteuervorſchreibung unbeſtriiten 
unter die Beſtimmungen des Gef. von 27. December 1880, R. ©. 2. 
Nr. 151 fällt, haben aus ten Crträgniffen des Gefchäftsjahres 1879 
nachſtehende Beträge zu Spenden verwendet und zwar an bie matice ffoldf& 
in Olmütz 500 fl., matice ftolsf& in Proßnig 360 fl., matice Opavnsfä 
in Zroppau 200 fl., matice jtolsfa in Brünn 20 fl., an die Aderbau- 
jhule in Klaſtero Hradisko 1000 fl., die Armencafie des flavifhen Gym⸗ 
nafiums in Olmütz 50 fl., den Berein Radhoſt in Prag 50 fl.y an vie 
cejfo-flovansfä Academie in Prag 10 fl., den Prager Gewerbeverein 10 fl. 
und an ben zensky vyrobni fpolef in Prag 20 fi. und aus den Erträg- 
niſſen des Geſchäftsjahres 1880 weitere an die matice ffolsfäk in Olmütz 
500 fl., matice ftolsf& in Zroppau 200 fl., uftrepni matice ffolsf& in 
Prag 200 fl., matice flolsf& in Brünn 50 fl., an die Aderbaufdule in 
Klaftero Hradisko 1000 fl., Aderbaufhule in Miſtek 20 fl, Armencafie 
des ſlaviſchen Gymnaſiums in Olmütz 50 fl., an den Berein Radhoſt in 
Prag 50 fl., an die cehoflavifche Acadenie in Prag 50 fl., an den ®e- 
werbeverein in Prag 10 fl., zensfy vyrobni fpolet 20 fl., an die Wall» 
fahrtstirche in Welehrad 20 fl., an den Berein Komensky in Wien 20 fl. 
und an den Berein fpolel pratel zalezen in Prag 20 fl., mweldye Beträge 
fowohl von der I. ald auch von der II. Inſtanz in das fteuerbare Ein- 
fommen der Unternehmung für das Jahr 1880, bezw. 1881, nıiteinbezogen 
worden find. . 

Dem entgegen madt die Beſchwerde geltend, daß alle die oben ans» 
geführten Spenden, als beflebenden Wohlthätigkeitsanftalten zu- 
gewendet, nad Vorſchrift des cit. Geſ. im $. 2 I, lit. e in die ziffer 
mäßige Grundlage zur Bemeffung der Einfonmenfteuer für das Yahr 
1880, bezw. 1881, nicht einzubeziehen, fondern aus den diesbezüglichen 
Befteuerungsgrundlagen auszufcheiden find. 

Nah Punkt 6 des mit NRüdfiht auf ten $. 6 des Gef. vom 
27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 auch im vorliegenden alle 
maßgebenden Erlafjes des k. f. Finanzıninifterd vom 13. November 1850, 
R. ©. B. Nr. 445 find die k. k. Steuerbehörden angewiejen, im Zwede 
der Erbärtung oder Beurtheilung thatfächliher Verhältniſſe behufs ver 
Einkommenſteuervorſchreibung Vertrauensmänner oder Sacverftändige zu. 
vernehmen; demnach hätte, nachdem es ſich im gegebenen Yalle lediglich 
um den thatfächlidyhen Umftand handelt, ob die von der befchwerbeführenden 
Vorſchußcaſſe Beſchenkten als Wohlthätigkeitsanſtalten anzufehen find, bie 
Auskunft hierüber von den politiſchen Behörden, denen die Ueberwachung 
zuſteht, eingeholt werden ſollen. Weil nun dies nicht geſchehen iſt, ſo iſt 
der V. G. Hof der Anſchauung, daß im gegebenen Falle der Thatbeſtand 
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im eimem weenchen Barke eimer Ersinzmg best, mweibalb die an- 
geischtene Ixtihezumg mezen mangelhatter Zerichernt mach $. 6 red Gej. 
vom 22. erster 1275, 8.6.2 ex 1275 Rr. 36 igcheben m 
sie Sache zur Zehekuns Bietet Mind zu Edeviumg cimer mE 
Entiterung au vie Deiirre rüdzeiecer werten muRtz. 


Br. 1348. 


Actiengebũhe ans Unlaf der Emifien ernenerter Actien. 
Grfenutzif von 5. Eeramber 1202, 3. 7385. 


Ta LL B. G. Sc hat üßer tie Beichrerre ver Biemer Baal: 
geſellichaft ca. Entikeirtung des L I. Zmamz-Min. vom 5. April 1882, 
3. 331%, beirefienm eine Gekũhr von 7550 IL für 6000 Stũd emittirte 
Actien, nad turdzefährter ©. m. Berhuntiung zu Recht erkaunt: 

„Tie Deihwerde wirt als unbezgränset abgewieſen. — 
Ein Erfag Der Kofen res Berjahrens wird mit amfjerlegt.”*) 


Ar. 1579. 
Das Erträgniß bemäßig betrieb Grebitgewährung unterliegt 
der werd. und der Einfommenfiruer L. Claſſe. 
Erlenzinif vom 5. Terember 1382, 3. zu0r. 

Der kal. B. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Mayer Ku 
ea. Eutfheivung der galiz. f. E. Fin.-Pantestirection vom 5. Mai 1883, 
3. 51987, betreffend die Erwerb- und Einkommenftener vom Betriebe dei 
Gelrverleihens, nad burdgeführter 5. m. Berhandlung zu Recht erlamt: 

„Die Befhwerde wird ale unbegründet abgewiejen.“**) 


Ar. 1580. 


Gebühr für eine Hupotpefarermeiterung in einem Zuſatze zur Haupt: 
urkunde. — Berjährungsfrikt. 
Erkenntniß vom 5. December 1888, 3. 2381. 
Der 1.1. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dar Löw Beer 
ca. Yinanz- Min. anläßlih der Entfheidung besfelben vom 4. Febrnar 


2) Siehe Entiheibungegründe bei Ar. 631 (Band III, Yabrgang 1879). 
*, Siehe Entiheidungegrände bei Nr. 444 (Band III, Jahrgang 1879) und 16 
(Band I, Jahrgang 1876/77). 
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1881, 3. 3139, betreffend bie vorgejchriebene Gebühr pr. 624 fl. 50 kr. 
für die dem Greditvertrage vom 21. April 1873 beigefügte Hypothekar— 
verfhreibung, nah burdgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Alois Klob, fowie des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter von 
Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Roftenerfaß findet nicht flatt." 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem Zahlungsauftrage des k. k. Steueramtes Brünn vom 
12. Februar 1882, 3. 1080 ift über Weilung des k. k. Finanz Min. 
vom 4. Februar 1881, 3. 3139 dem Mar Löw Beer für die dem Cre⸗ 
ditvertrage dio. 21. April 1873 beigefügte Nadtragserflärung dto. 2. Fe⸗ 
bruar 1874, kraft welder Mar Löm Beer im Nachhange zu jenem Credit⸗ 
vertrage der Brünner Bank für den Eretit von 200.000 fl. mehrere 
Bauftellen in der Sataftralgemeinde Obrowig zur weiteren Simultan⸗ 
hypothel beftellt hat, gemäß der 88. 34 und 35, dann der Zarifpoft 61 
des Gef. vom 9. Februar 1850 vom Betrage pr. 200.000 fl. die nad) 
Abfchlag des mittelbar durch Stempelmarken entrichteten Betrages pr. 50 Ir. 
entfallenve Gebühr nah Scala II mit 624 fl. 50 fr. vorgefchrieben 
worden. 

Die vom Beichwerbeführer gegen die angefochtene Entſcheidung er- 
hobene Einwendung, das Recht des Staates zur Bemeflung diefer Gebühr, 
welche die Finanzbehörden vorzufcreiben ſchon lange in der Lage gewejen 
wären, fei gemäß $. 3 des Gef. vom 18. März 1878, R. ©. 2. 
Nr. 31 dur Verjährung erlofhen, wird durd die SS. 1 und 9 diefes 
Gef. widerlegt. Der 8. 3 des cit. Gef. findet hier feine Anwendung, 
weil es fih nicht um eine richtiggeftellte, fondern um eine neu vor» 
gefchriebene Gebühr handelt, welche allenfalls jhon früher zur Bemefjung 
hätte gelangen können. 

Da das Recht des Staates, die Abgabe für einen beftimmten Act 
zu bemefien, bei Stempeln und unmittelbaren Gebühren in fünf Yahren 
verjährt ($. 1 des cit. Gef.) und in Anjehung jener Abgaben, auf welche 
der Anfprud des Staates vor Wirkſamkeit diefes Geſetzes — wie gerade 
im gegebenen Falle — entſtanden ift, nad dem 2. Abf. des 8. 9 des 
cit. Geſetzes die Verjährung, infoferne ſich für diefelbe nit nah den 
Beftinnmungen dieſes Geſetzes ein jpäterer Anfangstermin ergibt, mit dem 
Zage beginnt, an welchem das cit. Gejeg in Wirkfamleit getreten ift, aljo 
mit dem 1. Yänner 1879 ($. 9, Abſ. 1 des cit. Geſetzes), fo ift die 
am 19. Yebruar 1882 der Partei mit Abfiht auf die Bemeſſung der 
gebrachten Gebühr belannt gegebene Amtshandlung zu einem Zeitpunlte 
erfolgt, wo von der Vollendung der fünfjährigen Verjährungsfrift hinficht- 
ih diefer Abgabe keine Pete fein kann. 

Ä In der Sache jelbit ift Folgendes zu erinnern. Der vorliegende 
Gegenftand der Gebührenpflicht befteht aus zwei für ſich beftehenven, zu 
ganz verjchiedener Zeit ausgeftellten Urkunden, wovon die erfte dto. 21. April 
1873 einen Creditvertrag Über einen Betrag von 210.000 fl. nebft einer 
beftimmten Hypothekbeſtellung für venfelben, die zweite dio. 2. Februar 
1874 eine Erweiterung ber Hhpotheleinräumung für den Credit von 
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200.000 fl. auf ein in ber erften Beftellung nicht enthaltenes Reale ent- 
hält. Die erftere Urkunte unterlag nad dem Creditbetrage der Gebühr 
nah Ecala II und war für die in jenem Creditvertrage enthaltene Hypo⸗ 
thelarverfchreibung ohnehin gemäß Tarifpoft 84 des Gef. vom 13. De: 
cember 1862 eine befontere Gebühr nicht zu entrichten. 

Die Nadtragserllärung vom 2. Yebruar 1874 ift ihrem ‚Inhalte 
nach zweifello8 eine, die Pfantbeftelung vom 21. April 1873 ergänzende 
Hypothekarverſchreibung, welche gemäß ZXarifpoft 61 der Gebühr nad 
Scala II auf Grund des Werthes der Verbindlichkeit, d. i. des Credit⸗ 
betrages, für den die Hypothek auf die in der Kataftralgemeinte Obrowitz 
gelegenen Bauftellen (Einlagszahlen 270 und 271) eingeräumt wird und 
zwar auch deshalb unterliegt, weil diefe Nadhtragserflärung, welche eine 
Aenterung im Umfange des in dem Creditvertrage eingeräumten Pfand- 
rechte8 bewirkte, werer als ein gebührenfreier Zujag im Sinne des $. 34, 
lit. a des Geb. Gef. angelehen werden, noch als Rechtsbefeſtigung nad 
Zarifpoft 84 des Gef. vom 13. December 1862 tie Gebührenbefreiung 
beanfpruden kann, weil fie nicht im Conterte der Urkunde über dad Haupt: 
geſchäft enthalten ift. . 

Die Anmerkung zur Zarifpoft 61 konnte nicht zur Anwendung 
. Tommen, weil vie Berbintlichfeit, für welche die Hypothek eingeräumt 
wurde, keineswegs unbeftimmt ift, vielmehr der Betrag derjelben in ver 
Nachtragserklärung felbft. ziffermäßig feſtgeſetzt erfcheint. 

Demgemäß war bie angefochtene Entfcheidung gejetlich gerechtfertigt 
und die Beſchwerde mußte als ungegründet abgewiejen werben. 


Ar. 1581. 


Die älteren Berordbnungen, gleihwie das Gef. vom 7. Mai 1871.(R. ©. 8. 

Nr. 50) fieht die Canonicate als wirflide Pfründen an und ift aud) die 

bisherige Intercalarfreiheit der —8 bei einer mensa communis 
aufgehoben. 


Erfenntniß vom 6. December 1882, 3. 2413. 


Der k. 1. V. G. Hof hat über die Beſchwerde des Collegiatcapitels 
in Trient ca. Entſcheidung des f. f. Min. für Eultus und Unterricht vom 
24. März 1882, 3. 467, betreffend die Verpflichtung zur Abfuhr der 
Intercalareinlünfte der Trienter Canonicatöpfründen, nad durchgeführter 
d. m. Derhandlung und Anhörung des k. k. Sect.Rathes Ritter v. Spaun, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird ald unbegründet abgewiefen.” 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde nimmt tie Befreiung von der Intercalarpflicht einer: 
feit8 deshalb in Anſpruch, weil ſich die Befreiung auf ein jus singulare, 
ein Privilegium gründe. Die mensa communis des Trienter Cathedral⸗ 
capitels fei eine gefelich errichtete Stiftung, das den einzelnen Capitel⸗ 
mitgliedern zugewiefene Einkommen fei während der Bacanz in Folge 
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Alblebens eined Mitglieved dem gemeinfamen Einkommen der üdrigen 
Lanonici zugewadfen, dies Recht ſei immer behördlich geachtet worden, 
die Vorfchriften der Jahre 1782—1787 über Bildung des Religions» 
fonde®, in den die Intercalarien einfließen follten, fei auf obiges ftatn- 
tarifhe Recht der Befreiung ohne Wirkung geblieben, bei Neorganifirung 
des Domcapiteld 1826 jet mit a. h. Entſchließung vom 5. Juni bie 
möglichfte Erhaltung des Capiteld bei feinen alten Statuten angeordnet, 
ja mit a. h. Entjhließung vom 14. December 1831 fei die Nichtverpflich- 
tung des Capitels bezüglid der mensa communis ausgeſprochen worden, 
bie Imtercalarien unbejegter Canonicate an den Religionsfond abzuführen. 
— Der 8. 59 des Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 fprede 
nur von „Vorſchriften“; damit jeien allgemeine Normen, nidt ein jus 
singulare, ein Privilegium, gemeint. 

Anderſeits ftügt fidy die Beſchwerde auf die Behauptung, daß bie 
mensa communis ein einziges Capitelbeneficium bilde, da® durch den Tod 
eined Capitulard nicht vacant wird. 

Es geht nun aus den Wominiftrativacten, wie aud aus dem ber 
Beichwerbe beiliegenden Berichte des Domcapiteld® vom 5. Auguft 1831, 
3. 124 hervor, daß die Statuten des alten Zrienter Domcapiteld, auf 
welche fich berufen wird, nicht einen einzelnen Aufjag bilden, fondern aus 
einer großen Anzahl von einzelnen Gapitularftatuten, Synodalbeſchlüſſen, 
bifchöflichen und päpſtlichen Verordnungen, dann Conventionen u. dgl. 
beftehen, unter welden aud die in fehr vielen Punkten veralteten und 
anderfeitS doch wieder unvollitändigen Constitutiones et statuta Ecclesiae 
et capituli Tridentini som Jahre 1336 ſich befinden, daß pie zufolge 
päpftlih genehmigten Capitularbefchlufjes von Jahre 1755 beſchloſſene 
Redaction dieſer ſtatutariſchen Beftanptheile nit zur völligen Ausführung 
Tam, fondern nur einen Entwurf vom Yahre 1760 zu Tage fürterte, daß 
auch das neue Domcapitel noch nicht ein revidirted Statut verfaßte und 
daß feines ter Capitularftatuten der Einfihtnahme oder Sanction 
der Staatsbehörden vorgelegt worden ift. 

In Folge Hofdecreted vom 18. December 1831, 3. 27540 ift das 
Domcapitel aufgefordert worden, feine Statuten zu verfaflen und vorzu- 
legen, ohne daß jedoch ein Erfolg dieſes Auftrages vorläge. 

Wenn nun audh nad alten ftatutarifhen Einzelnbeftimmungen vom 
Jahre 1336 die Portionen der nicht refidirenden Domberren der mensa 
communis zuzuwachſen hatten und laut der im cit. Berichte ausgeſprochenen 
Berfiherung des Domcapitels, vie Beltimmung, daß ihr auch das Inter⸗ 
calare der erledigten Canonicate zuzufließen habe, jederzeit als ftatutarifche 
gegolten haben follte und wenn auch, anderfeit6 bei Reorganifirung dee 
Capiteld im Jahre 1826 mit a. h. Entſchließung vom 5. Juni der Wille 
ausgefprochen wurde, daß das Trienter Domcapitel fo viel möglidy bei 
feinen alten Statuten erhalten werde, fo kann doc dem Obengefagten zu⸗ 
folge, wonad feine der vom Domcapitel im Yahre 1831 berührten 
Capitularftatute die ſtaatsbehördliche Sanction erhielt, ein neues Statut 
aber troß dazu ertheilten Auftrages nicht vorgelegt wurde, weder von 
einem ftaatlid anerkannten ftatutarifhen Rechte, noch von einer ftaatlid 
anerkannten ftiftungsmäfigen Anordnung, der zufolge die Freiheit von 
der Intercalarpflicht angefprodhen werten könnte, die Rebe fein. 
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Infoferne die Beſchwerde ſich auf tie a. 5. Euidliekung vom 
14. December 1831, mit weldyer verortnet wurde, daß das Zriemter Tem- 
capitel von feiner mensa communis zur Abfuhr von Sntercalareinfünften 
erledigter Sanonicate an den Religionsfond nicht zu verhalten fei, ſtũtzt, — 
bat, wie aus dem damals erflatteten a. u. Bortrage vom 9. Uxctober 
1831, 3. 5707, auf den fi die amgefodhtene Eutfheibung beruft, zu 
erfehen iſt, vie Hoffanzlei auf die mit Hofverorbunng vom E. Februar 
1771 bekannt gemachte a. h. Entſchließung, womit den Capiteln, welche 
wie jenes von Trient, mensam communem haben, vie JIntercalarein⸗ 
fünfte zu Gute zu tommen hatten, verwiefen, dabei bemerft, dak tie 
mit Hofverordnung vom 28. October 1783 kundgemachte a. 5. Entidliegung, 
wonad alle Intercalareinkünfte geiftliber Beneficien, von wem inmmer fie 
genofjen werten, ad fundum ecclesiasticum oder religionis einfließen 
follen, nit in vem Sinne ausgelegt wurde, al® ob dadurch neue Zah- 
Iungspflidtige gegen die a. b. Entſchließung vom Yahre 1771 beſtimmt 
worden wären, fondern nur fo betrachtet wurde, als ob dadurch nur ter 
Perceptionsfond beftimmt worden fei und aus den angeführten Beifpieles 
mehrerer von der Intercalarabfuhr befreiter Domcapitel es als die — 
wenn auch nicht ausnahmslos durdgeführte — Regel bezeichnet, daß bie 
Kapitel, welche mensam communem haben, zur Berrehnung und Abfuhr 
ber Intercalarien von ihren erledigten Präbenden an den Religionsfont 
nicht verhalten werden. 

Wenn angefihts des Angeführten das F. k. Eultus- und Unterrichte- 
Min. in der mit a. 5. Entſchließung vom 14. December 1831 erlafjenen 
Weiſung an die Behörden, daß das Trienter Domcapitel zur Abfuhr der 
Intercalarien von den erledigten Präbenden an ben Religionsfond nidı 
verhalten werten fol, nur die Anwendung einer allgemeinen, in der Regel 
auch durchgeführten Vorſchrift auf das Trienter Domcapitel erblidte umt 
baber deſſen Befreiung nach 8. 59, Abf. 2 des Gef. vom 7. Mai 1874, 
R. ©. B. Nr. 50 als aufgehoben eradhtete, vermochte der B. ©. Hef 
darin eine Geſetzwidrigkeit nicht zu finden. 

Wenn die Beſchwerde eine Einwendung gegen bie bermalige Ber- 
pflihtung zur Abfuhr wer Intercalarien von erlebigten Canonicaten daraus 
ableiten will, daß es ſich bei den Capiteln um eine wahre und eigentliche 
mensa communis handle, die nur eine einzige Maſſe bilde, daß daher nur 
ein einziges Capitelbeneflcium beftehe, da® durch den Tod einzelner Capitel⸗ 
mitglieder nicht erledigt werde, fo iſt zu bemerken, daß die ftaatlihe Geſetz⸗ 
gebung, wie aus zahlreichen älteren Berorbnungen, 3. B. den Hofkanzlei⸗ 
becreten vom 2., 16. und 24. Februar und 7. Auguſt 1787 (Yofel. 
G. ©. 13. 8b, S. 577) und fpeciell auf dem Gef. vom 7. Mai 1874, 
R. ©. B. Nr. 50, 88. 3 und 5 erhellt, die Canonicate als wirkliche 
Pfrünvden anfah und anfieht und daß folgerichtig durch die Vorſchrift des 
8, 59 des Gef. vom Jahre 1874, durch welche die Pfründen geiftlicher 
Corporationen allgemein der Imtercalarpflicht unterzogen wurden, aud bie 
bisherige Intercalarfreiheit der Pfrünten bei einer mensa communis auf- 
gehoben worden ift. 

Infoferne endlich die Beſchwerde für den Fall, als die grunbfägliche 
SIntercalarbefreiung ter Canonicate nicht ausgeſprochen werben follte, ver- 
langt, daß tie Pflicht des Capitels zur Intercalarienabfuhr bei Erledigung 
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von Canonicaten wenigftend nicht bis zum Beginne der Wirkſamkeit des 
Gef. vom 7. Mai 1874 zurüd ausgedehnt werde und bie diesfalls ent- 
gegenftehenden gejeglichen und thatſächlichen Anſtände geltend macht, ift zu 
bemerfen, daß die angefochtene Min.-Entfcheidung die Intercalarpfliht nur 
im Grundſatze ausjpricht, daß zur Feftftellung der Schuldigfeit in concreto- 
erft Nachweifungen gefordert wurden und daß bie erwähnten Einwendungen 
des Capitels hinfichtlih der Berrehnung und Abfuhr der Intercalarien 
für die vergangene Zeit bis zum Inslebentreten des Gef. vom 7. Mai 
1874, R. ©. B. Nr. 50 den Gegenftand ver fpeciellen Würdigung und 
Entiheivung Seitens der Behörden im orbentlihen Imftanzenzuge nicht 
gebildet haben. 

Demnach mußte die Befchwerde binfichtli der Anfechtung der grund- 
fäglihen Berpflihtung der Intercalarienabfuhr nah $. 7, bezüglich des 
Eventualbefhwerdepunftes aber nah 8. 5 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 abgewiefen werben. 


Qr. 1582. 


Reciprocitätsverhältniß zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen Königs 

reihen und Ländern und den Ländern der ungar. Krone hinſichtlich Der 

Bergütung von Armenverpflegstoften. — Zum $. 28 des Gef. vom 3. Des 
cember 1863, 8. G. 3. Rr. 105. 


Erkenntniß vom 6. December 1882, 3. 2836. 


Der EL V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde 
Jawornitz ca. Entjheidung der k. k. Statthalterei in Prag vom 7. No⸗ 
vember 1881, 3. 66851, betreffend den Erſatz von Berpflegskoften für 
die Familie Petfil an die Stadtgemeinte Großwarbein, nah burchgeführter- 
d. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Heinrich Soyfa, dann des 
k. k. Min.-Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erkannt; 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


In Folge Erſuchens der Stadtgemeinde Großmwarbein vom 15. Fe⸗ 
bruar 1873 hat das königl. ungar. Min. des Innern mit Note vom 
- 9. März 1878 der k. 8. Stattbalterei in Prag mitgetheilt, daß der in 
der befchwerdeführenden Gemeinde Jawornitz heimathöberechtigte Gärtner 
Leonhard Petfit gegen Ende des Jahres 1872 in Großwardein verftorben 
ift und daß deſſen Franfe, in ber größten Armuth binterlaflene Gattin 
nebft drei unmündigen Kindern auf Koften der Gemeinde Großwardein 
vom 1. Februar 1873 angefangen mit monatliden 10 fl. erhalten werben 
müſſen, daher die Uebernahme dieſer Waifen von der Heimathsgemeinde 
Samornig und der Erſatz der monatlichen Berpflegsfoften pr. 10 fl. von 
der leßteren an die Stadtgemeinde Großwardein beanſprucht wird, 

Als die k. k. Statthalterei in Brag die beſchwerdeführende Gemeinte 
Jawornitz durch die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Reichenau a. d. Knezna 
hiezu auffordern ließ, hat die Gemeinde Yawornig gegen den an dieſelbe 
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geſtellten Verpflegskoſtenerſatzanſpruch verfchiedene Bedenken rüdfichtlid 
ihrer geſetzlichen Verpflichtung zur Leiſtung ter geforderten Unterflügung, 
fowie veren Nothwendigkeit und Ungemefienheit erhoben und bie Bezirks⸗ 
hauptmannfhaft um die Vermittlung wegen Minderung der Koften an- 
gegangen, worauf die I. k. Bezirkshauptmannſchaft Reihenau mit Auftrag 
vom 22. Yuli 1873 der Gemeinde Yawornig den Erlag obiger Koften 
(für drei Donate) aufgetragen hat, unter Bezugnahme auf das Heimatht- 
gef. vom 3. December 1863, in welchem bieje Verpflichtung der Gemeinde 
angeordnet ift und weil die Armuth der Petriffchen Familie im Wege des 
önigl. ungar. Minifteriums ermwiefen und ber geftellte Auſpruch nicht 
übertrieben ift, zugleih wurte die Gemeinde angewiefen, wegen weiterer 
Berforgung der Waifen das Nöthige zu veranlaffen. 

Ald dann mitteljt weiteren Auftrages der k. k. Bezirfshauptmann- 
{haft vom 8. Auguſt 1873 der Erlag des in Rede ftehenven Unter 
ftügungsbeitrages bei fonftiger Selpftrafe der Gemeinde Yawornig ande 
fohlen wurde, hat legtere in Befolgung der obigen Aufträge 30 fl. al 
Unterflügung für die Petriffhe Familie an die Gemeinde Großwardein 
bezahlt, welche im Wege der k. k. Bezirkshauptmannſchaft dorthin abgeſchick 
wurten. — BZuglei wurde rer k. k. Bezirkshauptmannſchaft Seitens te 
Gemeinde mündlich erflärt, daß fie fi wegen Uebernahme der Petrik'ſchen 
Waiſen zur Pflege in der Heimathsgemeinde an deren Aufenthaltsgemeinte 
Großwardein gewendet habe. 

Das Lönigl. ungar. Min. des Innern hat unter Bezugnahme ar 
feine früheren viesfälligen Zufchriften mit Note vom 22. Jult 1879 d 
t. k. Statthalterei in Prag angegangen, die Angelegenheit, betreffend ti 
Uebernahme der nad dem verftorbenen Leonhard Petrik zurüdgebliebene 
Familie, als auch wegen Erftattung der bisherigen Soften an die Etatt: 
gemeinde Großwardein zur baldigen Erledigung zu bringen. — Die hie; 
aufgeforbderte Gemeinde Jawornitz erklärte, außer den obigen 30 fl. keiner 
weiteren Beitrag nah Großwardein gefchidt zu haben, vielmehr babe fic 
letztere Gemeinde erjucht, die Kinder nad Leonhard Petrit nah Famorniz 
zu jenden, worauf aus Großmarbein feine Antwort einlangte, daher bie 
Gemeinde Iamornig daraus geichloffen hat, daß die Kinder nach Petiik 
von deren Mutter erhalten werden, — Ueber das vorgebli an vie Ge—⸗ 
meinde Großwardein gerichtete Anfuchen befindet fih fein Actenftücl in ter 
Regiftratur der Gemeinde Jawornitz. 

Die Gemeinde Großwarbein beftreitet jedoch, daß außer den 30 IL 
an felbe weder von Seiten der Gemeinde Yawornig, noch fonft von irgent 
einer Behörde eine weitere Zuſchrift eingelangt fei und berechnet ihren 
Verpflegsfoftenerfag für die Yamilie Petrit dahin, daß die eingefendeten 
30 fl. für die Unterhaltung und Beerdigung der nad Leonhard Vetrik 
verbliebenen Gattin verwendet worden find, daß die Koften für die Erhal⸗ 
tung von teffen Kindern vom 1. Februar 1873, bezw. vom 1. December 
1873 angefangen bi8 Ende Auguft 1879, zufammen 314 fl. 50 kr. be» 
tragen haben. 

Mit Entfheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Reihenan vom 
19, September 1879 wurde die Gemeinde Jawornitz fhuldig erkannt, im 
Grunde des 8. 28 des Gef. vom 3. December 1863, R. G. B. Wr. 105 
ber Stabtgemeinde Großwardein die Verpflegsfoften für die Finder des 
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Leonhard Petit bis Ende Auguft 1879 mit 314 fl. 50 fr. zu bezahlen, 
welche Entjheidung von ter f. k. Stutthalterei mit Erlaß vom 7. No- 
vember 1881 vellftändig beftätigt worden ift, nachdem letztere Behörde vor 
Fällung ihres beftätigenden Erfenntniffes die Höhe der Verpflegskoſten für 
ein Kind in der Heimathsgemeinde Jawornitz, als der Gemeindevorſteher 
dert jede Auskunft hierüber wiederholt verweigerte, durch Erhebungen in 
den umliegenden Gemeinden auf 2 fl. bi8 2 fl. 50 fr. monatlid bat fi 
erftellen laſſen. 

In der Beſchwerde wird bie Gefegmäßigfeit diefer Entſcheidung aus 
nachſtehenden Gründen angefochten: meil die gefeglichen Bedingungen für 
eine Armenverjorgung im vorliegenden Falle nicht dargethan feien, indem 
weder von Seite der Stadtgemeinde Großwardein die Nothwendigfeit und 
bie Angemefjenheit der verwendeten Berpflegskoften fubftantirt, noch aud) 
von ben hierländiſchen Behörden geprüft und die Höhe der Koften atjuftirt 
worden ifl und meil ferner von ver Frage abgefehen worten iſt, inwieweit 
die Gemeinde Großwardein dur eine ihrerſeits verjchuldete Verzögerung 
für die der Heimathögemeinde Jawornitz entftandenen Nachtheile verant« 
wortlih ift, wie denn auch Seitens der Gemeinde Großwardein der Be- 
weis unterlaffen wurde, daß das Königreich Ungarn die cisleithanifchen 
Gemeinden in Betreff der in Rede ftchenden Verpflegskoſtenerſätze ebenfo 
behandelt, wie e8 von den diesſeitigen Behörden und Gemeinden be- 
gehrt wirt. 

Der V. ©. Hof vermodte jedoch biefe Einwendungen nicht für 
gefeglid begründet zu erlennen. — Die k. k. Stattbalterei in Prag hat 
bezügli des der Gemeinde Jawornitz auferlegten Erſatzes der von der 
Gemeinde Großwardein beftrittenen Verpflegskoſten als Thatbeftand an- 
genommen, daß zwilchen den im Neicherathe vertretenen Königreihen und 
Ländern und den Yändern ber ungar. Krone hinfichtlih der Bergütung 
von Verpflegskoſten eine factiſche Keciprocität beftehe. — Da diefer That« 
beftand nicht als actenwidrig angenommen angejehen werden konnte, mußte 
der V. ©. Hof nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 3. 
ex 1876 Nr. 36 aud feiner Entfheidung die Annahme des Beſtandes 
eines factiſchen Reciprocitätsverhältnifjes gegenüber den Rändern der ungar. 
Krone zu runde legen. 

Die k. k. Statthalterei in Prag hat ferner als Thatſache angenommen, 
daß die, nach den in der Gemeinde Jawornitz unbeftrittenermaßen zuftän- 
bigen Leonhard Petrik zufolge Zufhrift des königl. ungar. Min. des 
Innern in größter Armuth binterlaffene Gattin nebft drei unmündigen 
Kindern von der Gemeinde Großwarbdein auf deren Koften in Verpflegung 
genommen werben mußten und es ift aus den Acten der adminiftrativen 
Verhandlung nicht erfichtlih, daß biefer der angefochtenen Entſcheidung zu 
Grunde gelegte Thatbeftand unrichtig oder der Ergänzung bedürftig fei, 
daher verfelbe nad der eben cit. ©efegeöftelle gleichfalls auch für den 
V. ©. Hof als feftftehend zu gelten bat. 

Nachdem es Überdies feftfieht, daß die Gemeinde Großwardein nad; 
der am 1. Februar 1873 erfolgten Uebernahme der Leonhard Berriffchen 
Familie in ihre Verpflegung, bereit8 am 15. Februar 1873 der Heimaths⸗ 
gemeinde terjelben, Zamornig, im Wege des Fönigl. ungar. Min. des 
Innern bievon die Anzeige erftattete, kann bderjelben in tiefer Beziehung, 
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eine tie Heimathögemeinte benachtheiligende Verzögerung nicht zur Laſt 
gelegt werden, ebenfowenig ein Verſäumniß darin, daß diejelbe die in Rede 
ftehenden Waifen nicht ter Heimathsgemeinde Jawornitz zugeſchickt hat, 
weil die Gemeinde Großmarbein eine diesbezügliche Aufforderung Seitens 
ber Heimathögemeinde oder einer biedfeitigen Behörde jemals erhalten zu 
- haben beftreitet und tie Heimathögemeinte Jawornitz bezüglidy einer der⸗ 
artigen, an die Gemeinde Großwartein ergangenen Aufforderung ven Be- 
weis nicht erbracht but, da in der Negiftratur der Gemeinde Yamwornik 
ein Üctenftüd hierüber ſich nicht vorfindet, die Angabe, es ſei dies protos 
follarifch durch die F. k. Bezirkshauptmannſchaft geſchehen, unwahr ift und 
die diesbezüglichen Anführungen Seitens der befhwerbeführenden Gemeinde 
theil8 offenbar unrichtig find, im Uebrigen widerſprechend lauten, 

Nachdem rüdfihtlid der Höhe der angeſprochenen Berpflegskoften 
auh von den viesfeitigen Behörden Erhebungen gepflogen wurden, ver 
Anfprud ter Stadtgemeinte Großwardein als entipredhend befunden worden 
ift, konnte bei dieſer Sachlage in der angefochtenen Entſcheidung eine Ge— 
fetwidrigkeit nicht gefunten werden, weshalb tie dagegen eingebradte Be- 
ſchwerde ald ungegründet abgewiefen werben mußte. 


Qr. 1583. 


Ein Heimathöfhein, der nit in der im $. 55 Der böhm. Gem. Ordg. 
für Urkunden vorgefchriebenen Form ausgejtellt wurde, ift Fein beweis: 
wirfendes Document. 


Erfenntniß vom 7. December 1882, 3. 2124. 


Der E& 8 3. ©. Hof har über die Beſchwerde der Gemeind: 
Nedwez ca. Entfheidung des ?. f. Min, des Innern vom 20. Mai 1882, 
3. 7069, betreffend die Zuftänpigfeitserflärung des Franz Jira, nad 
durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des k. f. Min.⸗Rathes 
Dr. Xıtter v. Helm, dann des Av. Dr. Johann Nep. Schüller, in Ber 
treiung ter mitbetheiligten Gemeinde Geslic, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird nad $. 7 des Ge— 
fege8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die mit der angefochtenen Entjheidung anerkannte Zuſtändigkeit des 
Franz Jira nad) Nedwez ftüßt fich weſentlich darauf, daß die genannte 
Gemeinde dem Franz Jira am 17. Yänner 1876 einen Heimathſchein 
ausgeftellt hat und dermal nicht in der Tage war nachzuweiſen, daß Kranz 
gira zur Zeit der Ausftellung in einer andern Gemeinde heimathshberedtizt 
war. (8. 35 des Heimathsgeſ.) Die legtere Borausfegung aber gründet 
fi auf vie Annahme, daß ver Vater des Franz Jira — Anton Jira — 
in den Gemeindeverband von Nedwez ausvrüdlid aufgenommen worden 
ift. — Darüber, daß Anton Jira, wenn deſſen ausprüdliche Aufnahme in 
den Heimathsverband der Gemeinde Nedwez nicht ftattgefunten hat, nad 
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Ceslic zuftändig war, berrfcht”kein Zweifel, weshalb aud unter berjelben 
Borautjegung tie gleiche Zuftändigleit des Franz Jira als ehelihen Sohnes 
des Anton Jira nicht fraglidy fein kann. 

Für die Aufnahme des Anton Jira nad Nedwez fpriht nun nicht 
irgend ein bemeiswirfende® Document, auch nicht der Heimathsſchein dto. 
17. Zänner 1876, da dieſer keineswegs in jener Form ausgefertigt ift, 
bie ber $. 55 ver böhm. Gem. Ordg. für Urkunden vorſchreibt, aus welchen 
eine Verbindlichkeit der Gemeinde oder die Eriftenz eines nothwendigen 
Gemeindebeſchluſſes gefolgert werden fann. Es kann vielmehr dafür, daß 
Anton Jira in ven Gemeindeverband von Nedwez aufgenommen, nur bie 
Ausſage feiner Witwe angeführt werben, welcde überdies lediglich dahin 
geht, daß der Gemeindevorfteher den Anton Jira zur Ausrichtung einer 
Gaſterei behufs Aufnahme in den Gemeindeverband aufgefordert und daß 
eine Gaſterei unter Betheiligung der Gemeindeausſchüſſe ftattgefunden habe. 

Es bezeugt alfo auch die Witwe des Anton Yira die Faſſung eines 
‚Semeindebejchluffes auf Aufnahme des Anton Yira in den Gemeindeverband 
und die Intimirung eines folhen Beſchluſſes nicht. Wohl aber wird von 
allen zu jener Zeit im Amte befindlihen Gemeindeausfhußmitglietern mit 
‚aller Entfchievenheit in Abrere geftellt, daß ein Beſchluß des Gemeinde» 
ausfchuffes auf Aufnahme des Anton Jira in den Gemeindeverband gefaßt 
‚worden fei. 

Da nun einerleit8 durch den Heimathsſchein dito. 17. Yänner 1876 
ein Heimathérecht für Franz Gira nicht begründet wurde ($. 32 des Hei- 
matbögef.) und anderfeits eine Aenderung in der Heimathszuftändigfeit des 
Anten Jira nicht erwiefen vorliegt und ebendarum nach 8. 6 des Hei- 
mathegef. auch Franz Yira in der Zufläntigleitögemeinde feines Vaters 
als heimathsberechtigt angefchen werten muß, war bie angefochtene Ent- 
„ſcheidung als gefetlich nicht begründet aufzuheben. 


Ar. 1584. 


Die Beftimmung bes 8. 17, Abf. 2 des böhm. Wafl. Gef. kann nur bei 

ſolchen Anlagen und Vorrichtungen Anwendung finden, durch welche ent: 

weder eine neue, bisher nicht beitandene Waflerbenügung ermöglicht oder 

eine beftehende Wafferbenügung in ihrem rechtlichen Inhalte und Umfange 
geändert werden foll. 


Erkenntniß vom 7. December 1882, 3. 2411. 


Der . EB. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Stabtgemeinde 
Taber ca. Entſcheidung des k. k. Aderbau:Min. von 17. Februar 1882, 
3. 10809 ex 1881, betreffend die Anbringung eines Sperrventils an 
dem zum ftäptijchen Wafjerprudwerke in Labor führenden Rohrſtrange, nad 
Durchgeführter d, m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Karl Doftal, 
des 8. f. Min.⸗Vice⸗Secr. Frhrn. v. Trauttenberg, dann des f. f, Ban» 
rathes Scherhant, endlich des Vertreters ter mitbetheiligten Wenzel Ctibor 
amd Genoffen, Adv, Dr. Broutal, zu Recht erfannt: 
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„Die angefochtene Entſcheidung wird nah 8. 7 des Ger 
feße8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf: 
gehoben.” 


Entfcheidungsgrände. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde bie Stadtgemeinte Tabor 
für verpflichtet erflärt, zur Einführung eines Sperrventils in die Zuleitungs» 
röhre ihrer aus dem Borbanteiche geführten Waflerleitung die behördliche 
Bewilligung nah 8. 17 des Wafl. Gef. zu erwirlen. — 8 ift nidt 
fireitig und durch den Sacdpverfiändigenbefund auch außer Frage geftellt, 
daß das Sperrventil den Zwed bat, den Zufluß in die Wafferleitung nach 
Belieben der Stadtgemeinde zu reguliren. Ebenfo ift unbeftritten, daß die 
Waſſerleitung ein Eigentbum der Stattgemeinde Tabor ift, beftimmt, tie 
Stadt mit dem nöthigen Nutzwaſſer zu verfehen, daß weiter die Zuleitung 
mittelft eines Triebwerkes erfolgt, welches durd einen Theil der zugeleiteten 
Waflermenge in Bewegung geſetzt wird, daß endlich das als Motor ver- 
mwentete, ſowie das überjhüffige Wafler mittelft eines Grabend in den 
aus den Jordanteiche abfliefenden Jordanbach abgeführt wird, an welch' 
leßterem die Waſſerwerke des Wenzel Ctiber, Anton Zivna, Karl Houfa 
und Karl Mareda fid befinden. Weil nun die durch das Sperroentil 
ermöglichte Verringerung der von der Waflerleitung abfliegenden Waſſer⸗ 
menge auf bie Rechte der lettgenannten Werköbefiter und auf die Höhe 
des Jordanbaches von Einwirkung fein fann, wurde die Einführung bes 
Sperrventil® ohne behördliche Bewilligung als unzuläffig und die Erwirkung 
ver legteren als erforderlich erlannt. (8. 17 des Waſſ. Gef.) 

Db der Jordanteich als öffentliches Gewäſſer, wie das f k. Min. 
im Oegenfage zu ben Behauptungen der Stadtgemeinde annimmt, oder 
aber als Privatgewäfler anzufehen ift, kann unerörtert bleiben, da es jeden» 
falls gewiß ift, daß das aus dem VJordanteiche in die Wafjerleitungsröhren 
gefaßte Wafler nad) 8. 4, ade des Wulf. Gef. als Privateigenthum der 
Stadt Tabor angefehen werden muß. — Es Tann fi) Darum aud nur um 
die Anmwentbarkeit des 8. 17, Abſ. 2 tes Wall. Gef. handeln, Da die 
von ber Stadtgemeinde Tabor in's Werk gejette Vorrichtung nur die 
Beftimmung bat, den Zufluß des Röhrenwaſſers zu reguliren. Die Be- 
flimmung des $. 17, Abſ. 2 kann aber nur von folden Anlagen und 
Vorrichtungen verftanden werden, durch melde entweder eine neue bie: 
ber nit beftandene Waſſerbenützung ermöglicht, oder eine beftehende 
Waſſerbenützung in ihrem rechtlichen Inhalte und Umfange geändert werden 
fol. — Nur in diefen Fällen wird wohl tavon geſprochen werben fünnen, 
daß eine jener Einwirkungen „entſteht“, welche die Zuftimmung der Be 
börde zu der beabfichtigten Anlage oder Vorrichtung erforderlich macht. 
Anlagen und Vorrichtungen alfo, welche eine Ueberfchreitung der Grenzen 
des concreten Waflerbenütungsredhtes nicht in fi fchließen und eben 
darum rechtlich an dem bisherigen Zuftande nichts ändern, find ben im 
8. 17, Abf. 2 gemeinten nicht beizuzählen. 

Fakt man nun den Inhalt und Umfang der der Stadtgemeinde 
Tabor zuftehenden Wafferbenügung, wie ſolche aus der Art und den Zwede 
der Anlage fi) ergibt, in’8 Auge, fo kann es einem Zweifel nicht unter- 
liegen, daß, da die Anlage beftimmt ift, dad Teichwafler in Röhren behufs 
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Berbraudes als Nutzwaſſer abzufaffen, bezüglid des abgefaßten Waſſers 
feiner jener Momente in Frage fommen kann, die bei einem zufanımen- 
hängenden Waflerlaufe, eben des Zufammenhanges wegen, allerdings Be⸗ 
achtung finden müſſen. 

Dieſes Waſſer iſt, weil es ſeiner Gewinnung und Beſtimmung nach 
ter ausſchließlichen Diepofition der Stadtgemeinde unterworfen ift, von 
dieſer gebraucht, verbraudyt und ſicherlich auch nicht gebraucht werden fann 
($. 10, Abſ. 1), durchaus nicht als fließendes Brivatgewäfler ($. 10, 
Abſ. 2) anzufehen. — Hieran ändert felbftverftänplich nichts, daß die 
Stabtgemeinte das von ihr nicht verbrauchte Waſſer mittelft Grabens in 
den Jordanbach abfließen ließ. (8. 4, ad d.) — Steht aber der Stadt. 
gemeinde bezüglid, des in den Wafferleitungsröhren gefaßten Waſſers nad 
$. 10, Ubf. 1 das Recht des beliebigen Gebrauches und Verbrauches zu, 
dann kann von dem Entftehen einer Einwirkung auf den Lauf 
und die Höhe des öffentlichen Gewäſſers des Jordanbaches offen« 
bar nicht tie Rede fein. 

Ganz das Gleiche trifft aber auch bezüglich tes Jordanteiches zu, 
be ja bie durch bie Sperrvorrichtung an tem Eintritte in die Wafferleitungs- 
röhren gehinderte Waffermenge im Sordanteidye verbleikt, der Abfluß aus 
dem Jordanteiche anderweitig vermittelt und geregelt wird und nicht vor- 
liegt, daß die Wafferleitung etwa auch den Zweck hätte, einen regeliräßigen 
Abflug aus dem Jordanteiche zu bewirken. 

Ebenfowenig wie aus tem Geſichtspunkte einer Einwirkung auf ben 
Lauf und die Höhe eines Öffentlihen Gewäſſers kann der $. 17, Abf. 2 
gegebenenfalls megen des weiteren Momentes einer Einwirkung auf 
die Beſchaffenheit des Waflers zur Anwendung fommen, — Es liegt 
auf der Hand, daß die Sperrvorrihtung die Befchaffenheit des Waſſers, 
fei e8 nun im Jordanbache, fei ed im Jordanteiche, gänzlich unberührt 
laſſen muß. — Die Sperrvorridtung hat augenfheinlih nur den Zwed 
und kann unbeftrittenermaßen nur die Wirkung haben, daß durch die 
Wafferleitungsröhren nicht jederzeit die zuläffig größte Waflermenge aus 
bem Jordanteiche abläuft. Ihre Verwendung Tann alfo thatfählih nur 
eine Einfhräntung des der Stadtgemeinde zukommenden Wafjerbenütungs: 
rechtes zur Folge haben. — Zu einer Selbftbefhräntung bedarf es aber 
der Regel nad einer befonderen Autorifation der Behörde ficherlih nicht. 

Die Beltimmung des 8. 17, Abſ. 2 könnte daher vorliegend nur 
aus den Geſichtspunkte der Einwirkung auf fremde Rechte in Frage 
fommen. — Wird nun die Beflimmung des 8. 17, Abf. 2, wie nöthig, 
im Zuſammenhange mit den Anoronungen des $. 88 des Waſſ. Gel. 
aufgefaßt, jo ift es fofort klar, daß .die erftcit. Geſetzesbeſtimmung ſich 
auf Privatrehte und Privatrechtstitel nicht bezieht. — Denn es kann 
nicht in der Abſicht des Gefeges liegen, Anbringen der Parteien bei ben 
politifhen Behörden und Amtshandlungen diefer Behörden zu provociren 
in Fällen, die e8 der Judicatur des ordentlichen Richters, nicht aber ver 
politifchen Behörde unterftelt. 

Nun wurde bereit® hervorgehoben. daß, weil es fich gegebenenfalls 
um fein fließendes Privatgewäfler in Sinne des 8. 10, Abſ. 2 handelt, 
feine jener Rüdjichten, die aus dem Zuſammenhange und der Unentbehr- 
lichkeit des Waſſers fi ergeben und deren Wahrung die eigentliche Auf» 
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gabe der abminiftrativen Behörden bildet, Plag greifen köͤnne. — Es ift 
vielmehr Kar und durch den Wortlaut des 8. 10, Abf. 1 erhärtet, daß, 
wenn gegebenenfalls von der Regel des 8. 10, Abſ. 1 eine Ausnahme 
begründet fein follte, diefe nur privatrechtlicher Natur fein könnte. — Der 
Schuß allenfälliger Privatrechte an einer Privatſache ift aber Sache des 
ordentlichen Richters. 

Aus allem dem folgt, daß die Stadtgemeinde Zabor keinen geſetz⸗ 
lihen Anlaß hatte, die politifche Behörte um eine Bewilligung der Sperr⸗ 
vorrichtung anzugehen und daß fie zur Anbringung eines folden Geſuches 
gefetslicher Weife nicht verhalten werden kann. — Da mit der angefod- 
tenen Entſcheidung dies gleichwohl verfügt wird, mußte dieſelbe aufgehoben 
werden. 


Ar. 1585. 


Durd das Gef. vom 23. Juni 1881, R. G. B. Rr. 62 ift die Beſchränkung 
südfihtlih des Minimalmapes im Handel mit verfüßten geiftigen, nidt 
propinationspflidtigen Getränken nicht außer Kraft getreten. 


Erkenntniß vom 9. December 188%, 3. 2399. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Aron Nüſſen⸗ 
baum: ca. Entfcheidung bes f. f. Min. des Innern vom 5. April 1882, 
3. 1860, betreffend den Hantel mit verfüßten geiftigen ©etränfen, nad 
turchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Sigmund 
Herzl, dann des k. f. Hofrathes Adolf Edhart, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Das k. k. Din. des Innern hat mit der angefochtenen Entfcheidung 
vom 5. April 1882, 3. 1860 im Berufungswege erkannt, daß bem 
Aron Nüſſenbaum in Buczacz rer angefuchte Gewerbfchein zum Hantel 
mit verfüßten geiftigen, nicht propinationspflidtigen Getränken in verfiegelten 
Flaſchen auszufolgen, daß aber gleichzeitig deinfelben zu bebeuten ift, daß 
ihm ber erwähnte Handel nur unter genauer Beobachtung der durch das 
Hoffammerdecret vom 31. März 1839, 3. 23627 (galiz. Prov. ©. ©. 
ex 1839 Nr. 109 und 126) und bezw. der durch die Statty.-Berorbnung 
vom 30. November 1876, 3. 56438 (galiz. 2. ©. B. Nr. 61) -beftimmten 
Beſchränkung rüdfihtlih tes Minimalmaßes, d. i. von einem Seidel, bezw. 
035 Liter geftattet ift. 

Aron Nüffenbaum befchwert fi) gegen die ihm auferlegte Beſchrän⸗ 
tung des Handel, wonach er ſich bei der Ausübung desfelben nur folder 
verfiegelter Flaſchen zu bevienen habe, tie nicht weniger als ein Seibel, 
bezw. 0°35 Liter enthalten, indem er vermeint, daß im Grunde der Ge 
werbeordnung vom 20. December 1859 und des $. 1, Ulinea 1 des Gel. 
vom 23. Juni 1881, R. ©. B. Nr. 62 der befagte Handel in ver 
Ileffenen Gefäßen in was immer für Mengen geftattet ift. 

Die in der angefechtenen Entſcheidung cit. Statth. Verordnung vom 
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30. November 1876, 3. 56438 hat die Umwandlung der bezüglich des 
Kleinverfchleiged von verjüßten geiltigen Getränken feftgeftellten Maßgröße 
von einem Eeidel in's metrifbe Maß zum Gegenftantee — Mit den 
Hoffammertecrete vom 31. März 1839, 3. 23627 ift den befugten Handels⸗ 
leuten die Beſchränkung auferlegt werben, tie verfüßten geiftigen Getränfe 
in verfiegelten Flaſchen nit unter einem Seidel zu verlaufen. 

Diefe Vorfchrift gehört unftreitig zu denjenigen Beftimmungen, welde 
ven Zwed haben, das Propinationsredyt gegen Beeinträchtigung durch ver- 
wandte Gewerbe zu ſchützen. — Zu diefem Schluffe gelangt man noth- 
wendigerweiſe durch die Erwägung, daß der Ausſchank ver verfüßten gei- 
fligen Getränke in Galizien mit dem Bropinationsrechte in enger Ber- 
bindung fteht. — Was auch daraus zur Genüge erhellet, daß mittelft den 
für die Verpachtung ter ſtädtiſchen Propination in Galizien erlaffenen 
Directiven (Öub.-Verordnung vom 3. April 1834, 3. 9610, Prov. ©. ©. 
Nr. 48 und vom 2. Auguft 1839, 3. 40651, Prov. ©. ©. Nr. 126) 
in die Licitationsbedingungen die Beftimmung aufzunehmen war, daß bie 
Stadt außer dem ihr ausſchließend zuftehennen Rechte der Erzeugung und 
des Ausſchankes von Branntwein, Bier, Meth, Wisniak und Maliniak 
auch das, wenn aud nicht ausſchließliche Recht, die verfüßten geifligen 
Getränke zu erzeugen und auszuſchänken, verpadtet. 

Aud) von den Übrigen Propinationsberedtigten werden die verfüßten 
geiftigen Getränke, wenn auch nidyt auf Grund eines ausfchlieglihen Rechtes 
ausgefhänkt und ift die Gränze zwifhen tiefen und ven eigentlich pro- 
pinationgpflicytigen gebrannten Getränken nur ſchwer zu ziehen. — Es 
wurde daher mittelft des cit. Hoffammerbecretes vom Jahre 1839 ber 
Verkauf diefer Getränfe deshalb auf das Minimalmaß ven einem Seidel 
befhränft, um einen etwaigen unter der Form von Kleinverſchleiß geübten 
Ausſchank hintanzuhalten. 

Nachdem fonah das Hoffanımerdecret vom 31. März 1839 rüd- 
fihtlih der Beſchränkung des Handels mit verfüßten geiftigen Getränken 
auf ein Minimalmaß als eine Propinationsvorfahrift ſich darſtellt, fo ift 
basfelbe turch die Gewerbeordnung in Gemäßheit des Urt. VIII des Kund- 
machungspatentes zu terjelben aufrecht erhalten worden. 

Aber audy durch das Gef. von 23. Juni 1881, R. ©. B. Nr. 62 
ift die erwähnte Beſchränkung rückſichtlich des Minimalmaßes nit außer 
Kraft getreten. — Denn nah $. 18 dieſes Gefeges wird burd die Be— 


flimmungen ter 88. 1, tann 3—8 desſ. Geſetzes das Propinationsrecht 


in jenen ändern, in melden tasfelbe beſteht, nicht berührt. — Hieraus 
folgt, daß der in ter Beſchwerde angerufene $. 1 des bejazten Geſetzes 
nur injoweit Anwendung findet, als hiedurch das Propinatiensreht nicht 
in eine ungünftigere Lage fommen würte. 

Nachdem durch die Erweiterung des Handels mit verfüßten geiftigen 
Getränken auf Mengen unter einem GSeivel, bezw. unter 0'35 Liter das 
Propinationsrecht in Galizien, tm Vergleiche zu der Zeit vor der Wirf- 
fanıkeit de8 Gef. vom 23. Yuni 1881 in eine nahtheiligere Lage verjegt 
werden würde, jo vermochte der V. ©. Hof in der dem Befchwerdeführer 
auferlegten Beſchränkung rüdfichtlid des Minimalmaßes eine Geſetzwidrig⸗ 
feit nicht zu erbliden. — Diefemnah mußte vie Beſchwerde als geſetzlich 
ungegründet abgewiefen werben. 
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Ar. 1586. 


Die Thatfache der Aufnahme in den Heimathsverband einer Gemeinde 
kann aud durd eine den Beftand eines bezügliden Gemeindebefchlufles 
conftatirende ämtliche Zuſchrift als genügend dDargethan angefehen werden. 


Erkenntniß vom 9. December 1882, 3. 2400. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde der Gemeinde Wal: 
tersdorf ca. Entfheidung des f. f. Min. des Innern vom 10. Juni 1882, 
3. 8401, betreffend das Heimathsrecht des Franz Möſer, nah durch⸗ 
geführter d. m. Verhantlung und Anhörung des k. k. Min.Rathes Dr. 
Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die k. k. Statthalterei ın Prag hat im Berufungsmwege unter Be 
bebung ter Entſcheidung ter k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu Tetſchen er- 
fannt, taß der am 14. November 1843 in Algersdorf geborene Franz 
Möfer in der Gemeinte Waltersdorf das Heimathsrecht befitt, weil mit 
ter den Admiiniftrativacten angeſchloſſenen Zufgrift von 6. Yuli 1864 
das Gemeindeamt in Walterdderf jenes in Algersdorf zur weiteren Ber: 
anlaflung wegen der Entlaffung verjtänvigt bat, daß Kranz Möfer aus 
Algersporf Nr. 180 laut Gemeintebefchluffes von 1. Juli 1864 in ten 
Gemeindeverband von Waltersdorf aufgenommen worden ift, in Folge 
deflen die Löſchung tes Genannten im Mannfchaftsbuche von Algersdorf 
erfolgte. — Mit der Entfheidung vom 10. Juni 1882, 3. 8401 bat 
tas f. f. Din. des Innern dem dagegen eingebrachten Recurfe der Ge: 
meinde Waltersdorf aus den Gründen der angefochtenen Statth.-Entfcheitung 
keine Folge gegeben, wogegen tie Bejchwerde der befagten.Gemeinde ges 
richtet ift. 

Diefe Gemeinde beftreitet, daß je ein Gemeindebefhluß wegen Auf: 
nahme des Franz Möfer in den Heimathsverband von Waltersdorf gefaßt 
wurte und beruft fih auf die Ausfagen der fech8 einvernommenen Mit« 
glieter des im Jahre 1864 beitandenen Gemeinderathes, welche beftätigten, 
daß überhaupt eine Aufnahme in den Heimathsverband von Waltersdorf 

durch zwanzig Jahre nicht ftattgefunden hat. 

Nahren ter Beitand eines ſolchen Gemeindebeſchluſſes durch ein 
änıtliche®, mit den vorgefchriebenen Förmlichkeiten ausgeftellted Document 
beftätigt erfcheint, jo fann der auf bloßer Erinnerung beruhenten Ausſage 
mehrerer Mitglieder ver ehemaligen Gemeindevertretung umſoweniger ein 
Gewicht beigelegt werden, als eine Irrung bierin nicht ausgefchloffen ift, 
zumal wenn erwogen wird, duß es fih bier um eine, vor jo langer Zeit 
erfolgte Thatfache handelt. 

Diefemnadh kann darin, daß das ka f, Min. des Innern die That- 
fahe der Aufnahme des Franz Möfer in den Heimathöverband der Ge— 
meinde Waltersdorf als genügend dargethan angefehen hat, eine Gefeb: 
widrigfeit nicht erblict werden. Die Beſchwerde mußte daher als gefetzlich 
nicht begründet abgewieſen werden. 
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Ar. 1587. 


Wann hat das Aerar für indebite geleiftete Gebührenbeträge Verzugs⸗ 
zinfen zu leiften. 
Erkenntniß vom 123. December 1882, 3. 2484, 


Der LE V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Ehegatten 
Michael und Marie Bachheimer, GHotelbefiger in Wien, ca. Entfcheivung 
des k. f. Finanz Dein. vom 23. Mai 1882, 3. 12986; infomweit mit 
derfelben der Anjprud auf die Gpercentigen VBergütungszinfen bei Reſti— 
tuirung einer ſammt Berzugszinfen einbezahlten Gebühr von 1742 fl. 
12’/, Ir. abgewiefen worden ift, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Ungermann, dann des f. k. Min.-Bice-Secr. 
Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird al8 unbegründet abgewieſen.“ — 
Ein Erſatz der Koften des Berfahrens wird nidt auferlegt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


In einem Kivilrechtöftreite ded Eduard Mihle gegen die Beſchwerde⸗ 
führer waren legtere auf Erfüllung eines im Schlußbriefe dto. 15. April 
1877 enthaltenen Taufchvertrages belangt und es ift benfelben auf Grund 
des gedachten Schlußbriefes mit Zahlungsauftrag vom 28. Maui 1877 ver 
aud in allen adminiftrativen Inftanzen und zwar vom f. f. Finanzmini« 
fterium mit Erlaß vom 12. Februar 1878, 3. 30824 beftätiget wurde, 
eine Percentualgebühr von 1742 fl. 12’), kr. vorgefchrieben worden. 
Die Beſchwerdeführer haben diefe Gebühr ſammt Berzugszinfen pr. 227 fl. 
26'/, fr. im Laufe ver Jahre 1878, 1879 und 1880 ratenweife ein« 
bezahlt. 

Anläßlich des über den vorerwähnten Nectsftreit vom FE. k. Landes⸗ 
gerihte in Wien am 31. Mai 1881, 3. 19083 erfloffenen Urtheiles, 
durch welches der Kläger Eduard Mihle für fachfälliy erkannt und in den 
Entfcheidungsgründen ausgefprodhen worden war, daß der fraglihe Schluß— 
brief feinesmegs als eine einen Vertrag begründende Urkunte anzufehen 
fei, find die Ehegatten Bachheimer nit nur um die Nüdzahlung ter bie- 
für bezahlten Gebühr pr. 1742 fl. 12"/, kr., ſammt ten entrichteten Ver- 
zugszinſen pr. 227 fl. 26'/, Er., jondern auch unter Berufung auf ten 
8. 28 de8 Gef. vom 8. März 1876, R. ©. 3. Nr. 26 um die Ber: 
gütung ter 6percentigen Binfen von den erwähnten, wie fie angeben, 
indebite bezahlten Beträgen eingeſchritten. 

Ueber dieſes von der Fin.-Landesdirection in Wien an das k. k. 
dinanz- Min. zur Entſcheidung vorgelegte Geſuch hat das letztere zwar die 
bemerkte Nüdzahlung der fraglichen Gebühr ſammt den von den Ehegatten 
Bachheimer effectiv bezahlten Verzugszinſen bemwilliget, jedoch die Forderung 
der Gpercentigen Bergütungszinfen abgewieſen, weil die Rückzahlung nicht 
in Folge eines Recurfes erfolgt, mithin der cit. $. 28 tes Geſ. vom 
8. März 1876 feine Anwendung findet. 

Der B. ©. Hof konnte die gegen dieſe Abweifung gerichtete Be— 
ſchwerde nicht für begründet anfehen. Der $. 28 des Gef. vom 8. März 
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1876 ordnet wörtlih an, daß „in Falle der Reflituirung von eingehobenen, 
aber in Folge von Recurfen wierer zurüdzuftellenden Gchührenbeträgen 
an die Parteien eine Gpercentize Derzinfung des reftituirten Betraged von 
Einzahlungstage an zu vergäten* fei. — Inter Recurfen merden nad der 
eigenthümlichen Bereutung dieſes Wortes Berufungen gegen Berfügungen 
eines untergeorbneten Organes an eine höhere Inftanz verftanden. — Es 
jetzt alfo der Anſpruch auf die gedachten Vergütungszinſen immer voraus, 
daß eine Gebühr gegen das Geſetz bemeſſen und entrichtet worden war, 
jedoch im abminiftrativen Inftanzenzuge die Gebührenvorfchreibung auf- 
gehoben und demgemäß die Rückvergütung verfügt wird. 

Nah der Anfhauung des B. ©. Hofes kann daher die Rüdzahlung 
einer entrichteten Gebühr mit den Gpercentigen Bergütungszinfen niemals 
auf Grund einer fih nicht als Recurs darftellenden Eingabe ftattfinden, 
mit welcher die Rüdvergütung eines ungefetlich bemefjenen und entrichteten 
Gebührenbetrages angefuht und von einer Behörde nad ihrem Wirfungs- 
treife bewilliget wird. Dies ift aber im vorliegenden Yale nah dem 
vorausgefchidten Thatbeftande eingetreten. — Dem fteht nicht entgegen, 
baß dem f. k. Finanz-Min. ein Recurs gegen die Beueſſung der Gebühr 
vom fragliden Sclußbrief vom 15. April 1877 vorgelegen war, in wel» 
dem die Rechtsverbindlichkeit des letzteren bereit beftritten mworten ifl. — 
Denn dem Yyinanz. Min. fam damals ohne weıterd zu, die Gebührenpflicht 
der gedachten Rechtsurkunde von dem Standpunfte des Gebührengeſetzes 
zu beurtbeilen und hierüber zu entjcheiden. Dieſe Entfeidung, womit der 
Recurs gegen die Bemeſſung der Gebühr von 1742 fl. 12", fr. abge⸗ 
wiejen wurde, ift vechtöfräftig und aud nicht weiter angefodıten. worden. 

Wenn das Finanz Min. fpäter, als demſelben das civilrichterliche 
Urteil vom 31. Mai 1881 vorgelegt werten war, die Rüdvergütung 
ver Gebühr fammt Verzugszinfen bewilligte, jo geſchah dies nicht auf 
Grund des früher gegen die Bemeſſung der Gebühr eingebrachten Din. 
Recurſes unter Zurüdziehung der über legteren erflofienen Min.Entſchei⸗ 
dung, fontern auf Grund einer neuen von jener vor dem civilrichterlichen 
Spruche weſentlich verfchiedenen Rechtslage. Denn die Min.-Entfcheidung 
vom 12. Februar 1878 kafirte auf tem Inhalte der Urkunde vom 15. April 
1877, welcher nach dem Gebührengefege zu -beurtheilen war; während Tas 
civilrichterlihe Erfenntnig aus dem Ergebniſſe des Procefjes zwiſchen 
Eduard Mihle und den Ehegatten Bachheimer hervorging und eine neue 
Grundlage für die num angefochtene Min.Entſcheidung von 23. Mai 
1882, 3. 12986 gebildet hat. 

Der V. ©. Hof war daher nady feiner Richtung in der Lage, eine 
Geſetzwidrigkeit in der angefochtenen Entſcheidung zu erblicken und mußte 
demnach die Beſchwerde abweiſen. 
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Ar. 1588. 


Die in den Erwerbfteuervorfchriften auf die Umgehung diefer Steuer ge⸗ 

festen Strafen können auf Grund eines rechtskräftigen Erkenntniffes der 

Gewerbebehörde, womit die unbefugte Ausübung eines Gewerbes conftas- 
tirt ift, verhängt werden. 


Erkenntniß vom 12. December 1882, 3. 2402. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Bernhard Königs⸗ 
garten aus Brünn ca. Entſcheidung der mähr. k. k. Fin.-Landesdirection 
vom 7. Mai 1882, 3. 9359, betreffend die für die Zeit vom II. Semefter 
1874 bis einfchlieglih I. Semefter 1881 vom unbefugten Betriebe des 
Gelddarleihensgeſchäftes vorgefchriebene Erwerb- und Einfommenfleuer und 
Steuerftrafe, nad) durchgeführter ö. m. Berhandlung zu Hecht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.*) 


Ar. 1589. 


Bemeflung der Steuerftrafe.**) 
Erkenntniß vom 12. December 1882, 3. 2408. 


Der if. B ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Feith Frankl, 
Haußbefigers in Brünn, ca. Entſcheidung der mähr. k. 8. Fin.Landes⸗ 
direction gom 10. Mai 1882, 3. 9360, betreffend die demjelben für ven 
Betrieb des Gelddarleihensgeſchäftes bemeflene Erwerb» und Einkommen⸗ 
fteuer und die auferlegte Eteuerftrafe, nad durchgeführter 5. m. Verbands» 
lung und Anhörung tes Abo, Dr. Ludwig Wolski, fowie des f, k. Min.- 
Ser. Johann Rolazy, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.” 


Entfceidungsgründe. 


Der Gemeinterath der Tandeshauptftart Brünn hat mit dem Straf⸗ 
erfenntnifje vom 17. März 1881, 3. 9137, wmeldes mit der Gtatth.- 
Entfdeirung vom 29. September 1881, 3. 13893 endgiltig beftätiget 
wurde, dem Feith Frankl aus Brünn wegen -unbefugten gewerbamäßigen 
Betriebes von Gelddarleihensgeſchäften nah 8. 132, lit. a der Gew. Orpg. 
eine ©elpftrafe von 200 fl. auferlegt, weil dur Zeugenausfagen, fowie 
durh die bei Feith Frankl vorgefuntenen Vormerke Über bargeliehene 
Capitalien nachgewieſen ift, daß derfelbe mindeftens feit tem Jahre 1877 
unbefugt Gelddarleihensgeſchäfte im großen Umfange betrieben hat. Denn 
aus dem vorhandenen Traitenbuche ift zu entnehmen, daß derjelbe im 


“) Siebe Entſcheidungegründe bei Nr. 10 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
**), Siehe auch Erlenntniffe sub Nr. 10 und 16 (Band I, Jahrgang 1876/77), 
503 (Band III, Iabrgang 1679) und 803 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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Jahre 1877 ein Capital von 39.900 fl. in 36 Poften, im Jahre 1878 
ein Capital von 60.300 fl. in 58 Poften, im Jahre 1879 ein Kapital 
von 85.600 fl. in 85 Poften, im Yahre 1880 ein Eapital ven 26.400 fl. 
in 33 Poften und im Jahre 1881 ein Capital von 3000 fl. in 4 Bolten 
und in einen nidyt bezeichneten Jahre ein Kapital von 20.300 fl. zu ver- 
ſchiedenen Darleihendgejhäften verwendet hatte und für den Betrieb diefer 
umfangreichen‘ Geldgeſchäfte eine Kanzlei eingerichtet und einen Beamten 
beftellt hat. Zugleich wurde ihm der Weiterbetrieb dieſes Gewerbes fofort 
unterfagt. — Die Statthalterei hat dem Recurſe gegen dieſes Erfenntniß 
aus den Gründen deöfelben feine Folge gegeben, nachdem der Thatbeſtand 
des unberechtigten Gewerbsbetriebes fichergeftellt erſcheint. 

Ueber die bievon ver k. k. Steuerapminiftration in Brünn Seitens 
des Stadtrates gemachte Mittheilung hat viefelbe auf Grund ber vom 
Feith Frankl abverlangten Ermwerbfteuererflärung, der Einkommensbekennt⸗ 
nıffe für die Jahre 1876— 1881, ferner auf Grund ded Gutachtens der 
fahverftändigen Bertrauensmänner, welches dem Feith Franll vorgehalten 
wurde und auf Grund des über die Aeußerung desſelben miederholten 
Gutachtens der Vertrauensmänner, daß es gewiß fei, daß Keith Frankl 
in der Zeit von 1. Jänner 1876 bis 17. März 1881, ald rem Tage 
der Gefchäftsbetriebdeinftellung, ein Capital von circa 42.000 fl. aue- 
Thlieglih zu Darlehen gegen Sicherſtellung durch Wechſel Nichtgemerbe: 
treibender verwentet und durchſchnittiich ſchon nad Abrechnung aller Regie- 
fpefen und effectiven Berlufte eine 1Opercentige Berzinfung, mithin ein 
reines Einfommen von 4200 fl. jährlihb tur die ganze Dauer des un« 
befugten Betriebes erzielt bat, dem Feith Frankl mit ven Zahlungsauf- 
trägen und dem Erfenntniffe vom 10. März 15882: 1) die Erwerbiteuer 
jährliher 157 fl. 50 Er. von unbefugten Betriebe des Gelddarleihens⸗ 
geihäfte® gegen Wechjel, nad ver II. Hauptbefchäftigungsabtheilung vom 
I. Semefter 1876 bis einfchließlih I. Semefler 1881, 2) ven vierfadhen 
Betrag ter Ermerbfteuer Eined Jahres ſammt a. o. Zuſchlag — zuſammen 
1260 fl. wegen Uebertretung ter Erwerbfteuervorfchriften, begangen da- 
dadurch, Daß er ſich rückſichtlich des Betriebes dieſes Geſchäftes in Ter 
obigen Zeit der Steuerverpflichtung entzogen hat, als Strafe auferlegt, 
und 3) für tie Zeit vom 1. Jänner 1876 bis 17. März 1881 an 
Eintommenfteuer nah $. 20 des Einfommenfteuerpatentes, d. i. mit einen 
Drittel der Erwerbfteuer den Betrag von 547 fl. 46 fr. incl. des a. o. 
Zuſchlages und als Strafe nah 8. 33 desſ. Batented den zweifahen Be» 
trag, d. i. 1094 fl. 92 fr., vorgefchrieben. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung hat vie f. k. Fin.Landesdirection 
biefe Steuer und Strafbemefjung aufrecht erhalten, nachdem früher das 
Outachten des Stadtrathes in Brünn eingeholt worden tft und laut Zu- 
Schrift de® Handelsgerichtes in Brünn conjtatirt war, daß Feith Frankl im 
Jahre 1876 act Wechſelklagen wegen 3273 ff. bei demfelben überreicht 
hatte und auch in den folgenden Jahren bi8 1881 Wedhfelllagen von 
demjelben vorgekommen ſind. 

Der B. G. Hof war nicht in der Lage, in dieſer Entſcheidung eine 
Geſetzwidrigkeit zu erbliden. Nachdem durch die competente und rechts⸗ 
fräftige Entſcheidung der Gewerbsbehörden die Thatjache der unbefugten 
Ausübung des Gelpdarleihensgefcäftes in gewerbsmäßiger Art conftatirt 
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werten ift, fo waren die Steuerbehörten verpflichtet, nach den Erwerbs», 
bezw. Einfommenfteuervorfhriften das Amt zu handeln. Es wurden aud), 
wie die Acten nachmweifen, über den Umfang des Geſchäftes und den Zeit- 
punft, von welchem angefangen dasſelbe betrieben wurde, Auskünfte ge- 
fammelt und Erhebungen gepflogen. Aus ter vom Hanteldgerichte erlangten 
Auskunft, mit weldher aud das Gutachten ter Bertrauensmänner überein- 
ftimmt, geht unzweifelhaft hervor, daß Beſchwerdeführer fid) dem Betriebe 
der Greritgefhäfte feit deu Jahre 1876 gewidmet hat, bis ihn der wei« 
tere Betrieb derfelben von der Gewerbsbehörde eingeftellt worrten if. Es 
ift jonady der Zeitpunft, von welchem und bis zu welchen ver unbefugte 
und unbefteuerte Gefchäftsbetrieb ftattgefunnen hat, unzweifelhaft fichergeftellt. 

Nachdem der Befchwerdefährer den Betrieb der Gelddarleihens—⸗ 
geichäfte beftritten, auch, die Borweifung feines Caſſabuches verweigert hat, 
jo war ed, nachdem im gegebenen Falle es fi ſowohl um die Erwerb- 
fteuer-, als auch um die Einfommenfteuerbemefjung handelte, geſetzlich ge⸗ 
rechtfertigt, daß die Steuerbehörde rüdfichtlid) des Umfanges des Gefchäfts- 
betriebe8 und des der Befteuerung zu unterziehenten Einfommens fi an 
das Gutachten der fachverftäntigen Vertrauensmänner gehalten hat. 

Es konnte aud in dieſer Beziebung ein mangelhaftes Verfahren 
nicht wahrgenenmen werten; denn wenn aud die Steuerbehörden in Ge- 
mäßheit des $. 25 des Einlommenfteuerpatented vom 29. October 1849, 
N. ©. B. Nr. 439 und des Fin.-Min.-Erlaffes vem 13. November 
1850, R. ©. B. Nr. 445, mo es fih um tie Erhebung und Ridtig- 
ftellung der auf die Eteuerbemeffung Einfluß nehmenden Thatfachen handelt, 
an tad Outachten ter Bertrauensmänner und Sadverftändigen gewiefen 
find, ſo find fie berechtigt, bei der Wahl verfelben nad ihrem Ermeſſen 
vorzugehen und keineswegs verpflichtet, folcbe VBertrauensmänner oder Sach⸗ 
verftändige zu hören, die von der Partei namhaft gemacht wurden. 

Uebrigens hat auch der Stadtrath Brünn anläßlid, des Recurſes 
bes Beſchwerdeführers gegen tie in Nere ftehende Steuerbemefjung fid 
dahin ausgeſprochen, daß Frankl netoriſch gegen hohe Berzinfung Geld⸗ 
darfehensgejhäfte im großartigen Umfange betrieben hat und daß die ber 
Befteuerung dienente Einfhägung auf ein Jahreseinkommen von 4200 fl. 
dem Geſchäftsumfange und den Ertragsverhältniffen vollkommen ange- 
meſſen ıft. 

Nachdem vie Entiheidung, nah welcher Claſſe jede einzelne Unter- 
nehmung zu befteuern fei, nad 8. 8 des Ermwerbfteuerpatentes den Steuer: 
behörden obliegt und die vielen auf das Steuerausmaß jeder einzelnen 
Unternehmung Einfluß babenden Momente fo ungemein verfchieden find, 
Zaß die individuelle Belegung nit von der Gefetgebung betaillirt un» 
mittelbar verfügt, ſondern dem Urtheile der Steuerbehörden überlafjen 
wurde, fo fann von einer gefetmwidrigen Entfcheivung feine Rede fein, 
wenn, wie im gegebenen alle, die Steuerbehörde unter Einreihung der 
fteuerpflichtigen Beſchäftigung in die II. Hauptbefhäftigungsabtheilung einen 
für Brünn zufolge a. h. Entjchließfung von 5. September 1822, Polit. 
G. ©. Nr. 99 ex 1822 feftgeftellten Erwerbftenerfag nad mwohlermogenem 
Ermefjen in Anwendung bradte und die Einkfonmenfteuer in dem nad) 
$. 20 des Einkommenſteuerpatentes zuläffigen mindeften Ausmaße, nämlic) 
mit einem Drittel der Ermwerbfteuer, bemeſſen hat. 
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Die Vorſchreibung der Erwerbfteuerftrafe findet angeſichts des Aus⸗ 
ſpruches der competenten Gewerbsbehörden ihre gefegliche Begründung in 
der a. h. Entichließung vom 21. März 1819, Pelit. ©. S. Nr. 49, 
47. Bd. und in dem Hoffanzleidecrete von 18. September 1838, 3. 3396 
(Brov. ©. ©. für Mähren Nr. 77, 20. Bd.) und ter Eintommenfteuer 
im dreifachen Betrage im $. 33 des Einkommenfteuerpatente®, weil die 
Ermwerbfteuerftrafe diejenigen zu treffen bat, weldhe in einem unbefugten 
und unverfteuerten Ermwerbe betreten werden und die Eintommenfteuer im 
dreifachen Betrage demjenigen vorzufchreiben ift, weldher fih der Steuer 
zu entziehen fucht, die Einfommensbelenntniffe zur gehörigen Zeit zu über- 
reihen unterläßt und hiedurch die Steuer gänzlich umgeht. 

Schließlich war die Einbeziehung des a. o. Zuſchlages hei Feftftellung 
der Erwerbfteuerftrafe und der dreifachen Einfommenfteuer geſetzlich geredht- 
fertigt, weil ver 1. f. a. o. Zufhlag zur Erwerb- und Einfommenfteuer 
nichts anderes ift, als eine im Laufe der Zeit im Geſetzgebungswege ein⸗ 
getretene Steuererhöhung, daher unter ver „patentmäßig entfallenden Er⸗ 
werbfteuer eines Jahres“, wie es in ter a. h. Entſchließung vom 21. März 
1819 heißt und unter „Steuergebühr” nad 8. 33 des KEinkommenftener- 
patente® die ordentlihe Gebühr fanımt dem 1. f. Zufchlage verftanden 
werden muß. Es wurde aud gelegenheitlih der urfprünglichen Einführung 
dieſes Zufchlages mit der faif. Verordnung vom 13. Dat 1859, R. G. B. 
Nr. 88 derjelbe als eine Erhöhung der directen Befteuerung bezeichnet. — 
Ebenſo wird im Gef. von 26. Juni 1868, R. ©. B. Nr. 72 die mit 
bemjelben erfolgte Erhöhung des Zufchlages als eine Stenererhöhung auf- 
gefaßt. 

Der B. ©. Hof fand demnach die Beſchwerde unbegründet und 
mußte dieſelbe abweifen. 


Ar. 1590. 


Heimathsrehterwerbung durch VBerehelihung (88. 7 und 34 des Heimaths: 
gef.) Beurtheilung einer zwiſchen einem Defterreiher und einer Schweizerin 
in der Schweiz gefchloflenen Ehe. 


Grienntniß vom 18. December 1882, 3. 2472. 


Der i.. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Ladis 
ca. Entjheidung ver f. k. Statthalterei in Innsbrud vom 31. März 
1882, 3. 5648, betreffend das Heimathsrecht der Menga Fluri, nad 
durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung de8 App. Dr. Anton 
Haflwanter, dann des k. k. Sect.⸗Rathes Ritter v. Maldoner, zu Recht 
ertannt: 


„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgemiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nah 8. 37 des a. b. ©. B. find Rechtsgeſchäfte, welche öſterr. 
Staatsbürger mit Ausländern im Auslande eingehen, nach den Geſetzen 
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des Ortes, wo das Geſchäft abgefchloffen wurde, zu beurtheilen, dafern kei 
der Abfchließung nicht offenbar ein anderes Recht zu Grunde gelegt worden 
ft und die im $. 4 enthaltene Vorſchrift, wonach die öfterr. Staatsbürger 
auch in Hantlungen und Gefchäften, die fie außer dem äfterr. Staatd- 
gebiete vornehmen, an die öſterr. Geſetze infomweit gebunten bleiben, als 
ihre perfönliche Fähigkeit, fie zu unternehmen, dadurch eingefchränft wird 
und als diefe Handlungen und Geſchäfte zugleih in ben öfterr. Ländern 
rechtliche Folgen hervorbringen follen, nidyt entgegenfteht. 

Borliegenden Falles handelt es fih um eine Ehe, welche zwifchen bein 
Defterreiher Joſef Starjafob und ter Schmeizerin Menga Fluri am 
15. Octeber 1881 in Chur abgefchloffen worden ifl. — Nach dem ſchwei⸗ 
zerifchen Yundesgef. vom 24. December 1874, „betreffend Feſtſtellung und 
Beurfuntung des Civilſtandes und die Ehe* ift (Art. 1) die Feſtſtellung 
und Beurkundung tes Civilitanded im ganzen Gebiete der Eidgenoffenfchaft, 
— ohne daß für Auslänter eine Ausnahme ftatnirt wäre, — Sade der 
bürgerlichen Behörten. — Die Civilftandsbeamten müffen weltlichen Stantes 
fein und jind einzig berechtigt, Eintragungen in die Civilſtandsregiſter zu 
machen oder Auszüge aus tenjelben zu verabfolgen. — Den Civilſtands⸗ 
beamten liegt ob die Eintragung aller in ihrem Sreife vorkommenden 
Berlündigungen und Trauungen, fowie aud die Vornahme ter Verkündi—⸗ 
gungen, bezw. ter Zrauungen (Art. 5, 33, 37.) — Die in einem Can- 
tone abgeſchloſſene Ehe foll im ganzen Eidgenoſſenſchaftsgebiete als Che 
anerfannt werden (Art. 25, Alinea 3), ebenfo vie im Auslande nad ber 
dort geltenten Geſetzgebung geſchloſſene Ehe (D Art. 25, Alinea 3). — 
Durch Abſchluß ter Ehe erwirbt die Frau Tas Heimathöreht des Mannes 
(Urt. 25, Alinea 4), — Die von ven Civilſtandébeamten audgeflellten 
und al® richtig beglaubigten Auszüge aus ten Civilftandsregiftern gelten 
als öffentlihe Urkunden, melden vole Beweiskraft zulommt, fo lange 
nicht der Nachweis der Fälſchung oder der Unrichtigkeit der Anzeigen und 
Feſtſtellungen, auf Grund deren die Eintragung ftattgefunden bat, erbracht 
ift (Art. 11); die Ungiltigkeit einer Ehe fann nur vom Gerichte aus» 
gejprodhen werden (Urt. 43—57). 

Nun befintet fih in ven Acten 'die vom Civilftandesamte in Chur 
ausgefertigte, mit der Unterfchrift des Civilftandesbeamten und den Stempel 
des Civilftandsamtes Chur verjehene, von legterem ämtlih an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Landeck überſendete und von diefer der Gemeinde mit« 
getheilte Trauungsanzeige, worin beftätigt wird, daß am 15. Dectober 
1881 Joſef Starjalob aus Ladis in Tirol mit Menga Fluri aus Schwanden, 
Canton Glarus, vom unterzeichneten Civilftandesbeamten getraut wurde 
und es ift aus den Acten zu erſehen und nicht beftritten, daß die Trauung 
auf Grund des von den öfterr. politifhen Behörden im geſetzlichen In» 
ftanzenzuge rechtskräftig ausgefertigten Eheconfenfes ftattfant. 

Wenn die politifhen Behörden im Hinblide auf die angeführten 
Geſetzesbeſtimmungen und die erwähnte amtliche Beurkundung ter erfolgten 
Eheſchließung bei dem Beftante ver 88. 97 und 99 des a. 6. ©. B., 
benen zufolge die VBermuthung immer für die ©iltigfeit der Ehe ift und 
über die Ungiltigfeit einer Ehe nur vom ordentlichen Richter verhandelt 
und erkannt werden darf, die Menga Fluri, da den Acten zufolge ein 
rihterliher Spruch wegen Ungiltigfeit der Ehe weder erfolgt, noch auch 
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TZaet.8.869.£e bat üter tie Beistzare ver Cielexte Iehızz 
zur Rıchırna Raüzer ca Gntiteazuız des EL EL Rdrten- Tau vox 
zu, Ackımar I1H%2, 3. 15337, ketrettent Te Acletazz vom Resczeufer 
su Jıuke, nah turtzeitrer ©. m. Berizutiung au: Unbirer: res 
Ye. Dr. Ichomn Lene 8, tes Li Mn-E:e-Eca. Are v. Tramtten- 
kerz, tes 8. f. Baurathes Aran; Echerhaut, Tamm tes Are. Dr. Vrzarz 
Mayr, in Bertreiurg des merbetsal:zten Karl Kiement, ;u Recht erfammt: 

„Tie Beibmerte wire als umbegrünter abzewicien — 
TZer vem Bertreter ces Mitkerheiligten augeſprechene Erjag 
zer Koften des Berfahrene vor tem Berwaltangégerichtshefe 
finzet nit flatt.* 


Enifeidungssrände. 

Nah dem actengemäßen Thatseflınte wurte tur tie vom tem 
Eheleuten Klement im Jahre 1877 vergenemmenen Panführungen, d. 1. 
durch ven Um- und Renban ter Hausrealitäten Nr. 26, 27, 28, 72 ın 
Etanlau une insbefentere durch tie Anfhüttung des zwilchen Tiefen Reali⸗ 
täten und ihren Nebengebäuten gelegenen Hefraumes der Atlauf der 
zwiſchen ven vormaligen Befisflänten Rr. 27, 28, 72 fi anfanmeluten 
Niererfhlage- und Abfallwäfler terart geändert, daß das Waſſer nicht 
mehr wie cherem zwiſchen ten letztgenaunten Befigfländen in ter Richtung 
gegen tie alte Schule E.-Nr. 26 turh ven Garten, das Höjel ter Schule 
in Die daſelbſt beftantene Düngergrube und von ta mittelfi eigenen Rinn- 
fale6 länge ver Bezirkoſtraße abfließt, fontern e8 werden bie von den 
Dächern der neuerbauten Häufer Nr. 27, 28, 26 und von bem nördlichen 
Theile des von ihren eingefchloffenen Hofraumes abfließenden Nieder- 
fhlagsmwäffer, fowie tie Abortflüffigfeiten von C.⸗Nr. 27 theile in die 
Dungflätte, theil® in einen unterirtifhen Kanal abgeleitet. 

Die Eheleute Kaftner behaupten, durch dieſe Aenderungen deshalb 
benadhtheiligt zu fein, weil die in dem Hofraume von Nr. 26, 27, 28, 78 
fih anfammelnden Regenmwäfler, dann das Dungwafler durch bie Gränz- 
mauern in ihren benadhbarten Garten Nr. 71 burdfidern und in ben 
dafelbft angelegten Keller eindringen. 


X:cilage der Juriftifchen Blätter. 
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Durch den vorgenommenen Localaugenſchein wurde die Nichtigkeit 
der Angaben der Eheleute Kaftner nicht erwieſen, doch gab der Sud» 
verftändige als möglich zu, „daß in Folge der früher nicht beftandenen 
Zuleitung der Regenwäffer in die Düngergrube, ſelbſt bei VBorhandenfein 
der beiden Holzlagemauern, deren Fundamente vorausſichtlich minder wafjer- 
ticht find und der dazwiſchen liegenden, nicht abjolut waflerdichten Erdmaſſe 
und bei der tieferen Lage des Gartens Nr. 71, eine größere Durchſickerung 
des Waſſers, deſſen Lauf eigenmäcdtig geändert wurde, namentlich bei 
ftarten Regengüſſen und in Folge deſſen die Gefahr der Vermehrung der 
Schädlichkeit der conftatirten Grundwäſſer immerhin Pla greifen könne.“ 
— Zur Abhilfe beantragte der Sucverftäntige, „daß das Regenwaſſer 
in die Düngergrube nidyt mehr eingeleitet, ſondern mittelft eines bin- 
reichend tiefen, folid gepflafterten Rigols bis zum beftehenden Canale ab« 
geleitet, bei dem Stallgebäude gegen den Kaftner’jhen Gurtengrund bie 
fehlende Dachſaumrinne angebradht und die Düngergrube nad ten be— 
ftehenden Vorſchriften waſſerdicht hergeftzllt werde. 

Diefer Sachverhalt Liegt der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde, 
mit welcher der Ausſpruch ver k. k. Statthalterei, „daß den Cheleuten 
Klement die rationelle Ableitung der in ihrem Hofraume angefammtelten 
Mäfler womöglich mittelft des bereit beftehenden Canales angeordnet und 
zur Vorlage des betreffenden Projectes eine Friſt ertheilt wird,* behoben 
und die Eheleute Klement von den ihnen zur Laft gelegten Uebertretungen 
ter 88. 11 und 42 des böhm. Waſſ. Gef. losgezählt wurden. 

Aus dieſem Sachverhalte ergibt fi, daß es fih gegebenenfalls um 
eine Angelegenheit nicht handelt, welche nah dem Waſſ. Gef. für Böhmen 
und fpeciel nah 88. 11 und 42 vesfelben zu beurtheilen und darum 
von den zur Handhabung des Waflerrechtögefeges berufenen Behörden zu 
enticheiden if. — Was den zunädft angerufenen 8. 42 des Wafl. Gef. 
anbelangt, fo unterliegt es im Hinblid auf ven Sachverhalt feinem Zweifel, 
daß es fih im concreten Tale um Feine Schut- und Regulirungsbauten 
im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung, wie überhaupt um feine derlei Bauten 
gehandelt bat, noh aud handeln kann. — Nach feinem Wortlaute und 
nah dem Zuſammenhange mit den übrigen Beftimmungen des III. Ab- 
ſchnittes kann der $. 42, wie der ganze Abfchnitt des Geſetzes nur auf 
folde Anlagen Anwendung finden, „welche zur Leitung oder Abwehr der 
in einem ftändigen Bette feftgehaltenen (8. 43) oder fließenden Wäſſer 
beftimmt find. — Denn der $. 42 fpriht von Bauten in Öffentlichen 
Flüſſen, in Privatgemwäfjlern, der $. 43 von Unlagen an und in fließen- 
den Gewäſſern, 8. 45 von Anlagen an Strömen, Blüffen und 
Bächen und von den fhäplihen Einwirkungen viefer Gewäfler u. f. f. 

Hier aber handelt es fih um Nachtheile, welche angeblid den 
Beichwerbeführern durch Regenwaffermengen zugefügt werben, weil 
bie bei des Nachbars Haußrealitäten zur Ableitung der atmofphärifchen 
Niederfchläge getroffenen Vorkehrungen fih als unzureichend erweiſen. — 
Die Abmwendung folder Nachtheile wird aber von den zur Durdführung 
des Waflerrechtögefetzes berufenen Behörden aud nicht nach Maßgabe der 
Beſtimmungen bes II. Abfchnittes des Waflerrechtögefeged und fpeciell bes 
S. 11 begehrt und verfügt werden können. 

Zunächſt ift hervorzuheben, daß nah dem Eingangs bargeftellten 
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Sachverhalte ein „Abfließen“ der Rieverfchläge über die Gartenparzelle 
Nr. 71 weder früher fluttgefunden bat, noch auch jetzt ftattfintet. — Nach 
dem Localbefunte ſoll vielmehr ver eventuelle Nachtheil nur in einer Ber⸗ 
mebrung der conftatirten Grundwäſſer gelegen fein und dadurch 
herbeigeführt werten, daß das Wafler in ben Erdboden eindringt, 
fih mit den auch unter ter Sartenparzelle befindlichen Grundwäſſern 
vereinigt und ein Steigen berfelben verurfadt. 

Weiter geht aus tem Sachverhalte hervor, daß von den Eheleuten 
Klement Borfehrungen, welde auf eine Ableitung ter ihre Realitäten 
treffenden und über viefelben fließenden Nieverfchlagswäfler auf die 
Parzelle Nr. 71 abzielen würden, nicht getroffen wurben. --- Sie haben 
vielmehr nur ihre Baugründe in einer ihrem Zwecke angemefjenen Weiſe 
verwendet. — Die Rüdwirkungen folder Bauführungen auf die Berthei- 
lung der atmofphärifhen Niederſchläge laſſen fih nun unter ven 8. 11 
des Waſſ. Gef. nicht fubfummiren. — Denn diefer Paragraph hat feinem 
Wortlaute nah nur „Orundſtücke“, d. i. Landwirtbfchaftlihen Zwecken 
dienenden Grund und Boden, ferner eine „willfürlihe Abänderung” 
des Waoſſerlaufes, alfo eine wirklidye Peitung des Abfluffes, endlich über 
bie Sruntftüde fließende, alfo auf ter Oberflähe ter Grunpftüde ſich 
fortbewegende Oewäſſer, zum Gegenſtande. 

Nicht eine diefer Vorausſetzungen für die Anmenpbarkeit des 8. 11 
trifft im concreten Falle zu und da aud feine der übrigen Beftimmungen 
des II. Abfchnittes gegebenenfall® anmendbar erfcheint, ift eine Beurtheilung 
der Streitfahe nach Waſſerrecht ausgefchloffen. 

Die Abwentung ven Nachtheilen, melde in Yolge von Hausbauten 
den Nachbarn durch Regenwaſſer erwachſen können, wird vielmehr, foweit 
in terlei Fällen nicht Las Civilrecht Anwendung zu finden und die Com- 
petenz des ordentlihen Richters Platz zu greifen hat, nur nah Maßgabe 
der Bauordnung (vgl. $. 9, ad 2, $. 56 und 69, ad f der Bau⸗Ordg.) 
durch die Baubehörden zu bewirken fein, wie denn auch im concreten alle, 
die von Sadiverfländigen in Antrag gebrachten Borfehrungen zur Abhilfe 
durchwegs ſolche find, die ter Bauorbnung angehörer. 

Die angefochtene Entſcheidung des k. k. Atkerbau⸗Min. fpridt nun 
allerdings nit austrüdlih aus, daß die politifhen Behörten zur Be⸗ 
handlung und Entſcheidung der Streitjache nicht competent waren und daß 
die Aufhebung der Entfcheidungen der unteren Inftanzen aus tiefem Grunde 
erfolge, da jeboh das Minifterium diefe meritorifben Entſcheidungen auf: 
gehoben und ter Bertreter desfelben die Nichtanwendbarkeit der im vor- 
liegenden falle von den Behörden angewenveten Beftimmungen des Wafler- 
rechtögejee8 auf diefe Etreitfahe conftatirt hat, fe fand der V. ©. Hof, 
welder nicht Über tie Gründe, fondern über ven Tenor eines angefochtenen 
adminiftrativen Ausfpruches erkennt und welcher nad) dem VBorangefchidten 
ten bier angefochtenen, letiglid negativ ergangenen, abminiftrativen Aus⸗ 
ſpruch, wenn aud aus anderen Gründen, ald das Minifterium für richtig 
und gefeislic correct gehalten bat, die Beſchwerde als unbegründet abzu- 
weiſen. 
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Ar. 1592. 


Zur Eompetenz des B. G. Hofes bei Einwendung des * 1042 des a. b. 

G. B. — Abeeſehtr von beſonderen Berpflichtungstiteln fällt der Auf⸗ 

wand für feuerpolizeiliche Maßregeln dem Gemeindeſäckel zur Laſt und 

kann nicht auf Die an einer folhen Maßregel angeblich oder wirklich direct 

Betheiligten überwälzt werden. — Bur „Beuerpolizei” gehören fowohl bie 

Mapregeln zur Verhütung wie bie jur Interdrü ung eines (ausgebrodyenen) 
randes. 


Erkenntniß vom 14. December 1882, 3. 2286. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerden der Theaterbirectoren 
Karl v. Bukovics, Franz Steiner und Johann Fürſt ca. Plenarbefhluß 
des Wiener Gemeinderates vom 23. Februar 1882 und die auf den- 
felben begrünteten Magiſtratsdecrete vom 28. Februar 1882, 3. 16679 
und 31. Mai 1882, 3. 108825 wegen Erfag der Auslagen für Löſch⸗ 
mannjcaftverınehrung und ftabtbauämtliche Kontrole, nad durdhgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Dr. Joſef Ludwig Brunftein, dann 
des Vertreter des belangten Wiener Gemeinterathes, Dr. Theodor Kratly, 
zu Recht erfannt: Ä 

„Der Einwendung der Incompetenz des Berwaltungs- 
gerihtshofes wird nicht ſtattgegeben. — Der Befhluß des 
Wiener Gemeinderathes vom 23. Yebruar 1882, beziehungs- 
weife die auf denfelben begründeten Magiftratöpecrete vom 
28. Februar 1882, 3. 16679 und 31. Mai 18832, 3. 108825 
werden, infoweit damit den beſchwerdeführenden Thenterdirec» 
toren als tbeilweifer Erfag der durh die Vermehrung der 
ſtädtiſchen Löſchmannſchaft hervorgerufenen Mehrauslagen, 
Paufhalbeträge von 340 fl. De. W. pr. Mann und Fahr für 
die Abſendung der ſtädtiſchen Feuerwache zu den Borftellungen 
und ®eneralproben vom 1. Jänner 1882 an, dann für die 
Delegirung eines Staptbauamtd-Beamten aus gleihem Anlaß 
eine Gebühr von 5 fl. per Mann und Intervention vom 9. De» 
cember 1881, beziehungsweiſe vom 9. April 1882 an auferlegt 
wurden, nah 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Zunächſt mußte die auf $. 1042 des a. b. G. B., bezw. 8. 3, 
lit. a des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 
begründete Einwendung ber Incompetenz bed V. ©. Hofes übergangen 
werben, weil hier und zwar ſowohl was den von der ſtädtiſchen Hauptcaffe 
bereit8 vorſchußweiſe beftrittenen, wie ben erft noch zu beftreitenden Auf- 
wand betrifft, nicht eine Erfaßforderung nah 8. 1042 des a. b. ©. 3, 
fondern erft nody bie Oefegmäßigkeit jener Entfcheidung in Trage ftcht, 
welche die Theaterbirectoren zur Beftreitung des betreffenden Aufwandes 
geſetzlich verpflichtet erflärt und weil hierüber nad) der Befchaffenheit des 
dabei in Frage kommenden, zweifello8 dem öffentlichen Rechte angehörenden 
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Titels nicht vom Kivilrichter, fondern nur im abminiftrativen Wege und 
daher folgerichtig auh nur vom V. ©. Hofe entſchieden werden kann, weil 
endlich vollends, was den erft noch zu beftreitenten Aufwand betrifft, von 
einer Anwendbarkeit des 8. 1042 des a. b. ©. B. nad deſſen Wortlaut 
feine Rebe fein kann, indem es fich diesbezüglich in feiner Weife um einen 
Erfag, fondern ausfhlieglih nur um die in Streit gezogene Frage ber 
gefeglihen Verpflichtung handelt. 

In der Sache felbft erſchien zunächſt die in ber mündlichen Ber- 
handlung erhobene Einwendung, daß bier nur infoweit bie Soften ber 
ftaptbauämtlihen Controle, nit auch infoweit die Koften der Vermehrung 
der ſtädtiſchen Löſchmannſchaft in Frage ftehen, eine feuerpolizeilihe Maß⸗ 
regel vorliege, als ungegründet, weil nach der Natur der Sade wie nad 
ben ausprüdlihen Beſtimmungen der Wiener Teuerlöfhordnung vom 
31. December 1817, Bolit. ©. ©., 45. Bd., Nr. 167 ſowohl die Maß⸗ 
regeln zur Verhütung wie die zur Unterdrädung eines Brandes fi ale 
Acte der enerpolizei darftellen und weil die Aufgabe der in vie Wiener 
Privattheater abgeorpneten ftäptifchen Löſchmannſchaft doch wohl keine andere 
fein kann, als die, den Ausbruch eined Brandes zu verhüten und einen 
gleihwohl ausbrehenvden Brand zu bewältigen, ganz ebenfo, wie ber infpis 
cirende Stadtbauamtöbeamte feine andere Aufgabe hat, al3 die, biefe 
Thätigleit ver Löſchmannſchaft zu leiten und zu beauffihtigen. Es wider> 
fpriht auch offenbar der Natur der Sache, dieſe zufanımengehörenden 
Functionen einerfeitS der Löſchmannſchaft, anderfeitd des Stadtbauamts⸗ 
beamten zu trennen und nur die lettere, nicht auch Lie erftere unter ven 
Geſichtspunkt einer feuerpolizeilichen Amtshandlung und Thätigkeit zu ftellen. 

Liegt aber hier eine Maßregel der Yeuerpolizei vor — was ja bei 
einem Theile ded Aufwandes die Gemeinde auch zugibt — fo fehlt jeder 
Titel, auf welden die angefochtene Berfügung geftütt werben könnte, 
Denn nah 8. 64 des Wiener Gemeinteftatutd von Jahre 1850 ift die 
Generpolizei, fewie überhaupt die Geſammtheit der „polizeilihen Vorkeh⸗ 
rungen zur Abwendung der die Sicyerheit der Perſon oder des Eigenthums 
durch Elementarereigniffe bedrohenden Gefahren“ Sache der Gemeinde, ebenfo 
ift [hen durch 8. 13 der vorcit. Wiener Feuerlöſchordnung. „dem Magi« 
firate* die Unterhaltung aller dort angeordneten Löſchanſtalten (wobei die 
Unterhaltung von Löſchmannſchaften noch ausprüdlid erwähnt wird) zur 
Pfliht gemacht. 

Erſcheint aber tie Feuerpolizei al8 Gemeinvdeaufgabe, fo verfteht fid 
auch bis auf Weiteres von felbft, daß der hiefür erforderliche Aufwand 
aus ©emeindemitteln beftritten werden nıuuf. Denn es liegt in dem 
Weſen der Gemeindeeinrichtung, daß in der Regel für al’ das, was in 
den Kreis der üffentlihen Aufgaben der Gemeinde fällt, nur viefe felbft, 
d. i. die Oefammtheit der Gemeindeangehörigen, herangezogen werben 
fann: Dafür befteht ja eben ber einheitliche VBermwaltungstörper der Ges 
meinde, daß eine gewiffe Summe localer Unterefjen durch eine Gemein⸗ 
[haft wahrgenommen und durch gemeinfane Betheiligung realifirt werde, 
ohne Rückſicht darauf, wie weit hiebei das Individualintereſſe jedes Eins 
zelnen reiht und es liegt eben hierin der durchgreifende Unterfchied zu 
der VBerwaltungsweife jener Länder, welche ten Organismus der Oenteinte 
nicht haben und daher bie unterften Verwaltungskörper nach den cinzelnen 
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adminiftrativen Belangen und aus ben an denfelben unmittelbar Beiheiligten 
formiren. 

Hienah muß alfo der Aufwand für bie gefammten bier in Frage 
ftehenden feuerpolizeilihen Vorkehrungen, alfo fowohl der für die Ber- 
mehrung ter Löfhmannfchaften wie der für die ſtadtbauämtliche Controle 
des Feuerwehrdienſtes in ven Theatern der Gemeinde zur Laft fallen und 
es könnte diefer Aufwand ven einzelnen, direct an demſelben Betheiligten 
nur dann ganz oder theilweife zugefchoben werden, wenn irgend ein be» 
fonberer Rechtsgrund nachweisbar wäre, kraft deflen die Koften der frag- 
lihen Maßregeln, ungeachtet fi) diefelben als Gemeindeſache daritellen, 
doch ausnahmsweise nicht aus dem Gemeintefädel, fondern von den an« 
geblih direct Betheiligten, im vorliegenden Falle alfo von den Theater- 
birectoren, zu beftreiten wären. 

Ein Titel für eine ſolche ausnahmsweiſe Belaftung der Theater: 
directoren ift aber nicht aufzufinden. Die Conceffiouen, melde den drei 
befchwerbeführenden Directoren zum Betriebe ihrer Theater ertheilt wurden, 
enthalten hierüber nichts und ebenſowenig eriftirt eine allgemeine Beftim- 
mung eines derartigen Inhalted. Was von den Theaterdirectoren mit 
Rückſicht auf die größere Teuergefährlichfeit der Theater verzufehren und 
zu beftreiten ift, beftimmt fhon 8. 9 der Wiener Feuerlöſchordnung und 
die dort normirte Berpflihtung, eine Nachtwache und Werkverftändige zu 
unterhalten”, ift durd die Erläffe des Statthulter® in Niederöfterreich vom 
Jänner 1882 in weitgehentfter Weiſe interpretirt worden, ohne daß bie 
Directoren hierüber Einfpradhe erhoben haben. Allein noch weiter zu gehen 
und den Directoren außer den Soften für die eigene, fo ftart vermehrte 
Seuerwade auch noch einen Theil der Koften der in ihre Theater ent- 
fendeten ſtädtiſchen Feuerwache aufzulegen, dafür fehlt jeder pofitive gefet- 
lihe Anhaltspunkt. 

Am allerwenigften aber läßt fich viefe Anforderung aus allgemeinen 
Erwägungen allein, 3. B. der der Feuergefährlichkeit der Theater begründen. 
Hieraus ergibt fih lediglich die Nothwendigkeit einer befonderen feuer: 
polizeilihen Ueberwahung, nicht hingegen: daß die Koften derfelben von 
den Eigenthümern oder Gerenten der Theater zu tragen find. So wenig 
man 3. B. in dem Falle, wo an irgend einer bejenders frequenten Paffage 
eine Vermehrung ver Polizeipoften nothwendig erfcheint, vie Koften dieſer 
ſtärkeren Ueberwachung nur den Anwohnern diefer Paflage auferlegen Tann, 
ebenfowenig kann deshalb allein, weil die Theater eine erhöhte Aufmerl- 
famfeit und Bethätigung der communalen Feuerwehr erfordern, der hiefür 
entfallende Aufwand auf die Theaterdirectoren übermälzt werden. — Denn 
die fraglihe Function hört ja darum, meil fie an irgend einem Punfte 
des communalen Gemeinweſens ftärker einzutreten hat, nit auf, eine Ge⸗ 
meindeaufaabe zu bilden, e8 kann fomit aud der hiefür erforderliche Auf- 
wand nur dem Gemeindeſäckel zur Laft fallen und nidt lediglich von ein⸗ 
zelnen an ter fraglihen Function angeblid) näher betheiligten Perſonen 
eingefordert werben. 

Es ift Übrigens auch gar nicht richtig, daß es fi) bei dem Feuer⸗ 
wehrtienfte in ven Theatern um eine Beranftaltung und einen Aufwand 
bantle, welche lediglich oder auch nur zunächſt im Intereſſe der Theater 
leitungen gelegen ſeien. Denn in erſter Linie ift für diefe Einrichtung 
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offenbar bie Sicherheit des die öffentlichen Schaufpielhäufer befuchenden 
Publitums, nicht die der Gebäude oder des Tchenterperfenales maß- 
geben. 
Damit entfällt auch die in der mündlichen Verhandlung vorgebradte 
Unterſcheidung zwifchen ven Mafregeln zur Verhütung und jenen zur Un- 
terdrüdung eine® (ausgebrochenen) Brandes, wobei behauptet wurde, baf 
nur die legteren ein allgemeines Intereſſe berühren, während bie erfteren 
nur im Privatinterefje des Eigenthümers der vom Feuer bedrohten Objecte 
gelegen feien. In Wahrheit gehören die Mafregeln der einen und anderen 
Art zur Feuerpolizei und find im öffentlihen Intereſſe gelegen, ja nad 
der Wiener Feuerloſchordnung (88. 26 und 28) wird gerade der Aufwand 
für die Unterträdung eines bereit8 ausgebrodhenen Brandes gewifjermaßen. 
als im Intereſſe des Eigenthümers gelegen angeſehen und nad Art einer 
Gebühr von demfelben eingefordert, während bei den mannigfaltigen, in 
der Feuerlöfhorbnung erwähnten Vorkehrungen zur Verhütung oder Ver⸗ 
minderung einer Feuersgefahr ſtets die Unentgeltlichleit der Function oder 
die allgemeine Verpflichtung der Gemeinde, für die entfprechenten Anftalten 
zu forgen, hervorgehoben wird. (88. 8 und 13 cit.) 

Was fpeciell die aufgetragene Honorirung des zur Controle des 
Feuermehrdienftes in den Theatern abzufendenden Stabtbauamts-Beamten 
anlangt, fo gilt felbftverftändlih Allee, mas bezüglich des Aufwandes für 
die Vermehrung der ftädtifchen Löſchmannſchaften gefagt worden if, auch 
von dem Honorar, welches der zur Controle und Leitung dieſer Mann⸗ 
ſchaften erforderlide Beamte zu erhalten bat und es wäre wahrlich nicht 
abzufehen, warum, wenn tie Unterhaltung des Stadtbauamtes und die 
Befoltung der Beamten desſelben der Commune zur Laft liegt, gerade 
diefe Function eines ftadtbauämtlihen Beamten bievon eine Ausnahme 
machen ſollte. — Es kann diesfalls insbefondere auch nicht Die analoge 
Anwendung von Vorſchriften, welche für andere Gebiete des Polizeidienſtes 
erlaſſen worden ſind, angerufen werden. 

Endlich iſt auch das in der mündlichen Verhandlung aus dem 8. 5 
der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. ©. B. Nr. 96 abgeleitete 
Argument unftihhältig, weil es ſich bei diefer Beftimmung um einen von 
dem vorliegenden ganz verjchietenen Fall handelt, ven deſſen gejetlichen 
Borausfegungen bier auch nicht eine einzige zutrifft. —- $. 5 cit. hat nur 
Anordnungen einer politiihen Behörde over Tod einen „von der compe⸗ 
tenten Behörde genehmigten" Beſchluß einer Gemeinte im Auge und bafirt 
außerdem auf der Vorausfegung, dag Jemand feiner in diefer Weife aus- 
geſprochenen Berpfligtung „über Aufforderung” gar nicht oder nicht voll» 
ftändig oder nicht rechtzeitig nachgekommen ift, während im vorliegenden 
Galle eine im felbfiftännigen Wirkungsfreis der Gemeinde getroffene An« 
ordnung vorliegt und die beſchwerdeführenden Theaterdirectoren allen an 
fie gerichteten behördlichen Aufträgen pünltlich entſprochen haben. 

Was ſchließlich fpeciell Die Beſchwerde des Directors Fürſt betrifft, 
fo erjcheint tie demfelben angefonnene Leiſtung aud noch aus dem beſon⸗ 
deren Grunde ungerechtfertigt, weil die geforverte Beitragsleiftung für bie 
Bermehrung der ftädtifhen Löſchmannſchaft auch bei ihm nach Verhältniß 
des gefammten Jahreserforderniſſes berechnet worden ift, während doch in 
dem Theater des Directors Fürſt nicht wie im Stadt» oder Wiebner 
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Theater das ganze oder nahezu das ganze Jahr, fondern nur einige Mo—⸗ 
nate im Jahre Vorſtellungen ftattfinden. 

Die Beichwerden mußten hienach als geſetzlich gegründet erfannt 
werten und war daher die angefechtene Verfügung des Wiener Gemeinde- 
rathes nad 8. 7 des Gef. vom 22. October 1375, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 aufzuheben. 


Ar. 1593. 


Zur Frage, ob eine vorhandene Straße als eine Öffentlihe Bemeindeftraße 
anzufehen ift. 
Erfenntulß vom 15. December 1882, 3. 21 6. 


Der k. E83. ©, Hof hat Über die Beſchwerde der Gutsbeſitzer 


Moſes und Iſaak Kimmelmann ca. galiz. Landesausfhuß und den Ule- 


zander Lipski wegen der Entfcheidung tes erfteren von 27. Juni 1882, 
3. 21492, betreffend tie Deffentlichkeit eines Weges in Trybuchomwce, nad) 
durchgeführter d. m. Verhandlung und, Anhörung des Adv. Dr. Marcel 
Frydmann, des Adv. Dr. Clemens Raczynski, in Vertretung tes belangten 
galiz. Landesausſchuſſes, dann des Adv. Dr. Ludwig Wolski, in Vertretung 
des mitbelangten Alerander Pipsfi, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen. — 
Die Befhwerdeführer haben die angefprodhenen Koften des Ver— 
fahrens vor dem Berwaltungsgerihtshefe im theilmeifen Be- 
trage und zwar dem galizifhen Landes ausſchuſſe und dem mit- 
belangten Alexander Lipski zu je 40 fl. De. W. binnen 14 Tagen 
unter Erecutiondflrenge zu erfegen.“ 


Entfdjeidungsgründe. 


Nah den der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegten That» 
beftande bildet die innerhalb der Gränzen ter Gemeinde und des Gute- 
gebiete® Trybuchowee liegende, von Dorfe Trybuchowce bis zu den Grund—⸗ 
ftüden des Alexander Lipski fih Hinziehende Wegparzelle Nr. 1699 ein 
ten Öffentlichen Verfehre gewidmetes Kommunicationsmittel. Diefer That- 
beftand ftüßt fih auf das Ergebniß der Erhebungen, welde vom Bezirks⸗ 
ausfhuffe Hufiatyn und ergänzungsweife vom galiz. Landesausfchufle 
eingeleitet worten find, nachdem die Ucten des beim Bezirksgerichte Huflatyn 
durchgeführten Proviforialftreites des Alerander Lipsfi gegen Mofes Kimmel— 
mann wegen Borenthaltung jenes Weges, in Gemäßheit des 8. 27, 
Punkt 4 des galiz. Straßengef. vom 18. Auguft 1866, 8. ©. B. ex 1867 
Nr. 15 dem Bezirfsausfhufle zur Amtshandlung im autonomen Wirfungs- 
freife zugemittelt worden find. Durd den Localaugenſchein ift Dargethan, 
daß tiefe Straße vom Dorfe Trybuchowce bis zu den am Fluße Zhrucz 
gelegenen Oruntftüden tes Ulerander Lipsfi fih binzieht und taß an 
diefer Straße nit nur tie Grundftüde des Befchwerteführers, fondern 
auch die der griech.-fath. Pfarre (Parzelle Nr. 429) gelegen find. Dur 
tie Ausfagen der einvernommenen Gedenkmänner und in&befondere auch des 
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Gemeindevorfteher8 und der Mitglieter des Gemeinterathes von Trybu⸗ 
howce ift weiter erwiefen, daß tie ftrittige Straße feit unvortenflichen 
Beiten von Jedermann frei und unbehindert als eine Öffentlihe Straße 
benügt worden ift, daß fie tie einzige Verbindung zwifchen den Feldern 
tes Lipski, bezw. den Fluſſe Zbrucz und tem Dorfe bildet, daß fie aud) 
insbefondere im Jahre 1866, alfo zur Zeit des Inslebentretens des galiz. 
Straßengefeged, in einem der Communication entfprechenden Zuftande er- 
halten und — wie dies die Zeugen zu Protofol vom 30. December 
1881 fategorifc) angegeben haben — aud ſtets nach Bedarf von der 
Gemeinde hergeftellt worden war. Außerdem ift auch tur die Beſtäti⸗ 
gung der Hufiatyner k. k. Bezirföhauptmannfhaft vom 29. November 
1881, 3. 8139 conftatirt, daß diefe Straße factifh als eine öffentliche 
Straße in Benügung war, und daß nad Auflafjung der vor Yahren am 
Fluſſe Zbrucz beftandenen Brüde bezüglich der ftrittigen, bie Gemeinden 
Trybuchowce und Holeniszezow verbindenden öffentlihen Etraße gar nichts 
beftimmt wurde. 

Im Hinblide auf diefe obangeführten Momente ftellt fi ber ber 
angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegte Thatbeftand weder als acten- 
widrig, noch auch in irgend welcher Richtung als ergänzungsbebürftig dar 
und vermochte daher der V. ©. Hof in dem Ausſpruche der angefochtenen 
Entfcheidung, daß die Wegparzele Nr. 1699 in Trybuchowce als eine 
öffentliche Gemeindeſtraße zu halten jei, eine Geſetzwidrigkeit nicht zu 
finden, da nah $. 4 des galiz. Straßengef. von 18. Auguft 1866 die 
innerhalb der Gränzen der Gemeinde und bed Gutsgebietes dem öffent: 
lihen Berfehre gewitineten Straßen, welde weder Landes» noch Bezirks⸗ 
ftraßen bilden, Gemeindeftraßen find. 

Die Nitberüdfihtigung des von den Befchwerveführern geltend 
gemachten, in feiner Richtigkeit jedoch keftrittenen Umftandes, daß bie 
Grundfläche, über welche tie Straße führt, Privateigentbum der Der 
ſchwerdeführer und daß deshalb die ftrittige Wegparzelle ein herrichaftlicher 
Privatweg fei, ift nicht geeignet, die Geſetzmäßigleit der Entſcheidung zu 
beeinträchtigen. Denn die Berwaltungsorgane find gar nicht berufen ge- 
weien, die aufgeworfene Frage ded Eigenthums an ber Grundfläche der 
Straße ihrer Yudicatur zu unterziehen und haben darüber audy nicht ab» 
geſprochen. Dem Gebiete ber Verwaltung gehört lediglich die Frage an, 
ob eine vorhandene Straße nad ihrer Tage, ihrer bisherigen Benützung 
und nad ihrer Bedeutung für die allgemeinen Intereflen als eine öffent⸗ 
libe anzufehen fei und e8 fleht den Verwaltungsorganen nur zu, bie zur 
unbehinterten Aufrehthaltung des öffentlichen Verkehres nöthige Verfügung 
zu treffen, was aud in ber angefochtenen Entjcheitung gefchehen if. Ob 
jedoch allenfällige und melde privatredhtlihen Anſprüche rüdfichtli der 
Straßenfläche beftehen, darüber kann im alle eines Streites nur der 
ortentliche Richter entfcheiden. 

Ebenſo wie der die Eigenthbumsverhältniffe betreffente Befchwerte- 
punft war auch der weitere gegen die Zweckmäßigkeit der Straße gerichtete 
für die Gefegmäßigkeit der auf Grund des 8. 4 des cit. Straßengef. 
bafirten Entſcheidung ohne jebweten Belang. 

Denigemäß mußte die Beſchwerde als gefeglih nicht begründet 
abgewiefen werden. — Der Ausſpruch über den Erfat ber often 
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gründet fi auf den 8. 40 des Bel. vom 22. October 1875, R. G. 2. 
ex 1876 Nr. 36. 


QAr. 1594. 


Beſtimmungen über die Keftfehung von Präclufivfriften, deren Berſäumniß 
den Berluft der Anfprühe der Beamten nad fich zieht, Tönnen gegen: 
wärtig nur auf dem Wege der Gefehgebung erfolgen, 


Erkenntniß vom 15. December 1882, 3. 2484. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des k. k. Steuer- 
amtscontrolors Joſef Perperny ca. Entſcheidung des k. k. Sinanz- Min. 
vom 6. Juni 1882, 3. 15744, betreffend die Verweigerung ter Möbel- 
entſchädigung anläßlich einer Ueberſiedlung, nad) durdgeführter ö. m. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des F. E. Min.-Bice-Seer. Ritter v. Glommer 
zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entjheidung wird nah $. 7 des Ge» 
feßed vom 22. Dctober 1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entjcheidung wurde der Recurs des Ber 
jhwerbeführers wegen verweigerter Bewilligung einer Möbelentfhäpigung 
deshalb zurüdgemwiefen, weil er feine Beſchwerde gegen die Apjuftirung des 
bezüglichen Barticulars erſt nad) Ablauf der mit dem Finanz⸗Min.Erlaſſe 
vom 21. Juli 1877, 3. 18683 (Finanz-⸗Min.⸗Vdgs.⸗B. Nr. 16) feſtge⸗ 
festen Präclufivfrift von vierzehn Tagen überreicht hatte. 

Der B. ©. Hof vermochte jedoch diefer Verordnung eine verbindente 
Kraft nicht zuzuerkennen. Die Rechte der Staatsbeamten gegen den Staat, 
welde fih aus dem Staatsdienftverhältnifie ergeben, bilden (von dem Falle 
eines Dienfivertrages abgefehen) der Natur ver Sache nad einen Gegen⸗ 
ftand der Geſetzgebung und find auch vor dem Beftunde der gegenwärtigen 
verfaffungsmäßigen Einrichtungen ſtets auf dem legielativen Wege durch 
a. h. Entfchliegungen oder durd, in die amtlichen Geſetzſammlungen auf 
genommene Hofverordnungen geregelt worden. 

Eine ſolche Regelung hat insbefondere auch bezüglich der Vergütung 
ber Ueberſiedlungskoſten ver Beamten durch die auf a. h. Anordnungen 
beruhenden Hoflammerdecrete vom 13. September 1804 (Polit. ©. ©. 
22. Bd., Nr. 31) und vom 14. April 1845 (Polit G. ©. 73. Bd., 
Nr. 55) ftattgefunden. — Auch die vierzehntägige Frift zur Ueberreichung 
der Heifeparticularien wurde auf dem obbezeichneten Wege durch das in 
die polit. Öefegfammlung aufgenommene Hoflammertecret vom 5. De- 
cember 1826 (Pelit. ©. ©. Nr. 97) feftgefegt. 

Aenderungen ter Rechte der Staatsbeamten, welche auf folden, mit 
gefegliher Kraft ausgejtatteten Normen beruhen, fünnen gegenwärtig nur 
auf dem Wege ver Öefeßgebung erfolgen. Dies gilt daher auch von Be- 
flimmungen über das Erlöſchen folder Rechte, insbeſondere über die Yeft- 
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fegung von Präclufivfriften, deren Verſäumniß den Berluft der Anjprüde 
der Beaniten nad fih zieht. Die Regierung wäre zur Erlaffung folder 
Normen im Verordnungswege nur dann beredhtigt, wenn die Borausfegungen 
des Art. 11 des Staatögrundgef. vom 21. December 1867, R. G. B. 
Nr. 145, zutreffen; dies tritt jedoch im vorliegenden Yale nicht ein, ba 
ein folches Verordnungsrecht fih, wie erwähnt, aus dem amtliden Wir- 
fungslreife der Minifterien nicht ableiten läßt, und ein Geſetz über eine 
derartige Ermädtigung nicht beſteht. 

Da nun das Hoflammerbecret vom 5. December 1826 eine wrift 
von vierzehn Tagen nur für die Ueberreihung der Particularien, nicht aber 
für die Beſchwerden gegen die Adjuftirung derſelben feftfest, va ein Gefet, 
wodurch die Annahme folder Beſchwerden an eine vierzehntägige Friſt ge⸗ 
. bunden wäre, nicht beftehbt und da aus ben erwähnten Gründen ber im. 
Finanz Min.-VBogs.-B. enthaltenen Verordnung vom 21. Yuli 1877 eine 
verbindende Kraft nicht beigemeffen werben kann, mußte die angefochtene 
Entſcheidung, als der gefeglihen Grundlage entbehrend, nah 8. 7 des 
Gef. vom 22. October 1875 aufgehoben werben. 


Ur. 1595. 


Mautbichranfenverfegung bei mauthumfchloffenen Orten, 
Erfenntniß vom 19. December 1882, 3. 2491. 


Der i. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde des Thomas Riha, 
Hausbefigers und Omnibusinhaber in Pifet, ca. Entfcheitung des k. k. 
Finanz Min, vom 18. Yebruar 1882, 3. 4699, betreffend die Forderung 
ver Wegmautbgebühr an der zum Haufe E.-Nr. 97 ver Bubweifer Borftabt 
verlegten Mautheinhebungsftelle für feine Omnibusfahrten in die innere 
Stadt Pijel, nady vurdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. J. Lenoch, fowie des k. f. Finanzoberinſpectors Joſef Ritter v. 
Kofler- Felshein, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Ge— 
feße8 von 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf-« 
gehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Die Fin.Landesdirection in Prag hatte mit Erlaß vom 17. Februar 
1879, 3. 5829 dem damaligen Pächter der Mauthftationen in Piſek 
Markus Ullmann auf fein durch Wohnungsmangel motivirte® Anſuchen 
die Verfegung ded am Eingange der Stadt beim Haufe Nr. 272 aufge 
ftellten Mauthſchrankens ftadteinwärts zum Haufe Nr. 97 der Budmeifer- 
ftraße bemilliget. Laut des vorliegenden Padhtvertraged vom 22. Sep⸗ 
tember 1880 wurden die gedachten Mautbftationen in Piſek vom 1. Yänner 
1881 bis Ende December 1883 dem Salomon Patek verpacdtet und wurde 
ihm als Einhebungspunft für die Mauth in der Budweiſerſtraße Piſeks 
das am Eingange der Stadt gelegene Haus Nr. 272, mo ver der ober- 








Nr, 1595. — Ei. r. 19. December 1882, 3. 2491. 587 


wähnten, dem früheren Pächter Markus Ullmann bemilligten Verſetzung 
dieſes Schrankens auch die Mautheinhebung ſtattgefunden hatte, wieder 
beſtimmt. 

Salomon Patek hatte dieſe Mautheinhebung dem David Klinberger 
in Afterpacht gegeben, welcher jedoch die Mautheinhebung nicht, wie der 
Pachtvertrag anordnet, bei dem Haufe Nr. 272, fondern bei dem Hauſe 
Kr. 97, wohin die Schranfenverfegung unter dem früheren Pächter be- 
willigt worden war, beforgt, weil er in diefem Haufe, wie er in dem vom 
Finanzwachcontrols⸗Bezirksleiter mit ihm am 2. Februar 1880 aufge- 
nontmenen Protokolle felbft angibt, bier ein Verſchleißgeſchäft ausübt und 
nur mit Rüdfiht darauf die Afterpachtung mit Salomon Patel einge- 
gangen fei. 

Da diefer Subpäditer von dem im Haufe Nr. 101 ter Budweiſer⸗ 
ftraße in Piſek feßhaften Omnibusinhaber Thomas Riha die Entrichtung 
der Mautbgebühr verlangt, wenn letterer von feiner Wohnung mit feinen: 
Dmnibus weiter in die Stadt fährt, weil er die Mautheinhebungsſtelle 
beim Haufe Nr. 97 paffiren muß, fo bat Thomas Riha fchon im admini⸗ 
ftrativen Wege dagegen Beichwerde erhoben, da er als Bewohner ver Stadt 
Piſek zu diefer Mauthentrichtung ſich nicht verpflichtet erachtet. — Er wurde 
jedoch mit diefer Beichwerde ſowohl von der Fin.Bezirksdirection in Tabor, 
als aud im weiteren Inftanzenzuge von der Fin.Landesdirection in Prag 
und dem k. f, Finanz. Min. abgewiefen, welch letztere zwei Behörden jedoch ihren 
Entfheidungen bie Weifung beifügten, daß wegen Zurädverfegung ber frag. 
lichen Einhebungsftelle auf ihren früheren Stuntpunft (und wie das Finanz» 
Min. beifägt, mit Ablauf der gegenwärtigen Pachtperiode) das Ent- 
ſprechende zu veranlaſſen fei. 

Der B. ©. Hof vermodte bie angefochtene Entfheidung nit auf⸗ 
recht zu erhalten. — Die Start Piſek ift ein Ort, in welchem an drei 
verjchiedenen Punkten, an welchen Reichsſtraßen einmünden, Mauthſchranken 
beſtehen. — Die Finanzbehörden geben ſelbſt zu, daß die genannte Stadt 
zu jenen mauthumſchloſſenen Orten gehöre, auf welche das Hofkammer⸗ 
becret vom 7. Auguſt 1830 (Polit. G. ©. 58. Bd., Nr. 85 und Prov. 
G. ©. für Böhmen, 12. Bd., Nr. 217) Anwendung findet. — Dieſes 
Hofdecret gewährt zur Erleichterung der Bewohner jener Orte, in welde 
ale Eingänge mit Mauthſchranken umfchloffen find, daß fie (nicht wie 
die Mauthdirectiven als Hegel anordnen, bei jedesmaliger Baffirung eines 
Mauthſchrankens, fondern) die Weg- und Brüdenmauthgebühr nur einmal 
und zwar bei tem Eintritte im einfahen Betrage zu entrichten haben, bei 
dem Austritte hingegen mauthfrei zu behunteln finv, 

Nachdem das cit. Hofdecret fih nur auf tie Bewohner folder mauth⸗ 
umfchloffener Orte bezieht, fo kann der Ausdruck „Eintritt“ in ven Ort 
wohl feine andere Bedeutung haben, als das Wiederbetreten des Ortes 
ihres MWohnfiges, nachdem fie von demfelben ausgetreten waren. “Diele 
Annahme ift unfomehr gerechtfertigt, nachdem dasfelbe Hofvecret von Orten 
handelt, deren Eingänge mit Mauthſchranken umfchloffen find. Hieraus 
fann nur der Örundfaß abgeleitet werden, daß in den fraglichen Orten 
die Mautbfchranfen regelmäßig an den Eingängen biefer Orte aufgeftellt 
zu fein haben. 

Nachdem ferner das Hoftecret die oben angeführte Begünftigung 
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Ar. 15%. 


Demcflung der Erwerbfieuer bei Handelögewerben mit zwei Berkaufs⸗ 
ocalen. 


Erfenntnif vom 19. Tecember 1882, 3. 2432. 


Tel. 8. ©. Hof hat Über tie Befchwerte ber Hantelöfirma 

C. Pleiweiß in Krainburg ca. Entſcheidung ter k. k. Fin.» Direction in 

Yaibah vom 1. Juni 1882, 3. 6565, betreffend tie Vorſchreibung einer 

befonteren Ermerbfteuer von 31 fl. 50 fr. anläßlich der Eröffnung eines 

jmweiten Verfaufslocales in verfelben Stadt, nad turdhgeführter 5. m. Ver⸗ 

— und Anhörung des Adv. Dr. Ferdinand Pogazhnik, ſowie des 
l. Min.Secr. Johann Kolazy zu Recht erkannt: 
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nDie angefochtene Entfheitung wirb nad $. 7 des Ge- 
feße8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


\ Entfheidungsgründe. 


Wie aus den atminiftrativen Acten hervorgeht, betreibt die handels⸗ 
gerichtlich, protofollirte Birma C. Pleiweiß in Krainburg auf dem Haufe 
Nr. 183 eine Genifchtwaarenhantlung und auf dem Haufe Nr. 111 da- 
ſelbſt eine Filiale diefes Handlungsgeſchäftes, welche Letztere jedody nur durch 
eine weiblihe Hilfsperfon befergt wirt, die ven Gelterldöß aus dem Waaren- 
verfauf an die Firma Pleiweiß abzuführen hat. Für diefe Filiale war 
Seitens der Steuerbehörde eine abgejonderte Ermwerbfteuer und zwar an⸗ 
fänglich nach der III. Hauptbefhäftigungsabtheilung mit 5 fl. 25 kr., fpäter 
aber und zwar vom I. Semefter 1882 ab nad der II. Hauptbefchäfti« 
gungsabtheilung im geringften, vermöge der Einwohnerzahl Krainburgs 
nit 31 fl. 50 fr. entfallenden Steuerfage vorgefhrieben worden. Die 
Gegenſchrift bemerkt, daß, da das Filinlgefhäft ebenfalls als Handels⸗ 
gefhäft ſich darftellt, auch diefes gleich urfprünglid nad der II, Haupt. 
befhäftigungsabtheilung hätte befteuert werten fellen, und taß, da diefe 
Filiale fih als eine Zweiganftalt darftelle, die von jener der Hauptunter- 
nehmung abgejonterte Bemefjung der Erwerbfteuer gefeglich begrünket fei.. 

Die Befchwerbe ift ſowohl dagegen gerichtet, daß die Steuerbehörven 
in der gedachten Filiale eine Smeiganftalt erbliden, al8 aud, daß für 
diefe eine den Abfagverhältniffen nicht entſprechende Erwerbſteuer be- 
meſſen wurde. 

Der V. G. Hof fand, daß allerdings die Beurtheilung der gedachten 
Filiale dem geſetzlichen Begriffe einer Zweiganſtalt oder Zweigunternehmung 
nicht entſpreche. Denn ſowohl nach 8. 20 des Handelsgeſetzbuches vom 
17. December 1862, wie auch nach 8. 47 der Gew. Ordg. vom 20. De⸗ 
cember 1859 gehört zum Begriffe eines Zweigetabliſſements, daß dasſelbe 
von einer Unternehmung außerhalb der Gemeinte ihres Standortes errichtet 
werde, mas aber im vorliegenten Falle bezüglich der fraglihen Filiale 
nicht zutrifft. 

In vorliegenden Falle liegt allerdings vor, daß die Firma C. Plei- 
weiß ihren Geſchäftsbetrieb turd Eröffnung eines zweiten Verkaufsgewölbes 
in dem Standorte ihrer Handeldunternehmung ermeitert babe und diefe 
Thatſache gab den Steuerbehörden hinreihende Veranlaffung, in Gemäß- 
heit der a. h. Entfohliefung von 4. Februar 1832 die Yrage der Er- 
höhung der bishin der genannten Firma für ihre Gemiſchtwaarenhandlung 
vorgefchriebenen Erwerbfteuer in Erwägung zu ziehen und tie gefeßmäßige 
Bemeſſung von Amtswegen vorzunehmen, aber es lag fein gefeglicher 
Grund vor, in Folge der Errichtung einer Filiale eine befondere Erwerb- 
fteuer vorzufchreiben, zumal was auch Seitens der Steuerbehörte nicht be- 
firitten wird, — nur der Betrieb derfelben Unternehmung in abgefon- 
derten Berkaufslocalitäten desfelben Drtes vorliegt. 

Nah 8. 45 der Gew. Drdg., welde nah Abſ. IV. des Kundmach⸗ 
ungspatente® zu derfelben vom 20. December 1859 auch auf den Betrieb 
von Handelsgefchäften Anwendung findet, können vielmehr diejenigen, melde 
freie Gewerbe betreiben, in der Gemeinde ihres Standortes mehrere felte 
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Betriebsftätten (Werkitätten oder Berlaufslocale) halten, die aber ber Be⸗ 
hörde angezeigt werden müſſen. Inſoweit daher die Beſchwerde gegen bie 
Bemeffung einer befonderen Erwerbfteuer für tie fragliche Filiale gerichtet 
ift, mußte der V. ©. Hof viefelbe für begründet anfehen und die ange⸗ 
fochtene Entiheitung aufheben. 

Mit dieſer Caffirung entfällt aber der Zweite gegen die Höhe der 
für die Filiale bemefjenen Erwerbfteuer gerichtete Beſchwerdepunkt von 
felbft, da es nun der Steuerbehörbe offen fteht, die Frage im Sinne der 
eit. a. h. Entſchließung vom 4. Februar 1832 in Erwägung zu nehmen 
und zu entfdeiden, ob mit Rüdfidht auf ven erweiterten Betrieb der Handels⸗ 
unternehbmung der Firma C. Pleiweiß durch Eröffnung eined zweiten Ber- 
kaufslocales, ftatt der berfelben mit Berüdjichtigung des alleinigen Betriebes 
auf dem Haufe Nr. 183 vorgefchriebenen Erwerbfteuer, von Amtswegen 
eine neue Ermwerbfteuerverhandlung und Bemeſſung einzutreten habe. 


Ar. 1597. 


Freies Ermeffen der Finanzbehörden bei Berweigerung angefuhter Mauth⸗ 
verfegungen. 
Grienntniß nom 19. December 1882, 3. 2498. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Oraslig in Böhmen ca. Entſcheidung des k. f. Finanz- Min, vom 1. April 
1882, 3. 9193, betreffend vie verweigerte Verſetzung eines Mauth- 
ſchrankens, nah durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Av. 
Dr. Zdenko Schüder, fowie des f. f. Fin. Oberinfpectors Joſef Ritter 
von Kofler-tyeldheim, zu Recht erlannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgemwiejen. 


Entfcheidungsgründe. 


Nach dem vorliegenden adminiftrativen Thatbeftande, der auch Seitens 
der Beſchwerde nicht angefochten wird, ift die Stadt Graslig von zwei 
an der biefelbe durchziehenden, von der ſächſiſchen Gränze nad Heinrichs⸗ 
grün führenden Reichsſtraße aufgeftellten Wegmauthſchranken eingeſchloſſen. 
Der eine dieſer Mauthſchranken befindet fih an der ſächſiſchen Gränze bei 
dem Haufe Nr. 30 in Markhaufen, ver zweite Schranken am Aus—⸗ 
gange ber Stadt Graslig beim Haufe Nr. 117 in der Richtung gegen 
Heinrichsgrün. 

Die vorliegende Beſchwerde beanſprucht, daß dieſer letztere weiter 
und zwar hinter den Einmündungspunkt der Bahnhofſtraße in die Reichs⸗ 
ſtraße verſetzt werde. Als Motiv dieſes Begehrens wird die Belaſtung 
der Einwohner der Stadt und jener außerhalb derſelben, jedoch in deren 
Weichbilde mit der Mauthpflicht und zwar erſterer im Verkehre mit dem 
Bahnhofe, letzterer im Verkehre mit der Stadt angegeben. — Der Rechts⸗ 
anſpruch auf die verlangte Verſetzung des gedachten Mauthſchrankens wird 
damit begründet: 1. weil die erwähnten zwei Mauthſchranken nicht in der 
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geſetzlich erforderlichen Minimalentfernung von einander, nämlich jener einer 
Meile oder 8 Kilometer fich befinden; 2. weil der beim Haufe Wr. 117 
aufgeftelte Mauthſchranken nod innerhalb des Weichbildes der Stadt 
Graslitz liegt und nad) 8. 6 des Landesgeſ. vom 2. April 1867, 2.6.82. 
Nr. 32, der Mautheinhebungspuntt fletS außerhalb des Weichbildes einer 
Ortſchaft zu beftimmen fei. 

Der V. ©. Hof konnte feinen tiefer Punkte, auf melden tie Bes 
fchwerde ihren Rechtsanſpruch ſtützt, für haltbar anfehen. - - Nach tem 
für Aerarialſtraßen beftehenden Mauthdirectiven jollen, wenn an einem 
Drte aus was immer für Gründen in verfelben Richtung an temjelben 
Straßenzuge zwei Schranken aufgeftellt find, diefelben als nur ein einziger 
angefehen werden und es iſt daher die Wegmauth nur einmal zu entrichten. 
Hieraus folgt fhen von ſelbſt, daß tie Entferung von beiten, einen Ort 
einſchließenden Schranken, nachdem tiefelben in mauthrechtlicher Beziehung 
nur als Ein Schranken (Eine Mauthftation) anzuſehen find, nicht nach der 
allgemeinen Regel beurtheilt werden könne, wonach jede Mauthftation von 
der nächſten je eine Meile ſich minteftens entfernt befinten fol. 

Die Berufung auf das Lantesgef. vom 2. April 1867 ift, abge- 
ſehen davon, daß auch dieſes Gefe die Aufftellung der Mauthſchranken 
außerhalb res Weichbildes eines Ortes nur nah Thunlichkeit anorbnet, 
folglih die Beurtheilung dem freien Ermeſſen der maßgebenten Behörde 
überläßt, ſchon deshalb nicht zutreffend, weil das cit. Landesgeſetz nur für 
Öffentliche, jedoh nicht ärariſche Straßen erlaffen worden, daher für 
Mauthen an ärarifhen Straßen nit wirkſam ift; bie für letztere beftehen- 
den Mauthrirectiven im gegenwärtigen Wale uber die Aufftellung ver 
Einhetungspunkte den freien Ermeffen der adminiftrativen Behörden über⸗ 
läßt, daher tie Würpigung des Berlangens der fraglihen Mauthverlegung 
vom Standpunkte localer Verkehrsrückſichten fih nah 8. 3 lit. e des Gef. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1878 Nr. 36 der Competenz 
des V. ©. Hofes entzieht. 


Ur. 1598. 


Die Ausfagen der Gedentmänner, auf Grund deren eine Heimathszumei: 
fung erfolgen fol, müflen ordnungsmäßig vor der zuftändigen Behörde 
abgegeben werden. 

Erkenntniß vom 20. December 1882, 3. 2477. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ver Gemeinde Pri- 
hovic ca. Entſcheidung des 1. k. Min. des Innern von 4. December 
1881, 3. 17614, betrefiend das Heimatberecht des Eduard Wilhelın 
Höbelt, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Anton Stöhr, dann tes f. f. Min.-Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefodtene Entfheidung wird nah $. 6 des Ge- 
jege8 vom 22. Detober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen 
mangelhaften Verfahrens aufgehoben.“ 
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Zueet EB Li kr Hear re Beitzere der Scene 
Shen. Entikerang res f. f. Min. tes Imern vom 17. Tecenber 
uni, 3, 10946, ketrefteur Tas Heimatherecht des Auten Sejna, mad 
surhgrtihrter Z, m, Kerhautlung und Anbirunz tes Are. Dr. Rilkelm 
Puder, vunn tea, 8, Vin »Rathes Dr. Ritter v. Selm, zu Recht erfamet: 

„Lie Befbmerde wire als unbegräntet abzemiejen.* 


Extiheidungssrände. 

Aus der in ten Arminiftrativacten erliegenden Beflätigung ber Ger 
merntevorflehung in Gernätie dio. 6. Iuni 1881 geht hervor, daß Franz 
Zejna, cheliher Vater des in der genannten Gemeinte am 27. Mai 1835 
geborenen "Zeina - meld’ legteren Heimathereht ftreitig ift — bis zu 
feinem blieben das Heimathsrecht in Cernetic hatte. — Anton Sejna 
ſelbbſt hielt ſich bis zu feinem flinfzehnten Lebensjahre, in den legten drei 
Jahren ale Hirtenknabe, in Cernetic auf, diente dann als Knecht in ver⸗ 
ſchledenen Ortſchaften bis zu feiner am 15. Februar 1858 erfolgten Ver⸗ 
ehelihung, worauf derfelbe unmittelbar in die Gemeinde Zechovic in fein 
torte beflüdliches und ihm und feiner Gattin feit 12. Februar 1858 bie 
zum 17. Auguſt 1899 eigenthümlich gehöriges Haus überfiedelte und ſich 
port während dieſes Zeitraumes aufhielt. Später diente er wieder als 
Knecht In verſchledenen Maierhöfen. 


Weilage ber Zurifttichen Blätter. 
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Bon der Gemeindevorſtehung in Zechovie wurde dem Anton Sejna 
am 26. Yuli 1867 ein Heimathefhein und am 4. Mär; 1869 ein 
Dienftbotenbud ausgeftellt. — Als Anton Sejna fpäter für feinen Sohn 
Joſef von der Gemeinde Zechovic die Ausftellung eines Arbeitsbuches ver- 
langte, wurbe ihm felbes verweigert und die Zuftändigfeit des Anton 
Sejna in der Gemeinde Zechovic felbft Leftritten, worauf er fih zur Bitte 
veranlaßt geſehen, es möge behörblicherfeit8 feine Zuſtändigkeit conftatirt 
werben. 

Die k. k. Bezirkshauptmannfchaft in Strafonig hat am 30. April 
1881 dem Anton Sejna die Zuftändigfeit in der Gemeinde Cernötic zu⸗ 
geſprochen, welche Entſcheidung aber von ver k. k. Statthalterei in Prag 
mit dem Erlafle vom 26. September 1881 aufgehoben und Anton Sejna 
in der Gemeinde Zechovie für zuftändig erklärt wurde, mit Rückſicht auf 
den demfelben von diefer Gemeinde ausgeftellten Heimathefchein dio, 26. Fuli 
1867 und weil laut 8. 35 des Geſ. vom 3. December 1863, R. ©. 2. 
Nr. 105 diefe Gemeinde den ihr obliegenden Nachweis nicht geliefert hat, 
dag Anton Sejna zur Zeit der Ausftellung des Heimathsſcheines in einer 
andern Gemeinde das Heimathsreht hatte. — Dieſe Entſcheidung wurde 
in legter Inflanz aus den Gründen der II. Inſtanz beftätigt. 

Ehebevor die II. Inftanz das oberwähnte Erkenntniß gefällt bat, for⸗ 
berte fie die Gemeinde Zechovic zur Beibringung des Nachweiſes auf, daß 
Anton Sejna zur Zeit des ihm von berjelben ausgeſtellten Heimaths- 
ſcheines in einer andern Gemeinde das Heimathsrecht hatte, auf welde 
Aufforderung die Gemeinde Zehovic erflärte, daß Anton Sejna feinen 
in der Gemeinde Cernötic heimathäberechtigten Bater Franz Sejna in 
der Zuſtändigkeit gefolgt fei und in den Gemeindeverband Zechovie nicht 
aufgenommen wurbe. 

Da nah dem Sachverhalte von der Gemeinde Zechovic ein dem 
8. 33 de8 Heimathögef. und 8. 55 der Gem. Ordg. entjprechender Hei« 
mathsſchein ausgeftelt werden ift, fo lag nah $. 35 des Heimathsgeſ. 
berfelben ob, zu erweifen, daß der Inhaber des Heimathsſcheines zur Zeit 
der Ausftellung (26. Yuli 1867) desſelben das Heimathsrecht in einer 
andern Gemeinde hatte. — Diefen Beweis hat die Gemeinde nicht er» 
bracht, denn durch die Hinweifung darauf, daß tie Heimathszuftändigfeit 
des Anton Seina in feiner Geburtsgemeinde deshalb außer Frage ftehe, 
weil die Zuſtändigkeit feines Vaters ebendort nicht ftreitig ift, genügt 
nit, weil, bavon abgefehen, daß diefe Gemeinde die Zuſtändigkeit des 
Anton Sejna beftreitet, verfelbe nah dem Protokolle dto. 30. April 1881, 
Nr. 4968 allerdings auch in einer feiner mehreren andern Aufenthalts- 
gemeinden und zwar nad $. 12, ad b de8 Gef. vom 17. März 1849, 
R. ©. B. Nr. 170 das Heimathsrecht erworben haben konnte. 

Die Befchwerte mußte demnach als unbegrüntet abgewiejen werten. 


Budwinsfi, B. G. H. Erkenntniſſe. VI, 38 


>94 Nr. 1600. — Erl. v. 21. Teemiter 1882, 3. 291. 


Ar. 1600. 


38 der Rilitärterpfligtige taugli und in der Lage. ich deu feiner Er: 
ichung und feinem Etande entipredgenden Unterhalt ſelbſt zu erwerben, 
ann entfällt die fubfidiare Berpflihtung der Eltern zur Entricgtung der 
Militärtere. 
Erfenntnii vom 21. Tecember 1382, 3. 2291. 


Der 1.1.8.6. Hof bat über die Beſchwerde tes Ignaz Kamareith, 
Boftmeifters in Peipnil, ca. Entſcheidang ter mähr. k. f. Etatthalterei 
von 26. Iuni 1883, 3. 12817, beireftend tie Berpflidtung te Be- 
fhwerteführers zur Entrichtung ter Wilitärtore für feinen Sohn Alois, 
nach durcdhgeführter 6. m. Berhantlung und Anhörung des Dr. Zheotor 
Endletsberger, fowie des f. f. Min.-Bice-Secr. Frhru. v. Lattermann, zu 
Recht erfannt: 

„Die angefohtene Eutſcheidung wird nah $. 7 des Ge⸗ 
fege8 vom 22. Dctober 1875, R. ©. DB. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.” 


Entſcheidugsgründe. 


Die Militärtax⸗Bemeſſungscemmiſſien in Weißlirchen bat tem Boft- 
meifter Ignaz Kamareith in Leipnif tie Entrihtung der Milttärtere für 
feinen Echn Alci8 Kamareith, der im Jahre 1859 geboren und Poſt⸗ 
erpeditor hei feinem Bater ift, auferlegt und dieſelbe mit Rüdficht auf 
jeine Bermögensverhältniffe nah ter IX. Claſſe mit 20 fl. bemeſſen. — 
Der bhiegegen von Ignaz Kamareith ergriffene Recurs wurde mit der Ent⸗ 
fheitung ter mähr. Statthalterei vom 26. Juni 1882, 3. 12817 und 
zwar bezüglich ter fubfitiären Tarpflicht Ted Recurrenten mit ter Moti⸗ 
virung zurüdgewiefen, daß fein Echn fein zu feinen Unterhulte ans» 
reichentes Bermögen oder Einfommen babe und fein Unterhalt ausſchließ⸗ 
lih von feinem Bater beftritten werte. 

In der hiegegen gerichteten Beſchwerde wird beftritten, daß im ver» 
liegenden Falle die gefetlihen Vorausfegungen der fubfiniären Zorpflidt 
des bejchwerveführenden Baters zutreffen, weil Alois Ramareith beim Be- 
ſchwerdeführer als Poiterpetitor angeftellt fei und als folder einen Gehalt 
von 300 fl. nebft ten ihm ebenfalld überlaflenen Fachgebühren von 100 fl. 
beziehe. — Da nun nah $. 4 des Militärtargef. vom 13. Yuni 1880, 
R. ©. B. Nr. 70, refp. nad ten SS. 141 und 143 des a. b. ©. 2. 
die fubfidiarifhe Torpfliht der Eltern nur infolange beftehe, als fie für 
den Unterhalt ihrer Kinder zu forgen haben, bezw. bis dieſe ſich ſelbſt 
ernähren können und da Alois Kamareith einen Gehalt beziehe, der zu 
feinem Unterhalte al® ausreichend angelehen werben müſſe, weil er der von 
der Peftvirection für bie Unterhaltung eines Poſtexpeditors ausgeworfenen 
Vergütung entjpreche, — fo könne eine Verpflichtung des Vaters, für den 
Unterhalt des Sohnes zu ſorgen, nit mehr als beftehend angenommen 
werden, ohne daß es einer Unterfuchung bedürfe, ch der Befchwerbeführer 
feinem Sohne thatfählih den Unterhalt präftire oder nicht. 

Bei Beurtheilung der vorliegenden Beſchwerde kommt es weder 
darauf an, ob der Unterhalt des Alcie Kamareith wirklich — wie bie 





Nr. 1601. — Erl. v. 21. December 1882, 3. 2292. 595 


Stattbalterei annahm — ausſchließlich von feinem Vater beftritten wird, 
noch darauf, ob der Gehalt, ten Alois Kamareith als Bofterpebitor von 
feinem Vater erhält, zu feinem Unterbalte ausreicht. — Entſcheidend ift 
die unbeftrittene Thatfache, daß Alois Kamareith als Pofterpeditor in Ver⸗ 
wendung flebt, wodurch feftgeftellt erfcheint, daß er tauglich und inı Stande 
ift, fidh den feiner Erziehung und feinem Stande entfprechenden Unterhalt 
feloft zu erwerben und wonach in Gemäßheit der oben cit. Gefekeöftellen 
bie civilrechtliche Verpflichtung des Vaters, für den Unterhalt feines Sohnes 
zu fergen und damit aud die geſetzliche Borausjegung feiner fubfidiären 
Verpflichtung zur Entrihtung der Milttärtare wegfällt. 

Die angefochtene Entſcheidung, welde den Beftand biefer Verpflich⸗ 
tung anninımt, mußte daher nad $. 7 des Gel. vom 29. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 86 aufgehoben werben. 


Ar. 1601. 


Anfechtung eines Befundes über die VBergleihung zweier Marken. (6. 25 
des Markenſchutzgeſ.) 


Erkenntniß vom 21. December 1832, 3. 2292. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde ber Georg Graf 
Thurn'ſchen Gewerkſchaft in Klagenfurt ca. Entſcheidung tes k. k. Handels⸗ 
Min, vom 22. Jänner 1882, 3. 31649, betreffend den Markenſtreit 
zwijchen der beſchwerdeführenden Gewerkſchaft und der Eifen- und Stahl- 
gewertichaft Eibiswald und Krumbach, nad) durchgeführter 3. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Dr. Rudolf Fenz, des Finanzprocuraturs«Concipienten 
Dr. Guſtav Khittel, dann des Vertreters der mitbetheiligten öfterr. Alpinen 
Montangeſellſchaft, Atv. Dr. Mar Arcer, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens vor dem Bermwaltungs- 
gerichtshofe findet nicht ſtatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Den Anlaß zu der vorliegenden Verhandlung bildete eine, bei der 
Bezirkshauptmannſchaft Deutſchlandsberg am 12. Mai 1880 überreichte 
Klage der Georg Graf Thurn'ſchen Gewerkſchaft in Klagenfurt, in welcher 
behauptet wurde, daß die Eiſen- und Stahlgewerkſchaft Eibiswald und 
Krumbach durch den Gebrauch einer am 25. September 1875 und einer 
am 31. Juli 1879 bei der Grazer Handelsfammer regiftrirten Marke für 
Stahlwaaren ſich eined widerrechtlihen Eingriffs in das Markenrecht der 
Hagenden Gewerkſchaft, welches diefelbe durch Regiſtrirung einer Stahl» 
waarenmarfe bei der Klagenfurter Handelskammer am 7. Mai 1875 ers 
worben hatte, ſchuldig gemacht babe. 

Die Marke der Thurn'ſchen Gewerkſchaft zeigt einen Anker mit brei 
Duerbalten am oberen Ende und einem aufrechtitehenden C (oder G) in 
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der Mitte der Stange; bie beiden Eikiswalder Marken, welche von der 
Hagenden Gewerkſchaft ale Nahahmungen ihrer Marle bezeichnet werben, 
zeigen ebenfalls einen Anter, in der Darfe vom Jahre 1875 if am obern 
Ende ein Ring und in der Mitte der Stange ber Buchſtabe E in fdiefer 
Lage angebradt, in ber Marke vom Yahre 1879 befinden fih am obern 
Ende drei Querbalken und an ber Stange ift der Budftabe E aufredht- 
ſtehend angebraht. — Die Ounerbalfen in der Thurn'ſchen und in ber 
zweiten Eibiswalder Marke find etwas verfchieden geftaltet, bezw. mit ver- 
fhiedenartigen Zaden verfehen. 

Mit der angefohtenen Min.-Entiheidung wurde in Beflätigung der 
Entſcheidung der I. Inflanz und in Abänterung der Entſcheidung ber 
fteierm. Statthalterei, welche in dem Gebraude der Eibiswalder Marte 
von 1879 eine wiberrechtlihe Nachmachung der Thurn'ſchen Marke erfannt 
hatte, ausgeſprochen, daß die Eibiswalter Gewerkſchaft fih dur den Ge⸗ 
brauch ter beiden erwähnten Marlen einer widerrechtlichen Nachmachung 
ver Graf Thurn'ſchen Marke nit fhuldig gemacht habe. 

Diefe Entfheidung beruht auf dem einftimmigen Befunde der Sadı- 
verftändigen vom 26. November 1880, welder lautete: „daß die auf dem 
von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Deutfd-Landöberg eingefendeten Kiften- 
brette der Eifen- und Stahlgewerlihaft zu Eibiswald vorliegende, ein- 
gebrannte Schugmarfe derart fei, daß der Käufer in der Levante mit der 
auf den gleihfall8 vorliegenden Kiftenbrette der Gewerkſchaft Thurn ein- 
gebrannten Schutzmarke nit getäufcht werden könne.“ Diefer Befund 
wurde von den Sacverftändigen fpäter laut des Protofolled vom 17. Mai 
1881 näher motivirt. — In der Motivirung wird bemerkt, daß die Mono- 
gramme wegen der Berfchiedenheit der Form ber Buchſtaben C (oder G) 
und E fo grundverfchieden feien, daß von einer Aehnlichkeit Leine Rebe 
fein könne. — Das Emblem des Ankers fei für Feine der Gewerkſchaften 
harakteriftifch, weil e8 bei Stahlmwaaren allgemein angewendet werbe und 
Ihon vor oder zu ber Zeit ber Regiftrirung der Thurn’fhen Marke von 
andern Gewerkſchaften, die Brescian- Stahl (in Stäben, die in Kiften 
verfendet werben) erzeugen, geführt worden fe. — Die Abnehmer von 
Brescian: Stahl (welder aud nad den Angaben der Befchwerde für den 
Export nach der Levante erzeugt wird) feien große Export«, refp. Import⸗ 
firmen, melde durch die auf den Kiftendedeln eingebrannte Marle nidt 
getäufcht werden können. — Die Zwiſchenhändler feien entweder ebenfalls 
durch Geſchäftskenntniß gegen Täuſchung geſchützt, oder wenn dies nicht 
der Fall wäre, ſei ihnen die Marke gleichgiltig und pflegen ſie blos eine 
Qualitätsprobe durch Aneinanderſchlagen der Stahlſtäbe vorzunehmen. — 
Für die Conſumenten komme die Marke nicht in Betracht, da ſie den 
Stahl unmarkirt aus offenen Kiſten kaufen. — Ueberhaupt könne der in 
Kiſten verſendete Brescian⸗Stahl nicht ſo wie andere ſtückweiſe markirte 
Stahlwaaren beurtheilt werden. 

In der Beſchwerde werden Einwendungen ſowohl gegen den Inhalt 
bes Befundes der Sachverſtändigen als gegen die Negelmäßigfeit des Vor⸗ 
ganges erhoben; in ver letttern Beziehung wird die Geſchäftskenntniß und 
Unbefangenheit der Sachverftändigen beftritten und wird darüber Klage 
geführt, daß die Befundaufnahme ohne Zuziehung des damals eben erkrankten 
Werldirectors der befchwerbeführenden Gewerkſchaft ftattfand und daß ben 
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Sachverſtändigen der bei der Bergleihung folder Marken einzunehmende 
"Standpunkt nicht vorgehalten worden fei. 

Hierüber ift zunächft zu bemerken, daß die angefochtene Entfcheidung, 
bezw. die mit derſelben beftätigte Entſcheidung der Bezirlshauptmannfchaft 
Deutſch⸗Landsberg, ſich auf beide für die Gewerkſchaft Eibiswald und 
Krumbach in den Jahren 1875 und 1879 regiftrirten Marken bezog, 
während die Befundaufnahme nur den Vergleich der auf Siftendedeln ein- 
gebrannten Marke ver Eibiswalder Gewerkſchaft vom Jahre 1879 mit ber 
Thurn’fhen Marke zum Gegenſtande hatte. 

Der B. ©. Hof hatte jedoch auf diefe Incongruenz nicht einzugehen, 
weil diefelbe von der Graf Thurn'ſchen Gewerkſchaft nicht als Beſchwerde⸗ 
punft geltend gemacht wurde und weil die Befchwerde fich ihrem ganzen 
Inhalte nach nur gegen den Befund und den Ausſpruch des Minifteriums 
bezüglich der Eibiswalder Marke von 1879 wendet, - 

Die Abweifung diefer Beſchwerde beruht auf folgenden Gründen: 
Nah 8. 25 des Gef. vom 7. December 1858, R. ©. B. Nr. 230 
kann ein Befund über die Vergleihung zweier Marken nur wegen Be- 
benfen gegen die Sachverſtändigen oder wegen tyormgebrechen angefochten 
und kann ferner, wenn der Befund mangelhaft oder undeutlich if, auf 
teffen Vervollftändigung gebrungen werden. — Die vorerwähnten Ein- 
wendungen, welche gegen bie Sachverſtändigen und bie Form bed Ver⸗ 
fahren® erhoben werben, find in dem Min.sRecurfe der Graf Thurn’fcen 
Gewerkſchaft gar nicht geltend gemacht worden und Tonnten fchon deshalb 
von dem Minifterium nicht berädfichtigt werden. — Es fteht ihnen ferners 
bie Thatfache gegenüber, daß auch der von der Graf Thurn’fhen Gewerk⸗ 
haft gewählte Sachverftändige fich dem Befunde der antern Sachverftäntigen 
anſchloß, daß ferner der Vertreter dieſer Gewerkſchaft, Advocat Dr. Neumayer, 
der erſten Befundaufnahme vom 26. November 1880 beiwohnte und zu 
der zweiten Einvernehmung der Sachverftändigen vom 17. Mai 1881 
unmiberfprocenermaßen geladen war und über biefe Ladung auch laut des 
Protokolles nachträglich erſchien. — 

Durch dieſen actenmäßig erwieſenen Thatbeſtand, ſowie den ſonſtigen 
Inhalt der cit. Protokolle ſind die obigen Einwendungen, inſoweit ſie die 
Form der Befundaufnahme anſtreiten, vollſtändig widerlegt, im Uebrigen 
beſtehen dieſe Einwendungen, insbeſondere ſoweit ſie die Perſon der Sach⸗ 
verſtändigen betreffen, lediglich in unerwieſenen oder ebenfalls durch die 
Acten widerlegten Behauptungen, welche in keiner Weiſe Berückſichtigung 
verdienen. 

Was den Inhalt des Befundes betrifft, gegen welchen bereits im 
Min.-Recurfe Einwendungen erhoben worden waren, beſteht fein Grund, 
denſelben als unvollftändig oder mangelhaft zu betrachten, weil die Sach⸗ 
verftäntigen ſich über alle, in ver Beſchwerde felbft als wefentlich be- 
zeihneten Berhältniffe geäußert haben und weil die bejchwerbeführende 
Geſellſchaft, welche berechtigt war, bei der Befundaufnahme Aufllärungen 
zu geben und Einwendungen zu erheben (8. 25 des Markenſchutzgeſ.) ven 
dieſem Rechte keinerlei Gebrauch gemadht bat. — Insbeſondere aber mußte 
das Handels-Min, in der Aeußerung der Sachverftändigen, daß das Em⸗ 
blem des Ankers wegen feiner verbreiteten Verwendung zur Bezeichnung 
von Brecian-Stabl nicht als ein charakteriſtiſches Werkzeichen betrachtet 
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werben könne, für fih allein fchon eine nad ven 88. 1 und 3 des Mar- 
kenſchutzgeſ. ausſchlaggebende Begründung des Ausſpruches, daß feine 
Markenrechtsverletzung vorliege, erfennen. 

Es kann daher tarin, daß das Handels⸗Min. feiner Entſcheidung 
den Befund der Sachverſtändigen zu Grunde legte und im Sinne desfelben 
erfannte, weder ein Mangel be Berfahrens, nod eine Gefegwidrigfeit 
erblictt werden. 

Bei dem Ausſpruche, womit die bejhwerbeführende Gewerkſchaft von 
dem Erfage der Koften des h. g. Verfahrens an die mitbetheiligte Ge⸗ 
werffhaft losgezählt wurde, kam in Betracht, daß das Erfeuntniß der 
II. Inſtanz zu Gunſten der bejchwerbeführenden Gewerkſchaft Iautete. 


Ar. 1602. 


Zur Brage, mit welcher Steuerfchuldigkeit die bereits Wahlberechtigten 
‚in die WBählerliften einzutragen find und auf welde Weife die Steuer: 
vorfhreibung der einzeluen directen Steuergattungen zur Zeit der Anlage 
der Wählerliſten gefeglid vorzunehmen ift. (Mähren.) 
Erlenntniß vom 23. December 1882, 3. 2480. 


Der i. k. V. ©, Hof bat Über die Beſchwerde bes Franz Vodicka 
und Genofjen ca. Entſcheidungen ber k. k. Bezirkshauptmannſchaft Proßnitz 
vom 22. Juni 1882, 3. 5845, betreffend Steuervorſchreibungen in den 
Wählerliſten der Gemeinde Smrzic, nad) durchgeführter d. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Adv. Dr. Karl Doftal, dann des f. f. Min.⸗Rathes 
Dr, Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Der angefochtenen Entfheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Proßnig liegt der dur den Ausweis bes dortigen k. k. Steueramtes er- 
härtete Thatbefland zu Grunde, daß bei nadhftehenden Wählern in ber 
Gemeinde Smrzic die Vorfchreibung der virecten Steuern ohne Kriegd- 
zufblag im Jahre 1881 folgende gemefen fei: bei der zaloZna rolnick& 
lediglih die Einfommenftener 98 fl. 38 Er. bei Thomas Dbrucnit zu« 
fammen 111 fl. 46 fr., Johann Podivinsky 249 fl. 39 Er., Joſef Smeöka 
90 fl. 83 fr. und Wptafel 105 fl. 84 fr. 

Wenn nun auf Grundlage dieje® als öffentlihe Urkunde vollen Be- 
weis wirkenden fteuerämtlichen Ausweiſes bei der Entſcheidung ven Recla- 
mationen gegen die Gemeindewählerlijten von der k. k. Bezirkshauptmann- 
haft in Proßnig die Einbeziehung der obenangeführten Wähler mit ben im 
erwähnten Ausweiſe enthaltenen Steuerbeträgen in die Wühlerliften der Ge⸗ 
meinde Smrzid durch die angefochtene Eutfcheidung verordnet worden ift, fo 
vermag der B. ©. Hof in derſelben eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erkennen, 

Die Einmendung der Befchwerbe, daß, weil in der Vorſchreibung 
ter directen Steuern im Jahre 1881 fowohl die Grund» als aud die 
Sebändefteuer ohne Unterfcheidung des Ordinariums und a. o. Zufſchlages 
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bemeſſen, daher dieſe beiden Steuergattungen mit dem vollen Betrage in die 
Gemeindewahlliſten angeſetzt werden mußten, folgerichtig auch die Einkommen⸗ 
und Erwerbſteuer mit Einrechnung der a. o. Zuſchläge bei den einzelnen 
Wählern in den am 1. Mai 1882 aufgelegten Gemeindewaählliſten in 
Smrzid in Anrehnung zu bringen feien, diefe Einwendung ift mit Rückficht 
auf vie diesfälligen gefeglichen Beftimmungen unhalthar. 

Bermöge der im $. 1 ber mähr. Gem. -Wahl-Ortg. vom 15. März 
1864, 2. ©. B. Nr. 4 enthaltenen Beftimmung ift der, von den einzelnen 
Perfonen in ver Gemeinde zu entrichtende Jahresbetrag an directen Steuern 
ohne Zufhlägen für deren Wahlrecht maßgebend, daher ift auch laut 8. 12 
berfelben Wahl-Ordg. die Jahresſchuldigkeit an directen Steuern ohne 
Zufhläge in das Berzeichniß der wahlberechtigten Gemeindemitglieder 
anzufegen. 

Nachdem es fih im vorliegenden alle um die Richtigkeit der am 
1, Mai 1882 aufgelegten Gemeindewahlliſten handelt, auch nicht die Frage 
bes Erwerbes der Wahlberechtigung bei den in Rebe ftehenden Wählern 
ftreitig ift, fontern es fi lebiglih um tie Trage handelt, mit welcher 
Steuerfchuldigfeit die bereits Wahlberechtigten in die Wählerliſten einzu- 
tragen find, jo kömmt zu unterfuhen, auf welche Weife vie Steuervor- 
jhreibung ter einzelnen birecten Steuergattungen zur Seit der Anlage der 
obigen Wählerliften gefeglich vorzunehmen war, 

Das Gef. von 7. Juni 1881, R. ©. B. Nr. 49, betreffend die 
Feſtſtellung der Örundftener-Hauptfumme, welches laut Art. VIL ſchon- für 
bie Steuervorfhreibung für da® Jahr 1881 Anwendung zu finden hat, 
ftatuirt nicht mehr den Unterſchied zwijchen dem Orbinarium ter Steuer- 
Ihuldigfeit und dem a. o. Staatszuſchlage zu verfelben, gleichfalls macht 
diefen Unterſchied nicht das Gef. vom 9. Februar 1882, R. ©. B. Nr. 17, 
betreffend einige Abänderungen ter Gebäudeſteuergeſetze, welches zufolge 
8. 16 für die Bemeffung der Eteuer für das Jahr 1882 zu gelten hat, 
während das Finanzgeſ. vom 7. Suni 1881, R. ©. B. Nr. 51 und 
insbefondere das Gef. vom 29. März 1882, R. ©. B. Nr. 33, im 
Art. IV. die Einhebung der tirecten Steuern nad den beftehenten Normen 
das ift bei der Orund- und Gebäutefteuer nach dem obencit. Geſetze, bei 
ber Erwerb» und bei der Einfommenfteuer aber bie Einhebung des Orbi- 
nariums und des außerortentlihen Zuſchlages anordnet. 

Mit Rüdfiht auf dieſe gefeglichen Beftimmungen mußte in dem am 
1. Mai 1882 in Smrzie aufgelegten Berzeihniffe ber wablberechtigten 
Gemeintemitglieder die venfelben in diefer Gemeinde vorgefchriebene Grund- 
und Gebäubefteuer, da bei dieſen Steuergattungen eine Unterfcheidung 
zwifhen Orbinarium und a. o. Zuſchlag gejeplih nicht mehr befteht, mit 
dem vollen Betrage, bei der Erwerb» und Einlonmenfteuer dagegen mit 
dem Betrage des Orbinariums ohne a. o. Zufchlag angefegt werden. 

Die weitere Einwendung der Befchwerde, daß, weil ter Vorſchußcaſſa 
in Smrzit für das Yahr 1881 die Erwerbfteuer pr. 31 fl. 50 fr. vor- 
gefchrieben geweſen, diefelbe mit diefer zur Zeit der Anlage der Wahlliften, 
das ift am 1. Mat 1882 annoch beftehenten Vorſchreibung in die Wahl« 
liften einzufegen war, da dieſe Ermwerbfteuer erft am 22. Juni 1882, dem 
Zage ter angefochtenen Entſcheidung der Vorſchußcaſſa zurüdgeftellt worden 
ift, konnte nicht berüdfichtiget werten, tenn nad) dem vom k. k. Steuer- 
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amte ber Bezirkshauptmannſchaft vorgelegten Ausweife war für das Jahr 
1881 die zäldzna rolnicka mit der Erwerbftener bei bem k. k. Steuer- 
amte, deſſen Ausweife ald maßgebend angejehen werden müflen, nicht vor- 
geichrieben. Diefe Beftätigung des T. f. Steueramtes ift zweifellos richtig, 
weil nad $. 4 des Gef. vom 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151, 
bie zäldzna von der Zahlung der Erwerbfteuer fortan befreit war, daß 
die dem 8. 7 des cit. Gef. entſprechende Rüdftelung des Erwerbfteuer- 
betrages erſt fpäter erfolgte, ift ebenjo irrelevant wie der Umftand, daß 
bie dem &emeinbevorfteher zu Ymeden ver Eteuereinhebung ausgefolgten 
Ausweiſe dio. 1. Jänner 1881 bie Vorſchreibung ber zäldzna mit einer 
Erwerbfteuer pr. 31 fl. 50 fr. noch enthält. 

Die vom Befchwerbeführer Franz Bobida als derimaligen Gemeinde- 
vorfteher in Emrzid felbft vorgenommene Auftheilung der Orunpfteuer in 
Folge der von Joſef Smella im April 1881 verkauften Gruntftüäde an 
Thomas Obruènik, Joſef Wytäfet und Johann Porioinsly und die Ein- 
ftellung bdiefer Wähler in die Wählerliften mit ven durch den genannten 
Beſchwerdeführer felbft rectificirten Beträgen erfcheint fchon deshalb als ein 
ungiltiger Act, weil ben ©emeindevorftehern bie Auftheilung der Grund⸗ 
fteuer reſp. Rectificirung berfelben geſetzlich nicht zukömmt. 

Aus dieſen Gründen mußte die Beſchwerde als unbegründet abge 
wiefen werben. 


Ur. 1603. 


Die Grundbefiger find berechtigt, einen für die mehrjährige Verpachtung 
der Semeinbeiendbarfeit im voraus empfangenen Pina: im Wege der 
Bereinbarung unter fi) zu vertheilen. 


Erfenntniß vom 27. December 18823, 3. 479, 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Auguftin Cerny 
und Genofjen in Rampersdorf ca. Entjcheidung bes k. k. Aderbau Min. 
vom 21. Vebruar 1882, 3. 428, betreffend die Bertheilung der für bie 
Ueberlaſſung des Jagdrechtes erhaltenen Vergütung, nad burchgeführter 
ö. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Karl Doftal, des k. k. 
Min,-Bice-Secr. Frhrn. vo. Trauttenberg, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah $. 7 des Ge— 
jeße8 vom 22. October 1875 R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben,“ 


Entfcheidungsgründe. 


Durch den Vertrag dto. Rundenburg 29. April 1880 hat die Ge⸗ 
meinde Rampersdorf die Gemeindejagbbarkeit für dreißig aufeinanderfolgende 
Jahre dem Fürſten Johann Xiechtenftein gegen dem zur Ausübung über: 
loffen, daß er anftatt eines jährlihen Pachtzinfes a) eine Summe von 
9000 fl., b) zur Erbauung eines Gemeindelocales 1000 fl. im Oanzen 
10000 fl. in verhinein bezahlt und feiner Seits für die Pachtdauer auf 
jeben Antheil am Reinertrage der Jagd verzichtet bat. — Diefer Vertrag 
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wurde fowohl von Landesausfchuffe, als auch von der polit. Behörde ge 
nehmigt, die ©iltigfeit und Zuläffigkeit desfelben wurde von keiner Geite 
angefohten und fteht darum außer Frage. — Mit der angefodtenen Ent- 
[heidung wurde die von ber Gemeinde durchgeführte Bertheilung des Be- 
trage® pr. 9000 fl. unter die Gefammtheit der betheiligten Grundeigen⸗ 
tbümer, deren Grundbefig das Rampersdorfer Jagdgebiet bildet, als ben 
S. 8 des Jagdpatentes vom 7. März 1849 wiberftreitend, für unftatt« 
baft erklärt. 

Der B. ©. Hof vermochte dieſe Entſcheidung nicht als gefeglich be⸗ 
gründet zu erkennen. — Aus den 88. 1, 5 und 8 des vorcit. Patentes 
geht unzweifelhaft hervor, daß das Jagdrecht ein Ausflug des Grund- 
eigenthumes ift und daß der Grunpbefiger es ift, dem der Nuten, welchen 
die Jagd auf feinen Grunbftüden abwirft, gebührt. 

Allerdings ift der Grundeigenthümer in der Ausübung des Jagd» 
rechtes gefeglich bejchränft und zur Handhabung der diesfälligen Vor⸗ 
jhriften find die politifhen Behörvden berufen. Allein ſchon wegen des 
Orundfage® des 8. 364 a. b. ©. B. dürfen dieſe Befchränkungen nicht 
über die Anorbnungen bes Geſetzes hinaus ausgebehnt werden und es dürfen 
bie politifchen Behörden insbeſondere eine Ingerenz nur ſoweit in Anſpruch 
nehnien, als dies im Wortlaute und in der Abſicht des Jagdgeſetzes, das die 
Regelung der Ausübung der Jagdgerechtigkeit ihrer Obſorge überweiſt, be⸗ 
gründet erſcheint. — Es iſt nun augenſcheinlich, daß die Art und Weiſe 
ber Verwendung bes für die Rampersdorfer Jagdbarkeit durch den vorcit. 
Vertrag erzielten Erldfes, die Ausübung ver Jagd ſelbſt nicht im min⸗ 
deften berührt. 

Das Yagdgef. von 7. März 1849 enthält ebenfowenig wie bie 
nachgefolgten die Jagdbarkeit regelnden Gefege eine Beftimmung darüber, . 
was mit einem Ertrage des Jagdrechtes zu geſchehen hat, welcher weder 
als ein durch die ſelbſtſtändige Ausübung der Jagd ($ 7 Bat. vom 
7. Mär; 1849, 8. 5 Min.-Berorbnung vom 15. December 1852), er- 
zielten Nugen, noch auch als ein jährlicher Pachtſchilling angefehen wer- 
ven Tann. — Die Beſtimmung des 8. 8 Jagdpat., welde von dem 
k. k. Aderbau-Min. angerufen wird, hat aber offenbar nur die letter- 
wähnten Ertragsmodalitäten vor Augen. 

Die bei der mündlichen Verhandlung beſonders betonte Ausdrucks⸗ 
weife diefer Gefegesftelle, dann des $. 11 der Miin.-Berorbnung vom 
15. December 1852, R. ©. 3. Nr. 257 „jährliher Reinertrag“ erklärt 
ſich durdy die Anordnungen des $. 7, bezw. 5 der obeit. Geſetze, da biefen 
nach der Ertrag einer Jagd nit immer in einem Pachtſchillinge beftehen 
muß. — Diefer Gefegeöftelle aber die Deutung zu geben, daß der aus 
einer Jagdbarkeit gezogene Nuten nicht anders denn in jährlichen Raten 
den Grundbefigern zukommen könne, ift ſchon mit Rückſicht auf den Wort- 
laut der Beftimmung nicht zuläfftg. 

Einer analogen Anwendung dieſer Norm auf ben concreten Fall 
ſteht aber die Erwägung entgegen, daß ber 8. 8 1. c. bie factiſche Aus⸗ 
übung der Jagd, bezw. eine jährliche Leiſtung des Pachtſchillinges zur 
Vorausſetzung hat, während es ſich vorliegend um einen Jagdertrag handelt, 
welcher für die auf lange Jahre erfolgte Ueberlaſſung der Jagdausübung 
durch eine Pauſchalſumme repräfentirt wird, 
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Vom Stantpunkte jener Intereffen, deren Wahrung den politifchen 
Behörden nad dem Jagdgeſetze obliegt, liegt ein Grund nicht ver, bie 
Stipulirung einer ſolchen Baufhalabfindung als gefeglih unzuläffig zu er- 
fennen. Eben darum kann aud die — von tem UÜebernehmer der Jagd nicht 
beanftändete Vereinbarung der Grundbeſitzer auf Bertheilung des ihnen 
zweifello8 gehörigen Betrage®, nicht al® dem Jagdpatente miderftreitend 
und darum als gefeglich unftatthaft befunden werden. 

Das dur die Entjheidung ausgefprodene Verbot der Vertheilung 
jenes Erlöſes enthält demnach eine in ben Jagdgeſetzen nicht vorgefebene 
Beihränfung des Eigenthumsrechtes und es war daher die Entſcheidung 
als gefetlic nicht begründet aufzuheben. 


Ar. 1604. 


Nachträgliche Theilung von Erbfcdaftsobjerten nad) erfolgter @inantwer: 
tung des Rachlaſſes. 


Srienntniß vom 28. December 1883, 3. 2564. 


Der ef. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Karl Oarzetta, 
Richard Barzetta, tann ber Margarethe Oarzetta, verehel. Delvart, 
Maria Oarzetta und Anna Oarzetta zu Rovereto in Tirol ca. Entſchei⸗ 
dung des k. k. Finanz: Min. vom 27. November 1881, 3. 17314, be= 
treffend die Gebührenbemeffuug von einem Theilungsvertrage dto. 20, Juli 
1876, nad) durchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ *) 


Qr. 1605. 


Satergemeinſcheft in Ehepacten wird in der Regel auf den Todesfall 
verftanden. **) 


Erlenntniß vom 28. December 1882, 3. 2563. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde der Adolf Wadı- 
tel’ihen Erben in Bielig und zwar ter minterjährigen Erneſtine, Leopold, 
Enil, Karl und Käthe Wachtel, die leßteren dur ihre Vormünder Aler- 
anter Zipfer und Joſef Sculhaber, ferner der Fanny Schulbaber und der 
Roſa Schid wider tie Entfheirung des f, f. Finanz Min. von 10. Yuli 
1882, 3. 15851, betreffend die Bemeſſung ter Erbgebühr von der, ber 


b N Siehe Entſcheidungegründe bei Nr. 788 (Band IV, Jahrgang 1580) nnd 
ei Nr. 1352. 
**, Siehe auch Erkenntniß sub Nr. 131 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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Witwe Eva Wachtel zugefallenen Nachlaßhälfte, nach durchgeführter d. m. 
Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Franz Wibiral, ſowie des k. k. 
Min. Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erſatz der Koſten des Verfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Im vorliegenden Falle handelt es ſich einzig darum, ob die in den 
Ehepacten, welche Adolf und Eva Wachtel am 23. März 1851 abge— 
ſchloſſen hatten, vereinbarte Gütergemeinſchaft ſchon bei Lebzeiten derſelben 
oder erſt nach dem Tode eines der Ehegatten ihre Wirkſamkeit erhalten ſollte. 

Die Beſchwerde behauptet, dieſe Gemeinſchaft der Güter hätte ſchon 
bei Lebzeiten der Ehegatten beſtanden und es ſei daher geſetzwidrig, wenn 
die Finanzbehörden, wie dies geſchehen, anläßlich des am 18. Auguſt 1880 
erfolgten Ablebens des Adolf Wachtel, die der Eva Wachtel zufallende 
Hälfte des Nachlaſſes nicht als Paſſivum des letzteren angefchen, fondern 
der Vermögensübertragungsgebühr nad Tarifpoſt 106 B unterzogen haben. 
— Die Befchwerde ftügt dieſe Behauptung theils auf den Inhalt der ge- 
dachten Ehepacten, theil® auf den Inhalt der gerichtlichen Abhandlungspflege 
und Einantwortung. 

Der B. ©. Hof konnte jedoch den Anspruch der Beſchwerde auf die 
Ausſcheidung der fragligen Güterhäffte vom gebührenpflictigen Nachlaſſe 
in feiner ter beiden Richtungen für haltbar anfehen. 

Der erfte Punkt ver Ehepacten vom 23. März 1851 beftimmt Ievig- 
ih, „daß die Ehegatten Über ihr fämmtliches Bermögen gleiche Gerechtſame 
und Anſprüche haben follen“. Nah 8. 1234 a. b. G. 8. wird die Güter- 
gemeinschaft unter Ehegatten in der Regel nur auf den Zotesfall ver« 
ftanden. Eine Ausnahme von diefer Regel kann, nachdem das Gefeg nicht 
beftimmt, wann eine ſolche Plat greife, doch nur dann anerfannt und bie 
Gütergemeinfchaft als bei Lebzeiten der Shegatten bereits wirffam angefehen 
werden, wenn der ausdrückliche Wortlaut der Vertragsbeftinnmung tafür 
fpriht oder menigftend nad den Grundſätzen über die Auslegung von 
Berträgen (88. 914—916 a. b. ©. B.) aus dieſem Wortlaute die Abficht 
ter Paciscenten flar hervorleuchtet, daß fie eine Gütergemeinſchaft nicht 
blos für ven Todesfall einpehen wollten. ine foldhe Abficht murde aber 
weder ausdrücklich ausgeſprochen, noch läßt fi dieſelbe aus ter obcit. 
Vertragsbeſtimmung entnehmen. 

Ebenſowenig ift der Abf. 5 der Chepacten, auf melden tie Be- 
ſchwerde gleichfalls fich ftüßt, geeignet, eine Gütergemeinfchaft bei Lebzeiten 
anzunehmen. Denn tiefer letztere Abſatz befagt nur: daß „betreff der 
Sterbe- und Erbfälle zwifhen den Eheleuten fi) Alles blos nach den be— 
ſtehenden Lantesgefegen verhalten” ſolle. — Nun ordnet der $. 1233 
a. b. G. 3. an, daß wenn mittelit Ehepacten eine Gütergemeinfhaft zwi« 
ſchen den Eheleuten bedungen wird, der Umfang und die Form einer ſolchen 
Vereinbarung nad den 88. 1177 und 1178 a. b. ©. DB. zu beurtheilen 
fei. — Der $. 1177 beftimnt aber, daß felbft dann, wenn der Vertrag 
ohne weitere Bezeichnung auf das ganze Vermögen lautet, doch nur das 
gegenwärtige, zur Zeit der Errichtung des Vertrages vorhandene, Ver⸗ 
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Ar. 1606. 


Bür die Gebühr von dem in einer Militärheiraths:Gautions:Widmungs: 
Urkunde enthaltenen Rechtsgeſchäfte Tann die Sicherftelung auf der be: 
treffenden Caution in Anfprud genommen werben. 


Erfenntniß vom 28. December 1882, 3. 2517. 


Der it. B. ©. Hof bat über die Beichwerde des FE. k. Haupt⸗ 
mannes Johann Steinbad ca. Entjcheidung des k. f. Finanz Min. von 
24. November 1881, 3. 33194, betreffend die Gebühr von einer Militär- 
beirath8: Cautions-Widmungsurkunde, nad durdgeführter, ö. m. Verband» 
lung und Anhörung des Abo. Dr. Karl Albert Kohn, fowie bes k. k. 
Min.:Bice-Secr, Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfheidungsgrüände. 


Mit der Widmungsurkunde dto. Pifet, 18. Juni 1880 hat der 
k. k. Hauptmann Johann Steinbah die ihm als Eigenthum gehörigen 
12.000 fl. in Spercentiger öſterr. Silberrente vergeftalt als Heiraths⸗ 
caution gewidmet, daß bie davon entfallenden jährlichen Dpercentigen In⸗ 
terefien pr. 600 fl, bezw. 504 fl. nit nur zur gemeinſchaftlichen Sub- 
fiften; während feiner Ehe mit Anna Kramarz, fondern für ven Yall 
feines Borablebend zu ihrem Unterbalte für die Dauer ihres Witwen» 
ſtandes beftimmt fein follen. 

Dos k. k. Finanz Din. hat im Inflanzenzuge mit der angefochtenen 
Entſcheidung ausgefprocden, taß die im Sinne des $. 58 und 59 bes 
Geb, Sei. vom halben Eurswerthe der gewidmeten Obligationen zu be 
mefjende Ipercentige Gebühr fammt Zujhlag im Sinne bes Finanz-Min.- 
Erlafied vom 10. Auguft 1851, 3. 25969 gegen Sicherftellung auf der 
Saution in Bormerkung zu nehmen if. 

Die bein V. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde und bie bei ber 
d. m. Verhandlung Seitens des Befchwerbeführers gemadten Ausführungen 
weifen darauf bin, daß von der MWidmungsurkunde felbft eine Gebühr 
nicht zu entrichten ift, daß e8 aber auch ungewiß ift, ob den Beſchwerde⸗ 
führer feine Ehegattin überleben und ihr der in der Widmungsurkunde 
zugedachte Fruchtgenuß zufallen werde, e8 fi daher nur um ein bedingtes 
und ungewiſſes Ereigniß handelt, weswegen es unftatthaft und geſetzwidrig 
fei, die Gebühr (deren Bemeſſungsart und Höhe Übrigens nicht angefochten 
wird) pro futuro vorzufchreiben und gegen Sicherftellung auf der Caution 
in Vormerfung zu nehmen. 

Der V. ©. Hof ift jedoch nit in ter Lage, diefer Beſchwerde 
Volge zu geben. Denn es handelt fih ja nit um die Widmungs urkunde 
als folche, fondern um das in diefer Urkunde enthaltene Recht sgeſchäft, 
weldyes fih als Schenkung des Fruchtgenuſſes einer beweglichen Sache 
darftellt und weldes nad $. 4 des Gef. vom 13. December 1862, 
R. ©. B. Nr. 89 der Bercentualgebühr und zwar mit Rüdfiht auf 
das perfönliche Verhältnig ver zur Zeit der Schenkung nicht getrennten 
Eheleute, nach Zarifpoft 91 B 2 I a unterliegt. 
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„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen. Ein 
Koftenerjag an die mitbelangte Gemeinde Jungbunzlau findet 
nicht ſtatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Gemeinde Jungbunzlau hat für den, in deren Weichbilde am 
2. December 1881 verſtorbenen und auf deren Friedhofe zur Erde be—⸗ 
ſtatteten zweijährigen Joſef Agary, Sohn des in der Gemeinde München⸗ 
grätz heimathberechtigten verarmten Schneiders Anton Agary, die Begräbniß- 
koſten und zwar: für den Sarg 2 fl. 40 kr., für die Grabſtelle 50 fr. 
und für das Graben des Grabes 1 fl. beftritten und forderte deren Erfaß 
von der Heimathsgemeinde des auswärtigen Armen, Mündengräb. 

Nachdem Ichtere Gemeinde die Koften für ven Sarg gutwillig be- 
glihen, weigerte fie fi, tie Koften für die Grabftelle pr. 50 fr. und 
dann für das Graben des Grabes per 1 fl. an die Gemeinde Jungbunz- 
lau zu erfegen, aus den Grunde, weil ihr in ähnlichen Fällen ſolche Ers 
fäße von anderen Gemeinden dur bie Behörden abgeſprochen worden 
find, worauf die f. k. Bezirkshauptmannſchaft Münchengrätz mit Erkenntniß 
vom 5. April 1882 der Stadtgemeinde Mündengräg, — nachdem zuvor 
der in Rebe ftehende Koftenerfag pr. 1 fl. 50 Er. won der k. k. Bezirks⸗ 
bauptmannjchaft Yungbunzlau als den localen Verhältniſſen entjprechend, 
zu einer Mäßigung nicht gecignet befunden worden war, — den Erjag obiger 
Koften an die Gemeinde Jungbunzlau binnen vierzehn Tagen auferlegte. 

Diefe Entfcheivung wurde von ber k. k. Statthalterei in Prag am 
27. April 1882, 3. 26023 beftätigt, unter Berufung auf den $. 12 des 
böhm. Landesgeſ. fiber die Armenpflege vom 3. December 1868, 2. ©. 2. 
Nr. 59, weil der der Stadt Yungbunzlau für die Beſchaffung und Her- 
richtung der Grabftelle des Joſef Agary zur Laft fallende Aufwand unter 
bie im 8. 12 des bezogenen Gef. bezeichneten, innerhalb des Geltungs- 
gebieted des Armengeſetzes zu erfegenden Koften gehört, und den örtlichen 
Verhältniſſen entipridt. | 

Die Beſchwerde fiht diefe Entſcheidung mit folgenden Argumenten 
an: weil der Friedhof in Jungbunzlau nit ein communaler, fonvdern ein 
von den dortigen Fatholifhen Glaubensgenoſſen erhaltener, ein kirchlicher fet, 
jo fünne die Stadtgemeinde in Jungbunzlau lediglich in ihrer Eigenfdaft 
al8 Patron der dortigen Kirche und des Friedhofes zu Ounften des Kirchen» 
fonde® und nicht für die Etadtrenten Beiträge für Gräber einbeben, wobei 
das, durch den 8. 12 des böhm. Armengeſ. nicht aufgehobene Stolapatent 
vom 30. Mai 1750 in gefeglicher Geltung fei, demzufolge den Armen 
am Friedhofe nicht blos eine Srabftelle gewinmet, fontern auch das Grab 
unentgeltlich verjchafft werden müfje, welde Anorbnung durch ten $. 23 
bes Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50, neuerdings bekräftigt 
worden ift. 

Beim Beſtande dieſer gefetlichen, ten Armen von der Zahlung ber 
Grabſtelle und des Grabes loszählenden Beſtimmung, könne umfoweniger 
die blos fubfidiarifch für venfelben zur Aushilfe berufene Heimathsgemeinde 
zur Zragung diefer often verhalten werben. 

Die in der Beſchwerde angeführten thatſächlichen Momente, find nad 
der Üctenlage zunächft dahin richtig zu fielen, daß der Jungbunzlauer 


— Ert. v. 30, December 1882, 3. 2372. 


er, fondern ein Communalfrievhof ift. Belangend 
durd 8. 12 des böhm. Armengeſ. zweifellos be- 
Sgemeinte für ihre Armen bie unerläßlich nöthigen 
eiten hat. — Es Tann einem Zweifel nicht unter- 
» für das Grab und deſſen Herftellung als zur 
vöthig, unter biefe gefeglihe Beftimmung fubfum« 
halb die Beſchwerde als unbegründet abgewiefen 


Ar. 1609. 


: Retstitel und pofitiver geſehlicher Beftimmun: 
r Stauanlage oder eines anderen, den natürlichen 
eeinfluffenden Werkes, für den Ragtheil aufzu- 
ıu6 dem durd ihn geänderten Wafferablauf ir 
md andere Berechtigte überhaupt ergibt. 


atniß vom 80. December 1888, 3. 2972. 

Hof hat über die Beſchwerde des Joſef Ergoth 
. Aderbau-Min. vom 11. März 1882, 3. 480, 
von Wafferbauten bei feiner Stauanlage, nad} durch- 
lung und Anhörung des Adv. Dr. Ulerander Grün- 
ſice Seer. Karl Stransty von Heilkron, des k. k. 
dradeẽ, endlich des mitbetheiligten Karl Pannagl, 


ve wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


wer befigt eine, bem Betriebe feiner Mühle dienende 
a. Diefelde wurde im Mai 1881 in folge eines 
ıthen umgangen, welde das rechtſeitige Ufer nächſt 
ı und fi ihren Weg über die Orundftüde von 
Bannagl) bahnten. Auf Grund der hierüber am 
tenen commiffionellen Verhandlung wurde mit der 
ig ausgefproden, daß Ergoth tie zur Befeitigung 
:n8 unb zur Verhütung fünftiger Befhädigungen 
wendig gefundenen Uferverfiherungen auf feine 


wird unter Berufung auf Art. II und die 8$. 20, 
Waſſ. Gef. für Nieveröfterreih vom 28. Auguft 
;, dann auf die $$. 1037 und 1042 a. 6. ©. 8. 
werbeführer wegen des aus der Zeit vor ber 
chtsgeſetzes herrührenden unvordenklichen Beftandes 
verpflichtet werben könne, Herftellungen, melde 
erkannt werben, und welde nicht feiner Stauanlage, 
zum Schuge dienen follen, vorzunehmen und daß 
en biefer Herftellungen den Befigern biefer Ufer- 
sieb in formeller Beziehung gegen die commiffionelle 


Bellage dar Surififgen Olitten. 
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Berhandlung, auf welcher tie angefochtene Entfcheitung berubt, eingewendet, 
daß nur ein Sachverſtändiger beigezogen wurde, daß fin Situntionsplan ver- 
faßt wurte, daß das Gutachten zu unbeftimmt laute, (in welder Hinſicht 
inshefondere die Aeußerung des Sadhverftändigen hervorgehoben wirt, „Daß 
die Umgehung des Wehres ter mangelhaften Einbintung tes Wehres in 
die Ufer u. ſ. w. zugefchrieben werte“) und daß durd) dasſelbe ter Umſtand, 
die Stauanlage fei die alleinige Urſache ter fraglichen Beſchädigungeu ge 
wefen, nicht gehörig conftatirt fei. 

Zur Begründung des Erkenntnifjes des V. ©. Hofes wird bemerft: 
Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der Annahme des Thatbeftandes, 
daß die eingetretenen Beſchädigungen eine Folge des Beſtandes und der 
dermaligen Bejhaffenbeit ver Stauanlage und daß die angeordneten Her- 
ftellungen nothwenvdig find, um die Ufergründe gegen künftige Beſchädi⸗ 
gungen zu fehlen. 

Die in ver Beſchwerde gegen die Thatbeſtandserhebung vorgebrachten 
Einwendungen wurden vom B. ©. Hofe unbegründet gefunden. Die Be- 
bauptung, daß das Waflerrehtögefeg in allen Fällen der Verhandlung über 
wafferrechtlibe Angelegenheiten die Beiziehung von mehr als einem Sad: 
verftäntigen vorfchreibe, ift nicht richtig, wie 3. B. 8. 80 beweift, in welchem 
die Beiziehung von Sachverftändigen überhaupt nur nad Erforderniß an⸗ 
georpnet if. — Für Verhandlungen, wie die vorliegende ift in viefer 
Richtung keinerlei Borfchrift gegeben, es ift daher badurd, daß nur Ein 
Sachverſtändiger beigezogen wurde, Feine gefeglihe Beftimnung ver- 
let worden. 

Die Aeußerung des Suchverftäntigen: „daß die Umgehung des 
Wehres den dort angegebenen Urjachen zugefchrieben werte,“ könnte 
für ſich allein wohl den Zweifel zulaffen, wer diefer Meinung war, es 
gebt jetoh aus dem Zufammenhange deutlih hervor, daß der Sadver- 
ftändige fih diefe Meinung gebildet oder viefelbe als richtig anerkannt 
bat, was Übrigens in der Beſchwerde felbft an einer andern Stelle aus- 
drücklich zugegeben wird. 

Die Anfertigung eines Situationsplaned wäre zur Klarftellung des 
Sachverhalts nothwendig gewejen, wenn fi bei der commiffionellen Ber- 
bandlung über die Beichaffenheit der Schäden und über die Nothwendigkeit 
der Herftellungen eine Meinungsverſchiedenheit ergeben hätte. — Dies war 
jedoch nicht der Fall. Vom Beichwerbeführer wurde bei der Commiſſion 
nur feine Berpflihtung zur Vornahme diefer Herftellungen, nicht aber bie 
Nothwendigkeit derfelben beftritten. — Die Nothwendigkeit der Herſtel⸗ 
[ungen wurde vielmehr von ihm felbft durch das Begehren anerlannt, daß 
die Orundbefiger verpflichtet werden follen, die Befeftigung des derzeit ein⸗ 
geriffenen Ufers auf die vom Sacverftändigen angegebene Weiſe auf ihre 
eigenen Koſten und zwar unverzüglich zu veranlaffen, damit er in ter Be— 
nüßung ber ihm zuftehenten Waſſerkraft nicht mehr länger gehindert werde.“ 

Daß der Beftant der Stauanlage die Urſache der eingetretenen Schäden 
fei, wurde von ihm damals gleichfalls nicht beftritten, er vermwahrte fi 
nur gegen den Vorwurf eined Verſchuldens oder einer Verwahrlofung des 
Wehres, indem er ten gegenmärtigen Zuftand der Einbindung des Wehres 
in die Ufer, deren mangelhafte Beihaffenheit der Sachverſtändige als vie 
Saupturfache der eingetretenen Schäden bezeichnet hatte, dem allmähligen 

Budwinsli, B. ©, H. Erfenntniffe. VL 39 
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Abbrödeln ter Ufer im Laufe ver Zeit zuſchrieb. — Angeſichts tiefes In⸗ 
halis des Commifjionsprotofoll® kann tie Anfechtung des darin feftgeftellten 
Thatbeſtandes durch die in ter Beſchwerde erhobenen Einwendungen nidt 
zugelafjen werben. 

Auch vie in ver ö. m. Verhandlung vergebrahten Einwendungen, 
dag ter behördlihen Entſcheidung fein .ortnungsmäßiges, weil nidt un⸗ 
mittelbar an die politifhe Behörte gerichtete® Anſuchen ter betheiligten 
Orunvtefiger zu Grunde lag und daß tie Entſcheidung über das beim 
Gemeintevorftinte geftellte, nur auf Behekung der Waflerfhäden und nicht 
auch auf Herftellung des Wehyres gerichtete Begehren der Grundbeſitzer hin⸗ 
ausgehe, find ungeredtfertigt, weil ter Gemeindevorſtand vermöge feiner 
gefegliben Etellung als Organ ter öffentlihen Verwaltung berechtigt war, 
ein derartiges Anfuchen entgegenzunehmen und das Cinfcreiten ter com» 
petenten politiihen Behörde zu vermitteln und weil ter Inhalt des Ge» 
ſuches der Oruntbefiger com 3. Bunt 1881 felbitverftäntlid nicht anders 
denn als ein Begehren un Beranlaffung aller Vorkehrungen, weldye bei 
der erbetenen Lecalcommifjion zum Schutze der Ufer nothwendig und 
im Wafferrehtegefete begründet tefunten werten würten, aufgefaßt wers 
den fonnte. 

Auf der Bafis diefes Thatbeitandes war tie angefochtene Min.-Ent- 
fheitung gefeglich begründet. — Die Verpflichtung des Werkbeſitzers zu 
den ihm aufgetragenen Herftellungen ftimmt vor Allem ſchon mit dem all« 
gemeinen, die ganze Geſetzgebung über das Waſſerrecht beherrſchenden 
Grundfate, dag Niemand den natürlihen Lauf oder Abfluß der Gewäſſer 
willfürlih ändern darf (8. 413 a. 6. ©. B., Punft 2 ter allgem. 
Müplorpnung vom 1. December 1814, Bel. ©. €, Nr. 95 und $. 11 
tes Waff. Gef.) und daß die der Staatsgewalt vorbehaltene Geftattung 
einer ſolchen Aenderung an bie Bebingung geknüpft ıft, taß ver auf den 
natürlihen Verhältniſſen ver Gewäfſer begründete Rechtszuſtand badurd) 
nicht geftört, bezw. im Fall einer folden Störung wieder hergeftellt werde. 

Diefer Grundſatz führt zu der ganz allgemeinen Redisfolge, daß 
vorbebaltlih beſonderer Rechtstitel und pofitiver gefetsliher Beitimmungen 
Jener, welcher eine Stauanlage oder ein anderes, ten natürlichen Abflug 
der Gewäſſer beeinflußendes Werk befigt, für den Nachtheil aufzulonımen 
bat, welcher fih aus dem durd ihn geänderten Wafjerablauf für Grund» 
befiger und andere Berechtigte überhaupt ergibt. 

Der Beichwerveführer beruft fih nun allerdings im vorliegenden 
Falle auf den unvortenllihen Beftand feines Werks und darauf, daß fid 
an diefem Werke feltft und bezw. an dem conceffionsmäßigen Beftanvde 
desfelben in feiner Weife die Nothmwendigfeit einer Aenverung ergeben hat. 
(Art. II. und 88. 40, AL des nieder.öfterr, Wall. Gef. vom 23. Auguſt 
1870 8%. ©. B. Nr. 56.) — Es mag dahin geftellt bleiben, ob dem 
Art. II. cit. die Bedeutung beigemefjen werden kann, daß die im vorlie- 
genden Falle verlangte Herftelung von dem Beſchwerdeführer aus dem 
Gefihtspunfte abgelehnt werden kann, daß diefelbe nicht zu dem durch das 
erworbene Recht gefhütten Beſtande und Umfange feiner Befugniffe gehöre 
(und ob nidt vielmehr diefe Herftellung im Sinne des Art. IE cit. zu der, 
nah dem neuen Waflerrechtögefege zu beurtheilenven Ausübung gedachter 
Befugniffe zu rechnen fei); ebenſo mag auch unerörtert bleiben, ob die 
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cit. 8$. 40, 41 den Sinn haben, daß in Gemäßheit derfelben nur jener 
Beitand eines Waflerwertd zu erhalten fei, welcher conceffionsmäßig her» 
geftellt wurde, worauf in diefem Punkte die Argumentation des Beſchwerde⸗ 
führer® hinauskömmt. Denn felbft wenn diefe Suppofitionen richtig wären, 
äft nicht zu Überfehen, daß das Geſetz auch den Fall einbezieht, daß bie 
MWerkbefiger Aenderungen vornehmen müflen, deren Nothwendigkeit ſich bei 
volllommenen conceffionsmäßigen Beflande des Werkes Lediglih aus dem 
Intereſſe dritter Perfonen ergibt. 

Diefer Fall ift in dem $. 21 Waſſ. Gef, deſſen Vorausſetzungen 
vorliegend allerdings zutreffen, normirt. — Es ift dort ausbrüdlich bes 
ftimmt, daß foldhe „Abänderungen und Borkehrungen”, welche zur Abwehr 
von dur ein Stauwerk verurfachten „Beihädigungen fremden Eigenthums“ 
nothwendig erjheinen, von dem Werkbefiger vorzunehmen find und es wird 
gleichzeitig hinfichtlich der Koften diefer Aenderungen nur bemerkt, daß die 
Berpflihtung zur Beftreitung derfelben nad civilrechtlihen Grundſätzen zu 
beurtbeilen jei. 

Beſchwerdeführer meint nun allerdings, daß auch nach biefen civil- 
rechtlichen Grundſätzen, die Uferbefiger zu der fraglichen KRoftenbeftreitung 
verpflichtet find und beruft ſich diesfalls auf die 88. 1037, 1042 a. b. G. B. 
— Ullein diefe Beftimmangen können nicht hiefür angeführt werben, $. 1037 
nicht, weil es fih nicht um die Begründung eines Vortheils für die Ufer- 
befiger, fondern nur um bie Befeitigung und Verhütung eines durch die 
Stauanlage des Befchwerbeführers bevingten Schabens handelt und $. 1042 
nicht, weil ja eben die Frage, wer nach dem Geſetze für den betreffenten 
Aufwand nachzukommen base, hier noch zu entſcheiden ift. 

Bielmehr muß behauptet werden, daß in Fällen, wie dem vorliegen- 
den, nad) allgemeinen civilrechtlichen Grundſätzen der Werkbefiger auch bie 
Koften für die nah $. 21 Waſſ. Gef. ihm obliegenden Herftellungen zu 
tragen habe. — Es ergibt fih died aus den oben angeführten, all» 
gemeinen civilrechtlihen Grundfägen über das Recht auf den natürlichen 
Waſſerlauf, fowie aus $. 1311 ded a. 6. ©. 2. 

Die Einwenvung endlich aus 8. 42 Wafſ. Geſ., wonach der Schuß 
ver Ufer zunäcft eine Ungelegenheit ver Eigenthümer fei und diefelben im 
Halle der gefetzlich geftatteten Ausführung von Schugmäßregeln duch Andere 
zu den Koften nah Maßgabe des erlangten Vortheild oder der befeitigten 
Gefahr beizutragen haben, ift gewiß unbegründet, weil diefe Beftimmungen 
fih nur auf Vorkehrungen gegen die ſchädlichen Einwirkungen des Waſſers 
an fidy, nicht aber auf die Wirkungen der Waflerwerfe oder die durdy diefe 
bedingten Veränderungen des Waflerlaufes beziehen, für welche leßteren bie 
maßgebenden Anordnungen eben in den 88. 21, 40 und 41 enthalten find, 

Sonach mußte die Beichwerde nah $. 7 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 abgewiefen werben. 
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Ar. 1610. 


die Auflegung eines Zufchlages zur Berzehrungsfteuer auf unanfedt: 

a —* erfolgt, fo —W die han beam. Nüderftattun —* 

ſelben lediglich die für Die Zahlung, bezw. Rüderftattung ber Staatöfteuer, 

u welder der Zuſchlag zu entricten IR. beftebeuden Rormen zu gelten, 

Ioferne nit bei Anordnung des Zuſchlages in geſetzlich giltiger Weife 
eine abweichende Beftimmung getroffen ift. 


Erkenntniß vom 80. December 1882, 3. 2373. 


Der 38. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Ignaz Eisler 
und Comp., ca. Entſcheidung des Iftrianer Landesausfchuffes vom 9. Juli 
1882, 3.6170 wegen NRüderftaitung von Gemeindezuſchlägen nad) durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung tes Adv. Dr. Robert Clemens, 
zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


| Enifdheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurte das Begehren ter be- 
fohwerbeführenden Firma um Rüderftattung des 100 percentigen Gemeinde⸗ 
zufchlage® zu der Verzehrungsftener, welche auf das von den Beſchwerde⸗ 
führern in der Zeit vom 1. März 1880 bis 9. Yänner 1882 für die 
Kriegeichiffe in den Häfen Pola und Faſana gelieferte Fleifh von in Pola 
geſchlachteten Rindern entfiel, im Betrage ven 4309 fl. 20 kr. fowie um 
die fünftige Befreiung dieſer Tleifchlieferungen ven ter Entrichtung tes 
Gemeindezuſchlages zurüdgewiefen. 

In der Beichwerde wird dagegen behauptet, Taf die Kriegsſchiffe in 
den genannten Häfen außerhalb bes, nad Anficht ter Beſchwerde auf das 
Land beſchränkten Gemeintegebiete® gelegen feien, und daß die Einhebung 
eines Gemeindezuſchlages von ver Verzehrungefteuer für das dieſen Kriegs⸗ 
ſchiffen gelieferte Fleifh der Beftimmung des Art. XV tes Gef. vom 
5. März 1862, R. G. B. Nr. 18 und bezw. des $. 77 der Gent. Ordg. 
für Iſtrien vom 10. Yuli 1863, 8%. ©. B. Wr. 13 widerfireite, wonach 
durch den Zuſchlag zur Berzehrungsfteuer blos der Verbraud im Gemeinde» 
gebiete getroffen werten darf. . 

Diefe Befchwerde ift jebech unbegrüntet. Denn tie cit. Gefetes- 
beitimmung ftellt fi al8 tie Vorzeihnung eines Grundſatzes tar, welcher 
bei der Beichlußfaffung des Gemeindeausſchuſſes nad 8. 30 Ziffer 3 der 
Gem. Ordg. über Zufchläge zur Verzehrungsiteuer unt bei ver Entſchei⸗ 
dung ter competenten Autoritäten über tie nah $. 78 Gen. Ordg. (refp. 
nad) dem Gef. vom 9. December 1869, %. ©. B. Nr. 28) einer höheren 
Genehmigung sorbehaltenen berartigen Oemeintebefhlüffe zur Richtſchnur 
zu dienen hat. Iſt tie Auflegung eines ſolchen Zuſchlages auf unanfedt: 
bare Weife erfolgt, fo"haben für die Zahlung und bezw. Rüderftattung des⸗ 
felben nady tem Begriffe des Zuſchlages lediglich tie für die Zahlung und 
bezw. Rüderftattung der Staatöfteuer, zu welcher der Zuſchlag zu entrichten 
ift beftehenten Normen zu gelten, infoferne nicht bei der Anortnung des Zu. 
ſchlages in gejeglich giltiger Weife eine abweichende Beftimmung getroffen ift, 

Wenn die Auflegung eines ſolchen Zufchlages, wie im vorliegenten 
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Kalle erforderlihd war, durch ein Landeögefeß oder durch einen die Stelle 
eines ſolchen Geſetzes vertretenden Allerhöchſt genehminten Beſchluß des 
Landesausfchuffee ($. 78 Gem. Ordg. Art. I tes Lantesgef. vom 19. De⸗ 


cember 1869, R. G. B. Nr. 28) erfolgte, fo kann insbejondere die da- 


durch auferlegte Verpflichtung zur Zahlung des Zufhlages im einzelnen 
Falle aus dem Titel, daß durch vie Auflegung des Zuſchlages der im. 
Art. XV. des Neichögef. vom 5. März 1862 und im 8. 77 der Gem. 
Ordg. aufgeftellte Gruntfag verlegt wurde, vor tem V. ©. Hofe nicht 
angefochten merten, weil dem V. ©. Hofe die Prüfung gehörig kundge⸗ 
machter Geſetze nicht zuſteht. (S. 8 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. G. B. ex 1876 Nr. 36 und 8. 7 des Staatögrundgef. vom 21. Des 
‚cember 1867 R. ©. B. Nr. 144.) 

Die Behauptung der Veſchwerde, daß nach der obenentwidelten An⸗ 
ſchauung, welche im Wefen auch ver angefochtenen Entſcheidung des Landes⸗ 
ausſchuſſes zu Orunde lag, die Beftimmung tes Art. XV des Gef. vom 
5. März 1862, R. G. B. Nr. 18, wirkungslos wäre, iſt unridtig, weil, 
wie erwähnt, diefe Beſtimmung bei Auflegung ter Zujchläge den biezu be« 
rufenen Autoritäten als Richtſchnur zu dienen hat und weil überdies Be- 
Schlüffe de8 Gemeinde» und des Landesausſchuſſes Über tie Auflegung von 
Zufhlägen, welche ven diefen Organen innerhalb ihres eigenen Wirkungs« . 
kreiſes gefaßt werden, (88. 72 und 78, Abſ. 1 ter ter Gem. Ordg., reſp. 
Art. I. des Landesgeſ. vom 9. Deceniber 1869) von ten Betheiligten an» 
gefechten werden können, wenn dieſe vie fragliche Beftimmung des Gef. 
vom 5. März 1862 durd einen ſolchen Beſchluß verletzt eradıten. 

Da nun in der Beſchwerde die gefegmäßige Grundlage des Be- 
Standes eines 100percentigen Zuſchlages zur Berzehrungsfteuer von Fleiſch in 
der Gemeinde Pola nicht beftritten und da die Eriftenz befonderer, von den 
Normen für die ſtaatliche Verzehrungsſteuer abweichender Beftimmungen 
über die Cinhebung und bezw. Nüderftattung des fraglichen Gemeindezu⸗ 
ſchlages nicht behauptet wird, mußte der von der befchwerbeführenden Firma 
erhobene Anfprud auf Befreiung ter in Frage ftehenten, unbeftritiener« 
maßen verzehrungsfteuerpflichtigen Fleiſchſchlachtungen von der Entridtung 
bed Gemeindezufchlages als unftatthaft erfannt werben, ohne daß es einer 
Unterfuhung der Trage bedurfte, ob der Fleiſchverbrauch auf den in ben 
Häfen liegenden Schiffen (deren Berfehr mit dem Lande feiner gefällgämt- 
lihen Controle unterliegt) al® ein Verbrauch in dem Gemeindegebiete oder 
außerhalb tesjelben zu betrachten fei. 

Die Beſchwerde war taher als geſetzlich unbegründet abzuweiſen. 


1. 
Alphabetiſches Sachregiſter. 
a. 


Aberfennung über eine rechtskräftig judicirte Erſcindirungsfrage, Nr . 1559. 
Abgab r vo Jusſchante gebrannter geiſtiger Getränke in einem Handelögeichäfte, 
r. ] 
— und Abgabenausmaß vom Ausſchanke gebrannter geifliger Getränfe und 
Bevölferungsberehnung zu dieſem Amwede, Nr. 1569. 
Abhandlungsbehördliche ſiatirung, nachträãgliche, hiedurch Feſtſtellung 
des Er — Nr. 1431. 
ablapmehr, © zum Zwecke ber Förderung ber Derelung und Erhaltung eines 
folchen bie Begrimbung eine Servitut nah F. 23 b (böhm. Wafl. Gef.) 
—28 — können, Nr. 137 
Ableitung von Regen- und Braubansausflußmafte, Pr. 1313. 
— von Regenwaſſer und Jauche, Nr. 1591. 
Ablösbe 78 von Naturalleiſtungen an Kirchen, Pfarren und Schulen (Böhmen), 


Abnützungspauſchale bei öffentlichen, nicht ärariſchen Straßen, Nr. 1505. 
Abrutihung, |. Bahnverwaltung. 
Abſchaffung einer Gemeindeangehörigen aus ber Gemeinde und ihrer eigenen 
Wohnung wegen Concubinates, ob zuläflig, Nr. 1412, 
Abfchreibung der Ermerbfteuer bei Gewerbsüberfieblung, wann zuläffig? Nr. 1351. 
— ber Grwerbiteuer, Vebingung berjelben, Nr. 155 55%. 
— einer Gebühr wegen Ungittigfeit eined Vertrages, Nr. 1424. 
Abftellung zum Militkr, ob ein Beweis „ir die Zuftändigfeit, Nr. 1524, 
Abtretungsvertrag, Gebühr, Nr. 1452 
Abzugspoften bei der Einfommenfteuer I. Glafje, Nr. 1556. 
Acceptationscredit, intabulirter, Nichtberüdfihtigung besfelben bei Bemeſſung 
ber Öpercentigen, von ber Gebäudelteuer ganz befreiten Häufern, Nr. 1350. 
— zur Geldbeſchaffung, Auslagen für Erlangung eines ſoölchen bei einer 
Actiengejellichaft, Nr. 1252. 
Acceptationdort eines Wechſels, freies Ermeſſen ber Zgorde bezüglich der 
Würdigung angebotener Bemeife über benfelben, Nr. 
Acteninrotulirung ob der Moment jei Ik die Gebührmpflicht einer bedingt 
befreiten Urkunde ober Schrift, Nr. 1300 
Actienemiſſion, die Gebühr für den Gefeli ſchaftsvertrag aus Anlaß einer ſolchen, 
in — yaginne fällig und durch deren vollftändiges Gelingen micht be 
in 


— dinſehung der Gebühr, Nr. 1361. 
Hetiengebüht anläßlich der Emiſſion erneuerten Actien, Nr. 1578. 
Actiengefellihaftseinfommen der Einfommenfteuer I. Claſſe unterliegendes, 
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ob bei Feſtiſtellung desſelben eine Werthverringerung des Anlagecapitales als 
Betriebsauslage zu behandeln und Auslagen für angigs eines Accepta⸗ 
tionscredites zur Geldbeſchaffung abzuziehen ſind, Nr 
Actiengeſelt chaftsſitz, Ueberwachung der ſtatutariſchen Beſtimmung über den⸗ 
ſelben durch die Staatsbehörden, Nr. 1488. 
Actiengeſellſchaftsvertrag, Gebühr Son einem folchen, Nr. 361. 
Aetivitätszul gen von Communalbeamten in Anjehung der Einkommenſteuer⸗ 
befreiung, It 1363. 
Actoriſche Caution, das Erkenntniß darüber ein Ancidenzerfenntnig, Gebühr 
bievon, Nr. 1400. 
Abminiftration einer Pfarre, Entihädigung de3 zum Spiritualienadminijtrator 
beitellten Geiftlichen aus dem Religtonzfonbe, Nr. 1273. 
Aemtliher Gebraud, ſ. Gebrauch, gerichtlicher. 
Aenberung ber Sehe en eine Verp nbung” von Werthpapieren unterliegt der 
Scalagebühr, Nr. 
— des —R— ſ Lagerungsbegehren. 
— von Waſſeranlagen ohne behördliche Genehmigung, Wiederheritellung des 
vorigen Standes, Nr. 1554. 
Aequivalentgebübr, ſ. auh Gebührenäquivalent. 
Nequivalentpflicht der Karlababer Braucommune, Nr. 1512. 
Aerar, Begleihung von defjen Forderungen an Gemeinden durch Zurüdhaltung 
von Gemeinzujchlägen, ungelettic, Nr. 1429. 
— mann —e— zu leiſten hat für indebite gezahlte Gebührenbeträge, 
er 


Allodialifirung von Lehen, Gebührenfreiheit derjelben, Nr. 1385, 

Allodnadlapgebühr, Nr. 149. 

Alpen in ir, unverfteuerte, Grundfteuervorfchreibung für jelbe nach dem Per: 
äquationsiyitem, Nr. 1489. 

Alterszulagen der Unterlehrer in Mähren, Nr. 1486. 

— der vor Wirfjamfeit des mähr. Lanbesgef. vom 24. Jänner 1870 definitiv 

angeftellten Lehrer, Nr. 1265. 

Amtdentjeßung megen aus, Gemwinnfucht verübten Disciplinarnergehend, unter 
welcher Vorausſetzungden Verluſt der Wählbarfeit in die Gemeindevertretung 
zur Kolge bat, Nr. 1544. 

Amtölocale, ob die Beitimmung eines folhen Seitens eines fchlefifchen Bezirks— 
ſtraßenausſchuſſes anfechtbar ift, Nr. 1328. 

Amtsfig, f. Amtslocale. 

Amtswegige Prüfung der Zuläfjigfeit einer Ieiner Genehmigung vorbehaltenen 
Umlage durch den iftrianer Landesausſchuß, Nr. 1323 

Anerkennung einer Schuld in einer Gejlion, Gebühr von einer jolden, Nr. 1310. 

Anfehtung des Befundes über die Vergleihung zweier Marken, Ir. 1601. 

„Ungrensen, 7. das, zumeift von Grundſtücken bei Bildung der Jagdgebiete, 

143 


Anlage (Betriebanlage), Minifterialrecurd gegen zwei gleichlautenden Entſchei⸗ 
dungen, Wr. 1555. 
Anlagecapital, Berthverringerung besfelben ift bei Feſtſtellung des der Ein: 
fommenfteuer i. Glafje unterliegenden Einkommens einer Actiengeſellſchaft 
Ss gleich einer Betriebbauslage zu behandeln, Nr. 1252. 
etriebßaußlagen. 
Anmerkung eines erecutiven ‘eilbietungsacte8 im Grundbuche in Abjicht auf 
einen Gebührernadlad, Nr. 1399. 
— eines erecutiven Feilbietungsactes im Grundbuche in Hinfiht auf den Ge- 
bührennachlaß, Nr. 1547. 
Anordn ung sorgen Herftellung einer neuen Baulinie aus einem fpeciellen Anlaſſe, 
r. 1254 
Anfprüce der Beamten, Geltendmachung derfelben binnen einer Präcluſivfriſt, 
mie leßtere feftgeiegt werden muß, Pr. 1594. 
Anmwenbdbbarfeit des Gef. v. 27. December 1880, R. G. B.Nr. 151 auf eine 
Erwerbsgenoſſenſchaft, Nr. 1250, 1251, 1257. 
Apothefe, erledigte, ob und mie bie in einem Competenzgejuche um Berleihung 
einer jolchen angeführten „bejonderen Titel” zu behandeln find, Nr. 1396. 
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Arbeiterhäufer, Umfang ber Snanipruchnahme berfelben zu Militäreinquartie: 
rungszwecken, Nr. 1427. 

Arbeitsbuch, wann Heimathsrechte bemeijend, Nr. 1524. 

Arme, deren Begräbnipfoften von der Heimathögemeinde zu beitreiten, Nr. 1608. 

Armenbdrittel nach einem ab intestato verftorbenen Geiſtlichen, mer darauf An: 
fern babe, Nr. 1341. 

Armenfond (in Böhmen), bemielben fteht die Ipercentige Abgabe von allem im 
Gemeindegebiete vorfallenden freiwilligen öffentlichen Feilbietungen zu 
und nicht blos von folgen, die „im Ortes ftattfinden, Nr. 1553. 

Armenpercent, die Zahlung besjelben weber von ber Beobachtung ber Yeilbie- 
tung3orbnung, noch von ber perſönlichen Intervention des obrigfeitlichen 
Drganes abhängig (Böhmen), Nr. 15583, 

— bei freiwilligen KRealitätenverfäufen in Königinhof, Nr. 1506. 
Armenunterflüßung, Entſcheidung über Aniprüche auf eine, Nr. 1516. 
Armenverpflegstoften. Reciprocitätsverhältnig zwifchen ben im Reeichsrath 

vertretenen Königreihen und Ländern und den Ländern der ungar. Krone 
binfichtlich der Vergütung, Nr. 1882 
Armenverforgungdfoften, Gemeindeauglagen, Nr. 1438. 
Armenveriorgungspflit nad dem Confcriptionspatente vom Jahre 1804, 
r.1 


Arrefte für das Militär, Beiſtellung der Unterkunft für diefelben Seitens der Ge⸗ 
meinden, Nr. 1344. 

Arrondirungstaufh und Taufchabfonderung, Gebühr hievon, Nr. 1346, 

„Artikel“, ſynonym, mit Gewerbs-, Erzeugniß“, Nr. 1354, 

Arzt einer Gemeinde, ſ. Gemeindbearzt. 

Affecuraizgefellfhaften, wechjeljeitige, felbit bei biefen Die Gebührenäquivalent⸗ 
pflicht eventuell möglid, Nr. 1543. 

Aufenthalt, vierjähriger, |. Duadriennirung. 

— ber Kinder für die Einſchulung entjcheidend, Nr. 1446. 

Aufe nzhatt Bart, ordentlicher, wann vorhanden in Bezug auf die Zuftänbigfeit, 

tr. 131 


Auflagen, welche in bie Kategorie von Stenerzufhlägen nicht gehören, ob wegen 
zeitweiliger Unterlaffung der Einhebung berjelben das Recht der Gemeinbe 
zum Bezuge erlifcht, Nr. 1506 
Auflöfende Bedingung rüdfichtlich ber Gebührenpflicht, ob von Einfluß, Nr. 1451. 
Aufnahme in ben Heimathöverband einer Gemeinde, dargethan durch eine den 
— des bezüglichen Gemeindebeſchluſſes conſtatirende ämtliche Zuſchrift, 
tr. 1586 


Auffandbungsurfunde, f. Erbſchaftstitelfeſtſtellung. 
Aufmand für den Religionsunterricht an Volks- und Bürgerfchulen, Nr. 1404 
— — (in Böhmen), Nr. 1551. 
— für die feuerpolizeilihden Maßregeln, wen zur Laft fällt, Nr. 1592, 
Ausgedinge bei Sutsabtretungen, Gebühr, Nr. 1452. 
Ausgleichung privatrechtlicher Angelegenheiten durch den Landesausſchuß, Nr. 1517. 
Ausländer, Sinfommenfteuer von denſelben, Nr. 1277. 
Auslagen der Gemeinbe, wer für folche aufzufonmen babe, Durch bie nieder⸗öſterr. 
Sem. Ordg. imperativ ausgeſprochen, Wr. 1438. 
— für Erlangung eines Acceptationdcrebites zur Geldbeichaffung bei einer Actien- 
gejelichaft, Nr. 1252. 
Ausmufterung eines Zöglings auß einer Militärbildungsanitalt in Abſicht auf 
bie Zumeifung ber Heimathlojen, Nr. 1253. 
Ausfagen der Gedenfmänner, auf Grund beren Heimghezuweiſung ſtattfinden 
ſoll, vor der zuſtändigen Behörde abzugeben, Wr. 1598. 
Ausſch ont geßrannter geijtiger Getränke in einem Handelögeichäfte, Abgabe biefür, 
r. 1529. 


— gebrannter geiltiger Getränfe, bejonbere Abgabe hievon und Berechnung ber 
Bevölferung zum Zmede des Abgabenausmapes, Nr. 1569. 
— in Bezug auf die Propinationsgebühr, Nr. 1457. 
Ausſchanksrecht, wie viele ſolche im Bereiche eined Propinationgrechtes forts 
bejteben Fonnen und wie basfelbe unmittelbar aus dem galiz. Landesgeſetze 
v. 30. Tecemter 1875 ex 1877 Nr. 55 nicht anzufprechen bat, Nr. 1270. 
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Ausſcheidung von Grundſtücken aus einem Jagdpachtverhältniſſe in Folge von 
Beſitzveränderungen, Nr. 1445. 

A usſchuehnpg von Wählern behauptete, ohne Porteſt dagegen im Wahlprotokolle, 

tr. 1371. 

Außergerichtliche Anerkennung eines an eine Gemeinde geſtellten Rechtsan— 
ſpruches Seitens der Gemeinde, ob die übergeordnete Inſtanz letztere dazu 
verhalten will, Ermeſſensſache, Nr. 1514. 

Autonome Stäbte und Märkte, Competenz des Landesausſchuſſes zur Entſchei⸗ 
bung über Beichlüfie derfelben, Nr. 139. 

— Verwaltungsbehörde, |. Verwaltungsbehörde, autonome. 


B. 


Bahnbetrieb, Pflicht der Bahnverwaltung zur Sicherung desſelben durch Beſei⸗ 
tigung von Terrainhindernifjen, welche entitanden durch bie bedrohliche Eigen: 
ichaft bes benachbarten Grundflüdes, Nr. 1311. 

Bahnverkehr, ſ. Babnvermaltung. 

Bahnvermaltung verpflichtet zu jeder, burch die Sicherheit des Bahnbetriebes 
eforderten Borfehrung, insbejondere zur Befeitigung des in einer bebrob- 
ihen Eigenſchaft des benachbarten Grundftüdes zu erfennenden Terrain: 
bindernijjes, Nr. 1311. 

Baſis ber Vertheilung für die Gemeindewaldnugung, Nr. 1308. 

Bauangelegenbeiten, |. Baujaden. 

Bauanträge im öffentlichen Intereſſe erlafjene, betreffend die Durchführung 
ſolcher, Nr. 1312. 

Baubehörden nicht verpflichtet, einmal feſtgeſetzte Regulirungd- und Baulinien 
feftzubalten, Nr. 1374. 

Baubemilligungdgejuch, polizeiliche, gegen welches in der Verhandlung privat: 
rechtliche Einwendungen erhoben werben von deu Vertretern der Gemeinde, 
ob deshalb eine privatrechtliche Angelegenheit im Sinne des $. 103 der galiz. 
Gem. Ordg., Nr. 1507 

Bauconcurrenz bei einer Filialfirche, Nr. 1279. 

— be. einer Pfarrkirche, biebei Frage, wem das Patronat zufomme, Nr. 1496. 

Baufall bei einer Seelſorgeſtation, den Beneficiaten allein nicht treffenden, Er⸗ 
bebung und Feititelung aller binfichtlich der einzelnen Concurrenzfactoren 
maßgebenden Umitände anläplich eines joldden, Nr 1303. 

Bauführung eines Wirthshauſes in Galizien, beabfichtigte, biebei haben 
die autonomen Behörden nur zu entſcheiden, ob und inwieferne, dem Baue 
ein polizeiliche oder politiſches Hinderniß entgegenfteht, nicht aber auch über 
die AZulaifigfeit des YPropinationsausjchanfsbetriebed in dem zu erbauenden 
Locale, Nr. 1470. 

—  unterfagt aus VBerfehrsrüdiichten, Nr. 1464. 

Bauführungen eigenmädtig vorgenommene, |. Neuerungen. 

Bauberftellungsfoften, Beitrag, ſ. Concurrenz. 

Baukoſten einer Bezirfsftrape (Böhmen), Nr 1381. 

Baulinie, einmal feftgefegte, immer feflzubalten, find die Baubehörden nicht ver⸗ 
pflihtet, Nr. 1374. 

— Feſtſtellung berjelben für einen projectirten Neubau, Nr. 1374 
— neue, Anordnung wegen Herftelung einer foldhen aus einem jpeciellen Anz 
laſſe, Nr. 1254. 

Baumaterialfuhren, Mauthbehanblung derjelben, Nr. 1287. 

Bauſachen, Berechtigung ber Gemeinde zum Recurfe gegen eine Entſcheidung bed 
Bezirksausſchuſſes in folchen, Nr. 1464. 

— ompaen des Gemeindevorſtehers in ſolchen (Niederöſterreich) und Recurszug, 
r. 1485. 
— Inſtanzenzug in folden in Inndbrud, Nr. 1390. 

Beamte des Wiener Magiftrates, beren Quartiergelder in Hinficht auf bie 
Einfommeniteuer II. Glafje, Nr. 1422. 

Beamtenanfiprücde, mie die Feſtſetzung der Präclufivfriiten zur Geltendmachung 
berfelben ftattzufinden hat, Nr. .1594. 
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Beamtenüberfiedblungsgebühren, Nr. 1345. 
Bedahung, Neuherftellung mit feuerjicherem Materiale in Lemberg, Nr. 1508. 
Bedingung, auflöfende, deren Einfluß auf die Gebührenpflicht, Nr. 1451. 
— ob der Umftand, daß ein Bertrag unter einer ſolchen abgeſchloſſen wurde, 
bezüglich der Scalagebühr von Belang, Nr. 1784. 
Befreiungen von der Brüdenmautd, ſ. Brüdenmautbbefreiungen. 
Befund, Anfehtung über die Vergleichung zweier Marten, Nr. 1601. 
Begräbnißkoſten Armer, von wem zu beftreiten, Nr. 160%. 
Begräbnißpläße, die Errichtung berjelben ift ohne Unterfcheibung zwiſchen con: 
teifionelen und Gemeindefriedhöfen Gegenſtand der dem jelbititändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinden zugemielenen Gejundbeitspolizei; den polit. 
Behörden fteht nur die Ueberwachung ber Handhabung ber Geſetze über das 
Begräbnißweſen zu, Nr. 1324. 
Begräbnißftätten, |. Begräbnißpläße. 
Begräbnifkmweien, j. Begräbnißplätze. 
Begünftigung bei ©ebührenbehandlung von Sparcafjendarlehen, Nr. 1319. 
Beilagerüditellung, mer zur Entſcheidung über bie Verweigerung derſelben 
jeitend einer Gemeinde competent fei, Nr. 1333. 
Beiſatz einer Enticheidung, einer Partei nicht intimirter, nicht vechtöfräftig, nicht 
erequirbar, Nr. 1541. 
Beiträge zu Schulzmeden, als ftiftungsmägige Verpflichtung erfannte, find von 
den Schulbehörben aufrecht zu erhalten, Nr. 1305 
Beitragsleiftung, f. Concurren;. 
— ber Einwohner eined Ortes mit einer Filialkirche zu ben Koften ber Her 
Nelung pe in einer anderen Ortichaft liegenden griech.eorient. Pfarrhaufes, 
r. 1332. 
Befenntnifgeinforderung von einem an einen beftimmten Standort gebun- 
denen Unternehmen, welche Steuerbehörde hiezu competent, Wr. 1318. 
Bemeſſung ber Steueritrafe, Nr. 1589. | 
Beneficienverleiher, der Biſchof und nicht der Patron — Gebühr für Die Ver: 
leihung, Nr. 1501. 
Benüpbarfeit von Neubauten, Conflatirung derjelben, Nr. 1432. 
Benützung ded Gemeinbeeigentbums, Nr. 1306, 1314. 
— des Gemeinbegutes, Nr. 1525 
— — Gebühr Biefür (Galizien), Nr. 1436. 
Benützungsrecht von Grundſtücken, Enteignung zu Militärgmeden nad bem 
Einguartierungägefeße, Nr. 1567 
Bergwerfdöunternehmungen, ob bei diefen anlählich ber Bemefjung der Steuer 
vom Einfommen I. Elafje percentuale Werthabjchreibungen, ferner Werther: 
eingerungen des Anlagecapitals als Betriebauslagen zu behanbeln find, 
r. 133 


Beihädigungen, f. Nachtheil. 

Beihlüffe einer Gemeindevertretung, mann ungiltig nach $. 42 der böhm. Gem. 
Ordg., Wr. 1493 

Beihwerdeanbringung, rechtzeitige, ob und wie lange bie Angabe ber Partei über 
den Zuftellungstag der angefochtenen Entſcheidung maßgebend ift, Nr. 1425. 

Beſoldungskoſten eines Gemelnbearztes, Nr. 1336 

„Bejonderer Vorliebe,” Preis, bei Gebührenbemefiung, Nr. 1353. 

Beftand- und Grundtaujcverträge zwijchen ber Wiener Verbindungsbahn und 
ber T f. priv. Sübbahngejelfichaft, Nr. 1312. 

Beftbieter, ob bei Verpachtung der Jagdbarkeit einer Jagdgenoſſenſchaft im Wege 
Öffentlicher Licitation der den Licttationgact vornehmende Gemeinbevorfieher 
als folcher ausgeſchloſſen ſei, Nr. 1262. " 

Beſtellſcheine, ungertempelte, Gebithrenerhöhung wegen Annahme ſolcher, Nr. 1493. 

Befteuerung ber zur Vergrößerung bes Reſervefondes einer regiitrirten Genofjen: 
ſchaft mit beichränfter Haftung beftimmten Beträge, Nr. 1377 

— eines Schaufpielers, Nr. 1421. 

Betrieböanlage, Einſpruch gegen die Bewilligung derjelben, wann auf ben 
Rechtsweg zu meifen, Ir. 1417. 

— Genehmigung vom Standpunfte der öffentlichen Intereſſen dem freien Er: 
meſſen ber Behörden anheim gegeben, Nr. 1417. 
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BetriebBanze ge, Minifterialrecurd gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen, 
t. 1559. 


Betriebsauslage, ob als ſolche bei Feftftellung bes ber Einfommenfleuer I. Claſſe 
unterliegenden Einkommens einer Actiengejellihaft eine Werthverringerung 
des Anlagecapitales zu behandeln, Nr 1252. 

Betriebsauslagen, abzugsfähige, ob als ſolche Die ben Directoren ber Sparcaffe 
gebührenden Vergütungsbeträge zu behandeln, Nr. 1499 

— bei Bergwerfsunternefmungen, ob bei Bemefjung ber Steuer vom Ein- 

fommen I. Claſſe percentuale Werthabfchreibungen, ferner Werthverringerungen 
bes Anlagecapital® als folche gelten, Nr. 1332. 

Betriepseinßetlung, gänzliche, bei Zuckerfabriken, Bedingung der Steuerreſtitution, 

r. 14 


Betriebsftillftand, |. Betriebseinitellung. 

Betriebsunterbrechung, Verzehrungäiteuer von Branntweinen, nach dem Maiſch⸗ 
raume befteuerten, im Falle der, Nr. 1266, 1267. . 

Bevdlferungsberehnung zum Zmede bes geabenausmaßes für den Aus⸗ 
ſchank gebrannter geiftiger Getränte, Nr. 1569. 

Bevölferungsziffer nicht Maßſtab für die Vertheilung von Gemeindeunlagen 
(Erhaltungsfoften des Gemeinbearztes), Nr. 1336- 

Bemeißanbot über den Ort, wo ein Wechiel acceptirt wurde, bezüglich ber 
Würdigung besjelben jreied Ermefjen der Behörden, Nr. 1502. 

Beweis kraft des Zeugniffes eines Staatstechnifer® ober eine autorifirten Civil 
ingenieur, Wr. 1515 

Bewohnungsconfend bei Neubauten, Nr. 1432. 

Bezirksſtraße, deren Richtungslinie und Concurrenzfoften im alle Streites 
zwijchen zmei Bezirken zu beftimmen, gehört in die Competenz des Landes⸗ 
ausſchuſſes (Böhmen), Nr. 1381 | 

Bezirksſtraßenausſchuß-Localitäten, f. Amtslocale. 

Bezirksſtraßenausſchüſſe, deren Wirkungskreis in Wegſachen, Nr. 1444. 

B ezirtathtitung in zwei jelkititänbige Bezirfe, ob der neuerftandene Bezirk einen 
Theilbetrag der Schuldpoft des Geſammtbezirkes zu tragen bat, Nr 1565. 

Bezirfspertretung für bie Frage der Wählbarkeit zu berjelben die Gemeinde— 
wählerliften irrelevant — Ausſchließungsgrund bes F. 4 a ber böhm. Gem. 
W. Ordg., Nr. 1503. 

Bierumlage, zum Zmede ſicherer Einbringung derſelben, die Gemeinde befugt, 
zu Ginhebungs- und Gontrolßmaßregeln gegen bie im Gemeindberayon be: 
findlihen Braubausverwaltungen, Nr. 1453. 

Biſchof, Verleiher der Pfriinde, Gebühr für die Verleihung, Nr. 1701. 

Bodencreditanftalten, Landes, deren Ermwerbjteuerpflicht, Nr. 14,59. 

Bodencreditanftalts:Pfandbriefe, die Zinfen ‚derjelben find zur Einfommen: 
fteuer zu fatiren, Wr. 1317. 

— — find zu fatiren, Nr. 1519. 

Börſeſenſals-Schlußnoten, Gebühr bei gerichtlihem Gebrauche, Nr. 1564. 

Brandftätten, deren Berbauung in Nieberöfterreich, Nr. 1485. 

Branntmweine, nad dem Maiſchraume beiteuerte, Verzehrungsſteuer von ſolchen 
im Falle der Betrieböunterbredung, Nr. 1266, 1267. 

Brauconmune, Karlöbaber, Aequivalentpflicht berjelben, Nr. 1512. 

Brauhaus, Zugehör eine, Nr. 1243. 

Braubausausfluß, Ableitung, Nr. 1313. 

Brennholzerzeugungsgemwerbe, Ermerbiteuerpflicht hievon, Nr. 1307. 

Brüden, da8 zur Heritellung und Erhaltung derjelben erforderliche Holzmateriale 
beizuftellen, ift eine Gut@berrichaft, welche Fein Gutsgebiet bildet, nicht ver⸗ 
pflichtet, Nr. 1531. 

Brüdenbenügungsgebühren, Regulirung derjelben bei Privatbrüden ohne 
Einwilligung der ntereffenten, woran jich hiebei zu Halten fei, Nr 1335. 

BrüdenherftellungssundErhaltunggfoften, | Brüdenbenügungsgebühren. 

Brüdenmaunthbefreiungen, ärarifche, nach dem mähr. Landesgeſ. v. 28. Febr. 

65,8%. G. B. Nr. 9 in Hinfiht auf andere Befreinngen, Nr. 1434, 

Brüdenmauth:Tarifregulirung, f. Brüdenbenügungdgebühren. 

Bürge und Zahler, Beitritt als folcher zu einem Rechtsgefchätte, Nr. 1347. 

Bürgihaft, Gebühr, Nr. 1534. 
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©. 


GCanonicate, wirklihe Pfründen, die Intercalarfreiheit derfelben bei einer mensa 
communis aufgehoben, Nr. 1591. 

Capitaldinveftituren bei Vefteuerung des Einkommens 1. Claſſe, Nr. 1449. 

Capitalszinſen, f. Baffivzinfen. 

Garenztare, © re, ob Anfpruch auf Verforgung aus einem beflimmten Fonde gewährt, 


Caution, iſcheſ actoriſche Caution. 
Ceſſio 3 eine zdorderung in einem Kaufvertrage, beſondere Scalagebühr hievon, 
r. L 


— Gebühr für die Juſtificirungserklärung in einer, Nr. 1308. 
— 2 von einer erfi in einer folchen confituirten Darlebensforderung, 
r 
Charactertare, ob Anſpruch auf Verſorgung and einem beflimmten Fonde 
gewährt, Nr. 1569. 
Givilingenieur, autorifirter, Beweiskraft des Zeugniffes eine, Nr. 1515. 
Commijfiondfoftenvergütung Seitens ber nicht einfchreitenben Partei im 
Grunde rechtskräftiger Androhung durch die Behörde, Nr. 1294. 
Sommit j innzvertrag, der, unterliegt nicht ber Gebüht nah Scala III, 


Sommunaldsamten, Einfommenfteuer von der Activitätszulage derſelben, 

Nr. 1 

Compenſation, verfchiebener Gebühren, Nr. 1494. 

Gompetens, ausfäliepliche, der I. f. polit. Behörden in Propinationsfachen, 
Nr. 1 


— ausſchließliche, der polit. Bezirksbehörde zur Entfheidung über die Wählbar- 
feit einer Perſon ($. 31 ber böhm. Gem. W. Ordg.), Nr. 1288. 

— der Abminiftrativbehörde zur nachträglichen Steuerrightigftellung, Nr. 1376. 

— der autonomen Behörden zur Entſcheidung von Streitigkeiten wegen Ber: 
theilung der Beitragdquote zur Erhaltung des Gemeindearztes, Nr. 1336. 

— ber autonomen Dermaltungabebörben, fanitätöpolizeiliche Vorkehrungen auch 
dann zu treffen, wenn mit denfelben bie im $. 364 n, a. b. G. B. vorgefehenen 
und in den maßgebenden Gejegen zur Erhaltung und Beförderung bed all« 
gemeinen „oe vorgejchriebenen Kigenthumßrechtseinichränfungen verbun: 
den find, Nr. 1313. 

— ber Bezirfde und Landesausſchüſſe zur Neberwadung der Durchführung auch 
der und bes $. 13 des Jagdgeſ., Nr. 

— der Landesſchul —* in Angelegenheit ver Werforgungsgebübren für Wit- 
wen und Waiſen nah Volksſchullehrern, Nr. 1568. 

— ber ordentlichen Gerichte zur Entſcheidung ber Eigenthumsfrage betreff3 durch 
gen der Ueberbreite eine Flußbettes gemonnener Grundflächen, 

l 


1 

— der polit. Behörden über die Exiſtenz eines Gutsgebietes, Nr. 1531. 

— ber polit. Verwaltungsbehörden betreffs Feſtſtellung des Umfanges der Ges 
werberechte in Beziehung auf den Aaritverteht durch das ben Gemeinden 
auß der Gemeindeordnung zufommende Recht der Ueberwachung bed Markt: 
verfehres und der Auffiht über Maße und Gewichte nicht alterirt, Nr. 1354. 

— ber Bermaltungsbehörden zu einer definitiven Entiheidung, wem ein Kirchen: 
patronat zufomme, nicht beftehend, Nr. 1496. 

— der Schulbehörben zur Entſcheidung über bie rechtzeitige und befriedigende 
Verabfolgung von Lehrerbezügen, Nr. 1205. 

— der Staatsbehörden in Baufachen (in Niederöfterreih), Nr. 1485. 

— der ftaatlihen Schulbehörden zur Ontioeitung darüber, wer zur Beſtrei⸗ 
tung der einem Religionslehrer zuerfannten Remuneration verpflichtet ift, 
Nr. 1325. 1326. 

— der Staatsaufſichtsbehörde und nicht des Landesausſchuſſes zur Entſcheidung 
über das Begehren um Hinausgabe (Rüdftellung) eined von einem Ges 
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meinbeamte zurüdbehaltenen, die Beilage eines Geſuches bildenten Zeugnifies, 
r. 1333. 


Eompetenz der Steuerabminiftration zur Bemeſſung der Einkommenſteuer der 


Wiener Magiitratsbeamten, Nr. 1422. 

der Verwaltungsbehörben zur Entjcheibung über das Bezugsrecht ber Ein: 
fünfte au8 dem früheren Schul- und Kirchendienfte ber Lehrer, Nr. 1462, 
der VBermaltungsbehörden zur Entſcheidung von Streitigfeiten über Leiftungen 
für Cultuszwecke, wenn eine folche Leiltung aus bem allgemeinen Grunde 
et Sugehörigfeit zu einer Firchlichen Gemeinde in Anipruch genommen wird, 
Nr 1463. 


des Handelsminiſteriums, über durch Majeftätsbrief verliehene Voftprivilegien 
abzufprechen, Nr. 1454. 

des Landesausſchuſſes zur Ausgleichung privatrechtlicher Angelegenheiten im 
Falle des $. 100 der mähr. Sem. Ordg. Nr. 1517. 

des Landesausſchuſſes zur Entjheidung im Falle mangelnder Einigung zweier 
Bezirke (in Böhmen) über die Richtungßlinie und die Koftenconcurrenz einer 
neu berzuftelenden Bezirksſtraße, Nr. 1381. ’ 

des Landesausſchuſſes zur Entſcheidung über Beichlüffe von mit eigenen 
Statuten verfehenen Städten und Märkten, Nr. 1394. 

bes Landesausſchuſſes zur Entjcheidung über einen Beichluß des Gemeinde- 
ausſchuſſes in MWegjachen, Nr. 1444. 

des ſchleſ. Landesausſchuſſes zur Entjcheidung über Beſchwerden gegen einen 
Bezirksſtraßenausſchuß wegen Amtslocalitäten, Nr. 1328. 

bes tirol. Landesausſchuſſes in Banjagıen in Innsbruck, Nr. 1390. 

des V. G. Hofed zur Entſcheidung über Die Folgen der Durch eine Ueber— 
tretung bes Waſſerrechtsgeſebes erfolgten Beſchaͤdigung einer Waſſerbetriebs⸗ 
anlage, Nr. 1429. 

des 8. ©. Hofed zur Entſcheidung über eine Bejchwerde gegen eine Ver: 
fügung des jchlef. Landesausſchuſſes, betreffend einen Beſchluß des Bezirfa- 
ſtraßenausſchuſſes wegen NAmtslocalitäten, Ir. 1328. 
des V. ©. Hofes zur Entſcheidung über Beſchwerden anläßlich Streiggfeiten 
wegen Bertheilung der Beitragsquote zur Erhaltung des Gemeindearztes 
(in Tirol), Wer. 1336. 
des V. ©. Hofes zur Prüfung der zum Snede der Feſtſtellung des Erwerb⸗ 
ſteuerausmaßes gepflogenen Erhebungen, Nr. 1289. 
des DB. ©. Hofes in Martenehtäfaden. Nr. 1513. 
des V. G. Hofes über Beichwerden wegen Conferibirung von Häuſern und 
deren Numerirung, bezw. über deren Zumeifung zu Ortfchaften, Nr. 1393. 
des DB. ©. Hofes zur Prüfung der Geſetzmäßigkeit einer behörblichen Ver: 
fügung, fraft deren die Finanzprocuratur zur Erwirfung eines Sicherſtellungs⸗ 
mittelö legitimirt wird, Nr. 1372, 
des V. G. Hofes ausgeſchloſſen von der Ueberprüfung eines Judicates über 
vie Tignung eined Grundſtückes für einen neu anzulegenden Friedhof, 

r. 1410. 
des B. ©. Hofes bei Einwenbung bes $. 1042 a. b. ©. B., Nr. 1592. 
bes V. ©. Hofes zur Entſcheidung, ob bie I. f. Behörden berechtigt und 
competent waren, Die Verwendung der von der Stanislauer Sparcafje be: 
[Hlofienen Midmungen zu unterfagen, Nr. 1474. 

es V. G. Hofes zur Prüfung, od bei Ausmaß der Ermerbiteuer die gejeß- 
lich vorgejchriebenen Erhebungen gepflogen wurden, Nr. 1476. 

des V. ©. Hofes im Falle einer unter Berufung bes Disciplinargefeßes 
gefällten Entſcheidung des Landesausſchuſſes, Nr. 1526. 

jener Steuerbehörde zur Stenervorichreibinig, in deren Amtöbereiche die 
Standorte einer an einen beftimmten Ort gebundenen Unternehmung fich 
befinden, Nr. 1318, 


Eompetenzgejuch um Verleihung einer erledigten Apothefe, wie bie darin ent: 


haltenen bejonderen Titel zu behandeln find, Nr. 1396. 


Conceffionirte Gewerbe, j. Gewerbe, concejjionirteß. 

Concubinat, ſ. Abſchaffung. 

Gonemereng bei nicht Ararial= öffentlichen Straßen und Wegen in Mähren, 
1483. 


Nr. 
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Co ncurrenz zu ben Koſten des Religionsunterrichtes an Volks- und Bürger⸗ 
ſchulen, Nr. 1404. 
zu Kirchenbauten, hiebei Frage, wem das Patronat zukomme, Nr. 1496. 
ſ. auch Pfarrbauconcurrenzvorſchriften. 
eines Pfarrers zu ben Koſten der Pfründenbaulichkeiten eines Vicariates, 
für deſſen Beſetzung berfeibe aus pajtoralen Rüdfichten zu forgen, aber fein 
Präfentationsrecht hat, Nr. 1282. 
— zu Bauberftellungen an einer Filialkirche, Nr. 1279. 
— bei Herftellung von ierhahnguſghrtsſtraßen nach dem nieder⸗öſterr. Landes⸗ 
geſ. v. 24. April 1874, Nr. 
— ber Einwohner einer —2 mit einer Filialficche zu dem Koſten Der Her: 
Nelung zes in einer anderen Ortſchaft liegenden griech.orient. Pfarrhauſes, 
rt. 108 
— zweier Bezirke zum Baue und zur Erhaltung einer neu berzuftellenden Be- 
zirfäftraße, Wr. 1381. 
Concu ern! zpflicht einer röm.:Fath. Pfarre zum Baue einer griech.-Tath. Kirche, 
r 
Concurren snerhanbfung anläßlich eine® den Beneficiaten allein nicht treffen: 
den Baufalles bei einer Seeljorgeftation, Nr. 1303. 
Eonfefjionelle Friedhöfe, Begraͤbnißpläbe. 
Conſeribirung der Häuſer, Nr. 15 
Eonjeriptiongpatent vom Sahre 1804 ald Subfidiarnorm für die Armenverfor- 
gungspflicht, Nr. 1286. 
Conſens zur Bewohnung und Benützung von Neubauten, Nr. 1432, 
Conſervirungspauſchale bei öffentlichen, nicht ärariſchen Straßen, Nr. 1305. 
Gonftatirung, abanblungebegörblige, nachträgliche, hiedurch Feſtſtellung des 
Erbſchaftstitels, Nr. 1431 
Gontrolsmohalttäten zum gwecke ſicherer Einbringung der Bierumlage, 
Nr. 1453. 
Cooperator, Naturalabgaben an einen ſolchen, Nr. 1463. 
Correſpondenz, taumänniſhe, ſ. Handelscorreſpondenz. 
Cotirungskoſten, Nr. 1550. 
Credit, ſ. Keceptationerebit, 
Credit H a zur Geldbeihaffung, Auslagen hiefür bei einer Actiengejelichaft, 


Credit * ewä 218 rung, gewerb3mäßig betriebene, binfihtli” der Einfommenjteuer, 
. 124 


— geneibömäfi betriebene, das Ene griß hievon unterliegt der Erwerb⸗ und 
inkommenſteuer J. Claſſe, Nr. 146 
— |. Geldverleihen. 

Creditverein, Bedingung der Selbfiftändigfeit eines folchen für Die Anmendung 
des Gef. v. 27. December 1880, R. ©. 8. Nr. 151, Nr. 1461, 1491. 
Eultußver Izter im Orisſchulrathe, Vorausſetzungen für folche (Mädren), 

Nr. 154 


Cultuszwecke, Leiftungen zu folchen, Nr. 1463. 

Gumulative Anwendung bes Gintommenfteuerpatente® und des Specialgejeßes 
v. 27. December 1880, R. ©. 3. Nr. 151 bei Feitftellung des fteuerbaren 
Reinertrages unzuläffig, Nr. 1340, 1477. 

Cumulirung der Scalagebühr mit der ‘Percentualgebühr unzuläffig, Nr. 1361. 

Eurator aan, Gemeinde, Stempelpflicht desfelben im Procefie der Gemeinde, 
Nr. 15 


D. 


Dad, |. Bedachung. 
Dartehen ei J es Bezirkes bei Theilung desſelben in zwei ſelbſtſtändige Bezirke, 


— und Vertrag auf Gewährung eines ſolchen, Gebühr hievon, Nr. 1320. 
— von Sparcajjen, Gebührenbegünftigung, Nr. 1319. 
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Darlehensforderung, erſt in einer Ceſſion conſtituirte, Gebühr hievon, Nr. 1310. 

Dauer eines Commiſſionsvertrages in Betreff der Gebühr, Nr. 1423. 

Decennirung nad dem Conjcriptionspatente vom Sabre 1804, Nr. 1359. 

Dienftalterszulagen der Unterlehrer in Mähren, Nr. 1486. 

— der vor Wirfjamfeit des mähr. Landesgeſ. v. 24. "Sänner 1870 definitiv an⸗ 

geftellten Lehrer, Nr. 1265. 

Dienftbezüge, Einfommenfteuer II. Claſſe, Nr. 1450. 

Dien Rentloduung durch Benützung bed Gemeindeeigenthums, Nr. 1306, 1314. 

- Directoren der Sparcaffe, ob die denjelben gebührenden Bergütungäbeträge als 

abzugsfähige Betriebsauslagen zu behandeln find, Nr. 1499. 

Disciplinarerfeuntniß, was zum Weſen besfelben gehört, Nr. 1526. 

Disciplinarvergehen aus Gewinnſucht, |. Amtsentſetzung. 

Diffolutionsvertrag, Nr. 1398. 

Domberren, ſ. Canonicate. 

Dotationdgut einer röm.sfath. Pfarre in Betreff ber Goncurrenzpflicht zum 
Ban der griech -fath. ‚einen und Pfründengemeinden (Galizien), Nr. 1484. 

Drittel, |. Armendrittel. 

Durhihnittövertrag, dreijähriger, Einkommenſteuer J. Claſſe nach demſelben 
bei Zuckerfabriken, Wr. 1490. 


€. 


Ehe ;wijchen einem Oeſterreicher und einer Schweizerin in der Schweiz geichloffen, 
peto. Heimathsrecht, Ar. 1590. 

eyelide Kinder, |. Heimath3zuftändigfeit. 

Eheliches Kind von Eltern, welche zur Zeit der Geburt feiner geſetzlich aner⸗ 
fannten Kirche oder Religiongenoffenicaft angehört haben, fann für jolche 
nicht in Anſpruch genommen werden, Ver. 1384. 

Ehepacten die dort Itipulirte Gütergemeinfchaft in der Regel auf den Todesfall 
verftanden, Nr. 1605. 

Eigenthum eines ben öffentlichen Berfehr bebrobenden Grundbftüdes, 
ob verpflichtet zur Bejeitigung biefer Gefahr, Ir. 1311. 

Eigenthumsrechtseinſchränkung anläßlid) von Sanitätsvorfehrungen, Nr. 1313. 

Cigenthbumsübertragung mit Vorbehalt ded Fruchtgenuſſes in Anjehung ber 
Gebühr, Nr. 1458. 

Einhebungsmodalitäten behufs ficherer Einbringung der Bierumlage, Nr. 1453, 

Eintellerung von Wein und Weinmoft, ber g Zeiwunkt derſelben maßgebend für 
die Verzehrungsſteuerbemeſſung, Nr. 1416. 

Einkommen I. Claſſe, bei Bemeſſung der Sieuer hievon ſind percentuale Werth⸗ 
abſchreibungen, ferner Werthverringerungen des Anlagecapitals bei Berg⸗ 
werksunternehmungen nicht als Betriebsauslagen zu behandeln, Nr. 1332. 

— 1. Claſſe, bet Bemeſſung der Steuer hievon Capitalsinveſtituren nicht als 
Betriebsauslagen behandelt, Nr. 1449. 

Einkommensermittlung von Propinationsrechten, Nr. 1391. 

Einkommensfeſtſtellung bei Actiengeſellſchaften in Bezug auf die Einkommen⸗ 
ſteuer J. Claſſe, Nr. 1252. 

Eintommen ſteuer J. Slate Abzugspoften bei derſelben, Nr. 1556. 

— 1. Claſſe, bei Actiengefellichaften, Nr. 1252. 

— 1. Glajje, deren Bemefjung unter Zugrundelegung der vom Gemeindevorfteher 
für Die Gemeinde eingebrachten Faſſion, Bertrauendmänner, Nr. 1460. 

— eines Schaufpielers, Nr. 1421. 

_ I Claſſe, Feitftellung der Grundlage derfelben, Nr. 1258, 1290, 1397, 1548. 

— II. Claſſe, inwieweit die Suaniergelber der Magiftratäbeamten feinen Gegen: 
fand berjelben bilden, Nr. 1422 

— IL Claſſe, maßgebenber Beitpunft für die Verpflichtung zur Zahlung und 
für das Ausmaß berfelben, Nr. 1285. 

— nad dem Gef, v. 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151, Beitpunft der 
Anmendbarfeit desjelben bei Aenderung der Statuten innerhalb eines Eteuer: 
jahres auf eine Erwerbsgenoſſenſchaft, Nr. 1250. 
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Einfommenjteuer I. Clafje nach dreijährigem Durchſchnitt. Nr, 1490. 

I. Claſſe und Erwerbiteuer von ber geibuerieibbeihäftigung, Nr. 1467. 

von Xctivitätözulagen der Communalbeamten, Nr. 136 

von Ausländern, Nr. 1277. 

II. Claſſe von Dienſtbezügen, Nr. 1450. 

I. Claſſe von gewerbsmäßig betriebener Creditgewährung, Nr. 1249. 

von Pfandbriefen der Bodencreditanftalt, Nr. 1317. 

von Platzgeldern und anderen ähnlichen Abgaben an die Gemeinden, Nr. 1349. 

von Vorſchußcaſſen, Vorerhebung über den Charafter ber von ihnen Be- 

ichenften als Wohlthätigfeitdanftalten, Nr. 15977. 

von zinfen nothleidender Satzpoſten, Nr. 1510. 

von Sparcafjen, ob Die den Directoren gebübrenden Vergütungsbeträge — 

abzugsfähige Betriebsauslagen anläßlich der Seneilung einer folchen, Nr. 1490. 

— von Zinſen nothleidender Sappoften, Nr. 1364. 

Einfommenfteuerberehnung bei einer garantirten Eifenbahn, Nr. 1550. 

Einfommenfteuerpatent, die cumulative Anmendung besjelben und des Special: 
gel. v. 27. December 1880, R. ©. 3. Nr. 151 bei Feſtſtellung bed fteuer- 
aren Reinertrages unzulälfig, Nr. 1340, 1477. 

Einfo immenit fteuerpflicht eines ereineß, für dieſelbe deſſen Tendenz; maßgebend, 


11 


Einfommenfeuernorf &hreibung für einen Spar: und Vorſchußverein, Nr. 1440. 
Einfünfte aud dem früheren Schul: und Kirchendienfte ber Lehrer, Nr. 1462. 
— erledigte meltgeiftlicher Pfründen, wann bie Einziehung berfelben in ben 
Religionsfond unthunlich, Nr. 1293. 
Cinquartirungßvergütung für das Militär, Nr. 13°9. 
Einſchulung in Durchführung des Geſetzes über Die Gleichberechtigung beider 
Sandeafpradien in Volksſchulen (in Böhmen), Nr. 1566 
— ob hiefür nad) dem Volksſchulgeſetze der gel oder Wohnort der Rinder, 
ober deren Zuftändigfeit entfcheidend, Nr. 1446. 
Einfprud, f. Einwendungen. 
Einftellung des Betriebes, |. Betriebseinftellung. 
Einmwendung gegen bie Siltigfeit eine formell correct auögefertigten Gemeinde: 
auzihußbeiätuffes im abminiftrativen Inflanzenzuge nicht erhobene, kann 
vor dem V. ©. Hofe angebracht, nicht berüdfichtigt werden, Nr. 1306. 
Einwendungen in ber Verhandlung wegen Errichtung einer neuen Waſſerbetriebs⸗ 
. anlage, Wr. 1402. 
—  privatrechtliche, gegen eine Betriebsanlage, welche derjelben zur vorläufigen 
Austragung „im Rechtswege“ zu erweiſen feien, Nr. 1417. 
—  privatrechtlice, in ber Verhandlung über ein polizeiliche Baubemwilligungs- 
gefuch von Vertretern ber Gemeinde erhobene, machen bie ee it 
zu einer privatrectlichen im Sinne des $. 103 der galiz. Sem. Ord g, Rt 507. 
Eifen, altes, ob der Ein- und Berfauf von ſolchem unter Ausſchluß des Sanbels 
mit alten Metallgeräthen als ein concefjioniried und ſpeciell ala ein Troͤdler⸗ 
gewerbe A behandeln jei, Nr. 1337. 
Eiſenbahn, ſ. auh Bahn. 
—  morauf fich der Jeſtanzenzug bei Erpropriation für Zwecke einer Eiſenbahn 
beziehe, Nr. 127 
Eiſenbahnen garantirte, Auslegung der Steuerbegünſtigung — Cotirungskoſten 
und Garantievorſchußſtempel bei Igſraunggebe des ſteuerbaren Einkommens 
nicht als abzugsfähige Auslagen erkannt, Nr. 1550. 
Eifenbahnerpropriationgerfenntniß, |. ipropriationserkenntnif, 
Eiſenbahnzufahrtsſtraßen, Concurrenz bei Herftellung berjelben nad bem 
nieber: eöfterr. Landesgeſ. v. 24. April 1874, Nr. 1255. 
„Eltern,“ Begriff derfelben nach bem Gemeindegefee, Nr. 1523. 
— ſJueber absverträge. 
— ern bt in Verpflichtung zur Entrichtung der Militärtare, wann ent: 
aut 
Empfangabefiätigungsgebüßt nad Scala II, Nr. 1558. 
Enteignung, j. Erpropriation. 
e3 Benüßungsrechte® von Grundftüden zu Militärzweden nah dem Ein- 
quartirungsgefete, Nr. 1567. 
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Enteignung, ob die von der Minifterialinftanz bei Feſthaltung des Gegenitanbes 
Verfelben vorgenommene Gorrectur der Benennung be Objectes eine Rechts: 
verlegung begründe, Nr. 1278. 

Entlohnung von Dienften durch Benützung des Gemeindeeigenthums, Nr. 1306, 1314. 

— von Sparcajjedirectoren in Hinfiht auf die Einfommenfteuerbemeffung für 
die Sparcajje, Nr. 1499, 

Entihäbigungsforberung anlählih eines Pfarradminiftration, |. Spiri- 
tualienadminijtration. 

Enti a eibungäregt bed B. ©. Hofes nicht dispoſitiv, ſondern nur cafjatorifch, 

1323. 


Gntfeung vom Amte, |. Amtsentfegung. 
Snzien, unveriteuerte, in Tirol, Gebührenvorfchreibung für jolde nad) dem 
Peräquationsigftem, Str. 1489. 
Erbgebühr im Falle der in eoencten vereinbarten Gütergemeinjchaft, Nr. 1605. 
— vom Allobrnadlaffe, Nr. 1494. 
Erblafjers öſterreichiſches Staatsbürgerrecht als Vorausſetzung einer Gebühr für 
Vermögensübertragungen auf ben Todesfall, Nr. 242. 
Erblichkeitsprivilegium einer Boftitation, defjen Interpretation, Nr. 1454. 
Erbquote, Gebühr einer über ben Werth einer ſolchen hinausgehenden Erwerbung 
aus einem Nachlaſſe, Nr. 1430. 
Erbſchaftsgebühr, Grundlage für die Bemeſſung derfelben, Nr. 1442. 
Erbihaftsobjecte, nachträgliche Theilung derjelben nach erfolgter Nachlafein- 
antwortung, Wr. 160 
— a er: —28 von ſolchen nach erfolgter ECinantwortung des Nach⸗ 
laſſes 
Grbfgartätheitung, Nr. 1409. 
Erbſchaftstitels— Feſſeltungt durch nachträgliche abhandlungsbehördliche Con⸗ 
Hatirung, Pr. 3 
Erbabriuti "ung, f „Bahnvermaltung 
Ergänzungsgeiud, | Feldergänzungsgeſuch. 
Ergänzungsmaß, ſ. Felbergänzungsgejud) 
Ergänzungsmwahl, ſ. Wahlacts-Unregelmäßigkeiten. 
— nur für jene Gewählten, necden ein Nichtigleitägrumd entgegenitebt, zu ver- 
fügen, ob ftatthaft, Wr. . 
Erkenntniß über bie Getorliche Gaution ein Incidenzerkenntniß, Gebühr hievon, 


Nr. 1400. 
Erm ellen, freieß, zeei Beurteilung der Frage, ob ein Verbindungsweg nothwendig 
iſt, 


— freies, der Adminiſtrativbehörde, ob Verkehrsintereſſen die Unterſagung eines 
Baues erheiſchen oder nicht, Nr. 1464. 
— freies, der autonomen Bemaltungabehörben bei Beurteilung ber Nothwendig⸗ 
tzit —5— Zweckmäßigkeit einer vertragsmäßig herzuſtellenden Waſſerleitung, 
r. 


— freies, der autonomen Verwaltungsbehörde, ob zu den Herſtellungskoſten der 
— nufaßuiäftragen eine ober mehrere Gemeinden und in welchem Ver: 
al mige eizutragen haben (nieder⸗öſterr. Landesgeſ. v. 24. April 1874), 


— Fi * autonomen Verwaltungsbehörden Steiermarfä, hat nidt ftatt in 
alle der denjelben nach $. 22 bes Landesgeſ. v. 9. Jänner 1870 zu— 

Reben en Entſcheidung, Nr. 1401. 

— freies, ber Behörden, bezüglich Würdigung der angebotenen Beweiſe über 
den Ort, mo ein Deiel, acceptirt wurde, Wr. 1502. 

— freies, der Bemefjungs epörben bei Einreihung der Militärtarpflichtigen in eine 
höhere Claſſe, Nr. 1487 

— freie, der Behörden, ın der Anrechnung von Meliorationdausgaben bei Be- 
Te, bes Religionäfonböbeitrages, Nr. 1296. 

— Ireich wi Finanzbehörden bei Verweigerung angejuchter Mauthverfegungen, 


_ eis, * galiz. Landesausſchuſſes bei Reſtringirung der Gebühr für Be— 
nützung des Gemeindegutes, Nr 1436. 

— freies, des Landesausſchuſſes bei Beſtimmung der Richtungslinie und der 

Dudwineli, B. ©. H. Erlenntniffe VL 40 
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Kon gueurrenz für eine neu herzuſtellende Bezirföftrafe (Böhmen), 
| 


Ermeſſen, freies, der Verwaltungsbehörden bei Bewilligung von Ratenzahs 
lungen, Nr 1469. 

— freies, des Minifterinmd des Innern, bei Bewilligung zur Führung eines 
anderen al3 des angenommenen Gejchlechtänamend, Nr. 1472. 

— freies, des fchlej. Landesausſchuſſes, bei Beurteilung der für bie Eignung 
eines Locales zu Amtszmeden maßgebenden Momente, Nr. 1328. 

— der übergeorpneten autonomen Inſtanz, ob fie Die Gemeinde zur außer— 
aa ennung eined an fie gefiellten Rechtdanipruches verhalten 
wi 

— fachverftänbiges, ber Behörden, ob ein Grundſtück für einen neuanzulegenben 
Friedhof im Hinblide auf bie Sanitätrüdfichten geeignet fei, Nr. 1410. 

„Erneuerung ber bereitd erfüllten Dienftverpflihtung“ im mil tär begründet nicht Die 
Heimathszuweiſung nach $.19, Abſ. 1de3 Heimatsgef. vom Jahre 1863, Nr. 142=. 

— ber Wahlhanblung in Folge von Wah acBunrege mäßigfeiten, Nr. 1271. 

Erfag von Wildfhaden an Waldgrundftüden, Nr. 1294. 

Erſatzpflicht bei Beſchädigung einer Bafjerbetriebsanlage nach des $. 72 galiz. 
Waſſ. Gef. aufrecht auch bei Verjährung der Unterfuhung und Beitrafung 
der Webertretung des Wafjerrechtögejege, Nr. 1429. 

Erträgniß, |. Neinerträgniß. 

Erweiterung einer Volksſchule, Berechnung der Schülerzahl, Nr. 1448. 

Ermwerb- u. Einfommenjteuer vom Gelbverleihbetriebe, Nr. 1579 

— — 1 Claſſe, von der Geldverleihbeſchäftigung, Nr. 1467. 

— u. Einfommenfteuerpflicht eined Bereined, biefür unter Umjtänden die 
Tendenz des Bereined maßgebend, Nr. 4. 

Ermwerbögenofjenfhaft, von wann eine ſolche nad Aenderung ihrer Statuten 
innerhalb eines Steuerjahred, die Einfommtenfteuerbemejjung nad) dem Geſ. 
v. 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151 anipreden kann, Nr. 1250. 
Erw erbögenofjenichaften, welche ihren Gefchäftsbetrieb auch auf Nichtmit— 
glieder außbehnen, ob auf dieſelben das Gef. vn 27. December 1880, 
G. B. Nr. 151 Anwendung finde, Nr. 1251, 125 
Ermerbfteuer und deren Ausmaß vom eat ‚Nr. 1500. 
vom Geldverleihgeſchäfte, Nr. 1509. 
vom Milcämaiereigemerbe, Nr. 1527. 
vom verkäuflichen Wirthsgewerbe bei der Verpachtung, Nr. 1378. 
von ber Gelbverleibbeichäftigung, Nr. 1475, 1476. 
von freien Gemwerben nukerbalb ber Stäbte, Nr. 1249. 
von gemerbömäßig betriebener Gelbverleihbung, Ausmaß ber Ermerbiteuer, 
Nr. 1492, 
— von Handelögewerben mit zwei VBerfaufßlocalen, Nr. 1596. 
— mann biefelbe bei Gewerbsüberfieblung abgeichrieben werden Tann, Nr. 1351. 
Erwerbfteuerabfhreibung megen Gemerbsnieberlegung, Nr. 1459. 
— Bedingung berjelben, Nr. 1 
Erw eröfeneraudmaß, die Prüfung, ob hiebei ie geietlich votgeichriebenen 
Erhebungen gepflogen murben, fteht dem V. ©. Hofe zu, Nr. 

— Prüfung des 3. ©. Hofed darüber, ob hiebei die gejeßlich Dorgefehriebenen 

Erhebungen gepflogen wurden, Nr. 1476. 
Ermwerbiteuerclajfie, eſchräntung der Finanzbehörden bei der Wahl derſelben, 
Nr. 1259 
Grwerbfteuerpflicht der Böhm. Hypothekenbank, Nr. 1518. 
— ber Landesbodencreditanitalten, Nr. 1439. 
— vom Material: und Brennholzerzgeugungsgemerbe, Nr. 1307. 
Ermerbfteuerjtrafe wegen unbefugter Ausübung eined Gemerbes, Nr. 1588, 1589. 

„Erzeugniß” eines Gewerbes, ſynonim mit „Artifel": „Segenitand des Gewerbes“, 

Nr. 1354. 


E8comptezinfen von einem, auf einem von ber Gebäubelteuer ganz befreiten 
aufe, intabulirten Acceptationdcrebite, ob bei Bemeſſung der 5percentigen 
teuer zu berüdjichtigen, Nr. 1350. 

Ex currendo-Adminiftration einer Pfarre, |. Adminiftration einer 


Pfarre. 
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Srercierplaß, Enteignung des Benützungsrechtes von Grundftüden, Nr. 1567. 
— Diener, in Ynfhung ner Steuerfreiheit der auf demjelben aufgeführten Neu: 

bauten, Nr. 1375, 1 

Grpropriation, |. Ar Enteignung 

Crpropriationderfenntniß zu Eiſenbahnzwecken, ob bie Rechtswirkſamkeit 
eines ſolchen ipso facto durch bie Entbehrlichkeit der erpropriirten Sache 
für die in Ausſicht genommenen Zwecke aufgehoben werben kann? Nr. 1295. 

Erf eindin Fe Y Sfrage, rechtäfräftig indicirte, Überfennung darüber unzuläflig, 
N 


/ 
I. 


Fabrif3anlage, j. Detriebsanlage. 

Sabrifseinrichlungägegenftände, Realgebühr bievon, Nr. 1360. 

Sahrgelegenheitb usibung 6 ob der Platter b berechtigt, von derſelben Die 
pflitmäßige Ausübun er Feelſorgeamtes im Umkreiſe der Pfarrgemeinde 
abhängig zu machen, 

— an den Seelſorger Beute gelsgionBunterrichtgertheifung an einer Öffentlichen 
Volksſchule, Nr. 1 

Sahrpoftgeldbeutel, f. Boftaififtent. 

Fahrweg, Oeffentlichkeit eines, Thatbeftandäfrage, Nr 1515. 

. auch Gemeindeftraßen. 

gallfrift bes F. 77 des Geb. Geſ., Nr. 149. 

— ſ. aud täclufivfrift. 

saffion, Fatirung, |. Befenntnip. 

Fafſſionen, correct errichtete, als „Richtſchnur“ für. Schulleiitungen, Nr. 3305. 

— von Miethzinien, |. Reinigungsb eitrag 

Fatirung von Bobencreditanfta t8- Rianbbriefen; in ber Unterlafjung ber jo- 
fortigen Fatirung liegt feine die Verjährung hemmende Thatſache, Nr. 1519. 

Jeilbietungen, freiwillige, öffentliche, im Gemeindegebiete vorfallende, Armen: 
percent bievon in Böhmen, Nr. 1553. 

Feilbietungsact, erecutiver, die Anmerkung besfelben im Grundbuche in An: 
fehung des Gebührennachlafje, Nr 1399, 1457. 

Zeilbietungsordnung, ob von Beobachiung derſelben die Armenpercentpflicht 
abhängig, Nr. 1553. 

Feldergänzungsgeſuch, Formalerforderniß eines ſolchen und Stage der 
Priorität im Falle einer anläßlich der Freifahrung erbetenen Aenderung des 
Lagerungsbegehrens, Nr. 1574. 

Feldkirch, ob dort Hausclaffenfteuer oder Hauszinsſteuer, Nr. 1562. 

Fertigung von im Inlande ausgeftellten Wechſeln, bat nah Entrichtung ber 
vorſchriftsmätzigen Gebühr zu geſchehen, Nr. 1387. 

„Feuerpolizei“, Nr. 1592. 

generpoligeilige Mapregeln, wem die Koſten derjelben zu tragen obliegt. — 

Was gehört zur „Teuerpolizei? Nr. 1592. 
Sid eicomm le fe, von mem die Provocationen bei dieſen zu fertigen find, 
r 

ideicommißnachlaß in Hinſicht auf die Gebührenbemeſſung, Nr. 1494. 

Filiale, ſ. Verkaufslocale. 

Fili aliften, ob unter den im fteierm. Landesgeſ. v. 28. April 1864, 8. G. 2. 
Nr. 7, vorbehaltenen andermeitigen, die allgemeine geiegliche Baulaft der: 
jelben_ einfchränfenden Rechtöverbindlichfeiten Der Titel bed Patronates mit: 
begriffen jei, Nr. 1279. 

sittalfirde, in einer Ortſchaft von einem Hilfsprieſter adminiſtrirte, der Beſtand 
derſelben kein Grund zur Befreiung der griech.sorient. Einwohner dieſer 
Ortihaft von ber Concurrenz zur seftelung des griech.:orient. Pfarrhauſes 
in einer anderen Ortichaft, Nr. 1 

Filiallirchenbau— Concurrenz, Nr. 1279. 

Silialfiehenbaufoiten, ob von ber polit. Ortögemeinbe als ſolche zu tragen, 
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Finan goehztden, Beſchränkung derſelben bei der Wahl der Erwerbſteuerclaſſe, 
rt. 1259. 


Finanzprocuratur, die, die zur Erwirkung eines Sicherſtellungsmittels legi⸗ 

mie behördliche Berfügung Ceitend des V. G. Hofes überprüft, 
r. 1372. 

Firmaaneignung eine Gtabliffements, |. Marke. 

Flußbett, Verfchüttung der Meberbreite eines foldhen, wodurch Grundfläden ge: 
mwonnen werden, — bie Eigenthumsfrage legterer haben die ordentlichen Ge— 
richte zu löjen, Nr. 1561. 

une des Nerarsyf. Aerar. 

orderungsbetrag in einer Rechnung als Bajis de betrefjenden Rechnungs: 
ftempels, Nr. 1274. 

Jorderungdcefjion, in einem Kaufvertrage enthalten, bejondere Scalagebühr 
bievon, Wr. 1563. 
orberunganläflich einer Pfarradminijtration, [.Spiritualienabminiftrator. 
raction einer Gemeinde fein eigener, jelbitftändiger, polit. Körper, Nr. 1336. 
Freie Plätze, deren Verbauung in Niederöfterreich, Nr. 1485. 
Freies Ermeffen ausgeſchloſſen bei Zumeifung einzelner Häufer zu beflimmten 
Ortſchaften anläßlih der Volkszählung, Nr. 13%. 
— ſ. Ermeffen, freies. 
Freie Gewerbe außerhalb der Städte Binfichtlich der Ermwerbiteuer, Nr. 1249. 
Freijahre, ſ. Steuerfreijahre. 
Freimachung bed Sarantiefondes, |. Sarantiefond. 
sreifgurfanmelbungen, AZurüdmeifung derfelben wegen Behandlung eines 
ejervatfeldes als eine bejondere für rechtöbeftändig erfannte Bergbanberech— 
tigung, bezw. alß ein ausſchließliches Schurfgebiet, Nr. 1466. 
Friedhof, Begriff eine8 firhlichen und communalen, Nr. 1411. 

— neu anzulegender, ob ein Grundüſtck im Hinblide auf die öffentlichen Sani- 
tätsrückſichten hiezu verwendbar, liegt im jachverftändigen Erinefjen ber Re: 
börben, Nr. 1410. 

Friedhöfe, |. Begräbnißplätze. 
Friſt des 77 des Geb. Geſ. eine Fallfriſt, Nr. 1494. 

— Fallfriſt, ſ. Präcluſivfriſt. 

Fruchtgenußvorbehalt bei Uebertragung des Eigenthums in Anſehung ber Ge⸗ 
bühr, Pr. 1458. 

Fuhre, ſ. Fahrgelegenheit. 

Fuhren, ſ. Wirihſchaftsfuhren. 

Subrbeiftellung an ben Seelforger behufs Religiondunterricht3ertheilung an 
Öffentlichen Volksſchulen, Nr. 1383. 

— landwirthſchaftliche, außerorordentlichen Straßenconcurren;beitrag von joldyen 
(Mähren), Wr. 1471. 

Fußpfad, öffentlicher, Offenhaltung eines folchen, Nr. 1444. 


©. 


Garantiefond, Verwendung ded Zahresgeminnes der Peuerbacher Sparcafje zur 
Freimachung besjelben, Nr. 1264. 

Garantievorſchußſtempel, Nr. 1550. 

Gartenzaun bei einer Seelſorgeſtation, Koſten der Herſtellung eines, Nr. 1303. 

Gaſthausbau in Galizien, j. Bauführung eines. 

Walt set gemwerbe ‚ verfäufliche®, Erwerbſteuer bievon bei Berpadtung, 
Nr. 13 

Gebäude, hauszinsſteucrfreie, Berückſichtigung der Paſſivziuſen der Bperientigen 
Steuer von derſelben, Nr. 1291. 

Webäudeitener von Wiemeinbehäufern, Nr. 1348, 1542. 

Sebäudeiteuerabidhreibung wegen Leeritehfung, Nr. 1469. 

© ebäubdejieuerbeireiung, Idjährige, Nr. 1572. 

Gebrauch, gerichtlicher, ob ber gerichtliche Erlag einer Urkunde als ein die Ge- 
bübrenpfticht für das Rechtsgeſchäft, rudiihtlih für die Rechtsurkunde be: 
gründende solcher anzuſehen, Nr. 1401. 
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Gebrauch, gerichtlicher, von gebührenfreien Handelscorreſpondenzen, Nr. 1521. 
Gebühr ei Impfangnahme eines im gerichtlichen Depojite gelegenen Vadiums, 
1 


anläßlich der Emijjton erneuerter Actien, Nr. 1578. 
bei „asgleigen, welche fih auf frühere gebührenpflichtige Acte beziehen, 
—1 


bei zweiſeitig verbindlichen Rechtsgeſchäften, von wem zu fordern, Nr. 1369. 
für Benügung des Gemeindeguted, — Reftringirung einer ſolchen durch den 
(galiz.) Landesausſchuß, Nr. 1436, 

für den Odeltigaftsnerteag anläßlich einer Actienemillion, vor dem Beginne 
legterer gig und durch deren vollftändiges Gelingen nicht bedingt, 
Nr. 12 

für die Juftifizirunggerflärung in einer Geffion, Nr. 1309. 

für eine Hypothekarerweiterung in einem Zufage zur Haupturkunde — Ber: 
jährungsfriit, Nr. 1580. 

für eine Löſchungsbewilligung in einem Tabular 7* Nr. 1388. 

für Vermögungsübertragungen auf den Todesfa err. Staatsbürgerrecht 
des Erblaſſers als Vorausſetzung derſelben, Nr. 129 

für zwei Vertragsparien, Nr. 1260. 

nad Scala II von der Empfangsbeſtätigung, Nr. 1558 

nad Scala II von einer in einem Kaufvertrage enthaltenen Ceſſion einer 
Forderung, Nr. 1563. 

na Scala III vom Commiſſionsvertrage nicht zu bemefjen, Nr. 1423. _ 
nicht datirter Giri, Nr. 1338, 1370. 

vom Allodnachlaſſe, Nr. 1494. 

vom geriöttighen Erlage einer Urkunde, Wr. 1401. 

vom lungen erkrage, Nr. 1534. 

vom Preiſe „Deionderer Vorliebe,” Nr. 1353. 

vom Urteile über die Verpflichtung zu einer Leitung nicht an ben Kläger, 
fondern an eine von ihm verfchiedene Perjon, Wr. 1571. 

von suägebingen bei Gutdabtretungen, Nr. 1452, 

von bekin being gebübrenfreien Sanbelöcorreipondenzen bei gerichtlichem Gebrauche, 


von ben in einer MilitärheirathB.- Cautions » Widmungsurfunde enthaltenen 
Rechtsgeſchäfte, Sicheritellung derjelben auf der Caution, Nr. 1606. 

von der nachträglichen Theilung von Erbichaftsobjecten nach erfolgter Nach⸗ 
laßeinantwortung, Wr. 1604. 

von an Vorſchreibung einer Hypothek für einen zu leiſtenden Vorſchuß, 


von einem Attengeſenſchanererrage, Nr. 1361. 
von einem Incidenzerkenntniß, Nr. 1400. 

von einem Kaufvertrage (Braufauszugehär) Nr. 1283. 

von einen Theilungsvertrage über nachträgliche Theilung von Erbſchafts⸗ 
objecten nad) erfolgter Einantwortung bes Nachlaſſes, Nr. 1298. 

von einer Bürgſchaft, Nr. 1534. 

von einer erft in einer Ceſſion conftituirten Darehenaforberung, ME, Tr. 1510. 
von einer Taufchabfonderung und einem Arrondirungstaufche, Ver. 

von einer über den Werth ber Erbquote Binausgehenden emerbung. aus 
einem Nachlafie, Nr. 1430. 

pon in einer und derfelben NRechtäurfunde enthaltenen Rechtsgeſchäften ver: 
fchiedener Art, Nr. 1347. 

von Maſchinen ala Yabrifszugehör, Nr. 1360. 

von Schlußnöten eines Börjefenjale bei gerichtlichem Gebraude, Nr. 1564. 
von Tanzmufiklicenzen, Nr. 1478, 1479. 

von Uebergabäverträgen zwifchen Eltern und Kindern, Nr. 1309, 1607. 

von Uebertragung des Eigenthums mit Dorbehalt des Fruchtgenufjes, Nr.1458. 
von Verträgen über unbewegliche Sachen, N 


Gebüh men, indebite gezahlte, wann vom Aerar Biefür Verzugszinfen zu leiten, 
1 


— 


som Race in Betreff ber Bürger ber nordamerikaniſchen Freiftaaten, 
r. 1269. 
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Gebühren von Derficherungageietihniten beim Eintritte des verficherten Creig- 
niffes zu entrichtende, Nr. 
Gebührenabidreibung ober Ricoergůtung wegen Vertragsungiltigkeit, 
Gebühren äquivalent vom beweglichen Vermögen ohne Rüdficht auf Die wäh— 
rend ber 10jährigen Periode eingetretenen Aenderungen, Nr. 1415 
Gebührenäguivalentpf flicht ber Karlsbader Brancommung Pr. 1512. 
ſelbſt bei wechjeljeitigen Aflecuranzgejellichaften möglich, Nr. 1543. 
Sebügrenbegünfligungen bei Sparcaffenbarlehen, Nr. 1319. 
Gebührenbehandlung eined Darlehens und eines Vertrageß auf Gewährung 
eines ſolchen, Nr. 1320. 


Gebührenbemefjung bei arpeilung einer ehemaligen Verlaſſenſchaft nach der 
Einantwortung, Nr. 135 

Gebührencompenjation, NR 1494. 

Gebührenentridtung, vorichtiftämäbige, für im Inlande außgeftellte Wechiel,. 
mann zu geihehen hat, Nr. 1387. 

Gebühr ren engghuns wegen Annahme ungeſtempelter Kauf: und Beſtellſcheine, 


Sebüßrenfreißeit von Lebenallobialifirungen, Nr. 1385. 
Gebührennachlaß bei Grundbuchskörpern durch die Eintragung bes Borbefiges 
bedingt, Nr. 1362. 
— ob bie Anmerfung eineß erecutiven Yeilbietungsacte® im Grundbuche zur 
Bewilligung besfelben genügt, Nr. 1 | 
— von ber Herftellung ber Grunbbuchsorbnung bedingt, Nr. 1398, 1109. 
Gebührenpflicht, ob uf jelbe eine Relohutinbebingung von Einfluß, Nr. 1451. 
Gebührenrüderftattung, ſ. Gebührenrüdforderung. 
Gebührenrüdforderung, Nr, 1535. 
— aus Anlaß gerichtlih als ungiltig erflärter Acte, Anwendung des $. 77 
bes Geb. Gef. hierbei, Nr. 1275. 
Gebühren rüdftellung wegen Bertragöftornirung, Nr. 1268, 1533. 
j. Gebührenrüdforberung. 
Gedentmänneraußfagen, A, Ausſagen. 
Gehaltsbezüge, |. Dienftb ezüge 
Geiſtige Getränke, ſ. Getränke. 
— j. Handel mit, und Ausſchank. 
Geintünen, ab intestato verftorbener, wer auf ein Armendrittel Anfpruch habe, 
T, 
— al Spiritualienabminiftrator, ſ. Spiritualienadminiftrator. 


Geld beiäaffungßaußinge n einer Actiengeſellſchaft bei geiftelnng bes Ein⸗ 
e 


fommens zum Zwecke der Einfommenftenerbemeffung, Nr 
Geldbeutel, |. Boftajjiitent. 
Geldbarleihgeigäft, j. Geldverleihgeſchäft. 
Geldgeihäfte in Bezug auf die Einfommenfteuer, Nr. 1249. 
Geldverleihbejhäftigung, Erwerbiteuer, Nr. 1475, 1476. 

— unterliegt der Erwerb: und Eirfommenjteuer I. Claſſe, Nr. 1467. 
—A— Erwerb: und Einkommenſteuer vom Betriebe desſelben, Nr. 1579. 
Gerbverteingef äft, Erwerbfteuer biefür, Nr. 1492, 1500, 1509. 

un Cintommenfteuer bievon und wegen unbefugten Betriebes — 
Strafe, Nr. 1588, 
Gem einde ee m Recurſe gegen eine Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 
in Bauſachen, Nr. 1464. 
— Erwerbung einer Realität Seitens berjelben, Nr. 1420. 
—  inmieferne die Zumeifung bed Jagdrechtes an 66 mit Erwerbung des Jagd⸗ 
rechtes durch einen Grundbeſitzer erliſcht, Nr. 1445. 
— ob beren Recht zum Bezuge von Auflagen, bie in die Kategorie von Steuer: 
zujhlägen ni PER gehören, wegen zeitweiliger Unterlafjung der Einhebung er- 
liicht, Nr. 1506. 
Gemeindearzt, Streitigkeiten über bie anläplid der Erhaltung eines jolchen 
vorzunehmende Vertheilung ber auf eine Ortögemeinde (in Tirol) entfallen: 
den Quote innerhalb biejer Gemeinde, gehören zur Competenz der auto— 
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nomen Behörben und des V. ©. Hofes. Wie dieſe Quoten aufzubringen 
ſind, Nr. 1336. 
Gemeinbeauflagen, ſ. Auflagen. 
Semeindeauslagen, mer für jolde aufzufommen habe, burch bie niebersöfterr. 
Gem. Ordg. imperatin audgeiprocdhen, Jr. 1438. 
Gemeindeausſchußbeſchluß, formell correct ausgefertigte, Nichtberücſichtigung 
der erſt im Verfahren vor dem V. ©. Hofe erhobenen Einwendung gegen 
die Giltigfeit beöfelben, Nr. 1306. 
Gemeinbeausjhußpmahl, ob die Verfügung einer partiellen Neu-, bezw. Er⸗ 
FH nur für jene Gewählten, welchen ein Nictigkeitägrunb ent- 
gegenieht, ftatthaft, Nr. 1288. 
Gemeindeausjhußmahlen (Böhmen), Nr. 5 — 
Gemeindegusſchußwahlannullirung, Nr. 1504 
Gemeindebeſchlüſſe, Ungiltigfeit derſel en nach g. 42 ber böhm. Gem. Ordg., 
wann eintritt, Nr. 1498. 
Gemeindebrüden, ſ. Brüden. 
Gemeindeeigenth: um, Uebung bezü gli ber Benügung degjelben, Nr. 1306, 1314. 
Gemeinbeerfeuntnipbehörbe, ber ein polizeiliches Baubemilligungsgefuch, 
gegen welche in ber Verhandlung Seitens der Vertreter ber Gemeinde privat: 
echtliche ren en erhoben werben, Nr. 1507. 
Gemein efriedhöfe, ſ. egräbnißpläße. 
Gemeindegiebi feiten, R Aitand in Anfehung des Wahlrechtes, Nr. 1503, 1504. 
Gemeindegut, Gebühr für Benützung besjelben (Galizien), Nr. 1436. 
Semeindegutßnugungen, Wr. 1525. 
Semeindebäufer, Gebäubefteuer von, Wr. 1348, 1542. 
Semeindejagd, übergehend in Eigenjagd, Nr. 1532. 
Bemeindejagb, Vertheilung bes Ertrages dur 1) und unterdie Grundbeſitzer, Nr. 1603. 
Gemei indemarftgallen, Schlachthäuſer und Notäftallungen, deren Beiteuerung, 
r. | 
Semeindemarftorbnungen dürfen dem Gewerbegejege nicht miberftreiten und 
find im Einflange mit ben Anordnungen ber Gem. Ordg. über den Marft: 
verkehr zu interpretiren, Nr. 1354. 
Gemeinden, Art und Maß, deren Dernflichtung zur Beiftellung der geeigneten 
Unterfunft für ein Truppenſpital, Wr. 1343. 
— beren jenitäis- und baupolizeilicde Wirfungsfreife wodurch näher beflimmt, 
r. 1 
— deren Wirkungdfreiß bei Errichtung von Friedhöfen, Nr. 1324. 
— verpflichtet, bie Gemeindemwege innerhalb ihres Gebiete herzuftellen und zu 
erhalten, Nr. 1552. 
Gemeindenugungen, Erhebung ber für die Theilnahme an benfelben nad ber 
ee em. Orbg. maßgebenden „biöherigen unangefochtenen Hebung”, 
r. 13 
— (in men) foınmen nur Gemeindemitgliebern zu und find unübertragbar, 
r. 1 
— (in Tirol), Nr. 1334. 
— Zuraßgen in Steiermark, Koften* der Herſtellung und Erhaltung derſelben, 
r 
— Straßen und Wege, betreffend die Verpflichtung der Ortsgemeinden, dieſelben 
innerhalb ihres Gebietes herzuſtellen und zu erhalten, Nr. 1356. 
— Dielen öffentliche, ob eine ſolche als eine beftehende Straße anzufeben, 


Gemeind a abe, bie gejeglichen Merkmale de Begriffes einer jolchen in Steier- 
mark, Nr. 1 

Bemeindeftraßen, bad zur Herflellung und zur Erhaltung derſelben erforberliche 
Holzmateriale —* ellen iſt eine Gutsherrſchaft, welche fein Gutsgebiet 
bildet, nicht verpflichtet, Nr. 

Gemeindeumlage auf Bier, ſ. Bierumlage. 

Semeindeumlagen, ſ. aud Ortögemeinden. 

—  eingezahlte, fünnen deshalb nicht zurüdtgeforbert werben, weil die auf ein⸗ 
Bee Idagepflichtige entfallenden Semeindeumlagen nicht eingehoben wurden, 
r. 2. 
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Gemeindeverband, Aufnahme in denſelben dargethan durch eine den bezüglichen 
Gemeindebeſchluß conſtatirende ämtliche Zuſchrift, Nr. 1506. 

Gemeindeverpflichtung zur Beiſtellung ber Unterkunft für Militärarreſt, Nr. 1344. 

Gemeinbevertretung, ob beren Ingerenz bei Bewilligung der Errichtung einer 
Privatheilanftalt eintritt, Ir. 1485. 

— Wählbarfeit in biejelbe. \. Wählbarkeit. 

Gemeindevorſteher, bei Verpachtung der Jagdbarkeit einer Jagdgenoſſenſchaft 
im Wege öffentlicher Licitation den Licitationsact vornehmender, als Beſi— 
bieter ausgeſchloſſen, Nr. 1262, 

— deſſen Verantwortlicfeit nad) $. 64 der galiz. Gem. Orbg.; Berechtigung des 
Landesausſchuſſes über dieſelbe ausnahmsweiſe mit Umgehung des Inſtanzen⸗ 
zuges auszuſprechen, Nr. 1526. 

‚ — deſſen Wirkſamkeit in Baufachen (Niederöfierreih) und Recurszug gegen defjen 
Entfcheidungen, Nr. 1485. 
— zur Einbringung der Faſſion für die Gemeinde beredhtigt, Nr. 1460. 
Gemeindewählerlijten für die Frage ber Wählbarkeit zur Bezirfänertretung 
irrelevant, Nr. 1503. 

— zum Zwecke Anlegung derſelben kann ein bisheriger Wähler, bezw. Gemeinde- 
angehöriger im Falle der Nichterweislichkeit ſeines Heimathsrechtes auch 
ferner als Gemeindeangehöriger behandelt werden, unbeſchadet eventueller 
inſtanzmätziger Entſcheidung über das Heimathäredit (Dalmatien), Nr. 1575. 

Gemeindew ahlcommiſſion in Dalmatien, Wahl einer, Nr. 1371. 
Gemeindemahlen in Dalmatien, Nr. 1480, 1495. 
— ſ. unter Wahl. 
Gemeindemwablliften, Steuervoriöjreibung in denfelben, Nr. 1602, 
Gemeindewaldnugungen, Kr. I 
Gemeindeweg, ob eine Wegparzelle ein jolcher, ahatbeftanbäfrage, Nr. 1280. 
— Oeffentlichkeit eined, Thatbeitandöfrage, Nr. 1519 
Gemeindemege, betreffend die Verpflichtung Der Ortögemeinben zur Herjtellung 
und Erhaltung berjelben innerhalb ihres Gebietes, Nr. 1356. 

— Pilicht der Gemeinden, bieielben innerhalb ihres @ebietes Herzuftelen und 

zu erhalten, Wir. 1552. 
Gemeinbemeidegebühr Salizien), Nr. 1436. 
Gemeindezufhläge, Rüderitattung derſelben — Normen biebei, Nr. 1610, 

— vom Bfründeneinfommencongrun, Nr. 1426. 

— was für beren Auftheilung nad) ber Gem. Ordg. für die Bufowina maß: 
gebend tft, Nr. 1143. 

— zur Dedung der Präliminarausgaben, eingehobenen, deren Zurüdhaltung zur 
Begleichung einer privatrechtlichen Forderung des Aerars an die Gemeinde, 
ungeſetzlich, Nr. 1425. 

Eenoſſenſchaft, vegifiirte, mit beichränfter Haftung, Beiteuerung ber zur Ber: 
größerung bes Rejervefondes einer folchen bejtimmten Beträge, Nr. 1377. 
Seriättiger Gebrauch bedingt gebührenfreier Handelscorreſppondenzen, Nr. 1300, 


— 2 brauch, gerichtlicher. 

Geſchaͤftsvermititungen in Hinſicht auf die Einkommenſteuer, Nr. 1219. 
Geſchlechtsnamen, Nr. 1472. 

Selen Haftseuflöfungs- und Taufchvertrag, Gebührenbemeſſung hievon, 


Gef etjäejisli, Ueberwachung der ftatutarifchen Beitimmung darüber durch 
bie Staatsbehörben, nad) dem Vereinsgeſetze ex 1852, Nr. 1488. 
Geſellſchaftsvertrag, ſ. Gebühr für ben. 
©ejunbbeitöpolizei, |. Begräbnißpläße 
. etränte, gebrannte geiftige, Abgabe vom Woſchanke derſelben und Berechnung 
der Bevölkerung zum Zwecke des Abgabenausmaßes, Nr. 1569. 
— verjübte, Heilige, Propinayionsgebühr vom Ausſchanke berjelben in Galizien, 


—  geiftige, ſ. Handel mit. 
Sem af] er, öffentliches, Beleitigung einer eigenmädtig vorgenommenen Neuerung 
in ber zur Benützung besjelben erforderlichen Verrichtung auf Verlangen bes 
Gefährbdeten, Nr. 1301. 
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Gewerbe, concefjioniried, ob als jolches der Ein- und Verkauf von altem Eifen 
mit u &3 Handel3 mit alten Metallgeräthen zu behandeln jet, 
1 


— freie, außerhalb ber Städte, hinſichtlich der Erwerbfteuer, Nr. 1249. 
— radicirtes, Beurtheilung der Eigenſchaft eines (Hoffzldeer. v. 9. December 
1824), Pr. 1366. 
—  radicirtes, in Mähren, Nr. 1573. 
Gewerbefubren, ſ. Wirthſchaftsfuhren. 
Gewerberechte in Bezug auf den Marktverkehr, Competenz betreffs der Feſtſtellung 
des Umjanges desſelben, Nr. 1354. 
en Da Suftanzenzug für den Fall gleichlautender Entjcheidungen in 
olchen, Nr. 
Gemerbertibenhe, Rerechtigung derſelben zur Ausſtellung und zum Verkaufe 
von Waaren auf dem Wochenmarkte (in Pardubitz), Nr. 1354. 
Gewerbsausübung, unbefugte, darum Erwerbſteuerſtrafe, Nr. 1588, 1589. 
Gewerps⸗ Ieugniß,“ ſynonim mit „Artikel“: „Gegenſtand des Gewerbes”, 
1 


Gemerböniederlegung, Erwerbſteuerabſchreibung, Nr. 1459. 

Gemwerböüberjieblung, mann bei einer, Die Ermwerbiteuer abgejchrieben werben 
fann, Nr. 1351. 

Giri, nicht datirte, Gebühr hievon, Nr. 1338, 1370. 

Görz, die bortigen Hauseigenthümer zur Einhaltung bes Trottoird längs ihrer 
Häufer nicht verpflichtet, Nr. 1316. 

Grabherftellungsfoiten, wer für einen Armen zu tragen bat, Nr. 1608. 

Grundbejig, unbehaufter, ob und mann von der Theilnahme an Gemeindewald⸗ 
nutzungen ausgeſchloſſen, Nr. 1303. 

„Grundbeſitzer einer Ortſchaft,“ nad $.4 des böhm. Jagdgeſ.; — Aende- 
rung in den Grenzen zweier Jagdgebiete, wenn einzelne Grund: 
ftüde einer Sagdgenojjenichaft mit yon Sagdgebiete einer anderen erjcheinen, 
ob jofort veranlaft werden muß, Wr. 1539. 

Grundbuch, die Anmerkung eines 2* Seitbietungdacted in demfelben in 
Abfiht auf den Gebührennachlaß, Nr. 1399. 

Grundbuchskörper, ber Gebůgrennachlaß bei biejen durch die Eintragung des 
Vorbefiged bedingt, Nr. 136 

Grundbuchsordnung, bie Herfieltung berjelben Bedingung für ben Gebühren: 
nachlag, Nr. 1398, 1409. 

-Ötundcompler, zufammenhängenber, der Grundbeſitzer einer Ortichaft, ob ein- 

jeine Tor Parzellen nad dem böhm. Jagdgeſetze als Theile desſelben anzufehen, 


Srunbeigentkümer, j. Eigentbümer eines Grundes. 
Grunbeig eninumdverhäftnifie, jtreitige, Ausgleich Durch den Landesausſchuß, 
tr. 151 
Orundentlaftung, Nr. 1418. 
Grunbentlatungsobligation für MWetterläutgebühren, j. Wetterläut— 
gebübren. 
Srunbta e ber Einkommenſteuer I. Claſſe, Feſtſtellung derſelben, Nr. 1397. 
— der —— des Einkommens von Kr topinationdrechten, Nr. 1391. 
— jur Bemefjung ber Einfommenfteuer, Feſtſtellung derſelben, Nr. 1548. 
Grundſteuervorſchreibung für unverfteuerte Grundftüde in Zirol nach dem 
| Peräquationsſyſtem, Nr. 1489. 
Grundtauſch- und Beitandverträge zwiſchen der Wiener Berbindungsbahn 
und ber k. k. priv. Sübbahngefellihaft, Nr. 1312. 
Güter ge emeinid aft in Ehepacten, in ber Regel auf den Tobesfall verftanden, 
1605 


Gutsbedarf, wenn nach Maßgabe desſelben Perſonen, welche zwar kein Haus, 
aber Grundſtücke in der Gemeinde beſitzen, von der Gemeindewaldnutzung 
nicht ausgeſchloſſen werden können, Nr. 1304, 

Gutsgebiet, über feine Exiſtenz gaben zu entjcheiben die polit. und nicht Die 
autonomen Behörden, Nr. 153 
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äufer, |. Gebäude. 
auferzumeijung anläßlich ber Volkszählung zu beſtimmten Ortichaiten, Nr. 139. 
Haftungspflicht eined Pofaffiftienten für einen abhanden gefommenen Fahr: 
poftgelbbeutel, Nr. 1407. u 
Handel mit geiftigen Getränken, Strafſanction wegen nicht rechtzeitiger Zahlung 
ber Abgabe, Nr. 1528. i 
— mit verjüßten geiftigen, nit propinationspflichtigen Getränken, Beſchränkung 
des Minimalmapes, Nr. 1535. 
Hanbeldcorreipondenz, wann ftempelfrei, Nr. 1498. 
Hanbelßcorrei ponbengen, gebührenfreie, gerichtlicher Gebrauch davon, Nr. 1521. 
— bedingt gebührenfreie, gerichtlicher Gebrauch von foldhen, Nr. 1300. 
Handelsgewerbe mit zwei Verlaufdlocalen, Ermwerbfteuer bei foldhen, Rr. 1596. 
Hauptſchullehrerwitwen, deren Verforgung, Nr. 1568. 
Hauß: und Gutsbedarf, die regelmäßige Vertheilungsbafiß für bie Gemeinde: 
maldnugung, Nr. 1308. 
Hausclaſſenſte uer oder Hauszindfteuer in Feldtirch, Nr. 1962. 
Haußszindfteuer, ob in Wien blos auf gopngebüuhe beichränft, Nr. 1348. 
— ober Haudclafjenfteuer in Feldkirch, Nr. 1562. 
Hauszindfieuerbefreiung von im Eigenthume eines Landes befindlichen Ge 
bäuben, Nr. 1441. 
— von Neubauten auf ben Wiener Stabterweiterungägrünben, Nr. 1375, 1376. 
— wegen Zubau, Nr. 1331, 1339. 
HSaußzinsfteuerbemeijfung, |. Reinigungdbeitrag. 
Dauszindfteuerfaffionen, ſ. Reinigungsbeitrag. 
HSauszindfteuerfreie Gebäude, |. Gebäude, haußzinsiteuerfreie. 
Haußzindfteuerpflicht ber Miteigenthümer, Nr. 1549. 
Hetlanftalt, private, ſ. Privarheilanftalt. 
Heimathsgemeinde bat die Begräbniffoften ihrer Armen zu tragen, Nr. 1608. 
Heimaths ſoſe, bie Außmuflerung eined Zöglings aus einer Militärbildungs⸗ 
anftalt in Abficht auf bie Zumeifung folcher, Nr. 1253. 
Heimathsloſer, der Zumelfung eines folchen zu einer Gemeinde bat, wenn bie 
et geriaft in Frage, ber Ausſpruch über legtere voranzugeben, 
r. 
— Bumellung nach $. 19, Abſ. 2 des Heim. Gef. v. 3. December 1363, 
Sei om B. fi Se Fir 21. digk 
eimathsrecht, ſ. Heimatbözuftändigfeit. 
— be Deiltiirnernaltungsbeonten, —* 1392. 
Heimatherechtßerwerbung duch Quadriennirung, Nr. 1327, 1406. 
— durch mehr als 10jährigen Aufenthalt, Nr. 1315. 
— durch Verehelihung; Beurtheilung einer zwiſchen einem Oeſterreicher und 
einer Schmweizerin in ber Schweiz gefchlofjenen Che, Nr. 1590. 
Heimathsrechtszzuerkennung auf Grund ber Annahme der Eriftenz, eines aber 
erit im Verfahren vor dem B. G. Hofe probuzirten, rüdfichtlich feiner Gültig: 
feit von ber Heimathsgemeinde nicht behrittenen Heimathsſcheines, Nr. 1356. 
Heim [N b8 1 tzzuſprechung troß Heimathsſcheines von ber Gemeinde beftritten, 
r. 


Heimathsſchein, ordnungsmäßig ausgeſtellter, was bie Gemeinde, wenn fie die 
auf Grund desſelben erfolgte Heimathsrechtszuſprechung beſtreitet, nachweiſen 
muß, Nr. 1599. 

— wann fein beweiswirkendes Document, Nr. 1583. 

— warn unentfcheibend, Sir. 1406. 

— Zuerkennung bed Keimathörechte auf Grund ber Annahme ber Griften; 
eines folchen, welche aber erit im Verfahren vor dem V. G. Hofe produzirt 
wurde, Nr. 1358. 

Seimatbsverband, Nachweis der Aufnahme in benjelben, burdy eine amtliche 
Zuſchrift. Nr. 1586, 
Seimatbsyuftändigfeit, 1. Zufänbigfeit. IL. 
— von ehelichen, im yamilienverbande mit ihrer Mutter lebenden minderjährigen 


© 
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Kindern im alle der Saiebernerch el hung der Mutter (nach dem prov. 
Gem. Geſ. vom Jahre 1849), Nr. 
Heimatbdzumeifung auf Grund der —*5 von Gedenkmännern, wo dieſe 
abgegeben werben muß, Nr. 1598. 
— eines Militärregiftraturdofficiald, Nr. 1392. 
— eines Militärzöglings, Nr. 1253. 
— nad $.19, Abſ. 1 des Heim. Gef. vom Jahre 1863, ob durch „Erneuerung 
bereitö erfülter Dienſtverpflichtung“ begründet, Nr. 1428. 
itfeptieten, on j. Militärheiratböcaution. 
ilf8priefter, grie „.orient, bei einer Filialfirche erponirt, vom Pfarrer ab: 
ängig, 
Sinausgeke ein einer Beilage, ſ. Beilagenrüdftellung. 
Hirt, Gemeindehirt, ſ. Dienitentlohnung. 
Holzhandelsgewerbe, Befteuerung besfelben, Nr. 1307. 
Holzmateriale zur Herfiellung und Erhaltung ber Semeindeftraßen beizuftellen, 
eine Gutöherrfchaft, welche fein utagebiet Di bildet, nicht verpflichtet, Nr. 1531. 
Holznußungen aus Gemeindewälbern 
Holzverfauf im Wege freiwilliger öffentli er Sicitation, Armenpercent, Nr. 1593. 
Hutweiden, unverfteuerte in Tirol, Grundſteuervorſchreibung für ſolche nad) bem 
Peräquationsiyftem, Nr. 1989. 
Dypothefarerm eiterung in einem Aufage zur Haupturfunde, Gebühr hievon, 


Beten dert böhm., die Ermerbfteuerpflicht derfelben, Nr. 1518. 
Dppatgetennsrlöreibung für einen zu leiftenden Vorſchuß, Gebühr Hievon, 


Hypothefsänderung in einer Verpfändung von Werthpapieren unterliegt der 
Scalagebühr, Nr. 1520. 


J. 


Immobiliargebühren, Bemeſſung, Nr. 1360. 
Immobilien aus einer Verlaſſenſchaft, noch nicht eingeantworteie, Veräußerung 
‚pie alt Genehmigung ber Abhanblungsbehörbe, in Anjehung der Gebühr, 


meompeteny, fe Competen;. 
Ancidenzerfenntnig, Gebühr bievon, Nr. 1400. 
ind ne eadlie Gebüpren, wann das Xerar Verzugszinſen hiefür zu entrichten 
at, Nr 
gezahlte Steuern, wer deren Rüdzablung begehren fan, Nr. 1408. 
Snduftrialfuhren, Unterjchied zwiſchen dieſen und Wintgchaftsfuhren, Nr. 1511. 
Innsbruck, Anftanzenzug in Bauſachen dajelbit, Nr. 
gnzotulieung, [ Acteninrotulirung. 

nftanzenzug an ben Landesausſchuß gegen Beſchlüſſe der mit eigenen Statuten 
verjehenen Städte und Märkte, Nr. 139. 

— ber im Gef. v. 18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30 normirte, ob fich der: 
felbe blos auf die Beftimmung, oder auch auf die Benennung der Ent= 
eignungsobjecte beziehe, Nr. 1278. 

— der Triefter Gommunalbebörben, Nr. 1403. 

— für den Fall gleichlautender Enticheidungen in Gewerbeſachen, Nr. 1354. 
in Baufachen in Innsbruck, Nr. 1390. 

Infanzenzugsumgehung feitend des Landesausſchuſſes, Nr. 1526. 

Inſtanzenzugsverſäumung, wann, von dem B. ©. Hofe nicht eingewenbet 
werben fann, Pr. 1506. 

Sntabulirter Acceptationdcrebit, ſ. Acceptationscredit. 

Intercalareinkünfte einer erledigten weltgeiſtlichen Pfründe, Einziehung der⸗ 
ſelben in den Religionsfond, wenn unthunlich, Nr. 1293. 

Intercalarfreiheit der Canonicatspfründen bei einer mensa communis auf: 
gehoben, Wr. 1581. 

Interpretation einer Bofterblichfeitd- Privilegiumsurfunde, Nr. 1454. 

Inventar eined Nachlaſſes in Hinfiht auf die Gebühr, Nr. 1442. 
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Anveftituren, ſ. Capitalsinveſtituren. 
Iſtrianer Landesausſchuß, Prüfung der Zuläſſigkeit einer ſeiner Genehmigung 
vorbehaltenen Umlage von Amtswegen, Nr. 1323. 


J 0). 


Jagd and j 5 u 8 ‚ 05 kraft des Jagdgeſetzes ausjchlieglich zur Jagbbarfeit ermächtigt, 


Sagbansubung, modurh dad Necht hiezu erworben wird und inmwieferne mit 
ber Erwerbung des Jagdrechtes durch einen Grundbeſitzer die Zumeifung 
dieſes Rechtes an die Gemeinde erliſcht, Nr. 1445. 

Jagdbarkeit, wo zur Vergebung derjelben ausſchließlich der Jagdausſchuß er- 
mädtigt, Nr. 1560. 

Aacneehien jur Frage der Bildung besfelben (Böhmen), Nr. 1405. 

perielben, Nr. 1539. 
arteitönerpadhtung, Kr. 1281. 


Sagbgensifenfgatt, Jagbverpadtung. 
Saabinbabeı, verpflichtet zum Erſatze für Frildſchãden an Waldgrundſtücken. 


Jagdpachtauflöſung in Folge von Beſitzveränderungen? Nr. 1445. 

Jagdpachtertragsverth Alung m RG Grundbeſitzer zu berjelben im Wege 
der Bereinigung berechtigt. Wr. 1 

Jagdpachtrechte, ob, einen nad) be biete zu der in der Eigenjagd liegenden 
Ausübun feines Eigenthumsrechtes befugten Grundbeſitzer beichränfen 
fönnen, Wr. 1532. 

Xagbredtsansübung trotz Verpachtung der Gemeindejagd, Nr. 1532. 

Jagdverpachtung, Nr. 1281, 1560. 

— einer Zagdgenofjenichaft im Wege öffentlicher Licitation, ob ber den Lici— 
glion vornehmende Gemeindevorſteher als Beitbieter ausgeſchloſſen fei, 
r. 

Jauche- und Regenwaſſerableitung, Nr. 1591. 

Jurxiſtiſche Perſon, Mauthbefreiung einer, Nr. 1287. 

Juſtificirungserklärung in einer Ceſſion, Gebühr biefür, Nr. 1308. 


K. 


Katechetenfuhren behufs Ertheilung bed Religionsunterrichtes an öffentlichen 
Volksſchulen, Nr. 1383. 
Kauf: ne Deheligeine, Gebührenerhöhung wegen Annahme ungeftempelter jolcher, 


Kaufmännifche Eorreipondenz, |. Handelscorreſpondenz. 
— Rednung, |. Rechnungsftempe el. 
ee RE AR Sraupausgugeär) Nr. 1283. 
Kind eheliches, |. ehelihes Kin 
— uneheliches, defien Suftänbigfeit vor dem faii. Dat. v. 24. April 1859 und 
dem Heim. Gef. v. 3. December 1863, Nr. 1286 
Kinder, |. Uebergabsverträge. 
Kirhenbauconcurrenz bei einer Filialfirche, Nr. 1279, 
— Bier bei gu went das Patronat zuftehe, Nr. 1496. 
Kirhenbaufoiten, ſ. Concurren;. 
— 3*. Fragung derſelben die polit. Ortsgemeinde als ſolche verpflichtet, 


Kirchendienſt, ſ. Schul- und Kirchendienſte. 
— ob, ob Verleiher der Pfründe, Nr. 1501. 
— | driche paltonat 

irchhof, |. Friedho 
Koſten, ſ. Aufwand 

— ſ. auch Commiſſionskoſten. 
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Koften des Religionsunterrichtes an Volks- und Bürgerfchulen, Nr. 1404, 1551. 
— für die Inftanbhaltung von Waſſerwerksanlagen, Wr. 1321, 1322. 
Koftenbeftreitung für die Localitäten der Volksſchulen, Nr. 1522. 
Koftenconcurrenz anläßlich eines den Beneficiaten allein nicht trefjenden Baus 
falles bei einer Seeljorgeftation, Nr. 1303, 
— bei Bezirföftragen in Böhmen, Nr. 1381. 
Krankenhaus, privates, Erbauung eines, Nr. 1485. 


@ 


m: 


Läutgebühren, j. Wetterläutgebühren. 

Yagerungäbegehten, Frage ber Priorität eines Verleihungs- reſp. Ergänzungs- 
geſuches im Sale einer anläßlich der Freifahrung erbetenen Aenderung eines 
ſolchen. Nr. 1574 

Landeggus us—, ſchleſiſcher, ſ. Competenz des. 

— von Iſtrien, Prüfung der Zuläſſigkeit einer feiner Genehmigung vorbehaltenen 
Umlage von Amtswegen, Nr. 1323. 

Pandesbodencreditanftalten, deren Ormerkitenerpflicht, Nr. 1439. 

„Landhäuſer“, Hauszindfteuerbefreiung, Nr. 144 

Landwirthſchaflliche Fuhren, —A— Straßenconcurrenzbeitrag von 
ſolchen, Nr. 1471. 

Leerſtehungsanzeige, zum Zwede der Gebäudeſteuerabſchreibung, ob durch 
eine Anmerfung im Zinserträgnißbekenntniſſe erſetzbar, Wr. 1 168. 

Legitimation bed Ortsſchulrathes zur aelamerbeführung gegen Entjcheidungen 
der oberiten Unterrichtäbehörde, Nr. 1256 

— einer Gemeinde zur Beſchwerde wider den Landesausſchuß, Nr. 1517. 

Lehenallodialiſirungen, Sebührenfreiheit bei folchen, Ir. 1385. 

Lehrer, ſ. auch Unterlehrer. 

— mie meit ber im $. 91 des mähr. Landesgeſ. v. 24. Jänner 1870 ben vor 
Wirkſamkeit desjelben definitiv angeftellten, eingeräumte Anfpruch auf Dienft- 
alteräzulagen reiht? Nr. 1265. 

Lehrerdienftalterdzulagen in Mähren, Nr. 1486. 

Lehrerb auge, über die rechtzeitige und befriedigende Verabfolgung berfelben 
haben die Schulbehörden zu entjcheiden, Nr. 1305. 

Vehrereinfünfte aus dem früheren Echul- und Kirchendienfte, Nr. 1462. 

veiftungen für Cultuszwecke, Nr. 1463. 

Licenzen für Zanzmufifen, Gebühr von, Nr. 1478, 1479. 

Picitation öffentliche, der Jagdbarkeit einer Sagdgenofienfchaft, ob ber dieſelbe 
vornehmende Gemeindevorjteher als Beſtbieter ausgeſchloſſen fei, Nr. 1262. 

Licitationen, |. Yeilbietungen. 

Yicitationsordnung, ſ. geilbietungdorbnung. 

ung Gebühr, Kr. 1534. 

Linie, tungälinie. 

Localitäten eiftellung Seitens des Batrons für eine olentlie Volksſchule, in= 
wiemweit eine Verpflichtung biezu vorhanden, Nr. 

2ocalpolizeiliche Verfügungen des Prager Stadtrat 8* 3 Gompeten; des Landes⸗ 
ausſchuſſes zur Entſcheidung über folche, Nr. 13 

Löſchmannſchaftsvermehrung, Koſten etſelben, Nr. 1592. 

Löſchungsbewilligung in einem Tabulargejucdhe, Gebühr biefür, Nr. 1388. 

Loſungsverfahren, die Borbebingung für die Zollbefreiung aus dem Titel der 
Fpentität von eingefüßrten Saden mit den früher auögeführten, Nr. 1368. 


M. 


Magiftratöbeamter, deren QDuartiergelder in Hinficht auf die Einkommenſteuer 
It, Claſſe, Nr. 1422. 

Majeftätsprief vom Jahre 1562, der Stadt Prag verliehener, betreffend die Ueber- 
fuhren über die Moldau, Auslegung desſelben, Nr. 1365. 

Marfe, Nachbildung berjelben, Aneignung des Namens, der Firma ꝛc., eines 
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Gtabliffements, inmieweit durch das Gef. v. 7. December 1858, R. ©. 2. 
Nr. 230 unterjagt, Nr. 1513. 

Marken, Anfechtung des Befundes über die Vergleichung zweier folder, Ver. 1601. 

Marlenrehtseingriff, wiſſentlicher, die Abmeijung bes Begehrend um Schuld⸗ 
ſpruch und Strafe deshalb, präjudicirt nicht die Enutſcheidung, ob ein nicht 
wiſſentlicher und nicht ftrafbarer Eingriff fattfand. Der Ausipruch, ob eine 
einen Eingriff in das Markenrecht begründende Nachahmung ber Marte 
ftattfand, hat den Inhalt des den Behörden obliegenden Erfenntnifjes zu 
bilden, Nr. 1456. 

Markenrechtsſachen, Competenz des B. ©. Hofes in joldhen, Wr. 1513. 

Markenftreit, Nr. 1601. 

Markthallen der Stadtgemeinde Mien, deren Befteuerung, Nr. 1348. 

Markttordnungen der Gemeinden, ſ. Gemeindemarftorditungen. 

Marktverkehr, Competenz ber polit. Verwaltungsbehörden, betreffs Feſtſtellung 
des Umfanges der Gemerberechte in Beziehung auf benfelben, Nr. 1354. 

Maſchinen als Fabrikszugehör unterliegen der Realgebühr, Nr. 1360. 

Materiale und Brennholzerzeugungs-Gemwerbe, Ermwerbiteuerpflicht bie: 
von, Nr. 1307. 

Mauthbefreiung einer juriftifhen Perfon, Nr. 1287. 

Mautbbehandlung von Baumaterialfuhren, Nr. 1287. 

Mauthfreiheit, Nr. 1434. 

— ber Wirthſchaftsfuhren und Unterfchied zmwifchen letzteren und Induſirial⸗ 

fubren, Nr. 1511. 

Mautbgebührregulirung bei Brüden einer Privatunternehmung, Nr. 1335. 

Mautbihranfenverfegung bei mauthumfchloffenen Orten, Nr. 1595. 

— Verweigerung berfelben nach freiem Ermeſſen der Finanzbehörden, Nr. 1597. 
Mauthtarifsregulirung bei Brüden einer Privatunternefmung, Wr. 1335. 
Mauthumfchloftene Drte, Mauthichranfenverfegung bei ſolchen, Nr. 1595. 
Mauthp erſetzungen, Verweigerung derſelben liegt im freien Ermeſſen der 

Finanzbehörden, Nr. 1597. 
Mehleinfuhr nah Dalmatien, nahträgliche Zollgebührabforderung, Nr. 1367. 
M oeliorationdaudgaben, |. Religionsfondsbeitrag. 
Meliorationstoften, ſ. Religionsfondsbeitrag. 
Melio ER von Grundjtüden in Tirol in Bezug auf die Grunbftüde, 
tr. 1489. 
Mensa com nu nis in Bezug auf die Intercalarfreiheit ber Canonicatöpfründen, 
r. 1981. 
Mepner, ſ. Schul: und Kirchendienſte. 
Milchmaiereigewerbe, Erwerbefteuer, Nr 1527. 
Militärabftellung, ob ein Beweis für dad Heimathsrecht, Wir. 1524. “ 
Militärarrefte, Beiftellung ber Unterfunft für dieſelben Seitens ber Gemein: 
den, Nr. 1344. 
Militärbildungsanftalt, Ausmujterung eines Zöglingd aus einer folchen in 
Abjicht auf die Zuweiſung der Heimathälojen, Ver. 1253. 
Militäreinquartierung, Inanipruchnahne von Arbeiterhäufern zu Zwecken 
derjelben, Nr. 1477. 
Militäreinguartierungdvergütung, Nr. 1389. 
Militärheiraths-Cauftionswidmungsurkunde, Sicheritellung der Gebühr 
für das darin enthaltene Rechtsgeſchäft auf ber Caution, Pr. 1606. 
Militärregiftratursofficial in Anſehung der Heimathszuweiſung eine 
Militarperjon, Ver. 1392. 
Militärtare, Eintritt und Dauer ber Verpflichtung ber Eltern zur Zahlung ber: 
jelben für das tarpflichtige Kind, Nr. 1379. 
— —5 Claſſe auch in den Fallen des N. 4, Abſ. 3 des Mil. Targeſ. vom 
abre 1880, Nr. 1487. 
— Berfahren bei Bemeflung derjelben, reſp. bei Einreihung der Pflichtigen ın 
eine Claſſe, Nr. 1419. 
— mann die ſubſidiäre Verpflichtung der Eltern zur Entrichtung berjelben ent 
fällt, Nr. 1600. J 
Militärverwaltungsbeamte in Abſicht auf die Heimathszuweiſung von Militär⸗ 
perſonen, Nr. 1342, 
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Militärzuzählung bei Berechnung ber Bevölkerung zum Zwecke bed Abgaben: 
ausmaßes für den Ausſchank gebrannter geiftiger Getränte, Nr. 1569. 

Minderjährige, ebeliche, im Yamilienverbande mit ihrer Mutter lebende Finder, 
im alle der Wiederverehelichung zc. leßterer in Hinficht auf ihr Heimaths⸗ 
recht nach dem provif. Gem. Gel. vom Jahre 1849, Nr. 1523. 

Minimalmap, Beihränfung besjelben im Handel mit verfügten geiftigen, nicht 
propinationspflichtigen Getränken, Nr. 1585. 

Minifterialrecurs gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen, betreffend eine Be⸗ 
triebsanlage, Nr. 1555. 

Mitbejiger einer fleuerpflichtigen Realität haben nur eine Stimme nach ber 
Sem. W. Ordg. für Dalmatien, daher die abgejonderte Eintragung ber 
einzelnen Mitbefiger in die Wählerlifte, reip. Zuerkennung einer Wahlſtimme 
an jeden Einzelnen unzuläflig, Nr. 1576, 

Mitei gentbüm er, deren Hauszinsfteuerpflicht, Nr. 1549. 

Möhelentihädigungsverweigerung an einen Beamten wegen Friſtverſäu⸗ 
mung, Nr. 159%. 

Moldauüberfubren in Prag, Wr. 1365. 

Mühlfluder, |. Waſſerwerk. 

Muruferregulirungsgründe, Nr. 1561. 


N. 


Nachlaß von Gebühren, ſ. Gebührennachlaß. 
— Gebühr einer über den Werth der Erbquote hinausgehenden Erwerbung aus 
einem folchen, Nr. 1430. 
Nachlaßeinantwortung, nadträgliche, Theilung von Erbichaftsobjecten nach 
diefer, Wer. 1604. 
Nachlaßgebühr, |. Gebühr von VermögenBübertragungen auf den 
Todesfall. 
Nadlabge b übten in Betreff der Bürger der nordamerifanifchen reiftaaten, 
tr. 1269. - 


Nahlapimmobilien, |. Smmobilien. 

Nachlaßvermögen in Abjicht auf die Gebühr, Nr. 1409. 

Nachlaßwerthberechnung, maßgebender Zeitpunft hiefür, Nr. 1442. 

Nachtheil, aus dem dburd eine Stauanlage geänderten Wafjerablaufe fich ergeben: 
der, wer für ihn aufzufommen bat, Nr. 1609. 

Nachträgliche Steuerrichtigftellung, Nr. 1376. 

Nachtragshauszinsſteuer, Nr. 1549. 

Namen, Nr. 1472. 


Namendaneignung eined Ctablifjements, |. Marke. 


Naturalabgaben für Eultuszmede, Nr. 1463. 
Naturalgiebigkeiten als Wetterläutgebühren, |. Wetterläutgebühren. 
Naturalleiftungen an Kirchen, Pfarren und Schulen, deren Ablösbarfeit 
(Böhmen), Nr. 1380. 
Raturatf emmtungen, zwiichen dem Schul: und Kirchendienfte ftrittige, 
re . 


Neubauten auf den Wiener Stabterweiterungdgründen, deren Steuerfreibeit, 
Pr. 1375, 1376. 
— Steuerfreijahre nad den Gef. v. 15. März 1876 — Eonftatirung ber Be: 
nüsbarfeit, Nr. 1432. 


Neuerung, eigenmäctig vorgenommene, in der zur Benübung eined Öffentlichen 


Gewäſſers erforderlichen Vorrichtung, Befeitigung derjelben über Begehren 
bes Gefährbeten, Nr. 1301 


Neumahl, partielle, bezw. Ergänzungswahl nur für jene Gemählten, welchen 


ein Nichtigkeitsgrund entgegenfteht, zu verfügen, ob ftatthaft, Wr. 1288. 
Nichtſchuldzahlung und Steuerrüdforderung, Nr. 1408. 
Nordamerikaniſche Staatsbürger, |. Nachlaßgebühren. 
Normalihulfond, ob zur Beſtreitung der Religionslehrersremuneration (in 

Krain) verpflichtet, Nr. 1325, 1326. 

Nothkaſernen, Vergütung für deren Benützung durch das Militär, Nr. 1359. 
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Rotbleibende Sappoften, Einfommenjteuer von Zinjen folder, Nr. 1264. 
— Satzpoſten, Eintommenjteuer von, Nr. 1510 

Ratkwenbigtei ber Stadtgemeinde Wien, —8 Beſteuerung, Nr. 1348. 

Nothwendigkeit, bie, und Zmedmähigfeit einer vertragsmäßig herzuſtellenden 
Waſſerleitun bat, vie autonome Berwaltungsbehörde nach freiem Crmefjen zu 
beurteilen, 

Novation, Nr. 1347. " 

Nummerirung der Käufer, welche Gonferibirung bei ber Volkszählung entſchei⸗ 
bend, Nr. 1393. 

Nutz⸗ und Zeinfwafferbeifgeffung, bes nöthigen, zur Pfarre, Nr. 1355. 

Nutznießung, |. Fruchtgenuß. 

Nupungen am Semeinbeeigenthume (in Böhmen) fommen nur Gemeinbdenit- 

gliedern zu und find unübertragbar, Nr. 1537. 

des Gemeindeeigenthums, Hebung bezüglich berjelben, Nr. 1206, 1314. 

be3 Gemeinbegutes, Nr. 1525. 

vom Gemeindegute (in Tirof), Nr. 1334. 

von Gemeindemwälbern, Nr. 1304. 


D. 


Defterreihifches Staatöbürgerredht, | Siaatabüngerreit, 
DOffenhaltung eine® Saum: und Fußpfades, Nr. 14 
Oeffentlichkeit eine Sahmegeß, Thatbeitandsfrage, Nr. 1515. 
— eines Weges, Nr. 1444 
Offertverhan lung, Unterlaffung ber Ausſchreibuug einer ſolchen anläßlich der 
Herftellung einer ne für eine &emeinde, Nr. 1263. 
Drganiftenbientt, f. Schul: und Kirhendienite. 
Ortsauslagen, ſ. OrtSgemeinden. 
Ortsgemeinden, polit., als ſolche zur Tragung von Kirchenbaukoſten nicht ge 
alten, Nr. 1540. 
— Verhältniß derſelben zu den Steuergemeinben in Sftrien in Abſicht auf bie 
Zeefatezs der Voranſchläge und die Bemeſſung der Gemeindeumlagen, 


Ortsſchulrath, für mehrere zu einer Schulgemeinde vereinigte Ortsgemeinden 
Bildung besfelben (Böhmen), Nr. 1538. 
— Legitimation desjelben zur Bejchwerdeführung gegen Entſcheidungen ber oberiten 
Unterritäbehörbe, Nr. 1256. 
— Borausfegungen bed Zugeſtändniſſes einer eigenen Vertretung in demſelben 
für eine Religionsgenofjenihaft (Mähren), Nr. 1545. 


P. 


Pa —X tin in Folge von Beſitzveränderungen im Jagdgebiete, Nr. 1445. 
trechte können einen Örunbbefiger in ber Ausübung der Eigenjagd nicht 
beiheänten im Falle VBorhanbenfeind ber Bedingungen für die Eigenjagd, 


Pacdtvertragdvertheilung von einer Gemeindejagd, ob bie Grundbefiger 
hiezu im reinbarungäiwege berechtigt, Nr. 1603. 

Paradeplag, Wiener, ſ Erer erplatz, Wiener. 

Parteienfertigung auf im Inlande audgeftellte Wechſel Hat nach Entrichtung 
ber vorihriftsmäßigen m böhn zu geichehen, Nr. 1387. 

Parzellen, einzelne, nach bem böhm. Jagdgeſetze in Seug auf die Frage, ob als 
Theile eines zujfammenhängenden Stundeompleres ber Grundbefiger einer 
Ortichaft anzuſehen jind, Nr. 1405. 

Paffivzinfen, Berückſichtigung berjelben bei Bemefjung der 5percentigen Steuer 
von ganz hauszindjteuerfreien Gebäuden, Nr. 1291. 

Patron, inwieweit die Verpflichtung besjelben reicht zur Beiitellung von Locali= 
täten für eine öffentliche Volksſchule, Nr. 1256. 

— ob Verleiber der Piründe, Nr. 1501. 


Brilage der Juriſtiſchen Biatier. 





I. Alphabetiſches Sachregiiter. 641 


Batronat einer Kirche oder Pirinde, bezw. Die Patronatslaſt, mem zufomme, 
fann die Eultuöverwaltung nur proviforifh und nicht mit Ausſchluß des 
Rechts definitiv entjcheiden, Nr. 1496. 

— (Kirchenpatronat), ob der Nachweis der Erwerbung besfelben durch die An= 
nahme feiner Eriftenz Seitens einer Behörde jupplirt oder aus ber einmal 
erfolgten factiichen Uebernahme einer Baulaft deducirt werden könne, — ferner, 
ob unter den im F. 17 bes fteierm. Landesgej. v. 23. April 1864, 8. ©. B. 
Pr. 7 vorbehaltenen andermeitigen, die ilialiftenpfliht einjchränfenden 
Rechtsverbindlichkeiten ber Titel des Patronates mit inbegriffen fei, Nr. 1279. 

PBatronatslaften beziehen filh immer nur auf die unter dem Patronate ftehende 
beftiimmte Kirche, Nr. 1279. 

Patronatstitel, ob aus demfelben ein Pfarrer, welcher aus paftoralen Rüdfichten 
für bie Belebung bed Vicariats bei einer Vicariatöfirche zu forgen, aber 
fein mit dem Patronate verbundened Präſentations recht hat, zu Kojten 
bet Jundenbaulichteiten für das Vicariat herangezogen werden kann, 

r. 
P aujhalabfinbung für die Jagdverpachtung, deren Bertheilung durch und unter 
ie Grundbeſitzer, Nr. 1608. 

PBaujhalabgaben der Trammangejelichaft an die Commune Wien für Be— 

nung A öffentlichen Pläge und Straßen, Cinfommenjteuer hievon, 
1 


r. . 

Pauſchale für Straßenbenützung, Nr. 1505. 

Penſionsfond, privaten Intereſſen dienender, in Anſehung der Sicherſtellung 
von Erſatzleiſtungen an einen, Nr. 1372, 

Peräguationsiyftem in Tirol, Nr. 1989, 1546, 

PBercentualgebühr auf Grund einer Auffandungsurkunde für die Webertragung 
von Srunbitüden, Nr. 1831. 

— Unzuläjfigteit der Cumulirung berjelben mit der Scalagebühr, Nr. 1361. 

PBercentualgebübrenbemefjung, abgejonderte, von ſchriftlichen Punctationen 
vom Difjolationsvertrage, Nr. 138, 

Piandbriefe der öfterr. Bodencreditanftalt, die Zinfen derjelben find zur Ein- 
fommenfteuer zu fatiren, Nr. 1317. 

— der Bobencreditanitalt find zu fatiren; in der Fatirungdunterlajjung liegt 

feine die Verjährung hemmende Thatſache, Nr. 1519. 
Pfandrechtsbeſtellung auf Werthpapiere, Scalagebühr, Nr. 1520. 
Bfarradminiftrator, |. Spiritualienadminiitrator. 
PBfarrbauconcurrenzvorfäriften nur bei wirklich ftatthabenden Baufällen, 

nicht aber dort anwendbar, wo es ji um Beichaffung des nöthigen Nutz⸗ 
und Trinkwaſſers zur Pfarre, oder um bie zur andermeitigen Erreichung 

diejeß Zweckes erforderlichen Vorkehrungen handelt, "Nr. 1355. 
Pfarrdotationdgut nicht gleich einem öffentlichen Fonde in Bezug auf die Con⸗ 

eurrenzpflicht einer röm.⸗kath. Pfarre zum Baue der griedh.=fath. Kirchen: 

und Pfründengebäude (Galizien), Nr. 1454. 

Pfarre, röm.:-fath.; eoncurzengpflichtig zum Baue ber griech.kath. Kirche, Nr. 1484. 
Pfarrer, dem aus paftoralen Rüdlichten die Sorge für die Befegung des Vicariats 
bei einer Bicariatsfirche übertragen wurbe, ohne Verleihung bes mit bem 

Patronate verbundenen Bräfentationdrechte8, ob zu den Koften der Bfründen: 

baulichfeiten für das Vicariat aus dem Titel des Patronates herangezogen 

werben fann, Nr. 1282. 

— ob berechtigt, Die pflihtmäßige Ausübung des Seeljorgeamte® im Umkreiſe 
der Pfarrgemeinde von der Beiftellung von yahrgelegenheiten abhängig zu 
machen, Wr. 1357. 

Pfarrhaus, griech.orient,, Concurrenz zu den SHerftellungsfojten, Nr. 1382. 
PBfarrintercalarien, f. Sntercalareinfünfte. 
Pfründenbaulichkeiten, f. Pfarrer. 
EN ara A Gemeindezuſchläge bievon, Nr. 1826. 

f 

f 


24 


ründenintercalarien, ſ. Intercalareinfünfte. 
Pfründenpatronat, f. Patronat. 
Pfründenverleiher ber Biichof, — Gebühr von der Verleihung, Nr. 1501. 
Bläße, freie, und Branditätten, deren Verbauung in Niederöfterreich, Nr. 1485. 
Budwindki, 8. ©. 5. Erienntniffe. VI. 41 


De, 


a 
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Plapgelder und andere ähnliche Abgaben an die Gemeinden, Einfommenftener 
bievon, Nr. 1349. 

Polizeigebäude der Stadt Wien in Anjehung ihrer Befteuerung, Nr. 1348. 

Polizeiſiches Tauber iignngägelu, ſ. Baubemwilligungsgejud. 

Poſtaſſiſtent, he esfelben fir einen abhanden gefommenen Fahr: 
poftgelbbentel, Nr. 140 

PVofterblichfeitöprivile mBurfunde, deren Interpretation, Nr. 1454. 

Vofterpedient, |. Bofaftiftent. 

Poſtgeldbeutel, |. Poſtaſſiſtent. 

Präclufivfrift, deren Verſäumniß den Verluſt ber Anſprüche der Beamten nach 
fich zieht, wie feitzufegen, Nr. 1594. 

PBräfentation eined Vicars durch einen Pfarrer in Anfehung ber Goncurrenz bes 
legteren zu ben Koſten ber Pfründenbaulichkeiten für das Vicariat, Nr. 1282. 

Prager Majeitätöbrief, |. Majeftätsbrief. 
Stadtrath, Gompetenz bes a eaaueichufiee zur Entſcheidung über eine 
localpolizeilihe Verfügung desſelben, Nr. 1394. 

reis „beionderer Vorliebe” bei der Sebübrenbemeffung, Nr. 1353. 

Brivatbrüde, ſ. Brüdenbenüßungdgebübhren. 

Brivatfonde; — haben bie Hofdecr. v. 18. September 1786 und v. 24. October 1806 
zur Sicherheit berfelben angewendet zu, werben? Nr. 1372. 

Brivatheilanftalt, wem die Bewilligung der Errichtung zufteht, Nr. 1455. 

PBrivatfranfenhauserbauung, Nr. 1465. 

Privatmautb bei einer Brüde, |. Brüdenbenügungsgebühren. 

Privatrentlihe Angelegenheiten, Ausgleich Durch den Landesausſchuß im Yale 
bes F. 100 der mähr. Gem. Ordg, Nr. 1517. 

— Einwendungen, ſ. Ginmendungen. 

VBrolongation von Wechſeln in Anjehung der Diempelpfligt, Nr. 1329. 

Propinationdaußfhanfregt, j. Ausihanfredt. 

Propina at iondgebüßt vom Ausſchanke verfüßter geiftiger Getränke in Salizien, 


Rropinationsreät, ſ. Aushaeht. 
Einkommensermittlung, Nr 1391. 

Brotofoll wegen Leiſtung einer actorijhen Caution, Stempel hiezu, Nr. 1400. 

Provocationen bei Fideicommifien, von wem zu fertigen, Nr. 1380. 

Brüäfung, amtömegige, der Zuläfligfeit einer Umlage durch den Sitrianer Landes: 
ausihuß, Nr. 1323. 

— ber Erhebungen sum Smede ber Feſtſtellung des Erwerbiteuerausmaßes durch 

den V. ©. Hof, Nr. 1289. 

Bunctationen, ſchriftliche, Nr. 1398. 


D. 


Quadriennirung nad $. 12, lit. b des provij. Gemeindegeſ. v. 17. März 1849, 
R. G. 8. Nr. 170, Nr. 1377, 1359, 1406. 
Quartiergelder von Magiftratöbeamten in Anfehung der Cinfommenjteuer 
Il. Claſſe, Nr. 1422, 
Duinquennalzulagen der Unterlehrer in Mähren, Nr. 1486. 
— der vor Wirffamfeit des mähr. Landesgeſ. v. 24. Jänner 1870 definitiv 
angeftellten Lehrer, Nr. 1265. 


R. 


Radicirtes Gewerbe, Vengtheilung der Eigenſchaft eines (Hofkzldecr. v. 9. De⸗ 
cember 1824), N 136. 

— — in Mähren, Nr. 1573, 

„Rampe*, Begriff einer, Nr. 1255. 

Ratenzahlungen, bie Bewilligung berjelben liegt im freien Ermeſſen ber Ver⸗ 
waltungsbehörden, Nr. 1465. 
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Realausſchanksrecht, |. Ausſchanksrecht. 

Realeigenſchaft eines Schankgewerbes in Mähren, Nr. 1573. 

NRealgebühr von Maſchinen als Fabrikszugehör, Nr. 1360. 
Realitätenerwerbung Seiten? einer Gemeinde, Nr. 1420. 
Realitätenverfäufe, freimillige, Armenpercent bievon in Königinhof, Nr. 1506. 
Reänungs Kampel, der Forderungsbetrag in einer Rechnung als Bafis besjelben, 


Rechtsgeſch alte, neriöiebene in einer und derjelben Rechtäurfunde, Gebühr bie- 

von, Nr. 

— zweiſeiti FR verbindliche, Berechtigung ber Yinanzbehörben bei folden bie 
anze Gebühr von einem oder dem anderen Kontrahenten im ganzen 
etrage zu fotbern, Nr. 1369. 

Rechtskraft, formelle, einer abminiftrativen Entſcheidung, melde allgemeine 

Intereſſen betrifit, nicht fo anzurufen, wie in reinen Parteifachen, Nr. 1410. 
— des Beiſatzes einer Entſcheidung, ob vorhanden, wenn einer Partei nicht 
intimirt, Nr. 1541. 

Rechtskraͤftig abgethane Sache, Wiederaufnahme der Verhandlung und Ent: 

ſcheidung darüber, Nr. 1447. 

Reciprocitätsverhältniß zwifchen den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern und den Ländern ber ungar. Krone hinſichtlich der Vergütung 
von Armenverpflegäfoften, Nr. 1582. 

Reclamationsverfahren, die Einwendung, daß eine Wahl auf Grundlage 
älterer Wählerverzeichniffe vorgenommen wurde, gehört diefem an, Nr. 1272. 

Recurs gegen zwei gleichlautende Enticheibungen, betreffend Betriebsanlage, Nr. 1555. 

Recurszug, |. Initanzenzug 

— in Bauſachen, Nieheröftereich, Nr. 1495. 

Recurszugverſäumung, wann vor dem B. G. Hofe nicht eingewendet werben 
fann, Nr. 1506. 

Regenmwajjer- und Bräubausausflugableitung, Nr. 1313. 

Regenwaſſer und Jauche, Ableitung, Nr. 1591. 

Regulirungslinie, einmal feitgefegte, immer feitzuhalten, find bie Baubehörben 
nicht verpflichtet, Nr. 1374. 

Reinertrag, Iteuerbarer, bei Feititellung desjelben ift die cumulative Anwendung 
des Eintommenftguerpatentes und des eat v. 27. December 
1380, R. ©. B. Nr. 151 unzuläjfig, Nr. 1 

Reinerträgniße ganz bauszingftenerfreier Gebäude, Feftftellung desjelben, Nr. 1291. 

Reingewinn, ſ. Reinertrag. 

Reinigungsbeitrag, die von den Miethparteien als ſolchen an die Hauseigen⸗ 
ur ‚geleifteten Percente find in die Hauszinzfteuerfaflionen einzubeziehen, 

r 

Reiſekoſtenentſchädigung eines Spiritualienadminiftratorg, |. Spiritualien- 
adminiftrator. 

Religionsbefenntniß eines ehelichen Kindes, deſſen Eltern zur Zeit ber Geburt 
desſelben feiner gefeglich anerkannten Kirche oder Religionsgefellichaft ange: 
hört haben, Nr. 1384, 

Religionsfond, |. Intercalarieneinfünfte. ' 

— verpflichtet aur Entſchädigungsleiſtung an einen zum Spiritualienadmini- 
itrator beftellten Geiftlichen, Nr. 1273. 

NReligionsiondsbeitrag, Frage der Anrechnung von weder aus bem Titel 
einer öffentlichen Schuldigfeit, noch ſonſt als eine Verbindlichkeit, jondern zu 
Meliorationgzmeden im eigenen Intereſſe ber Dein tigen Communität 

gemachten Ausgaben, bei een en on Nr. 1296 

Religiondlehrers- emuneration, 1325, 1 

Religiondunterricht an Volks- und Bürger, Aufwand für denfelben in 
Böhmen, von wen zu beftreiten, Nr 

— — mer den Aufwand für benfelben zu beftreiten hat und ob derfelbe von ben 
kath. Meligionsgenofjen des Schulbezirfed pro praeterito geforbert werden 
fann? Nr. 1404. 

— Remuneration für Ertheifung desſelben, Nr. 1325, 132 

Religiondunterrihtertheilung an einer öffentlichen — anläßlich 
derſelben, Fahrgelegenheitbeiſtellung an den Seelſorger, Nr. 1 


41* 
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Religiondnertreter im Ortsfchulrathe, Vorausfeßungen für foldde (Mähren), 

r. . 

Remuneration an einen Religionslehrer, wern die Berpflichtung zur Beſtreitung 
berielben (in Krain) obliege und wer hierüber zu entjcheiben Habe, Pr. 1325, 


1326. 
— für Spiritualadminiftration, [. Spirituafienabminiftrator. 

Remunerationdbetrag, einem Bezirksfchulfonde entnommener, Rüdzahlung des 
felben, Nr. 1468. 

Refervatfeld als befonbere, für rechtsbeſtändig anerkannte Bergbauberechtigung, 
bezw. als ausſchließliches Schurfgebiet und deshalb Zurückweiſung von Fre: 
fhurfanmelbungen, Nr. 1466. 

Rejervefond einer regiftrirten Genoſſenſchaft mit befchränfter Haftung, Beſteue⸗ 
rung der zur Vergrößerung eines folchen beftimmten Deträgt, Nr. 1377. 

Refolutivbeningung, deren Einfluß auf die Gebü brenpflicht, Jer. 1451. 

Reftitution ber Steuer, j. Steuerreftitution. 

Richtigſtellung, nachträgliche, einer Steuer, Nr. 1376 

Richtungslinie einer Bezirfsitraße in Böhmen, die Beilimmung berfelben fälı 
in bie Competenz des Landesausſchuſſes, Nr. 1381. ° 

Röhrenleitung über fremde Gründe, |. Waſſerrecht Sfervitut. 

Rüderftattung von Gebühren, |. Gebührenrüdforberung. 

— von Gemeindezuihlägen — Normen biebei, Nr. 1610. 

Rüdforderung einer eingezablten Gebühr, Nr. 1535. 

— einer Steuer aus dem Titel der Zahlung einer Nichtſchuld, wem das Redi 
biezu zufteht, Nr. 1408. 
— von Gebühren, ſ. Gebührenrüdforderung. 

Rückforderungsanſprüche auf eingezahlte Gemeindeumlagen, weil von einzelnen 
Umlagepflihtigen die auf fie entfallenden Gemeindeumlagen nicht einge: 
hoben wurden, nicht geltend zu machen, Wr. 1482. 

Rückſtand von Gemeinbegiebigfeiten in Anfehung des Wahlrechtes, Nr. 1503, 1501. 

Rüdftellung der Gebühr wegen Bertragäftormirung, Nr. 1268, 1533. 

— einer Beilage, |. Beilagenrüdftellung. 
Rüdvergütung der Steuer, ſ. Steuerreftitition. 
— einer Gebühr wegen Bertragdungiltigfeit, Nr. 1424. 
— einer Steuer au8 dem Titel der Zahlung einer Nichtfehuld, mer fie begehren 
fann, Nr. 1408. 
Rüdjahlun eined dem Bezirfsfchulfonde entnommenen Remunerationdbetrages, 


tr. 1465. 
Ruhegenuß der Hauptichullehrerswitwen, Nr. 1568. 


S. 


Sachverſtändige, a berfelben, erforderliche, bei Verhandlung in Waſſerrechts⸗ 
ſachen, Nr. 1609. 
Sachverſt ünbigenbefund in Marfenrechtöftreitigfeiten, Nr. 1456. 

— über die Vergleihung zweier Marfen, Anfechtung besfelben, Nr. 1601. 
Sadverftändiges Frmefjen, f. Ermejien, ſachverſtändiges. 
Saftgewinnungsapparate bei Zuderfabrifen, deren gänzliche Einftellung Te 

dingung der Steuerreftitution, Wr. 1433. 
Sanitätspolizei, j. Begräbnißplätze. 
Sanitätsvorfehrungen, freies Ermeſſen der autonomen Behörben in der 
Wahl derfelben, Wr. 1313. 
Sappoften, nothleidende, Ginfommenfteuer von Zinien ſolcher, Nr. 1364, 1510. 
Saum: und Zußpfad, öffentlicher, Offenhaltung eines folhen, Nr. 1944. 
Scalagebühr, bejonbere, von einer in einem Kaufvertrage enthaltenen Ceſſion 
einer Forderung, Wr. ] 


— für die Aenderung einer Hypothek, Nr. 1520. 
— für die Prämienergänzung bei Verficherungen, Nr. 1443. 
— ob bezüglich derfelden der Umftand, daß ein Vertrag unter einer Bedingung 


abgefchlofjen wurde, von Belang, Nr. 1284. 
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Scala gebüßt. Unzuläffigfeit der Cumulirung berfelben mit der Percentualgebühr, 
tr. 1361. 


— Il. vom Gommijfionsvertrage nicht zu bemeilen, Nr. 1423. 
— 1. von Tabulargefuchen, Nr. 1388. 
Schaden, ſ. Nadtheil. 


Schlußzettel, ſ. Schlußnote. 

Schranken, ſ. Mauthſchranken. 

chülerzahlberechnung, Nr. 1448. 

u eheiäungaholzabläfung, Nr. 1390. 

ulbebörbden, j. Gompetenz ber. 

ulbeiträge, j. Beiträge. 

u m e ind 8sunterbrechung in Anfehbung ber Schilerjahlberechnung, 
Nr. 1448, 

ulbezirf, wer den Aufwand werben Religionsunterricht an Volks- und Bürgers 
idulen zu beftreiten hat, Nr. 1551. 
— und Religionsunterrichtsfoften bei VBolfs: und Bürgerichulen, Nr. 1404. 

Schuldanerkennung in einer Geffion, Gebühr von einer ſolchen, Nr. 1310. 
— vor Gericht, wann von berfelben feine Gebühr zu entrichten, Wr. 1386. 

Schuldanerfennungen von nicht Handel: und Wewerbetreibenden, Nr. 1493. 

Schuldpoſ ge Bezirkes, bei deſſen Theilung in zwei felbitftändige Bezirke, 

r. 1568. 


R AAAAG 
KK a8 


L 


Schuldforderungszinjen, Einfommenjteuer Hievon, Nr 1235. 
Schulfaſſionen, f. Faſſionen. 
Schulfondsbeitragsleiſtung, Verpflichtung hiezu, Nr. 1447. 
Schulgemeinde in Anſehung der Koſten des Religionsunterrichtes an Volfs- 
und Bürgerſchulen, Nr. 1404. 
— (in Krain), ob zur Beſtreitung der Remuneration an den Religionslehrer 
verpflichtet, Nr. 1325, 1326. 

a kdten, Nr. 1522. 

S ulpatrargt und Koſtenbeſtreitung für die Localitäten der Volksſchulen, 
Wr. 1522. 

Schul: und Kirhendienfte, ehedem von den Lehrern geleiftete, find öffentlich; 
wer (und wornach) über die Trage zu entjcheiden habe, für welchen beider 
Tienite nach ihrer Trennung bie früher vom Lehrer bezogenen Ginfünfte 
gebührten und inwieweit fie jebt dem Lehrer oder dem Meßner zuzumeifen 
jeien, Nr. 1462. 

Schmeiz, Ehe, dort von einem Defterreicher mit einer Schweizerin gefchloffene, Nr. 1590. 

Selbfiländigfeit eines Greditvereines, Bedingung für die Anmendung des 
Gef. v. 27. December 1880, R. ©. B. Nr. 151, Nr. 1461, 1491. 

Servitut der Duldung ber Anlage einer Röhrenleitung und Zufeitung des Waf- 
ſers, Nr. 1261. 

Servituten zu Zmeden der Wafferverforgung, Waſſerbeſchaffung und der Be: 
feitigung ſchädlicher Wirfungen des Waſſers nach $. 28 b bes böhm. 
Balt. Geſ., Nr. 1373. 

Siderftellung einer Erfagleiftung an einen Penſionsfond, Nr. 1372. 

— ber Gebühr von dem. in einer Militärheirathscautions-Widmungsurkunde 
enthaltenen Rechtsgeſchäfte auf der Kaution, Wr. 1606. 

Sig einer Gefellfehaft, Meberreihung der Ginhaltung der ftatutarifchen Beltin- 
mungen bierüber Seiten? der Staatöverwaltung nad dem Vereinsgeſetze 
vom Jahre 1852, Pr. 1483. 

Spar: und Borfhußverein, Einfommenfteuer, Nr. 1440. 

Sparcafje, |. Sarantiefond. 
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Sparcaffebetrieb3außlagen, abzugsfähige, ob als ſolche die den Tirectoren 
gebührenben Vergütungsbeträge zu behandeln, Nr. 1499. 
Sparcafjecreditverein, |. Creditverein. 
Sparcajjendarlehen, Gebührenbegünftigung von, Nr. 1319. 
Sparcaſſeüberſchußvertheilung in Stanıdlau, Nr. 1474. 
Spiritualienadminiftrator, dem von der Staat#behörbe nicht zugleich die 
Verwaltung, bezw. ubung ber Temporalien ausdbrüdlich übergeben wird, 
barf mit ber ihm anläßlich der Pfarrabminiftration gebührenden Entſchädi⸗ 
ungsforderung nicht auf die Temporalien gemwiefen, ſondern muß aus dem 
eligionsfonde bezahlt werden, Nr. 1273. 
Spital, f. Kranfenbaus, 
— für Truppen, Art und Maß der Verpflichtung der Gemeinden zur Beiftellung 
der geeigneten Unterkunft für ein folcheß, Nr. 1343. 
Staatdbürgerfhaft, Erfenntnif darüber bat der Zumeifung eines Heimathsloſen 
zu einer Gemeinde voranzugeben, Nr. 1497. 

Staatöbürgerrecht, öſterreichiſches, des Erblaſſers, ald Vorausſetzung einer Ge 
bübr für Vermögensübertragungen auf den Todesfall, Nr. 1292. 
Staatstehnifer, Beweißfraft des Zeugniſſes eined, Nr. 1515. u 
Stabterweiterungsgründe, Wiener, Steuerfreiheit der Neubauten auf dien, 

Nr. 1375, 1376. 
Stand art, Deimmien, einer Unternehmung in Hinficht auf die Steuervorjchreibung, 
tr. 1318. 
Stanislauer Sparcafje, Vertheilung eines Theile des Ueberſchuſſes zu wohl: 
thätigen und gemeinnügigen weden ber Stabt Stanislau, Nr. 1474. 
Statthaltereiverfügung, betreffend Erneuerung ber Wahlhandlung wegen 
Bahlactdunrenelmäßigfeiten, Wr. 1271. 
Statutenänderung einer Ermwerbögenofienichaft im Laufe eines Steuerjahte 
in Hinfiht auf die Einkommenſteuerbemeſſung nad dem Gef. v. 27. De 
cember 1880, R. ©. 2. Nr. 151, Nr. 1250. _ 
Stauanlage, den natürlichen Abflug der Gewäſſer beeinflußende, ber Beſißer 
berfelben bat für den and dem geänderten Wafferablaufe für Grundbelikr 
und andere Berechtigte fich ergebenden Nachtheil aufzufommen, Nr. 1609. 
Steg, ſ. Gemeindemeg. 
Stempel, ſ. auh Rechnungsſtempel. 

— zum Protofolle wegen Leiftung einer actorifchen Gaution, Nr. 1400. 
Stempelfreiheit der —— wann anzunehmen, Nr. 1493. 
Stempelgebühr für Tanzmuſiklicenzen, Nr. 1478, 1479. 

— von der Empfangsbeſtätigung, Nr. 1556. 

— von nicht datirten Giri, Nr. 1370. 

Stempelmarkenüberſchreibung auf Wechſeln, Nr. 1338. 
Stempelpflicht, Beginn berielben bei Wechſeln. — Prolongation, Nr. 137. 

— eines Curatord ım Proceſſe der von ihm vertretenen Gemeinde, Nr. 1570. 

Steuer vom Einfommen I. Glaffe, hiebei Gapitalsinveftituren nicht als Betriebs⸗ 
auslagen behandelt — Amortifation des Anlagecapitales, Nr. 1449. 
Steuerbefreiung, 18jährige, Nr. 1572. 

— von „Randhäufern”, Nr. 1441. . 

— zeitliche, wegen Zubau, Nr. 1331, 1339 j 
Steue ꝓbeg R aligung bei garantirten Eifenbahnen, Auslegung berjelben, 

T. . 


Steuerfafjionen von Mietdzinfen, ſ. Reinigungsbeitrag . 

Steuerfreiheit der Neubauten auf den Wiener Stabtermeiterungägründen, 
Nr. 1375, 1376. 

Steuerfreijahre bei Neubauten nad) dem Gej. v. 15. März 1876 — Gomite: 
tirung ber Benütbarfeit, Nr. 1432. 

Steuergattungen, Vorſchreibung berfelben in den Wählerliften, Nr. 1602. 

Steuergemeinden in Iſtrien, f. Ortögemeinden. 

Steuerimmunität ber Ausländer, ſ. Ausländer. 

— ob für Gemeindbehänfer der Stabt Wien begründet, Nr. 1348 

Steuernadholung nicht gebilligt, Nr. 1546. 

Steuerperägquation in Tirol, Nr. 1546. 

Steuerreftirution bei Zuderfabrifen, Bedingung berfelben, Nr. 1433. 
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Steuerridhtigftellung, nadträglide, Nr 1376. 
Steuerrüdforderung aus dem Titel der Zahlung einer Nichtfchuld, wen das 
Recht hiezu zufieht, Nr. 1408. 
Steuerftrafebemeffung, Nr. 1589. 
Steuerumgebungßftrafen, verhängt auf Grund redtäfräftigen Erkenntniſſes 
dte Gewerbsbehörde, Nr. 1598. 
Steuervorjhreibung für unverjteuerte Grundſtücke nad bem Peräquations: 
ſyſtem in Tirol, Nr. 1489. 
— reſp. Belenntnigeinforderung, von an einem beitimmten Standort ge: 
bundenen Unternehmungen, welche Steuerbehörde hiezu competent, Nr.1318. 
Steuervorfhreibungen in den Wäblerliften (Mähren‘, Nr. 1602. 
Stierhaltung, |. Tienftentlobnung. . 
Stimmabgabe bei der Wahl, daB nad Verlauf einer bejtimmten Friſt nicht 
mehr anfechtbare Recht hiezu, einzige Se, ber Einbeziehung eined nicht 
Wahlberechtigten in die Wählerlifte, Nr. 1504. 
— geil unzuläſſige, macht den Wahlvorgang nicht ungiltig, wenn beren 
5, en auf das Wahlergebnig nicht von weſentlichem Einfluſſe ift, 
r. 
Stimmzettel, wenn auch von der Wahlcommiſſion geſetzlich nicht gegründet, zu⸗ 
rückgewieſener, nicht giltig, Nr. 1271. 
„Stockwerk“, Begriff besfelben, Nr. 1331, 1339. 
Stornirung eined Vertrages, feinen Rechtsanſpruch auf Gebührenrüdftellung 
bildend, Nr. 1533. 
— ee Izirages, ob Rechtsanſpruch auf Gebührenrückſtellung begründet, 
r. 
Strafe wegen unbefugter Gewerbsausübung, Nr. 1588, 1589. 
Straße, f. auch Bezirfsftrane. 
— beſtehende, ob als eine öffentliche Gemeindeſtraße anzujehen, Nr. 1593. 
— gnlegupg einer ſolchen nach der Bauordnung für Böhmen vom Jahre 
1864, Nr. 


. Straßen, f. auch Gemeindeſtraßen. 


Straßenausjhußlocalitäten, f. Amtslocale. 
Straßenconcurrenz bei Bezirkäftragen (Böhmen), Nr. 1381. 
— in Mähren, Nr. 1483. 

Strakenconcurrenzbeitrag, außerorbentlicher, von landwirthſchaftlichen Fuhren 
(Mähren), Nr. 1471. 

Straßenfoften in Steiermarf, Nr. 1541. 

Strapenconfervirungspaujhale, Nr. 1505. 

Stunde, zur Wahl angefegte, wann Nichteinhaltung gerechtiertigt, Nr. 1371. 

Subfidiäre Berpflidtung der Eltern zur Entrichtung ber Militärtare, wann. 
entfällt, Nr. 1600. 

ES übbahngejellichaft, f. f. priv., Genehmigung von Seiten der Wiener Ver⸗ 
hindungbahn mit derſelben geſchloſſenen Befland- und Grundtaufchverträge, 

r. 


T. 
Tabu r ge a ch, Gebühr für eine in einem folchen enthaltene Löihungsbewilligung, 
r. 


Tagweiſe Berechnung der Einkommenſteuer einer garantirten Eiſenbahn, Nr. 1550. 

Tanzmuſiklicenzen, Gebühr von, Nr. 1479, 1479. 

Zariföregulirung bei der Brüde einer Privatunternebmung, f. Vrüdens 
benügungsgebübren. 

Taufzmwang, wann bei eheligem Kinde nicht vorhanden, Nr. 1384. 

Zaujhabjonderung und Arrondirungstaujh, Gebühr hievon, Nr. 1346. 

Tauſchgegenſtände in einem Taujchvertrage von verſchiedenem Werthe, Gebühren: 
ermittlung biebei, Nr. 1352. 

TZaufhvertragsgebühr, Nr. 1369. 

Tare, ſ. auch Militärtare. 

Tarpflidtiger, ſ. Militärtare. 
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Umlauf eine Wechfel3, marın beginnt, Nr. 1329. 

Umſchulung in Durchführung bes Geſetzes über Die O gberechtigung der beiden 
Landesſprachen in Volksſchulen (Böhmen), Nr. 1566 

Unbebaufter Grundbefig, ſ. Grund beſitz, unbehaufter. 

Unehelihes Kind, deſſen Zuftändigfeit vor dem kaiſ. Pat. v. 24. April 1859 
und dem Heimath3-Gel. v. 3. December 1863, Nr. 1286. 

Ungefeglidhfeiten des Wahlactes, das Wahiergebniß im ee nicht 
alterirenbe, ob dieſelben die Wahl an fi ungiltig machen, Nr. 127 

Unregelmätigfeiten bei einem Wahlacte, welche ein Wahlergebniß Weriren, 
im Falle ſolcher kann die Statthalterei die Erneuerung der Wahlhandlung 
verfügen, Nr. 1271. 

Unterbregung bes Betriebes, ſ. Betriebsunterbrechung. 

Unterfertigung, f. Fertigung 

Unterfünfte für das Militär, —— hiefür, Nr. 1389. 

Unterkunft für ein Eupen Nr. 3. 

— für Milttärarrefte, Nr. 1344. 

Unterlehrer (in Mähren) und Dienftalterszulagen, Nr. 1486. 

Unterftüßung, ſ. Armenunterftüßung. 

Urfundenerlag, gerichtlicher, |. Gebrauch, gerichtlichen. 

Urfundenrüdftellung, |. Beilagenrüdftell ung. - 

Urtpeils gebühr, wenn es ſit um die Verpflichtung zu einer zugeſprochenen 
Leiſtung nicht an den Kläger, ſondern an eine von ihm verſchiedene Perſon 
handelt, Nr. 1571. 


V. 
Vadiu hg m Ferichtlichen Depofite gelegenes, Gebühr bei Empfangnahme desjelben, . 
r 


Veräußerung von Nachlaßimmobilien, ſ. Immobilien. 
Verantwortlichkeit des Gemeindevorſtehers, ſ. Gemeindevorſteher. 
Verbauung freier Plätze und Grundſtücke (Niederöſterreich), Nr. 1485. 
Verbindungsbahn, Wiener, Uebereinkommen zwiſchen dem Handel3-Min. und ben 
aufen derfelben, abgeichlofien am 25. Jänner 1870, R. G. B. Nr. 21, 
2. 


1 

Verbotstafel, betr. Benützung eines Weges, Bejeitigung einer jolchen in Folge 
eined Gemeindeausſchußbeſchluſſes, Nr. 1444. 

Verehelihung, durch Diejelbe Deimarheregtöerperbung. Ehe zwiſchen einem 
Defterreicher und einer Schweizerin in der Schweiz geichloffen, Nr. 1590. 

Berein, been Tendenz; für die Erwerb und Einfommenftenerpflicht maßgebend, 
Nr. 191 

Dergleide, a auf frühere, gebührenpflichtige Acte fich beziehende, Gebühr Hievon, 


Bergleihung zweier Marken, Anfechtung des Befundes darüber, Nr. 1601. 
Vergütung für Militäreinquartirung, Nr. 1389. 
— von Wildſchäden an Waldgrundſtücken, Nr. 1294. 
Vergütungebeträge, dem Directoren ber Sparcafje gebührende, nicht abzugs⸗ 
fähige Betriebsauslagen, Nr. 1499. 
Vergütungszinſen, ſ. Verzugszinſen. 
Berhandlung wegen Errichtung einer Wafjerbetriebsanlage, Einwendungen in 
derſelben erhobene, Nr. 1402. 
Verjährung der Unterjuhung und Beſtrafung ber Vebertretung bed Waſſerrechts⸗ 
geſetzes hebt die dem Beſchädiger einer Waſſerbetriebsanlage nad) $. 72 des 
galiz. Waſſ. Gef. obliegende Verpflichtung und Erfagpflicht nicht auf, Nr. 1429. 
— der Verpflichtung zur Beiltellung von Slatechetenfuhren, ob eintritt, Nr. 1388. 
Verjährungsfriſt für Die Abgabe von einem beftimmten Acte, Nr. 1580. 
Verfauf von Nadlakimmobilien, |. Immobilien. 
Berfaufslocale, zweites, bei einem Handelsgewerbe in Hinficht auf die Erwerb: 
fteuer, Nr. 1596. 
Verkehr, öffentlicher, ob der Eigenthümer eines den — bedrohenden Grundſtückes 
zur Bejeitigung diejer Gefahr verpflichtet, oder aber bie Verwaltung jener 
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Tende 2 eincd Vereines für dejjen Erwerb: und Einfommenfleuerpflicht maßgebend, 
414. 


Zerrainhinbernif B, |. Bahnvermaltung. 
Thatb Hi AL eine Wegparzelle ein Gemeindeweg fei, Anfechtung eines folchen, 
1 


Theaterbikeche ren (Wien), ob verpflichtet, zur Bedeckung des Aufwandes für 
feuerpolizeiliche Mabregein beizutragen, Nr. 1592. 

<heaterunternebmung, Beſteuerung einer entgeltlihen Dienftleiftung eines 
Schaufpieler8 bei einer ſolchen, Nr. 1421. 

Theilnahme an Gemeindenutzungen, ſ. Gemeindenutzungen. 

Theilung einer ehemaligen 53 —— nach der Ginantwortung, Gebühren: 
bemefjung bievon, ‚ 1604. 

Xbeilungövertrag, ſ 1. Theikung, n — 

„Titel, beſondere“, in einem Gompetenageluhe um Berleihung einer erlebigten 
Apotheke, wie zu behandeln find, Rr. 1 

— einer Erbicaft, ſ. Erbichaftstitel. 
Temporalien, j. Spiritualienabminijtrator. 
Trammayab gaben in Wien, Einfommenfteuer von Einfommen aus denſelben, 
9 


Triefter Verwaltungsausſchuß, warn gegen nigeidungen desjelben eine weitere 
Berufung an den Stadtrath unzuläffig, Nr. 1403. 

Zrinfmwafjer, Beiſchaffung des nöthigen, zur Pfarre, Nr. 1355. 

Zrödlergemerbe, ob als jolches der Ein: und DVerfauf von altem Eiien unter 
Ausſchluß des Handels mit alten Metallgeräthen zu behandeln ſei, Nr. 1337. 

Zrottoireinhaltung, ob Seitend der Hauseigenthümer in Görz hiezu eine Ber: 
pflichtung beitehe, Nr. 1316. 

Truppenſpital, über Art und Maß der Verpflichtung von Gemeinden zur Bei: 
ftellung der geeigneten Unterfunft für eine, Nr. 1343. 


u. 


Uferänderung, ſ. Neuerung. 
Uebereinkommen zwiſchen dem Handelsminiſterium und den Käufern der Wiener 
Verbindungsbahn v. 25. Jänner 1870, R. ©. B. Nr. 21, Nr. 1312. 
Ueberfubren über die Moldau in ‘Prag, Nr. 1365. 
Ueberfuhrsrecht, das, ein ausſchließliches Gewerbsrecht, Nr. 1365. 
Nebergabäverträge zwiichen Eltern und Kindern in Hinfiht auf bie Ber: 
gebührung, Nr. 1299, 1309, 1607. 
Ueberſchreibung von Stempeln auf zeehleln, Nr. 1338. 
Ueberjiedlungsgebühren ber Beamten, Wr. 1345. 159. 
llebertragu Rau) anläßlich Verträgen zwijchen Eltern und Kindern 
Nr. 12 
— von einen Abtretungävertrage bei Beftelung eines Ausgedinges, Nr. 1452. 
lleb eriretung bes Wafjerrechtögejeges, ob deren Verjährung von Cinfluß auf die 
Beichädiger einer Wafjerbetriebsanlage nach F. 72 des De Waſſ. Sei. 
obfiegenbe Verpflichtung und Erfagpflicht von Einfluß, Nr. 1429. 
Ueberwachung ber ‚geiegmäbigen Durchführung des Jagdgeſetzes durch den Be: 
zirksausſchuß, N 
Vebung bei SE Demafbuusungen, Nr. 1304. 
— bezüglich der Benützung des Gemeinbeeigenthumd, Nr. 1306, 1314. 
Umbauten, Unterfdied von Zubauten, Nr. 1331, 1339 
Im gehung be3 Inſtanzenzuges, ausnahmsweiſe, ſeitens des Landesausſchuſſes bei 
dem Spruche über die Verantworilichkeit des Gemeindbevorfiehers, Nr. 1526. 
Umhüllung von Waaren, |. Marfe. 
Umlage auf Bier, f. Bierumlage. 
— der Genehmigung des Jitrianer Landesausſchuſſes, vorbehaltene, ift von biejem 
Binfichtlich ihrer Zuläjtigfeit ohne Rückſicht auf eine Recursfriſt von Amt}: 
wegen zu prüfen, Nr. 1323. 
Umlagen in einer Gemeinde wegen Beihaffung der Mittel zur Erhaltung be 
Semeinbearztes, Nr. 1336. 
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Umlauf eines Wechſels, wann beginnt, Nr. 1329. 

Umſchulung in Durchführung des Geſetzes über die l gberechtigung der beiden 
Landesſprachen in Volksſchulen (Böhmen), Nı. 1566 

Unbehauſter Grundbeſitz, ſ. Grundbefig, unbehaufter. 

nepelid es Kind, beiten Zuftändigfeit vor dem kaiſ. Pat. v. 24, April 1859 
und dem Heimath3: Gef. v. 3. December 1863, Nr. 1286. 

Ungefeglichfeiten des Wahlacted. das Bahlergebnif im een nicht 
alterirende, ob biefelben die Wahl an ſich ungiltig machen, Nr. 127 

Unvegelmäfigfeiten bei einem Wahlacte, welche ein Wahlergebniß ieriten, 
im Falle ſolcher kann die Statthalterei die Erneuerung der Wahlhandlung 
verfügen, Nr. 1271. 

Unterbredung des Betriebes, |. Betrieböunterbredhung. 

Unterfertigung, |. Fertigung. 

Unterfünfte für das Militär, Vergütung biefür, Nr. 1389. 

Unterfunft für ein Truppenipital, Nr. 1343. 

— für Militärarrefte, Nr. 1344. 

Unterlebrer (in Mähren) und Dienftalterzulagen, Nr. 1486. 

Unterffüßung, ſ. Armenunterftüßung. 

Urfunbdenerlag, gerichtlicher, |. Sebraud, geriähtligher. 

Urfundenrüdftellung, ſ. Beilagenrüdftell ung 

Urtbeilsgebühr, wenn es fih um bie Verpflichtung zu einer sugeiprogenen 
Peiftung nicht an den Kläger, ſondern an eine von ihm verſchiedene Perſon 
handelt, Nr. 1571. 


V. 
Vadium, im Ferichtlichen Depoſite gelegenes, Gebühr bei Empfangnahme desſelben, 
r. 1 


Veräußerung von Nachlaßimmobilien, ſ. Immobilien. 

Verantwortlichkeit des Semeindevorjiehers, ſ. Gemeindevorſteher. 

Verbauung freier Plätze und Grundſtücke (Miederöfterreih), Nr. 1485. 

Berbindungsbahn, Wiener, Uebereinfommen zwijchen dem Handels: Min. und ben 
Kaufen derfelben, abgefchloffen am 25. Jänner 1870, R. G. B. Nr. 21, 

312. 

Berbotstafel, betr. Benügung eines Weges, Befeitigung einer ſolchen in Folge 
eined Gemeindeausſchußbeſchluſſes, Nr. 1444. 

Derehelihung, durch dieſelbe Heimathtreötäermerbung. Ehe zwifchen einem 

Defterreicher und einer Schweizerin in der Schweiz geichloffen, Nr. 1590. 

Berein, en Tendenz; für die Erwerb: und Einkommenſtenerpflicht maßgebend, 
Wr. 191 

Bergleide, aaa frühere, gebührenpflichtige Acte fich beziehenbe, Gebühr bievon, 


Bergleihung zweier Marfen, Anfechtung bes efundes darüber, Nr. 1601. 
Vergütung für Mifitäreinanartirung, Nr. 138 
— von Wildihäden an Waldgrundftiden, * 1294. 
Vergütungsbeträge, den Directoren der Sparcaſſe gebührende, nicht abzugs⸗ 
fähige Betriebsauslagen, Nr. 1499. 
Vergütungszinſen, ſ. Berzugszinfen. 
Berhandlung wegen Gerichrung einer Wafjerbetriebsanlage, Einwendungen in 
derſelben erhobene, Nr. 1402. 
Verjährung der Unterfuhung und Beſtrafung ber Uebertretung des Waſſerrechts⸗ 
gejeßed hebt die bem Peichädiger einer Waiferbetrieb3anlage nach $. 72 des 
galiz. Waſſ. Gef. obliegende Verpflichtung und Erfaßpflicht nicht auf, Nr. 1429. 
— ber Verpflichtung zur Beiltellung von Katechetenfuhren, ob eintritt, Nr. 1383. 
Verjährungsfriſt für die Abgabe von einem beftimmten Acte, Nr. 1580. 
Verkauf von Nadylakimmobilien, |. Immobilien. 
Berfaufölocale, zweites, bei einem | Handelögemerbe in Hinficht auf die Erwerb⸗ 
fteuer, Nr. 1596. 
Verkehr, öffentlicher, ob der Eigenthümer eined den — bebrohenden Grundftüdes 
zur Befeitigung diejer Gefahr verpflichtet, oder aber die Verwaltung jener 
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—— deren ar teht dur) daB betreffende benachbarte Grunbftüd ge 

abrdet iſt, Ver. 

Bertehräintereifen. ob bieje bie Unterjagung eined Baues erheiichen ober nicht, 
entſcheiden bie Abminiftrativbehörben nad freiem Ermeſſen, Nr. 1464. 
Berlafjenihaft, ehemalige, Theilung einer folchen nach der Einantmortung, Ge 

bübhrenbemeffung, Nr. 1352. 

Verlafjenj haftsimmobilien, noch nicht eingeantwortete, Veräußerung folcher 
mit Genehmigung der Abhandfungsbehörbe i in Anjehung ber at, Nr. 1330. 

Verlafjenjhaftsnermögen in Abſicht auf die Gebühr, Nr. 1409 

Verleiher der Pfründe der Biichof, Gebühr von ber Verleihung, Nr. 1501. 

Verleihungsgeſuch, betreffend eine erledigte er wie bie barin enthaltenen 
„belonberen Titel* zu behandeln find, Nr. 1396 

— |. Feldergänzungsgeſuch. 

Vermögen, bewegliche, Gebührenäquivalent hievon ohne Nüdficht auf die wäh: 
vend ber 10jährigen Periode eingetretenen Aenderungen, Nr. 1415. 

VBermögensübertr agungen auf den Todesfall, öfterr. Stantäbürgerredit bed 
Erblafjerd ald Vorausſetzung einer Gebühr für diefelben, Nr. 1292. 

Verpachtung ber Jagdbarkeit, |. Jagdverpachtung. 

— einer genoſſenſchaftlichen Sagbbarteit, Nr. 1291. 
— eines verfäuflichen Wirthsgewerbes, Ermwerbfteuer, Nr. 1378. 

Verpflegskoſten, f. auh Armenverpflegskoſten. 

Verpflegung von Waiſen, Nr. 1516. 

a Re nat, der Eltern zur Entrichtung ber Militärtare, wann 
entfält, Wr. 

Berfäumung des bminifttatioen Inſtanzenzuges, mann, vor dem V. ©. Hofe 
nicht eingewenbet werden fann, Nr. 1506. 

Verfiherungsgejellihaften, f. au Aſſecuranzgeſellſchaften. 

— von benjelben beim Kintritte des verjicherten Ereigniſſes zu entrichtende Ge 
bübren, Nr. 1443. 

Verjorgungdgebühren für Witwen und Waiſen nad) Volksſchullehrern, Nr. 1568. 

Berfteigerung, |. Feilbietung. 

Verſüßkte geiltige Getränfe, ſ. Getränke. 

Bertheilung bed Ertrages ber Jagdverpachtung durch die Grundbejiger, Nr. 1603. 

Bertheilungsbajis jür die Gemeindewaldnubung, Nr. 1304. 

Verträge über unbewegliche Sachen, Gebühr, Nr. 1534. 

Bertrag auf Gewährung eines Darlehens, Gebühr vom, Nr. 1320. 

Bertragsparien, zwei, Gebühr für, Nr. 1260. 

Bertragsftornirung bildet feinen Rechtsanſpruch auf Gebührenrũdſtellung Nr.1538. 

Vertragsungiltigfeit in Anjehung der Abfchreibung einer Gebühr, Nr. 142%. 

Vertretung einer Feligionggmoſſenſchaft im Ortsſchulrathe (Mähren), Voraus⸗ 
ſetzungen hiefür, 

Verwaltungsausfhuß, Trieſter, warn die Berufung an den Stadtrath gegen 
Entiheidungen jenes, unzuläjlig. Nr. 1403. 

Verwaltungsbehörde, autonome, freies Ermefjen derjelben, ob zu den Herftellungs: 
foiten einer Eifenbahnzufahrtäftraße eine oder mehrere Gemeinden und in 
welhem Berhältnifje beizutragen gaben, Nr. 1255. 

— — freies Ermeſſen berjelben bei Beurtheilung der Nothwendigkeit und Zwei: 
mäßigfeit einer vertragsmäßig herzuftellenden Wafjerleitung, Nr. 1268. 

Bermaltungsgerihlähen der, hat fein dispoſitives, fondern nur ein caſſatoriſches 

Entſcheidungsrecht, Nr. 1333, 
— Brüfung der zum — der Feſtſtellung des Erwerbſteuerausmaßes ge 
pflogenen Erhebungen durch benjelben, Nr. 1289. 
— wenn bie Zuftändigfeit eine3 Armen im autonomen Inſtanzenzuge nicht be 
fritten Forden, ſo kann dies vor dem V. G. Hofe auch nicht geſchehen, 
Nr. 15 
Verwandte eines Geiſtlichen, ſ. Armendrittel. 
Verzehrungsſteuer von Branntweinen, welche nach dem Maiſchraume beſteuert 
ſind, im Falle der Unterbrechung des Betriebes, Nr. 1266, 1267. 
— von Wein und Weinmoft, Nr. 1416. 

Verzehrungsfteuerzufhläge, Normen für die Zahlung, refp. Rüderjtattung 

derielben, Nr. 1610. 
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Verzicht auf bie Benügung einer Wafjeranlage, Nr. 1395. 

Verzugszinſen, feitend des Aerars für indebite geleiftete Gebührenbeträge, wann 
zu entrichten, Nr. 1597. 

Berg 3 anen Fr ahütung für indebite eingehobene Einfommenfteuer, ob ſtatt⸗ 
aft 


Bicariatsfirdenbaufoften, ß Pfarrer. 
Biehhanbet, Erwerbiteuer, Nr. 
— Feſtſtellung ber Grundlage * Einfommenfleuer I. Elaije, Nr. 1397. 
Volksſchule, ö aa inwieweit bie Verpflichtung des Patrons zur Beiſtellung 
von Localitäten für eine folche reicht, Nr. 1256. 
— Erweiterung, Nr. 1446, 1448. 
Boltsichullehrer, Witwen und Waifen, Verforgungdgebühren, Nr. 1508. 
Bolktsjhullocalitäten, Nr. 1522, 
Volkszählung, ob anläßlich berſelben die Zuweiſung einzelner dauß zu be⸗ 
immten Ortſchaften nach freiem Ermeſſen ber Behörden zuläſſig, Nr. 1393. 
— welche Conſcribirung der Häuſer für deren Nummerirung anlählich diefer 
entjcheibend fei, Nr. 1393. 
Bollmadtsi! i— mme, für das Wahlreſultat nicht entſcheidende, deren Anfechtung, 
r 
Voranſchläge ber Gemeinden, |. Ortsgemeinden. 
VBorbefigeintragung, Bedingung des Gebührennachlaſſes bei Grunbbuchd- 
förpern, Nr. 1362. 
Vorkehrungen, fanitäräpatigeilice, freied Ermeſſen der autonomen Behörden in: 
der Mahl berfelben, Nr. 131 
„Borliebe bejondere,” Preis ber, bei ber Gebührenbemeifung, Nr. 1353. 
Borj duß ne. 1a28. Gebühr von der Vorſchreibung einer Hypothek für einen 
olchen, Wr 
Boriäuße affe, in Abficht auf die Feitftellung der Befteuerungdgrundlage, Pflegung 
bes Cinvernehmend der Finanzbehörden mit ben politiichen Behörden über 
den Charakter der von ihr beichenften, ala Wohlthätigkeitsanftalten, Nr. 1577. 
Vorſchußcaſſen, |. Erwerbsgenoſſenſchaften. 
— zur Anmenbdbarleit des Geſ. v. 27. December 1880, R. G. B. Nr. 151 auf 
diefelben, Nr. 1297. 
Vorſchußverein, Einfommenitener, Nr. 1440, 


8. 


MWaarenbezeihnung, |. Marfe. 
Wahl auf Grundlage älterer Wählerverzeichniffe, die Einwendung ber Vornahme 
einer foldyen gehört dem Reclamationdverfahren an, Rr. 1772 
— einer Gemeindewahlcommifjion in Dalmatien, Nr. 1371. 
— in den Ortsſchulrath, Nr. 1538. 
Wahlactsungeſetzlichkeiten, dad Wahlergebniß im Wejentlicden nicht alteri- 
rende, ob die Wahl an ſich ungiltig maden, Pr. 1274, 1 
Wählbarkeit einer Perfon, ausſchließliche Competenz der polit. vezirksbehörde 
zur Entſcheidung hierüber ($. 31 der böhm. Gem. W. Ordg.), Nr. 1288. 
— in bie Gemeinbevertretung, Prüfung der Zuläfiigfeit derſelben megen Ein: 
beziehung eined nicht Wahlberechtigten in die Wädlerliften, Nr. 1504 
— in bie Gemeinbevertretung, Verluſt berjelben in Folge Amtsentfegung wegen 
gines rn Gewinnſucht verübten Disciplinarvergehens, mann eintreten fann, 
1 


Wahlcommiſſion (Gemeinde) in Talmatien, Wahl einer, Nr. 1371. 
Wahlen des Gemeinderathes in Dalmatien, Nr. 1480. 
— in die Gemeindevertretung in Dalmatien, Nr. 1495. 
wäpleraunl@! chließung behauptete, ohne Proteit bagegen im Wahlprotofolle, 
r 
W übten Tine, Cinragung der einzelnen Realitätennmitbefiger in biefelbe (Dalmatien), 
N 


Wählerliften, | Gemeindewählerliften. 
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rinfeihanogn, ni. Priv h,anen an halogeundrüden, Berechtigung ber Grund: 
heiter, Pregisung fie hreielben ss verlangen, Jr. 1294. 

Mulhlieakenhriliellung ols Melinration der Waldwirthſchaft eines Stiftes 
Im inſeht el bie Premehtuung des Mrligionstondsbeitrages, Nr. 1296. 

Ka leggen, unnerſtenerte, im rot Grundſtenervorſchreibung für joldye nach dem 
rrägnallonatnliem, Nr, 149. 

null: uhtiuhknrrunbesung (SS Jin. 12 bes böhm. Waſſ. Gef), Nr. 1455. 

Nulleranfage, ſ. Waflerwert, 

1, Waflerbetsiebannlage, 

Maflerunfagen, Angabeſſerung, ob zum Wehufe ber Förderung derſelben nach 
\ 3 Ni bahn. Wall ef die Wegrlinbung einer Servitut plaßgreifen Fönne, 
m. 1974 j 
inſchräntung des Ausſpruches ber Adminiſtrativbehörden bei Bewilligung 
Ara auf Die Zuldſſigkelt des Urternehmens in öffentlicher Beziehung, 
1a 
ohne bebsihflihe Genehmigung geänderte, wiederherzuſtellen in ben vorigen 
and, Mr, IAD4, 

Waſferhaunten bei einer Stauanlage, |. Stauanlage. 

Kraſſerdenhpung und Bnbeingung von Worrichtungen zu beren Zwecke obne 
dehörbtiche Vewilligung. Der, 184, 

Mahſerbenabungdanltage, | Waſſerwerk. 

Maſſerboſchaffung flr eine Pfarre, Nr. 1858. 

Maäaſſerreſchafftungeſervitni., wann deren Begründung nad F. 28 b des 
han Waſſ Weſt nude plabvgreift, Nr. 1378. 

WMäaſſerbetrtebgaulange. Die den Weſchadiger derſelben nad F. 72 des galiz. 
Map Wer öobdliegende Werplübtung und CErſatzpflicht aufrecht auch im Falle der 
KWeörabrung der Unteruchung und Betranıng der in Mitte liegenden Ueber: 
tretung N Muheiinditadenen, Mr 19239 
KWinwöondungen in der Verdandiung wegen Errichtung einer jolchen, Nr. 1402. 

Wired. eine od Wenteindeergentdum (Wemeindegut ober Eemeindever⸗ 
when der Onceit Meruder gedort vor den Girilruihter, Ar. 1514. 
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Waſſerüberſchuß, Verfügung über denſelben durch die GStaatöverwaltung, 
Nr. 1473. 


Wajjerverjorgungsfervitut, mann deren Vegründung nad) 8.28 b des böhm. 
Waſſ. Gef. nicht plaßgreift, Nr. 1373. 
Waflerwerfsanlagen, Inftandhaltung derfelben (nach dem fteierm. Waſſ. Geſ.), 
Nr 1321, 1322. \ 
Waſſerwerkseigenthümer und Miteigenthümer, mann und inmiemeit 
berjelbe, wenn er die Benützung der Anlage aufgibt, verpflichtet fei, Vorkeh— 
rungen zu treffen, bezw. den Aufwand für diefelben zu beitreiten, Nr. 139%. 
MWafferzuleitung über fremde Gründe, ſ. Waſſerrechtsſervitut. 
Wechſel im Inlande ausgeftellte, wann bie vorſchriftsmäßige Gebühr von jelben 
zu entrichten ſei, Nr. 1387. 
— Stempelmarkenüberſchreibung, Nr. 1338. 
— mann gilt ein folcher als in Umlauf gejegt, Nr. 1329. 
Wechſelacceptationsort, freie Würbigung der Behörden der diesbezüglich an— 
gebotenen Beweiſe, Nr. 1502. 
Wechfelitempelgebühr von nit batirten Giri, Nr. 1370. 
MWecjelitempelpflicht, Beginn berjelben, — Prolongation, Nr. 1329. 
Weg, ſ. aud Straße. 
—  Deffentlichfeit eines, Thatbeftandsfrage, Nr. 1515. 
—  Deffentlichfeit eines ſolchen, Nr. 1444, 
Wege, ſ. auch Gemeindewege. 
Megmautb, ſ. Mauth. 
Wegparzelle, eine, ob ein Gemeindeweg, Thatbeſtandsfrage, Nr. 1280. 
Wehr, ſ. Stauanlage. 
Wehrbau, ob anläßlich und zum FA ber Förderung eines ſolchen Die Begrün- 
ung einet Servitut plaßgreifen kann, nad F. 28 b des böhm. Waſſ. Geſ., 
Nr. 1373. 
Meiden, unverfteuerte, |. Hutweiden. 
Mein, Verzehrungsſteuer, Wr. 1416 - 
Weinb ander, Einfommenfteuer I. Claſſe, Feſtſtellung der Grundlage derjelben, 
Nr. 1379. 


Weinmoft, Berzehrungäfteuer, Nr. 1416. 

Werth der Erbquote, ſ. Erbguote. 

Werthabſchreibungen, percentuale, ded Anlagecapital3 bei BergwerfSunterneb: 
nungen nicht Betriebsauslagen, Nr. 1332. 

Werthberechnung eineß Nachlafjed, maßgebender Zeitpunft hiefür, Nr. 1442. 

Werthſchätzung von Gemeindegrundftüden in Tirol behufs Grundſteuervorſchrei⸗ 
bung, Nr. 1489. 

MWertbverringerung bed Anlagecapitals bei yetftellung des Einkommens einer 
Actiengejellichaft, in Hinficht auf die Einfommenfteuer, Nr. 1252. 

MWerthverringerungen, |. Werthabſchreibungen. 

MWetterläutgebühren der Schullehrer und deren Charafter — waren bie be: 
ſtandenen Naturalgiebigfeiten faſſionsmäßige Schuleinfünfte, ſo bleiben es 
an die an ihre Stelle getretenen Zinjen der Grunbentlaftungsobligation, 


r. 
Widmung, Titel für die Hauszinsſteuerbefreiung von im Eigenthume eines Landes 
befindlichen Gebäuden, Nr. 1441. 
Wiederaufnahme, verweigerte, der Verhandlung und Entſcheidung in ber recht3- 
fräftig abgethanen grage wegen Leitung eines Schulfondsbeitrages, Nr. 1447. 
Wiederheritellung in den vorigen Stand ım alle von Aenderungen an Wafjer- 
anlagen ohne behördliche Genehmigung, Wr. 1534. 
Wiener Srercierplaß, ſ. Erercierplat, Wiener. 
— Baradeplat, |. Erercierplak, Wiener. 
— Siobtermeiterungägründe, Steuerfreiheit der Neubauten auf diefen, Nr. 1375, 


— Berbindungsbahn, |. Berbindungsbahn: 
Wildfhäden, für alle, aud auf Waldgrundſtücken vorgefallene, fünnen bie 
Grundbeliger Vergütung verlangen, Wr. 1294. 
Wirkungskreis fanitätd= und baupolizeilicher, der Gemeinden, wodurch näher 
beftimmt, Nr. 1485. 


5 —E 
BWırıkigei:siutrer, manch, beren Untere ses \sbeiri 
rag! ubstreFufern 


Bırk'aeitseensiicnigetzen, i Erwerbssensticnitatsen 
— 1, Es Lufee 'cn cu. 
Misthsgewerbe, weitau’ides, Erverbüenet beson bri Der Werpedcreug, 
%r. 137% 


Birsksgausben m Eaiiiur, i. Fantübrung eines 

Birwen uch FLoupt'i:.ichrern, Heriorgung, Fir. 1563 

BWohubetandige:i, Legr:ri besiciben, Fr. 1562. 

Bohnort ber Kınder für vie Grrihuiung enticheidend. Nr. 1466. 
Bognungsieeruichuugsanieige behuis webaubeiteuerebichreibung, Ar. 1868. 


3 


Zahl ber Schüler, Berechnung berielben, Ar. 1448. 

Zahlungsauitrag bezüglich einer Gebühr von einem zweiieitig verbindlichen 
Rehisgeihhäfte, an wen berielbe zu richten dei, Ar. 1369. 

Zaun, |. Warıenzaum. 

Seitpunft ber Anwendbarkeit bed Sei. u. 27. Tecember 1880, R. E. 2. Rr. 131. 
auf eine Erwerbsgenoſienichait, welche im Laute bes Etenerjahres ihre Sta⸗ 
tuten im Sinne bieies (Teieges geändert bat, Rr. 1250. 

—  mafgebender, für bie Verpflihtung zur Zahlung und für das Auſsmaß ber 
Gintommenfteser III. Glafle, Nr. 128. 

—  mafgebender, tür die Werihberechnung eines Nachlaſſes, Nr. 1442. 
Zeugniß eines Staatstechnikers oder eines autorifirten Givilingenieurs, Ar. 1515. 
an nigrüdftellung, ſ. Beilagenrüdftellung. 

Zinſen der Pfandbriefe der öfterr. Bodencrebitanftalt find zur Einfommenfteuer zu 
fatiren, Wr. 1817. 

— einer Schuldforberung, Ginkommenſteuer bievon, Nr. 1285. 

— f. Pafſivzinſen. 

-- f, auch Verzugszinſen. 

—nothleidender Sappoften, Einfommenfleuer von, Nr. 1364, 1510. 

— von einem auf einem von ber Sebäubdefteuer ganz befreiten Hauſe intabız= 
lirten Acceptationscredite, ob bei Bemeſſung ber 5percentigen Steuer zu be- 
rüdfichtigen, Nr. 1350. 

Zinfen vergät ung für indebite eingehobene Ginfommenfteuer, ob ftatthaft, 
re) 


Sinsfieuerbe freiung von im Eigenthume eined Landes befindlichen Gebäude, 
r. 


— wegen Zubau, Nr. 1331, 1339, 

Zineſteuerfaſſionen, ſ. Reinigungsbeitrag. 
insſteuerfreie Gebäude, |. Gebäude, hauszinsſteuerfreie. 

Zinsſteuerpflicht der Miteigenthümer, Wr. 1549. 

— 05 in Wien bloß auf Wohngebäude befchränft, Nr. 1348. 
Zögling einer Militärbitbungsanftalt, Ausmufterung eines folden in Abſicht auf 
bie Zuweiſung ber Heimarhölofen, Nr. 12583. 

Zollbefretung aus bem Titel der Identität von eingeführten Sachen mit ben 
früher ausgeführten, ob ohne Loſungsverfahren ftattfindet, Nr. 1368. 
Zoltgebührabforderung, nachträgliche, von Mehl bei der Einfuhr nach Dal: 

matlen, Wr. 1367. 
ollgebührenrüdvergütung, Nr. 1368. 
ubau, Hauszinsfteserbefreiung megen, Nr. 1331, 1339. 
ubauten, Unterfchieb von Umbauten, Nr. 1331, 1359. 

Hr Bedingung ber Steuerreftitution, Nr. 1433. 
uderfabritsbefteuerung nach breijährigem Durchfchnitt, Nr. 1490. 
ufahrtsſtraſten zu Cifenbahnen, Concurrenz bei Herftellung berjelben nach dem 

nieberzöfterr. Landesgeſ. v. 24. April 1874, Nr. 1255. 

Zugehsr eines Brauhauſes, Nr. 1283. 
ulage, f. Tienftalterögulage. 

Burierftattung indebite bezahlter Steuern, wer fie fordern kann, Nr. 1408. 
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Zurüdbaltung von Gemeinbegufchlägen zur Begleihung einer Forderung bes 
Aerars, ungeſetzlich, Nr. 1425 
Zuſchläge zur Verzehrungsfteuer, welche Normen für die Zahlung, reſp. Rüder: 
ftattung derfelben gelten, Nr. 1610 
— ſ. Semeindezufhläge, —288 zuſchläge ıc. 
Zuſchrift, ämtliche, betreffend einen ———— über die Aufnahme in den 
Heimathsverband, Beweis der Aufnahme, Nr. 1386. 
Zuftändigkfeit auf Grund einer ämtlichen, bie Aufnahme in den Gemeindeverband 
in Folge Gemeindebefchluffes barthuenben Zuſchrift, Nr. 1566. 
durch Quadriennirung, Nr. 1327. 
eines unehelichen Kindes vor bem kaiſ. Du v. 24. April 1859 und bem 
Heimathsgeſ. v. 3. December 1863, Nr. 1286 
— ſ. auch Eompeten;. 
— ' Heimathsrechtserwerbung. 
— Sf. auch Heimathsrecht, Heimathszuweiſung. 
Heimathszuſtändigkeit. 
Zunändigte a 0 3 ertdeilung troß Heimathajcheines von ber Gemeinde beitritten, 
1 


Zuftellungstag ber angefochtenen Entſcheidung, ob und wie lange bie Angabe 
der Barte: varliber für die Frage der rechtzeitigen Beſchwerdeanbringung 
maßgebend ift, Nr. 1425. 

Zumeifung auf Grund einer Gebenfmännerausfage, — wo letztere abgegeben 
werden muß, Ver. 1598. 

— der Heimathsloſen, Außmufterung eined Zöglings aus einer Militärbildungs- 
anftalt in Abficht auf diefelbe, Nr. 1253. 
— eineh 0° Heimathlofen, wenn bie Staatsbürgerſchaftsfrage in Mitte Tiegt, 


— einen — 53.2 19, Abj. 2 des Heimathsgeſ. v. 3. December 1863, 
Nr. 105, Nr. 
— einzelner Häufer zu beflimmten Ortſchaften anläplich der Volkszählung, ob 
nad freiem Ermeſſen der Behörden, Nr. 1398. 
von Gründen zu einem Jagdgebiete, Nr. 1437. 

Zwedm äßigfeit, die, einer verrraggmäßig berzuftellenden Wafferleitung bat bie 
autonome Berwaltungsbehörde nach freiem Ermefien zu beurtheilen, "Re. 1263, 
Zweijeitig verbinbriche Rechtsgeſchäfte, die Finanzbehörden bei ſolchen beregitigt 
bie ganze Gebühr von einen oder dem anderen Contrahenten im ganzen 
Betrage zu fordern, und find nicht verpflichtet, im Zahlun Banfirage alle 

Zahlungs: und Haftungspflichtige ausdrüdlih anzuführen, Nr. 1369, 
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Achhammer Joſef, Nr. 1300. 

Adezoſteleb, Bezirksausſchuß, Nr. 
138 

gar Joſef, Begräbnißkoſten, Nr. 1608. 
gund, Gemeinde, Nr. 1304. 

Almiſſa, Gemeindeausſchußwahlen, Nr. 
1495. 

Andrei Antonio, Nr. 1495. 

Anglo:öfterreihifche Bank, Nr 1483. 

Anısfeld Rafael Jonas, Nr. 1459. 

Apple Robert, Berlafjenichafts: Gebühr, 
Nr. 1269. 

Aroni Ro Schullehrerswitwe, Ge⸗ 
halt, Nr. 1568 

Aſpach, Sofbefiger, Nr. 1304. 

Alpang, Markt, Gemeinde, Nr. 1235. 


ajfeturg Anna, Gräfin von der, Nr. 
1430. 


Attems, Graf Friedri, Nr. 1532. 

Auffig, Stabsgemeinde und Dekanal—⸗ 
fire, Nr. 1411. 

Auftria, allg. wechſelſ. Capitalien⸗ und 
Rentenverſigh. Bee Nr. 1443. 

Avio, Gemeinde, Nr. 154 

Aymas Gregor Ritter v, ” Erben, Tr. 
1413. 


B. 
Bandsimer Michael und Maria, Nr. 


Badl Anton, Nr. 1346. 
Bärnreither, Dr. W5 Nr. 1437. 
Bartl Georg, Nr, 143 

Baum, Dr. Julius, * 1360. 
Beamtenverein Vorſchußconſortium 
Brünn, Nr. 1340. 

— 1. allg., „Landitraße”, Nr. 1377. 
Bed Franz, Nr. 1258 

Beer Dear Löw, Nr. 1580. 


Bejnaromwicz, Caſſier, Defraudation, 
1526. 


Kr. 


Bellina de Czechowsſski Erasmus, Nr. 
1547. 


Benes Barbara, Nr. 1299. 
Bergbauptm annſchaft 
466 


Prag, Rr. 


Bergiia ttadt -Ratibofic, Gemeinde, Nr. 


—88 Joſef, Nr. 1527. 

Beſcaer Pfarrer, Nr. 1426. 

Bezirtäheuptmannigaft 
r 


PBrognig, 


— Spalato, Nr. 1575, 1376. 


ih, Bezirköftraenausfchuß, Rr. 
Religiongunter: 
Rt. 


— Bingerchule, 
richt, Nr, 1551. 

Blatta, 
1480 

Böhm. Heinrich, Nr. 1295. 

Boniciolt Joſef, Nr. 1371. 

Bofic, Gemeinde, Nr. 1538. 

Borros Anton, Nr. 1480., 

Borborn S., Nr. 1569. 

Bozejovsty gran; und Alois, Zuſtän⸗ 
digfeit, Nr. 1315. 

Bozen, Stabtgemeinde, Nr. 1428. 

Bozen: Meraner Bahnconceifionäte, 
Nr. 1295. 

Bräutigam Johann, Nr. 1523. 

Brandeıs, a/d. Elbe, Patronatsant, 
Nr. 1559. 

— Gtadtgemeinde, Nr. 1464. 

Brandeis, Graf Anton, Nr. 1295. 

Beiluid- -Battina Don Paolo, Ar. 


Broniewska Eleonore, Nr. 1418. 

Brünn, Gemeindeausfhuß, Nr. 1542. 

— —— — Zuder⸗ 
fabrik, 


Gemeinderathswahlen, 


— — — — — — 
Beilage ter Juriſtiſchen Blätter, 
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Brünn, Beantenverein. Spar: und Drouzetic, Sagbnerpa hung, Nr 1262. 


Vorſchußconſortium, Nr. 1340. 
— mähr. Cscomptebank, Wr. 1517. 1535. 


var Kohlenbergbaugeſellſchaft, Nr. 

1332. 

Brumov, Gemeinde und Grundbeſitzer, 
Nr. 1517 


Budweis, Sparcaffe und Ereditverein, 


r. 
Bukovics Karl von, Nr. 1592. 
Bulat, Dr. ©. F, Nr. 1575, 1576. 
Bured Wenzel, Nr. 1306. 
Buſchbeck, H. * Firma, Nr. 1423. 


C. 


Caldeſein Rabbi, Conſortium, Nr. 14809. 

Canale, Gemeindefraction, Beitrag zur 
Arztenbefolbung, Nr. 1336. 

Capeſius, Dr. Bictor, Nr. 1445. 

Garl- Thenter in Wien, Verpachtung, 
Bebühr. Nr. 12727 

Gajtel Sucuraz, Gemeindemahlen, Nr. 
14 


Santa Joſef, Nr. 1429 

Gellentino, Gemeinde, Nr. 1489. 

Gercen, Gonfortium, Mr. 1489, 

Cerny Auguft, Nr. 1608. 

Ceslic, Gemeinde, Nr. 1383. 

Chieig, Orisſchulrath, Nr. 12356. 

Choc Franz, Nr. 1478. 

Chyromwer Mühlgraben, 
Nr. 1429. 

Gogolo, Gemeinde, Nr. 1489. 

Gomajine, ©emeinde, Nr. 1489. 

5008 Eleonore, Nr. 1333. 

Gtibor Wenzel, Nr. 1584. 

Gzernin von und zu Chudenitz, Graf 
Jaromir, Nr. 1494. 

Czernowitz, Gemeinde, Nr. 1434. 

Czerny Joſef, Nr. 1363. 


D. 


Tamm, Bendel, Nr 1419, 

David, Dr. me Nr. 1259. 
avidomicz, Geitattung zur Kührun 
dieſes Namens, Nr. 1 432. dührung 

Delvari Margarethe, Nr. 1604. 

Denenfeld Zohann, Nr. 1313 

Dirmbdirn Karoline, Nr. 1291. 

Dmohomwsfi Throfil, Nr. 1357. 

Döllitfhen, Gemeinde, Nr. 1327. 

Dolloplaſſer Zuderfabrifs - Actien= Ge: 
jelihaft, Nr. 1490 

Doͤrndach, Gemeinde, Nr. 1410. 

Dorojhoug, Branntweinbrennerei, 
Steuer, Nr. 1266. 

Dopgauer Richard, Ritter v., Nr 1310. 

Drevohoftig-Leipnifer Bezitköftrage, 
Beitraggleiftung, Nr. 1471. 


Budwinski, B. 8. 5. Erfenntniffe VI. 


Reinigung, 


Dulemba Karl, Nr. 147 
Dydynsfa Marie, Nr. 1424, 


€. 


Eibenfhig, Stadtgemeinde, Nr. 13545. 

Eibiswald, Gewerkſchaft, Markenitreit, 
Nr. 1601. 

Eichhorn, Öemeinbe, a. 1359. 

Cisler Joͤnaz, N r. 

Elbekanal, — bei der Kyd⸗ 
linower Mühle, Nr. 1301. 

Elias, Gebrüder, Nr. 1268, 

Eljenwanger Johann, Nr. 1373. 

Ergoth Joſef, Nr. 1609. 

Eſcherich Karl und Karoline, Nr. 1277. 

Escomptebank, mähr., in Brünn, Wr. 
1357, 1535. 

Eugenborf, Gemeinde, Nr. 1338. 


F. 

Fahringer, beim Burger zum Reiten⸗ 
IHöR, Georg, Nr. 1607. 

Feldkirch, Stadt, Nr. 13962. 

Feſtetits, Graf Gabor, Nr. 1444. 

Finaly Karoline, Gebühr vom Engage: 
mentövertrage, Nr. 1260. 

Sinangbireetion in Klagenfurt, Nr. 
1548. 

— in Laibach, Nr. 1596. 

— in Trieſt, Nr. 1397. 

— in Troppau, Nr. 1439. 

Finanzlandesdirection Brünn, Ver. 
1290, 1340, 1351, 1414, 1490, 
1537, 1377, 1588, 1589. 

— Gray, Pr. 1467, 1475, 14736, 1491, 
1492, 1500, 1509. 

— Innsbrug, Nr. 1317, 1519, 1362. 
— Lemberg, Nr. 1249, 1285, 1307, 
1364, 1459, 1460, 1499, 1529. 
— Prag, Nr. 1250, 1251, 1257, 1258, 
1289, 1297, 1440, 1450, 1461, 

1477, 1518, 132 8, 1356. 

— Wien, Nr. 1252, 1259, 1276, 1277, 
1318, 1332, 1349, 1363, 1377, 
1378, 1421, 1422, 1449, 1468, 
1510, 1527, 1550. 

Sinanzprocuratur in Trieft (alö Be- 
ichwerdeführerin), Nr. 1403. 

en Karl, Nr. 1349. 
iſcher Kajetan, Nr. 1329, 1387. 

— Ritter v. Anfern, Anton, Nr. 1375. 

at De Friedrich, Nr Nr. 1536. 
luri Menga, Nr. 1590. 

—— Joſef, Nr. 1417. 
ranfl Feith, Nr 1589. 

Kine Simon, Nr. 1934. 
rainersdorf, Pofiſtation, Erblichkeit, 
Nr. 1454. 


42 


658 II. Alpbabetiiches Namenregifter. 


de Franceschi, Gejchmilter, Pr. 1352. | Herzog Alois, Nr. 1569. 
Franz-Joſefsbahn, ſ.Kaiſer-Franz- Hochgarth, Gemeinde, Nr. 1523. 


Joſefsbahn. Höbelt Eduard Wilhelm, Nr. 1598. 
Frenz Franz, Nr. 1492. ... Höfen, Jagdausichuß, Nr. 1281. 
Friedberg Daniel, Heimatszuftändig: | Hofmeiiter’3 Waijen, Verpflegung, Nr. 

feit, Nr. 1497. 1516 
Sriedmann Pauline, Nr. 1506. Holesopic, Gemeinde, Nr. 1365. 
re Andreas, Nr. 1463. ıHolesovic-Bubna, Gemeinde, Nr. 
Fürſt Sohann, Nr. 1592. ‚1254. 

Holic, Gemeinde, Nr. 1497. 
&. Holoubek Wenzel, Nr. 1537, 


Horomig Eifig, Nr. 1362. 

* wo anna miete und Ryczychoͤw. 

4* 1496. üterpropinat-Einkommen, Nr. 1391. 

Salım eget Soferne, Eee Haftynef Therefin, Säullehreramim. 
Garzetta Karl, Richard, Margarethe, ö A Nr 1568. sr. 1416 

Marie und Anna, Nr. 1604. | 0 gear Martin, It. 1 1 
Geimen Bincenz und Juliana, Nr. 1487, Dozäf Sof, Platten, Re. 1559. 
St Genois, Graf Moriz, Nr. 1520. Dranic Gemeinde, deren Eurator, Mr. 
Getner, Mutter & Comp., Nr. 1427. 


Hryniuf Waſyl, Nr. 1484. 
Gleboka, Wirthähauserbauung, Nr. uber Anton, Nr. 1304. 


Gablonz, Spar: und Vorjchußverein, 
Nr. 1440 


1470. r 
Göding, Gutsverwaltung, Nr. 1511. ypothekenbank, böhm., Nr. 1518. 
Görgey Katharina, von, Nr. 1277. 
Gold Sigmund, Nr. 1569. J. 
Goldberger Ignaz, Nr. 1569. Jacob Luigi & Comp., Nr. 1546. 
Goldenberg Jacob, Nr. 1266. Jawornitz, Gemeinde, Nr. 1582. 
Gollnböd Johann, Zuftändigkeit, Nr.| Jira Franz, tet Kr. 1583. 
1286 Illich, Dr. Pietro, Nr. 1367. 


Gotſchdorf, Gemeinde, Nr. 1406. Innsbruck, Stadtgemeinde, Nr. 1390, 
Graslig, Stadtgemeinde, Nr. 1597. 1392. 
Graz, ein ber Gemeindeipar: 3 naborf, Gemeinde, Nr 1383. 
cafie, Nr. . udenburg, evang. TFriebhoferrichtung, 
— finder Eifenbabn: und Bergbauge | Nr. 1324. B. Friedhoferrichtur 
fellichaft, Nr. 1374. Juſtice Anton, Nachlapgebühren, Re. 
Grohmann Wilhelm, Nr. 1422. 1292. 
GOroß E., Nr. 1368. 
z acob, Dr 1308. 1302 K. 
runter Johann, Nr. 1302. N _ < 
Gura:-Sadomei, gried.:orient. Pfarr: va lerür ana Jofefabehm, Mr. 1501. 
gemeinde, Nr. 1382. ina Ynna, Tr. 1455. 
' Kamareith Ignaz, Nr. 1600. 
H Kant, Gemeinde, Mr 1555. 
arfreit, Gemeinde, Nr. 1302. 
abicht Anton, Wr. 1339. Karlsbad, Braucommune, Nr. 1312. 
Seigermons. Seettorgeitocion, Garten: Karolinentbal, Gemeinde, Nr. 1365. 








zaun = Herftellung, Nr. 1308. — bürgerl. Vorſchußcaſſe, Nr. 1251. 
Hampel Friedrid, Nr 1532. Kaftner, Eheleute, Nr. 1591. 
Hanauer Joh. und Maria, Nr. 1366. | Kat Moies, Nr. 1272. 

Hande, Dr. Auguft, Nr 1284. Keppel Glementine, Nr. 1458. 

LEHREN Leopold, Nr. 1409. Kiesmetter Johann, Nr. 1402. 
anzhowsky Joſef, Nr 1338. Kimmelmann Mojes und Iſaak, Kr. 

Hamlomwic, Gemeinde, Wr. 1538. 1593 

Heidl Heliodor, Nr. 1451. Kirſch en Seelig, Nr. 1457. 


Heiligenkreuz bei Sauerbrunn, Pfarre, Kladno, Bezirksausſchuß, Nr. 1569. 
Nr. 1282. Klagenfurt, Gra Thurn'ſche Gemerl: 
einzendorf, Gemeinde, Nr. 1356. ihaft, Nr. 1601. 
eifer Sofef und Pauline, Nr 1395. : Klein: Mariazell, Gemeinde, MM. 
ir Imnma, Pfarrbaulichkeiten, Nr.| 1434 


Klein: Betersborf, Gemeinde, Nr. 
Herz & Comp., Nr. 1369. 1356. 





x 
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Rleiſt Heinrich, Se v., Berlafienfchafts« | Land Mi : a N sie ſchuß Steiermark, Ir. 
14 


gebühren, Wer. 1 
SKlement Karl, Nr. 1591. 
Klepriit Bincenz, Nr. 1501. 
Klinger Anton, Nr. 1523. 
Klinzer Andreas, Nr. 1456. 
loferneuburg, Chorberrnftift, 
Knauer ®., Nr. 1368. 
Kniebeiß Jacob, Nr. 1541. 
Knina Regine, Nr. 1337. 
Knopf Mayer, Nr. 1579. 
Königinhof, Gemeinde, Nr. 1506. 
Königsgarten Bernhard, Nr. 1588. 
Kohn Iſaak, Nr. 1399. 
Kobout Wenzl, Nr. 1464. 
Kolomea, Pfarre, Bauconcurrenzpflicht, 
Nr. 1484. 
Konrad Mofes, Nr. 1263. 
Krauß Stanidlaus, Nr. 1249. 
Kreindl’8 Witwe, Firma, Nr. 1510. 
Kremfier Stadtgemeinde, Nr. 1389. 
K ums mba 2 Gewerkſchaft Markenftreit, 
r. 
— Vohumil, Nr. 1298. 
Kuenburg Franz, Graf, Nr. 1305. 
Kumrowitz, Gemeinde, Nr. 1434. 
— Brüdenmautb, Nr. 1434. 
Kunemald, 
Scheuer dort, Nr. 1557. 
Kuttenberg, Stadt, Nr. 1558, 
Kverka Franz, Nr. 1299. 


L. 


Ladis, Gemeinde, Nr. 1590. 

Laibach, fürftd. Ordinariat, Nr. 1293. 

Landesausſchuß Böhmen, Nr. 1254, 
1262, 1280, 1281, 1306, 1314, 
1381, 1394, 1405, 1437, 1453, 
1464, 1498, 1505, 1506, 1514, 
1515, 1516, 1525, 1537, 1539, 
(ala Beschwerdeführer 1551), 1532, 
1553, 1560, 1565. 

— Bufowina, Pr. 1413. 


iehhanbel des Adolf eilt a 





— Tirol, Nr. 1304, 1334, 1336, 1390. 

Landesregierung Salburg, Mr. 1358. 

Landſtraße, Gonjortium des I. allge: 
meinen Beantenvereines, Nr, 1377. 


Nr. Laube Franz, Nr. 1287. 


Lazansky, Graf Leopold, Nr. 1256. 

Lebeda Anton, Nr. 1403. 

Lech, Wafferwerksbeſiher, Nr. 1433. 

Lechner Xofef, Nr. 1473. 

Lederer Anton, Nr. 1463. 

Reipnif: Sunbenburger uderfabrifö- 
Actiengejelichaft, Nr. 1491 

Lemberg, gali;. Sparaiie, Nr. 1499. 

dengsfeib Karl, Nr. 1507 

ad? Naturalleiftung für Schule, 
Nr. 1522. 

Lichtwitz E. & Comp. Nr. 1569 

Liebig oh. & Comp. Nr. 1318. 

Liebmann Chaim, Kr. 1401. 

Lille Eifig, Nr. 1544. 

Linz, Stadtgemeinde, Nr. 1263. 

— volkswirthſchaftlicher Bürgerverein, 
Nr. 1268. 

Li F a n genofieniäaftliges Jagdgebiet, 


Lipski Alexander, Nr. 1598. 
gzanttondfond, Erjagleiftung, 


— Ferdinand wich, Nr. 1388. 

Löw Salomon, Nr. 127 

Löwenſtern Frhr. v., 9 1294. 

Löwenſtein— ‚Wertheim- -Rojenberg, 
Fürſt Karl, Wr. 1514. 

Lohninger Mathias, Nr. 1481. 

Louſe Anton, Nr. 1412. 

Lunz, Gemeinde, Nr. 1444. 

Lupetſching, Jagdausſchuß, Nr. 1539. 


Luze, Ortfulrath, Kr. 1380. 


M. 


| Märfel Benedikt, Nr. 1384. 
'Magras, Gemeinde, Nr. 1489. 


— Dalmatien, Nr. 1425 (ald Beſchwerde⸗ HIER Pfarre, Wafferbeichaffung, 


führer). 


— Galizien, Nr. 1313, 1342, 1436, Malarfiemicı Alexius, Nr. 1274. 


14:0, 1507, 1508, 1526, 1531, | Mal&’er Gerichtsbezirk, 


1593. 
— Görz, Wr. 1302, 1316, 1333. 
— Iſtrien, Nr. 1323, 1426, 1610. 
— Kärnthen, Nr. 1482. 


— Krain, Nr. 1325 und 1326 (als Be⸗ 


ſchwerdeführer, 1412. 
— Mähren, Nr. 1441 (a2 Beichwerbe- 
führer), 1471, 1483, 1317. 


dortige Ge- 
Ameinden und Gonfortien, Nr. 1489. 


Male, Gemeinde, Nr. 1489. 
Malemsti, Arthur, Nr. 1526. 
Maneniz;a Vincenz, Nahlapgebübren, 


Nr. 1292. 


Manngold Marie von, Nr. 1391 
Marcovih Marianne, Gräfin, Nr. 1352. 
Marek Adele und Sofefine, Nr. 1572. 


— Riederöſterreich Nr. 1255. 1438, | Marzini Franz, Nr. 1316. 
1414. Ma 


—- Oberöfterreiih, Nr. 1268. 


a ſchau Spar: und Borjchußverein, 
Nr. 1250. 


— Sclefien, Nr. 1328, 1356, 1420. Mascon Margaretbe, Nr. 12377, 
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1528, 1320. 1223, 1339. 
1536, 1342, 9343, 1346, 
15, 1554, 1363, 1364. 


1497, 9394, 179 
Is, Name, 1603 


Yar Karnei, Je 0302, 9407, 1434, 


1930, 


1313, 11. 


We& nnorn, Jr, 1233, 1264, 1220, 


12854, 1247, 1294, 1295, 
a ‚ 1437, 1 


1323, 1824, 


1943, 1366, 1308, 


ſfun ee nung, Mr. 1349, 
102. 


1044, Ian, 1497, 
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Aireın)esa Ar, ırt. 1383. 


O. 


Obergeripit, Semeinde, Rr. 144. 

Oberhuber Ur. Johann, Rr. 1398. 

Obervellach, Bierverzehrungsſteuer, 
Nr. 1462. 

Oed, Metallfabrik⸗Actiengeſellſchaft, Rr. 
1361 


Dettingen :Wallerftein, Fürſt Karl, 


Nr. 1405. 
Ofner, Dr. Julius, Nr. 1400. 
Ohmeyer Karl unb Anton Franz, 
Kr. 1561. 
Olber sdorf, Gemeinde, Nr. 1406. 





1. Alphabetifches Namenregifter. 


Olmütz, Vorſchußverein, Ustfedni za- 
loZna, Wr. 1377 

Dpoeno, Bertefgenafuf, Nr. 1381. 

Oppaſſich Simon, ar 1397. 

Oppenheim, Nr. 156 

Dfegg, —— r. 1296. 

Oskrzesince, griech) fath. Kirche, Bau⸗ 
fojten, Nr. as 

Oſtrow, Branntmeinbrennerei, 
Nr. 1267. 


Steuer, 


PBadzensfi Lorenz, Nr. 1329. 

Pago, Gemeinde, Nr. 1423. 

wa ab Erdöd, Johann Graf, Ver. 
1432 


PBalfinger Kofef, Nr. 1273. 
PBannagl Karl, Wr. 1609. 
Pardubitz, Stabtrath, Nr. 1354. 
Barnes Rafael, Nr. 1364. 
Pejo, Gemeinde, Nr. 1489. 
Bellizano, Gemeinde, Nr. 1489. 
Pepperny Joſef, Nr. 1594. 
Verinello Anton, Nr. 1320. 
Periſch Leopold, er ayerlaffen: 
Ichaft, Armendrittel, Nr. 13 
Perlmoos, bydraul. Kalf- u. Bortland- 
Cementfabrik Actiengeſellſchaft, Rr.1252. 
Petrik, Verpflegskoſſen, Ver. 1582. 
vn A vba ch, Sparcafjendirection, Nr. 


Bfraumberg, Gemeinde, Nr. 1314. 
Philipp Aron, Nr. 1342, 1508. 
Piazuolla, Conſortium, Nr. 1489. 
Pichler Sriebrich, Pfarrer, Nr. 1303. 
Pick Ernft, Nr. 1568. 

Pirano, Gemeinde, Ver. 1323. 
Piſek Agnes, Nr. 1412 

— ———— Nr. 1595. 


— Bürgerſchule, Religionsunterricht, Nr. 
1551. 


Plan, Gonfortium, Pr. 1489. 

PBlavy Franz, Nr. 1505. 

Pleile Karl, Nr. 1554. 

Bleimeiß C., Firma, Nr. 1596. 
Plesnivy Franz. u. Anna, Nr. 1452. 
Bloda Ludwika, Nr. 1341. 

Pocatek, Vorſchußcaſſe, Nr. 1297. 


Bod erfam, Gemeindeausſchußwahl, Nr. 


1288. 
Pohl Johann, Nr. 1431. 
Pollak Joſef, Nr. 1569. 
Popel, Dr. Wenzl, Nr. 1394. 
Popovits, Zabif. W. Nr. 1518. 
Popper Anton u. Comp,, Nr. 1564. 
— Ignaz, Nr. 1534. 
— Leopold Ritt. v., Nr. 1350. 
rung Stabtgemeinde, Nr. 1365, 1374, 


— Siabtrath, noe. mecielfeitt ftäbt. Ver: 
fiherungsanftalt, Nr. 1543. 
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Prag-Smicdhomer, Kattunmanufactur, 

Nr. 1556. 

— Baulinie fiir die Joſefsſtädter Schule, 
Nr. 1374. 

— erite bürgerl. Vorſchußcaſſe, Nr. 1852. 

— Böhm. Dupolpelent ud Nr. 15 

Praßl Alois, Nr. 146 

Predmefic, —S Nr. 1559. 

Prihomig, Gemeinde, Wr. 1598. 

Privatgüterdirection für Böhmen, 
Nr. 1455. 


Punſchart Anna, Nr. 1475. 
Puſta Karl u. Sofefa, Nr. 1359. 


D. 
Quadratſtein, Hirſch, Nr. 1370 


R. 


Rabenſtein, Gemeinde, Nr. 1516. 

Radegund ‚ticchenvorftehung,Rr. 1462. 

Radkersburg, Kirchenconcnrrenzauß: 
ſchuß, Nr. 12379. 

Radman, Dr. Anton, Aufnahme in Ge: 
meinbewäblerliften, Nr. 1375. 

Rafonip, Stadtgemeinde, Nr. 1532. 

Rampersborf, Gemeindejagdverpach: 
tung, Nr. 1603. 

Ramjau, Gemeinde, Nr. 1443. 

Ranna Fi er, Gemeinbeweg-Herftellung, 
Nr. 1541. 

Ravafini Johann Marfus, Nr. 1396. 

Rehrl Mar, Nr. 1261. 

Reitler Karl, Nr. 1374. 

Reitzes ©. €. M., Brüder, Nr. 1376. 

Rentel Johann, Nr. 1486. 

Ried, Hofbeliker, Nr. 1304. 

Ried, au, Gemeinde, Nr. 1286. 

Riba Thomas, Nr. 1305. 

Roſenzweig Bernhard, Nr. 1569. 

Roſiner Wolf, Nr. 1307. 

Ro ft bo Aa J Metaufabrit— ⸗Actiengeſellſchaft, 

— Verein, Nr. 1485. 

Rysin, Gemeinde, Nr. 1552. 


©. 


Saaz, Stadtgemeinde, Nr. 1413. 
Sabetey Samuel, Vertragdgebühr, Wr. 
1268. 
Sachſenhaus Elias, Rt. 1307. 
Sätel Wenzel, Nr. 1321, 1322. 
Sahorz, Gemeinde, Nr. 1324. 
SaicherBafiliug, Zuftändigfeit, Nr. 1428. 
Salvore, Gemeinde-Boranihlag, Nr. 
1323. 
Salzburger Sparcajfe, Nr. 1408. 
Salzer Matthäus, Nr. 1445. 
Sambor, Stadtgemeinde, Nr. 1343, 
1344, 1460. 
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Samoclevo, Gemeinde, Nr. 1489. 

San Siacomo, ®emeinde, Nr. 1489. 

Satori Anton, Nr. 1261. 

Saybuider Butäherriaf, 
baubeitrag, Nr. 1531. 
Saal bon, Nr. 1422. 

allern Friedrich, Nr. 1878. 

< hattleiten, Gemeindeweg-Herftellung, ! 
Nr. 1541. 
EEE Johann, Nr. 1471. 

Sein Johann, Nr. 1271. 

Schemanomwiger Schule, Naturallei 
jtung, Nr. 1522. 

Scheuer Abolf, Nr. 1557. 

— Ludwig u. Adolf, ir. 1351. 

Schick Rofa, Nr. 1605 

Schidlof, Dr. Suftao, Nr. 1276. 

Schirmer Rilhelm, Wr. 1503, 1504. 

<atelinger Jacob, Nr. 1569. 
Schmid Alois, Wafferausleitungs: Be: 
willigung, Nr. 1423. 

Schmidl Iſidor, Nr. 1402. 

Schneider, Dr. Anton, m 1288. 

Schögler Franz, Nr. 155 

Schopf Wenzel, — Nr. 1524. 

23366184 Heli, Nr. 1331. 
FE: Franz u. Therefia, Nr. 1573. 

üttenbofen, Stadt, Nr. 1498. 

—A Fanny, Nr. 1605. 

Shmarzenderg Sobann Adolf, Fürft 
zu, Nr. 1566. 

Schmeiger Eduard u. Herman, Hei: 
matsrecht, Nr. 1892. 

Schwertaſſek Alerander, Nr. 1498. 

Scipio Karoline, Gräfin, Nr. 1369. 

Sedau, Fürftbifchof, Nr. 1279. 

Seiäler Bafilius, Zuftändigfeit, Nr. 


Senn Anton, Deimatörecht, Nr. 1599. 

Selve, Gemeindemahlen, Tr. 1371. 

Senoſetſch, Volksichule, Nemuneration 
gi Religiondunterricht, Nr. 1326. 
Seßler: Ferringer Viktor Frhr. v., 
Nr, 1532 

Siccard efine, Nr. 1442. 

Siedliska, Gemeinde, Fahrgelegenheit⸗ 
beifiellung für den Seelſorger, Nr. 1357. 

Siegl Ignaz, Nr. 1290. 

Sifocinsfi Johann, Nr. 1429. 

Skalska Amalie, Nr. 1341. 

Smalawska Fortuna, Nr. 1424. 

Smoletel, Butronatsamt, Nr. 1355. 

Smrziß, Gemeinde, Steuervorſchreibun⸗ 
gen, Nr. 1602. 

Spadef Franz, Nr. 130 

Spalato, Smeinbemäßtertiften, Auf: 
nahme des Dr. Rabman und anderer, 
Nr. 1373, 1576. 

Stantseifenbahngefeltigaft, Tr. 


Stanislau, Sparcaffe, Nr. 1474, 


II. Alphabetifches Namenregiſter. 


Stattbalterei in Brünn, Nr. 1497, 
1600. 
— in Innsbrud, Nr. 1590. 


DBrüden: ern Nr. 1271, 1272, 1419, 


37, 1544. 
— in fin, Nr. 1379. 
— in Prag, Nr. 1288, 1374, 1380, 
1435, 14873, 1582, 1608. 
— Wien, Ir. 1339. 
— 7 FR ai Pr. 1371, 1469, 1480, 


Shen von Schlachtenlohn Anton, Hei: 
matszuweiſung, Nr. 1258. 
Steinbach Johann, Nr. 1606. 
Steiner Franz, Nr. 1260, 1592. 
Stekna, Domänen-Forſtverwaltung, 
Nr. 1262. 
Stepan, Dr. Franz, Nr. 1570. 
Stiefna, Schuleinkünfte, Nr. 1330. 
Stipo fla 8, Gemeinde, Armenpercent 
vom Holzverfaufe, Nr. 15353. 
Strafjer Franz, Nr. 1379. 
Stremcha Johanna, Nr. 1308. 
Stryi, Gemeinderathäwahl, Nr. 1271. 
— Stadt, Gaffedefraudation, Nr. 1526. 
Sufa, Gemeinde, Nr. 1336. 
Spidnic, Gemeine, Nr. 1513. 
Sweerts-Spork Moriz Guſtav, Grat, 
Nr. 1372. 


T. 


Zabor, Stadt, Wr. 1584. 

— brauberechti te Bürgerichaft, Nr. 1447. 

— bürgl. Bräuhausverwaltung, Nr. 142. 

Tachlowitzer Gräben, Waflerableitung, 
Nr. 1459. 

Taidfirden, Gemeinde, Wr. 1266. 

T ui us 1 „Setsfäulcathe s Mitglieberwahl, 


Tecilacid Franz, Nr. 1567. 

TZerzolas, Gemeinde, Nr. 1489. 

zes en erzberzogl. Gameralbirection, 
420. 


Xen u jet Joſef und Magdalena, Nr. 1395. 

Thill Marie, Heimatsccht, Rr. 1406. 

Thurn, Graf Georg, Gewerkſchaft in 
Klagenfurt, Nr. 16018. 

Tobitſchau, 
Nr. 1305. 

Tominz Johann, Nr. 1319. 

Tramapgeſellſchaft, Wiener, Wr. 

1449 


Reiftungen zur Schule, 


Trient, Gollegiatcaptiel, Nr. 1591. 

Trieft, Stabtrath, Nr. 1403. 

Troltf& Johann, Nr. 1287. 

Troppau, Bezirksſtraßenausſchuß, Nr. 
1328. 


zarehlhe Bodencreditanftalt, Nr. 1439. 
bucdhomce, DOefjentlichfeit eines 
eged, Nr. 1503. 


11. Alphabetifched Namenregifier. 


Tihernofhin, Gemeindeausſchußwah⸗ 
fen, Nr. 1435. 

Tſchinber Michael, Nr 1548. 

Tſchinkel Auguft, Firma, Wr. 1274. 

Türk Berl, Ar. 1267. 

Tynißt: Opoenoer Straße, Ausbau, 
Nr. 1381. 

Tyrra, Kleingrundbefiger, Nr. 1420. 


u. 


Uhnom, Marftgemeinbe und ifraelitijche 
Gemeindeinfafien, N 36. 
Ung.:Oftraer Zuderfabrif, Nr. 1300. 
Undokt Be igausſchuß, Nr. 1565. 
Unter— —9 485. 
Untergerſpitz, — Nr. 1434. 


Unter-Reidhenau Gemeinde , Nr. 
1523. 

Unter:Sliono, Pfarre, Giebigfeiten, 
Nr. 1559 


Unterwarmberg, Pfarre, Intercalar⸗ 
einfünfte, Nr. 1293 

Urbanef Ferdinand, Nr. 1450. 

Urtinowitz, Meierhof, Einjchulung, 
Nr. 1566. 

Uſtrzyki dolne, Pfarr-Abminiftration, 
Nr. 1273. 


V. 


Vardabaſſo Ida, Nr. 1352. 
Vattaro, Semeinde, Nr. 1334. 

Veit Sebaftian, Nr. 1509, 

Velk Sofef, Nr. 1965. 

VBermiglio, Gemeinde, Nr. 1489. 
Blah-Miniujfi Benebilt, Nr. 1396. 
Bo Caſaro, Fractioniften, Nr. 1540. 
VBodida Franz, Nr. 1602. 
Vyſehrad, GCollegiatcapitel, Nr. 1955. 


W. 
Wachtel Adolf, Erben, Nr. 1605. 
Wachtler Albert, Nr. 1571. 
Wald,evang. Kirchengemeinde, Nr.1324. 
Waldftein Antonie, Gräfin, Nr. 1922. 
Wallachiſch— Meferitic, Gut, ©e 
bühr vom Mllodialifirungsvertrage, 
Tr. 1385. 
Wallis Graf, Zuderfabrif, Kolleiho: 
witz, Concursmaſfe, Gebühr, Nr. 1284. 
Wallmann Joſef, Nr. 1407. 
Waltersdorf, Gemeinde, Nr. 1586. 
Warnsdorf, Spar: und Unterſtützungs⸗ 
verein, Nr. 1289. 
Wartberg, Gemeinde, Nr. 1532. 
Wartbichler Stefan, Nr. 1500. 
Wawrowitz, Gemeinde, Nr. 1446. 
_ Buderfabrits Actiengejellichaft, 


Weintraub Jacob, Nr. 1362. 


Nr, 
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weile Joſſel Leib, Nr. 1270. 

Weiß Salomon, Nr. 1502. 
Weißkirchen, Gemeinde, Nr. 1253, 
Weißmann Mofes, Nr. 1401. 
Weißſtein, Dr. Julius, Nr. 1521. 
Weller Charles , Rt. 1269. 

W gie tf BG n, Semeinbegut, Benützung, 


Wertheim & Schmölzer, Firma, 
Nr. 1456. 
W AZ Jagdgründe, 


genoſſenſchaftliche 
Ban ſſenſchaftlich 


——36 Graf, Nr. 1466. 

Widmann Alfred, Nr. 1317, 1519. 

Wieliczka, Stadtgemeinde, Nr. 1341. 

Wien, Gemeinde, Nr. 1278, 1348, 
1349. 

Wiener Gemeinderath, Nr. 15392. 

— Banfgefellichaft, Nr. 1578. 

— GStabterweiterungdgründe, Steuerftei« 
beit der Neubauten, Nr. 1375, 1376. 

— Tramwaygeſellſchaft, Wr. 1449. 

— Aſpang Gijenbabn, 2 en 1255, 1278. 

— Berbindungsbahn, Nr. 1312. 

Wiesner Karl, Nr. 1417. 

Wilka Jacob, Buftändigfeit, Nr. 1327. 

Windiſch-GrätzAlfred, Fürf,Nr. 1262, 
1530. 

Winkler Sofef, Nr. 1345. 

Winternip Augufte, Nr. 1906. 

Wiznig, Marktgemeinde, Nr. 1413 

Wojczyusfa Apollonia, Nr. 1285.. 

Wolf Hermann, Nr. 1290. 

Wondrak Kofef, Nr. 1533. 

Wranitzky Raul, Nr. 1434. 

Murmbrand & Comp, Nr. 1569. 


2. 


ale J, Nr. 1513. 

atliäsfa Katharina, Nr. 1313. 

Zamboni Dominif, Gemeindenugungen, 
Nr. 1334. 

Zang Auguft, Verleihung von Zrowers. 
Ergänzungsmaßen, Nr. 1374. 

Zbonef Wendelin, Nr. 15330. 

Zbranka Nifolai, Nr. 1382. 

Zebau, Gemeinde, Nr. 1514. 

Zehovic, Gemeinde, Nr. 1599. 

Zegaraz Ivo, Nr 1469. 

Zemann Rofalia, Nr. 1393. 

Zeugämetter Anton und Franziska, 
Nr. 1468. 

Zidlicky Johanna, Nr. 1365. 

Zierotin Karl, Graf, Nr. 1385, 1386. 

Zirknitz, Koften des Religionzunter- 
richtes an der Volksſchule, Nr. 1323. 
olynia, Gemeinderathömahl, Nr. 1272. 
verfina Franz und Franzisfa, Nr. 1283. 

Zwifomeg, Gemeinde, Nr. 1280. 


Nahr* 

19762 Majeftätöbrief Kaifer Ferdi⸗ 
nands J., betr. Die Schenfung 
von Müplen am Moldau—⸗ 
fluffe an die Altitabt Prag . 

1750 v. 30. Mai, Stolapatent 

1771 v. 30. November, Venfions: 
normale . 2 2 2 2 0. 

1772 v. 18. Juli, Krop. Gel. ©. 
VI. Bdo. &. 505, Hofdecr., betr. 
Betaffenfihaft der ab inte- 


In. 
Regiſter der citirten Geſetzesſtellen. 


Nr.” | Zahı 


1365 | 1786 


1608 


156% 


stato verjiorbenen Weltgeift« 
. 1341 


liden . 

1777 v. 26. März (Compilations⸗ 
wert vo. 1793), a 5 Patent 
und Schägungßinftruction bes 


E ber Ne in Tirol— 
.1 


. 546 
Ss. 9 . . 1489 

1780 v. 25. Er Navigationd- 
patent für Steiermarf. 

1781 0. 26. März, Pol. G ©. 
Joſefs II., Geſ, 4. Bd, ©. 88, 
Benfionsnormale oo. . 1568 

— v 1. Mai, Juft. ©. ©, Nr. 13, 
eig erichtsordnuung 

. . 1502 
2 . . 1571 
S 406, 408. . . 1400 

1783 v. 28. October, Krop. Geſ. S 
NR II, It B,6© 293, 
ofbecr., betr. Intercalarein: 
Künfee von geiftlichen Bene: 
fizie ... 1293 

1784 v. 9. October, Pol. G. S. 

6, Bd., S. 573, Hofdecr. betr. 


1787 


*) Jahreszahlen ber einzelnen Geſetze 
**, Nummer ber Grfenntnijie. 


Rr. 
bie den Schulmeiftern gebüb- 
renden Wettergarben ober 
Gelbbeiträge . . 

v. 28. Tebruar, Bol. | G. S. 
Joſefs II., 11. Bd. S. 488, 
Jagdpatent, 66. 2, 15. 8 1294 
v. 18. September, Jufi. G. S 
Nr. 577, Hofdecr., betr. die 
Einbringung von Vormerks⸗ 
und Verbotsgeſuchen jeitens 
des Fiscalamtes ıc. . . . 
v. 23. October, Bol. G. S., 
©. 767, Juſt. G ©. Nr. 565, 
Seilbierungeorbnung 

6. 


.13. 
v. 2. Februar, Bol. 6 ©. 
13.85, ©. 577, Hoffzldeer., 
betr. bie Zahl ber Domherren 
bei den Capiteln und bie In⸗ 
tercalareinfünfte. . 
v. 16. Februar (24. Februar), 
Pol. G. ©. 13. Vd., S 579, 
Hoffzldecr , wegen Ginrücdung 
des Oberfchulauffehers bei 
jeden Domcapitel qua scho- 
lasticus 
v. 5. März, Juſt. ® ©. 
Nr. 641, Hofdecr., betr. ben 
Vorgang ber polit Behörden 
bei angemelbeten Neubauten 
70, 1507 
v. 7. Auguf, Bol. ©. ©. 
13.8d., ©. 579, Hoftzlbeer., 
betr. Ueberfegung der Tom: 


. 1530 


1372 


. 1581 


III. Regiſter der citirten Geſetzesſtellen. 665 
Jahr Nr. Jahr Nr. 
herren aus einem höheren 1804 v. 25. October, Pol. G. S. 
Capitel in ein minderes. . 1581 Nr. 4, Confcriptionspatent 
1787 v. 20. Auguft, Jakſchis G ©. ‚ 25, 26 2. . 1286 
3. Bd., S. 97, Hofbdecr., betr. . on. . 1315 
Inteccalareinfünite erlebigter .26 1, lit. b. . 1359 
geijilicher Benefiien . . . 1293 3b... «1405 
— 2. 28. September, Katich’s 1805 ». 21. Februar, Bol. G. ©. 
G.5.3.Bd, S. 97, Hofbeer., 24. Bd., Nr. 19, faif. Pat., 
betr. bie Intercalareinfünfte er- betr. Beilegung eine beutichen 
ledigter geiftlicher Benefizien . 1293 Vornamens für Juden in Ga: 
— v. 10. October, Bol. ©. ©. lizien, $$. 5, 6, 8, lit. b. . 1472 
13. &., &. 500, Hofbecr., — ». 11. Muguf, a8. Ent, 
betr. bie Naturalabgaben an be bie Pol. Yin Mi 
Schullehrer jür das Wetter: en ae olfzjäulen u 
läuten . . 1530 s. 7 . 1383 
1792 v. 6. Februar, Juſt ©. e. 188. . >. 1530 
Nr. 259, Hofdeer., betr. bie 1%... 1305, 1447, 1530 
Berlaffenichaft berabintestato 197... . ‚1305, 1530 
verftorbenen Weltgeiftlihden . 1341 290, 294 + 1568 
1793 A. 5. genehmigtes Compila- —* 360, * 300, ar, 381, 
tionswerk über das Steuer: 2. . 
und Peräquationsweſen in g. 391. . 1522 
Tirol : 1806 v. 18. April, Bol. G. ©. 
N 162. 2 2 2 20202..1489 26. Bd., ©. 49, Concurrenz⸗ 
§. 17, 19, 22, 162 . . 1546 normale, 6. 7 '& . 1355 
4795 v. 20. Februar, Pol. G ©., — v. 24, October, Juſt. 6 
6.25, Nr. 23, Hofobg., betr. Nr.789. Hofbeer., 'betr. Sim 
Vebertragung, Verpfändung ftelungen von Forberun en, 
und Verleihung ber Oenerke 1366 die zum geriöhtliggen Berfabren 
— v. 20. Februar, Juſt. ©. S nicht geeignet ſind . „ 1372 
Nr. 219, Hofkzldecr., berr. 11807 v. 24. April, Bol. ©. ©. 
Verfonal:, radicirte und ver: 28. Bb., Wr. 53, Vauconeur⸗ 
Fäufliche Gemerbe . . . . 1573 venznormale, Abi. 3, 4,5 1303 
1796 v. 19. December, Juſt. G ©. 1808 v. 25. Zebruar, Boftprivi- 
Nr. 329, weftgaliz Gerichts⸗ legium für Frainersdorf.. 1454 
ordnung 1811 v. 1. Juni, Sat ® ©. 
. 72..... . . 1470 air, 96, a. b. B. 
17.222222. . 1502 4 Eure 1590 
.. 296 . . 1571 6... 165 
18°1 0. 4. März, Pol ©. ©. en 1316 
Nr. 16, Hofderr., betr. Ber: j 13 ._. y 1454 
waltung der Intercalarein: PT 1992 
fünfte geiftlicher Pfründen . 1293 s. 37 "97.9 1590 
1862 v. 19. Zuni, Pol. ©. &. 139. . 1523 
Bh,, Nr. 48, Steuer: 141. 1379, 1419, 1600 
—* für Neugründe ꝛc. in 143. . . 1379, 1600 
Zivol . .. . ...1489 $. 144, 145 . . . 1523 
Abi. 1,6. . 1546 1655... 0.0. 1286 
1804 v. 13. September, tirol. Prov. F. 212, 213, 214. . 1445 
G. S. 3. Bd., 1. THl. Nr. 32, BT. 2. 2.20. 1365 
©. 29 (Sub. Erl. v. 20 Juni $ 293, 294, 296 . 1360 
1816), betr. Ueberſiedlungs⸗ .821....0.0. 1512 
gebühren ber definitiven und 343... .. 1311 
proviſoriſchen Beamten . 1345 362. . 1311, 1532 
— v. 13. September, Bol. ©. ©. 364 asıı, 1318, 1603 
Nr. 31, 22. Bd, Hofkmd., 365 . . . 1335 
betr Ueberfieblungäbeiträge bei 374... . 1462 
lieberfegung von Beamten . 1594' 5 41', 412 . 1561 





— v. 15. Februar, Kropat. 8. Bb., | 
S. W nieber-öfterr. Reggs. 


2.26. Juni, nicder· dſierr Prov. 
©, 2. Bd., S. 409, Be: 


.66 UI. Regiüer der citirien Eejetzesnellen. 
Jahr Rr. ! Fahr Kr. 
1711 v0. 1 uni, Jun. G. S Gire., beir. bie Infimmction zur 
fir. 946, a 6. ©. 2. | Ausführung bes Grwerbiieuer- 
43...” . .1321, 16% patentes, 6. 3 2.2. .1259 
HL... ...0.0. 0.18 SS. 11, 11,23. . . _. 13435 
$ 443, 481 . . . . .13261,1814 9. 1. Tecember, Pol. S 
53... . 0. 0. .123869 42. %b., ©. 149, FRüßlen- 
$. TBB . . . . - 1269 srhmung 00. . 1554 
WI. . 2 2 2.20. 0.1269' §. 2 2.22.2134, 1609 
5.618. . 2. 2 22.20 .1494 1816 2 il: April, Pol. E. S. 
5.797,89... 1352 Nr. 38, Hoifzideer., betr. die 
WR VE 37 Manipulations - Berbeiterung 
829. . . . . .1346, 1352! bei dem Grmwerbfiruergeichäite 
F. 333. 11367 1351, 1557 
%. 84. . 2 2 2 0. .13346 1817 v. 31. Tecember, Pol. ©. ©. 
g. ... 1521 45 Bdb., Nr. — 
... 153570 euerlöfchorbnung, 89 
Wi... 1389 % zlölßerhn 3 . 159 
6.914... "1265, 1297, 1605 : 1819 s. wi rärs, dbalmoi. Plov. 
§. 915, 916 1605 G. S. Nr. 33, Regulativ für 
.936.. . "1310, 1320, 1423 bie dalmat. Kirchenverwal- 
WW... 0.0.0.2 tungen, Pft.7, 9 . 149% 
. 983. 1310, 1319, 1320, 1423| — ».21. März, Pol. G. 6.*7 BD, 
01T 2. 2 2 22.2.4391 Nr. 49, a 5. Entſchl., betr. 
1037 . 2. ...160 bie Beitrafung der Gewerbs 
1042 . 1592, 1609 befiter, welche ſich ber Ent⸗ 
1045 . . . 1346, 1352 richtung ber werbſteuer ent⸗ 
: 108 . . . 1275 ziehen . 1589 
$. 1092 . 2 2... .1389|1820 v. * Jänner, galiz Ptov. 
$ 1l6 .... . 1532 G. Nr. 4, Gub.-Vdg. 
1120 .. 1445, 1532 3. Sen betr. die ex cur- 
. 1174 20. .1275 rendo- Abminiftration fremder 
re EHLl 178... . .. . 1606 Pfründen . . . 1357 
. . 1346 v. 23. Februar, Bor. © ©. 
SS. ar. 1228, 1229" . . 1458 47. Bd. S. 699, a. h. Entſchl, 
SS. 1233, i23.. 1600 betr. bie Einführung der Ge: 
$ 1247, 168 . ...0.127 bäudejteuer 
1288 0020. . 1414 22 22020... 
18... 0. . .. 1811 F. 1, g, 4, 18, 19, 23, 24. 1348 
13011 . 2. 2 2 2.2.4407 v. 29. Februar, böhm. Prov. 
1302 . 1407, 1429 G. ©. ©. 9, Hoffzlbecr., 
1305 . oo... 3.351, Snftruction zur Claffi⸗ 
. 1311 . „1322, 1609 fication der Wohngebäude, 
\$ 1318, 139... . . 1311 17T. 2 ee ee. 1562 
. 1357, 1376. . . . 1347 v 1. min, mähr. Prov. 
‚ 1421, 1431, 145 . .127 8 © II Bd., ©. 158, 
1458 . . 1425, 1503, 1504 Circ. wegen Sinfüprung ber 
1178 . . 1275 Gebäudeſſeuer, $. 5 . 1549 
1812 2. 31. December, Bol. G. ©. v1. ran, nieber-öftere Prov. 
39.3, ©. 1314, Erwerb: ©. ©. 2. Thl., Nr. 63, Be: 
fteuerpatent . . . „1259, 1518 ftimmungen über bie Einfüß: 
5,67... 002000. 14557 J der Gebäudeſteuer, F. 12 1468 
W 1589 3. Mai, galiz. Prov. 
.9). 1351, 1378, 1557 . S. Nr. 66, Sub -Decr. 
. 16 . 1378 — vom 4. Mai 180, 
1813 > 14. Li. Jänner böhm. Ptiov. 3. 12417), betr. Beftimmung 
d. Nr. 87, Beil. 1, des Gehaltes für bie Admini— 
— — zum ſtratoren erledigter Pfründen, 
Erwerbſteuerpatente, F. 15 . 1351 Ab. 7. . 1213 
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ahr 
lehrung für die Dauseigen- 
thümer zur Berfaffung 


Nr. Jahr Nr” 


radicirten, verfäuflihen und 
perfönlichen Polizergewerbe ıc. 1366 


Binzertragsöefenntniffe, s.16 1348 | 1825 >. 3 October, böhm. Prov. 


1820 26 yuni. mähr. Brov. 

Bd, S. 334, Be: 

fedrun ber Hauseigenthümer 

über Verfafjung der dinser 
tragsbekenntniſſe, F. 2 

— v. 12. October, Bot. G. S. 
48. Bd., Nr 121, a. h. Entſchl., 
betr. Behandlung ber ftän ie 
Ihen Landhäuſer und Gebäude 
bei der Häuferfteuer . . 

1821 v. 11, Februar, mähr. Prov. 
G. S. Nr. 95, Hoffzldeer., an 
das mähr.: ſchleſ. Gubernium, 
betr. den Unterſchied zwiſchen 
radicirten und verfäuftichen 
Gewerben . . 

— v. 12. April, nieder: öfter. 
Prov. G. S. 3. Bd, ©. 243, 
Hofkzldeer., betr. Vergütung 
"ber Bildicäben . . 

— v. 17. Mai, Bol. G. S. Nr. 74, 
Mauthnormale, 

8.4 lit. o, 3.3. 
6. 4, lit. 0, 3.4. 

— 218. Juni, nie erzöfterr. Brov. 
G. &. 111 Thl., Nr. 206, 
Hoffzldeerr. 3. 1058, betr. 
Ausſcheidung der Hauszind- 
—* bei Wohnunsdleerſte— 
ungen . 

1822 v. 5. September, Bol. © ©. 
Nr. 99, a. 5. Entſchl., betr. 
Aenderung einiger Erwerbs 
fteuerciafien . . 

1823 v. 14. Jänner, nieber:öfterr. 
Prov. ©. . Bd., Nr. 5, 
Hoffkiber. 2. 2is6, betr. Er- 
läuterung ber vorſchrift wegen 
Anzeige der leerfiehenden Woh⸗ 
nungen 

1824 v. 22. Jänner, nieber-öfterr. 
Prov. G. S. Nr. 21, „Ererb⸗ 
ſteuerpatent, $$. 5, 7 . 

— 2.29, Juli, galiz Bro. 8.6. 
©. 332, Hoffzldeer. 3. 19162, 
betr. bie Berpflichtung. zur Ab: 
nahme grundherrſchaftlicher 
GSetränfe . . 

— dio September, Juſt. G.S. 
Nr. 2040, Hofkzldecr., betr. 
die Verlaſſenſchan der ab in- 
testato veritorbenen geiftlichen 
Perfonen . . 

— 9% December, 5ößm, Brov. 
& ©. ex :825 Nr. 58, Hof: 
kzldeer. 3. 35822, beir. Beur⸗ 
theilung ber Eigenfchaft der 


1s0| — 


. 1441 


. 1573 


. 1511 
. 1287 


. 1468 


1599 


. 1468 


. 1378 


. 1470 


7. Bd. Nr 181, ©.39, 
Hofkzldeecr., enhaltenb Beftim: 
mungen ber Concurrenz bei 
Friedbofbaulichkeiten '. . 1411 
» 20. November, böhm. Prov. 

G. ©. 7. Bo, Nr. 166, 

©. 326, Gub.⸗ Vog. Nr. 52331, 

betr. Einführung und cinrich⸗ 

tung des Armeninſtituts in 

Böhmen, F. 17. . 1553 
1826 v. 5. mi, Bol. 8.6. Nr. "36, 

Hofkzldecr., betr. Beichränfung 

ber Aenderung ber Geſchlechts⸗ 

namen. . . 1472 
— v. 16. Juͤni, galiz. Prov. 

G. ©. Nr. 79, Gub.-Vdg., 

betr. Ertheiluug des Reli: 

a und nein 

ung von Tahrge egen eiten 

iefür ö . 1357 
— v. 6. October, tirol. Ptrov. 

G. ©. 13. ®., Nr. 133, 

Gub.⸗Cire., betr. die Fatirung 

der nod) nicht befteuerten Neu⸗ 

gründe . . 1489 
— 05. December, "Bol. ©. S. 

Sir, 97, Hoffmbecr., betr. ben 

Termin zur Vorlegung von 

Reifeparticularien ıc. . . . 1594 
1827 v. 16. Detober, nieder: öflerr. 

Teov. ®. ©. Nr. 279, Hof: 

Taldecr. 3554, betr. Ver⸗ 

fahren bet Mebertragung radi⸗ 

eirter Gewerbe, bezüglich Er: 

merbftenereinhebung . . 1378 
— 9.13. November, nieber=öflerr. 

Thron. G. ©. Nr. 311, Hof: 

Taldecr. 3.1970, betr. Erwerb- 

fteuerpflicht der Ausländer . 1277 


1828 v. 1. Feobruer, tirol. Brov. 
G. ©. 15. „S. 23, Gub.⸗ 
Circ. Nr. —8 Norm über bie 
Beiteuerung ber Novalien . 1546 


1829 ». 25. Mai, PBrov. ©. ©. für 
ba Laibacher Gouv.⸗-Gebiet 
Nr. 104, Beſtimmungen, betr. 
die Einführung ber gem. 
Verzehrungsſteuer, Pi 4 14:6 
— v. 27. Auguſt, Juſt. © .& 
Nr. 2505, anbelövertrag mit 
Nordameri a, At. 11 . . 1269 


1830 v. 22. Juli, Prov. ©. ©. für 
Das Laibacher Goun.= Gebiet 
Nr.142, Hoflmdeer. 3. 26609, 
betr. die erhandlungen über 
Abfindungen und Verpachtun⸗ 


cu 
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Jahr Nr.| Sahr Nr. 
gen in der allgem. Berzeh: 1838 v.18 September, Prov. G. S. 
ungäftener MI pro 1831, Bft. 10 1416 für Mähren 20. Bb., Nr. 77, 

1830 Auguft, Bol. 6. ©. Hofkzldecr. 3. 3396, betr. Er: 

58. vd. Nr. 85, böhm. Prov. werbjteuerftrafen. . . 1589 
©. 6,12. &,, Nr. 217, Hof: — v. 8. November, galiz. Brov. 
kmdeer. betr. Mauthbefreiung 6. 6. ex 1839 ©. 30, Hofkzl.⸗ 
ber Zubren bei Uferſchutz⸗ Decr. 3. 20772, betr. bas Ber- 
bauten. . . . 159 fahren in den das Schank⸗ 
— 0.10. November, Bot. se. recht der Dominien berühren: 
58. Bd., Nr. 106, ©. 213, ben Fällen . . . 1410 
Hoffslbeer. ‚ betr. Srunbfäpe 1839 v. 31. Mai, galiz. "Brov. 
über das Verfahren bei Waſſer⸗ G. S. Nr. 109, Hoffmdeer. 
bauten, Pkt. 5 . . 1321 3. 23627, betr. den Kleinver- 

1831 v. 28. November, galiz. Prov. ſchleiß der Specereimaaren: 

G. ©. Nr. 173, Gub.⸗Vdg. händler mit verfüßten geiftis 
1334, betr. Reinhaltung gen Setränfen . 1585 

der Safe in Städten, ad I], — dv. 2. Auguft, galiz. Prov. 

Abſ.7 . 1313 G. S. Nr. 126, Gub.-:Bdg. 

1833 v. 26, Februar, nieber- -öfterr. 3. 40651, betr. Aenderung 
Prov. ©. ©. 15. Bb., Nr. 70, der Bedingnifje für Verpad): 

a. 5. Entihl , betr. Beftim: tung ber ſiädt. Propination.. ID 
mungen über bie Beſteuerung — p. 19. October, tirol. Prov. 
ber Gebäude imallgem. Kuafter 1348 G ©. 26. Bd., S. 569, provif. 

— v. 1. Mär, Zul. ©. ©. Baldordnung, II. Thl.: s.27 
Nr. 2597, Hofdecr., betr. die bis 32, . 1301 
Ermwerbung der Staatsbürger: 1840 v. 27. Jänner, Bol. ©. ©. 
ſchaft durd Decennirung ſei⸗ 68. Bd., Nr. 13, Tacgeſetz, 
tens Sremder. . . 1406 II. Thl., Il. Abichn., $. 176 1568 

1834 v. 5. April, gali Prov. os — v. 14. April, nieber- öiterr. 

Nr. 48, Gub.Vdg. 3. 9610, Prov. ©. ©. 2 „Nr. 59, 

betr. die Verpachtung des ftäbt. Hofkzldecr. 3. 808, "betr. Er⸗ 

Setränfderzeugungs- und Aus⸗ tragäfteuer von Hütten und 

fhanförechtes . . . 1585 Buden in Vin . . 1348 
1835 v. 10. Februar, pol. © ©. 1841 v. 10. Auguft, Bol. © S. 

Nr. 19, a. h. Entſchl, betr. 69. Bd., Wr. 06, a. h. Entidl. 

Die Befreiung von der Ge betr. Stempelbehandlung ber 

bäubdefteuer, Abi. 1. . . . 1331 bei Sparcafjen vortommenden 

— v. 13. März, Prov. ©. ©. für Urfunden . . 1319 
Nieberöiterr. 17 Bd., Nr. 49, 1842 v. 19. April, Aufl. G.' 
Regs.⸗Circ. 3. 14285, betr. Nr. 608, Hoffmdecr. 3. 13426, 
zeitlihe Befreiungen neuer über Die Act der Befignahme ꝛc. 
Bauten von der Gebäude: ber Inſeln in Slüffen und 

ins- und Gebäude⸗Claſſen⸗ Strömen, Pkt. 8 . 1561 
teuer, Pkt. 5 ‚1432| — v. 1. Mai, küſtl. Bub. Kund⸗ 

— v. 11. Juni, Pol. 6.6.63. DB, madung 3. 10704, Apothes | 
S. 344, Gefällsftrafgefeg, kerordnung, F. 26 . . 13% 
$. 323 . . 1416 |1843 v. 30. November, Hofkzlbeer. 

— ».11. Juli, Zoll⸗ und Staats⸗ 3. 34371, betr. ‚bie Reguli⸗ 
monopols:Ordnung, Fę. 3,186 rung der griech. orient. Pfar⸗ 
bis 197, 220, 223—227 . . 1368 ten in der Bufowina . . 1382 

1836 v.3. Mär,, Bol. G. S. Nr. 48, 1844 v. 2. September, Pol. G. S. 
Hoft.-Vdg., enthaltend die Nr. 123, Juſt. G. S. Nr. 832, 
Vorſchrift über bie Anwendung Sparcafferegulati, $. 21 . 1319 
bes „„erätäftrafgefeneR, §. 1, — v. 31. Oetober, galiz. Prov. 

1416 6. ©. Nr. 167, Sparcafien- 

1837 ». 1 "April, gali;. Prov. regulativ, ©. 12, 4 abi. 2. . 14 
G. S Nr. 66, Salfeinfteuction 1845 v. 14. April, Bol. G. ©. 

. 3768, I. Thl.: 68.20, 2 73. Bd., Nr. 55, Hoffmbecr., 
ZA, 63, 2; nn. Thl. 18, betr. Behanblung der proviſ. 
12—14, 19 . . 1526 Beamten bei Ueberfegungen . 159 
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186 


1847 


1848 


1849 


‚Sagbpatent, ss 4— 5 
11 


III. Regifter der citirten Geſetzesſtellen. 


v. 5. Februar, pol. G. S. 
74 Bd., S. 20, Hofkzldecr., 
betr. Herftellung und Erhal⸗ 
tung der Auffahrten zu den 
Eijenbahnen ıc. . . 

v 8 Suni, tirol. Prov. GiS. 
Nr. 56, S. 347, Normalver⸗ 
ordnung über die Grundſätze 
für Regulirung der Privat: 
mautben . 

v. 3. Quli, Poi. G. S. 75 Bd; 
Nr. 72, Hojfmdecr. betr. 
Stempelbehanblun "der bei 
Sparcaſſen vorkommenden 
Darlehensichriften . 

20.8. Mai, R. G. B. ex 1850, 
Nr. 179, Abditional- -Gonven: 
tion zum Sandelövertrage mit 
Nordamerika, Art. 1 . . 
December, R. ©. B. 
Ir: 39, faif. Vdg., betr. 
Bewilligung von Namens: 
änderungen . . 

vo. 21. Tebruar, R. ©. B. 
Nr.135, Bdg., betr. Aufhebung 
der a. b. Entidl. v.30 Juni 
1842, bezüglich ber Staats: 
ſchuͤrſungen au Sreintoblen 
v.7. Marz, R. G. B. Wr. 154, 


« 4— L L 


BI; 


15,7,8.. 20. 
v. 17. März, R. ©. 8. 
Nr 150, provij. Gemeinbegel. 
S.il... .. . 
.12... 
N 12, lit. b. 

‚14. , 
2. 10. October, R. ©. B. 
Nt. 412, kaiſ. Patent, betr. 
die Ausſchreibung der directen 
Steuern in einem abgeänderten 
Maße und wegen Abrechnung 
von 5 Percent von den auf 
einem Haus⸗ ober Grundbe⸗ 
ſitzthume haftenden jährlichen 
SQulbleiftungen .. 


v. 29 October, R.G. B. Nr. 
439, Einfommenfeuerpatent 
. 1277, 1291, 1340, 
. 1277, 1349, 
. 1277, 1318, 
. . 1422, 


"1397, 106, 
140 


— 
s 
. 
. : 89 
—W 


ar . U} ® ® ’ ® 0 
bi ie CO) in HE OD N 
ma cm = * 


. 1250, 1421, 1490, 
1340 


' 


Nr. Jaht 
1849 v. 29. October, R. G. B. Nr. 
Einfommenftenerpatent 1461 
BB: 2 2020. 1499 


. 1335 


. 1319 


6, 1523 


1461 
1349 
1421 
1414 
1450 


. 1319 
. 1421 


1460 
1550 
21 


439, 


' 


‘ 


Ü 


1850 v. 11. Jänner, 


669 


Nr. 


. .1422 
— 
. . 1450 


nn ' 1889 


. 142, 1450 
1277, 1340 


1429, 1460, 1589 
. 1422 


. . 1450, 1550 
. 1422 
. . 1422, 1583 
N. ©. B. 


Nr. 10, Min.⸗Erl., betr. Voll⸗ 
zugsoorigriftzumdintommen. 


jteuerpatente, F. 1 . 1414 
.ic... 149% 
. 3 . . .. 1460 
.6 . 1490, 1550 

7 . . . .1490 
6.9, 13. . 1499 

17 . 1422 
.17 a . . . . 1450 
.21 20. . 1250 

— v. 25. Janner, R. G.'B. 


Nr. 51, allg. Wechſelordnung, 


— v. 9. Februar, 


Runbmahungspaten ‚abi. VII 11 
1A 1319, 1520 
1Ai 1398, 1451 
b .. 1300 
12... 1300, 1521 
.15.. . + 1300 
.16 a und e . 1423 
.16c . .. . 1458 
2. 0. 1300 
.23 . en 1521 
.29 , ... . 1570 
.31l.. .. . . 1347 
84. .. . . 1580 
. 34, li. f. . . .1308, 1310 
.35. .. . . 1580 
. 37 een. 1821 
BR. een. 1847 
389 2 2 02.2.1347, 1423 
‚AO . 2.2... 1260, 1558 
44 00. . 1481 
. 44, alinea 1. 1348 

S. 46, 47, 49, lit. . . 1442 
.57 . 1269, 1360, 1385, 1442 
. 58 . 1269, 1458, 1606 
. 59 0. . 1606 
9. ... . 1571 

\ bt... "1521, 1570 
65 ad 3 und 4 a,b . 1570 


Art. 4, Bit. 8, 14, 18 u. HE 1502 
Nr. 50, Gebühreng efeß, 
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Jahr Nr.Jahr Nr. 
1850 v 9. Februar, R. ©. B. 1850 v. 20. —R galiz. L. ©. B. 
Nr. 50, Gebührengeit Nr. 50, Geſ., betr. bie Er- 
. 71, 1b 401, 1521 theilung des Religiondunter: 
. Ta 1570 richtes und bie Beiltellung von 

.7T. 1275, 1451, 1478, 1494 en gJiegur . 1357 
18 .. ...13471 — v. 3. Mai, R Nr. 141, 
79 oo. . . . 1310 Fin -Min. :Bdg., betr die Ge: 

S 79, 3.3. . 21300, 1521 bübren von Veſihverãnderun⸗ 
ereiimnerungen: gen unbewegliherSachen, Abf.9 1398 
3. 3800, 1401| _ 9.9 Auguſi. R.G.B.Nr.333, 

P.6 . ., . 1346 Fin. :Min.:Vbg., betr. Aus- 

zaripoften: Es p: 76.i1 1478 dehnung der Hauszinsbeſteue⸗ 

2.2.1 ne. 1521 rung auf mehrerer gebäude 

R Fa 15 . .. . 3 und Oriſchaften, $. 2 . 1348 

< B. 20. j 15701 >» October, galiz. 2 ® B. 

< B. 97. . 1398 ex 1851 Rr. 1, Min.-Bdg , 

x. B. 43 a 1 —. "1570 betr Durchführung ber Grund- 

< B. 3blu2n "nm. 1478 entlajtung in Galizien . 1418 

< B4Agqr 1300, 1401| — ®; 13. November, R. ©. 8. 

ER, Anm 1. 1975 Nr 445, Fin.:Min.Erl., betr. 

T $. 46 . " 1308 die Vollziehung bed Batentes 

— B. AT. .. "1320, 1443 vom 10. October 1850, wegen 

x. p. 47 a, Anm. 1. 1558 Cinfommenfteuer pro 1851 

U.B dc... . 0.186 Pit. 6 22 1460, 1589 

z.B 48d.. .. 0. ..1586 " " 

EB.58. 2... 2 : Bie — ©. 16. November, X. ©. ®. 

T. P. 61. . 1508, 1433, 1580 Nr. 448, Min.⸗Vdg., enthal- 

Ü.B.65. .. . 1398, 1521 tend die Inſtruction für bie 

T.8B.69. . 1300 eniiemäbige Behandlung des 

T. P. 76 p. 1570 Waiſen-, Curanden- und De: 

877... 1320 pofitenvermögend . . . . 153% 

T. P. 78. . 1423 | 1851 v. 16. November, R G. 8. 

T. P. TEA. 1520 ex 1852 Wr. 1, ‚ijenbapn- 

T. P 79... . . 1570 betriebsordnung 6682 ‚3 99, 

T. P. 84. . 1308 100 

T. P. 89. . . 1570| 1852 v. 23. März, R. G B.Rr. 82, 

T. P. 99. 1319, 1320 Min :VBdg. zur Erläuterung 

T. B. 102 d, e 1300, 1401 bei Gebührengei: yesvomd. Fe⸗ 

T. P. 103 11 A b . . 1571 bruar 1850, 1442 

T. P. 103, Anm. b 1275| — v. 23. März, ©. 8. Nr. 84, 

T. P. 105, Anm . 1386 Min :Vdg. über die Einrich 

T. P. 106, Anm. 1 . 1360 tung der Nachlaßausweiſe be: 

TU. P. 106 A 2. 1346, 1385, 1451 yufs Gebührenbemeffung, af. 

T. B. 106 A2 a . 1398 und 3 . . 1422 

T.B 106 B . "1360, 1605| — v. %M. November R. G. B. 

T. P. 1060 Ba. . 1269 Nr. 251, Civil-Jurisdictions- 

T. B. 106 B el und 2 unb Norm, S. 65 . . 1466 

Anm. 2 d . 1543| — dv. 26. Rovember, R. G. 

Schlagwort: Nr. 253, Vereinsgeſeb g. 92 1488 

Reitzahlungsquittungen, Anm. 1443| — v. 3. December, R. G. 2. 

v. März, nieber-öfterr. L. Nr. 250, Forfigefeh we 2. 1304 

©. B. Nr. 21, Gemeindeftatut — dv. 15. Decemb er, B. 

für Wien, Nr. 257, Jagdgeieb, 

8,2 b ... . 1359 18.76 . 0.1485 
; 5, . 16083 


64.. 6 11:7; 
v. 12 April, R. G. B. Nr. 130, 
85.78, 92 


Fr Berfaffun se * 1” 


1,118, 119 
. 1403 


v. 16 December, Han. "Min : 
Vdgsblatt ©. 643, Dienft: 
orduung für bie der Gen— 
Dir. der Bommunicationen 








Jahr 


1853 


1854 


1855 


III. Regifter ber citirten Geſetzesſtellen. 


Nr.Jahr 


en Beamten ꝛc., 
v. 19. Marz, R. G. B. Nr. 53, 
faif. Vdg., betr. Die Gebühren 
bei 2, mögendübertragungen er 


3 1299, 1300, 1385, 1607 
4 . . . .135 

.5 . 1330 
v. 28. März, R. G. B. Nr. 70, 
Fin-Min.⸗Vdg. betr. die Ein: 
Mibrung von Stempelmarfen, 
v. 8.Npril, R. ©. B. Nr. 84, 
Min.Vdg. über die Anwen 
dung ber FF. 1 B umd 57 
ber Seleke vom 9. Februar 
1850 un vom 2. Auguft 1950 1292 
Abf. 2, lit. b und Ibf. 4 . 1269 
v. 20. April, R. G. B. N 
kaiſ. Vdg., betr. —— 
ber Berfügungen und Erfennt: 
nifje der polit. und Polizei⸗ 
behord en, 

ee ee... 18305 


5 
v.23. Mai,R. ©. B. Nr. 146, 
ale. Berggefeh, 
S. 100. . 


266 .1 
5,6, 2, 39, 63, 270-273 1466 
\ 22, 34, 36, 40, 47--50, 
5 54, lit. b, 57, 283 . . 1574 
v. 3. Juli, R.G.B. Nr. 169, 
Min.:Vdg., betr. die Gebühren 
Der commiffionirenden Be⸗ 
amten, F. 24 .. 
v. 10. Juli, böhm. ?. ®. 2. 
Nr. 2, Strompolizeiordnung . 1365 
v. 3.Auguft, R. G. B. Nr. 203, 
Bin. „Min.:Erl., betr, die Ge 
ührenpflicht bei Abhaltung 
von Tanzmufifen ꝛc. . 1478 
0.9. Auguſt, R. G. B. Nr. 208, 
fail. Pat., betr. Das gerichtl. 
Verfahren außer Streitfacdhen, "149 


S. 23, 137-139 . 1269 
145. 


. 1330 
S. 26, 24... . 1494 
v. 14. September, R. ©. B. 
Nr. 238, Eiſenbahn⸗ Conceß 
fionagefeb, \.10g . 
v. 10. Sänner, Deeret Pe 
gali. Statth., betr. Genehmi: 
Im der Bauordnung für 
emberg, 88.1, 26, lit. f 
20. Auguft, R. ©. 2. 
Sir, 146, Min.⸗Vdg. betr. die 
Zuweiſung des geſeblichen 


. 1294 


. 1508 


7 
1855 


21856 


1857 


1859 


Armenpercenteß bei freiwil⸗ 
ligen Licitationen, F. 1 

v. 2. October, tirol, 2, ©. 8. 
Nr. 27, Statth.:Vhg,, betr, 
die Befolgung de8$.30. II.Thl., 
ber , borbnung vom Sabre 
1839 2. ...18308 
v. 31. October, R. ©. B. 

Nr. 204, Min.Vdg. über das 
Verfahren bei Conſtatirung der 
Realeigenſchaft der in den 
Srundbüdern eingetragenen 
Gewerbe 

v. 20, December, Wiener Zei⸗ 
tung vom 25. December 1857, 
a. h Handſchr. betr. die Wiener 
Stadtermeiterung . 1375, 
v. 29. September, R. Gv. 
pe 167, Heeresergänzungs 
eſetz, . 


v. 7 December, R G. 8 
Nr. 230, Vgetenſchuhgeſeb, 
.N, 5, 16, 1 . 1456 


1 4,67, 15, 17 1513 
. . 1601 
0.24. Upril, . ©. 8. Str. 8, 
Semeinbegejeh, 
4 . . . 1523 
. 44, Abi. 3 1286 


2. 13. Mai, R.6.%. Nr. 88, 
kaiſ. Bog., womit ein a. o. 
Kriegszuſchlag zu ben Directen 
Steuern angeorbnet wird . 
v. 14. Mai (a. 5. Entſchl.), 

Stattb..Rundm. vom 27. Mai, 
nieberzöfterr. L. G B. Nr. 5, 
Hauszinsfteuerbefreiung der 
auf den Wiener Stadtermei- 
terungögründen aufgeführten 
Neubauten . 75, 1375 
v. 80. Zuli, R. G. B. Nr. 145, 
Min.-Erl, betr. das fürſtlich 
Thurn und Taris’ ige Sa Haus: 
geiet, Art. 16, 17, 

v. . October, R. ©. 
Nr. 196, Min. ⸗-Vdg., —8* 
Vereinfachung des polit. Ge⸗ 
—— .. 


10. November, R. ©. 'B. 
Sir. 213, Sriehendverieng von 


. 1555 
‚134 


Zürich, Art. XI . 0.1292 
v. 20. December, R.®. 2. 

Kr. 227, Gew. Ordg,, 
Runbmacgungspatent, 

Art IV 1596 
At. VOL 2... 0. .4585 
6S. 13-16. . 2... 1337 
%.29. 2.2.» 1457 


672 


Jahr 
1859 


. 1860 v 


1861 


1862 


III. Regifter der citirten Gefegesftellen. 


v. 20. December, R. ©. 2. 
Nr. 227, Gew. Ordg, 
Kundmachungspatent, 


"1387, 


—X 
59 2.2... 
F. 62, 66, 67, 70 
. 12 a. 2 2 2200. 
. 0. 1354, 
. 142, 143 . . 
31. Xänner, R. G.'B. 
Sir. 31, Min.:Qdg., betr. den 
Recurs und Das Strafmilbe: 
rungsrecht 2c., in den zur 
polit. Amtshandlung gebö- 
tigen, im Strafgeſetze nicht be: 
griffenen Uebertretungen . 
v. December, R. G. B. 
Nr. 268, Min.⸗Vdg., betr. 
Organifation bes Baudienſtes 
v.21. December, böhm. L. G. B. 
ex 1861 Nr. 1, Statth.⸗Bog., 
betr. die Grundzüge für Eins 
führung von behörblich auto⸗ 
ailteten Efrivattechnitern, 
2 ad 


v. 11. Jänner , R. G. B. 
Nr. 8, Staatsmin.-Erlaß über 
den Betrieb und ben lieber: 
gang ber Apothefer:Berjonal- 
ewerbe . 

v. 5. März, R.©. 8. Nr. 18, 
arunbfäßliche Beftimmungen 
zur Regelung bes Gemeinde: 
mejeng, 
Art. 15 
Art. 17 
Art. A. . 
v. 13. December, R. ©. 8. 
Nr. 89, Abänderung des Ge⸗ 
bübrengefeges, 


...1300, 

10, abf 1 at 
16 

orerinnerungen: — 4 1364, 
. ®B. 36 

.P. a, Arm. 3A 


. P. 4 ‚d. 
8 —X lit. a, Anm. 3 


* 


Nr. 


. 1456 


1515 


. 1515 


1606 
1521 
. 1451 
. 1606 
. 1501 
1478 
1347 
. 1501 
. 1423 


1361 


Jahr 
1862 


1863 


v. 13. Tecember, R. ©. 3, 

Nr. 89, Abänderung des Ge 

bühzengeiete, 
u.G 


"1385, 
. 65, Anm. 3 on 
18 


84 ‘1347, 1438, 


MARLUNHHRRHURMERHAHRERNE,: 


106 A 2 . 
.106Be2 1. Anm. 2 
7. December, R. ©. 2, 
Nr 103, Geſetz, betr. die Auf- 
zung bes Lehenbanbes, 

. 3, Abf. 2, S: 27 
4 17. Decem er, R. G. 8. 
ex 1863 Nr. 1, Handelsge— 
ſetzbuch, 
At. 19.... 
Art. 20 .. 
Art. 209, 210, Abſ 1 
Art. 243, 247, 200 
Art. 271, Abi 3 
Art 272, 3.2. 0. 
v. 20. December, R. G. 8 
Nr. 102, Vollzugsvorſchrift 
ums Gebüfvengeiehe, 


Abi. 0 . .. 
v. 10. Juli, rar. 2.® 8. 
Nr. 13, Sftrianer Gemeinde: 


ordnung, 
N 65, vol 2 ‚$.75, Abſ 2 
30, >? ‚ $. 72, 77 u 78, 
Abſ. 1 0. 
v. 14. November, 8. ©. 2. 
f. d. Bukow. Nr g, Gemeinde 
rarung | für die Bukowina, 


v. 1, November, ſchleſ. GB. 
Nr. 4, Geſetz, betr, die Ber: 
pfüchtung der Ortsgemeinden 
zur Herſtellung der Gemeinde⸗ 
ſtraßen und Wege, 

5.413... 


Be | 


3“ 
0 
un 


a... 
1346, 1352, 1: 


Hr. 


. 1478 


1415 


1333 
. 1610 


. 1413 


. 1356 


Beilage ber Jurifttfchen Blätter. 








III. Regifter der citirten Gefeßesitellen. 


Jahr 
1863 v. 3. December, R. G. B. 
Nr. 105, Heimatsgeſetz, 





Ver. | Sahı 


1 1516 
.2 . 1497 
.6 1583 
ı. 159% 
0. .... 1392 
32 2 2 02 202020. . 1593 
. 12, Abſ. 3 . . 1286, 1406 
1... 020.000. .139 
1. 2 ne. .187 
.18 . 2 ..2......1497, 1575 
.19, ai. 1 . . 1253, 1428 
. 19, Abſ 1 u. 2 . . 1524 
. 19, Rr.2 .. 1575 
19, lit. b 1497 
. 24, 25 . 1516 
. 28 een. . 1582 
32. ..2.0.. 1308, 1583 
3.2 220% . 1599 
34 ,.. 1590 
.3d5... 1358, 1583, 1599 
4. . 1516 
1864 v. 29. Februar, R. G. B 
Nr. W, Geſetz, enthaltend Ab: 
änderungen ber Gebühren: 
eſetze, 
. 9 . . 1300, 1401, 1521 
— 21%. März, mähr. 8. ©. v. 
Nr. 4, Gemeinde-Ordnung 
für Mähren, 
BD. 1und 12 . . 1602 
nführungs- Gej., Art. V und 
32, v60 „61, 68, 96, 97, 
“4 . 1517 
— v. 3l. Mär nieder -öfterr. 
2. G. B. Nr. 5, Gemeinde: 
Ordnung für Niederöfterreid, 
.26, Abi. 5’und9 . . . 1485 
. 92 . „1328, 1485 
. 26 ad 8, ss "56, 98, 97 1444 
.11, abi. 1, 88. 68, 69, 
—74, 98 . 1438 
— 2» 6.April, , Sin, Bin: Vdgsbl. 
Nr. 21, 8 Fin.-Dlin - 


Vdg. 3 58602, bett bie An- 
wenbung bes S. 77 ber Ge⸗ 


bührengeſetze bei &ebühren- 
hrengeſetz h 1320 


rückſtellungen 


— 7 April, 2, ©. 8. Nr 8, 


Gem a für Görz-Gra⸗ 
. 13 


diska, 
— »16 Bat, 8.6.8. f. Böhm. 


Nr. 7, Sem. Ordg. f. Böhmen 
Abſ. ... 0.0.12 


88 
Ben. 1464 
Bo 22... 1365 
28 add. . 1354 
E DH. 5. ‚1411 
. 28, Abf. 12 . . 1553 


Bubwinsti, B. &. 5 Grienninifie. VI. 


673 


h Nr. 
1864 v. 16.April, L. G. B. f. Böhm. 
Nr.7, Sem. Ordg. f. Böhmen 
Sl... 20200020. .1806 
a VE 1498 
| . 1262 
§. 47,50 . . 1498 
S1l..... . . 1464 
5 ...2..0.. "41583, 1599 
56. een. . 1464 
6. 57, 5 .. 1553 
0. 1306, 1314, 1837 
78. 2000. ..21280 
89 . . 1506 
193 . . 1354 
8. 107. . . 1539 
Gem. Bafı-Ordg, 
‚4a . 1503 
10 .. ... 1504 
.18.. 1435, 1503, 1504 
.20, Abi. 2 . 2... . 1804 
\.29 . . eV; 
G.31 . . . 1288, 1503, 1504 
.32 2... 1435, 1503 1504 
. 36 . 1504 
v. 28. April, fteierm. 8.6.2. 
Nr. 7 1, Sichenbanconeurrenz- 
seien, ss. 1, 17 . 1279 
29. April, Taf. 2.®. 2. 
Sir. 11, soörger Straßengeſetz, 
SS. 4, 4,15... . 1316 


v2. Re fleierm L. G. 2. 
Nr. 5, Gem. wo für Steier⸗ 
matt, SS. 68, 72... . 1481 
v. 11. Mai, "böhm. 1.8. 
Nr.20, Sauorbnung!, Böhmen, 
S. 14, Abſ. 2 und 4. . 1417 
$. 4 5, 62, BEER 
ol. 3 J ‚$ 67, Abi. 2 70, 


Abſ. 
.5, 44, 67, Abf. 2, 
6, 71, 92 1254 
"9, ad 2, SS. 56, 69 ad f 1591 
v. 1. Juni, R.G.B Mr. 50, 
Min.:Erl., betr., bie der priv. 
allg. öfterr. Bodencreditanflalt 
bemwilligten, über die Finanz⸗ 
gejeke hinaußgehenden Seftim- 
mungen . . 1519 
v. 25. Juli, böhm. L. G. B. 
Nr. 27, Bezirksvertretungs⸗ 
eſetz für Böhmen, 
0,1 lit. d, $$. 21, 38 und 
39 . 1503 


8.3, ab. 4, ss. 51 und 55 1565 
v. 30. Auli, dalm. L. G. 2. 
Pr. 1, Sem. Ordg. für Dal: 


matien, S$. 6,29 . . 149 
. 90 Alinea 1 . 1425 

1, Nr. 1. . 1576 
1 Nr.2e . 1575 


43 


674 


Jahr 

1864 v. 30. Juli, dalm. L. G. B. 
Nr. 1, 
matien, 


SS. 18, 24, 2, 28, 39, 33. 
— v— 4 Auguft, böhm. 2. &, B. 
Nr. 37, Statut und Durchfüh— 
rungsvorſchrift für Die böhm. 
Hypothefenbant, S. 4. . 
— v. 12. Auguft, böhm. 2. ©. B. 
Nr. 46, Geſetz, betr. die Ver⸗ 
theilung ber Leiftungen und 
bie Competenz bei öffentl. 
nicht ärar Straßen und Wegen— 
.1 und 
. 4, 21 


. 6 0 0 . . ® (0 “ 
N 12, 13, 14, A. 2 . 
16 


—  2.13.September,böhm. 2.6.8. 


Nr. 33, ir ulpattonalögeled, 
S. 2a nd F 4 


— v. 22. September, Hand: Min. 
Vdgsbl. 1864, Auftruction 
über das Verfahren bei Cariol⸗ 
boten und Eilfahrten ohne 
Gonbucteurbegleitung, 


— 2.17. November, tirol. 8, G. B. 


bruck, 
1865 v. 15. März, 2.®.8. Nr. 4, 
Om D Drdg. für Mäpeen, 


— 2.18. Mär, mähr. 2. © G. B. 
Straßengeſ. f. Mähren 


— 2.29. November, HK. G. B. 
Sir. 127, Tai. Vdg., betr. 
Zulaffung ausland. XActien- 
geltfädtte ten 


1866 v 9. Jänner, tirol. L. G. B. 
Fa Gem. Drbg. für Tirol— 


f „Pt 2... 

| ... 1304, 

"13 

Sn Bir. 5, 88. 29, 48, 51 
63 . 1304, 


* 67, 6s, 70, 71 

— Jaänner⸗ böhm. 2. ©. 2. 
Nr 1, Sef., betr. die Gleich: 
berechtigung ber beiden Landes⸗ 
ſprachen in ben Volksſchulen 

— 2.17. Februar, train. 2.6.2. 
er Gem. Ordg. für Krain, 
12... 2 2200. 


III. Regifter der citirien Geſetzesſtellen. 


Nr. | Sahr 


Gem. Ordg. für Dal: 
nn. 1480 


. 1469 
. 1576 
1480 


1518 


. 1407 
Nr.64, Bauordnung für Inns⸗ 
N 2 . 13% 


1287 
1434 
. 1485 


in Oeſterreich, 
ſterreich . 1277 


. 1334 
1334 
. 1336 
1336 
1334 
. 1336 


1566 


1866 v. 28. März, nieber:öfterr. 
2. & B. Nr. 14, Bauords 

Fa A für Nieberöfterreich, 

y 9, 29, 36, 92, 93, 9, 


— v. 28. April, Fin. -Min. 
Vdgsbl. Nr. 19, sin. Min, 
Vdg. 188340, betr. Se 
bühren emefjung von Ber: 
erungäuerträgen. . 

— v. 31. Mai, böhm. 8. ©. ®». 
Sir. 41, Geſ., betr. die technifch- 
öfonomijeXbminiftration ber 
öffentl. nicht ärar. — 


J 
— 1. Juni, böhm. & .®. 
A. L Jasdseſeb für Söhnen 


3 en 
3.2. ee. 
A... 1408, 1437, 
Dee 0187, 
$.18 . 1262, 
S. 21 


— 92.23. Juni, fi fleierm. L. 6. B. 
Nr. — ſteierm. Straßengc 


— 2.12. Kugufl. galiz. L. G. B. 
e gen. Drdg. f. Galizien 


1470, 
31*7. 
g. 34, 38 

4... 


Fi 
‚68, Al. "2, 8$. 75, 90, 101 


sem. Wahl-Orbı 53. \ 
en 8. 
46 

23,3 


— 3. 12. Auguſt, galiz. 8.6.8. 
Nr. 21, Bezirfävertretungs- 
geſetz für Galizien, $. 49 

— 2.15. wir galiz. L. ©. 8. 
0 28 irchenconcurtenzgeſ 


— v. Kuguf gel. 2.6.8. 
ex 1867 Shapengeled 
für Galizien, 6. 12, Abi. 3 
F. 4 und 27, Pkt. 4 

1867 v. 18. Sänner, oberzöfterr. 


20. Marz, a. 5. Entſchl., 
Kundm. Der „anderen. v. 
28. März, ſchleſ. L. G. B. 


Pr 


1485 


. 1443 


1381 


1437 
. 1437 
1405 
1539 
1539 
1281 
. 1539 


1436 
1507 


. 1436 


. 1531 
. 159 


III. Regifter der citirten Gefekeöftellen. 675 


Fahr Nr. ı Jahr 
Nr. 11, Statut der fchlefifchen Jahr 
Bwobencreditanſialt, 

F6. 1, 4, 5, lit. b und $. 6 1439 

1867 v. 2. April, böhm. L B. 


F * Armengeſ. 5 Böhmen, 
2.1553 
6, 1, 43, 35. 8 1516 


. 6. . 3, 
Nr. 32, Mauthgeſet ..... 150511868 dv. 25. December, 
$ 6 . ...1597 


— v. 21. December, R. G. B. 
gr 143, Staatsgrundgeſetz 1869 
betr. bie Einjeßung eines 
Neichögerichteß, 
Art. 3,.lit. .. .. 0.0.4385] — 
— v. 21. December, R. ©. 82. 
Nr. 144, Staatögrundgefeg 
über pie tiherlie Gewalt, 
Art. . 1325, 1610 
Art 15. RR nci 
— vp. 21. December, R. ©. 2. 
Sir. 145, Staatsgrundgeſetz 
über bie Ausübung ber Re⸗ 
grerungS-unb Bollzugägemalt, 
1594 


Art. 12,13. 2 2 2. ..139 
1868 v. 3. März, R. G. B Nr. 17, 


Geſetz, beit. — 
bei Arrondirung von Grund⸗ 


. 


ftüden, 66 1,2,3 . . .1346 


— v. 9. März, R. ©. Nr. 52, 
Sanbelsvertug mit Deut 
. . 1277 


— Mai, R. G. V. ir. "9, 
844 betr die Regelung ber 
intereonfeffionellen Verhält⸗ 
niffe der Staatäbürger, 

Art. 1. ... 1384 
At. 10.... 1404, 1551 


— v. 1. uni, R. G. B. Nr. 56, 
Geſetz, betr. Bedingungen und . 
Zugeſtändniſſe für bie öfterr. 
Nordweſtbahn, Art. I, II, III 1550 

— v. 236. Juni, R. 6.8. Nr. 72, 
Geſetz, betr. Aenderungen im 
Ausmaße u. in der Einhebung 
ner Steuern pro 1868 1291, 1589 


— 8. September, R. ©. B. 
Sir, 143, Conceſſionsurkunde 
für bie Ölte, Nordweſtbahn, 
[S.1 9, 21 . 1550 
— 92. Detoter ifirian. 8. G. B. 
Nr 8, Geſetz, betr. die Ver: 
waltung des —— get 
Steuergeimeinden, FF. 4, 5 . 1323 
— v. 30. November, jchlei.?. 
Nr. 37, Sieabengeih ir 
Säleften, 68.6, 7,14 . . 1328 
— v. 2. December, nieberröfterr. 
g G.B. Nr. 4, Bauordnung 
für Wien, G. 74 
— 0.3 December, böhm.2.®. ®. 


Art. . 
1870 v.9. Könner fteierm. 8.6.8. 


ex 1869 Nr. 1, Concursord⸗ 
nung, F. 30. 

v. 8. Februar, ſteierm. 8.6.8. 

Pr. 11, Saulauffictzgeieh für 

Steiermarf, F. 27, 3.5. . 1462 
2.29. März, R.S.B.Nr. "67, 
Volfszählungdgel. und Dur: 


führungsvorſchrift, 
ra 9, 11,12 . . . 13% 
11, 29, 31. ... .14569 


v. 29. April, mäßr. %.8.8. 
Nr. 23, Propinationg-Ablö- 
jungägefeß, s 42,43 . „1597 
v. 11. Mai, böhm. 2. ©. 2. 
Nr. 87, Grundentlaſtungsgeſ., 
1, B, ‚E,$. 2, Bi u. 
17a . . 1380 
v. 14. Mai, R. G. B. Nr. 62, 
Reichsnolföfgulgel ‚$ 1 1325, 4551 


1551 

3 02.1325, 1651 
3 1326, 1551 
11, Abi. 2 1446, 1448 
ee. . 1305 
55,3... . 1462 
8.59,69 . 22... .14446 


v. 24. Mai, R. G. B. Nr. 88, 
Srunbfteuerregulirungägefeß 1489 
2. 30. Mai, R. G. B. Wr. 3, 
ei hBwafierrechtägejet,. g. 16, 

. 1567 
v. 5 ecember, iftrian. 8. G. B 
Nr. 28, ©., betr. Abänderung 
der Gem. Orbg. 00. . 1823 
. 1610 


Nr. 20, Straßengefeß, $. 22 1481 
v. 19. Faͤnner galiz. L. G. B. 
Nr. 18, G., betr. den Termin 
zur Anmeldung ber der Grund: 
entlaftung unterliegenden 
Schuldigfeitn . . . 1418 
v. 12. änner, mähr. L.G. B. 
Nr. 3, Schulauffichtsgeſetz für 


Mäbren, 
F. 25, Abi. 5 . . 1305 
$. 8, lt.bu. g. 20. . 1545 


v. 21. S$änner, böhm. 2.6.8. 

Nr. 14, ©., betr. Regelung 

der Rechtöverhältniffe des 

Lehrerftandes an Volksſchulen 
in Böhmen, F. 33 . . 1256 

v. 24. Jänner, mäßr, 8.6.2. 

Sir. 17, Poltaſchutgeſeb fite 
. 1305 


Mähren, 6.3 
43 r 
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Jahr 
1870 * Kar Jänner, mähr. L. G. B. 


111. Regiſter ber citirten Gejegesitellen. 


Nr. 


G., betr Regelung 
ber Rechtöverhältnifie bes Leh⸗ 
reflanbed F pen Volksſchu⸗ 


len, 32 31 . . ..1265 
S. 2: 38, %, 91... 1486 
v. 25 Jänner, R. G. 2. 


Nr. 21, Uebereinkommen zwi: 
ſchen bem Handelsminiſterium 
und den Käufern der Wiener 
Verbindungsbahn, F8. 7, 10 
v.4 Februar, ſteierm. L G. B. 
Nr. 16, Geſ. betr. die Rechts⸗ 
verhaͤliniſſe des Lehrerſtandes 
an den g ffentlichen Volksſchu⸗ 
len, F. 2 
v.19. gebeuar, böhm. 8, G. 2. 0 
Nr. 22, Saulerrihtungägeieh 
für Böhmen . 

1 24 . “aa 


. . 1566 
v. >, "German, frain &.©. 2. 
Nr. 11, Sanlauffictägeieh für 
Krain, 8. 23. . 1325 
v.28 Februar, ſchlef 2.8.8. 
Nr. 16, Volksſchulgeſetz, SS. 1, 
16, 20... 0. 
v. 9. April, R.G. B. Nr. 51, 
(ef über die Ehen von con: 
teilto naolen Berlonen ꝛc, E 1384 


April, R. G. B. Nr 
— 
.2g 1324 
S. 3d.. 1324, 1411 
.3b, und F. dc. 1336 


g. 1,2, lit. b D». 55 ‚4 lit. e. 1485 
v. 30. uni, L. . B. für 
Mähren Nr. 40. Unterricht der 
Lehen- Alodialiſirungs- Com⸗ 


miſſion, F. 9 . 1385 
v. 22. Auguft, L B. für 
Böhmen 3%. 71, —* 

eſetz für Böhmen, $. 2 1365 
.4, lit. u. .. . .158% 
.. .. . 1365 
.10, Abſ 1u.2. . 1584 
Sl. 2020200. 1455, 1591 
\. 12. . . 1455 
§. 17 .. . 1301, 1554 
N. 17, Abi. 2 . En | 

F. 21, aAbi.2 . . 1301, 1554 
\. 26 . . . 1402 
F. 32 . . . 1373 
ßS. 36, 37. . 1355, 1514 
R 39, 41 .  . 1373 
(N. 43, 45 . 1591 
6%. 50, 54 . . . 1373 
5772 .. . 1301, 1554 
.75. .. . 1514 
83. . 1365 


Jahr Nr 
1870 v. 28. Augnft, 2. ©. B. für 
Böhmen Nr. 71, Waſſerrechts⸗ 
geiet für Böhmen, 6.88 . 1584 
S. 1 1365 


1871 v 


1872 v 


1873 v 


28. Auguſi. nieder. ‚ öflerr. 
$ ©. B. Nr.56, Waſſerrechts⸗ 
geſetz A Nieberöfterreich, 


40 1395 
Krk. IL —8 11, 20, 21, 40-42. 
80 u . 1609 


v. 28. —* ſalz 1.2.6.8, 

Nr. 32, Katferrechtägefet für 

Salzburg, 

\ 29, Abj. 1, $. 27, Abi. 2, 

$ 82,83, Abf. 2,8. 87, abi. 3 
1.6.8. . 1261 


v. . 28, Auguſi, tirol. 2. 8.8. 
zu ch Waſſerrechtsgeſetz für 


81 18, 22, 26, 79 a, 86, 88, 
1473 


Juli, R. G. B. Nr. 95, 
* Grundbuchsgeſeb, 
. 1350 


N) 
S. 14, Alinea 1 . 
=. . . 1398 


v. 29 Juli, R. & B, Nr. 91, 
Gef, betr. bie Borfchreibung ꝛtc. 
der Erwerb: und Einfommen: 
jteuer von an beftimmte Stand: 
orte gebundenen Erwerbsun⸗ 
ternehmungen, FF. 1, 2, 3 
vd. 29. Tecember, dalmat. 
8. &. Bl. ex 1872 Nr 10, 
Schulerrichtungsgeſetz. . . 1265 
18. Künner, fteierm. L. G. B. 

Nr. 8, fleierm. Wafjerrechts- 
geh 


. 1261 


. 1318 


S . 1395 
Art, III, SS. 38, 39, 70. . 1321 
N 38, 39, Art. IT . . . 1322 
2,6. 1561 


v. 20. Juni, R. 8.8. Nr. 86, 
Geſ., betr. die Beſorgung des 
Religionsunterrichtes in den 
öffentlichen Volks⸗ und Mittel: 
ſchulen, 
.3 ... 
N 3, Abi. 2. 
.1,3,6 . 
v. 16. Juli, galiz. Landes: 
ausſchuß⸗Circ. 3. 16970, betr. 
Republicirung ber Gaffein: 
ftruction vom 14. April 1837, 
(galiz. Prov. ©. ©. Nr. 66) 
„24. Februar, böhm 2.8.8. 
Sir. 16, Geſ., betr. Abänderung 
des Söulereichtungsgefepes, 
2 


Je 


F. 5 “ “ ‘ ® . ® U} , 1522 
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Jahr Nr. Seh Nr. 
1873 v. 24. Februar, böhm. L. G. B. 1874 v. 7. Mai, R. B. B. Nr. 50, 
Pr. 16, Geſ., betr. Abänderungs Geſ., betr. die Regelung der 
des Ha dußeren etövergältniffe ber 
\ 6 1503, ), 1500 Tathol. Kirche, 
ö 35, 36, . eo... 
x 12,16, 23, 4, I. i az. 1a11 
und 2. . 1404 5... 19098 
$.1,2.15,%8 ... .155 55. 2.2.1468 

— 0.24. Februar, ähm. 8.6. 8. .56 . . 1463, 1496 
für * Schulaufſfichtsgeſetz 57 1540 
ür Böhmen, 59 . . 129, 1581 
5, 8 2 uni und 4 152 — 2.7. Mai, R. G. B. Rr. 51, 

F 11531|° Sl. betr. bie Religiondfond3- 

_ 23 Min, SER 26 531 beiträge für Fathol. Sultus- 

Nr 19, Geſ., ber. Abänbe, — ameie, FR üz L.' G.B. 1296 
tung, ber Gem. W. Ordsg Kae Nr. 49, Gef, betr. Nenderung 
F de. 198 ber 68. 102 u 108 ber galiz 

— 2.6. Min, satin. * we Öem. rd. - ; ‚ 1026 

Nr. 22, W — 0.19. December, train. 8. 6. v. 
allerreihtäge) f. d 
Bufowina, fi 395 Nr. 37, Geſ., bett. bad Schul⸗ 

_ 2.9 April, "SB. 70, geld und Abänderung be3 

ka über Ermerb3: u Wirth⸗ Zelts chuigeſeves, 1325 
aftsgenoffenichaften . 1461 "129% 

_ Bag Me en G8. Art. VI u. VIN . 1326 
Nr 21, Gef, betr. bie Rege | — v 29. December, nieber-öflerr. 
lung der Errichtung ꝛc. ber t ©. 8 ex 1875 In. 7, 
Volksſchulen in Krain, SS. 33, Stwraßengeſetz, 

45, 46 ' 1905 5 1-4u16 . 1444 
92. Mai, galiz. L. G. B. 2.: 18311 
Pr. Wi, Gef , betr. die Recht3- 1875 v. 18. Februar, galiz. 2. ©. 8. 
verhältniffe des Lehrerſtandes Rt. 14, Geſ., betr. Aenderuns 

an Voltsihulen, Art. 48, 49 1568 . 98 der Gem. Drbg_. 1526 

— v3 uni, galiz. 8. 6. 8. — März, galiz. 2. ©. ®. 

Nr 255, Gef., betr. die Oris Sie 38, gaiz. Woſſerrechts— 
und Bezirksſchulbehörden, geſetz, 69, 72, 74 . 1429 
$. 27, Pte 5, 8. 29, Bft. 4 1568| — 2.25. März, R.G.8 Nr.39, 

1874 0.18. März, R. ©. B.Rr. 18, Min.:@bg., betr. Durhfühs 
Gef., betr. Steuerfreiheit für tung bed Gej v. 7. Mai 1874 
Neu-, Um- und Zubauten . 1331 über Die Religionsfondsbei— 

— 5 april, —5 G.». träge, F. 9 . . 1296 

r em. Ordg für Inns— — v. 17. Auguft, L. 8. 8. für 
bruck, & 33, Ki 11, 88. 59 Mähren Nr. 38, Statut der 

_ nr 4 i, A 13% mähr. Hypothekenbank . 1441 

AN ni ah er:öflerr. — 0.22. October, R. G 2. 

r. ef., betr. ex 1876, Nr. 36 Gefeb übe 

Herftelung und Erhaltung ber den Verwaltungs ericht8hof 
Eifenbahnzufahrtöftaßen, $. 1, 2 ES 372, 1466, 1575 
wol, 2,8. 2 lit. 0, S.8 1286 $ 3a... . 1336, 1506, 1592 

— %. l, -D. VNer. d0, 

Geſ., betr. die Regelung der ae i 55, 1263, 1313, En 
Fr ae verhalmiſſe ber 1410, 1417, 1465, 1472, 
S 3 1474, 1481, 1487, 1514, 
ee. . | 
— 3 en. 1293 N 5 1256, 1301, 1313, 1347, 1352, 
a 1602 1435, 1480, 1489, 1516, 1543, 1555 
$ EEE 12 9 .5, Abſ. 2. . 1256, 1531 
een. 96 .5, Abſ. 3. . 1256, 1436, 1536 
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Jahr 
1875 v. 22. Schober, BR. © 8. 


1876 


1877 
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ex 1876 Rr. 36, Gef. über 

den Berwaltungsgerichtähof, 

6. 6 1323, 1341, 1356, 1410, 1413, 
1419, 1444, 1490, 1498, 1503, 
1508, 1515, 1516, 1546, 1557, 


1582 
$.7 . 1323 
.8 . . 1335, 1610 
. 14 2.1425 
. 18 . ‚1844, 1323 
44. . 1348 
3... . . 1429 
. 49 . 414065, 1466, 1568 
v. 26. October, rain. L. 6 B. 


Nr.27, Sei. ‚enthaltend Aende: 
rungen der daß Volksſchulweſen 
betr. Geſetze v. 29. April 1873 
und v. 19. December 1874 . 


SS. 2, 3 .. 

0.19. December, böhm. 8 G.B. 

Nr. 86, Gef., betr. Die Rege⸗ 

ung ee Rechtöverbältniffe 
e 


1325 
. 1326 


Nr.| Jahr 
1877 


Nr, 

v. 30. Septemfer, mähr. 2. 
G. B. Nr. 38, Straßengeſetz 48 
ee... 1485 


für Mähren . 


1878 


bes reritanbed an den Volks⸗ 
ſchulen, F. 34 . . . 1551 
v.30. Beoimber, geh 8... 
ex 1877 Nr. 55, Geſ., betr. ._ 
Aufhebung des Propinationd- 
rechtes, _ 
8,4... 1270 
PIERRE 
v. 8. März, Re. G. B. Nr. 26, 1879 


Geſ., betr. Aenderungen ber 
Gebü ven eſetze, 
. 1274 


8F. 19, . 

12.86 6, 1n, 2a 3. 1 1329 
$. 10, 13, 24 . 1502 
28 . 1587 


v.15. März, R. ©. 8. Nr. 31, 
&ef., betr. Hauszinsfteuerfrei- 
beit für Neubauten . 1376, vi 


0.30.Rovember, galiz. L. G. B. 
Nr. 61, Statth. Vog. 3.56438, 
betr. Umwandlung der Map- 

rößen bezügl. des Kleinver⸗ 
? chleißes mit verjüßten geifti- 
gen Getränken . . 
v. 6. Februar, galiz. 2. © 8. 
Nr. 20, Statth.⸗Vdg. 3.4345, 
betr. Anzeigepflicht bei Ver⸗ 
änderungen in der Perjon ber 
Propinationsſchänker ..11470 
v. 21. Juli, Fin⸗Min.Vogbl. 
Nr. 16,Min.⸗Erlaß 3. 18683, 
bete. ben Termin für Einbrin 
gung von Beſchwerden gegen 
djuſtirung von rReiſerech⸗ 


nungen . . . . 1594 


1880 » 25. Marz, R. 


$. 14, Aline 2. . 1471 


d. 18. Februar, R. ©. 2. 
Pr. 30, Eifenbahn Erpropria- 
tionögefeg, 

‚4 . 1567 


N 17, 18, 0... 1278 
48, 19, 23, 34, Abf. 3 u. 
37 . 129 


$- 
v 18. März, R. ©. B. Nr. 31, 
Gef, betr. Verjährung ber 
directen Steuern, Gebühren ıc. 
. . 1512, 1580 
1519 
. . 1376, 1580 
. . 1501, 1512, 1580 
v. N, April, böbm. L. G. B. 
Nr. 19, Geſ., betr. Ausſchei⸗ 
dung von Gemeinden aus dem 
Vertretungdgebiete Unhoſt u. 
Vereinigung zu einem beſon⸗ 
deren a tretumgdgebiete mit 
dem Site ber Bezirfsvertre- 
tung in Kladno . 1565 
v. 27. Juni, R. ©. 8. Rt. 71, 
Zuderfteuergeieß, $. 3, 3 4 1433 
v. 27. Juni, R. G. B Re. 67, 
Sel. betr. die Einführung des 
neuen Zolltarifd, Art. I. .: 


v. 3. April, R. G. B. Nr. 55, 
Min.⸗Vdg., betr. Genehmi- 
gung von Bauten, wegen mwel- 
her die Herabminderung des 
Religiondfonböbeitrageß ange- 
ſprochen wird . . 
v.22. Mai, R. ©. 8. Sr. 68, 
Finanzgeſetz, Art. IV. . 130 
v 11. uni, R. G. B. Mr. 3, 

Ginquärtirungägefep, 

13, 24 . „1344 


. 13, 23, 24, 35. . 1343 
Art. IV des Einf. Geſ., und 
N 5,6, 31, 1389 
39.10.38 9.8.12 1427 
‚55 1567 
1. Juli, R. G. 2. Nr. "94, 


wo 


1296 


Durcfähr.- Vdg. zum Ein- 
quartitungägeieße . . 1427 
ad ‚31 1389 


30. December, N. ©. 8. 
Sir 137, ©ef., betr. die Ein 
beziehung bed Solausihtuiee 
Sftrien und des beſond. Zoll- 
ebieted Dalmatien in das 
ofterr.eungar. Zollgebiet . . 1368 
8.8 Nr.39, 
Gef , betr. die Steuerfreibeit 





$. 4 
1880 ». 13. Suni, R. G. B. Nr. 70, 


1881 
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| N 
bei neun, | Um: u. Zubauten, 
1 F .. .13 


Militärtargeſetz, 
F. 3 Alinea 4 . 
Ne „Alinea 3 . . 

4 4... . 1379 
v. 18. Juni, R. ©. B. Nr. 74, 
Gef., betr. Abänderung der 
Beſtimmungen über dieRüben: 
zuderbeiteuerung, 6 il . . 
v. 6. October, dalm. 8.6.82. 
Nr. 57, Gem. Wahl Geſ. 

. 18 und 19. 


. 4, 18. 
27. December, R. ©. B. 
Nr. 151, Geſ., betr. Aende: 
rungen der Erwerb: u. Ein 
fommenfteuergefeße in ihrer 
— auf Me u. 1057 
irthfchaftsgenofjenichaft. ꝛc. 
o 3 1440, 1477, 1491 
§. 1 20.20. . 1251, 1297 


1340,1 
v.23. Mai, R.GB. Nr. 64, 
Handelövertrag mit veutſch⸗ 


land, Art. 18, 19 
v. 7. Juni, R. G. B. Nr. 49, 


— 


tr. Jahr 
Geſetz, betr. Feſtſtellung der 


Grundſteüerhauptſumme, 
Art 


1881 v. 7. Juni, R. G. B. der. 51, 
Tinanzgefeb . . . 
v. 23. Juni, R. G. B. Nr. 62, 
Geſetz, betr ben Hanbel mit 
gebrannten geiftigen Geträn: 
fen ꝛc., 

l 


g. a 
6S. 14,17... 
125,1... 
1, 3.5. 
‚1, Alinea 1, $$. 3-8 u. 18 
v. 2. Juli, R. G. B. Nr. 74, 


dn : Min. « Durchführungs- 
dg. zum Gefeß, bett. den 


Handel mit gebrannten gei—⸗ 


fligen ®etränfen (0. 23. Zuni 
1881), 89. 1, 3, 3.2, 8. 4 

— 2.21. Auguft, R.G. B. Nr. 112, 
Min.-Vdg., betr. die Durch⸗ 
rübrung des Geſ. v. 7. Mai 
1874 über die Religionsfonde— 
beiträge . . 

1882 v. 12. Jänner, niever zöflerr. 
2. ©. B. Nr. 14, Geſ., betr. 
eine Ergänzung ber provif. 
Gem. Ordg. für Vin . 

— 20.9 Februar, R.G. B. Nr. 17, 
Geſ., betr. Aenderung der Ge⸗ 
bäubefteuergefeße, 

. ig lit. a a... 


v.29. März, R. G. B. Nr. 33, 
—— At. IV... 


I. 
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. 1569 


1985 


1529 


Trud von G. 3. Manz in NRegenöburg. 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter. 











